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Vorwort zur Internet-Ausgabe 2005

Der Missionsleiter und Expansionspublizist Friedrich Fabri (1824–1891) spielte eine zen-
trale Rolle in der organisierten Kolonialbewegung im Deutschland des späten 19. Jahrhun-
derts. An ihrem Anfang stand die öffentliche Diskussion um Fabris Werbung für eine Art
imperialer Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik. Er verstand sie als integrale Krisenthera-
pie für eine durch Massenauswanderung, wirtschaftliche Wachstumsstörungen und latente
Revolutionsfurcht geprägte Epoche hektischer Modernisierungsschübe im Umbruch vom
Agrarstaat mit starker Industrie zum Industriestaat mit starker agrarischer Basis. Der Ge-
danke an die Bewältigung gesellschaftlicher Probleme durch überseeische Expansion und
gesteuerte Massenauswanderung in koloniale Siedlungsräume war, neben Mächterivalität,
Wirtschafts- und Handelsinteressen, eine wesentliche Komponente in den imperialen Vi-
sionen im Europa des 19. und frühen 20. Jahrhunderts. Leitbilder waren britische sozial-
imperiale Konzepte über Migration und koloniale Expansion.

Im Zentrum dieses zuerst 1975 erschienenen Buches1, das hier in zweiter Ausgabe als
Internet-Publikation vorgelegt wird, steht eine von der Biographie Fabris ausgehende Ideen-
, Sozial- und Strukturgeschichte kolonialer Visionen und Ambitionen im Deutschland des
späten 19. Jahrhunderts. Ich bin immer wieder nach einer Neuauflage dieses seit langem
vergriffenen Buches gefragt worden. Die Gelegenheit eines Vorworts zur Neuausgabe als
Internet-Publikation nutze ich für einen knappen einführenden Überblick über die – in der
Buchausgabe von 1975 nur angedeuteten – britischen Leitkonzepte über Migration und
Expansion, bei dem ich mich weitgehend auf mein Buch ›Europa in Bewegung‹ stützen
kann.2 Im Falle Großbritanniens wurden diese Konzepte ein Stück weit historische Erfah-
rung. Im Falle Deutschlands blieben sie im episodischen Nachvollzug weitgehend Illusion.

*     *     *

Das Zeitalter des Liberalismus ist für Großbritannien lange zu Unrecht nur als Periode ko-
lonialen Desinteresses bzw. sogar antikolonialen Kurswechsels betrachtet worden. Vor-
stellungen vom kolonialpolitischen ›Laisser-faire‹, von den Kolonien als ›Mühlsteinen um
den Hals des Mutterlandes‹ und vom ›Antikolonialismus‹ um die Mitte der viktorianischen
Periode waren langlebige Legenden der imperialen Geschichte Großbritanniens in der Epo-
che des Liberalismus.3 Sie erlagen erst Mitte des 20. Jahrhunderts dem berühmten Angriff
der Historiker J. Gallagher und R. Robinson, die daran erinnerten, daß Großbritannien sein
informelles Imperium (›informal empire‹) ebenso wie seine formell-direkte Territorialherr-
schaft in Übersee auch um die Mitte des 19. Jahrhunderts deutlich ausgedehnt hatte.4 Im
Zeitalter des Hochimperialismus der Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg, das mit dem
›Wettlauf um Afrika‹ (›Scramble for Africa‹) Anfang der 1880er Jahre begann, wuchs das
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britische Empire stark weiter. Zur Zeit seiner größten Ausdehnung, 1933, umfaßte es
schließlich knapp 32 Millionen Quadratkilometer, mithin fast 24% der gesamten
Landoberfläche der Erde und eine Bevölkerung von knapp 502 Millionen, annähernd ein
Viertel der Weltbevölkerung.

Auswanderung und Siedlung waren im 19. und frühen 20. Jahrhundert zentrale Themen
der britischen Empire-Diskussion. Erst im frühen 20. Jahrhundert indes entwickelte sich
das Empire zum Hauptziel der anhaltend starken britischen Auswanderung, nachdem, wie
Hobson in seiner Imperialismus-Studie notierte, noch 1884–1903 erst weniger als die
Hälfte der britischen Auswanderer in die britischen Überseegebiete ausgereist war.5 Seit
dem frühen 19. Jahrhundert durchzogen die britische Kolonialgeschichte vor dem jeweili-
gen wirtschafts-, sozial- und politikgeschichtlichen Hintergrund unterschiedlich geprägte
und gewichtete ›imperial-soziale‹ Perspektiven. Über koloniale Siedlungsförderung (z.B.
durch die Ansiedlung von Kriegsveteranen) hinausreichende Gedanken an eine koloniale
Entlastung staatlicher und kommunaler Etats des ›Mutterlandes‹ durch die Abschiebung
von Kostgängern aus der Metropole an die koloniale Peripherie waren dabei durchaus nicht
neu: Die Deportation von Sträflingen, Insassen von Arbeitshäusern, aber auch von Heim-
und Waisenkindern in die Kolonien hatte eine lange Tradition – schon 1618 hatte ein briti-
scher Segler 100 Kinder ins koloniale Virginia geschafft.

Neu war der über die Entlastung von mißliebigen, weil kostspieligen Sozialfällen hinaus-
gehende, durch gesellschaftliche Bedrohungsvisionen forcierte Gedanke an eine Bewälti-
gung oder doch Linderung gesellschaftlicher Probleme durch ›Empire-Settlement‹. Diese
Vorstellungen bildeten einen Schwerpunkt der ineinander greifenden britischen Sozial- und
Kolonialdiskussion der ersten Jahrhunderthälfte. Sie fanden in Krisenzeiten auch später
immer wieder Beachtung, besonders in den 1880er Jahren, in den Jahren vor, während und
nach dem Ersten Weltkrieg, aber auch noch während und nach der Weltwirtschaftskrise. Im
späten 19. und frühen 20. Jahrhundert konkurrierten dabei, zuweilen auch in verschränkten
Konzepten, ›Social Reform‹ und ›Empire Settlement‹. In der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts schließlich setzte sich – anstelle des letztlich mehr propagierten als praktizierten ko-
lonialen Exports von sozialen Problemen, aber auch anstelle grundlegender Reformen – die
Linie der Sozialpolitik im nationalen Wohlfahrtsstaat durch.6

Das ›Pauperismus‹ genannte frühindustrielle Massenelend, die Angst vor sozialrevolu-
tionären Eruptionen und die starke Zuwanderung aus Irland hatten im England des frühen
19. Jahrhunderts die Angst vor einer Zuspitzung der gesellschaftlichen Problemlagen ver-
schärft. Beachtung fanden vor diesem Hintergrund die schon Ende des 16. Jahrhunderts von
Giovanni Botero (›Della ragion di stato‹, 1589) entworfenen, im 18. Jahrhundert wieder-
entdeckten, erweiterten und schließlich in der Bearbeitung von Thomas R. Malthus welt-
weit bekanntgewordenen, düsteren demo-ökonomischen Krisenvisionen. Sie ankerten in
der These vom dramatisch abnehmenden Nahrungsspielraum aufgrund eines in geometri-
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scher Progression fortschreitenden Bevölkerungswachstums bei nur in arithmetischer Folge
vermehrbaren Subsistenzmitteln.7

Die Suche nach Lösungen führte in den britischen sozial-imperialen Perspektiven bis zur
Mitte des 19. Jahrhunderts zu zwei großen Vorstellungskreisen, von denen der erste bis in
die frühen 1830er Jahre, der zweite fortan dominierte. Im Zentrum des ersten Vorstellungs-
kreises stand in der publizistischen und parlamentarischen Diskussion der von Charles
Buller »Rausschaufeln der Pauper« (»Shovelling out paupers«) genannte Armenexport
durch geförderte Emigration – vorzugsweise, wenn auch nicht notwendig, in britische Ko-
lonien: Die Armenlasten würden sinken, die Löhne steigen, das bedrohliche Gespenst einer
alles verschlingenden Sozialrevolution wäre gebannt. Sir Robert Horton, seit 1823 Unter-
staatssekretär im Kriegs- und Kolonialamt, 1826/27 Präsident des Parlamentarischen Aus-
wanderungskomitees und die nach ihm genannten ›Hortonisten‹ waren führende Repräsen-
tanten dieser Denkschule. Selbst Malthus sah darin eine Übergangslösung, weil eine starke
Auswanderung seines Erachtens auf Zeit eine Entlastung des Arbeitsmarkts, eine gewisse
Besserung der Lage der stark anschwellenden Unterschichten mit sich bringen und damit
seinen eigenen Konzepten bessere Chancen bieten könnte; denn er ging davon aus, daß
freiwillige Geburtenkontrolle durch Enthaltsamkeit (»moral restraint«) bei den geburten-
starken Unterschichten ein Mindestmaß an Erfahrung in der Gestaltbarkeit besserer Le-
bensumstände (»taste for comforts«) voraussetzte.

Seit den frühen 1830er Jahren wurden die vergleichsweise schlichten Vorstellungen der
›Hortonisten‹ vom Pauper-Export in der publizistischen und parlamentarischen Debatte
überlagert durch das erheblich komplexere, Wirtschafts-, Gesellschafts- und Kolonialpolitik
umschließende, politisch-ökonomisch begründete Konzept der ›Systematischen Kolonisati-
on‹: Frühe zeitgenössische Expansionstheoretiker waren in diesem Zusammenhang die
›Kolonialreformer‹ aus dem Kreis der Anhänger des utilitaristischen Sozial- und Rechts-
philosophen Jeremy Bentham. Diese ›Philosophischen Radikalen‹ erdachten Grundzüge der
Politischen Ökonomie lange bevor Karl Marx 1849 in London eintraf und Generationen vor
der Imperialismuskritik von Hobson und marxistischen Theoretikern. Sie entwickelten Pro-
gramme mit konkreten Handlungsanleitungen für die imperiale Praxis, in denen später Im-
perialismuskritik und Imperialismustheorien wichtige Ansatzpunkte und Leitargumente
fanden. Die Philosophischen Radikalen waren zwar Kritiker des merkantilistisch restrikti-
ven ›alten‹ Kolonialsystems. Sie sorgten auch für die Beseitigung widersprüchlicher Strate-
gien und hemmender Restriktionen. Sie befürworteten aber zugleich auch Pläne zur inten-
siveren Besiedlung und Erschließung Australiens und Neuseelands. Sie waren mithin weder
Kolonialkritiker noch Kolonialapologeten allein, sondern auf flexible Weise beides zu-
gleich.

Die Philosophischen Radikalen begnügten sich nicht mehr mit Konzepten zum Pauper-
Export nach Übersee zur Sicherung von Erwerbsangebot und sozialem Frieden im ›Mut-
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terland‹. Sie kamen über eine politisch-ökonomische Analyse der Funktionsweise des mo-
dernen Kapitalismus schon in den 1830er Jahren zum Konzept einer dreifachen Exportof-
fensive an Waren, Kapital und Menschen: Forcierung des Warenexports durch formell-
koloniale und informelle überseeische Marktexpansion; Export von überschüssigem und
deshalb die Profitrate drückendem Kapital (»surplus capital«) nach Übersee sowie Export
von überschüssiger und deshalb billiger, in der Kolonialproduktion einsetzbarer Arbeits-
kraft (»surplus labour«).

Hintergrund dieses imperialen Denkens war das Bewußtsein der zu dieser Zeit noch un-
umstrittenen globalen Führungsposition Großbritanniens in Industrieproduktion, Außen-
handel und am weltweiten Kapitalmarkt. Die Philosophischen Radikalen hielten zwar dort,
wo Investitionen und Marktbedingungen besonders sicherheits- bzw. schutzbedürftig er-
schienen, auch formell-direkte Kolonialherrschaft für sinnvoll und nötig. Sie propagierten
aber ein möglichst weit darüber hinausreichendes ›Informal Empire‹. Es sollte durch kultu-
relle und mentale Bindungen ebenso zusammengehalten werden wie durch die materielle
Bindungskraft von Kapitaltransfer und einen kontinuierlichen Warenaustausch überseei-
scher Agrarprodukte gegen britische Industrieerzeugnisse. Würde diese notwendige über-
seeische Erweiterung des »Produktionsgebietes« (»field of production«) mißlingen, dann
müsse letztlich mit einer die Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen Großbritanniens zer-
trümmernden Sozialrevolution gerechnet werden.

Wichtigster Theoretiker dieser Gruppe war Edward Gibbon Wakefield, draufgängeri-
scher Sohn eines Londoner Grundstücksmaklers. Er hatte hinter Gittern – während einer
dreijährigen Gefängnisstrafe, die er wegen Eheschwindels gegenüber einer reichen Erbin
im Newgate Prison absitzen mußte – Zeit gefunden, sich eingehender in koloniale Fragen
zu vertiefen. Ergebnis war das bald berühmte und seine anderen Ideen in den Schatten stel-
lende Konzept der ›Systematischen Kolonisation‹, dessen ökonomischen Kern er in seinem
1829 erschienenen Buch ›A Letter from Sydney‹ vorstellte und 1833 in seinem Buch ›Eng-
land and America‹ in den politischen und gesellschaftlichen Hintergrund einbettete.

Zur hiervon ausgehenden ›Wakefield-Schule‹ zählten nicht nur bekannte zeitgenössische
Meinungsführer wie z.B. der – nicht dem Benthamkreis zugehörige – Nationalökonom Ro-
bert Torrens. Auch John Stuart Mill, der wichtigste Ökonom der Bentham-Schule, entnahm
den Schriften Wakefields zentrale Argumente. Marx irrte, wenn er später meinte, der
›Bourgeois‹ Wakefield habe hier versehentlich Geheimnisse der kapitalistischen Ausbeu-
tung der Arbeiterklasse enthüllt; denn Wakefield legte in Wirklichkeit nicht nur ganz offen,
sondern auch ausdrücklich handlungsorientiert Entwürfe zu einer »allgemeinen Theorie des
Empires« (B. Semmel) vor, in deren Zentrum die Forderung nach einer »Erweiterung des
Produktionsgebietes« stand.
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Den Hortonisten ging es in erster Linie um den Export der als sozialrevolutionäres Po-
tential beargwöhnten erwerbslosen Armen und erst in zweiter Linie um Ziele und Nutzen
ihrer Ansiedlung in Übersee. Zu den Leitvorstellungen der Wakefield-Schule dagegen ge-
hörte, neben der zentralen Bedeutung des Kapitalexports, auch eine Ablenkung der briti-
schen Auswanderung von den auf dem Weltmarkt konkurrierenden Vereinigten Staaten und
die ökonomische Nutzung ihrer Ansiedlung in britischen Kolonien bzw. Interessengebieten.
Gemeinsam war Hortonisten und Wakefield-Anhängern, daß sie bei alldem ausschließlich
das Wohl des ›Mutterlandes‹ im Auge hatten und nicht das der nach Übersee verwünschten
›überschüssigen‹ und zudem als sozialrevolutionäres Potential beargwöhnten unterbürgerli-
chen und unterbäuerlichen Schichten.

Im Zentrum der Überlegungen Wakefields stand ein für seine Betreiber profitables Sy-
stem von Menschen-, Kapital- und Warenexport, das sich auf Kosten der Arbeitskraft der
exportierten Siedler weitgehend selbst finanzieren sollte: Bisherige Kolonisationsversuche
seien häufig an Engpässen von Arbeitskraft und Kapital gescheitert. Auswanderer würden
in den Kolonien zu früh zu Eigentümern, die dann, als selbständige Produzenten, oft Opfer
ihrer eigenen Unerfahrenheit würden. Zugleich fehlten Arbeitskräfte zum Aufbau einer
profitablen Kolonialwirtschaft, weshalb auch der Export von auf dem britischen Binnen-
markt überschüssigem Kapital zu Kolonisationszwecken nicht zureichend in Gang komme.
Anders gewendet: Ein zureichendes Potential an billigen Arbeitskräften zur Erschließung
und Bewirtschaftung von produktiven Kolonialländereien würde im ›Mutterland‹ Erwerbs-
angebot und sozialen Frieden sichern, den Kapitalexport ins Empire stimulieren und den
Financiers des Systems hohe Renditen einbringen.

Wakefields Lösung zentrierte in einem Kerngedanken, der auch Elemente des ›Redemp-
tioner-Systems‹ aufnahm. Es war die ursprünglich als ›Indentured Servitude‹ von Kapitänen
der Transatlantiksegler als Arbeitskräftemaklern vermittelte, nach vielerlei Mißbräuchen
später gesetzlich eingeschränkte und vertraglich geregelte freiwillige Schuldknechtschaft
auf Zeit. Mit ihrer Hilfe konnten zahllose arme Auswanderungswillige, vor allem aus Ir-
land, aber auch aus dem deutschsprachigen Raum, bis ins frühe 19. Jahrhundert hinein die
Transatlantikpassagen für sich und ihre mitreisenden Familienangehörigen vorfinanzieren,
bis insbesondere die auf Herkunftsgemeinschaften gestützten transatlantischen Migrations-
netzwerke Kettenwanderungen mit Hilfe von ›prepaid tickets‹ ermöglichten.

Mittellosen bzw. finanziell unzureichend ausgestatteten Auswanderungswilligen sollten
nach dem Konzept Wakefields gegen eine mehrjährige – nach dem Vorschlag von Torrens
dreijährige – Arbeitspflicht die Überseepassage vorfinanziert werden. Erst nach Ableistung
dieser Arbeitspflicht sollten sie Land erwerben können, und zwar zu einem »hinreichend
hohen Preis« (»sufficiently high price«). Das sollte den Financiers, zu denen Wakefield sich
selbst hoffte zählen zu können, zu erheblichen Investitions- bzw. Spekulationsgewinnen
verhelfen. Eine Alternative zu diesem System sah Wakefield bemerkenswerterweise nur in
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der Einführung bzw. Wiedereinführung der – zur Zeit seines ersten Buches (1829) schon
unter öffentliche Ächtung geratenen und im Publikationsjahr seines zweiten Buches (1833)
endgültig aufgehobenen – Sklaverei.

Die dreifache Exportoffensive an Waren, Kapital und Menschen sollte ein flexibles
Steuerungsinstrumentarium zur Bewältigung von Überproduktionskrisen bieten, dauerhaf-
tes Wirtschaftswachstum und zureichendes Erwerbsangebot im ›Mutterland‹ ebenso sichern
wie eine ertragreiche Wirtschaftsentwicklung in den britischen Kolonien und Interessenge-
bieten sowie deren feste Verbindung zur Metropole. In ihrer gesellschaftspolitischen Funk-
tion aber sollte die ›Systematische Kolonisation‹ vor allem als »Sicherheitsventil« gegen
eine sozialrevolutionäre »Explosion« wirken: Für Torrens etwa war schon 1817 klar, daß »a
well-regulated system of colonization acts as a savety-valve to the political machine, and
allows the expanding vapour to escape, before it is heated to explosion.«8 Viele andere
Zeitgenossen schlossen sich diesen Perspektiven an, denen angesichts der Chartisten-
Aufstände in Birmingham und Newport 1839 und schließlich unter dem Eindruck der Re-
volutionen auf dem Kontinent 1848/49 geradezu die Qualität eines gesellschaftspolitischen
»Allheilmittels« zugesprochen wurde.

Die Periode des Hochimperialismus ab 1880 brachte zunächst den ›Wettlauf um Afrika‹
und, unter dem wachsenden Druck der ausländischen Konkurrenz zur Zeit des Burenkrie-
ges, den Wandel vom »freihändlerischen Kolonialismus« zum »liberalen Imperialismus«.9

Über diesen Wandel hinweg konkurrierten seit den 1880er Jahren in der Empire-Diskussion
aufs neue die Konzepte zur nationalen und imperialen Bewältigung gesellschaftlicher Pro-
bleme: 1868 hatte Sir Ch. Dilke in seinem Buch ›Greater Britain‹ von der »rasant engli-
scher werdenden Welt« (»The World is rapidly becoming English«) gesprochen. 1883 for-
derte R. Seeley eine planmäßige »expansion of England«, während R. Kipling »des weißen
Mannes Bürde« (»white man’s burden«) als vorwiegend britische koloniale Sendungsvor-
stellung propagierte.

Die neuere englische Kolonialbewegung, die seit dem Ende der 1860er Jahre von sich
reden machte und den Wert des Empire gegen seine liberalen Kritiker verteidigte, nahm die
alten Auswanderungsargumente in erweiterter Form wieder auf. Zwei Absichten standen
nun zunächst im Vordergrund: Der Zusammenhalt mit den Kolonien sollte durch »Imperial
and Colonial Partnership in Emigration« gefestigt werden. »Erziehungskapital«, Produkti-
ons- und Konsumtionskraft der Auswanderer sollten nicht länger an die Vereinigten Staaten
abgetreten, sondern für Großbritannien erhalten werden. Hinzu trat angesichts der weltwirt-
schaftlichen Wachstumsstörungen und der damit auch in England verbundenen ökonomi-
schen und sozialen Probleme aufs neue der alte Gedanke an Auswanderung als soziales
Krisenregulativ.10
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Seit den 1880er Jahren verdichtete sich die Diskussion um ›Empire Migration and Social
Reform‹ zu Konzepten und konkreten Programmen. Nach dem Ende der Deportation von
Sträflingen nach Australien und Tasmanien 1853 gab es in den Konzepten des ›Empire
Settlement‹ neben der herkömmlichen Auswanderungs- und Siedlungsförderung und der
Zwangsverschickung von Heim- und Waisenkindern, aber auch von anderen Jugendlichen,
die verschiedensten Komponenten. Sie reichten von Gedanken an einen Ausgleich der Ge-
schlechterverhältnisse – Frauenüberschuß in Britannien versus Männerüberschuß in den
Dominions – durch geförderte Frauenauswanderung bis hin zu der zivilisationskritischen
bzw. urbanophoben Vorstellung, Auswanderung in Siedlungskolonien werde als eine Art
»neue Taufe« gegen die perhorreszierten Schattenseiten des Urbanisierungsprozesses wir-
ken.11

Die Umsetzung solcher Vorstellungen wurde zunächst durch zahlreiche nichtstaatliche
Hilfsorganisationen getragen, die später zum Teil in Kooperation mit staatlichen Institutio-
nen arbeiteten. Unter den Gewerkschaften, die sich um die Förderung der Auswanderung
von Erwerbslosen oder mit ihren Beschäftigungsverhältnissen unzufriedenen Mitgliedern
bemühten, unterstützte die ›National Agricultural Labourers’ Union‹ 1872–81 die Auswan-
derung von mehr als 40.000 Mitgliedern und ihrer Familien. Unter den philanthropischen
und karitativen Organisationen, deren Engagement für die Beratung und Förderung insbe-
sondere von minder- oder unbemittelten Auswanderern weit über das 19. Jahrhundert zu-
rückreichte, gab das 1903 gegründete ›Migration and Settlement Department‹ der ›Salva-
tion Army‹ an, bis 1914 rund 80.000 und bis 1938 mehr als 250.000 Auswanderer beraten
und unterstützt zu haben. Von der ›British Women’s Emigration Association‹ und ähnlich
ausgerichteten Organisationen wurde 1884–1914 die Auswanderung von mehr als 20.000
Frauen gefördert. Hilfsorganisationen für die Auswanderung von Kindern und jugendlichen
Siedlern förderten 1868–1925 die Auswanderung von ungefähr 80.000 Kindern, meist im
Alter von bis zu 14 Jahren, nach Kanada.

Obgleich die nichtstaatlichen Hilfsorganisationen 1910–13 immerhin beanspruchen konnten,
rund 10% der Empire-Migration gefördert zu haben, lag die eigentliche Bedeutung ihrer
Arbeit mehr in der Mobilisierung anhaltenden öffentlichen Drucks auf die Regierung, die
dennoch lange zurückhaltend blieb. Ihren Höhepunkt erreichte die – nach dem Ersten
Weltkrieg schließlich erfolgreiche – Mobilisierung der Öffentlichkeit, als das ›Royal Colo-
nial Institute‹ 1910 eine Repräsentantenkonferenz von 50 Auswanderungsorganisationen
zusammenrief, die sich zu einem ständigen Ausschuß zusammenschlossen. Auf staatlicher
Seite wurde die seit den 1880er Jahren zunächst nur zögernd akzeptierte doppelte Linien-
führung von nationaler und imperialer ›Sozialpolitik‹ angesichts der anhaltend hohen briti-
schen Auswanderung und vor dem Hintergrund dieser öffentlichen Pressionen schrittweise
intensiviert.
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Wirtschaftskrise, Erwerbslosigkeit und die befürchteten sozialen und innenpolitischen
Folgen führten nach dem Ersten Weltkrieg zu einer Forcierung beider Konzeptionslinien.
Dabei fand die Linie des ›Empire Settlement‹ ihren Höhepunkt im ›Empire Settlement Act‹
von 1922, in dem bis zu 3 Millionen Pfund pro Jahr für die Auswanderungsförderung fest-
geschrieben wurden, womit 1922–35 die Auswanderung von 405.242 Personen unterstützt
werden konnte. Die Verordnung von 1922 wurde in überarbeiteter Form 1937 für weitere
15 Jahre in Kraft gesetzt und in den 1950er und 1960er Jahren noch mehrfach verlängert.

Insgesamt wanderten aus dem Vereinigten Königreich vom frühen 19. bis zum frühen 20.
Jahrhundert (1815–1912) mehr als 21 Millionen Menschen aus. Von den 1871–80 insge-
samt 1,1 Millionen Auswanderern strebten erst ein Drittel, von den 1901–10 insgesamt 1,8
Millionen aber schon rund die Hälfte und von den abermals 1,8 Millionen 1920–29
schließlich fast drei Viertel in Überseegebiete innerhalb des Empires. Von den Auswande-
rungen der 1920er Jahre gehörten in der stärksten Phase (1923–29) mehr als 31% in den
Bereich der geförderten Auswanderungen. Initiatoren und organisatorische Träger der
Auswanderungsförderung und -lenkung schrieben, von festen Meinungsmustern in der öf-
fentlichen Diskussion gestützt, diese Verlagerung der Auswanderungsrichtungen wesentlich
ihren eigenen Bemühungen zu. Dennoch war nicht zu übersehen, daß auch die restriktive
Einwanderungspolitik der Vereinigten Staaten nach dem Ersten Weltkrieg wesentlich zu
diesem Wandel beigetragen hatte.

Wenn die Intensivierung des ›Empire-Settlement‹ trotz beachtlicher Ergebnisse hinter
den Vorstellungen ihrer Propagandisten zurückblieb, so hatte dies mehrere Gründe: Zum
einen war die Aufnahmekapazität der Dominions bei weitem überschätzt worden. Hinzu
kam, daß sie – als inzwischen souveräne Staaten – längst eigene, auf Kontrolle und Steue-
rung ausgehende Einwanderungspolitik betrieben, so daß es in der Regel mehr europäische
Einwanderungswillige als akzeptierte Einwanderer gab. Darüber hinaus ging der Wandel
zum nationalen Wohlfahrtsstaat auf Kosten der Perspektive der ›imperialen Sozialpolitik‹:
Für die in der Auswanderungsförderung engagierten Hilfsvereine und staatlichen Institutio-
nen wurde unübersehbar, daß »the evolution of the domestic social reform program was in
fact inhibiting the imperial strategy«.12

Schließlich wurde der publizistischen Agitation für organisierte Auswanderung zum Ab-
bau von potentiell revolutionärem ›Bevölkerungsdruck‹ durch den Umbruch der generati-
ven Strukturen zur modernen Industriegesellschaft zunehmend der Boden entzogen: Der
Fall der Geburtenraten seit den 1930er Jahren führte sogar zur Angst vor Vergreisung und
Arbeitskräftemangel. Hinzu kam, daß die Exportindustrie nun davor warnte, britische Aus-
wanderer könnten, in den verarbeitenden Industrien der Dominions beschäftigt, mit den
Produkten ihrer Arbeit dem ›Mutterland‹ überseeische Märkte streitig machen. Es gab zwar
einzelne Maßnahmen in der Tradition des Empire Settlement noch bis in die 1960er Jahre;
aber in der Konkurrenz der Entwicklungslinien von ›nationaler‹ und ›imperialer Sozialpoli-



Vorwort zur Internet-Ausgabe 2005 17

tik‹ hatte spätestens in den 1930er Jahren schon der Weg zum nationalen Wohlfahrtsstaat
gesiegt.

Wäre es nach den Visionen der deutschen Expansionspublizisten und Kolonialagitatoren
der späten 1870er und frühen 1880er Jahre gegangen, dann wäre das deutsche Kolonialim-
perium eine an seinem Vor- und zugleich Schreckbild orientierte, wenn auch im Vergleich
zu dessen globalen Dimensionen eher überschaubare Kleinausgabe des britischen Empire
geworden. Die Orientierung an britischen Leitbildern reichte anfangs von Zielvorstellungen
und Organisationsformen der Kolonialbewegung bis zu Bismarcks Versuch, die deutschen
›Schutzgebiete‹ (›protectorates‹) durch nichtstaatliche ›Schutzbriefgesellschaften‹ (›char-
tered companies‹) verwalten zu lassen, nach dem ebenfalls vom britischen Vorbild abge-
leiteten Motto ›Die Flagge folgt dem Handel‹ (›The flag follows the trade‹).

Es sollte anders kommen. Das deutsche Kolonialimperium überdauerte nur drei Jahr-
zehnte und gehörte nach dem Ersten Weltkrieg schon der Geschichte an. Die sozialimpe-
riale Perspektive hatte dabei von Anbeginn mehr in der Propaganda als in der Wirklichkeit
der kolonialen Expansion selbst gelebt. Die Eigendynamik der kolonialen Situation war von
den Expansionspropagandisten bei weitem unterschätzt worden. Das galt aber auch für
Bismarck selbst, der Mitte der 1880er Jahre für eine kurze Zeit davon ausgegangen war,
eine Art Expansionspolitik mit beschränkter Haftung für das Reich treiben zu können – ohne
eine im engeren Sinne ›koloniale‹ Verantwortung für das Reich mit schwer kalkulierbaren
Handlungszwängen in Übersee, die die Handlungsfreiheit in seiner europäischen Sicher-
heitspolitik nur beeinträchtigen konnten.

*     *     *

Das hier in zweiter Ausgabe vorgelegte Buch aus dem Jahr 1975 verbindet biographische,
ideengeschichtliche und ideologiekritische sowie sozial- und strukturgeschichtliche
Aspekte: Es reicht biographisch von dem Theologen Friedrich Fabri, dessen Weltsicht ent-
scheidend durch das Erlebnis der Revolution von 1848/49 geprägt wurde, über den Missi-
onsleiter im Spannungsfeld von religiösem Auftrag, Wirtschaftsinteressen und Machtpolitik
bis zu dem nicht zu Unrecht als »Vater der deutschen Kolonialbewegung« bezeichneten
Kolonialpublizisten bzw. -propagandisten und indirekten kolonialpolitischen Berater Bis-
marcks. Am Ende geht es um die Rolle Fabris als öffentlichen Kritiker der ›Schutzge-
bietspolitik‹ des Reichskanzlers im Zusammenhang jener Kampagnen, die Bismarck
schließlich in der weiteren Öffentlichkeit isolierten und seinen Sturz begleiteten. Fabris
Biographie diente mir zugleich als Leitfaden für eine ideengeschichtliche und ideologiekri-
tische Längsschnittanalyse nationaler und sozialer Leitbilder im weiteren Kontext kolonia-
ler Visionen, für eine Ideen- und Sozialgeschichte der organisierten Kolonialbewegung und
für eine Strukturgeschichte der Wechselbeziehungen zwischen Kolonialpublizistik, organi-
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sierter Kolonialbewegung und amtlicher Kolonialpolitik im Deutschland des späten 19.
Jahrhunderts.

Das Buch fand ein breites Echo in der unmittelbar an seine Veröffentlichung anschlie-
ßenden publizistischen und wissenschaftlichen Diskussion. Seine Ergebnisse haben auch in
der weiteren Forschung, zu der ich selbst noch einige andere Publikationen13 beigesteuert
habe, nachhaltige Spuren hinterlassen:

Das gilt für Gesamtdarstellungen zur Geschichte von Kolonialismus und Imperialis-
mus14, aber auch für Quelleneditionen15 und für zahlreiche Einzeldarstellungen zu Expan-
sionspublizistik und organisierter Kolonialbewegung16, Kolonialpolitik17 und Kolonialmis-
sion.18 Die vertiefte Beschäftigung mit Friedrich Fabri reicht herauf bis zu einer auf dem
Internationalen Historikertag in Oslo 2000 vorgestellten neuen englischen Übersetzung19

der 1879 erstmals erschienenen, bald in verschiedenen Auflagen verbreiteten Propaganda-
schrift von Friedrich Fabri ›Bedarf Deutschland der Kolonien?‹, die von seinem Verleger
Perthes 1880 als »auf deutsche Leser berechneter Katechismus zur Kolonialfrage« ange-
priesen wurde.20

Mit der Aufnahme und Umsetzung neuerer kulturgeschichtlicher Forschungsansätze und
Forschungszugänge für die Rezeptionsgeschichte der deutschen Kolonialerfahrung sind
zuletzt annähernd zeitgleich und unabhängig voneinander Michael Schubert und Birthe
Kundrus hervorgetreten: Michael Schubert analysiert in seiner weit ausgreifenden historio-
graphisch-imagologischen Studie ›Der schwarze Fremde‹ das Bild des Schwarzafrikaners
im präkolonialen, kolonialen und postkolonialen Diskurs im Deutschland des 19. und 20.
Jahrhunderts und berücksichtigt dabei für die Epoche des Kaiserreiches insbesondere auch
die kulturmissionarischen Visionen Friedrich Fabris.21 Birthe Kundrus geht es – vorwie-
gend für die wilhelminische Epoche, aber auch unter Rückbeziehung auf die frühen deut-
schen Expansionspublizisten, unter denen Friedrich Fabri der wichtigste war – um die Inte-
gration kolonialer Vorstellungswelten in die zeitgenössische deutsche Mentalitäts- und
Kulturgeschichte, um »das Denksystem einer speziellen Gruppe im Kaiserreich, der Kolo-
nialinteressierten, aufzufächern und zu verstehen«22, einer Gruppe mithin, die durch ge-
zielte Öffentlichkeitsarbeit zu schaffen, zu festigen und zu erweitern das erklärte Ziel des
Expansions- und Kolonialpublizisten Friedrich Fabri war.23

*     *     *

Die Diskussion über die Frage, ob das 1975 in den von Rudolf von Albertini, später von
ihm zusammen mit Eberhard Schmitt herausgegebenen ›Beiträgen zur Kolonial- und Über-
seegeschichte‹ erschienene Buch über Friedrich Fabri nur neu gedruckt oder in überarbei-
teter Ausgabe vorlegt werden sollte, mündete für mich letztlich in eine Aporie:
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Auf der einen Seite gibt es für das engere Untersuchungsfeld – Friedrich Fabri und die
Geschichte der organisierten Kolonialbewegung in der Bismarckzeit – in der neueren For-
schung zwar einige Nuancierungen, Pointierungen und nach dem jeweiligen Blickwinkel
notwendigerweise auch einige andere Gewichtigungen, die aber an dem mit dem Buch er-
reichten Forschungsstand selbst im Grunde wenig geändert haben. So betrachtet, erschien
eine Überarbeitung weder nötig noch sinnvoll.

Auf der anderen Seite hat sich durch den Paradigmenwechsel von der Sozialgeschichte
im engeren und der Gesellschaftsgeschichte im weiteren Sinne zu den heute bestimmende-
ren, im weitesten Sinne kulturgeschichtlichen Forschungsansätzen eine solche Fülle von
epistemologischen Neuorientierungen bzw. neuen Forschungsansätzen und Forschungszu-
gängen ergeben, daß eine Überarbeitung im Ergebnis nichts anderes hätte sein können als
ein komplett neu geschriebenes, ganz anders ausgerichtetes Buch.

Ich habe mich deshalb entschlossen, das Buch inhaltlich unverändert und nur um ein län-
geres Vorwort ergänzt in zweiter Ausgabe als Internet-Publikation zugänglich zu machen.
Apl. Prof. Dr. Jochen Oltmer, Neueste Geschichte/IMIS, danke ich für die kritische Diskus-
sion über die Form der Neuausgabe, die zu diesem Ergebnis geführt hat. Dr. Michael Schu-
bert, Neueste Geschichte/IMIS, verdanke ich Anregungen zur Einschätzung des aktuellen
Forschungsstandes im engeren und weiteren Themenfeld. Sigrid Pusch, Ingrid Sambeth und
Jutta Tiemeyer danke ich für die Vorbereitung des Scan-Textes für die Internet-Publikation.
Dem Netherlands Institute for Advanced Study (NIAS) der Königl. Niederländischen Aka-
demie der Wissenschaften, an dem ich 2002/03 zum zweiten Mal ein Forschungsjahr ver-
bringen durfte, verdanke ich den befreienden Handlungsspielraum, der es mir ermöglicht
hat, neben der Hauptaufgabe, der Vorbereitung einer Enzyklopädie zur Geschichte von
Migration, Integration und Minderheiten in Europa24, auch diese und eine Reihe weiterer
anderer wissenschaftlicher Aufgaben anzugehen.

Osnabrück, im Juli 2004

Klaus J. Bade
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Einleitung

1. Gegenstand der Untersuchung und Reichweite
des biographischen Ansatzes

Diese Studie versteht sich in ihrem Schwerpunkt als Beitrag zu der im Laufe des vergange-
nen Jahrzehnts neu in Gang gekommenen Forschungsdiskussion um den frühen deutschen
Wirtschafts- und Sozialimperialismus im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts, dessen publi-
zistische und politische Exponenten dafür plädierten, Wirtschaftsdepression und gesell-
schaftliche Krise durch überseeische Expansion pragmatisch auszubalancieren oder aber
kompensationsideologisch zu relativieren. Komplexität und Vielschichtigkeit der Proble-
matik spiegeln sich in der Vielfalt der in der Forschung seit Ende der 1950er Jahre gewähl-
ten Ansatzmöglichkeiten. Dem Problem des frühen deutschen Imperialismus der späten
Bismarckzeit kann man sich wie Klauß, Pierard1 und Müller2 von der Beschäftigung mit
einzelnen expansionistischen Interessenverbänden, Propagandaorganisationen und koloni-
alwirtschaftlichen Unternehmen her nähern. Drechsler, Hausen, Stöcker, Tetzlaff und Wirz3

haben demgegenüber die Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Loth und Kaeselitz4 die Missi-
onsgeschichte einzelner ›Schutzgebiete‹, Hell und Brunn5 die Analyse der Bestrebungen
zur Expansion indirekter Herrschaft durch Auswanderungspolitik und Kapitalexport in den
Mittelpunkt ihrer Studien gerückt. Man kann weiter von der zeitgenössischen Imperialis-
musdiskussion, etwa wie Schröder6 von der Frage nach der Haltung der organisierten Ar-
beiterbewegung zum Imperialismusproblem ausgehen, oder aber mit einer nach dem vor-
wiegend sozialökonomisch bestimmten Komplexphänomen greifenden historischen Theo-
rie ansetzen. Diesen Weg hat Wehler7 beschritten. Die vorliegende Arbeit nimmt – um ei-
nen wichtigen, durch Wehlers Beitrag zur Imperialismusforschung nicht hinreichend
abgedeckten Aspekt, das Phänomen und Problem der Auswanderung, ergänzt8 – die von
Wehler für die Bismarckzeit angebotene historische Theorie des Wirtschafts- und So-
zialimperialismus in wesentlichen Grundzügen als heuristisches Paradigma auf.9

Wehlers Studie brachte mit ihrem in vieler Hinsicht grundlegenden Aggregat von Neuan-
sätzen die längst überfällige Ablösung der noch vornehmlich diplomatiegeschichtlich aus-
gerichteten Darstellungen Hagens10 und Zimmermanns.11 Weit auch über den frühen Vor-
stoß Hallgartens12 hinausführend, hat diese zugleich ungemein materialreiche Arbeit die
Imperialismusdiskussion neu forciert und zu einer nicht nur hinsichtlich ihres Gegenstandes
aufschlußreichen Kontroverse Anlaß gegeben.13 Sie trug wesentlich bei zur Intensivierung
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von Theorie-Diskussion und Methodenreflexion in der Geschichtswissenschaft und bildete
so einen festen Markierungspunkt auf dem Weg zur Neubegründung einer Historischen
Sozialwissenschaft zwischen Geschichte, insbesondere Wirtschafts- und Sozialgeschichte,
Ökonomie und Soziologie.14

Dieser Konzeption interdisziplinärer Forschung vermag die vorliegende Untersuchung
ihrer stark biographischen Struktur halber nur insofern zu entsprechen, als sie sich histo-
risch-politischer ebenso wie ökonomischer, soziologischer und sozialpsychologischer Fra-
gestellungen, Methoden und Kategorien zu bedienen sucht. Geschichte von einem weitge-
hend biographischen Ansatz her als Historische Sozialwissenschaft betreiben zu wollen,
muß nicht apriori als ein in sich Zvidersprüchliches Bestreben betrachtet werden. Insbeson-
dere dann nicht, wenn es sich nicht um eine herkömmliche, im Bannkreis intuitiven Verste-
hens verharrende, strikt individualisierende Darstellung, sondern um jenes von Wehler als
»Kompromißlösung« apostrophierte Verfahren handelt, statt einer umfassenden Bio-
graphie – die hier nicht angestrebt wird und aufgrund der überaus schwierigen Material-
lage15 auch kaum mehr zu bewältigen wäre – »biographische Aspekte mit monographi-
schen Sachgesichtspunkten«16 so zu einer analytischen Einheit zu verbinden, daß individu-
elle Motivationen und Verhaltensweisen nicht isoliert interpretiert, sondern in ihrer Be-
stimmung durch und Beziehung auf überindividuelle, sozialökonomische Strukturen und
Prozesse betrachtet und analysiert werden. Diese Studie strebt eine solche Kompromißlö-
sung an.

Die Untersuchung, die sich auf möglichst umfassende Auswertung des einschlägigen, in
Archiven der Bundesrepublik und der DDR ermittelten Aktenmaterials sowie zahlreicher
neu erschlossener Quellen stützt, geht primär von einem biographischen, mithin historisch
in Tragfähigkeit und Reichweite beschränkten Ansatz aus: von der Beschäftigung mit dem
seinen Zeitgenossen als »Vater der deutschen Kolonialbewegung«17 bekannten Leiter der
größten evangelischen Missionsgesellschaft Deutschlands, dem Expansionspublizisten und
-propagandisten, Kolonial- und ›Sozialpolitiker‹ Friedrich Fabri (1824–1891). Ihr themati-
sches Feld umfaßt die auf formelle Kolonialexpansion, also auf Errichtung direkter Territo-
rialherrschaft und die auf informelle Expansion vorwiegend durch organisierte Massenaus-
wanderung und Kapitalexport in industriewirtschaftlich minderentwickelte Überseeregio-
nen gerichteten Bestrebungen, insbesondere Programmatik, Selbstverständnis, Arbeitsme-
thoden und Sozialstruktur organisierter Expansionsinteressen der 1880er Jahre sowie einige
zentrale ökonomische und politische Aspekte in der Praxis der informellen und formellen
deutschen Übersee-Expansion dieser Zeit. Die Möglichkeit, dies von einem primär biogra-
phischen Ansatz her zu bewältigen, die organisierte Kolonialbewegung in ihrer Vorge-
schichte und Geschichte zu erfassen, durch ihre sozialstrukturell, ideologisch und pro-
grammatisch differierenden organisatorischen Verästelungen hindurchzufinden und von
hier aus weiter zur Analyse sozialökonomischer und ideologischer Antriebsfaktoren, innen-,
partei- und parlamentspolitischer Rückwirkungen sowie überseeischer Probleme und
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Aspekte der deutschen Expansions- und insbesondere Kolonialpolitik in der Bismarckzeit
vorzudringen, ergibt sich aus der Schlüsselstellung Fabris in der organisierten Kolonialbe-
wegung und im Grenzbereich zwischen kolonialer Bewegung, informeller Expansion, äuße-
rer Mission und kolonialer Politik. Die folgenden Vorbemerkungen geben einen Überblick
über die Reichweite dieses Ansatzes.

In Arbeiten zur Vorgeschichte und Geschichte der deutschen überseeischen Expansion
wird Friedrich Fabri zumeist im Zusammenhang mit seiner berühmten Frage »Bedarf
Deutschland der Kolonien?«18 erwähnt. Der bis dahin vorwiegend als Kirchenpolitiker be-
kannte Direktor der Barmer Rheinischen Missionsgesellschaft trat 1879, in einer von so-
zialökonomischer Krisenangst und Sozialistenpsychose, Schutzzollagitation, wirtschaftspo-
litischem Kurswechsel und Umschwung zu national-konservativer Sammlungspolitik be-
stimmten innenpolitischen Atmosphäre, mit dieser Schrift an die Öffentlichkeit. Weit weni-
ger bekannt ist sein skeptischer Rückblick auf die ersten »Fünf Jahre deutscher
Kolonialpolitik« aus dem Jahr 188919, in dem der ein Jahrzehnt zuvor heftig umstrittene
Expansionspropagandist der deutschen Kolonialpolitik, Kolonialverwaltung und Kolonial-
wirtschaft »überall Fehler« vorrechnete20 und dabei, im Gegensatz zu den ersten ›kolonial-
historischen‹ Beiträgen – die bereits 1885 mit Totzke21 einsetzten, 1886 von dem Fabri
persönlich bekannten, unter dem Pseudonym ›Charpentier‹ publizierenden A. Zimmer-
mann22 und 1887/88 von Koschitzky23 weitergeführt wurden – nicht nur politische Kritik
übte, sondern dem Bismarckschen überdies ein »neues kolonialpolitisches Programm« ge-
genüber- bzw. entgegenstellte. Von einigen schon bei Hagen gegebenen, dann in der For-
schung weitergetragenen und auch bei Wehler nur geringfügig ergänzten Hinweisen abge-
sehen, noch ganz im Dunkel liegt das Wirken Fabris in dem Jahrzehnt zwischen der Publi-
kation seines berühmten propagandistischen »Katechismus zur Kolonialfrage«24 von 1879
und seiner 1889 gestellten programmatischen Frage: »Wie weiter mit der deutschen Kolo-
nialpolitik?«25 Das gleiche gilt für seine beiden letzten Lebensjahre, insgesamt für jenen
Zeitraum also, den Fabri in einem etwas selbstgefälligen Understatement die »kolonialpoli-
tische Episode« seines Lebens nannte.26

Eine von der Sache selbst angebotene Verschränkung des biographischen mit einem ver-
bandshistorischen und -soziologischen Aspekt eröffnet den Zugang zur Vorgeschichte und
Geschichte der organisierten deutschen Kolonialbewegung, die sich in dem Jahrzehnt zwi-
schen der Publikation der beiden genannten Schriften Fabris formierte. Brücken zu diesem
in der Forschung noch weithin unzureichend durchdrungenen Feld der organisierten Expan-
sionsinteressen bilden Fabris Rolle als Gründer und langjähriger Vorsitzender eines der
frühesten und zugleich wichtigsten expansionistischen Interessenverbände, des »Westdeut-
schen Vereins für Colonisation und Export«, und weiter dann Fabris exponierte Stellung
innerhalb der organisierten Kolonialbewegung der 1880er Jahre.
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Bei dieser Ergänzung des biographischen Ansatzes kann von Schlüsselpositionen gleich
dreier Fabris in der deutschen Kolonialbewegung der 1880er Jahre und im Kreis angren-
zender, mit ihr sympathisierender und in Verbindung stehender Organisationen gesprochen
werden. Friedrich Fabri, der von der »Deutschen Kolonialgesellschaft« (DKG) als »Vater
der deutschen Kolonialbewegung« respektiert, von der »Gesellschaft für deutsche Koloni-
sation« (GfdK) und vom »Allgemeinen Deutschen Verband« (ADV), dem 1891 gegründe-
ten, unmittelbaren ideologischen und organisatorischen Vorläufer des »Alldeutschen Ver-
bandes« (AV), als propagandistischer »Bahnbrecher deutscher Kolonialpolitik« eingestuft
wurde27, war nicht allein »Vertrauensmann« und korrespondierendes Mitglied im Vorstand
des vorwiegend im Dienst der exportinteressierten Fertigwarenindustrie arbeitenden »Cen-
tralvereins für Handelsgeographie und Förderung deutscher Interessen im Auslande« (CV)
und Vorsitzender des Westdeutschen Vereins – des stärksten und wichtigsten Regionalver-
bands der organisierten Kolonialbewegung. Er war 1883 auch Vizepräsident, dann führen-
des Vorstandsmitglied des »Deutschen Kolonialvereins« (KV), seit 1885 sogar zugleich
»Ehrenmitglied« im Vorstand der mit dem KV scharf rivalisierenden GfdK und nach
1887/88 dann Vorstandsmitglied der überregionalen Holding-Organisation DKG. Daneben
fungierte er als graue Eminenz der an der deutschen »Antisklavereibewegung« maßgeblich
beteiligten DKG-Abteilung Köln, als führendes Mitglied der wichtigsten, von der DKG
eingesetzten demagogischen Agitationskomitees (»Emin-Pascha-« und »Antisklaverei-
Komitee«) sowie als vertraulicher Berater überseeischer Großunternehmen wie der 1887
vom großen Kapital übernommenen »Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft« (DOAG) und
des alten, in Südbrasilien arbeitenden »Hamburgischen Colonisationsvereins von 1849«
(HCV). Parallel dazu dirigierte der Missionsleiter und mit wichtigste ökonomisch-
politische und strategische Kopf im Management der organisierten Kolonialbewegung die
neben ihren religiös-theologischen Primärinteressen bald zunehmend auch aus ökonomisch-
politischen Gründen um die »Erhaltung des Deutschtums« vornehmlich in Südbrasilien
bemühte, große »Evangelische Gesellschaft für die protestantischen Deutschen in Amerika«
und deren gleichgerichteten Vorläufer, das von ihm gegründete »Comité für die protestanti-
schen Deutschen in Südbrasilien«. Während sein ältester Sohn, Timotheus Fabri, 1882 die
Düsseldorfer Zentralstelle des westdeutschen Interessenverbandes aufbaute, als dessen
Schriftführer und Redakteur seiner Pressekorrespondenz fungierte, 1883 dann als Präsidial-
sekretär für den KV arbeitete, zwei Jahre später als professioneller Agitator und Herausge-
ber des Vereinsorgans der GfdK tätig war, ebenfalls zum ersten Vorstand der DKG zählte
und überdies 1888 noch zum Generalsekretär der DOAG avancierte, übernahm Fabris
zweitältester Sohn, Carl Fabri, 1887 die Direktion des HCV. Schon ein solch grober Über-
blick über bloße Mitgliedschaften allein vermag zu zeigen, daß die Tätigkeit Fabris bzw.
der drei Fabris, in deren Händen zeitweise, vor allem in den innerhalb der Kolonialbewe-
gung nicht eben seltenen Konfliktsituationen, wichtige Fäden zusammenliefen, als eine Art
Wegweiser durch das Labyrinth der expansionistischen Interessenverbände, Propagandaor-
ganisationen, Kolonial- und Kolonisationsunternehmen dienen kann.
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Dieser durch das Ausgreifen in das breite ideologische, programmatische und organisato-
rische Spektrum der deutschen Kolonialbewegung der 1880er Jahre stark erweiterte biogra-
phische Ansatz wird noch beträchtlich ergänzt durch eine eingehendere Beschäftigung auch
mit Wilhelm Hübbe-Schleiden. Ein näheres Eingehen auf Hübbe-Schleiden empfahl sich
schon aufgrund der wechselseitigen Beeinflussung, bei der Fabri zahlreiche Anregungen
von dem Hamburger »Kolonisationstheoretiker« (T. Fabri) übernahm, während Hübbe-
Schleiden seinerseits als Propagandist ein Adept Fabris war. Hübbe-Schleiden, der neben
Fabri wichtigste und bislang nur von seinen größeren Schriften her bekannte deutsche Ex-
pansionspublizist der frühen 1880er Jahre, stand zeitweise in einem engen Vertrauensver-
hältnis zu dem Vorsitzenden des Westdeutschen Vereins. Er kooperierte mit ihm in Expan-
sionspropaganda und Investitionswerbung für zum Teil gemeinsam entworfene Übersee-
projekte, wurde von Fabri als Projekteschmied sowie professioneller Agitator und zugleich
als eine Art persönlicher Assistent im Management der frühen Kolonialbewegung engagiert
und dafür von den im Vorstand des westdeutschen Interessenverbandes dominierenden
Vertretern des Industrie- und Handelskapitals bezahlt.

Die »kolonialpolitische Episode« Friedrich Fabris begann nach außen hin 1879 mit der
aufsehenerregenden propagandistischen Explikation seiner kumulativen, sozialökonomisch
fundierten expansionistischen Krisentheorie.28 Die Untersuchung der sozialökonomischen
und ideologischen Bedingungen ihrer Herausbildung bietet einen Beitrag zur Soziogenese
des frühen deutschen Wirtschafts- und insbesondere Sozialimperialismus, zur Analyse der
Voraussetzungen jener sozialimperialistischen Vorstellungen der 1880er Jahre, die zwar
letztlich und in ihrer konkreten Gestalt ein krisengeborenes Produkt jenes von hektischem
und zugleich gestörtem industriewirtschaftlichem Wachstum und den dadurch verschärften
Klassenspannungen bestimmten »Zeitalters der Neurose«29 waren, in einem Großteil ihrer
sozialökonomischen, ideologischen und sozialpsychologischen Erkenntnisprämissen und
Antriebsfaktoren aber weit zurückreichten. Fabris Interesse an überseeischer und insbeson-
dere kolonialer Expansion war zwar vorwiegend durch die Missionsarbeit vermittelt, primär
aber sozialökonomisch und nur sekundär vom Missionsinteresse her motiviert. Im Laufe
einer jahrzehntelangen, seit dem Erlebnis der Revolution von 1848 anhaltenden Suche nach
Möglichkeiten zu einer konservativen »Lösung der großen sozialen Frage«30 gelangte Fabri
mit einer gewissen – ereignisbedingten – Folgerichtigkeit zu jenen sozialimperialistischen
Vorstellungen, die er 1879 erstmals propagierte. Es kann dies um so weniger als Ergebnis
ex post konstruierter Linearität mißverstanden werden, als Fabri selbst diese Entwicklung,
die ihn schließlich zur Propaganda für die ökonomisch und »sozialpolitisch notwendige«
Exportoffensive an Waren, Kapital und Menschen durch überseeische Marktexpansion,
Kapitalexport und organisierte Massenauswanderung führte, rückblickend als »im Grunde
natürlich« betrachtete.31

Der organisierte Expansionismus der 1880er Jahre kann nicht allein oder auch nur vor-
wiegend als Vertretung bloß »kolonialer«, im strengen Sinne also auf die Errichtung direk-
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ter, formeller Territorialherrschaft in Übersee gerichteter Interessen betrachtet werden.
Ebenso vordergründig wäre es, Friedrich Fabri lediglich als »kolonialen« Propagandisten
und »Kolonialpolitiker« in diesem engeren Sinne einzustufen. Er propagierte als allgemein
durch die industriewirtschaftliche »moderne Kulturbewegung«, im besonderen durch Über-
produktion, Kapitalüberhang und relative Übervölkerung für die hochindustrialisierten
»modernen Kulturstaaten« gebotene »Notwendigkeit« ebenso die Ausdehnung indirekter
Herrschaft über industriewirtschaftlich minderentwickelte, aber nicht mehr »herrenlose«,
weil längst staatlich organisierte Überseegebiete. Beide Seiten der imperialistischen Wirt-
schaftsexpansion, die auf formelle und die auf informelle Herrschaft und Kontrolle ausge-
hende oder hinauslaufende, können und müssen bei einer Beschäftigung mit dem »Kolo-
nialpropagandisten« und »Kolonialpolitiker« Fabri Berücksichtigung finden.

Im Denken des Missionsleiters Fabri, der neben dem früheren rheinischen Missionar und
späteren deutschen »Kolonialpionier« in Südwestafrika, C.G. Büttner32 und dem der Grup-
pe um Peters nahestehenden Superintendenten Merensky33 zu den führenden Vertretern der
kolonialen Missionsauffassung zählte und ihr 1884 in einem in Missionskreisen heftig um-
strittenen Vortrag auch das Programm gab34, überschnitten sich missionarische, ökonomi-
sche und politische Interessen. Weil Fabri nicht nur als Propagandist die Mission als Weg-
bereiter für »koloniale Annexionen« betrachtete und anbot, sondern als Missionsleiter auch
dementsprechend handelte und selbst nach seiner Entlassung aus der Rheinischen Mission
(1884) noch Kolonialmissionen als Stabilisierungsfaktoren kolonialer Herrschaft sowie als
bevorzugte Träger einer »Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit« im Interesse der Koloni-
alwirtschaft an die jeweiligen Interessentengruppen zu vermitteln suchte35, kann eine Be-
schäftigung mit diesem Sektor seiner Tätigkeit ebenso Einblick bieten in das Bezugsver-
hältnis von Mission und kolonialer Politik wie in die Anfänge von Kolonialwirtschaft und
»Eingeborenenpolitik« verschiedenen »Schutzgebieten«.

Das propagandistische Geschick Fabris, seine Schlüsselstellung in der kolonialen Bewe-
gung, die einen nicht zu unterschätzenden innen- und insbesondere auch parlamentspoliti-
schen Faktor darstellte, seine aus der jahrzehntelangen Arbeit als Missionsleiter herrühren-
den Überseekenntnisse und sein beachtliches kolonialwirtschaftliches Urteilsvermögen er-
weckten Ende der 1880er Jahre zunehmend das Interesse Bismarcks. In dem Jahrzehnt von
1879 bis 1889 entwickelte sich Fabri von einem dem Reichskanzler vor Beginn der deut-
schen Kolonialexpansion zeitweise höchst unbequemen Kolonialpropagandisten zu einem
Vertrauensmann Bismarcks. Eine Betrachtung der bislang ungeklärten Stellung Fabris zu
Bismarck, der den außerparlamentarischen »Kolonialpolitiker« Ende der 1880er Jahre wie-
derholt um vertrauliche Stellungnahmen zur Lage der deutschen Kolonialpolitik und Kolo-
nialwirtschaft sowie um Hilfsdienste als offiziöser Propagandist und Vermittler zwischen
den zuletzt kollidierenden Interessen von Reichsregierung und organisierter Kolonialbewe-
gung ersuchen ließ, kann mithin auch einigen Einblick geben in Bismarcks Haltung zu ko-
lonialer Politik und kolonialer Bewegung in den letzten Jahren vor seiner Entlassung.
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2. Forschungsstand

In der ihrem Umfang nach unbedeutenden Forschung gibt es eine gewisse, mit einem Arti-
kel von E. Sachsse in der Realencyklopädie1 begründete Tradition, in der ein »Missionsin-
spektor« von einem »Kirchenpolitiker« und dieser wiederum von einem »Kolonialpoliti-
ker« Fabri abgehoben wird. Unhaltbar ist eine strenge Scheidung zwischen dem Missions-
leiter und dem »Kolonialpolitiker« Fabri, da Mission und Kolonialpolitik bei dem pronon-
cierten Vertreter des Gedankens der Kolonialmission in einem interdependenten
Bezugsverhältnis standen. Geboten erscheint dagegen die – bislang auch nirgends bestritte-
ne – Trennung zwischen den kirchen- und kolonialpolitischen Interessen Fabris, denen in
der Tat nicht mehr gemeinsam war als die Identität ihres Trägers. Bislang hat vorwiegend
der Kirchenpolitiker Fabri Beachtung gefunden. Das hat seinen Grund nicht zuletzt darin,
daß sich die wichtigen kirchenpolitischen Schriften, die – abgesehen von einer kleinen,
durch den Hammersteinschen Antrag veranlaßten Spätschrift, in der Fabri 1887 zum Abbau
der Kulturkampfgesetzgebung Stellung nahm2 – in rascher Folge nach 1867 erschienen, bis
1873 einen Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion bildeten, jeweils mehrere Auflagen
erlebten und von Perthes 1874 nochmals in einem Sammelband vorgelegt wurden3, dem
Zugriff der Forschung weit mehr anboten, als etwa die meist weit verstreuten Stellungnah-
men und Beiträge Fabris zu sozialökonomischen, kolonialpolitischen und Auswanderungs-
fragen, die in der vorliegenden Arbeit zum großen Teil erstmals verfügbar gemacht werden.

Eine Untersuchung der kirchenpolitischen Vorstellungen Fabris steht hier ebensowenig
an wie die Diskussion der nach 1945 erstmals wieder von Bammel4 angeschnittenen, dann
von Bornkamm5 und Beyer6 aufgeworfenen, aber auch in den neueren Beiträgen von Sun-
dermeier7 und Schmidt8 nicht geklärten Frage, ob und inwieweit die nahe Verwandtschaft
einiger Grundgedanken Bismarcks zum Verhältnis von Staat und Kirche mit denjenigen
Fabris als Ergebnis direkter Übernahme zu betrachten ist. Diese Diskussion kann auch nur
aufgrund der hierzu noch nicht herangezogenen Akten des Preußischen Kultusministeriums
sinnvoll weitergeführt werden.9 Die kirchenpolitischen Stellungnahmen Fabris sind im
Rahmen dieser Untersuchung nur insofern von Belang, als der Barmer Missionsinspektor
ihretwegen 1871 erstmals mit Bismarck in persönlichen Kontakt kam. Der Fabri befreun-
dete, 1872 zum Hofprediger ernannte Theologe und Volksschriftsteller Emil Frommel, der
unter General von Werder am Krieg gegen Frankreich teilnahm und vertraulicher Berater
Bismarck-Bohlens war, dürfte wesentlich dazu beigetragen haben, daß Fabri Anfang 1871
von dem preußischen Gouverneur im Elsaß als kommissarischer Berater für Kirchen- und
Schulangelegenheiten nach Straßburg berufen wurde.10 Seine Straßburger Mission stieß im
preußischen Abgeordnetenhaus ebenso auf Widerstand wie bei der Mehrheit der elsässi-
schen Geistlichen, die aus nationalen Motiven gegen die von Fabri befürwortete Verselb-
ständigung ihrer Kirche votierten.11 Sie scheiterte vollends, als Bismarck Fabris Vorschlä-
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ge12, denen er »privatim« (Fabri) noch im Mai 1871 zugestimmt hatte, wenige Monate
später aus innenpolitischen Erwägungen wieder fallenließ.13

Von größerem, wenngleich nur mittelbarem Interesse für die vorliegende Untersuchung
ist die Tätigkeit des Missionsleiters Fabri. Der missionshistorische Hintergrund wird hier
insoweit berücksichtigt, als dies von der Beschäftigung mit dem »Kolonialpolitiker« Fabri
her geboten ist. In aller Regel mußte dabei auf die einschlägigen Akten des ehemaligen
Reichskolonialamts und diejenigen im Archiv der Rheinischen Mission zurückgegriffen
werden, weil die älteren Missionsgeschichten, insbesondere die wichtigen Darstellungen
von Rohdens14 und Krieles15, und die neueren Beiträge von Schmidt16 und Sundermeier17,
die sämtlich von Mitgliedern und Freunden der Rheinischen Mission stammen und zumeist
auch von ihr verlegt wurden, für die hier anstehenden Fragestellungen teilweise nur be-
schränkt kritischen Informationswert besitzen.

Vergleichsweise spärlich sind die Hinweise auf den hier im Mittelpunkt stehenden »Ko-
lonialpolitiker« Fabri, obgleich er, wie die zahlreichen Nachrufe aus dem Jahr 1891 zeigen,
den Zeitgenossen weit mehr gegenwärtig war als der Missionsleiter Fabri – eine Tatsache,
die indirekt auch in jenen Nachrufen aus dem Lager der Mission Bestätigung fand, in denen
ein Zuviel an »Kolonialpolitik« auf Kosten der Missionsarbeit beklagt wurde.18 In der For-
schung überwiegen hier drei Gruppen von einander mehr oder minder direkt entgegenste-
henden Betrachtungsweisen und Interpretationsansätzen. In der nationalen, kolonialapolo-
getischen Literatur – von Totzke und Koschitzky über Darmstaedter, A. Zimmermann und
Hagen bis hin zu E.G. Jacob – wird Fabri einmütig der »Ruhm« zuerkannt, »tatsächlich den
Anstoß zu der ganzen Kolonialbewegung in Deutschland« gegeben zu haben.19 Im Blick
auf den Kolonialpropagandisten und Missionsleiter wird dabei ausdrücklich hervorgehoben,
»welch großen Anteil besonders die evangelische Mission schon an der Begründung der
deutschen Kolonialbewegung und späteren Kolonialpolitik gehabt hat«.20

Dem entgegen steht die marxistisch-leninistische Imperialismuskritik (Kuczynski, Loth,
Müller, Nußbaum). Auch hier wird dem »Altmeister der deutschen Kolonialagitation«
(Müller), vor allem seiner ersten Kolonialbroschüre, der »wichtigsten ideologischen
Kampfschrift der damaligen Kolonialisten« (Nußbaum) und »ideologischen Grundlage« des
Westdeutschen Vereins für Colonisation und Export (Kuczynski) halber, einhellig eine füh-
rende Rolle bei der propagandistischen Forcierung, Stabilisierung und Organisation des
»Kolonialenthusiasmus« (Nußbaum) sowie eine Schlüsselstellung zwischen mittelständi-
scher Expansionspropaganda, unmittelbaren kapitalistischen Überseeinteressen und kolo-
nialer Politik zugesprochen.21 Hier wurden anhand der Akten einige jener kritischen Bei-
träge erbracht, auf die dann auch die neuere ›bürgerliche‹ kolonialkritische Forschung auf-
baute. In einigen Fällen indes wurden aufschlußreiche Hinweise drastisch überzogen, durch
seichte Polemik in Frage gestellt, wie bei Büttner, bei dem, wie Schumann treffend be-
merkte22, die vom Marxismus-Leninismus entwickelte ideologiekritische Konzeption in die
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Nähe stalinistischer Agententheorie abrutscht. So erscheint Fabri, der »Einpeitscher einer
kolonialen Aggression«23, von einigen vulgärmarxistischen Ausfällen bei Müller24 abgese-
hen, bei Nußbaum als ein listig-verschlagener, demagogischer Drahtzieher mit gottinnig
»heuchlerischem Augenaufschlag« im Management der organisierten Kolonialbewegung,
der sich als Propagandist in »nationalistischer Gehirnverkleisterung« erging, die Arbeiter-
klasse zur Freude seiner mächtigen Freunde aus dunklen »rheinischen Kapitalistenkreisen«
durch gezielten »Appell an den Unverstand« prophylaktisch vom Klassenkampf abzulenken
suchte und zugleich als exponierter »Vertreter der Kombination missionarisch-händle-
rischer Interessen« Missionare als »Sendboten des deutschen Expansionismus« ausschickte.
»Eine Fortsetzung und Verwirklichung der Fabrischen Ideen«, schließt Nußbaum aus den
sozialimperialistischen Vorstellungen in Fabris erster kolonialer Propagandaschrift, »waren
die Vernichtungslager der Hitlerfaschisten«.25

In vergeblichem Kampf gegen kolonialapologetische und imperialismuskritische Ansätze
zugleich stehen Bemühungen moderner Missionsgeschichtsschreibung, Fabri von dem
»Ruhm« der nationalen Kolonialhistorie zu befreien und zugleich dem Zugriff insbesondere
der marxistisch-leninistischen Kritik zu entziehen. Hier bleibt in aller Regel nur ein überaus
gewundener Fluchtweg offen, der Versuch nämlich, die Verbindung von Mission und Ko-
lonialpolitik als eine Art persönlicher, zeitbedingter Verfehlung zu relativieren und Fabri
möglichst weit in das vermeintlich schirmende Lager der Mission zurückzuziehen. Solch
abwegige Versuche erscheinen insofern noch fragwürdiger, als Fabri in Wirklichkeit erstens
mit dem Bemerken in die Missionsarbeit eintrat, er habe durchaus nicht die Absicht, sich
ein Leben lang an die Mission zu binden26, und zweitens schließlich ausgerechnet von jener
Missionsgesellschaft vorzeitig entlassen wurde, deren Mitglieder und Freunde ihn ex post
in ihren Schriften vollauf für sie zu vereinnahmen suchten.27 Es sind dies bereits im Ansatz
verfehlte, in der Interpretation tendenziell monokausale Versuche, das Problem auf einen
religiös-theologischen Sperrbezirk zu reduzieren (Beyer, Sundermeier, Schmidt). Solche
häufig hilflos anmutenden Bestrebungen sind zuweilen durch eine an die Atmosphäre einer
Gerichtsverhandlung erinnernde, aufdringlich belehrende und bieder moralisierende Dikti-
on, Kurzschlüssigkeit und einen erstaunlichen Mangel an Logik des Arguments charakteri-
siert. Sie gehen von einem verschwommenen, nicht nur pejorativen, sondern nachgerade
satanisierten Imperialismusbegriff, von »Christentum« und »Imperialismus« als Extrempo-
sitionen aus. Sie vermögen das Problem nicht nur nicht zu tabuisieren oder dem historisch-
kritischen Zugriff zu entrücken, sondern bieten es ihm nur um so offener dar, weil sie auf
dem häufig beschrittenen Weg deplazierter Rechtfertigungs- und Entschuldigungsversuche
zuweilen unversehens auf die Bahn flacher Kolonialapologetik geraten. Um die folgende
Untersuchung nicht mit der Hypothek fortwährender Auseinandersetzung mit derartigen
Interpretationsansätzen zu belasten, wird deren Argumentationsweise anhand der drei
wichtigsten Beispiele vorab kurz aufgezeigt.
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Wie Schmidt, der Fabri mit unnötigem Nachdruck bescheinigt, er habe »in voller ehrli-
cher Überzeugung, als patriotischer Realpolitiker« gehandelt, so gehen auch Sundermeier
und Beyer von der weitgehend vom historischen, insbesondere sozialökonomischen Hinter-
grund abstrahierten, mithin vordergründigen Feststellung aus, daß die »bahnbrechende«
Kolonialpropaganda Fabris »1879 die Kolonialbewegung auslöste«.28 »Die heterogenen
Wirkungsbereiche der Missionsleitung, der Kirchenpolitik und Kolonialbewegung dürfen
nicht einfach zusammengenommen werden«, protestiert Sundermeier, »denn auch Fabri
wußte sie sehr wohl zu trennen«. Diese bloße Behauptung ist so nicht haltbar, wie denn
auch Sundermeier an anderem Ort paradoxerweise davon spricht, daß sich »die Motive«
Fabris »überschneiden«, und aus diesem Grund eine zwar »ehrlichem, lauterem Wollen«
entspringende, aber doch »bedenkliche Vermischung von Evangelium und Zivilisation, von
Missionsstrategie und Kolonialpolitik« bei Fabri beklagt. Dem so entstandenen Wider-
spruch sucht Sundermeier mit dem trivialen Hinweis, Fabri sei eben »ein Kind seiner Zeit«
gewesen, und mit dem gedrechselten Gedanken zu entkommen, er habe dem »Programm
der Kolonialmission« zwar zugestimmt, aber doch versucht, den Kolonialismus, dem er
sich als einer der »stärksten Strömungen seiner Zeit« schließlich nicht habe »entziehen«
können, in »saubere Bahnen zu lenken«. Darum, so lautet die ebenso uneinsichtige wie
apodiktische Schlußfolgerung, sei die »schulmeisterliche Kritik« des Historikers depla-
ziert.29 Von der Tatsache, daß das besagte »Programm der Kolonialmission«30, das auch in
Missionskreisen auf Widerstand stieß31, von Fabri selbst entworfen wurde, wird dabei ab-
gesehen.

Der zweite, nicht minder unglückliche apologetische Versuch stammt von Schmidt, der
ausdrücklich »die Vorgänge sauber darstellen« will, diesem Bestreben aber schon metho-
disch, durch die eklektizistische Addition von zum Teil um Jahrzehnte auseinanderliegen-
den Zitaten entgegenwirkt. Trotz solcher Freiheit im Umgang mit Belegen gerät Schmidt in
seiner Argumentation in einen ausweglosen Zirkel: Er versucht, Fabri ganz religiös-
theologisch, vom »Missionar« bzw. »Kirchenpolitiker« her zu motivieren und zu interpre-
tieren. So steht für ihn apriori fest, »daß es für Fabri eigentlich nur einen, den missionari-
schen, und nur im Zusammenhang damit den sozialen Aspekt gab«. Füglich habe es sich, so
lautet die aus dieser bloßen Setzung abgeleitete Folgerung, für Fabri bei der »Lösung der
sozialen Frage« um eine rein »missionarische Frage« gehandelt. Ein erstes Ergebnis
Schmidts besagt: Schlechterdings alles bei Fabri »von der Arbeit der Missionsgesellschaft
über die evangelistische Arbeit der Kirche bis hin zur Kolonial- und Sozialpolitik –, hat
darum zu geschehen, weil dies sozusagen von Gott […] geboten wird«.32 So verwandelt
sich das immer wieder betont hervorgekehrte sozialimperialistische Argument Fabris, nicht
machtpolitischer Voluntarismus, sondern die Überzeugung von einer sozialökonomischen
Notwendigkeit habe ihn zur Forderung nach deutscher Wirtschafts- und insbesondere Ko-
lonialexpansion geführt, Kolonialpolitik sei mithin »Teil der Sozialpolitik«33, bei Schmidt
zu der Behauptung, die Kolonialpolitik habe für Fabri nicht nur »überhaupt keinen politi-
schen Aspekt« gehabt, sondern sei gerade umgekehrt durch »den unpolitischen Aspekt«
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charakterisiert gewesen. Damit liegt der gerade bei Fabri ganz abwegige Versuch in Reich-
weite, »Naivität« zum Schlüssel der Interpretation vermeintlicher Verfehlungen zu erheben.
Doch nicht einmal diese Simplifizierung glückt. Denn Schmidt sucht »diese Naivität« und
sogenannte Blindheit ausgerechnet mit dem Hinweis auf die als bloße »Grundthese« Fabris
mißverstandene und gerade das Gegenteil belegende, scharfsichtige Erkenntnis Fabris zu
erhärten, »daß die Politik mehr und mehr von der Nationalökonomie beeinflußt, um nicht
zu sagen beherrscht wird«.34 Daß der »unpolitische« Kolonialpolitiker trotz alldem »in der
Tat Annexionen in überseeischen Gebieten« forderte, daß Fabris »Sicht die imperialistische
Linie der Kolonialpolitik« jedenfalls »einschließt«, vermag auch Schmidt nicht zu bestrei-
ten. Diese »Sicht« Fabris »involviert« nach seiner Interpretation zwar »die politisch-
geographische Ausbreitung des Reiches, aber [!] die politische, imperialistische Zielsetzung
ist […] zurückgeführt auf die sozialen Bedürfnisse«. Damit ist der Zirkel, auf dem die Ar-
gumentation rotiert, geschlossen, und das Plädoyer mündet unversehens in direkte Kolo-
nialapologetik ein, denn ausgerechnet der Hinweis auf den sozialökonomischen »Bedarf«
und seine mithin notwendige und legitime Befriedigung durch überseeische Expansion war
das Leitargument im expansionspropagandistischen Repertoire Fabris.35

Hier vermag auch der beschwichtigende Rekurs auf den »humanen Aspekt« – ein Argu-
ment, das auch in der nationalen Literatur in Gestalt des Hinweises auf die angeblich rein
»philanthropischen Ideen« Fabris begegnet36 – keinen Weg aus der Aporie mehr zu bieten.
»Im Gegensatz zu den rein ökonomisch-politisch denkenden Kolonialpolitikern«, schreibt
Schmidt, »hat Fabri – und dies sei hier hervorgehoben – für das Humanum plädiert.« Der
»Gegensatz« ist ein Popanz, die Aussage falsch und die Betonung wenig einsichtig. Daß
›reine‹ Eingeborenenschinder unter den »Kolonialpolitikern«, die sich in der Regel – und
zwar häufig weit nachdrücklicher als Fabri – bemühten, das »Humanum« hervorzukehren,
überaus selten waren, mag Schmidt unbekannt gewesen sein. Er wußte indes nicht nur, daß
schon Fabris erste Kolonialschrift sehr zu Recht den Untertitel: »Eine politisch-ökonomi-
sche Betrachtung« trug, sondern auch, daß im Zentrum der angeblich allein dem »Huma-
num« verpflichteten Ausführungen Fabris über die »nationale Erziehungsarbeit« (Schmidt)
in den Kolonien die »Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit«, und zwar auf »geordneten
Plantagen«, stand, ein Programm, das seiner Befürwortung des außerökonomischen Zwangs
wegen selbst in Missionskreisen Mißfallen erregte und Kritik provozierte.37 Nach alldem
kann Schmidt zu dem – in einer aus seiner Sicht gewiß unerwünschten Weise – zutreffen-
den Urteil kommen, daß die »Betätigung Fabris in der Kolonialpolitik […] nur als die eines
bewußt christlichen Kolonialpolitikers zu verstehen« sei, als »der zeitbedingte Versuch«
nämlich, »zu zeigen, daß das Christentum da in unpolitischer Weise an vorderster Front
steht, wo die soziale Frage in der einzig möglichen Weise, d.h. in einer aktiven Kolonial-
politik gelöst wird.« Dabei ist nach Schmidt im Sinne Sundermeiers – beide arbeiteten zeit-
gleich und unabhängig voneinander – eben in Rechnung zu stellen, daß Fabri »ein Kind
seiner Zeit« und deswegen – notabene die Satanisierung einer ökonomischen Kategorie in
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biblischer Sprache – »gegenüber der Versuchung zum Kolonialimperialismus gerade zu
blind war«.38

Zwischen Schmidt und Sundermeier steht der Interpretationsversuch Beyers. Im Ansatz
unterscheidet er sich von demjenigen Sundermeiers und Schmidts. Beyer warnt ausdrück-
lich: »Man muß sich davor hüten, den Kolonialpolitiker Fabri von dem Kirchenmann, den
Missionsinspektor von dem ›Frühimperialisten‹ zu trennen.« Dennoch gerät auch er ganz
auf die Bahn jener religiös-theologisch bestimmten Rechtfertigungs- und Entschuldigungs-
versuche, wie sie besonders bei Schmidt vorherrschen. Nach Beyer, der Fabri als einen »in
wirtschaftlichen und sozialen Fragen sehr gut informierten Theologen« einstuft, »muß zu-
gegeben werden«, daß sich bei Fabri »in der Missionsarbeit Politik und Christentum eigen-
artig mischen«. Es läßt sich seines Erachtens auch »nicht bestreiten, daß der Theologe Fabri
die wirtschaftliche Problematik nicht voll meisterte und daher [!] von der Vorstellungswelt
des frühen Imperialismus abhängig wurde«. Dem liegt offensichtlich die Vorstellung zu-
grunde, daß der »frühe Imperialismus« seine Entstehung einer Art wirtschaftstheoretischem
oder -politischem Denkfehler verdankt. Den vermeintlich kritischen Vorstoß sucht Beyer,
ganz wie Sundermeier und Schmidt, sogleich mit Beschwichtigungsversuchen abzufangen:
»Wollte Fabri auf dem kolonialen Gebiet mit seinen Gedanken Fuß fassen, so mußte er bis
zu einem gewissen Grad das in der Öffentlichkeit gängige Vokabular gebrauchen«. Damit
wird die »Problematik« gar auf eine Frage der Artikulation imperialistischer »Unworte«
reduziert, obgleich auch Beyer »nicht übersehen« kann, daß ausgerechnet das »kolonialpo-
litische Schrifttum« des führenden deutschen Expansionspropagandisten selbst beträchtlich
»im Sinne der imperialistischen Betrachtungsweise gewirkt hat«. Auch dies aber hebt, wie
er abrupt anfügt, »nicht die Feststellung auf, daß Friedrich Fabri subjektiv ehrlich bis zu-
letzt«, mithin auch als Expansionspropagandist, der latent deterministischen, religiös-
theologischen Vorstellungswelt der Reich-Gottes-Theologie verhaftet geblieben und »als
überzeugter Christ« gestorben sei. Das soll nicht bestritten werden. Beyers Schlußfolgerung
jedoch, einer eingehenden Beschäftigung mit Fabri habe eine Klärung seines »Frömmig-
keitstyps« vorauszugehen, vermochte ich ebensowenig aufzunehmen wie seine dringende
Warnung, man würde »Friedrich Fabri Unrecht, ja: großes Unrecht tun, wollte man ihn
einiger Formulierungen wegen [!] in die Gruppe der frühen Imperialisten einreihen«.39 Den
nach seinen eigenen Worten »einseitiger Frömmelei und Pietismus« abholden Friedrich
Fabri40 eben hier »einzureihen«, seine entsprechenden »Formulierungen« und die Sozioge-
nese der dahinterstehenden Denkmuster zu analysieren, ist eine der zentralen Aufgaben
dieser Arbeit.

Von seiten der ›bürgerlichen‹ kolonialkritischen Forschung hat erstmals Pogge von
Strandmann in seinem in vieler Hinsicht grundlegenden Aufsatz über die »Domestic Ori-
gins of Germany's Colonial Expansion under Bismarck«41 näher auf Fabris »gemäßigte
Kritik an Bismarcks Kolonialpolitik« aus dem Jahr 1889 aufmerksam gemacht.42 Da er
dabei die für die Vorgeschichte der zum Teil sogar mit Bismarck abgesprochenen Stellung-
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nahmen Fabris entscheidend wichtigen Akten nicht einbezogen hat, vermochte er in Fabri
nur den wichtigsten Sprecher der organisierten Kolonialbewegung im Streit um Bismarcks
Kolonialprogramm zu erkennen und mußte darum zu einigen Fehleinschätzungen kommen,
die indes den Wert dieses überaus wichtigen Beitrags ebensowenig schmälern wie den sei-
ner ausgezeichneten Dissertation, in der die Bedeutung Fabris aus dem gleichen Grunde
beträchtlich unterschätzt wird.43

Nachdrücklicher als Pogge und unabhängig von dessen Aufsatz hat zuletzt Wehler auf
Fabri hingewiesen. Er hat so dazu beigetragen, der von Treue im Anschluß an Pogge allein
als »Angriff« auf Bismarcks »Art der Kolonialpolitik« gewerteten und damit in ihrem Stel-
lenwert nur zum Teil richtig eingeordneten Schrift Fabris aus dem Jahr 1889 Erwähnung
sogar in der Neuauflage des ›Gebhardt‹ einzubringen44, wo Wehlers eigene Studie von
Born bloß beiläufig als »polemisch übertreibende Darstellung« eingestuft wird45, die, wie
Treues Urteil suggeriert, ihren Gegenstand nur artifiziell mit modell-ästhetischen, mehr
oder minder geschichtsfremden »Formulierungen« umstellt.46 Die folgenden Marginalien
zu Wehlers Studie verstehen sich als eine Art monochromatischer Rezension unter nur ei-
nem Aspekt: der mangelnden Berücksichtigung der Auswanderungsfrage im Spektrum der
Analysen Wehlers. Diese speziellen Bemerkungen habe ich hier ebenfalls im Vorspann
zusammengezogen, um den Anmerkungsapparat von der andernfalls notwendigen, steten
Auseinandersetzung mit Wehler unter diesem – bei Fabri sowie allgemein in der zeitgenös-
sischen Expansionsdiskussion und darum auch bei deren Untersuchung – relevanten Aspekt
zu entlasten.

Wehlers Hinweise auf Fabri sind zumeist treffend, einseitig jedoch in der mangelnden
Berücksichtigung der bei Fabri außerordentlich wichtigen Fragen von Bevölkerungsver-
mehrung und Auswanderung. Vorwiegend aus drei Gründen bedarf dies der Kritik: Erstens,
weil die beiden größeren Schriften Fabris – der, der bloßen Zahl an Belegstellen bei Wehler
nach, gleich hinter den beiden Bismarcks, Hatzfeld, Kusserow, Hansemann und Lüderitz
rangiert – bei Wehler als Quellen eine exponierte Position einnehmen. Zweitens, weil die
Hintanstellung der Auswanderungsfrage bei Wehler gleichermaßen auch für die beiden
neben Fabri wichtigsten deutschen Expansionspublizisten zu Ende der 1870er und Anfang
der 1880er Jahre, Wilhelm Hübbe-Schleiden und Ernst von Weber, gilt, auf die in der vor-
liegenden Untersuchung ebenfalls näher eingegangen wird. Drittens schließlich, weil die
Schriften dieser drei Expansionspublizisten, in denen, wie schon Townsend gezeigt hat47,
bereits die gesamte Argumentation der Expansionspropaganda der folgenden Jahre vor-
weggenommen ist, Wehler als prägnanteste Quellen für den »ideologischen Konsensus«48

dienen, bei dessen Konturierung sich auch in zahlreichen anderen Fällen die gleiche Be-
handlung der Auswanderungsfrage feststellen läßt. Weil, wie Wehler selbst schreibt, die
»Kerngedanken« in den Schriften der Fabri, Weber und Hübbe-Schleiden »dumpfe allge-
meine Vorstellungen unzweideutig artikulierten« und so »einem Denkmuster Anerken-
nung« verschafften, »dem auch die Schar ihrer Nachfolger treu blieb«49, mußte eine ten-
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denziell einseitige Interpretation dieser Schriften – und ihrer Vorläufer50 – zu einer partiel-
len Verzeichnung des »ideologischen Konsensus« selbst führen. Bei den folgenden kriti-
schen Marginalien zur Einschätzung und Behandlung der Auswanderungsfrage bei Wehler
geht es also keineswegs darum, den ideologiekritischen Versuch Wehlers etwa mit kleinli-
chen Hinweisen auf das je und je notwendigerweise übergangene Dissentire in der ideolo-
gischen communis opinio zu belangen. Das hieße, Wehlers Quer- und Längsschnitte durch
wichtige Spektren der ›öffentlichen Meinung‹, bei denen es ja gerade nicht um einen er-
schöpfenden Katalog möglichst vieler individueller ›Meinungen‹ geht, schon im Ansatz
mißverstehen. Versuche, etwa eine Flut von ›Meinungen‹ zusammenzutragen und dann
zum ›Zeitgeist‹ zu addieren, hätten nur zu einem ebenso vielstimmigen wie dissonanten
Chor von »Schreiern nach Kolonien« (Büttner), aber gewiß nicht zu der Plattform führen
können, die Wehler in vieler Hinsicht beispielhaft gelegt hat. Nicht diesen einmal aufge-
wiesenen »Konsensus« wieder in Frage zu stellen, sondern ihn tragfähiger zu machen, ist
Zweck der folgenden Bemerkungen.

Wehler selbst, der die Auswanderungsfrage beiläufig und allgemein in einem gerade
zweiseitigen Exkurs anspricht, konzediert, daß, da die Absorbierung des Bevölkerungszu-
wachses seit den 1840er Jahren vom industriewirtschaftlichen Wachstum abhing, »die
Auswanderung in einer Zeit stockenden Wirtschaftswachstums gleichsam eine Zwischenlö-
sung« bedeutete: »der Menschenexport begleitete den Warenexport, der mit der Hochkon-
junktur dann ganz in den Vordergrund trat«.51 Damit wird jedoch die Bedeutung der Aus-
wanderung als sozialökonomisches »Sicherheitsventil« (Fabri) in den zeitgenössischen
Auffassungen keineswegs relativiert. Denn Wehlers Hinweis ist das im Grunde triviale Ar-
gument entgegenzuhalten, daß der ex post erkennbare interimistische Charakter der ver-
meintlichen Krisentherapie durch Auswanderung den Zeitgenossen nur bedingt bewußt
war; und ferner, daß sich der herausgearbeitete »ideologische Konsensus« selbst gerade
vornehmlich auf Belege vom Ende der 1870er bis zur Mitte der 1880er Jahre stützt, aus der
Zeit vom Ende der ersten bis zu dem der zweiten Depressionsphase der Trendperiode wirt-
schaftlicher Wachstumsstörungen (Wehler) also, und nicht auf solche aus der Zeit jener erst
ein Jahrzehnt später einsetzenden Hochkonjunkturphase, die Deutschland dann – statistisch
gesehen – sogar in ein regelrechtes Einwanderungsland verwandelte.52 Der jedenfalls im
ersten Jahrfünft der 1880er Jahre, zu einer Zeit, in der die Sozialpolitik bereits als Wahl-
kampfthema debütierte, noch weit mehr als bei Wehler suggeriert, verbreitete Gedanke an
eine »Linderung« und sogar noch »Lösung der sozialen Frage« durch organisierte und ziel-
gelenkte Auswanderung zeigt, daß die Auffassungen der Zeitgenossen so »realitätsnah«
(Wehler) nicht waren.53 Sie waren vielmehr weithin noch Vorstellungen verhaftet, die in
einer, in ungebrochener Kontinuität über die Industrielle Revolution hinweg von der Aus-
wanderungsdiskussion der 1840er Jahre herüberreichenden Tradition standen. Gerade diese
Jahrzehnte überbrückende Kontinuität in den Expansionsvorstellungen, die in der Auswan-
derungsfrage besonders deutlich zutage tritt, ist konstituierend für den »ideologischen Kon-
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sensus«. Er war in Komplexität und Intensität zweifelsohne wesentlich krisenbedingt, nicht
jedoch in seinen weithin traditionellen ›Denkmustern‹.

Noch weniger durchschlagend erscheint Wehlers zweites Argument: Der Hinweis darauf,
daß die Auswanderung als »direktes Motiv für die deutsche Kolonialpolitik« nicht über-
schätzt werden dürfe54, ist trivial, denn als »direktes Motiv« für deutsche Kolonialpolitik
kann die Auswanderungsfrage, wie Wehler selbst indirekt konzediert, freilich nur über-
schätzt werden, weil sie insofern im politischen Entscheidungsprozeß zunächst überhaupt
keine Rolle spielt. Ebendies wurde Bismarck von seiten der organisierten Kolonialbewe-
gung ja immer wieder vorgehalten. Bismarck war, wie seine Stellungnahmen im Reichstag
zeigen, ein entschiedener, nachgerade fanatischer Gegner »jeder Art von Auswanderung«.
Er sträubte sich hartnäckig gegen die Erfüllung der immer wieder vorgebrachten Anträge
auf Eröffnung einer deutschen Auswanderungspolitik, lehnte eine umfassende Auswande-
rungsgesetzgebung strikt ab, verweigerte Auswanderern demonstrativ Reichsschutz, war
nicht einmal bereit, längst überholte Restriktionsvorschriften aufzuheben, und zeigte sich in
der Auswanderungsfrage bis zum Ende seiner Amtszeit »zu keiner Änderung des status quo
bereit«.55 Hätte er geglaubt, mit den ›Schutzerklärungen‹ etwa den verbreiteten Plänen zu
einer »Organisation« der Auswanderung entgegenzukommen, dann – so könnte man bei
aller Skepsis gegenüber derartigen Kalkulationen sogar anfügen – hätte es eine »Kolonial-
politik Bismarcks« möglicherweise gar nicht gegeben.

Ebenso problematisch wie der Versuch, die Auswanderungsfrage mit unzulänglichen Ar-
gumenten wegzudiskutieren, erscheinen Bemühungen, sie mit Hilfe einseitig verkürzter und
pointierter Zitate auszuschalten. Das gilt besonders für Zitate aus Schriften Fabris, aber
auch Webers, Hübbe-Schleidens und anderer zeitgenössischer Expansionspublizisten. Diese
Eliminierung der Auswanderungsfrage aus dem »ideologischen Konsensus« ist geeignet,
Fehlurteilen über den Grad des Realitätsbezugs zeitgenössischer Urteile über die sozialöko-
nomische Krisenzeit Vorschub zu leisten und damit das ideologiekritische Verfahren selbst
und dessen Informationswert partiell zu gefährden.56

Vom Umgang mit dem Material abgesehen, ist die Behandlung der Auswanderungsfrage
bei Wehler also vornehmlich aus drei Gründen zu bedauern: Erstens, weil jener »Zugang zu
dem Verständnis, das die Zeit von sich selber besaß«, den gerade der ansonsten so gelunge-
ne »ideologische Konsensus« erbringen sollte, hier partiell verschüttet wurde. In ihrer Be-
deutung als Antriebskraft für den nicht von unmittelbaren kommerziellen Eigeninteressen
bestimmten, insbesondere mittelständischen Expansionismus vor allem der späten 1870er
und frühen 1880er Jahre hat Wehler die Auswanderungsfrage erheblich unterschätzt. Sie
war – nicht zuletzt der weitverbreiteten, durch die sozialökonomische Krisenzeit forcierten
und wesentlich auch als kulturpessimistischer Eskapismus zu verstehenden Siedlungsideo-
logie wegen – weit attraktiver als die vergleichsweise trockene Exportfrage und fehlte im
Programm keines einzigen bedeutenderen expansionistischen Interessenverbands. Die
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Auswanderungsdiskussion, die nur 1884/85 kurzfristig hinter die Kolonialdiskussion zu-
rücktrat, wurde in der zweiten Hälfte der 1880er Jahre aufs neue forciert und hielt sich in
den Jahren nach 1886 noch lange gleichgewichtig neben der seit 1888 von der DKG syste-
matisch angeheizten Diskussion um den direkten Kapitalexport – der zum Teil auch deswe-
gen propagiert wurde, weil nur so jene kapitalstarken Kolonisationsgesellschaften Wirk-
lichkeit werden konnten, welche die immer wieder geforderte »Organisation und Leitung«
der Auswanderung bewerkstelligen sollten.

Vordergründig wäre es, die Auswanderungsfrage etwa abgehoben vom sozialökonomi-
schen Hintergrund gegen die bei Wehler einseitig exponierte Exportfrage ausspielen zu
wollen. Nicht als Gegengewicht, sondern – und das ist der zweite Punkt, der Wehler entge-
genzuhalten wäre – als konstituierender Bestandteil der weitgespannten Diskussion um die
Notwendigkeit der Wirtschaftsexpansion, die im zeitgenössischen Urteil noch weitgehend
mit Exportförderung gleichgesetzt wurde, muß die Auswanderungsdiskussion betrachtet
werden. Auch das verweist wieder auf die bei Wehler erheblich unterschätzte Bestimmung
der zeitgenössischen Auffassungen durch traditionelle außenhandelspolitische Vorstellun-
gen.57 In den 1880er Jahren wurde die Auswanderung noch immer weithin als ein Vehikel
der Außenhandelsförderung betrachtet. Diese Tatsache ist auch deswegen von besonderem
Interesse, weil in dem Gedanken an Außenhandels-, vor allem Exportförderung durch
Siedlungskolonisation, an Marktbeherrschung durch »Germanisierung«, die vorwiegend
von mittelständischen »Auswanderungsschwärmern« betriebene Expansionspropaganda für
die »Erhaltung des Deutschtums im Ausland« und die Exportinteressen des Industriekapi-
tals, vor allem der leichtindustriellen Fertigwarenproduktion, zur Deckung kamen. Zu einer
Zeit, in der depressive Konjunkturbewegungen weithin noch mit Absatzkrisen, »Stockun-
gen in Handel und Wandel« (Fabri) ineinsgesetzt wurden, war dies ein wichtiges und sozi-
alstrukturell relevantes Zusammentreffen. Es konnte, um vorweg nur ein Beispiel aus der
organisierten Kolonialbewegung zu nennen, etwa dazu führen, daß der »Westdeutsche Ver-
ein für Colonisation und Export«, ein frühimperialistischer Interessenverband, der mit der
schon im Namen angegebenen Zweckbestimmung noch in der gleichen Tradition stand wie
der bereits drei Jahrzehnte zuvor gegründete »Hamburger Colonisationsverein von 1849«
und in dessen Vorstand mächtige Interessenvertreter des westdeutschen Industrie- und
Handelskapitals saßen, von dem mittelständischen Expansionspropagandisten Friedrich
Fabri geleitet wurde.58

Drittens schließlich kommt der Auswanderungsdiskussion auch für den Sozialimperia-
lismus der frühen 1880er Jahre, der nach Wehlers Definition beabsichtigte, »durch die im-
perialistische Expansion wirtschaftliche Prosperität zurückzugewinnen, damit den gesell-
schaftlichen und politischen status quo zu erhalten und den Emanzipationsprozeß zu blok-
kieren«, erheblicher Stellenwert zu.59 Nicht ohne Grund hatten die so beliebten mechanisti-
schen Dampfkesselmetaphern, mit denen in der Expansionspropaganda seit Ende der
1870er Jahre gefordert wurde, den sozialökonomischen »Druck« im Innern durch ein »Si-



Forschungsstand 43

cherheitsventil« in die äußere Expansion abzuleiten (Fabri), ihren Ort gerade auch in der
Auswanderungsdiskussion. Als jenes »Sicherheitsventil«, das den im Gefolge der Wirt-
schaftsdepression besonders nach 1875/76 zunehmenden »Druck« der als »revolutionärer
Zündstoff« (Weber) gefürchteten proletarischen und proletaroiden »Übervölkerung« aus-
gleichen sollte, wurde neben dem Warenexport noch immer weithin auch der Menschenex-
port in Gestalt »organisierter« Auswanderung verstanden und propagiert. All dies zeigt, daß
eine hinreichende Berücksichtigung der hartnäckig abgedrängten Auswanderungsfrage den
theoretischen Bezugsrahmen Wehlers nicht gesprengt, vielmehr den aufgewiesenen »ideo-
logischen Konsensus« nur stärker differenziert, gestützt und damit tragfähiger gemacht
hätte. Die vorliegende Arbeit, die derjenigen Wehlers wertvolle Anregungen verdankt, be-
zieht bei der Beschäftigung mit dem Sozialimperialismus der 1880er Jahre die Auswande-
rungsfrage mit ein.
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augenblicklicher und zufälliger Opportunität« (Fabri an Schreiber, 13.12.1871, abgedr. bei: Schmidt, S.
189, Anm. 433).
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1871, 3. überarb. Ausg. 1888.
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jedoch erscheint bei Wehler erheblich übersteigert und damit überfordert. Das hat seinen Grund darin,
daß die für Fabris Argumentation gerade in der von Wehler häufig zitierten Schrift aus dem Jahre 1879
noch konstituierende, allgemein verbreitete, herkömmliche Auffassung, daß als »Kernpunkt unserer wirt-
schaftlichen Nöte die Übervölkerung und ihre Folgen« anzusehen sei (Fabri, Kolonien, S. 22), übergan-
gen wird. Schranken des Erkenntnisvermögens zeigten sich in Fabris Denken Ende der 1870er Jahre ge-
rade darin, daß es zum Teil noch jener – den in der Auswanderungsdiskussion der 1840er Jahre dominie-
renden Vorstellungen verhafteten – Auffassung verpflichtet war, nach der die Übervölkerung selbst als
Ursache der als Addition von Notständen betrachteten Sozialen Frage anzusehen war, die darum auch in
einem gewissen Grade durch Auswanderung ›lösbar‹ erscheinen konnte. – Zu gleichermaßen problemati-
schen Ergebnissen führt bei Ernst von Weber die gleiche Verfahrensweise, deren Schwäche auch durch
den beiläufigen Hinweis auf Weber in dem knappen Exkurs über die Auswanderungsfrage nicht hinrei-
chend ausbalanciert wird. Einschlägige Auslassungen in Zitaten bei Wehler werden im folgenden durch
eckige Klammern oder Unterstreichung gekennzeichnet: Weber forderte »weite Abzugskanäle« nicht et-
wa, wie bei Wehler suggeriert, nur für die »Überproduktion der deutschen Arbeit«, sondern »sowohl für
den alljährlichen so ungeheuren Bevölkerungszuwachs wie für die Überproduktion der deutschen Ar-
beit« und verlangte mit im Gegensatz zu Fabris sogar strikt malthusianischen Argumenten überseeische
Expansion bei Strafe »blutiger Revolutionen«, die unabwendbar sein würden, wenn »ihre Ursache …
[die unaufhaltsam fortschreitende Überfüllung unseres Landes mit Proletariern] nicht nachdrücklich …
[eingeschränkt und] vermindert wird«. Als »Ursache« erscheint in Wehlers allzu geraffter und dadurch
einseitig pointierter Wiedergabe des Zitats monokausal das mangelnde »Gleichgewicht zwischen Pro-
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duktion und Konsumtion« (Wehler, S. 143). Auf diese Weise wird bei Wehler aus dem sozialreaktionä-
ren, im Vergleich zu Fabri und vor allem zu Hübbe-Schleiden zum Teil nachgerade vorindustriell den-
kenden sächsischen Rittergutsbesitzer, der die Proletarisierung für eine der Ursachen depressiver Kon-
junkturbewegungen hielt und mit Guizotschen Gedanken an die »Rückkehr zur Rustizität« umging, ein
Expansionspropagandist mit bestechend scharfer Einsicht in die ökonomischen Ursachen der Krisenzeit
nach 1873 (vgl. unten, Kap. 7.1.1.). – Ähnliches widerfährt Hübbe-Schleiden. Der promovierte Jurist,
Handelsstatistiker, ehemalige Diplomat und gescheiterte Westafrikakaufmann zählte zwar nicht zu den
von Friedrich Kapp als »Auswanderungsschwärmer« attackierten Expansionspublizisten im Gefolge
Fabris und Webers. Unter Fabris Einfluß prononcierte aber auch er Anfang der 1880er Jahre die Aus-
wanderungsfrage. Ein ganz unglücklicher Fehlgriff bei Wehler ist es, ausgerechnet Hübbe-Schleidens
»Deutsche Kolonisation« aus dem Jahre 1881 zu zitieren und dabei die Auswanderungsfrage zu eliminie-
ren, obgleich gerade diese Schrift, die Hübbe-Schleiden im Untertitel sogar als »Replik auf das Referat
des Herrn Dr. Friedrich Kapp über Colinisation und Auswanderung« kennzeichnete, als Verteidigung des
»Auswanderungsschwärmers« Fabri gegen die Kritik Kapps gedacht war (vgl. unten, Kap. 10.2.). Ähn-
lich verfährt Wehler mit Hübbe-Schleidens berühmten »Motiven zu einer überseeischen Politik
Deutschlands«, die weithin einem Exzerpt aus Fabris erster Kolonialschrift gleichen (Hübbe-Schleiden,
Motive zu einer überseeischen Politik Deutschlands, in: KZ, 4.8.1881; Export 3. 1881, S. 47f.), Exempla-
risch sei hier – um einige einschlägige Kürzungen ergänzt – die Wiedergabe der »Motive« Hübbe-
Schleidens bei Wehler (S. 145) vorgestellt: »Die andauernde Ungunst der wirtschaftlichen Lage unseres
Vaterlandes«, hieß es darin, »die ungenügende Zunahme des Absatzes unserer Industrie, die mehr und
mehr abnehmende Rentabilität der Kapitalanlagen, … die steigende Unzufriedenheit der meisten Berufs-
kreise …, die zunehmende Not unseres Mittelstandes und das immer stärkere Anwachsen unseres Prole-
tariats, die drohenden Übelstände unseres Volkslebens, veranlaßt durch solche gedrückten Wirtschafts-
verhältnisse, … die fortwährende mit Verbitterung wühlende sozialdemokratische Bewegung … [die
schädlichen Wirkungen unserer Massenauswanderung«, die Hübbe-Schleiden im Sinne Fabris ins Ge-
genteil zu verkehren dachte mit Hilfe »einer Organisation unserer Auswanderung zum Zwecke der
Deutsch-Erhaltung möglichst vieler dieser Kräfte«, welche zur »Stärkung unseres nationalen Einflusses
durch Gewinnung solcher neuen Stützpunkte in wichtigen Teilen der überseeischen Welt« führen sollte]
diese Tatsachen sind es vornehmlich, welche uns unabweislich auf die Bahn einer überseeischen Politik
hindrängen«.

57 Wehler, S. 114.
58 Vgl. unten, Kap. 10.1., 13.
59 Wehler, S. 22.



3. Aufbau der Untersuchung

Die Arbeit setzt ein mit einem biographischen Aufriß, der von den frühesten überkomme-
nen Quellen ausgeht. In Längsschnitten skizziert der erste Teil Genese und Wandel der vom
Erlebnis der Revolution von 1848 bestimmten sozialen, nationalen und der durch die Mis-
sionsarbeit angeregten Gedanken Fabris über koloniale und Auswanderungsfragen bis hin
zu ihrer vom Erlebnis der Wirtschaftsdepression erwirkten Verschränkung unter sozialöko-
nomischer Perspektive zu jener kumulativen expansionistischen Krisentheorie des Jahres
1879, die sich als wirtschafts- und gesellschaftspolitisches Programm verstand. Diese so-
zialökonomisch fundierte Krisentheorie, mit der Fabri am Ende der ersten Phase der Gro-
ßen Depression (Rosenberg) an die Öffentlichkeit trat, wird im zweiten Teil der Untersu-
chung in ihren Grundzügen herausgearbeitet und mit den Konzepten und Programmen der
wichtigsten frühimperialistischen Expansionspublizisten und Propagandaorganisationen
verglichen. Die Kritik wird dabei, soweit möglich, der zeitgenössischen Diskussion in der
bürgerlichen Öffentlichkeit der Jahre 1879/80 abverlangt, deren wichtigste Positionen im
Anschluß ausgeleuchtet werden. Nach diesem Querschnitt durch die Expansionspublizistik
und die dadurch ausgelöste öffentliche Diskussion ergänzt die Betrachtung einer zeitglei-
chen, für Fabri wie für die Rheinische Mission folgenschweren Kollision expansionistischer
und missionarischer Interessen den Komplex der Motive, die den Missionsleiter veranlaß-
ten, sich nicht allein literarisch, sondern auch praktisch an die Spitze der Bemühungen um
die Organisation einer kolonialen ›Bewegung‹ zu stellen.

Diese Versuche einer regionalen und überregionalen Organisation der expansionistischen
Interessen werden im dritten Teil der Arbeit in den Jahren vom Ende der ersten Depressi-
onsphase bis zum Beginn der deutschen Kolonialexpansion im Jahr 1884 verfolgt. Im Mit-
telpunkt steht dabei die Untersuchung des von Fabri geleiteten »Westdeutschen Vereins für
Colonisation und Export«, die auch näheren Aufschluß zu geben vermag über die Arbeit
mittelständischer Expansionspropagandisten im Dienst des exportinteressierten Industrie-
und Handelskapitals, ein Aspekt, der dann im vierten Teil der Arbeit ganz in den Vorder-
grund tritt. Hier läßt sich anhand der vier wichtigsten, von Fabri und Hübbe-Schleiden ent-
worfenen Überseeprojekte der deutschen Kolonialbewegung aus der Zeit vor dem Beginn
der deutschen Kolonialexpansion nachweisen, daß mittelständische Expansionspropagandi-
sten Anfang der 1880er Jahre Großprojekte erarbeiteten, die bereits alle wichtigen Chancen
zur Gewinnmaximierung durch überseeische Kapitalverwertung inbegriffen, welche erst
Jahre, zum Teil erst Jahrzehnte später von dem lange vergeblich umworbenen großen Ka-
pital wahrgenommen wurden: von der Einrichtung überseeischer Bankfilialen über Eisen-
bahnbau, Landspekulation und Bergbau bis hin zu agrarwirtschaftlichen Großbetrieben mit
Exportproduktion in subtropischen und organisierter Plantagenproduktion in tropischen
Überseegebieten insbesondere für den Rohstoffbedarf der Konsumgüterindustrie.
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Im fünften Teil folgt auf eine Untersuchung der Hintergründe der spektakulären ›Entlas-
sung‹ Fabris aus der Rheinischen Mission, die ihm nur Anlaß war, sich fortan um so mehr
in der Kolonialbewegung zu engagieren, zunächst ein zweiter Querschnitt: Am Beispiel des
Wahlkampfes von 1884, in dem die soeben eröffnete Kolonialpolitik debütierte, wird ge-
prüft, inwieweit die gerade von Fabri immer wieder betonte, von Bismarck von Anbeginn
an erkannte und genutzte national-konservative Integrationsfunktion kolonialer Politik die
in sie gesetzten Erwartungen zu erfüllen imstande war. Das wichtigste kolonialpolitische
und -wirtschaftliche Konzept der organisierten Kolonialbewegung der 1880er Jahre –
Fabris Programm der »kolonialen Aufgaben«, das auch im Auswärtigen Amt Beachtung
fand – vorzustellen, ideologiekritisch zu hinterfragen und mit der einschlägigen Praxis in
den deutschen ›Schutzgebieten‹ zu vergleichen, bleibt dann die Hauptaufgabe des fünften
Teils der Arbeit. An seinem Ende steht eine Analyse der wichtigsten ökonomischen, sozia-
len und ideologischen Antriebsfaktoren für die in letzter Instanz wesentlich durch Fabris
forcierte organisatorische Konsolidierung der kolonialen Bewegung in Gestalt der 1887
abgeschlossenen Fusion der beiden rivalisierenden Dachverbände – »Deutscher Kolonial-
verein« und »Gesellschaft für deutsche Kolonisation« – zur »Deutschen Kolonialgesell-
schaft«, deren Gründung zeitlich mit dem Ende des »Westdeutschen Vereins« zusammen-
fiel.

Im sechsten Teil der Arbeit wird die Schlüsselstellung Fabris zwischen Kolonialbewe-
gung und Kolonialpolitik nach 1888 untersucht.1 In einem dritten Querschnitt kann hier am
Beispiel der deutschen Antisklavereibewegung, an der Fabri führend beteiligt war, die
Vielfalt manipulativer Einsatzmöglichkeiten einer kolonialen Thematik im Dienst der ver-
schiedensten kommerziellen, innen-, partei- und parlamentspolitischen Interessen heraus-
gearbeitet werden. Ausgangspunkt ist die Analyse der Schlüsselrolle Fabris zunächst als
diskreter Berater, bereitwilliger Vermittler, offiziöser Propagandist, sogar als Agent des
Reichskanzlers in der kolonialen Bewegung und schließlich als vielbeachteter öffentlicher
Kritiker Bismarcks. Diese Untersuchung vermag zugleich neue Einblicke zu geben in jene
widersprüchliche Haltung Bismarcks in der Ende 1888 hereinbrechenden Krise der deut-
schen Kolonialpolitik, welche wesentlich zur Isolierung des Reichskanzlers in dessen letz-
ter ›Kanzlerkrisis‹ beitragen konnte, weil Bismarck das kolonialpolitisch bestimmte In-
strumentarium im innen- und insbesondere parlamentspolitischen System der Herrschafts-
und Steuerungstechniken konservativer Sammlungspolitik zuletzt offenkundig außer Kon-
trolle geriet.

Der sechste Teil schließt mit einem Rückblick auf Fabris Engagement in der Auswande-
rungsfrage und nimmt damit einen Faden wieder auf, der 1884/85 fallengelassen wurde,
weil sich die breite Auswanderungsdiskussion mit dem Beginn der deutschen Kolonialex-
pansion von der eigentlichen Kolonialdiskussion ablöste und darum auch hier in einem dem
Gang der Untersuchung parallel gelegten Längsschnitt verfolgt wird. Ein abschließender
Ausblick zeigt, daß die späten Versuche einer Verwirklichung jener in den expansionisti-
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schen Krisentheorien der späten 1870er und frühen 1880er Jahre noch weitverbreiteten und
gerade von Fabri vertretenen, überkommenen Gedanken an Gesellschafts- und Wirtschafts-
politik, insbesondere Exportförderung durch gelenkte Massenauswanderung zum Scheitern
verurteilt waren, weil solche Pläne spätestens mit dem Durchbruch der bis zum Vorabend
des Ersten Weltkrieges anhaltenden Hochkonjunkturphase definitiv illusionär werden
mußten.

Es ist mir bewußt, daß bei dem Versuch, die komplexe und vielschichtige Problematik
durch die Korrelation von biographischem und verbandssoziologischem Ansatz, Ideologie-
kritik, Strukturanalysen und erzählender Darstellung zu bewältigen, vornehmlich drei Ge-
fahren verschiedentlich nicht hinreichend begegnet werden konnte: Rückfall ins »Indivi-
dualismusprinzip von Forschen«2, Methodensynkretismus und Ausufern in detailfreudige
Deskription. Diese und einige konzeptionelle Schwächen haben ihren Grund nicht zuletzt in
unvorhersehbaren Schwierigkeiten bei der Materialsammlung und -auswertung, die auf
Kosten der für den Abschluß der Arbeit verfügbaren Zeit gingen.

Anmerkungen

1 Wichtigste Quellengrundlage für den sechsten Teil der Arbeit sind die streng vertraulichen großen Denk-
schriften und zahlreichen kleineren Eingaben Fabris über Kolonialpolitik und Kolonialwirtschaft an das
Preußische Kultusministerium, das Auswärtige Amt und zuletzt direkt an Bismarck selbst. E. Kade ver-
wies 1939 erstmals auf diese »Fabrischen Denkschriften« und zählte sie »zum Besten, was in damaliger
Zeit über Kolonien gedacht und geschrieben worden ist« (ders., Die Anfänge der deutschen Kolonial-
zentralverwaltung, Diss. Berlin 1939, S. 149). Diese Stellungnahmen Fabris haben in der Forschung bis-
lang keine nähere Beachtung gefunden. Ich hoffe, sie einschließlich der vertraulichen, zunächst über den
preußischen Kultusminister, dann über Herbert von Bismarck abgewickelten Begleitkorrespondenz bald
edieren zu können.

2 W.-D. Narr, Imperialismus als Innenpolitik, in: NPL 15. 1970, S. 208.





4. Materiallage

Eine außerordentlich ungünstige Materiallage ließ diese Untersuchung zu einem metho-
disch und technisch unerwartet komplizierten Unternehmen werden. Aufgrund des umfang-
reichen Nachlasses Fabri wurde die Vorbereitung »einer größeren Biographie« noch 1891,
im Todesjahr Fabris, von einem Freund »in Angriff genommen«.1 Diese Biographie, die
1892 bereits vorgelegt werden sollte, und, wäre sie ohne pietätvolle Beschönigungen ge-
schrieben worden, mancherlei gerade für die Mission kaum erfreuliche Sachverhalte hätte
aufklären müssen, ist nie erschienen. Ähnliches gilt für ein Mitte der 1920er Jahre von ei-
nem Mitglied der Familie geplanten »Lebensbild« Fabris, von dem gleichfalls »allerlei Är-
gerliches für das Missionshaus« zu erwarten stand. »Wir haben nichts davon«, schrieb Mis-
sionsinspektor K. Krafft, ein langjähriger theologischer Lehrer am Barmer Missionssemi-
nar, der Fabri selbst noch erlebt hatte, 1925 vertraulich an Inspektor Kriele, »wenn vergan-
gene Zeiten in der Erinnerung jetzt noch Lebender wieder aufleben«.2 Das »Lebensbild«
unterblieb. Das umfangreiche Material des Nachlasses Fabri, aufgrund dessen es geschrie-
ben werden sollte, habe ich lange, aber vergeblich gesucht. Heute muß der Hauptnachlaß
Fabris, dessen Geschichte außerordentlich kompliziert ist, als verloren gelten. Seine Spur
läßt sich von Godesberg, dem Alterssitz Fabris, bis nach Indonesien verfolgen. Er wurde
dort während des Zweiten Weltkriegs beschlagnahmt und ist seitdem verschollen. Ob er
während der Internierung seines letzten Besitzers in Indien nur ›verlorenging‹ oder ver-
nichtet wurde, bleibt unerheblich. Ein Restnachlaß, der unter anderem eine Reihe von Kor-
respondenzen unbekannter Provenienz enthalten haben soll, war noch 1940 im Archiv der
Rheinischen Mission vorhanden, wurde dann ausgeliehen und kam in den Kriegswirren
abhanden.3

Für die Zeit vor dem Jahr 1857, in dem Fabri 33jährig die Leitung der Rheinischen Mis-
sion übernahm, bilden, von einigen verstreuten Autographen abgesehen, neben kleineren
Frühschriften und den von E. Frommel aus dem Nachlaß herausgegebenen Briefen an seine
Verlobte (1848–1851) einige Faszikel im Erlanger Universitätsarchiv, die Tübinger Pro-
motionsakten und einige wenige Materialien im Landeskirchlichen Archiv Nürnberg die
einzig verfügbare Quellengrundlage.4 Einen Ausgleich bieten dann für die Jahre 1857–1884
die Materialien für den Missionsleiter Fabri, die Briefkopien, die Protokolle der Deputati-
onssitzungen, einige Personalakten und insbesondere die »Rundschreiben« Fabris im Ar-
chiv der Rheinischen Mission. Die einzig geschlossenen archivalischen Bestände aus den
Jahren nach der ›Entlassung‹ Fabris aus der Rheinischen Mission (1884) bilden zum einen
die Denkschriften und kleineren Eingaben insbesondere zu Fragen der Außenhandels- und
Kolonialpolitik, Kolonialwirtschaft und Kolonialmission sowie zu Problemen der Auswan-
derung an das Preußische Kultusministerium und das Auswärtige Amt in den im DZA
Potsdam liegenden Akten des ehemaligen Reichskolonialamts, zum anderen zwei Faszikel
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mit dem Schriftwechsel über den Berufungsstreit der Jahre 1888/895, die in den im DZA
Merseburg archivierten Beständen des Preußischen Kultusministeriums ermittelt werden
konnten. Zahlreiche Briefe, aber nur wenige Korrespondenzen habe ich in den Akten der
Deutschen Kolonialgesellschaft und in einigen Nachlässen des DZA Potsdam auffinden
können.6

Das im Anhang mitgeteilte Verzeichnis der selbständigen Veröffentlichungen Fabris
kann als vollständig gelten. Die Ermittlung der Artikel und Reden Fabris gestaltete sich
überaus schwierig, da ein Nachlaß, der hier Anhaltspunkte und Hinweise hätte geben kön-
nen, fehlt. Auf der Suche nach Artikeln und Hinweisen auf Reden Fabris habe ich sämtliche
Zeitschriften und Vereinskorrespondenzen der organisierten Kolonialbewegung und eine
größere Anzahl ihr nahestehender Zeitungen und Zeitschriften im Original oder auf Mikro-
film durchgesehen. Dennoch kann das Verzeichnis der Artikel nur bedingt Anspruch auf
Vollständigkeit erheben, da Fabri nicht nur als Broschüren-, sondern auch als Artikel-
schreiber von einer außerordentlichen Produktivität war. Die größeren Reden anläßlich von
bedeutenderen Veranstaltungen der organisierten Kolonialbewegung hingegen glaube ich
sämtlich erfaßt zu haben. Die Schriften, Artikel und Reden Fabris bilden die wichtigste
Quellengrundlage dieser Arbeit.7

Über den Westdeutschen Verein gibt an gedruckten Materialien neben einigen Broschü-
ren vor allem die »Colonial-Politische Correspondenz« Auskunft, die jedoch nur im Jahr
1883 als Vereinskorrespondenz erschien. Sehr nützlich war daneben die Auswertung der
einschlägigen Akten der Deutschen Kolonialgesellschaft, die auch diejenigen des Deut-
schen Kolonialvereins enthalten, dem der Westdeutsche Verein seit 1883 als Regionalver-
band angehörte. Akten des Westdeutschen Vereins selbst jedoch sind in diesen Beständen
nicht enthalten. Daß solche Akten geführt wurden, ist mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit anzunehmen, zumal einige Jahre lang ein festes Vereinsbüro bestand. Über
den Verbleib dieser Vereinsakten konnte ich trotz aller Bemühungen keine Gewißheit er-
langen. Zur Erschließung weiterer Materialien eröffneten sich darum nur sehr umständliche
Wege: Zunächst mußten alle hierzu geeignet erscheinenden und erreichbaren Zeitungen
und Zeitschriften, also Organe der organisierten Kolonialbewegung und Blätter der west-
deutschen Tagespresse allgemein, auf Nachrichten über den Westdeutschen Verein und
insbesondere auf Ankündigungen seiner Veranstaltungen hin durchgesehen und dann die
Blätter der jeweiligen Lokalpresse auf Verhandlungsberichte hin überprüft werden. Dane-
ben waren zahlreiche Stadtarchive in Rheinland und Westfalen daraufhin zu befragen, ob
sich in ihren Beständen Akten von möglicherweise am Ort gegründeten Zweigvereinen
oder Sektionen des Regionalverbands befänden, die etwa direkt oder indirekt Rückschlüsse
auf die Arbeit des Westdeutschen Vereins gestatten könnten. Die auf derartigen Umwegen
ermittelten Hinweise auf den Westdeutschen Verein ließen sich schließlich mit den weit-
verstreuten Primärquellen zu einem Mosaik von gesicherten Informationen zusammenset-
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zen, das eine brauchbare Materialgrundlage für die Analyse von Programm, Struktur und
Arbeit dieses wichtigen expansionistischen Interessenverbandes abgab.8

Unerwartet hilfreich in ihren Informationen über Fabri wie über den Westdeutschen Ver-
ein erwiesen sich die beiden Nachlässe Hübbe-Schleidens, vor allem der in Privathand lie-
gende Restnachlaß mit den Tagebuchaufzeichnungen. Reichhaltiges Material insbesondere
zu Fragen der Kolonialpolitik, Kolonialwirtschaft und Kolonialmission habe ich im DZA
Potsdam einsehen können. Die Akten des Archivs der Rheinischen Mission waren grundle-
gend für die im Rahmen dieser Arbeit relevanten missionshistorischen Probleme, auch für
Fragen im Grenzbereich zwischen Mission und Kolonialpolitik. Kaum Aufschluß indes
boten sie über die Tätigkeit Fabris innerhalb der organisierten Kolonialbewegung, da der
Missionsleiter bemüht war, diese recht profane »Nebentätigkeit« in der Rheinischen Missi-
on hintanzuhalten und darum in Barmen insbesondere in den Jahren 1879 bis 1884 in eini-
ger Hinsicht eine Art Doppelleben führte.

Dank für Rat und Hilfe bei der Materialbeschaffung schulde ich den Mitarbeitern der Ar-
chive und Bibliotheken, die meinem Vorhaben mit großer Zuvorkommenheit begegneten,
insbesondere Dr. Lowenthal-Hensel, Dr. Stolzenberg und Chr. Ceser (Geheimes Staatsar-
chiv und Staatsbibliothek Preuß. Kulturbesitz, Berlin), Dipl.-Hist. Kossack (Archiv der
Humboldt-Universität Berlin), Dr. Niemann (Stadtarchiv Bielefeld), Dr. Bruch (Staatsbi-
bliothek Bremen), Dr. Schwebel (Staatsarchiv Bremen), Dr. Lindemann (Institut für Zei-
tungsforschung Dortmund), Dr. Weidenhaupt (Stadtarchiv Düsseldorf), Dr. Willers (Uni-
versitätsarchiv Erlangen), Dr. Jung (Stadtarchiv Godesberg), Dr. Haenel (Niedersächsische
Staats- und Universitätsbibliothek Göttingen), Dr. Nissen (Stadtarchiv Göttingen), Dr.
Brandis (Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg), Dipl.-Kfm. Passarge (Hamburgi-
sches Welt-Wirtschafts-Archiv), Archivrätin Schulze-Bidlingmaier (Bundesarchiv Ko-
blenz), Dr. v. Eyll (Rheinisch-Westfälisches Wirtschaftsarchiv Köln), Dr. Rotthoff (Stadtar-
chiv Krefeld), Dr. Winckler (Staatsbibliothek Preuß. Kulturbesitz, Marburg), Dr. Weiser
(DZA Merseburg), Dr. Brather, Dr. Enders und Dr. Schmid (DZA Potsdam), G. Kuhn (In-
stitut für Auslandsbeziehungen, Stuttgart), Dr. Schäfer (Universitätsarchiv Tübingen), K.H.
Wirsing (Stadtarchiv Würzburg) und Dr. Werner (Stadtarchiv Wuppertal). Der Rheinischen
Mission danke ich für die gastfreundliche Aufnahme im Barmer Missionshaus und die Er-
laubnis unbeschränkter Einsichtnahme in die Bestände des Missionsarchivs, Frau Dr. R.
Soltau und J.-Chr. Beindorff für die Überlassung des Restnachlasses Hübbe-Schleiden, der
Universität Erlangen für einen Zuschuß zur Finanzierung einer größeren Archivreise. Wert-
volle Hinweise erhielt ich von Prof. Dr. G. Moltmann, Dr. H. Bley, Prof. Dr. W. Pöls, Prof.
Dr. H.-G. Schumann, Prof. Dr. N.P. Moritzen, Dr. H. Fontius, Dr. H. de Kleine und Dr. H.
Ludwig. Prof. Dr. K.-H. Ruffmann und Prof. Dr. M. Stürmer danke ich für Kritik und Vor-
schläge zur Straffung des Manuskripts, meinen Erlanger Kollegen und Freunden Dr. H.
Altrichter und Dr. H. Medick für nützliche Anregungen.
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Diese Arbeit wurde im Wintersemester 1971/72 von der Philosophischen Fakultät der
Universität Erlangen als Dissertation angenommen. Im Zuge einer Überarbeitung des Ma-
nuskripts für den Druck, die Aufbau und Ergebnisse der Untersuchung nicht tangierte, habe
ich, soweit mir dies möglich war, die bis zum Sommersemester 1973 erschienene Literatur
einbezogen. Finanzielle Probleme verzögerten die Veröffentlichung des umfangreichen
Manuskripts, die schließlich durch einen großzügigen Druckkostenzuschuß der Deutschen
Forschungsgemeinschaft ermöglicht wurde.

Die Anregung, bei diesem Beitrag zur Geschichte der organisierten deutschen Kolonial-
bewegung zunächst von einem biographischen Ansatz, von der Beschäftigung mit Friedrich
Fabri auszugehen, gab Prof. Dr. W.P. Fuchs, dem ich danke für Hilfsbereitschaft, Rat und
Geduld. Für hilfreiche Kritik, Ermutigung und selbstlose Unterstützung danke ich meiner
Frau, der diese Arbeit gewidmet ist.

Anmerkungen

1 Christl. Welt 5. 1891, Sp. 974.
2 K. Krafft an Kriele, 5.10.1925, ARM M Fabri. Über K. Krafft s. Kriele, Rhein. Mission, S. 282, 343,

385f.
3 Aktennotiz vom 8.2.1956, ARM M Fabri.
4 Vgl. hierzu auch die Angaben zur Quellenlage in den Anm. zu Kap. 1.
5 S. unten, Kap. 20.
6 Bedauerlich ist es, daß der in Privathand in der DDR liegende Nachlaß Miquel nicht zugänglich ist (Aus-

kunft BA Koblenz, 1., 23.9.1969), da Fabri mit dem führenden Nationalliberalen spätestens seit dem
Herbst 1882 in naher Verbindung stand. Die Rosebery-Papiere (Nat. Libr. of Scotland), auf deren
Grundlage M. Chamberlain (Hist. Coll. of Wales, Swansea) eine Arbeit zum Thema »F. Fabri and the
origins of German interest in colonisation. Relations between Lord Rosebery and Herbert Bismarck«
vorbereitet, konnte ich nicht heranziehen.

7 S. Anhang, 2.2: Schriften, Reden, Artikel Fabris. Ich hielt es für zweckmäßig, alle ermittelten Titel auf-
zunehmen und damit der Forschung zugänglich zu machen, auch diejenigen, die – wie einige religiös-
theologische und kirchenpolitische Schriften Fabris – für diese Arbeit nur mittelbar von Interesse waren.
Der erste bibliographische Versuch bei Schmidt, S. 219–221 ist durch dieses Verzeichnis der Schriften,
Artikel und Reden Fabris aus den Jahren 1848–1891 überholt.

8 Die Fülle der anhand der Quellen zu widerlegenden bzw. zu korrigierenden, kontroversen Forschungser-
gebnisse sowie diese technischen und zugleich methodischen Probleme bei Beweisführung und Erarbei-
tung gesicherter Aussagen machten es notwendig, den Belegen im Anmerkungsapparat und der Aus-
breitung von Quellenmaterial im Text zuweilen beträchtlichen Raum zuzugestehen (offenkundige ortho-
graphische Fehler wurden dabei stillschweigend korrigiert, Schreibweise und Zeichensetzung, von Ver-
einsnamen und Schrifttiteln abgesehen, dem modernen Sprachgebrauch angeglichen).



ERSTER TEIL:
Von der Revolution zur Depression:
Fabris Weg von der Inneren Mission
zum Sozialimperialismus (1848–1879)

l. Friedrich Fabri: biographischer Aufriß

Friedrich Fabri entstammte einer Familie, der väterlicherseits einige namhafte Gelehrte und
Gymnasialprofessoren angehörten. Sie kam Ende des 18. Jahrhunderts in den fränkischen
Raum, als der 1786 zum außerordentlichen Professor in Jena ernannte Geograph und Stati-
stiker Johann Ernst Fabri (1755–1825), der dort die »Allgemeine Politische Zeitung« her-
ausgab, 1794 für ein Jahrzehnt die Redaktion der Erlanger »Realzeitung« übernahm. Er war
der Sohn Johann Ehregott Fabris, eines Prorektors am Gymnasium in Öls bei Breslau. In
Erlangen hielt Johann Ernst Fabri, Verfasser verschiedener, zum Teil vielfach aufgelegter
geographischer Lehrbücher und mehrerer Sammelwerke, als ordentlicher Professor extra
facultatem und ohne Gehalt Vorlesungen über Geographie und Geschichte. Er war 60 Jahre
alt, seit 28 Jahren Professor und hatte seit 35 Jahren Vorlesungen gehalten, als er auf wie-
derholte Eingaben des Erlanger Senats hin nach 14jähriger Wartezeit 1815 erstmals ein
festes Gehalt als Universitätslehrer zugesprochen erhielt.1 Vier Jahre später wurde der älte-
ste seiner drei Söhne, Ernst Fabri (1793–1879), zum Privatdozenten ernannt. Seit 1827 ver-
trat er als außerordentlicher Professor in Erlangen die Kameralwissenschaften.2 Der zweit-
älteste, Ernst Wilhelm Fabri (1796–1845), wurde Rektor des Alten Gymnasiums in Nürn-
berg. Er trat als Altphilologe hervor.3 Der jüngste, Ernst Friedrich Wilhelm Fabri (1797–
1866), widmete sich der Theologie. Der spätere Würzburger Dekan und Kirchenrat war
Friedrich Fabris Vater.4 Die Mutter, Sophia Helena Christiana Fabri (1799–1846), war die
Tochter des Schweinfurter Arztes und Gerichtsphysikus Johann Elias Schmidt, der eine
Freiin von und zu der Tann geheiratet hatte.5

Dr. Ernst Fr. W. Fabri lebte als Pfarrer und Gymnasialprofessor in Schweinfurt, als sein
Sohn Friedrich Gotthard Karl Ernst Fabri hier am 12. Juni 1824 geboren wurde. 1829 wur-
de der Vater nach Bayreuth, 1836 schließlich nach Würzburg versetzt. In Würzburg, das er
seine Heimatstadt nannte6, besuchte Friedrich Fabri das Gymnasium.7 Über die Jahre seiner
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Kindheit in Schweinfurt und Bayreuth geben die Quellen ebensowenig Auskunft wie über
die Zeit seiner Jugend in Würzburg. Er scheint ein stiller, verschlossen wirkender, wißbe-
gieriger Einzelgänger gewesen zu sein, der in der Schulzeit durch nachgerade verbissenen
Lerneifer auffiel und einer außerordentlich starken Vaterbindung wegen wenig Kontakt zu
Gleichaltrigen fand. 17jährig erreichte er 1841 die Universitätsreife, immatrikulierte sich
im Wintersemester 1841/42 an der Theologischen Fakultät Erlangen und schloß sich der
von Hans von Raumer geleiteten Burschenschaft der Bubenreuther an.8

Er folgte damit dem Beispiel seines Vaters, der 1813 dem – nicht mehr ausgerückten – Erlan-
ger Freikorps beigetreten war, sich im Wintersemester 1816/17 der von Karl Sand geführ-
ten ersten Erlanger Burschenschaft Teutonia angeschlossen, als Erlanger Vertreter am er-
sten Wartburgfest teilgenommen hatte und bei der Auflösung der Teutonia im Dezember
1817 zu den Bubenreuthern übergetreten war.9 Neben Adolf Wagners Vater, dem späteren
Göttinger Professor der Physiologie Rudolf Wagner10, verkehrte bei den Bubenreuthern
auch der Staatsrechtslehrer Ludwig Karl James Aegidi.11 R. Wagner zählte neben den
Theologen Harleß, Hoefling und Thomasius, dem Juristen Stahl und dem Philologen Nä-
gelsbach zu den Begründern der von Harleß redigierten Erlanger »Zeitschrift für Protestan-
tismus und Kirche«. Er stand mit Hengstenberg in Verbindung, arbeitete auch für dessen
»Evangelische Kirchenzeitung«12, trat 1854 dem vulgärmaterialistischen Physiologen Karl
Vogt von einer extrem spiritualistischen Position aus entgegen und brach damit erst den
sogenannten Materialismusstreit vom Zaun.13 Mit R. Wagner blieb Fabri ebenso in Verbin-
dung wie mit Aegidi, der 1871 als Legationsrat ins Auswärtige Amt eintrat.14 Inwiefern und
inwieweit er sich als Burschenschaftler engagierte, bleibt ungewiß. Offensichtlich wahrte
Fabri, dessen frühere Kontaktarmut sich während der Studienjahre rasch ins Gegenteil ver-
kehrte, als Student nicht unbedingt jene Grenzen »peinlichster Pflichttreue«, in denen er
sich als Gymnasiast gehalten hatte.15 So beteiligte er sich im Februar 1845 in Erlangen an
einem »gegen einen akademischen Lehrer verübten Exzeß«, der den Senat der Friderico-
Alexandrina in helle Empörung versetzte und dem Theologiestudenten neben der »Unter-
schrift des allgemeinen consilii abeundi« vier Tage Polizeiarrest und acht Tage Karzer ein-
brachte.16 Nach vierjährigem Studium in Erlangen und Berlin (WS 1843/44 und SS 1844)
absolvierte er Ende 1845 in Erlangen das theologische Examen und trat in das Münchener
Predigerseminar ein.17

In München schrieb er an seiner Dissertation und wurde am 28. Juni 1847 in Tübingen
mit einer Arbeit über »Johannes Scotus, mit dem Beinamen Erigena, dargestellt nach sei-
nem Leben und seinen Schriften« zum »Doctor philosophiae et artium liberalium magister«
promoviert.18 Als Referenten kommen die Tübinger Lehrstuhlinhaber für Philosophie bzw.
Geschichte, Immanuel Hermann Fichte und Karl Friedrich Haug in Frage. Die Dissertation
selbst ist nicht mehr auffindbar. Offensichtlich war Fabri selbst bemüht, seine Arbeit, die er
I.H. Fichte gegenüber später als »ohne allen weiteren Wert« einstufte19, abhanden kommen
zu lassen.20 1848 wurde er zum Stadtvikar in Würzburg ernannt, arbeitete dort zugleich als
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Religionslehrer an der Landwirtschafts- und Gewerbeschule21 sowie als Gefängnisgeistli-
cher22 und übernahm 1851 auf Befürwortung der Freiherrn von Gleichen-Rußwurm die
Patronatspfarrei Bonnland bei Kissingen.23 In das gleiche Jahr fiel die Eheschließung mit
der südhannoveranischen Gutsbesitzerstochter Henriette Brandt aus Uslar.24

Sein vierjähriges Studium hatte Fabri nicht nur genutzt, um die bedeutendsten Erlanger
und Berliner Theologen zu hören, sondern auch, um sich neben der Theologie mit den ver-
schiedensten Wissensgebieten – von der Philosophie, der griechischen Literatur über ›Na-
turgeschichte‹ und Pädagogik, Physik und Elementarmathematik bis hin zur vergleichenden
Anatomie – vertraut zu machen.25 Dem für die Zulassung zur Promotion obligatorischem
»Vitae curriculum« zufolge besuchte er in Berlin Schellings Vorlesungen, hörte neben Ne-
ander und dem Schelling-Schüler Steffens auch die Historiker Ranke und Ritter, den
Rechtshegelianer Marheineke und Hegels Nachfolger Gabler.26 Daß er neben Theremin
auch den Führer der kirchlichen Restaurationsbewegung in Preußen, den neulutherisch or-
thodoxen Hengstenberg, gehört hatte, der mit ihm korrespondierte27 und bald auch seine
ersten Artikel in die Evangelische Kirchenzeitung aufnahm28, erwähnte Fabri weder in Tü-
bingen noch bei seiner Meldung zum theologischen Examen.29 Während seiner Erlanger
Semester hörte er neben den Positivisten Engelhardt und Kaiser die wichtigsten Vertreter
der Erlanger Theologie. Er besuchte Vorlesungen von Harleß, Hoefling, Hofmann und
Thomasius, hörte daneben H.W.J. Thiersch, mit dem er in Verbindung blieb30, aber auch
Fischer und den Naturwissenschaftler K.G. v. Raumer.31

Wichtig für die Entwicklung des Theologen Fabri war die Rezeption Schellings, den er in
Berlin in seinen Vorlesungen über Mythologie und Offenbarung hörte. Hinzu kam die von
Schelling beeinflußte Richtung der Erlanger Theologie. Fabri, der sich immer mehr den
»württembergischen Vätern« zuwandte, folgte den Erlangern nicht auf dem Weg zum neu-
lutherischen Konfessionalismus, führte aber die ersten Anstöße zu seiner erweckungstheo-
logischen Betonung der persönlichen Bekehrung auf Erlangen zurück.32 Eine Schlüssel-
stellung nahm Thierschs Schwiegersohn, der früh verstorbene Erlanger Lehrstuhlinhaber
für Philosophie, E.R. von Schaden, ein, der erheblichen Einfluß auf den jungen Fabri hat-
te.33 Nach dem Erlebnis Schellings selbst war es wesentlich die Verbindung zu diesem
Schelling-Schüler, die Fabris Interesse an den Schriften Franz von Baaders, dann Jakob
Böhmes und Friedrich Christoph Oetingers stark zunehmen ließ. Ende der 1840er Jahre
wertete er Baader, den »im Gebiete der Erkenntnis originellsten Christen der Neuzeit«, als
den »tiefsinnigsten aller neueren Philosophen«. Neben dem Studium Baaders vertiefte sich
Fabri Anfang der 1850er Jahre zunehmend in die Schriften Jakob Böhmes.34 Die Beschäfti-
gung mit Oetinger brachte ihn in Kontakt mit dem späteren Basler Professor der Theologie
C.A. Auberlen, der sich mit den älteren württembergischen Theologen aus der Schule Ben-
gels beschäftigte und 1847 mit einer Oetinger-Studie hervortrat.35 Hinzu kam der Einfluß
Johann Christoph Blumhardts, den Fabri am Ende seiner Vikariatszeit auf einer Reise durch
Schwaben in Möttlingen aufsuchte. Dem Neffen des pietistischen Mitbegründers der Basler
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Missionsgesellschaft blieb er jahrelang eng verbunden.36 Er nannte Möttlingen über-
schwenglich ein »Paradies« und sprach von der »Erscheinung Blumhardts«.37

Die Begegnung mit Blumhardt war wichtig für die Herausbildung der Reich-Gottes-
Theologie Fabris38, die sich Anfang der 1860er Jahre zu einer eigenen Konzeption ver-
dichtete. Das eschatologische Denken Fabris, das ihn hinter der Profangeschichte nach dem
Ablauf göttlicher Heilsgeschichte und nach einem »Reichsblick«, der beides einschließen
sollte, suchen ließ, ist in unserem Zusammenhang nur mittelbar, vornehmlich für das Ver-
ständnis seiner frühen sozialen und politischen Vorstellungen von Belang. Die »himmlische
Vogelperspektive der Geschichte«39 relativierte nicht nur das Gewicht sozialer Probleme,
sondern motivierte auch die in der Frühzeit deutliche Spannung zwischen einem starken
Realitätsbezug und einem ebenso ausgeprägten Hang zu »innerlicher Überwindung der
Welt«.40 So konnte Fabri, der sich noch im November 1848 lebhaftes »Interesse an der Ge-
genwart und deren Ereignissen« bescheinigte41, wenige Jahre später Christentum als
»nichts anderes als Leben und Einwohnung in dem Herren« unter der Voraussetzung einer
»Auswohnung aus der Welt« definieren.42

Revolutionserlebnis und Abscheu gegenüber dem Vordringen des naturwissenschaftli-
chen und philosophischen Materialismus trugen wesentlich dazu bei, daß sich Fabri, dem
Theosophie und Mystik »im Prinzip eins« waren43, im ersten Jahrfünft der Reaktionszeit
verstärkt in das Studium mystischer Schriften vertiefte. Nicht nur der Lutheraner R.
Wagner – der wie Harleß im Gegensatz zu dem »reinen Gold bei Luthers Mystik« in Böh-
mes Schriften nur »Katzengold« zu finden vermochte – meldete Skepsis gegenüber seinem
Bekenntnis zur biblischen Theosophie an.44 Als Fabri im Mai 1853 in einem Artikel in
Gelzers »Protestantischen Monatsblättern für innere Zeitgeschichte« Böhmes Schriften gar
als »Hilfsmittel zu einer besseren und völligeren Erkenntnis der heiligen Schrift« emp-
fahl45, sah er sich auch gegenüber dem orthodoxen Hengstenberg zu einer Rechtfertigung
für sein »Lob der Theosophie« genötigt.46 Er ließ sich nicht beirren, zumal er in den Mitteln
theosophischer Erkenntnis Abwehrkräfte gegen jene materialistischen »Mächte des Un-
glaubens und der Frivolität« zu erkennen glaubte47, denen er 1855 in seinen von einem
starken Biblizismus geprägten »Briefen gegen den Materialismus« den Kampf ansagte.48

Fabri, der zeitlebens ein Broschürenschreiber blieb, war zwar einiger kleinerer Schriften
halber schon seit 1848 kein Unbekannter mehr. Doch erst diese größere Streitschrift lenkte
das Interesse der akademischen Theologie stärker auf den Pfarrer aus Bonnland. Schon im
Sommer 1856 schwebten Verhandlungen über eine Berufung nach Bern.49 Auch Hengsten-
berg zeigte sich von den »Briefen«, die sich nicht nur gegen Vogt, Moleschott und Büchner,
sondern auch gegen D.Fr. Strauß richteten, angetan und stellte im Juli 1856 eine Berufung
nach Preußen in Aussicht.50 Vor die Wahl gestellt, sympathisierte Fabri zunächst stärker
mit dem Schweizer Angebot51, hütete sich aber, Hengstenbergs Vorschlag abzuweisen.
Etwa im Spätsommer schließlich lehnte er »die Sache mit Bern« definitiv ab.52 Zu gleicher
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Zeit erreichte ihn eine vertrauliche Information, derzufolge man sich im bayrischen Kul-
tusministerium mit dem Gedanken trug, ihn an die theologische Landesfakultät Erlangen zu
berufen. Dieser Aussicht gegenüber zeigte er Skepsis.53

Im Frühjahr 1857 bahnte sich die endgültige Wendung an. Nach fünfjähriger Tätigkeit
als Pfarrer in Bonnland erhielt er eine Berufung auf den Posten des leitenden Inspektors der
Rheinischen Mission in Barmen. Das Angebot kam »völlig unerwartet und überraschend«,
zumal ihm »die Missionssache oder vielmehr der Missionsbetrieb mit all seiner Technik
[…] bisher völlig fern lag«.54 Warum gerade Fabri, der ein theologischer Außenseiter war
und nach eigener Aussage von der Missionsarbeit nichts verstand, in den Kreis der pieti-
stisch oder konfessionell ausgerichteten Missionsinspektoren der Barmer Gesellschaft be-
rufen wurde, ist schwer zu klären.55 Die Vermutung liegt jedoch nahe, daß man sich in
Barmen von Fabri, der als allem Konfessionalismus fernstehend galt, eine Vermittlung in
konfessionellen Fragen erhoffte, welche die Missionsarbeit belasteten und den leitenden
Inspektor Wallmann zum Rücktritt veranlaßt hatten.56 Obgleich die »Briefe gegen den
Materialismus« bereits Interesse geweckt hatten, war die Rheinische Mission zunächst an
G.A. Auberlen herangetreten. Der Basler lehnte jedoch ab, empfahl Fabri und führte sogar
die Verhandlungen mit dem fränkischen Pfarrer. Im Juni reiste Fabri ins Wuppertal, gab
wenige Wochen später seine definitive Zusage und übersiedelte im Oktober 1857 ins Bar-
mer Alte Missionshaus. Mehr als ein Vierteljahrhundert blieb er an der Spitze der größten
evangelischen deutschen Missionsgesellschaft.57
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60 Friedrich Fabri: biographischer Aufriß

  5 Ebd. Vgl. M. Schmidt, Art. Fabri, NDB, IV, S. 727.
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2. Die soziale Perspektive: christlicher Konservatismus und
Sozialreaktion

2.1. Revolution und Innere Mission

Die drei frühesten Quellen, die über Fabris Gesellschaftsbild Auskunft geben, stammen aus
dem Jahr 1848. Es sind die Briefe an Henriette Brandt, eine Streitschrift gegen den politi-
schen Publizisten Johann Gottfried Eisenmann1 und eine Denkschrift über die Lage der
protestantischen Kirche in Bayern.2 Anlaß zu Fabris erster Streitschrift, dem »Sendschrei-
ben an Herrn Dr. Eisenmann« gaben im März 1848 dessen »Ideen zu einer Teutschen
Reichsverfassung«.3 Der Würzburger Arzt, ein engagierter Vertreter des fränkischen Früh-
liberalismus, der seit 1829 zusammen mit den Professoren von Seuffert und Brendel das
konstitutionell-monarchische »Bayerische Volksblatt« herausgegeben hatte, war 1832 we-
gen seiner Kritik an der Pressezensur verhaftet und unter der Anschuldigung des Hochver-
rats und der Majestätsbeleidigung 15 Jahre in Festungshaft gehalten worden. Ein Jahr nach
seiner Begnadigung wurde der auch von Fabri als »Märtyrer politischer Freiheit« hochge-
achtete4 liberal-monarchische Vertreter einer föderativen Einigung Deutschlands von sechs
fränkischen Wahlkreisen, unter denen er sich für den Würzburger entschied, ins Frankfurter
Vorparlament gewählt. In seinen weitgehend illusionären, politisch liberalen und sozial
konservativen Verfassungsvorschlägen, die verschwommene reichspatriotische Reminis-
zenzen mit burschenschaftlichen Einheitsidealen und den politischen Bestrebungen der
Märzbewegung verbanden5, empfahl Eisenmann, den Geistlichen en bloc das passive
Wahlrecht abzusprechen, sie überhaupt auf politische Abstinenz festzulegen, und provo-
zierte Fabri dadurch zu einer scharfen Erwiderung, die bereits Mitte April 1848 in den
Druck ging.

Das kurze »Sendschreiben«, in dem er als Advokat der protestantischen Geistlichkeit
auftrat, war der erste Beitrag zur Diskussion der »Ideen« Eisenmanns.6 Fabri verwahrte sich
gegen diese »politische Unmündigkeitserklärung«7 sowie Eisenmanns polemische Pau-
schalangriffe auf die antiemanzipatorischen »mystischen Faseleien« der Geistlichen8 und
begründete die seines Erachtens eminente Bedeutung des »geistlichen Standes« für Gesell-
schaft und Staat mit dem Hinweis auf seine Schlüsselrolle bei der »Lösung der großen so-
zialen Frage«.9 Die Auseinandersetzung mit Eisenmanns »Ideen« unterbrach die schon im
Februar aufgenommene Arbeit an der Denkschrift über die »materiellen Notstände der
protestantischen Kirche in Bayern«. Der Ausbruch der Revolution ließ ihn die Publikation
der an Generalsynode und Landtag gerichteten Denkschrift bis Anfang November 1848
hinauszögern.10 Auch in dieser Broschüre, in der er primär die Dotierung der theologischen
Landesfakultät Erlangen, des Münchner Predigerseminars und allgemein die Besoldung
protestantischer Geistlicher in Bayern kritisierte, bildete die »Proletariatsfrage«11 einen
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wichtigen Bezugspunkt der Argumentation. In dem »Sendschreiben«, der Denkschrift und
den Briefen an Henriette Brandt, die ihm im »starken Interesse an der Zeit und ihren er-
schütternden Stößen« nicht nachstand12, sind die für unsere Fragestellung relevanten Ge-
danken wie in einem Magnetfeld auf den Pol der Revolution hin orientiert. Fabris soziale
Perspektive, die auch seine nationale mitbestimmte, speiste sich wesentlich aus dem Revo-
lutionserlebnis. Sie war im Grunde eine Perspektive der Revolution. Dem Versuch, sie zu-
nächst von ihren Prämissen her einzugrenzen, steht darum eine Skizze seines Revolutions-
erlebnisses voran.

Aus Fabris Urteilen über das Zeitgeschehen sprach das in Kreisen des Bürgertums schon
am Vorabend der Revolution virulente Bewußtsein einer weltgeschichtlichen Krisenzeit.
Das ausgeprägte Krisenbewußtsein indes, das als bestimmende Komponente seines Den-
kens erhalten blieb, resultierte aus dem Revolutionserlebnis selbst. Briefe an Henriette
Brandt zeigen, warum seine soziale Perspektive ihren Bezugspunkt in diesem Erlebnis fin-
den konnte. »Wir leben in einer Zeit der Krisis, dergleichen kaum je, ja seit das Christen-
tum in die Weltgeschichte eingetreten, überhaupt nicht dagewesen ist«, schrieb er im No-
vember 1848. »Ich setze in dieser Beziehung die Gegenwart noch über die Reformations-
zeit, so unendlich wichtig auch die Bewegungen des 16. Jahrhunderts gewesen sind.«13

Ausschlaggebend für sein Revolutionserlebnis war die Überzeugung, »daß die Bewegung,
die im gegenwärtigen Augenblick Europa erschüttert, im letzten Grunde vielmehr sozialer
als politischer Natur ist«.14 Den Schlüssel zu Fabris Begriff des Politischen bietet eine
schon 1848 gewonnene Einsicht, die zeitlebens für sein politisches Denken und Handeln
bestimmend blieb: »Hinter allen politischen Fragen der Gegenwart steht als Lebensfrage für
die Zukunft die sogenannte soziale Frage.«15 In der sozialen erkannte er »die eigentliche
Frage des 19. Jahrhunderts«.16

Fabri setzte zwar große, von einem völkisch-nationalen Prestige- und Machtdenken be-
stimmte Erwartungen in den nationalen Einigungsversuch als Schritt auf dem Weg, der
»endlich zum ersehnten Kaisertum« führen werde: »Was wir brauchen, ist vor allem, daß
wir als ein mächtiges, geachtetes Volk nach außen dastehen.«17 Doch aller »Revolutions-
enthusiasmus«18 fehlte. Denn im Blick auf die »soziale Unterströmung« der Revolution
(Stadelmann), die in dem stellenweise deutlich sozial-revolutionären Charakter der Unru-
hen zutage trat, auf die Teilnahme von Mitgliedern des Bundes der Kommunisten an der
Kölner Demonstration vom 3. März 1848, bestärkt dann durch die Nachrichten über die
Pariser Juniereignisse, glaubte Fabri hinter der politischen das Gespenst der gefürchteten
Sozialrevolution lauern zu sehen.19 Die Bedeutung, die er der Sozialen Frage beimaß,
sprach aus einer Verschränkung der sozialen und nationalen Perspektive, die in megaloma-
nen völkisch-nationalen Aufstiegs- und Katastrophenvisionen Ausdruck fand. Schon Mitte
April 1848 mahnte er, »daß wir unter dem rechten und billigen Jubel über politischen Fort-
schritt, deutsches Parlament usw. nicht vergessen sollen, die soziale Frage […] einer ver-
nünftigen und befriedigenden Lösung entgegenzuführen. Nur dadurch, nicht durch seine
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politische Wiedergeburt allein könnte Deutschland der Retter des 19. Jahrhunderts und das
erste Volk der Welt werden.«20 Im November 1848 verwies er umgekehrt auf die von der
»Lage der unteren und untersten Schichten des Volkes« her drohende »ungeheure Gefahr«.
Hier liege ein »bereits tiefwurzelnder Schaden« vor, »ohne dessen richtige Heilung alle
Hoffnungen auf eine große Zukunft unseres deutschen Volkes eitel sind, ja nicht nur unsere
politischen Errungenschaften, sondern selbst unsere ganze Kultur und Bildung in Frage
gestellt erscheinen müssen«.21 Nicht allein von der richtigen, auch von der rechtzeitigen
»Heilung« hänge es ab, ob der »Untergang der germanischen Bildung und Gesittung« in der
»Anarchie« verhindert werden könne.22 Diese Vorstellungen belasteten auch den Traum
von nationaler Einheit unter »starker Spitze« mit dem Alp der Sozialrevolution. Nur der
historischen Verspätung Deutschlands auf dem Wege zum Nationalstaat schrieb Fabri es
zu, daß die Revolution »zunächst« als bürgerliche und noch nicht als »Revolution des vier-
ten Standes« aufgetreten war. Sollte die nationale Einigung nicht mit der eines revolutionä-
ren »vierten Standes« in eins fallen, dann mußte die »Lösung« der »Proletariatsfrage« früh-
zeitig genug bewerkstelligt werden.23

Gesicherte Aussagen über die für Aufnahme und Verarbeitung der Eindrücke des Revo-
lutionsgeschehens konstituierenden Erlebnisvoraussetzungen und die Erkenntnisprämissen
werden durch die Materiallage erschwert. Die frühesten Quellen setzen das Revolutionser-
lebnis bereits voraus, gestatten aber allgemeine Rückschlüsse von der Reaktion auf die Dis-
position. Erlebnis, Perspektive und praktische Folgerungen wurden wesentlich durch die
religiös-theologische Herkunft Fabris bestimmt. Die Position, von der aus er als Würzbur-
ger Stadtvikar und als Pfarrer in Bonnland zur Sozialen Frage Stellung nahm, läßt sich all-
gemeinhin als christlicher Konservatismus fassen. Zu einer durch religiös-theologische und
sozialphilosophische Erlebnis- und Erkenntnisvoraussetzungen konservativ bestimmten
sozialen Perspektive verbanden sich lutherische Glaubensgrundsätze, die Idee der »sozialen
Wiedergeburt« und das Gemeinschaftsideal der Erweckungsbewegung mit dem Rettungs-
gedanken der Inneren Mission. Hinzu traten Ansätze zu einer ökonomischen Sicht gesell-
schaftlicher Probleme, welche indes romatisch-konservativen Soziallehren ebenso ver-
pflichtet waren, wie ein organologisches, noch stark ständisch-korporativ bestimmtes Ge-
sellschaftsverständnis, das ihre Entfaltung hemmte und die konkreten Folgerungen und
Vorschläge Fabris in jenen Grenzen der bestehenden Ordnung hielt, die für ihn schon aus
religiösen Gründen nicht in Frage zu stellen waren. Darum war es von erheblicher Bedeu-
tung, daß seine soziale Perspektive ihren negativen Orientierungspunkt in der gefürchteten
Sozialrevolution fand. Seinen religiösen Überzeugungen entsprechend war die »gegebene«
Ordnung so lange qua Existenz legitim, als sie sich nicht einer der beiden als widergöttlich
verstandenen Extrempositionen »Despotie« oder »Anarchie« zuneigte.24 Da Fabri Kommu-
nismus, Sozialismus und Sozialrevolution schlechthin mit »Anarchie« identifizierte, konnte
ihm Widerstand gegen diese »dämonischen Kräfte«25 nachgerade christliche Pflicht be-
deuten. Da ihn überdies ein Gesellschaftsverständnis, das jedem Stand als Glied eines hier-
archisch strukturierten sozialen Organismus einen festen und nur auf Kosten des gesamten
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»Bestandes« verrückbaren Ort zuwies, den schlechterdings dem »Wahnsinn« zugeschriebe-
nen Gedanken an die politische Emanzipation eines »vierten Standes« in Grenznähe zu
sozial-revolutionären Bestrebungen rücken ließ26, staute sich hinter seinem christlichen
Konservatismus von Anbeginn an ein beträchtliches sozialreaktionäres Potential. So konnte
Fabri dem liberalen Verfechter und »Märtyrer« politischer Freiheit für die »bevorzugte
Klasse« des Bürgertums und strikten Gegner einer politischen Emanzipation der »ärmeren
Klassen«, Johann Gottfried Eisenmann, trotz aller Empörung über dessen »politische Un-
mündigkeitserklärung« gerade im Blick auf seine sozialdefensiven »Ideen« »warme Sym-
pathie« bescheinigen.27 »Gebt nur einmal dem Proletariate unbedingtes aktives und passi-
ves Wahlrecht«, warnte Eisenmann, »und ihr werdet vor den Folgen schaudern. Ein unbe-
dingtes aktives und passives Wahlrecht führt direkt zum Kommunismus und zur Barba-
rei«.28

Aus den frühen Gedanken Fabris zur Sozialen Frage spricht neben dem Einfluß Wicherns
die Rezeption auch sozialphilosophischer Schriften seines »Lieblingsphilosophen« Franz
von Baader.29 Wichern kannte den weitblickendsten unter den romantischen Sozialkritikern
nicht.30 Der frühere Bergingenieur, Hüttendirektor und spätere Münchener Philosoph wies
bereits auf den Warencharakter der Arbeit und Mechanismen kapitalistischer Ausbeutung
hin, mit denen er in England konfrontiert worden war, wo er Fabrikanten »Konspirationen
in bezug auf die Proletairs« betreiben, Minimallöhne und Maximalpreise absprechen sah,
welche die »Arbeiterklasse« um den »natürlichen Wert und Preis ihrer Ware (nämlich der
Arbeit)« brachten.31 Er besaß bereits eine Vorstellung von relativer Verelendung, von einer
mit der »Entwicklung des industriellen Systems« fortschreitenden Polarisierung zwischen
den wenigen »Begünstigten« an der Spitze und der »stehenden Armee« des Proletariats an
der Basis der als Pyramide vorgestellten Gesellschaft, deren »krankhafte Revolutionierbar-
keit« er hierin begründet sah. Die einzige Möglichkeit, auf weite Sicht eine Sozialrevoluti-
on zu verhindern, erblickte Baader in Reformen, die wesentlich über bloße »Palliative« wie
Wohltätigkeit und Armenpflege hinausgehen und vom Prinzip sozialer Gerechtigkeit be-
stimmt sein sollten.32 Das noch stark der Romantik verhaftete Gesellschaftsverständnis des
gläubigen Katholiken Baader beschränkte die Reichweite seines sozialkritischen Erkennt-
nisvermögens und setzte seinen praktischen Vorschlägen Grenzen. Auch für ihn war die
soziale noch weniger eine ökonomische, denn eine gesellschaftlich-religiöse Problematik,
deren Ursprung er wesentlich im Verlust ständischer Gebundenheit durch den Auszug der
Arbeiter aus der vorindustriellen Ordnung des »Hörigkeitsverbandes« in die »soziale Vo-
gelfreiheit« der »Proletairs«, im perhorreszierten Geist des rationalistischen Individualis-
mus und der Herrschaft des im »Geld-Servilismus« zutage tretenden ökonomischen Egois-
mus zu erkennen glaubte.33 Baader betrachtete die »christlich-soziale« Liebe als das
»wahrhaft organische und assoziierende Prinzip« für den Interessenausgleich im »Sozialor-
ganismus« und konnte sich soziale Freiheit »nur durch Gliederung (subordinierende und
koordinierende Korporation)« vorstellen. In seinen Vorschlägen ging er nicht auf Sozialre-
form, sondern auf eine ständisch-korporative »Einbürgerung der Proletairs« aus.34 Von
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besonderem Interesse für Fabri35 war dabei jene zentrale soziale Vermittlungsfunktion,
welche Baader dem Klerus überantwortete: Baader schlug vor, den Arbeitern in den Stän-
deversammlungen die »Repräsentation als Advokatie«, eine unmittelbare Rechtsvertretung
durch selbstgewählte »Spruchmänner« zuzugestehen und ihnen Priester als »Anwälte« bei-
zugeben. Eine solche sozialkonservative »Rechtsanstalt« sollte die »Proletairs« im Interesse
der bestehenden Gesellschaftsordnung dem »verderblichen Einflusse der Demagogen« ent-
ziehen und zugleich dem Klerus die Chance bieten, sich durch diakonisches Engagement
aus seiner »sozialen Nullität« zu befreien.36

Der große Einfluß Wicherns auf Fabri ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß sein
Vater mit dem Begründer der Inneren Mission sehr nahe bekannt, wenn nicht befreundet
war.37 Spätestens im Sommer 1849 traf Fabri selbst mit Wichern zusammen, als dieser auf
seiner Vortragsreise durch Süddeutschland einige Tage Gast im Haus des Würzburger De-
kans war.38 Schon 1848, ein Jahr bevor die programmatische Denkschrift über die Innere
Mission erschien, galt ihm Wichern als »der vielleicht einsichtsvollste Kenner unserer so-
zialen Notstände«.39 Unter den Informationsquellen Fabris standen denn auch die »Fliegen-
den Blätter« an erster Stelle. In seinen frühen Schriften warb er für das Blatt des Hamburger
Rauhen Hauses40 und bezeichnete es Henriette Brandt gegenüber 1848 als »eines der inter-
essantesten Blätter, ja mir gegenwärtig geradezu das interessanteste«.41 Hinzu kamen Blunt-
schlis Münchner »Blätter für politische Kritik«, die ihm vom »staatsmännischen und politi-
schen Gesichtspunkt« aus »die Proletarierfrage mit dem meisten Ernste und der tiefsten
Einsicht« zu behandeln schienen.42 Ob Fabri die Informationsquellen der 1840er Jahre über
Sozialismus, Kommunismus und Revolution, wie Lorenz von Steins »Sozialismus und
Kommunismus des heutigen Frankreich«43, der auf Weitlings Papieren basierende soge-
nannte Bluntschli-Bericht »Die Kommunisten in der Schweiz«44 oder Gelzers Denkschrift
»Die geheimen deutschen Verbindungen in der Schweiz seit 1833«45 schon näher oder nur
indirekt durch Wicherns Artikel bekannt waren, ist nicht zu klären.46 Wilhelm Marrs »Das
junge Deutschland in der Schweiz« indes kannte er offensichtlich ebenso wie dessen geisti-
ge Ausgangsbasis, die in Friedrich Feuerbachs »Religion der Zukunft« popularisierte Reli-
gionskritik Ludwig Feuerbachs.47

Nachdem Revolutionserlebnis, religiös-theologische, romantisch-konservative Erlebnis-,
Erkenntnisvoraussetzungen und Verhaltensdispositionen umrissen, erkennbare Bezugs-
quellen genannt sind, sollen nun die frühen Gedanken Fabris über die von ihm schon 1848
prononcierte »große soziale Frage« und seine konkreten Vorschläge zu ihrer »Lösung« er-
örtert, nach Art und Grad ihrer Bestimmung durch diese Prämissen befragt werden. Fabris
empirische Aussagen über die anstehenden gesellschaftlichen Probleme enthielten zutref-
fende Teilerkenntnisse, die sich allerdings mehr auf soziale Phänome als auf deren ökono-
mische Ursachen bezogen. Auffällig ist eine merkwürdige Diskrepanz und Widersprüch-
lichkeit in seinen frühen Aussagen. Sie resultierte aus der Verfilzung bzw. dem zwanglosen
Nebeneinander solcher Ansätze zu empirischer Betrachtung mit einer Neigung zur Theolo-
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gisierung gefürchteter sozialer Konflikte und ihrer romantischen Reduktion auf moralisch-
sittliche Ursachen. Sie war zugleich Folge einer zwischen Extrempositionen verzerrten
sozialen Perspektive, die hochfliegende Erwartungen und Katastrophenvisionen, karitatives
Interesse und soziale Angst auf ihr Objekt projizierte und deswegen eine sozialdefensive
Beschränkung der Erkenntnisbereitschaft erwirkte.

Den Kern der sozialen Frage erkannte Fabri in der »Proletariatsfrage«. Er sah, daß sich
neben dem »wohlhabenden Mittelstand (Bourgeoisie)« ein »Proletariat« herauszubilden
begann, und wußte auch, daß es der Industrialisierungsprozeß war, der »täglich dem Prole-
tariat neuen Zufluß« verschaffte. Wie Baader erblickte er in der zunehmenden »Ungleich-
heit zwischen Besitzenden und Nichtbesitzenden« eine für die bestehende Gesellschafts-
ordnung gefährliche Polarisierung und fürchtete den sozialrevolutionären »Sturm« der
»niederen« auf die »höheren Klassen der Gesellschaft«.48 Gleichwohl operierte er noch
unvermindert mit den vordergründigen Kategorien »reich« und »arm« und reduzierte – romanti-
schen Vorstellungen hierin nicht minder verhaftet als Baader – den Widerspruch von Ka-
pital und Arbeit, gesellschaftlicher Produktion und privater Aneignung auf individuelles
oder kollektives moralisch-sittliches Fehlverhalten, auf »jene brutale und herzlose Nicht-
achtung der niederen Klassen und ihrer Bedürfnisse von seiten der höheren, jenen egoisti-
schen Geldhunger, der unter den mittleren und höheren Klassen immer mehr um sich ge-
griffen hat«.49 Das soziale Charakteristikum des Proletariats war für ihn im Grunde noch
der »Pauperismus«, die herkömmliche Vorstellung von Massenarmut. Er betonte zwar
schon die Lage der Fabrikarbeiter, vermochte in ihnen aber noch nicht den Kern einer
»neuen Klasse« zu erkennen und erwähnte sie häufig noch im gleichen Atemzug mit den
Eisenbahn-, Kanal- und Festungsarbeitern, den wandernden Handwerksgesellen oder auch
ganz allgemein den »niedersten Teilen des Volkes in jeder größeren Stadt«.50 Sein Begriff
der »arbeitenden Klassen« war nicht sozialökonomisch fundiert, sondern entsprach dem
allgemeinen Zeitgebrauch. Er konnte zugleich von einer »Klasse der Geistlichen« und ab-
strakt von »Klassen von Notständen« sprechen.51

»Notstände« waren für Fabri wie für Wichern die Kristallisationspunkte der gesellschaft-
lichen Krise. Wiewohl der Begriff des Notstands seinem Objekt den Charakter der Aus-
nahmesituation beizumessen strebte, glaubte Fabri doch zu erkennen, daß sich die große
Zahl materieller Notstände bereits zum »Zustand der niederen Volksklassen« verdichtete.52

Aus seiner Sicht der Notstände und den Vorschlägen zu ihrer Behebung sprach deutlich die
Bestimmung seiner sozialen Perspektive durch das Revolutionserlebnis. Wie Wichern un-
terschied er materielle und religiös-sittliche Notstände. Der bei Wichern in verschiedenen
Varianten wiederkehrende pietistische Grundgedanke, demzufolge Armut und Elend neben
materiellen Ursachen in gleichem Maße auf Gottlosigkeit zurückzuführen waren53, klang
bei Fabri nur in der starken Betonung der religiös-sittlichen Notstände mit an.54 Er war
überzeugt, daß materielle Notstände »verwildernd und entsittlichend« wirkten, sich darum
schließlich in religiös-sittliche verwandelten und damit bei weitem gefährlicher wurden als
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die materiellen55; denn er erblickte wie Wichern im Atheismus den Wegbereiter der Revo-
lution.56 So konnte er die »Bewegungen der Gegenwart«, als deren Kern und Anlaß er die
»soziale Frage« betrachtete, zugleich theologisieren und in ihnen »den Unglauben und die
Feindschaft wider alles Göttliche eine Hauptrolle« spielen sehen.57 Einer von karitativem
Interesse und Revolutionsfurcht zugleich bestimmten christlich-konservativen Perspektive
mußten die Notstände der »niederen Volksklassen«, deren Vernachlässigung Fabri wie Wi-
chern Staat, Gesellschaft und Kirche zugleich anlastete58, zu beargwöhnten und gefürchte-
ten Krisenherden werden. Darum konnte Fabri »herzlichem Erbarmen über das leibliche
und geistige Elend vieler Tausender« und »großartiger Liebestätigkeit« als einer »Herzens-
angelegenheit« das Wort reden, das soziale Objekt »brünstiger Liebe« aber im gleichen
Kontext als »ungeheure Gefahr« signalisierendes, »drohendes und Entsetzen erregendes«
»Übel« ansprechen, von dem ein »unheildrohendes Gespenst« ausgehe.59

Zur Widersprüchlichkeit in den Aussagen Fabris über die Soziale Frage trug mehr noch
als die Überschneidung von Ansätzen zu empirischer, sozialökonomischer Sicht gesell-
schaftlicher Probleme mit der Tendenz, ihre Konfliktstoffe zu theologisieren und auf mora-
lisch-sittliche Ursachen zu reduzieren, eine teils ideologisch im Dienst des Bestehenden
funktionierende, teils bewußt sozialdefensive Herabminderung sozialkritischer Erkenntnis-
bereitschaft bei. Es war dies eine durch Sozialangst bedingte Kurzsichtigkeit, die in späte-
ren Jahren zur Erkenntnisverweigerung geraten konnte und schon in den ersten, noch un-
mittelbar vom Revolutionserlebnis beeinflußten Stellungnahmen zur Sozialen Frage spora-
disch begegnet. Der direkten Auseinandersetzung mit Sozialismus und Kommunismus
stellte er sich nicht – im Gegensatz zu Wichern, der dabei jedoch im Grunde nicht über die
Satanisierung des Kommunismus zur »Systematisierung der sündhaften Gelüste« und seine
Reduktion auf Besitzneid und Gier einer machtlüsternen Minderheit hinauskam.60 Sozia-
lismus und Kommunismus suchte Fabri nur auf eine indirekte Weise entgegenzuarbeiten,
die zum Teil auf Kosten der Glaubwürdigkeit seiner sozialkritischen Aussagen über die
Lage der »arbeitenden Klassen« ging.

Ein erster Weg bestand im Einsatz von Verschwörungstheorien, in denen die »fanati-
schen Anhänger verderblicher kommunistischer Theorien« als die eigentlichen Triebkräfte
der gefürchteten Sozialrevolution präsentiert wurden: »Anfangs in geheimen Vereinen,
dann mehr und mehr öffentlich durch Schrift und Wort ist es ihnen trefflich gelungen, Tau-
sende zu betören und zu verführen, die Betörten zu offenem Aufruhr anzustacheln und end-
lich auf die Schlachtbank zu führen, um die Überbleibenden und Tausende von Familien
namenlosem Elende preiszugeben.«61 Ein weiterer Versuch fand Ausdruck in dem Bemü-
hen, die Existenz der als »eigentliche Frage des 19. Jahrhunderts« und »Lebensfrage für die
Zukunft« des bestehenden Gesellschaftssystems erkannten »großen sozialen Frage« selbst,
vor allem in ihrem Kern, der »Proletariatsfrage«, zu bestreiten und auf die Ebene einer nur
»sogenannten sozialen« und »sogenannten Proletariatsfrage« herabzudrücken. Dahinter
verbarg sich die Furcht, die Betrachtung der sozialen als »Proletariatsfrage« könnte der
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politischen Artikulation sozialer Interessen auf Kosten der bestehenden Gesellschaftsord-
nung Vorschub leisten.62 Daß hinter der sozialen im Grunde von Anbeginn an eine politi-
sche, eine Verfassungsfrage stand, erkannte Fabri nicht.

In die gleiche Richtung wies das Paradoxon, daß Fabri allgemein über die »schreckener-
regende« Zunahme von Notständen klagen, das materielle Elend der »niederen Volksklas-
sen« anprangern und andererseits beteuern konnte, der Mangel der Arbeiter an »materiellen
Hilfsmitteln« sei keineswegs ausschlaggebend für die Zunahme des »Pauperismus«.63 Dar-
auf gründete sich seine vierte und wichtigste sozialdefensive Argumentation. Sie zentrierte
in dem Versuch, die von ihm selbst als hinter »allen politischen Fragen der Gegenwart«
stehend erkannte »große soziale Frage« auf ein rein karitatives, mithin sozialkonservativ,
ohne Folgen für die bestehende Gesellschaftsordnung lösbares Problem zu reduzieren. So
bestimmte Fabri die »soziale Frage« mit ausdrücklich betontem Ausschließlichkeitscha-
rakter als »die Frage: Wie ist der geistlichen und leiblichen Not dieser Zeit abzuhelfen?«64

Die Frage nach gesellschaftlichen Reformen stellte er ebensowenig wie Baader und Wi-
chern. Der sozialdefensive Charakter seiner karitativen Vorstellungen sprach schon aus
seiner Definition des Notstands: »Notstand« war, wie Fabri betonte, kein absoluter, sondern
»ein höchst relativer«, und zwar ausdrücklich »für die verschiedenen Klassen ganz ver-
schieden« zu bestimmender Begriff. Um das jeweils »wahre Bedürfnis« zu eruieren, müsse
sowohl den »gegebenen äußeren Verhältnissen wie der naturgemäßen Stellung des betref-
fenden Standes im gesellschaftlichen Organismus« Rechnung getragen werden. Erst auf-
grund des so ermittelten »wahren Bedürfnisses« könne beurteilt werden, ob, in welchem
Grade und in welcher Hinsicht ein »Notstand« vorliege.65 Die objektive Funktion dieser um
die sozialdefensive Orientierungsnorm einer prästabilierten und unantastbaren, weil sowohl
»gegebenen« wie »naturgemäßen Stellung« rotierenden Argumentation wurde durch das
Hinzutreten des Eigentumsbegriffs verstärkt. Jede Verletzung des Eigentums als der »ewi-
gen und unverrückbaren Basis der menschlichen Sozietät« mußte »jenen Freunden der An-
archie und des Umsturzes, welche auch bereits in Deutschland drohend das Haupt erheben,
in die Hände arbeiten«. Die unausbleiblichen Folgen würden »Anarchie, Rechtlosigkeit und
allgemeine Barbarei« sein.66

Staat, Gesellschaft und Kirche hatten sich nach Fabris Urteil dem zunehmenden sozialen
Elend gegenüber gleichermaßen grober Fahrlässigkeit schuldig gemacht und sahen sich
deshalb nun, gleichsam zur Sühne, einem »drohenden Zustand« gegenüber, der sie schon
im eigenen Interesse unter dringenden Zugzwang stellte.67 In fast wörtlicher Übernahme
eines Wichernschen Gedankens forderte Fabri ein auf einen Konsensus der Abwehr ge-
gründetes, kooperatives Engagement von Staat, Gesellschaft und Kirche mit dem erklärten
Ziel, den »dämonischen« Bestrebungen die materiellen und religiös-sittlichen Ansatzpunkte
zu entziehen: »Die richtige Ausscheidung und richtige Verknüpfung der politischen, sozia-
len und kirchlichen Seite, welche die sogenannte Proletariatsfrage bietet, ist das erste Er-
fordernis zu ihrer befriedigenden Lösung. In alle drei Gebiete verzweigt sich diese gefähr-
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lichste aller modernen Krankheiten, und nur ein ebenmäßiges Zusammenwirken des Staa-
tes, der Kirche und der Gesellschaft vermag sie zu heilen.«68 Wie für Staat und Gesell-
schaft, so sah er auch für die Kirche eine doppelte Motivation, sich an dieser »sozialen
Aufgabe« zu beteiligen69: Zunächst einmal bestand die Notwendigkeit der Selbstverteidi-
gung gegen die Angriffe kommunistischer »Feinde jeder Ordnung und jeden Gesetzes«, die
in der Kirche als dem erklärten »Feind jeder Anarchie und Zügellosigkeit« ihren hartnäk-
kigsten Gegner erkennen mußten und aus diesem Grund darauf abzielten, »alle Religion in
den Herzen der Massen auszurotten, Tausende um die Verhöhnung des Christlichen und die
Aufrichtung des kecksten Atheismus im pantheistischen Gewande zu sammeln«.70

In dem Bemühen, »die Menschen in persönliche Feinde Gottes zu verwandeln« sah Fabri
die Ruge, Feuerbach, Strauß und Marr letztlich vereint.71 Denn Rationalismus und Atheis-
mus waren ihm die Wegbereiter von Kommunismus und Revolution. Den Kommunismus
im Rationalismus zu bekämpfen und ihm zugleich durch die Behebung religiös-sittlicher
Notstände potentielle Ansatzpunkte zu entziehen, erschien ihm für die Kirche schon im
eigenen Interesse geboten. Positiv sah Fabri, wie Baader, für die Kirche, die ihm integrie-
render Bestandteil der Gesellschaft war, eine Chance, den »Beweis zu liefern, daß sie noch
eine Macht ist, viele vom Untergang zu retten«.72 Sie sollte sich im karitativ-seelsorgerischen
Engagement einer historisch geforderten, auch aufgrund eigener Versäumnisse dringlich
gewordenen Bewährungsprobe stellen, dabei nicht nur die Schranken dogmatischen und
konfessionellen Streits durchbrechen, sondern auch versuchen, auf diese Weise das Ver-
trauen oder wenigstens die Achtung ihrer Kritiker wiederzugewinnen.73

Über ein geschlossenes Konzept verfügte Fabri nicht. Er bot nur eine Reihe von fast bei-
läufig eingestreuten praktischen Vorschlägen an: Der Staat sollte durch umfassende Bin-
nenkolonisation, durch die Einrichtung von Arbeitshäusern und Spitälern seinen Beitrag
leisten.74 An Arbeiterschutzgesetzgebung, wie sie sein Onkel, der Erlanger außerordentli-
che Professor der Kameralwissenschaften, Ernst Fabri, schon zwei Jahre später in einer
sozialkritischen Broschüre forderte75, dachte der Würzburger Stadtvikar nicht. Für die Ge-
sellschaft fiel die Aufgabe auf die »sittliche Kraft des einzelnen und auf die entsagende und
hingebende Tätigkeit freier Vereine«. Fabri warnte die »Besitzenden« vor dem Versuch,
Karitas durch Geldspenden zu ersetzen, denn dies könne in den Notleidenden nur jenen
»Geldhunger« wecken, der ihnen selbst zu eigen sei, und müsse zu »entsittlichenden Fol-
gen« führen – nämlich zu dem gefürchteten »Sturm« auf den Besitz der »höheren Klassen«.
Den Notleidenden sollte vielmehr »wieder ein Herz« gezeigt, vor allem bewiesen werden,
daß »nicht bloß die Furcht, sondern das Gebot der brüderlichen Liebe« den Weg zum kari-
tativen Engagement gewiesen habe.76 Vor allem der Kirche empfahl Fabri die Mittel der
Inneren Mission.77 Hierzu umriß er die Grundzüge eines karitativen Aktionsprogramms und
stellte dabei die antirevolutionäre Instrumentalisierung der »rettenden werktätigen Liebe«78

ebenso deutlich klar wie Wichern, der die Innere Mission zur »Bekämpfung des Revoluti-
onsgeistes« und zur »Rettung der bürgerlichen Welt« anbot.79 Fabri rief dazu auf, zahlrei-
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che geistliche Diakone oder Reiseprediger, deren Tätigkeit nicht auf Gottesdiensthalten und
Predigen beschränkt, sondern eine »praktisch-pastorale, eine missionierende« sein sollte, an
alle »die Zukunft unseres Volkes bedrohenden Punkte« auszusenden. Ihre Einsatzgebiete
sollten nicht nur dort liegen, wo akute Not zutagetrat, sondern überall, wo sich eine als re-
volutionäres Potential beargwöhnte »massenhafte Konzentration von Proletariern« zeigte.
Fabri schlug vor, besonders junge Geistliche, die mit einer langen Wartezeit auf ein Pfarr-
amt zu rechnen hatten, für diese Tätigkeit heranzuziehen, ihnen feste Bezirke zuzuweisen,
sie aber auch als eine Art fliegender Feuerwehr einzusetzen: Im Sommer sollten sie zu den
Eisenbahn- und Festungsarbeitern, im Winter zu den »jeder Verführung preisgegebenen
Handwerksgesellen und Fabrikarbeitern« gesandt werden, dort defensiv und offensiv ar-
beiten, nämlich predigen, Fürsorge leisten und zugleich den gefährlichen »Verächtern des
Wortes« entgegentreten.80

Mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit, der »Verführung des niederen Volkes« durch
organisierte Karitas unter maßgeblicher Beteiligung der Geistlichen entgegenzuwirken,
begründete Fabri in seiner Kritik an der »politischen Unmündigkeitserklärung« Eisenmanns
die eminente Bedeutung der Geistlichkeit für eine konservative »Lösung der großen sozia-
len Frage«.81 Mehr als jeder andere Stand, hielt er Eisenmann entgegen, habe die Geistlich-
keit eine »große und heilige Verpflichtung«, mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln für
»Ordnung und Gesetzmäßigkeit« zu wirken.82 In seiner Denkschrift verwies er darauf, »wie
wichtig und für das Wohl des Staates direkt fördernd« ein Engagement der Geistlichkeit
gegenüber dem sozialen »Problem unseres Jahrhunderts« sei, und empfahl sogar, der Staat
möge der Kirche aus »Gründen der Klugheit« für die karitativ-antirevolutionäre Arbeit mit
Hilfe der Inneren Mission »die nötigen materiellen Mittel an die Hand geben«.83 Die Geist-
lichen sollten nach einem weiteren, nicht näher konkretisierten Vorschlag, der in die Rich-
tung der Baaderschen »Rechtsanstalt« zielte, in ihren Gemeinden überdies eine allgemeine
Beraterfunktion in öffentlichen Angelegenheiten ausüben. Hier indes erschienen die Geist-
lichen, die bei Baader als »Anwälte« die sozialen Interessen der »Proletairs« vertreten soll-
ten, als »berufene Wächter« des »niederen Volkes«.84 1855 klagte Fabri, daß die Religion
in Kreisen des liberalen Bürgertums mehr und mehr nur noch als »zum Zaum der Massen
brauchbarer Aberglaube« angesehen und Arbeitern damit ein schlechtes Exempel gegeben
werde.85 Der Widerspruch, in dem er sich bewegte, war ihm offensichtlich nicht bewußt. In
der Praxis folgte er Wichern zunächst ganz in die reine Karitas.

Schon 1848 wurden von den Angehörigen des Münchner Predigerseminars kleinere Ver-
suche im Sinne der Inneren Mission unternommen.86 Ob Fabri, der München in diesem
.Jahr verließ, an diesen Anfängen teilhatte, ist ungewiß. Fest steht jedoch, daß er sich späte-
stens seit Sommer 1849 auch praktisch engagierte. Wichern betrat auf seiner Vortragsreise
durch Süddeutschland 1849 erstmals den Boden der bayerischen Landeskirche. Am 18. Juni
traf er im Haus des Würzburger Dekans ein. Fabris Vater trug – neben dem mit Wichern
eng befreundeten Erlanger Theologen Hofmann87 – wesentlich zum Erfolg der Werbereise
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für die Innere Mission in Bayern bei. Er informierte Wichern über Widerstände und Ein-
wände, mit denen auf den einzelnen Stationen seiner Reise zu rechnen war, ließ ihn am 19.
Juni in der überfüllten Würzburger evangelischen Kirche seine erste Rede in Bayern halten
und gab ihm am folgenden Tag Gelegenheit, vor der unter seiner Leitung tagenden Zeilitz-
heimer »Kirchlichen Konferenz Unterfrankens«, an der auch sein Sohn teilnahm, vor etwa
70 unterfränkischen Pfarrern für die Innere Mission zu werben. Die Zeilitzheimer Konfe-
renz schloß sich als erste süddeutsche Organisation dem Centralausschuß für Innere Missi-
on an und ging zunächst an die Begründung eines »Rettungshauses«, das im folgenden Jahr
bei Rüdenhausen eröffnet und einem »Rettungsverein« unterstellt wurde, der sich ebenfalls
dem Centralausschuß anschloß.88 Friedrich Fabri arbeitete hier mit und setzte sich auch
Anfang der 1850er Jahre noch praktisch und literarisch für die Ausbreitung der Inneren
Mission ein. Er trug zur Gründung weiterer fränkischer Vereine bei, unterstützte ihre Be-
strebungen 1851 durch eine Schrift über »Armut und Armenpflege« und verteidigte Wi-
chern zwei Jahre später noch gegen Löhes Kritik.89

Doch sein Interesse war merklich zurückgegangen. Er begann zu erkennen, daß mit der
auf singuläre Notstände ausgerichteten, darum auch von »Zersplitterung und Vielgeschäf-
tigkeit« bedrohten organisierten Karitas die »eigentliche Frage des 19. Jahrhunderts« nicht
zu bewältigen war.90 Die Überzeugung von der Notwendigkeit und stets zunehmenden
Dringlichkeit ihrer Bewältigung indes hielt unvermindert an und wurde bestärkt durch ein
vom Revolutionserlebnis bestimmtes Krisenbewußtsein, das sich in der Ahnung kommen-
der allgemeiner »Erschütterungen« und »Katastrophen« ausdrückte. 1849 tauchte erstmals
die düstere Vision eines »allgemeinen vulkanischen Ausbruchs« auf, der »gewaltige, bluti-
ge Entscheidungen« bringen werde.91 Seit 1789 laste nicht nur auf Frankreich, sondern auf
der »ganzen zivilisierten, d.h. herrschenden Welt« schrieb Fabri 1855, »ein schwüler und
bänglicher Druck, wie auf einer Bevölkerung, welche die nachzitternden und dumpf grol-
lenden Bewegungen eines vulkanischen Bodens in steter geheimer Angst und Sorge hal-
ten«.92

1848 hatte er Irreligiosität und »Feindschaft wider alles Göttliche« als Antriebskräfte von
Sozialismus, Kommunismus und Revolution genannt und dazu aufgerufen, der Ausbreitung
von Rationalismus und Atheismus zu wehren. 1855 entsprach er selbst dieser Forderung,
als er in seinen »Briefen« jene »negativen Grundkräfte, die in der heutigen massenhaften
Herrschaft des Materialismus gipfeln«, als die ursächlich bestimmenden Faktoren der wi-
dergöttlichen Auflehnung brandmarkte.93 Die Ende der 1840er Jahre erkennbaren Ansätze
zu einer sozialökonomischen Betrachtungsweise traten zurück hinter die Kritik an einer »in
ihrer Wurzel negativen und zerstörenden Geistesströmung«, die als Ursache für einen
Kampf des »irreligiösen« gegen das »religiöse Wissen« vorgestellt wurde.94 Einen Sieg
über den perhorreszierten Rationalismus und dessen »Expulsion aus dem Herzen der Mas-
se« hielt Fabri nur für möglich durch eine neue Zuordnung von Wissen und Glauben, Empi-
rie und Transzendenz in einem »biblischen Realismus«, der die Grenzen menschlicher Er-
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kenntnis nicht nur definieren, sondern auch gegen den Durchbruchsversuch verteidigen
sollte, zu dem sich eine als autonom vorgestellte, von einem »propagandistischen Triebe«
forcierte und auf die »Zerstörung der Grundlagen der gesamten religiösen und sittlichen
Weltordnung« ausgehende Vernunft in Gestalt des Materialismus erdreistet zu haben
schien.95 Die von eschatologischen Perspektiven bestimmte düstere Alternative war ein
»Weg heftiger Katastrophen, die an Gewalt der Erschütterung alle vorausgegangenen über-
treffen werden«.96 Die religiöse Weltsicht sollte die widergöttliche »Apotheose absoluter
Unwissenheit und Barbarei« niederzwingen und über sie hinweg den Rückweg zeigen in
die prästabilierte, willkürlich durch die Kräfte der Destruktion gestörte Harmonie in einem
»Gesellschaftsorganismus«, dessen soziales Regulativ ein von der ökonomischen Lage sei-
ner Träger abgehobener religiös-sittlicher Konsensus war.97

In den beiden ersten Vorschlägen und Entwürfen Fabris mit direktem und indirektem
Bezug auf die »Lösung der sozialen Frage«, in Innerer Mission und »biblischem Realis-
mus«, begegneten sich Praxisbezug und Realitätsferne. Sie waren nach subjektiver Motiva-
tion und objektiver Funktion keine Extrempositionen, sondern nur zwei Seiten der gleichen
Medaille. Sie entsprangen einer Weltsicht, die, wie Fabri 1853 einmal an Hengstenberg
schrieb, »von Anfang an eine eigentümliche praktische und theoretische, i.e. theosophische
Seite harmonisch in sich vereinigte«.98 Beide waren gleichermaßen sozialdefensiv. Wurde
die Soziale Frage in ihrem Kern, der »Proletariatsfrage«, durch den ersten auf ein karitati-
ves Problem reduziert, so suchte sie der zweite durch die Theologisierung sozialer Kon-
flikte vollends jedem empirisch-kritischen, potentiell gesellschaftsverändernden Zugriff zu
entziehen. Beide gingen mithin am Kern der Sozialen Frage vorbei.

Seit dem Ende der 1850er Jahre kehrte sich der Prozeß einer Überlagerung des empiri-
schen Aspekts durch den religiösen in der sozialen Perspektive Fabris zusehends um. Äuße-
rer Anlaß für den Wandel war der Eintritt in einen völlig neuen Tätigkeits- und Erfahrungs-
bereich, der den ökonomischen Aspekt in die »eigentümlich praktische« Betrachtungsweise
einrücken ließ. Spannung ergab sich, weil die »theoretische, i.e. theosophische Seite« auch
ferner den Rückzug auf die sozialdefensive »himmlische Vogelperspektive« offenhielt.
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2.2. Konservative Sozialkritik und Antisozialistenaffekt

Dem Wechsel aus der industriearmen Umgebung seiner unterfränkischen Patronatspfarrei
an die Spitze der größten deutschen Missionsgesellschaft im »bedeutendsten Fabrikbezirk
des Kontinents« und der Konfrontation mit mit den sozialökonomischen Problemen im
Wuppertal am Ende der Periode des frühen Industriekapitalismus maß Fabri selbst ent-
scheidende Bedeutung für seine weitere Entwicklung bei.1 Seine Übersiedlung ins Wup-
pertal fiel in die Wochen kurz vor dem Einbruch der Weltwirtschaftskrise von 1857/59, von
der die Textilindustrie am schwersten betroffen wurde. Die von Rohstoffimporten, auch
von überseeischen Absatzgebieten abhängige Textilindustrie, die mit der Sensibilität eines
Seismographen auf Störungen im Außenhandel reagierte, war der industriewirtschaftliche
Leitsektor der ›Fabrikstadt‹ Barmen, hatte aber auch für die Wirtschaft der benachbarten
›Handelsstadt‹ Elberfeld außerordentliche Bedeutung. Als Fabri im Oktober 1857 in Bar-
men eintraf, sprach ein Handelsbericht bereits von ersten Stockungen im Exportgeschäft.
Neben der nordamerikanischen Finanzkrise wirkten Störungen im Ostindienhandel durch
den englisch-chinesischen Krieg unmittelbar »lähmend und beschränkend« auf die äußerst
krisenempfindliche Barmer Textilindustrie zurück.2 Schon wenige Wochen später hatte sie
einen schweren konjunkturellen Rückschlag zu verzeichnen, der unmittelbar in die Depres-
sion überleitete.3 Mitte November 1857 bereits meldete ein Handelsbericht, daß die nord-
amerikanische Finanzkrise »in den ruhigen Gang unserer Industrie rauh und schonungslos
eingreift und ihr tiefe Wunden schlägt« und vermerkte: »Auf die fernere Entwicklung jener
unheilvollen Begebnisse […] sind aller Augen mit ängstlicher Spannung gerichtet, denn der
Umfang der Opfer, welche sie der hiesigen, mit Amerika in so vielfacher und lebhafter
Verbindung stehenden Gegend auferlegen, hängt davon ab, ob bald eine günstigere Wen-
dung der Dinge das so tief erschütterte Vertrauen wieder beleben kann.«4

Kurz vor dem Einbruch der Weltwirtschaftskrise bildeten erste Arbeitskämpfe einen
Mittelpunkt des Tagesgesprächs im Wuppertal.5 1855 bereits waren über 1.000 Färberge-
sellen in beiden Wupperstädten in den Ausstand getreten. Zwei Jahre später, im Herbst
1857 streikten aufs neue, nun erstmals mit Erfolg, über 850 Gesellen und Lehrlinge. Diese
Streiks, die ersten größeren Ausstände in Deutschland, waren noch unpolitische Lohn-
kämpfe, obgleich die soziale Diskrepanz zwischen Kapital und Arbeit in Barmen qualitativ
und quantitativ schon extrem war. Zu Beginn der Hochindustrialisierung im Jahr 1861 be-
standen 89,6% der Barmer erwerbstätigen Stadtbevölkerung aus proletarischen (78,5%) und
proletaroiden Existenzen (11,1%). Industrie- und Handelskapital dagegen stellten zusam-
men nur 3,6%. Zwischen beide Extreme hatte sich eine aus Angestellten, mittleren Beam-
ten, Gewerbetreibenden und Handwerkern bestehende Mittelschicht eingeschoben, der nur
6,8% der Erwerbstätigen zugehörten. Mehr als ein Viertel der Angehörigen der kleinen
wirtschaftlichen Oberschicht lebte zu dieser Zeit bereits von arbeitslosem Kapitaleinkom-
men. Die Lage der Arbeiter stand dazu in krassestem Gegensatz. Das Elend des Proletariats
resultierte aus den harten Bedingungen eines bis zu 14 Stunden dauernden Arbeitstages,



Konservative Sozialkritik und Antisozialistenaffekt 79

niedrigen Reallöhnen, die kaum das Existenzminimum deckten und darum Frauen- und
Kinderarbeit erzwangen, aus einer katastrophalen, mit der sprunghaften Bevölkerungszu-
nahme seit Beginn der 1860er Jahre noch zunehmenden Wohnungsnot, hygienischen Ver-
hältnissen, die Epidemien Vorschub leisteten, die Krätze zu einer Art Volkskrankheit wer-
den ließen und wesentlich zu der hohen Säuglings- und Kindersterblichkeit beitrugen. Hin-
zu kam, daß die gerade in der Textilindustrie häufigen abrupten konjunkturellen Schwan-
kungen unmittelbar auf die Lohnabhängigen abgewälzt wurden. Trotz der elenden Lage der
im »deutschen Manchester« zusammengeballten Arbeiterbevölkerung bildete sich auch im
Wuppertaler Proletariat erst in den 1860er Jahren, nach der Gründung des Allgemeinen
Deutschen Arbeitervereins (ADAV) und der Agitation Lassalles, allmählich ein Klassen-
bewußtsein heraus. Schrittweise nur lösten sich die Lohnabhängigen aus einem stark indi-
viduell geprägten, patriarchalischen Abhängigkeitsverhältnis zu ihren »Arbeitsherren«,
welches für die Phase der Frühindustrialisierung in Barmen kennzeichnend gewesen war. In
der ersten Jahrhunderthälfte hatte hier ein Unternehmertyp dominiert, dessen religiös be-
stimmte Weltanschauung einer Verbindung von reformierter Ethik und kapitalistischem
Geist entsprang, welche die eigene Arbeit als gottgesetzte Aufgabe und Erfüllung des Le-
bens, den Geschäftserfolg im Sinne der calvinistischen Prädestinationslehre als Beleg dafür
betrachtete, von Gott »erwählt« zu sein und den lohnabhängigen Heimgewerbetreibenden
die gleiche Einstellung zur Arbeit abnötigte. Solcher christlicher Rechtfertigung der Aus-
beutung indes korrespondierte ein ebenso motiviertes und gleichermaßen ausgeprägtes Be-
wußtsein der persönlichen Fürsorgepflicht für die Lohnabhängigen. Darum entstanden hier
auch frühzeitig schon Fabrikkrankenkassen und andere Hilfskassen.6 Mit dem allmählichen
Übergang vom Verlags- zum Fabriksystem, das die Handarbeit im Heimgewerbe seit den
1840er Jahren zunehmend hinter die dampfbetriebene Maschinenproduktion zurückwei-
chen, an die Stelle des persönlichen Verhältnisses des Verlegers zum Heimgewerbetreiben-
den den unpersönlichen Kontakt des Fabrikarbeiters zum Büro des »Fabrikherrn« treten
ließ, begann die Emanzipation der Lohnabhängigen aus dem Verhältnis patriarchalischer
Hörigkeit. Dieser Wandel wurde dadurch befördert, daß seit der gleichen Zeit eine zweite
Generation von Unternehmern aufrückte, welche den Lohnabhängigen gegenüber ebenso
hart auftrat wie die erste, das religiös bestimmte, asketische Arbeitsethos der alten wirt-
schaftlichen Oberschicht hingegen bald durch einen großbürgerlichen Lebensstil ersetzte,
der die extreme soziale Diskrepanz noch unverhüllter zutage treten ließ. Richtungweisendes
Kennzeichen der Streiks in den Jahren 1855 und 1857 war die Tatsache, daß hier Berufs-
gruppen in den Ausstand traten, deren Arbeitsbedingungen schon stärker durch die Indu-
strialisierung bestimmt waren.

In dieser Phase des Wandels, der seit dem Einsatz der Hochindustrialisierung zwei Jahre
nach dem Ende der bis 1859 anhaltenden zyklischen Überproduktionskrise noch beschleu-
nigt wurde, kam Fabri ins Wuppertal. Die Konfrontation mit der Lage des Industrieproleta-
riats nötigte nachgerade zur Reflexion der hier »offenbar vor jedermanns Augen« tretenden
ökonomischen Hintergründe sozialer »Notstände«.7 Das Vorrücken des ökonomischen
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Aspekts in Fabris Sicht der Sozialen Frage wurde, verbunden mit einem seit Ende der
1850er Jahre fast ruckartig zunehmenden Interesse an Problemen der Industriewirtschaft
und des Außenhandels, wesentlich dadurch bestimmt, daß er sich in Barmen von Anbeginn
an nicht nur unter Missionsangehörigen, sondern auch unter den Kaufleuten und Unter-
nehmern des engeren Wuppertaler Fördererkreises bewegte, der mit seinen Spenden die
Arbeit der Rheinischen Mission finanzierte und sich darum auch als deren eigentlicher
Auftraggeber verstand. Die kapitalkräftigsten und mithin wichtigsten Förderer der Mission
stellten in deren Vorstandsgremium, der Deputation, die Mehrheit. Als Fabri im Herbst
1857 die Missionsleitung übernahm, fand er in der Deputation, als deren Präsident nicht er,
sondern der Elberfelder Kommerzienrat Keetman fungierte, nur drei Geistliche als Vertre-
ter kirchlicher Hilfsvereine vor. Ihnen gegenüber standen zusammen mit Keetman – dem zu
Ehren eine südwestafrikanische Missionsstation den Namen »Keetmanshoop« trug8 – sechs
vermögende Barmer und Elberfelder Fabrikanten und Kaufleute.9 Darüber hinaus hatte der
neue Inspektor auch mit dem weiteren, zumeist aus pietistisch geprägten, mittleren Unter-
nehmern und Kaufleuten bestehenden Fördererkreis der Rheinischen Mission guten Kon-
takt zu halten. In den engen Beziehungen zu christlichen Vertretern des Industrie- und
Handelskapitals, das in Rohstoffimport und Fertigwarenexport weltweite Geschäftsverbin-
dungen unterhielt, sind die ersten Anstöße zu dem bei Fabri bald so ausgeprägten kommer-
ziellen Denken zu suchen. Im Kreis der Exportfabrikanten und Großkaufleute, mit denen er
in der Deputation kooperierte, privat verkehrte, dann auch im Aufsichtsrat eines der Missi-
on nahestehenden überseeischen Handelsunternehmens zusammenarbeitete10, lernte Fabri
hinter den politischen wirtschaftliche Fragen zu erkennen und zu beurteilen. Für seine Sicht
der »Arbeiterfrage« hatte all dies zur Folge, daß sich sein Blickwinkel weitgehend dem der
»Arbeitsherren« anglich.

Die Rundschreiben, in denen Fabri die Mitglieder und Freunde der Rheinischen Mission
seit 1857 in der Regel vierteljährlich mit internen Informationen, im Gegensatz zu seinem
Amtsvorgänger Wallmann aber auch mit allgemein-politischen »zeitgeschichtlichen Be-
trachtungen« versorgte, lassen ebenso wie die ersten Veröffentlichungen aus den Barmer
Jahren erkennen, welchen Einfluß die neue Umgebung auf seine sozialökonomischen und
politischen Vorstellungen ausübte. Er begann die Frage der nationalen zugleich als die ei-
ner »kommerziellen Einheit« zu betrachten. Die Politik werde, schrieb er im Blick auf
England schon 1861 und formulierte damit eine Erkenntnis, die konstitutiv für sein Denken
blieb, »mehr und mehr losgelöst von aller Tradition politischer Prinzipien, von Jahr zu Jahr
mehr von industriellen und merkantilen Interessen beherrscht«.11 Die Industrialisierung
begriff er jetzt als eine »große, friedliche, soziale Revolution«, die nicht nur »im volkswirt-
schaftlichen Leben die tiefgreifendsten Veränderungen«, sondern auch »ganz neue soziale
Verhältnisse« geschaffen hatte, deren Problematik den brisanten Konfliktstoff »Arbeiterfra-
ge« ausmachte.12 Die Lage des »vermögenslosen« Industriearbeiters, der nur in den »aller-
wenigsten« Ausnahmefällen die Chance besaß, Eigentum zu erwerben, nichts »einzuset-
zen« hatte als seine Arbeitskraft und – wie die Lage in der Wuppertaler Textilindustrie
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zeigte – unmittelbar »an alle Schwankungen der industriellen Bewegung in Wohl und Wehe
gekettet« war, sah Fabri durch eine »Fülle von Elend, Not und Trübsal« gekennzeichnet,
konkret durch extrem lange Arbeitszeiten und unerhört harte Arbeitsbedingungen bei ge-
ringem Lohn, schlechten Ernährungs- und Gesundheitsverhältnissen, niedriger Lebens-
erwartung und Mangel an begründeter Aussicht auf Besserung dieser Umstände.13 Nach
alledem schien ihm notwendig auch die »Linderung der Not der Armut in ein ganz neues
Stadium« treten zu müssen. Nicht mehr in der »Pflege der schon vorhandenen Armen«,
sondern in der »Gegenwirkung, in Präventivmitteln« erblickte er jetzt die einzig aussichts-
reiche Möglichkeit, der Verelendung des Industrieproletariats zu begegnen. Den »sozialen
Übeln, die infolge einer kulturgeschichtlichen Entwicklung ganze Schichten der Gesell-
schaft zumal treffen«, erkannte er 1861, könne »nie und nimmer durch Privatwohltätigkeit
abgeholfen werden«.14

Fabri ging in seiner Sicht der »Arbeiterfrage« und in seinen praktischen Folgerungen nun
deutlich und bewußt über die organisierte Karitas hinaus, ohne sich jedoch deswegen von
der Inneren Mission zu distanzieren. Angesichts des sozialen Elends im Wuppertal, dessen
die hier sehr regen bürgerlichen und kirchlichen Hilfsmaßnahmen schon wegen der seit
Beginn der 1860er Jahre immer stärker zunehmenden Zuwanderung15 nicht Herr zu werden
vermochten, trat er sogar verstärkt für die Ausbreitung von Armenpflege, Armenpredigt,
Großstadtevangelisation, Organisation und Ausbreitung der Laientätigkeit ein und suchte
praktisch auch im Rahmen seiner eigenen Möglichkeiten nach Hilfe. So setzte er während
der Choleraepidemie des Jahres 1867 die Schüler des Missionsseminars als Krankenpfleger
ein.16 Für sich allein genommen jedoch vermochte er in dem Leitgedanken der Inneren
Mission, den »eigentümlichen sittlichen Gefahren, welche infolge dieser großen, friedli-
chen, sozialen Revolution entstanden sind, mit der Macht des Evangeliums heilend zu be-
gegnen«, kein realistisches und erfolgversprechendes Konzept mehr zu erkennen. Denn
ohne eine vorherige »gründliche Beseitigung gewisser äußerer, drückender Notstände«
schien ihm auch eine erfolgreiche Evangelisationsarbeit »schier unmöglich«.17

Bei der Suche nach praktischen »Präventivmitteln« konzentrierte sich Fabri auf die
»schwierige soziale Frage der Wohnungsnot der arbeitenden Klassen«. Hier sah er sich
nicht einem Objekt der »gründlichen sittlichen Einzelhilfe« gegenüber, sondern – und da-
mit klammerte er die Innere Mission als direkten Beitrag zur Bewältigung sozialer Kri-
senerscheinungen aus – einem »äußeren Notstande sozialer Natur, d.h. einem solchen, der
ganze Klassen der modernen Gesellschaft unangesehen der sittlichen Beschaffenheit des
Einzelnen trifft«.18 Um so mehr kam es seines Erachtens darauf an, gerade auf geistlicher
Seite zu lernen, soziale Probleme als ökonomisch bedingte, darum auch primär auf diese
Weise zu bewältigende und erst sekundär mit Evangelisationsmethoden anzugehende Pro-
bleme zu betrachten. Er appellierte an die Geistlichkeit, sich den »Veränderungen im so-
zialen Leben« anzupassen, sich den »mächtigen Fortschritten« zuzuwenden, welche die
industrielle »Kulturentwicklung« mit sich gebracht habe, statt sie von einer »fremden ex-
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klusiven Stellung« aus zu beargwöhnen oder gar schlichtweg »auf den Teufel« zurückzu-
führen.19 Vorbeugende Hilfe müsse immer in der von den Notständen bedrohten oder be-
troffenen Bevölkerung selbst gesucht werden, schrieb er 1861 und befürwortete organisierte
»Selbsthilfe der arbeitenden Klassen« im Rahmen der »genossenschaftlichen Bewegung«.20

Victor Aimé Huber, der sich anderthalb Jahrzehnte lang vergeblich bemühte, Wichern für
sein Genossenschaftskonzept zu gewinnen, schien ihm das hierzu geeignete Programm
entworfen zu haben.21 Auch nach dem endgültigen Bruch zwischen Huber und Wichern
1863 konnte sich Fabri zu dem konservativen Sozialreformer bekennen, ohne sich deswe-
gen in Widerspruch zu dem Begründer der Inneren Mission zu setzen, weil er die Entwürfe
beider nicht alternativ betrachtete.22 Selbst die Pläne von Schulze-Delitzsch schienen ihm
erwägenswert, obgleich er in dessen Konzept den religiösen Aspekt vermißte und die Kritik
des linksliberalen Genossenschaftspraktikers an Wichern und der Inneren Mission zurück-
wies.23

In seinen praktischen Vorschlägen, deren Objekt die Wohnungsnot des Industrieproleta-
riats war, von deren Ausmaß er sich in Barmer Elendsquartieren selbst überzeugt hatte24,
orientierte sich Fabri an Huber. Er übernahm Hubers Konzept einer Verbindung von Sied-
lungs- und Konsumgenossenschaften, dessen Grundgedanke darin bestand, nicht erwerbs-
unfähige Arme zu unterstützen, sondern erwerbsfähige Arbeiter durch langfristige Kredite
in kleinbürgerliche Hausbesitzer zu verwandeln.25 Als 1861 das freie Land gegenüber dem
Barmer Alten Missionshaus in den Strudel der Bodenspekulation gerissen zu werden droh-
te, suchte er einen »Verein von christlichen Männern« zusammenzubringen, der das Terrain
zum Bau einer Arbeitersiedlung aufkaufen und darin »ökonomische Gemeinschaftsversu-
che« in Gestalt eines Konsumvereins ermöglichen sollte. Fabri wollte keinen Wohltätig-
keitsverein, sondern eine Kapitalgesellschaft gründen, die den Bau der Siedlung kreditär
finanzieren und den Bewohnern durch Ratenzahlungen den allmählichen Übergang vom
Mieter zum Eigentümer ermöglichen sollte.26 Es war also, ganz im Sinne Hubers, nicht an
Almosen, sondern an ein regelrechtes Geschäft gedacht.27 Der Werbung für diesen Plan
dienten Vorträge, die Fabri im Dezember 1861 in den beiden Wupperstädten hielt und An-
fang 1862 unter dem Titel »Die Wohnungsnoth der Arbeiter in Fabrikstädten und deren
Abhilfe« veröffentlichte.

Die Arbeitersiedlung hinter dem Missionshaus war nur als ein Anfang gedacht. Fabri
regte darüber hinaus zwei weitere Projekte an, je eines für Barmen und Elberfeld. Als Vor-
bilder empfahl er vor allem die Siedlungsgenossenschaft der »Rochdale Equitable Pio-
neers«, die Mitte der 1860er Jahre rund 6.000 Mitglieder besaß und mit einem Gesamtka-
pital von fast 5 Millionen Mark arbeitete, sowie die »cités ouvrières« in Mülhausen, die
1861, nach siebenjährigem Bestehen, schon fast 5.000 Einwohner zählten.28 In seinen Vor-
trägen prangerte Fabri in bewegenden Worten die Wohnungsnot des Wuppertaler Proletari-
ats an, kalkulierte im gleichen Atemzug die Gewinnchancen der Projekte für die Aktionäre
der Baugesellschaft, beklagte den »Notstand« und warnte zugleich vor ihm.29 Die doppelte
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Motivation seines Engagements durch karitatives Interesse und soziale Angst, die aus sei-
nen frühen Äußerungen zur Inneren Mission sprach, trat auch hier hervor. Wie zwei Jahr-
zehnte zuvor über Wichern, ging er in den Hinweisen auf die antirevolutionäre Funktion
seiner Vorschläge jetzt über Huber hinaus. Deutlich traten hier jene qualitativen Verschie-
bungen in der sozialen Perspektive Fabris zutage, die primär durch seinen Kontakt zu den
Wuppertaler Kaufleuten und Fabrikanten bestimmt wurden. Diese Gedanken waren nicht
mehr nur allgemeinhin auf die Erhaltung der bestehenden Sozialordnung gerichtet, sondern
dezidiert vom Unternehmerinteresse her bestimmt.

Die sozialdefensive Funktion seines praktischen Hilfsprogramms war nüchtern kalkuliert
und trat offen zutage: Die sukzessive Verteilung des Proletariats auf verschiedene kleine
Arbeitersiedlungen sollte die für den Fall einer anhaltenden Wirtschaftskrise gefürchtete
»massenhafte Konzentration einer vermögenslosen Arbeiterbevölkerung«30 abbauen, po-
tentiell revolutionäre Energien in Antriebskräfte sozialökonomischer Konkurrenz transfor-
mieren und so gegen ihre Träger selbst kehren. Denn, so lehrte Fabri, »das Nebeneinander-
wohnen und Vergleichen erzeugt eine höchst heilsame, tägliche wirtschaftliche Reibung
und einen sozialen Wetteifer unter den verschiedensten Familien«.31 Er suchte Revoluti-
onsfurcht und Profitinteresse des Wuppertaler Industrie- und Handelskapitals für seine Plä-
ne zu mobilisieren und erinnerte mahnend an den 1. Mai, den alljährlichen »Schreckenstag«
Barmens. An diesem Tag zogen zahllose Arbeiterfamilien auf Wohnungssuche durch die
Straßen der Stadt, während in den Kirchen für den ruhigen Verlauf des Massenumzugs ge-
betet wurde. Fabri wußte, daß dieser Tag, der allen Bürgern der Stadt die »drückenden so-
zialen Notstände« des Industrieproletariats deutlich vor Augen rückte, insbesondere bei den
Fabrikherren von Jahr zu Jahr mehr ein »bängliches und drückendes Gefühl« weckte.32

»Bedenken Sie«, lockte der Missionsleiter die großbürgerlichen Adressaten seiner Werbe-
vorträge, »was es heißt, unseren Arbeiterstand an das Eigentum zu fesseln und ihn statt zu
einer Bedrohung zu einem Schutze desselben für die Zeiten politischer und sozialer Bewe-
gungen zu erheben! Bedenken Sie, welche unmittelbaren Vorteile die Fabrikherren selbst
auf diese Weise durch die gehobene Treue, Fleiß und Solidität ihrer Arbeiter erzielen! Be-
denken Sie, daß auch hier die uns alle erschreckende Frage: was wird's werden in der Zeit
lang andauernder Krisen? mit der Wohnungsfrage zugleich, soviel nur immer möglich, ge-
löst ist.«33 Über den praktischen Erfolg der Vorschläge Fabris ist nichts bekannt.34 Fest
steht nur, daß der ursprüngliche Plan, auf dem freien Land gegenüber dem Missionshaus
eine Arbeitersiedlung zu errichten, nicht verwirklicht werden konnte. Das Terrain wurde
meistbietend einem Barmer Unternehmer zugeschlagen, der dort eine große Ziegelei aufzu-
bauen beabsichtigte.35

Fabris Plan, die Wohnungsnot durch Siedlungs- und Konsumgenossenschaften zu min-
dern, das Industrieproletariat damit zugleich »an das Eigentum zu fesseln« und mit Hilfe
eines durch konservatives kleinbürgerliches Besitzdenken bestimmten falschen Bewußt-
seins gegen revolutionäre Infektionen zu immunisieren, war einer der zahlreichen von bür-
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gerlicher und kirchlicher Seite im Wuppertal zu Anfang der 1860er Jahre unternommenen,
vergeblichen Versuche, der politischen Artikulation der »sozialen Frage« als »Proletariats-
frage« auf Kosten der bestehenden Gesellschaftsordnung durch die Integration des ›vierten
Standes‹ zuvorzukommen. Sie kamen ebenso zu spät wie die Pläne, mit denen Schulze-
Delitzsch hier zu dieser Zeit hervortrat. Schon in seiner ersten öffentlichen Versammlung
im Mai 1863 ging der Barmer ADAV auch mit den »fortschrittlichen« Reformplänen hart
ins Gericht. Auf seiner Agitationsreise durch das Rheinland sprach Lassalle im September
1863 vor einer Barmer Volksversammlung und setzte solchen Vorschlägen seine staatsso-
zialistischen Forderungen entgegen. 1865 schon war der ADAV der beiden Wupperstädte
mit 1.260 Mitgliedern der größte in Deutschland.36

Das rasche Anwachsen der Arbeiterbewegung verfolgte Fabri mit wachsendem Befrem-
den. Nach wie vor erblickte er in dem Versuch einer politischen Artikulation sozialer Inter-
essen eine Gefahr für das bestehende Gesellschaftssystem. Schon 1861 hatte er gefordert,
die »soziale Frage« als unbedingt »neutrales Gebiet« zu betrachten.37 Nur unter dieser Vor-
aussetzung war nach seinem Urteil die »moderne Kulturentwicklung« in den Bahnen der
»großen, friedlichen sozialen Revolution« zu halten.38 Schon die Wuppertaler Vorträge
lassen erkennen, daß das Vorrücken des ökonomischen Aspekts in Fabris Sicht der Sozialen
Frage zwar das Erkenntnisvermögen schärfte, nicht aber jene durch latente Revolutions-
furcht beschränkte Erkenntnisbereitschaft forcierte, die dort ihre Grenzen fand, wo sozial-
kritische Bestandsaufnahme potentiell systemtransformierender Kritik Vorschub zu leisten
drohte. Er begrüßte den durch den Industrialisierungsprozeß bestimmten Fortschritt, wähnte
die »christliche Gesellschaft« aber zugleich von den hierdurch hervorgerufenen »veränder-
ten Verhältnissen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, zwischen Kapital und Arbeit
bedroht«. Denn in dem Anwachsen der sozialen Diskrepanz, das für ihn im »Wesen« der
»auf so ungemein gesteigerte Produktion und Vermehrung der allgemeinen Vermögens-
werte gerichteten Zeitströmung« lag und darum »dem Minus auf der einen das Plus auf der
anderen Seite in umso grellerem Gegensatze entgegentreten« lassen mußte, glaubte er aus
zwei Gründen eine Gefährdung des bestehenden Wirtschafts- und Gesellschaftssystems zu
erkennen: Erstens mußte dieser Gegensatz »das Bewußtsein vorhandener Notstände in den
davon Betroffenen um so mehr wecken«. Dieser Prozeß des Bewußtwerdens aber schien
zweitens leicht politisierbar, weil sozial-revolutionäre Ideen »wesentlich auf der Ausbeu-
tung dieses Gegensatzes« beruhten.39

1861 noch konstatierte Fabri nüchtern diesen Gegensatz, relativierte ihn jedoch mit dem
Hinweis auf die »nivellierende Grundrichtung der modernen Kulturbewegung« zur Aus-
nahmeerscheinung eines begrenzten Übergangsstadiums. Die freie Konkurrenz aller per-
sönlichen Kräfte und Fähigkeiten wirke zweifelsohne auf eine »immer völligere Ausglei-
chung aller gesellschaftlichen Standesunterschiede« hin.40 Im Blick auf die gefürchteten
»Theorien des Sozialismus und Kommunismus« jedoch verkehrten sich die gleichen
Grundgedanken in eine sozialdefensive, anthropologische Argumentation, wurden die ver-
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schwommen wirtschafts-liberalen Vorstellungen sogleich des nur aufgesetzten Nivellie-
rungsaspekts entledigt. Diesen »teils von demagogischen Schwindlern, teils von wohlmei-
nenden Phantasten ausgesponnenen Theorien« hielt Fabri in vorgeblicher Zuversicht entge-
gen, sie beruhten auf »unsinnigen Gedanken«, die sich so lange nicht verwirklichen ließen,
»bis eine Maschine erfunden wäre, welche jedem Menschen ein ganz gleiches Maß von
Intelligenz, Geschick und Fleiß einblasen und in ihm fortwährend unterhalten würde«. Mit-
hin mangele es solchen Theorien an Einsicht in das »Wesen des Menschen«. Dennoch ver-
mochte er den warnenden Hinweis nicht zu unterdrücken, daß derartiger »Unsinn« zu einer
gefährlichen »Weltmacht« werden könne, weil er seine Argumente »dem die menschlichen
Leidenschaften vor allem aufregenden Gebiete des Mein und Dein« entnehme.41

Auf eben diesem Gebiet sah er zwei Jahre später den ADAV agitieren. Wie Huber42,
dessen Pläne er im Wuppertal zu verwirklichen gesucht hatte, registrierte Fabri mit wach-
sendem Argwohn die Bemühungen um eine politische Organisation der Arbeiterklasse, wie
er sie insbesondere in der Agitation Lassalles für das allgemeine Wahlrecht zu erblicken
glaubte.43 Die staatssozialistischen Gedanken des Arbeiterführers waren ihm schlechter-
dings »Utopie«.44 Obgleich er sich zu den »religiösen Gegnern« Schulze-Delitzschs zähl-
te45, erfüllte ihn die Kampfansage des ADAV an liberale Versuche, Kleinbürgertum und
Arbeiterschaft durch »fortschrittliche« Arbeitervereine zu gewinnen, mit Abscheu. Als es
1864 bei einer Rede Schulze-Delitzschs vor Barmer Arbeitern nach Störversuchen durch
die Lassalleaner zu ersten Tumulten kam, glaubte Fabri absehen zu können, wohin dieser
Weg führte.46 Er geriet auf die gleiche Bahn wie Huber, in direkte Gegnerschaft zu den
Arbeitern.

Schon 1864, als er Kettelers Schrift »Die Arbeiterfrage und das Christentum«47 in einer
scharfen Rezension entgegentrat, zeichnete sich dieser Wandel ab. Was 1861 in seinen
Wuppertaler Vorträgen noch ohne besondere Akzentuierung hintergründig mitschwang und
Ausdruck fand in dem Versuch, die Soziale Frage durch die Reduktion historisch-sozialer
auf zeitlos gültige, anthropologische Kategorien ihres Problemcharakters zu entheben, trat
in Gestalt der alles relativierenden »himmlischen Vogelperspektive der Geschichte« deut-
lich hervor bei der sozialdefensiven Reaktion auf die Schrift Kettelers, in welcher der
Mainzer Bischof auf den Warencharakter der Arbeit hinwies, sich auf Lassalles »ehernes
Lohngesetz« berief und den Gedanken an Produktivassoziationen, die die Fabrikarbeiter am
Unternehmergewinn beteiligen sollten, als zwar möglicherweise nur begrenzt praktikable,
an sich aber »herrliche Idee« begrüßte.48 Fabris polemische Antwort auf »solch aufreizende
hohle Phrasen aus der Feder eines Bischofs« war sozial aggressiv und von einem ebenso
aufdringlichen wie einfältigen Biblizismus bestimmt. Häufig seien Arbeiter »faul, unge-
schickt oder unsolide«, mithin in einer selbstverschuldeten Notlage, hielt er Ketteler entge-
gen. Er bestätigte zwar nach wie vor die soziale Diskrepanz, bestritt jedoch ihr Anwachsen
ebenso wie jeden Antagonismus und verwahrte sich überhaupt gegen jede bloße »Gegen-
einanderstellung der Reichen und der Armen«. Nicht allein die Arbeiter, alle Menschen
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seien arm vor Gott. Nicht auf materielle, auf »innere Befriedigung, stille Zufriedenheit und
Glückseligkeitsgefühl« komme es an. Der »arme Arbeiter« habe schließlich dem »reichen
Genußmenschen« gegenüber täglich die »Freude über ein glücklich und gut vollendetes
Stück Arbeit« und vor allem das »Gefühl des Fortkommens durch Fleiß und treue Tätig-
keit« voraus. Das seien die wahren »irdischen Genüsse«, die dem Reichen abgingen – der
»nicht vorankommt, weil er ja einmal doch schon reich ist«. Wenn Ketteler Christus unter
Berufung auf die Vulgata die Worte in den Mund lege: »Ihr werdet immer Arme bei euch
haben«, dann sei dem gegenüber erstens auf die deutsche, nach dem griechischen Grundtext
im Präsens gehaltene Übersetzung49 und zweitens auf die Tatsache zu verweisen, daß auch
das griechische »pantote« nur in Verbindung mit dem Futur »direkte Beziehung auf die
Zukunft« habe. Drittens stehe vor »Arme« der bestimmte Artikel, der die Aussage auf einen
historisch bestimmbaren Personenkreis einenge, viertens schließlich habe »der Bischof«
hier ein Zitat eklektisch aus seinem Kontext gerupft. Und wenn sich Ketteler auch dadurch
noch nicht widerlegt wähnen sollte, dann möge er daran erinnert sein, daß »unsere moder-
nen großstädtischen Proletariatszustände« schließlich nicht mit dem Los der Armen zu
Lebzeiten Christi vergleichbar seien. Nach alledem könne das Proletariat »ganz getrost
sein: Der Herr der Armen, der Freund der Zöllner und Sünder hat nicht gesagt, daß ihr Los
nicht besser werden solle«. Fabri stemmte sich gegen das »ganz oberflächliche Raisonne-
ment« Kettelers an, dessen Sozialkritik ihm geeignet schien, »den armen Arbeiter aufzuhet-
zen gegen seinen reicheren Arbeitsherrn«.50

Die latente Revolutionsfurcht, die das Krisenbewußtsein Fabris prägte, seine soziale Per-
spektive mitbestimmte und, wie in der Wendung gegen Ketteler schon deutlich erkennbar,
bis zur sozialdefensiven Erkenntnisverweigerung führen konnte, besaß neben der innenpo-
litischen auch eine außenpolitische Komponente, der gegenüber die »himmlische Vogelper-
spektive der Geschichte« nicht als defensiv relativierender Faktor, sondern als national-
ideologische Triebkraft wirkte. Völkisch-nationale und christlich-germanische Momente,
die in ihrer geistigen Tradition in die Zeit der Befreiungskriege zurückwiesen, verbanden
sich hier unter religiös-biblizistischem Aspekt mit einem von Sendungsvorstellungen getra-
genen, schroff vordrängenden Streben nach deutscher »Weltgeltung«. 1848 hielt es sich
noch in den Grenzen des Traums vom »ersten Volk der Welt« und uferte nach 1866 in
Machtstaatsgedanken, völkisch-biologistischen Nationalismus und »Weltherrschafts«-
Visionen aus.

Aus den »zeitgeschichtlichen Betrachtungen« in den Rundschreiben Fabris sprach im er-
sten Jahrfünft der 1860er Jahre ein dumpfes Krisenbewußtsein mit eschatologischen Per-
spektiven, dessen Artikulation in biblischer Sprache sich merkwürdig fremd neben ver-
gleichsweise nüchtern gehaltenen, zunächst allgemein politischen, dann zunehmend auch
wirtschaftspolitischen Kommentaren ausnahm. Verfassungskonflikt und Schleswig-Holstei-
nische Frage, polnischer Aufstand, Gärung in Ungarn, auch die Wahlrechtspropaganda in
England, vor allem aber die schleichende Krise des französischen Kaisertums ließen Fabri mit
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Kriegs- und Revolutionserwartungen umgehen. Sie speisten sich primär aus der Befürch-
tung, die zunehmende Unsicherheit könnte in Frankreich eine neuerliche Revolution auslö-
sen, welche wiederum auf Deutschland übergreifen könnte. 1863 gerieten sie mit der Wahl-
schlappe Napoleons III. auf ihren Höhepunkt. Fabri, der die Methoden bonapartistischer
Krisenbewältigung durchschaute, fürchtete, der »Despot im Bunde mit der Revolution«
könnte den »Volksgeist durch einen großen kontinentalen Krieg so bald als möglich zu
zerstreuen und zu beschäftigen« suchen und dabei als Waffengefährten »die Revolution zu
Hilfe rufen«.51 In biblischer Sprache verdammte er »die Schlange« auf dem französischen
Thron und bemühte sich, die Politik »des Tiers« in einer eschatologischen Alternative zu
fassen: Entweder war Napoleon III. von Gott zu einer »gewaltigen Zuchtrute« bestimmt,
dann war Widerstand zwecklos, bis er sein listenreiches Ränkespiel zu Ende gebracht, seine
unter Umständen Krieg produzierende und Revolution importierende »Mission« erfüllt
hatte. Oder aber er war die Inkarnation des schlechthin Widergöttlichen. Dann schien er
überwindbar. Die Übertragung dieses Napoleonbildes auf das »Mutterland der Revolution«
ließ das »romanische« Frankreich als dekadente, absteigende Kulturnation erscheinen.52

Dieser religiös-ideologische Hintergrund bestimmte bei Fabri für unseren Zusammen-
hang relevante Interpretationen des Krieges gegen Österreich. Als Vertreter der kleindeut-
schen Lösung bekannte er sich in einem Rundschreiben zur historisch-politischen Notwen-
digkeit des Krieges.53 Damit zog er sich die scharfe Kritik seines »süddeutschen Freundes«
H.W.J. Thiersch zu. Thiersch wiederum attackierte Bismarck, »den Gott als seine Zuchtrute
wider uns gebraucht«, dessen »Revolution von oben« und Preußen, das »neue Abbild des
napoleonischen Militärstaates«54, zu Fabris Überraschung mit den gleichen Argumenten,
die er selbst gegen den französischen »Chef der europäischen Revolution« kehrte.55 Den
Ministerwechsel des Jahres 1862 noch hatte Fabri in einem Rundschreiben lediglich mit
einigen beiläufigen Bemerkungen abgetan und überdies skeptisch angemerkt, daß Bismarck
als »Freund und Bewunderer Napoleons« gelte.56 Sein abschätziges Urteil glaubte er dann
in der Haltung des preußischen Ministerpräsidenten im Verfassungskonflikt bestätigt zu
sehen.57 Er hielt Bismarck 1866 paradoxerweise die hier bewiesene »Rücksichtslosigkeit«
im Innern vor und rühmte ihn zugleich, weil er eine historisch-politische Notwendigkeit
erkannt, im geeigneten Moment mit »rücksichtsloser Energie« nach außen gehandelt und
dadurch die »Weltstellung Deutschlands wesentlich gefördert« habe.58 Damit war nach
Fabris Urteil auch etwaigem Streben nach einer »Neu-Napoleonischen Weltherrschaft«59

ein schwerwiegendes Hindernis entgegengestellt: »Die germanische Rasse hat durch die
Ereignisse von 1866 ein merkliches Übergewicht über die romanischen Völker erhalten«,
schrieb er zwei Jahre nach dem Krieg. »Sehe ich recht, so möchte ich sagen, daß in einem
oder zwei Jahrzehnten Deutschland im Bunde mit Nordamerika (und mit England?) die
Welt beherrschen wird.«60

Die Revolutionsgefahr von außen schien Fabri fürs erste gemindert, der inneren jedoch eine
bedenkliche Vorschubleistung durch das allgemeine Stimmrecht geboten, das jetzt einen le-



88 Die soziale Perspektive: christlicher Konservatismus und Sozialreaktion

galen Weg eröffnete, »die soziale Frage unmittelbar zu einer politischen zu machen«.61

Dieser Blick auf die »Kehrseite« des neuen Wahlrechts62 verstellte ihm auch die Einsicht in
Möglichkeiten einer Integration der Arbeiterschaft, die sich, wie Köllmann zeigen konnte63,
1867 noch im Wuppertal boten. Mehr noch als der ADAV sorgte hier zuletzt die bürgerli-
che Seite dafür, daß sich das Proletariat seiner Klassenlage politisch bewußt wurde. In den
Wahlen zum konstituierenden Reichstag im Februar 1867 glaubten die zum Wahlbündnis
der »patriotischen Partei« vereinten Konservativen und Altliberalen, Bismarck, die Fort-
schrittspartei Förckenbeck nominieren zu müssen, um dem Kandidaten der Arbeiterpartei,
von Schweitzer, Paroli bieten zu können. Nach dem Ausscheiden von Lassalles Nachfolger
im ersten Wahlgang empfahl der ADAV indirekt die Stimmabgabe für Bismarck! Erst als
Bismarck nach der Niederlage Forckenbecks in der Stichwahl das Wuppertaler Mandat
ablehnte und auch der Präsident des preußischen Abgeordnetenhauses für den neuen Wahl-
gang nicht mehr nominiert werden konnte, bahnte sich der Bruch an. In dem äußerst harten
Kampf vor der nächsten Stichwahl, in der von Schweitzer im März dem Fortschrittskandi-
daten Gneist gegenüberstand, wurde von der »fortschrittlichen« Presse und christlich-
konservativen Kreisen zugleich ein solches Kesseltreiben gegen den Arbeiterkandidaten
veranstaltet, daß sich von Schweitzer veranlaßt sah, mit Gewaltanwendung durch seine
Anhänger zu drohen. Fabri, der den Linksliberalismus ein Jahrzehnt später seiner Irreligio-
sität halber als Erfüllungsgehilfen der Sozialdemokratie anklagte64, stand 1867 in jenem
Lager, welches dem »fortschrittlichen« Kandidaten indirekt Wahlhilfe leistete, indem es
Schweitzer »antichristliche Umsturzgedanken« nachzuweisen suchte.65 Dennoch errang
Schweitzer in der ›Industriestadt‹ Barmen die absolute Mehrheit und unterlag nur des El-
berfelder Wahlentscheids halber, der seinem Gegenkandidaten mit gerade 101 Stimmen
Vorsprung (50,1%) den Sieg brachte.66

Angesichts der knappen Niederlage des Arbeiterführers warb Fabri im Mai 1867 drin-
gend und mit politischen Argumenten dafür, »daß man forthin des Arbeiterstandes sich
mehr als bisher annehme«. Doch seine Hoffnung, auf diese Weise werde sich die »mehr
und mehr um sich greifende sozialistische Arbeiterbewegung«, die Politisierung der »so-
zialen Frage« zum »politischen Sozialismus«, noch abfangen oder wenigstens eindämmen
lassen67, blieb vergeblich. In den Wahlen für die erste Legislaturperiode des Norddeutschen
Reichstags siegte von Schweitzer im September 1867 nicht nur mit großer Mehrheit in
Barmen (59,4%), sondern nun auch in Elberfeld (54,9%) und konnte insgesamt 57% der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinen.68 Fabri mußte feststellen, daß es den Arbeitern
gelungen war, »sich auf der politischen Bühne zu habilitieren«.69

Die Wahlkämpfe, in denen sich die bürgerlichen Parteien geschlossen gegen den Arbei-
terkandidaten gewandt hatten, führten herbei, was er gefürchtet hatte: Fortan wählten die
Arbeiter im Wuppertal ihrem Klasseninteresse entsprechend. Während der Streikwelle des
folgenden Jahres rief ein Sprecher des ADAV zum Klassenkampf auf.70 Mit Abscheu regi-
strierte Fabri, daß die Streikagitation nun vollends der »sittlichen Faktoren« entbehre, weil
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sie sich an das politische Selbstbewußtsein, an »Bedeutung und Macht« der Arbeiter wen-
de, statt an ihren »Fleiß« zu appellieren.71 1869 bereits meldeten sich Anhänger Bebels und
Liebknechts vernehmlich gegen von Schweitzer zu Wort.72 Die Arbeiter hatten sich, wie
Fabri widerstrebend zur Kenntnis nehmen mußte, zu einer »kompakten Masse, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewußt geworden« war, formiert. Je mehr sich zeigte, daß
»die Masse« des Proletariats »von den Theorien des modernen Sozialismus angesteckt und
in gärende Bewegung gebracht« worden war, desto mehr ging sein über die reine Karitas
hinausreichendes Interesse an dessen sozialen »Notständen« zurück. Jetzt bedurfte für ihn
die »Lage des Standes der Fabrikarbeiter« nur noch sehr vage und allgemein »in mancher
Beziehung der Rücksicht«. Ein »kleiner Teil der Bevölkerung« werde hier »mit den Kün-
sten der Demagogie emporgehoben«, erklärte er 1869 sogar und fügte, nicht minder dem-
agogisch, abweisend an: »Wer ist nicht Arbeiter? »In der Tat habe solche Agitation – die er
als »Ausdruck des die Gegenwart mächtig durchziehenden Demokratismus« denunzierte – »ihre
Gefahren für viele Einzelne und für ganze Kreise«. Gewiß müsse sie, »weil ohne tieferen
sittlichen Gehalt, vielfach demoralisierend« wirken. »Dennoch«, erklärte Fabri trutzig,
»glaube ich nicht, daß sie auf unser politisches Leben einen nachhaltigen Einfluß gewinnen
werde«. Die Begründung dieses »dennoch« signalisierte Hilflosigkeit: »Die Natur der Din-
ge widerstrebt dem«. Im Innern sah er »Umsturzpropaganda«, von außen her die »interna-
tionale Verbrüderung der Arbeiter« drohen. Sollte sich »diese Bewegung« zu einer revolu-
tionären formieren, deutete er finster an, dann könne sie »nur mit bitterem Schaden des
Arbeiterstandes enden«.73

Der Rückzug auf die harmonistische und zunehmend sozialreaktionär funktionierende
»himmlische Vogelperspektive der Geschichte« ließ im Grunde nur noch zwei Wege offen:
vordergründig relativierende Beschwichtigung oder Rekurs auf die letzte, scheinbar unein-
nehmbare Bastion »Natur der Dinge«, deren Eigengesetzlichkeit jeden systemfeindlichen
politischen »Kopfstand« wieder auf die »Beine« zwingen werde.74 Indem sich Fabri für den
zweiten Weg entschied und damit zugleich jene Schwelle überschritt, hinter der jede politi-
sche Austragung sozialer Konflikte die »Natur der Dinge« existentiell tangierte, waren hier
bereits die Positionen abgesteckt, innerhalb derer die politische Brisanz der »sozialen Fra-
ge« nur noch mit »Maßregeln« eindämmbar schien, deren erste er ein Jahrzehnt später im
Sozialistengesetz akzeptierte und um eigene Vorschläge zu ergänzen suchte.
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3. Missionsarbeit, überseeische Politik
und Auswanderungsfrage

3.1. Heidenmission, Handel und koloniale Expansion: Südwestafrika

Als Fabri die Leitung der Rheinischen Mission übernahm, lag die Eröffnung ihres südwest-
afrikanischen Missionsgebiets schon mehr als ein Jahrzehnt zurück. Die Arbeit war jedoch
noch immer nicht über die Anfänge hinausgekommen. Schon Mitte der 1840er Jahre waren
von Südafrika aus die ersten Stationen ins Herero- und Namaland vorgeschoben worden.1

Der zunächst nur von Engländern betriebene Handel rückte von Anbeginn an auf den Spu-
ren der Mission nach und stieß seit Mitte der 1850er Jahre über die Walfischbai weiter ins
Landesinnere vor. Er war und blieb in Südwestafrika Tauschhandel.2 Die Missionsangehö-
rigen beteiligten sich am Handel mit den Einheimischen anfangs nur, um ihren eigenen
Bedarf zu decken. Missionshandel gab es auch zur Zeit der Amtsübernahme Fabris in Süd-
westafrika noch nicht. Das änderte sich, als Anfang der 1860er Jahre die Herero-Mission
zusammenbrach.

Bis 1862 verließen alle Hereromissionare ihr Arbeitsgebiet. Kämpfe zwischen Herero
und Nama in dem immer wieder von kriegerischen Unruhen erschütterten Missionsgebiet,
aber auch Überfälle auf Missionsstationen erweckten den Eindruck, daß ohne eine Ände-
rung in der Missionsmethode kein Kontakt zur einheimischen Bevölkerung zu gewinnen
sei. In dieser Situation beschloß die Deputation, einem Antrag C.H. Hahns3 entsprechend,
die Einrichtung der »Missionskolonie« Otjimbingue im Hereroland. Der Begründer und
Präses der Hereromission verband mit dem Projekt der kleinen südwestafrikanischen Mis-
sionssiedlung zwei Absichten. Erstens sollte in dieser patriarchalisch organisierten Siedlung
um die Hauptstation Otjimbingue christliches Gemeindeleben demonstriert und weiter eine
Möglichkeit geschaffen werden, das Zusammenleben christlicher und heidnischer Familien
missionarisch zu nutzen. Zweitens aber war an eine Art Wehrdorf gedacht. C.H. Hahn
hoffte, daß sich die einheimischen Einwohner der Siedlung bei Angriffen von außen ge-
meinsam mit dem Missionspersonal verteidigen würden. 1863 wurde die Missionskolonie
begründet. Mit Hilfe von Spenden der Fürstin Augusta von der Lippe, des Prinzen Ernst
von Schöneburg und der Prinzessin Mathilde von Rudolstadt konnte ein »Nationalgehilfen-
Institut«, das sogenannte »Augustineum« angeschlossen werden.4

Hahns Erwartungen schienen sich zu erfüllen. Die Missionsgemeinde begann allmählich
zu wachsen. Die einheimischen Bewohner der Missionskolonie um die Hauptstation Otjim-
bingue, eine von einer gescheiterten Minengesellschaft errichtete Festung mit Mauerwerk
und Schießscharten, verteidigten während der Folgejahre Station und Siedlung wiederholt
in zum Teil schweren Abwehrkämpfen. Fatal war bei derartigen Feuergefechten die Tatsa-
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che, daß die Einwohner der Missionskolonie nicht auszuschließen vermochten, daß das
gegnerische Feuer aus Gewehrläufen stammte, die in der eigenen Waffenschmiede gezogen
worden waren, daß Blei und später auch Patronen aus den Beständen von Missionskauf-
leuten herrührten. Denn mit der Rückkehr der Rheinischen Mission ins Hereroland hielt der
Missionshandel seinen Einzug. Er kam überaus rasch voran. Am besten ging das Geschäft
des Waffenschmiedes, der in seiner Produktion mit der Nachfrage nicht Schritt zu halten
vermochte und in Kriegszeiten innerhalb weniger Monate »eine große Herde von Rindern,
Schafen und Ziegen« verdiente.5 Nicht trotz, sondern wegen der Kriege zwischen Herero
und Nama im südwestafrikanischen Missionsgebiet kam dieser Zweig des Missionshandels
gut voran. Ende der 1860er Jahre klagte man in Barmen über den »Mißbrauch« christlicher
Handwerker, die in Otjimbingue unter der Leitung jener Missionare standen, in deren Hän-
den auch die Verwaltung der kleinen Siedlung lag.6 1869 wurde in Barmen erwogen, Mis-
sion und Handel organisatorisch und personell zu trennen.7 In dieser Situation konnte Fabri
mit dem bereits Jahre zuvor angeregten Plan durchdringen, eine besondere Missions-
Handelsgesellschaft zu gründen. Ein Jahrzehnt zuvor schon hatte die große Basler Missi-
onsgesellschaft, der frühere Dachverband der Barmer Gesellschaft, einen solchen Versuch
unternommen. Fabri suchte die Basler Erfahrungen für seine Gesellschaft zu nutzen.8

Die Gründe für den Aufbau der Basler »Missions-Handels AG«, die, seit 1917 von der
Mission getrennt, 1959 unter dem Namen »Basler Handels-Gesellschaft AG« als kapital-
starke Holding-Organisation mit zahlreichen Tochterunternehmungen ihr hundertstes Jubi-
läum feierte9 – lagen in Erfahrungen der Basler Mission besonders auf ihrem indischen
Arbeitsgebiet. Die Sanktionen, mit denen das indische Kastensystem die Taufe belegte,
stellten potentielle Hinduchristen vor eine riskante Entscheidung. Als getaufte Christen
schieden sie aus dem Verband ihrer Kaste aus, verloren den ererbten sozialen Status und
damit häufig auch ihre wirtschaftliche Existenzgrundlage. Die Mission mußte den Getauf-
ten neue Erwerbsmöglichkeiten verschaffen. Landwirtschaftliche Versuche scheiterten.10

Die handwerkliche Produktion dagegen nahm rasch zu. 1852 wurde in Basel eine »Indu-
striekommission« eingesetzt, um die Produktion der einzelnen Betriebe zu koordinieren und
den Absatz zu organisieren.11 Die Grenzen der ursprünglichen Zweckbestimmung wurden
rasch überschritten. Bald riet die Basler Missionsleitung auch den Missionsstationen selbst
an, »nebenbei kleine kommerzielle Operationen zu versuchen, deren Ergebnis vielleicht die
Ausgaben für unsere nächsten Zwecke zum Vorteil der Missionskasse überwiegen könn-
te«.12

Ähnlich gingen die geschäftstüchtigen Basler – wie auch später in Kamerun – an der
Goldküste vor, wo auf den Missionsstationen ebenfalls schon seit längerer Zeit handwerkli-
che Produktion betrieben wurde. Hier wurden anfangs andere Gründe für die Beteiligung
am Handel geltend gemacht. Die Mission suche, so hieß es, dem an der Küste blühenden
Schnaps- und Waffenhandel durch einen »nach christlichen Grundsätzen betriebenen, nicht
entsittlichenden, wohltätigen Handelsverkehr« entgegenzuwirken.13 Seit 1855 expandierten
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Produktion und Handel auch hier so stark, daß eine Gesellschaft mit eigenem Kapital und
Risiko geplant wurde. Das lag ebenso im Interesse der Mission, wie in dem des hinter ihr
stehenden Basler Fördererkreises. Auf Anregung und Drängen des Bankiers und Groß-
kaufmanns Zellweger, der dem leitenden Missionskomitee angehörte, konstituierte sich
1859 die Basler Missions-Handelsgesellschaft AG mit dem enormen Startkapital von
200.000 Franken.14 Die Missionsgesellschaft selbst investierte 35.000 Franken. Das fest-
gelegte Betriebskapital sollte zu 6% verzinst, der übrige Gewinnanteil zur einen Hälfte der
Missionskasse, zur anderen den Aktionären zufließen. Das Basler Komitee stellte die Ar-
beitskräfte für die Handelsfirma und sicherte sich damit eine gewisse Kontrolle über die als
»Industrie- und Handelsbrüder« der Mission angeschlossenen Handwerker und Kaufleute.
Ferner verpflichtete sich die Mission, die nötigen Bauten zu errichten, für welche die Han-
delsgesellschaft Miete zu entrichten hatte.15 Das von Bankier Zellweger geleitete Unter-
nehmen16 sollte zwar »Exempel einer christlichen Verfahrensweise auf dem Handlungsge-
biet« sein17 und berief sich auch gern auf seine »sittliche, christlich-kulturelle Aufgabe«,
war jedoch von Anbeginn an nichts anderes als ein höchst einträgliches Geschäft und eine
profitable Einnahmequelle für die Mission.18 Mit der Gründung der neuen Gesellschaft
schied die Mission offiziell aus der Verantwortung für potentiell fragwürdige kaufmänni-
sche Praktiken aus und verdiente seither, ohne ihre Kasse und ihren Ruf mit einem Risiko
zu belasten. Die Handelsgesellschaft erzielte horrende Gewinnspannen. Von 1858 bis 1879
verdiente allein die Basler Mission 230.000 Franken außer Zinsen und Dividende und
konnte ihr Aktienkapital von 35.000 Franken auf 300.000 Franken aufstocken.19

Als Fabri 1869 darauf drang, dem Beispiel der Basler zu folgen, stand deren Handelsge-
sellschaft eben im Begriff, sich beträchtlich zu erweitern.20 »Jeder Handel ist mit einem
Risiko verknüpft. Kann und darf eine Missionskasse ein solches übernehmen?« Die Ant-
wort auf diese Grundsatzfrage21 wurde auch für die Rheinische Mission immer dringlicher,
denn auch in Barmen hatte man, allerdings in weit geringerem Umfang, kleine Handelsun-
ternehmen mit Vorschüssen aus der Missionskasse finanziert. Ihre Ausdehnung schien nur
verantwortbar, wenn das Risiko von einer besonderen Gesellschaft getragen wurde. Die
zögernden Missionsangehörigen konnten den kommerziellen Überlegungen ihres leitenden
Inspektors nicht ausweichen, zumal Fabri von den Deputationsmitgliedern aus den Kreisen
des Industrie- und Handelskapitals unterstützt wurde.22 Das ausschlaggebende Motiv für
Fabris beharrliches Eintreten für die Gründung einer Missions-Handelsgesellschaft23 lag in
der schleichenden finanziellen Krise der Rheinischen Mission. Bis zum Jahre 1869 war ihre
Schuldenlast auf fast 40.000 Taler angestiegen.24 In einer Organisation des Handelsbetriebs
nach dem Basler Vorbild glaubte Fabri eine Möglichkeit zu sehen, das drückende Defizit
abzutragen. Außerdem enthob ihn die Existenz der Basler Handelsgesellschaft der grund-
sätzlichen Frage nach der Vereinbarkeit von Mission und kommerziellen Interessen.25 Ne-
ben solch finanziellen Erwägungen rangierte an zweiter Stelle26 das Ziel, den Missionaren
den in beschränktem Umfang notwendigen und zeitraubenden Handel abzunehmen.27
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Schließlich sollte durch ein größeres Handelsunternehmen mit festen Filialen dem »demo-
ralisierenden Einfluß der umziehenden Händler« Einhalt geboten werden.28

Der Plan des Inspektors wurde Gegenstand heftiger und folgenschwerer Kontroversen
zwischen der Barmer Zentrale und südwestafrikanischen Stationen der Rheinischen Missi-
on.29 Den stärksten Widersacher fand Fabri in dem Begründer der Hereromission, C.H.
Hahn. Um sein missionsmethodisches Konzept nicht zu gefährden, beharrte Hahn darauf,
daß auch die Kaufleute der geplanten Handelsgesellschaft den Missionaren unterstellt wür-
den.30 Da nach Fabris Vorschlägen für das Statut der Handelsgesellschaft Kaufleute auf den
Missionarskonferenzen über profane Angelegenheiten mitbestimmen können sollten, nicht
aber Missionare in der Handelsgesellschaft, sah Hahn sein Programm schlechterdings auf
den Kopf gestellt: Die »heillose Verquickung« von Mission und Handel, die gerade durch
die vorgebliche Trennung geschaffen werde, könne die Mission nur allzu leicht in Mißkre-
dit bringen, fürchtete er.31 Sein Protest prallte an der unnachgiebigen Haltung Fabris ab, der
die Deputation auf seinen Plan festlegen konnte. Die einmal aufgebrochenen Fronten zwi-
schen den Anhängern Hahns und Fabris waren nur mühsam wieder zu überdecken. Mit
Vertretern bedeutender Firmen aus Barmen, Elberfeld und Schwelm traf Fabri die ge-
schäftlichen Vorbereitungen.32 Als Startkapital für die »Wuppertaler Aktien-Gesellschaft
für Handel in den Arbeitsgebieten der Rheinischen Mission« – kurz »Missions-Handels-
gesellschaft« (MHG) genannt – wurde eine Summe von mindestens 50.000 Talern in Akti-
en zu je 1.000 Talern vereinbart. Es war das erklärte Ziel der MHG, den Missionaren »alle
äußeren Nebenarbeiten […] abzunehmen, unter eigene Verwaltung und eine strenge ge-
schäftliche Leitung zu stellen«.33

Um die Geschäftsführung in einer »der Mission entsprechenden Weise« zu sichern, soll-
ten alle Angestellten der MHG vom leitenden Inspektor berufen und der Mission assoziiert
werden. Der Missionsleiter sollte als ständiges Mitglied dem fünfköpfigen Aufsichtsrat der
MHG angehören, ein weiteres Mitglied von der Generalversammlung der Rheinischen Mis-
sion bestimmt werden. Die verbleibenden drei Sitze sollten von der Generalversammlung
der MHG an Aktionäre vergeben werden. Als technischer Leiter war ein Kaufmann vorge-
sehen.34 Im Gegensatz zur Basler Mission, die selbst ein bedeutendes Aktienpaket an dem
mit ihr verbundenen, florierenden Handelsunternehmen erwarb, steuerte die Rheinische
Mission zwar kein Investitionskapital bei. Doch ihre scheinbar immaterielle Beteiligung
war für die MHG soviel wert wie bares Geld. Denn die Einlage der Rheinischen Mission
bestand, wie der spätere Missionsleiter Kriele betonte, darin, daß sie »der Gesellschaft so-
fort einen beträchtlichen Kundenkreis zuführte, ihr überhaupt den Boden, auf dem sie sich
entwickeln und ausdehnen konnte, vorbereitet hatte und weiterhin bereitete«.35 Der nach
Abzug von 5% Zinsen und den Reserveabschreibungen verbleibende Reingewinn der MHG
sollte zur einen Hälfte den Aktionären zufallen, zur anderen in die Missionskasse fließen.
Abgesehen von dem Unterschied in der Frage des Aktienerwerbs durch die Mission selbst,
war die Barmer MHG ein getreues Abbild des Basler Unternehmens. Die Gewinnbeteili-



Heidenmission, Handel und koloniale Expansion: Südwestafrika 97

gung der Mission sowie die Tatsache, daß ihr Direktor und ein weiteres Mitglied dem Auf-
sichtsrat der MHG angehören sollten, zeigten, daß auch hier weniger eine Trennung als
eine wohldurchdachte Zuordnung von missionarischen und kommerziellen Interessen ange-
strebt wurde. Im Februar 1869 legte Fabri der Deputation die Geschäftssatzungen vor. Bald
waren genügend Aktionäre gefunden, so daß sich die Gesellschaft nach dem Eintreffen der
königlichen Genehmigung am 7. Juli 1869 mit einem Startkapital von 60.000 Talern kon-
stituieren konnte.36 Das Unternehmen war rasch zustande gekommen. Doch die schwierige
Lage der Hereromission hinderte es daran, mit der Arbeit in Südwestafrika zu beginnen.

Während Fabri in Barmen gemeinsam mit Kaufleuten und Industriellen an den Plänen für
die MHG arbeitete, liefen von den Stationen der Hereromission immer neue Alarmmeldun-
gen und Schreckensbotschaften ein. Seit 1863 anhaltende, schwere Kämpfe der von der
Mission unterstützten Herero gegen die Vormachtstellung des Afrikaanerstammes drohten
die Anfang der 1860er Jahre zusammengebrochene und erst 1863/64 vor allem mit Hilfe
der Missionskolonie Otjimbingue wieder aufgebaute Hereromission aufs neue zum Erliegen
zu bringen.37 Die von der Küste abgeschnittene Missionsfestung Otjimbingue war ver-
schiedentlich Schauplatz blutiger Kämpfe. Nach dem ersten größeren Feuergefecht am 15.
Juni 1863 wurden auf dem Gelände der auch mit beträchtlichen Eigenverlusten verteidigten
Missionskolonie Leichen von mehr als 200 gefallenen Gegnern gezählt.38

Die Kämpfe im Nama- und Hereroland veranlaßten südwestafrikanische Missionare und
Händler im Juni 1868 zu einem dringenden Schutzgesuch an den Gouverneur der Kapkolo-
nie. Sir Ph. Wodehouse ließ sich bewegen, noch im gleichen Monat ein britisches Kriegs-
schiff in die Walfischbai zu senden. Die ›Demonstration‹ in der menschenleeren Bai mußte
erfolglos bleiben. Unverrichteterdinge segelte der »Peterel« wieder ab.39 Ein im September
1868 zur Friedensvermittlung ins Groß-Namaland gesandter Beamter vermochte seine Mis-
sion ebensowenig zu erfüllen.40 Wiederholt schon hatte C.H. Hahn erklärt, alles hänge ab
von einem nachdrücklichen britischen Vorgehen in der Walfischbai, sei es durch die Sta-
tionierung eines Kriegsschiffes, die Errichtung eines Blockhauses mit kleiner Besatzung
oder durch das »Aufziehen der englischen Flagge an der Bai«.41 Der Gedanke an eine In-
tervention oder gar Festsetzung einer Landmacht wie Preußen in Südwestafrika lag C.H.
Hahn fern, obgleich er schon 1864 auf Otjimbingue eigenmächtig die preußische Flagge
gehißt hatte. Fabri hingegen strebte weniger danach, das Foreign Office für den Schutz der
Mission als Preußen bzw. den Norddeutschen Bund für die Vertretung »deutscher Interes-
sen« in Südwestafrika – die zu dieser Zeit mit denen der Rheinischen Mission noch iden-
tisch waren42 – zu gewinnen.

Im September 1868 entwarf er drei sorgsam aufeinander abgestimmte Petitionen an den
britischen Kolonialminister, den preußischen König und an das Bundeskanzleramt. Mit
diesen drei Petitionen, in denen er potentielle Überseeinteressen seiner Adressaten zugun-
sten der Rheinischen Mission gegeneinander auszuspielen suchte, trug Fabri, der in Barmen
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nicht ohne Grund als »Diplomat« und »Minister des Äußeren« galt43, den Intentionen C.H.
Hahns nur bedingt Rechnung. In der für Lord Stanley bestimmten Eingabe44 bat er darum,
»daß ein britischer Kommissar für Friedensstiftung abgesandt, die Walfischbai selbst nebst
einem angrenzenden Stück Landes zum britischen Territorium erklärt, ein Zivilbeamter für
das Land aufgestellt, auch der Missionsgesellschaft soweit möglich Schadenersatz geleistet
werde«.45 Um der Petition Nachdruck zu verleihen, sollte Wilhelm I. eine Abschrift über-
reicht werden mit der »Bitte um seine Fürsprache bei der englischen Regierung, daß diesel-
be sich den Schutz der englischen und deutschen Untertanen an der Walfischbai angelegen
sein lassen und deshalb einen Kommissar zu den Häuptlingen senden oder die Walfischbai
unter den Schutz der englischen Flagge stellen« möge.46 Zugleich wurde ein entsprechen-
des Schreiben an das Bundeskanzleramt abgefaßt.47 Insoweit handelte Fabri ganz im Sinne
C.H. Hahns.

Den Eingaben aber fügte Fabri einen südafrikanischen Presseartikel bei. Der in Kapstadt
erscheinende »Volksfriend«, aus dem der Beitrag stammte48, stützte die Petitionen indirekt
mit dem Hinweis auf die bisher geleistete, nun existentiell bedrohte Arbeit der Rheinischen
Mission, die Gefahr für den Handel in Südwestafrika und die Notwendigkeit, die Interessen
beider zu schützen. Weiter aber verwies der Artikel auf Pressegerüchte, denen zufolge
Preußen gewillt sei, »Kolonien« zu erwerben und sich bemühe, portugiesische Niederlas-
sungen in Afrika in seinen Besitz zu bringen.49 »Nichts könnte vorteilhafter sein für die
unglücklichen Länder, wo jetzt der Sklavenhandel gepflegt wird, als die Oberherrschaft
eines Staates wie Preußen« stieß der Volksfriend nach. »Wer weiß, vielleicht möchte Graf
Bismarck sein Auge auch auf die Walfischbai werfen.«50

Die Begründung für einen solchen Schritt lieferte Fabri – allerdings nur in seinem
Schreiben an Wilhelm I. und das Bundeskanzleramt – gleich mit. »Preußen und Deutsch-
lands Weltstellung seit dem Jahre 1866«, hieß es dort, »ermöglicht und erheischt nun den
kräftigen Schutz auch der überseeischen deutschen Interessen. Wohl kaum wird seit dem
Bestehen des Norddeutschen Bundes dem Hohen Kanzleramte in überseeischen Ländern
eine Angelegenheit vorgelegen haben, welche […] die kräftige Vertretung deutscher Inter-
essen so sehr verdienen dürfte, wie die hier dargelegte.«51 Fabri bat Wilhelm I. und Bis-
marck nicht nur um die Unterstützung des Gesuchs um englischen Schutz, sondern suchte
Preußen und den Norddeutschen Bund zugleich auf die Chance hinzuweisen, England in
Südwestafrika zuvorzukommen.52 Den Norddeutschen Bund »zu bewegen, an der Küste
Posto zu fassen«, belehrte er C.H. Hahn, »wäre für uns viel günstiger als das Eintreten
Englands«.53 Sollte man sich auf deutscher Seite nicht zu einer eigenen Intervention bereit-
finden, so schien der beschrittene Weg jedenfalls die Möglichkeit zu eröffnen, einen gewis-
sen Druck auf die englische Regierung auszuüben. Ein indirekter, mit Hilfe des Volks-
friend-Artikels in eine von deutscher Seite offiziell unterstützte Eingabe eingeschmuggelter
Hinweis, daß Preußen bzw. der Norddeutsche Bund unter Umständen gewillt oder genötigt
sein könnten, selbst in der Walfischbai zu intervenieren, konnte den Entscheidungsprozeß
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im Foreign Office beträchtlich vorantreiben. In seiner Eingabe an das Bundeskanzleramt
deutete Fabri diesen Hintergedanken vorsichtig an.54

Der Artikel aus Kapstadt sprach ganz offen die Erwartung aus, daß das Konkurrenzmotiv
eine britische Demonstration zum Schutz der Europäer in Südwestafrika beschleunigen
oder die Regierung sogar veranlassen werde, »die englische Flagge auch über Namaqua und
Damara wehen zu lassen«.55 Dieser Taktik entsprach es, wenn gleichzeitig Nachrichten
über das Vorgehen der Mission in Berlin und London auch in die deutsche Presse lanciert
wurden. So warf die Neue Preußische Zeitung die Frage auf, »ob, wenn das britische Go-
vernment in seiner bisherigen Untätigkeit verharren sollte, nicht Preußen sich veranlaßt
sehen würde, zum Schutz des Lebens und Eigentums Norddeutscher Bundesangehöriger an
der Walfischbai wo nicht eine Besitzergreifung, so doch eine bewaffnete Demonstration
vorzunehmen?«56

Eine erste Anordnung der Rheinischen Mission, die Anfang Oktober 1868 bei Wilhelm I.
um eine Audienz nachsuchte, kehrte unverrichteter Dinge zurück. Die Deputation beschloß,
eine zweite auszusenden, der Fabri selbst angehörte.57 »Graf Bismarck, auf dem Lande, war
leider noch nicht zugänglich«, bedauerte Fabri.58 Für die über C.H. Hahns Vorschläge hin-
ausgehenden Andeutungen der Barmer Eingabe indes bedurfte es der von Fabri erstrebten
Unterredung mit dem preußischen Ministerpräsidenten nicht. Die freihändlerisch bestimm-
ten, abschätzigen Worte über den Wert von Kolonien an den Kriegs- und Marineminister
von Roon vom Januar 1868 zeigten, daß Bismarck für kommerzielle Projekte und Gesuche
um Schutz in Übersee, die formellen Territorialerwerb einschlossen oder auch nur inten-
dierten, generell »nicht zugänglich« war. Als Vertreter freihandelsexpansiver Vorstellungen
befürwortete er zwar Marinestützpunkte zugunsten des Überseehandels, hielt aber mit von
Roon die preußisch-deutsche Marine noch für zu schwach, um eine wirksame Vertretung
»deutscher Interessen« in Übersee übernehmen zu können.59 Die Folgerungen, die Fabri in
seiner Eingabe aus der bei Königgrätz erkämpften »Weltstellung« zog, schlossen zwar nicht
die Forderung nach formeller Kolonialexpansion ein und konnten konkret höchstens als
Gesuch um die Errichtung eines Stützpunktes in der Walfischbai verstanden werden, wie
sich C.H. Hahn dies von britischer Seite wünschte. Doch auch dafür war Bismarck nicht zu
gewinnen. Er sah sich »nicht in der Lage, deutsche Untertanen in einem so fernen Lande
beschützen zu können« und verwies die Rheinische Mission an die englische Regierung.60

Nur im Sinne einer Unterstützung der Eingabe an Lord Stanley, ohne den Versuch einer
Pression, zeigte sich das Bundeskanzleramt »sehr bereitwillig, auf die Sache einzugehen«.61

Während sich der Barmer Missionsleiter vergeblich bemühte, Bismarck persönlich zu er-
reichen, wurde er am 30. Oktober 1868 von Wilhelm I. empfangen62, der sich, wie Fabri
berichtete, »mit großem Wohlwollen« auf eine längere Unterredung einließ und betonte,
»es sei ihm eine herzliche Freude, in dieser Sache etwas zu tun; schade sei es, daß Preußen
nicht ohne weiteres Kriegsschiffe mit Mannschaften dorthin schicken könne, doch seien wir
in jenen Ländern noch zu unbekannt. Aber eine warme und kräftige Fürsprache werde er
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bei der englischen Regierung sofort eintreten lassen.«63 Damit hatte die Gesandtschaft – von den
primären Interessen der Rheinischen Mission aus betrachtet – ihren Zweck erfüllt. Mit den
über die Artikulation des Schutzbedürfnisses seiner Gesellschaft hinausgehenden Andeu-
tungen hingegen vermochte Fabri nicht durchzudringen.

Am 6. November 1868 überreichte eine Delegation der Rheinischen Mission Lord Stan-
ley die im September in Barmen verfaßte Petition einschließlich des Volksfriend-
Artikels.64 Stanley verhielt sich entgegenkommend, wollte vor direkten Anweisungen an
den Gouverneur der Kapkolonie noch die entsprechende Note aus Berlin abwarten und riet,
die Rheinische Mission möge den Gouverneur vorläufig über den Stand der Dinge infor-
mieren.65 Die Delegation trat unter dem Eindruck die Rückreise an, »daß von seiten Eng-
lands in den Namaqua-Herero-Händeln bald kräftig eingeschritten werde«.66 Im Vertrauen
auf den »bald wiederhergestellten Frieden« trieb Fabri die Vorbereitungen für die MHG
voran.67 Seine Erwartungen erfüllten sich nicht. Ein Jahr verstrich, ohne daß von London
oder Kapstadt aus die erhofften wirksamen Maßnahmen zum Schutz der Europäer im süd-
westafrikanischen Krisengebiet in die Wege geleitet wurden.68 Auf die Frage, welchen Er-
folg die Unterstützung des Schutzgesuchs an die englische Regierung durch Wilhelm I.
gezeitigt habe, konnte Fabri dem Legationsrat Abeken im November 1869 nur antworten:
»Leider […] an Ort und Stelle absolut keinen. Der Gouverneur der Kapkolonie hat […]
zum Schutze des Lebens und Eigentums der im Herero-Lande lebenden Europäer, jetzt fast
nur noch Deutsche, seit Befürwortung unseres Gesuches in London schlechterdings nichts
getan und den Bitten unseres Agenten am Kap stets ein Nein entgegengesetzt.«69

Über die Zurückhaltung der englischen Regierung gegenüber dem Schutzersuchen seiner
Gesellschaft enttäuscht, klagte Fabri im November 1869 in einem Rundschreiben an Mit-
glieder und Freunde der Rheinischen Mission über die »Abdankung der britischen Kolo-
nialpolitik zugunsten der Manchesterschule«. Dieses vertrauliche Rundschreiben, die frühe-
ste Stellungnahme Fabris zu Fragen der formellen Kolonialherrschaft, zeigt, daß einige der
ideologischen Leitvorstellungen, die hinter jenen Argumenten standen, mit denen der Ko-
lonialpropagandist 1879 an die weitere Öffentlichkeit trat, im Denken des Missionsleiters
schon ein Jahrzehnt zuvor in Ansätzen deutlich ausgeprägt waren. Der freihändlerischen
Kritik an formeller kolonialer Territorialherrschaft erkannte Fabri nur im Blick auf subtro-
pische Kolonien beschränkte Gültigkeit zu. Nur sie durften seines Erachtens – wenn die
eingewanderte »weiße« Bevölkerung hinreichend »erstarkt« war – in die politische Auto-
nomie entlassen werden. Tropische Kolonien dagegen mußten unbegrenzt unter kolonialer
Herrschaft gehalten werden, weil Freiheit und politische Unabhängigkeit hier totalen wirt-
schaftlichen Zusammenbruch, »Krieg und Zerrüttung unter den eingeborenen Stämmen«
zur Folge haben müßten. Die permanente Aufrechterhaltung kolonialer Herrschaft suchte
Fabri zum einen mit einer angeblich ›naturbedingten‹ politischen Unmündigkeit der ein-
heimischen Bevölkerung tropischer Kolonien, zum anderen mit dem Hinweis auf die Pro-
bleme der unausbleiblichen Übergangskrise nach einer – ausdrücklich als abrupt vorge-
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stellten – Aufhebung der vom »Mutterland« oktroyierten sozialökonomischen und politi-
schen Organisation zu legitimieren. Zu diesem ›klassischen‹ kolonialapologetischen Argu-
ment gesellte sich der Glaube an eine besondere zivilisatorische Sendung der »germani-
schen« im Vergleich zu den »romanischen Völkern«. All dies ließ Fabri – nicht nur für
England, sondern auf weite Sicht auch für Preußen bzw. den Norddeutschen Bund – »Ko-
lonialbesitz wenigstens in tropischen Ländern« zu einer »zivilisatorischen Aufgabe der
germanischen Völker« erklären.70

Anlaß, hierbei auch Preußen-Deutschland einzubeziehen, gaben ihm Bemühungen der
preußischen Regierung um die Errichtung einer preußisch-deutschen Flotte und umlaufende
Gerüchte über die Absicht Preußens, Marinestationen in Übersee zu erwerben.71 Es war die
Kolonialdiskussion der Jahre nach 1866, die immer neue Vorschläge für einen Erwerb von
Flottenstützpunkten zutage förderte72, der von der preußischen Regierung zwar ins Auge
gefaßt, vom Norddeutschen Bund aber amtlich nicht in Angriff genommen wurde. Fabri
befürwortete zwar jene »Stützpunktpolitik« (Schüddekopf), auf die der preußische Bundes-
kommissar Savigny am 20. März 1867 vor dem Reichstag des Norddeutschen Bundes den
Begriff »Kolonialwesen« in der Bundesgesetzgebung eingegrenzt hatte73, und forderte
»Flottenstationen an verschiedenen Punkten der Erde«. Doch er beschränkte sich nicht auf
den Gedanken an solche »maritimen Besitzergreifungen«. Dem Vernehmen nach stehe man
derzeit mit Holland in Verhandlungen über die Abtretung der Banda-Inseln südlich der
Molukken. »Da würden wohl auch die östlich davon liegenden Eilande samt dem Teile
Neu-Guineas, den Holland zu seinen ostindischen Besitzungen rechnet, in einer solchen
Abtretung mitbegriffen sein«, schätzte Fabri und schlug für Holland und den Norddeut-
schen Bund eine Art Geschäft auf Gegenseitigkeit vor: Holland werde sich zwar nur wi-
derwillig zum Zugeständnis einer »Festsetzung des Norddeutschen Bundes im indischen
Archipel« herbeifinden. Es könne im Grunde jedoch nicht viel dagegen haben, zumal es
seine ostindischen Kolonialgebiete allein »nicht zum zehnten Teil für Handel und Kulturen
auszubeuten« imstande sei und die Macht des Norddeutschen Bundes überdies »statt zu
einer Bedrohung unter Umständen zu einer Stütze der niederländischen Herrschaft über die
Hauptinseln des indischen Archipels sich gestalten« könnte. Aus dem vermeintlichen »Ver-
such Preußens, im indischen Archipel einen beschränkten Kolonialbesitz zu aquirieren«74,
glaubte er folgern zu können, daß es nun gelingen werde, Preußen bzw. den Norddeutschen
Bund auch für eine nachdrückliche, direkte Vertretung der »deutschen Interessen« in Süd-
westafrika zu gewinnen. Pressegerüchte über einen angeblich bevorstehenden Besuch des
Präsidenten der Transvaal-Republik75 nahm er zum Anlaß für einen neuen Vorstoß in Ber-
lin.

Fabris Versuch, eine Reise des Transvaal-Präsidenten nach Berlin zu motivieren, stützte
sich auf Informationen aus Süd- und Südwestafrika. Er wußte, daß sich ein Teil der durch
Portugal und England vom Meer abgeschnittenen Transvaal-Buren erneut zur Auswande-
rung entschlossen hatte, um einen Zugang zum Meer zu gewinnen. Dieser Bedingung genü-
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gende, klimatisch geeignete und noch nicht okkupierte Gebiete fanden sich nur noch an der
südafrikanischen Nordwestküste und im Hinterland der Walfischbai. Er wußte ferner, daß
Anfang 1869 erstmals Buren im Hereroland aufgetaucht waren, um sich Land und Leute
anzusehen und schloß daraus, daß Hereroland als Einwanderungsgebiet in die nähere Wahl
gezogen worden sei.76 Er glaubte damit rechnen zu müssen, daß England solche Pläne der
Buren durch eine Annexion der Bai und des angrenzenden Küstenstreifens zu vereiteln
streben werde.77 Darum, folgerte er, müßten sich die Buren vor ihrem Aufbruch der Unter-
stützung einer befreundeten »Seemacht« versichern, der die Aufgabe zufallen würde, der
absehbaren britischen Intervention durch die Annexion der Walfischbai zuvorzukommen.
Die Gerüchte um den Berlinbesuch des Transvaal-Präsidenten wertete er als Indiz dafür,
daß die Wahl der Buren auf Preußen, resp. den Norddeutschen Bund gefallen sei. Diese
Überlegungen motivierten seinen Versuch, in Berlin an die versteckten Andeutungen vom
Vorjahr anzuknüpfen. Im Gegensatz zu den im September 1868 abgefaßten Eingaben je-
doch führte er nun ohne Umschweife eine klare politische Sprache. Er habe sich in der von
Wilhelm I. gewährten Audienz ganz bewußt aller Andeutungen über eine deutsche Okku-
pation der Walfischbai enthalten, »weil bis jetzt für eine Besitzergreifung dort das für Pro-
duktion und Handel nötige, reiche Hinterland fehlt«, schrieb Fabri an Abeken. Eine Ein-
wanderung von Buren in die Gebiete hinter dem sandigen und unfruchtbaren Küstenstreifen
der Bai würde diesen Mangel rasch beheben. Dann sei eine »maritime Besitzergreifung« an
der Bai lohnend. Ein mäßiger Ein- und Ausfuhrzoll für den Handel über die Walfischbai,
der mit der Bureneinwanderung stark zunehmen werde, dürfte die Kosten von Okkupation
und Verwaltung leicht decken.78

Die Bureneinwanderung, so schätzte Fabri, würde die Umsätze der MHG steigern, vor
allem aber der Rheinischen Mission selbst zugute kommen. Der Grund für die merkwürdige
Tatsache, daß er sich ausgerechnet die in Missionskreisen wenig geschätzten Buren ins
Land wünschte, deren verachtungsvolle und repressive Haltung gegenüber den Eingebore-
nen ebenso bekannt war wie ihr aus dieser Einstellung resultierender Argwohn gegenüber
der Missionsarbeit, war auch für die Herero-Missionare nicht ohne weiteres ersichtlich.
Fabri wußte nicht nur um die »den Farbigen feindselige Stimmung der Boers«, sondern
suchte vielmehr gerade diese ihre »Neigungen, die Eingeborenen zu unterdrücken«, für die
von den anhaltenden Unruhen in ihrem Arbeitsgebiet bedrohte Hereromission zu nutzen.
»Die Überwindung der Anarchie ist das erste und unbedingte Bedürfnis für den Bestand der
Mission«, belehrte er den verdutzten Präses der Hereromission. »Diese Anarchie aber wird
durch die Boers bald beseitigt werden.«79 C.H. Hahn, der einseitig die Herero begünstigte
und unterstützte80, vermochte sich mit den Plänen des Missionsleiters nicht zu befreunden
und gab vor der Herero- und Nama-Konferenz rheinischer Missionare zynisch bekannt, der
Barmer Inspektor sehe offensichtlich »in der durch wiederholte Gerüchte angekündigten
Einwanderung von Boers aus den Freistaaten das Heil der Herero« begründet. Fabri sah
sich genötigt, eilends zu versichern, er habe im Gegenteil beim Auftauchen dieser Gerüchte
»sofort vorkehrende Schritte« unternommen und schon wiederholt beim Auswärtigen Amt
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für Mission wie einheimische Bevölkerung um Schutz vor den Buren nachgesucht.81 In
dem Schreiben an Abeken jedenfalls war nicht davon, sondern nur von den politischen
»Kombinationen« des Barmer Missionsleiters die Rede.82 Wieder verwies Fabri auf die
seines Erachtens für eine deutsche Intervention günstige Stimmung der »öffentlichen Mei-
nung« am Kap.83 Wieder blieb jeder Erfolg seiner diesmal sehr direkten Initiative aus.

Als Fabri erkennen mußte, daß Bismarck auch für seine Burenpläne nicht zu interessie-
ren war, wandte er sich unverzüglich wieder London zu. Im Dezember 1868 schon hatte er
Graf von Bernstorff, den Botschafter des Norddeutschen Bundes in London, ersucht, die
englische Regierung im Sinne der Eingabe vom November 1868 zu einer Intervention in
Südwestafrika zu bewegen. Auch über Bernstorff bemühte er sich vergeblich.84 Mitte der
1870er Jahre vollzog sich, was Fabri vorausgesehen hatte: Eine große Zahl von Burenfami-
lien – nach seinen Informationen insgesamt etwa 1.000 Menschen – verließ in verschiede-
nen Trecks die von britischer Annexion bedrohte Transvaalrepublik und zog westwärts quer
durch Südafrika. Nach ungeheuren Strapazen, welche zwei Drittel der »Trek-Boeren« das
Leben und die übriggebliebenen fast das gesamte Vermögen, die mitgetriebenen Viehher-
den, kostete, erreichten die dezimierten Trecks das Hereroland. Sie fanden dort einen briti-
schen Kommissar und in der Walfischbai die englische Flagge vor. Die »Wanderburen«
zerstreuten sich. Einige fanden als Handwerker Unterkommen im Hereroland, andere zogen
ins portugiesische Angola weiter, ein dritter Teil schließlich kehrte nach Transvaal zu-
rück.85

Die 1868/69 unternommenen Versuche Fabris, England zum Schutz der Mission und
Preußen bzw. den Norddeutschen Bund zur Vertretung »deutscher Interessen« in Südwest-
afrika zu veranlassen, waren fehlgeschlagen. Bismarck verwies die schutzsuchende Mission
an die englische Regierung, die, wie eine lakonische Aktennotiz besagt, »entgegenkom-
mende Zusicherungen erteilt hat, über deren Ergebnis die Akten nichts Näheres aussa-
gen«.86 Wie das Foreign Office, so fand sich auch die kapländische Kolonialregierung nicht
zu einer nachdrücklichen Intervention zugunsten der Rheinischen Mission in Südwestafrika
bereit. Ihre gelegentlichen Beschwichtigungsversuche scheiterten. Mit unverminderter
Härte dauerten die Kämpfe an. Erst im September 1870 gelang es der Mission, im soge-
nannten Missionsfrieden von Okahandja zwischen den kriegführenden Parteien zu vermit-
teln und für einige Jahre Frieden zu arrangieren. Die MHG konnte mit der Arbeit im
Hereroland beginnen.87

In den ersten Jahren kam die MHG langsam aber stetig voran. Fabris Hoffnung, der
Rheinischen Mission eine finanzielle Hilfsquelle zu erschließen, schien sich sukzessive zu
erfüllen: 1872 betrug der Missionsanteil am Reingewinn 4.200, 1875 bereits 10.800
Mark.88 Ein Jahrfünft später arbeitete das Unternehmen mit einem Gesamtkapital von rund
einer Million Mark, wovon etwa die Hälfte im Hereroland engagiert war.89 Doch die An-
fangsgewinne der MHG standen in keinem Verhältnis zu dem personellen Verlust für die
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Rheinische Mission, der ihrer Gründung folgte. C.H. Hahn opponierte unnachgiebig, aber
vergeblich gegen die MHG, die immer mehr den Charakter einer Art persönlicher Grün-
dung des leitenden Inspektors gewann. Als die ersten MHG-Kaufleute bereits im Missions-
gebiet eingetroffen waren, stemmte sich Hahn noch immer gegen längst vollzogene Tatsa-
chen an. Fabri und die in der Barmer Deputation versammelten Kaufleute und Fabrikanten
wiesen seine Obstruktionsversuche schroff zurück. »Sie fordern«, schrieb Hahn empört an
die Deputation, »unbedingte Unterwerfung unter das von Ihnen aufgestellte Prinzip und
weisen jede weitere Erörterung, Vorstellung und Bitte hinsichtlich dieser Angelegenheit
zurück«.90 Als er erkennen mußte, daß seine Opposition aussichtslos war, verließ C.H.
Hahn unter Protest den Verband der Rheinischen Mission, dem er 34 Jahre lang angehört
hatte, und nahm 1873 eine Pfarrstelle in Südafrika an. Die Hereromission hatte ihren geisti-
gen Führer verloren. Sein missionskolonisatorischer Versuch scheiterte. Die Reste der Ko-
lonie mußten aufgelöst werden. Seit dem Austritt Hahns lastete auf Fabri eine schwere und
persönliche Verantwortung für die weitere Entwicklung der MHG, die nach einhelliger
Auffassung der Rheinischen Mission um einen zu hohen Preis durchgesetzt worden war.91

Ein Jahrzehnt nach dem Frieden von Okahandja sah sich Fabri aus gleichem Anlaß wie
Ende der 1860er Jahre erneut genötigt, in Berlin, London und Kapstadt um Schutz für Mis-
sion und nun auch MHG nachzusuchen.92 Dieses Interesse an Schutz für die Mission und
an dauerhaft »geordneten politischen Zuständen« vor allem in ihrem südwestafrikanischen
Arbeitsgebiet trug wesentlich zu seiner Entwicklung zu einem prononcierten Vertreter der
kolonialen Missionsauffassung bei.93 Eine Beseitigung der »Anarchie«, welche die Missi-
onsarbeit behinderte, erhoffte er sich zunächst von preußisch-deutscher und britischer Ok-
kupation der Walfischbai, von der Bureneinwanderung ins Hereroland, Mitte der 1870er
Jahre dann bereits von formell-kolonialer Territorialherrschaft, Anfang der 1880er Jahre
schließlich von kapitalstarken Wirtschaftsunternehmen.94

Diese Missionsinteressen waren ihm darüber hinaus ein Anlaß, sich auch allgemein nä-
her mit Fragen der formellen Kolonialexpansion zu beschäftigen. Fabri dachte zwar zu En-
de der 1860er Jahre noch nicht an eine formell-koloniale Expansion Preußen-Deutschlands
in Südwestafrika, sondern nur an einen Stützpunkt, eine »maritime Besitzergreifung« an der
Walfischbai; doch seine frühesten Gedanken an formell-koloniale Expansion standen in
unmittelbarem Zusammenhang mit der Lage in diesem Gebiet. Er hat nie bestritten, daß es
seine Erfahrungen als Missionsleiter, als »Gründer«95 und ständiger Aufsichtsrat der MHG
waren, die sein koloniales Interesse weckten und forcierten. Soweit es sein »vielseitiges
Amt« in Barmen gestattete, schrieb er drei Jahre nach seinem Rücktritt, habe er sich früh-
zeitig mit »Nebenstudien« beschäftigt: »Einige wirtschaftliche Fragen von Bedeutung zo-
gen mich an, und je mehr ich ihnen nachdachte, desto mehr fesselten sie mich. Da mein
letzter Beruf […] mich ununterbrochen, nach den verschiedensten Richtungen hin, mit
überseeischen Verhältnissen in Verbindung gebracht hatte, so war es im Grunde natürlich,
daß jene wirtschaftlichen Erwägungen zuletzt mich auf die Frage nach einer deutschen
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Kolonialpolitik führten.«96 Die Ergebnisse seiner »Nebenstudien« begannen sich frühzeitig
zu einer »klaren und bestimmten Überzeugung« von der Zweckmäßigkeit deutscher Kolo-
nialexpansion zu verdichten. »Schon vor einem Jahrzehnt«, resümierte Fabri 1879, »hatte
ich diese für mich gewonnen und kam in starke Versuchung, sie auch öffentlich auszuspre-
chen«.97 Im »kleineren Kreise« der Rheinischen Mission und ihrer Förderer gab er ihr
schon zu Ende der 1860er Jahre häufig Ausdruck.98 Sie als Kolonialpropagandist zu ver-
treten, veranlaßten ihn erst ein Jahrzehnt später Wirtschaftsdepression und gesellschaftliche
Krise.
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on, S. 20). Diesen Angaben nach hatten sich die kolonisatorischen und merkantilen Investitionen der
Rheinischen Mission also bis zum Jahre 1869 längst restlos amortisiert. Rohden, S. 327, spricht sogar
von einem »bedeutenden Gewinn«, der »ganz in die Missionskasse« floß. Den Jahresabrechnungen der
Rheinischen Mission zufolge waren die Auslagen für das kolonisatorische Programm sogar schon 1865
wieder im wesentlichen gedeckt (vgl. Spiecker, Rhein. Mission, S. 79f.). All dies zeigt, daß Fabris Plan,
eine Missions-Handelsgesellschaft zu gründen, vorrangig auf die Sanierung des aus anderen Posten
stammenden Defizits der Rheinischen Mission abzielte. Obgleich er dieses Motiv mit allen Mitteln in den
Hintergrund zu drängen suchte (vgl. ders., Rhein. Mission, S. 20), war die neue Gesellschaft auf die
Dauer gesehen doch als einträgliche Finanzquelle für die Missionskasse gedacht (vgl. bes. ARM QS 33,
April 1869, S. 3). Sie sollte die bisher improvisierten kaufmännischen Unternehmungen auf den Statio-
nen von Sumatra, Borneo und vor allem im Hereroland übernehmen (Rohden, S. 329ff.). Anfangs war
auch die Übernahme der gewerblichen Betriebe auf einigen kapländischen Stationen geplant (Kriele, S.
224; BRM 1870, S. 325f.).

25 Fabri berief sich immer wieder auf das Basler Modell (vgl. ARM PB 1861–1872, S. 295; RS 33, S. 3;
BRM 1870, S. 325f., 328).

26 Später verschwieg Fabri diesen ausschlaggebenden finanziellen Leitgedanken ganz und setzte an seine
Stelle ausschließlich die beiden ursprünglich folgenden Motive (ders. an AA, 3.6.1880, Abschr. ARM
CB G, S. 344).

27 ARM QS 33, S. 3. Vgl. Fabri an AA, 3.6.1880, s. Anm. 26; BRM 1870, S. 328.
28 Ebd., S. 324f.; Fabri an AA, 3.6.1880, s. Anm. 26. Vgl. Rohden, S. 327; Kriele, S. 221; Esterhuyse, S.

12; Spiecker, Rhein. Mission, S. 68. Unter dem »stark demoralisierenden Treiben vieler Händler« dem
die Rheinische Mission »zum Nutzen des Landes entgegenzutreten« beabsichtigte (Fabri an AA,
3.6.1880), war neben der skrupellosen Übervorteilung der Eingeborenen durch gerissene Händler auch
der illegale Branntweinimport zu verstehen (ebd.). Weit folgenschwerer für die durch Stammeskämpfe
erschütterten Gebiete indes war die Einfuhr von Gewehren, Munition und Kugelformen, ein Geschäfts-
zweig, an dem sich die MHG (im Unterschied zu dem Basler Unternehmen) ebenfalls rege beteiligte. Die
Auskunft Vedders (S. 494), die »prinzipielle Einstellung« der MHG habe den Waffenhandel ausge-
schlossen, ist falsch. Vgl. C.G. Büttner an den dtn. Konsul in Kapstadt, 12.11.1879, Abschr. DZA I,
RKA 2098, S. 24ff.; Fabri an AA, 3.6.1880, ebd., S. 11ff.
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29 Pressestimmen trugen den Streit in die Öffentlichkeit. Die Rheinische Mission sah sich sogar dem Vor-
wurf ausgesetzt, vom »Gründungsschwindel« erfaßt, »reich werden« zu wollen (BRM 1870, S. 321).

30 Kriele, S. 226; Rohden, S. 328f.
31 Sundermeier, S. 124. Vgl. J. Krönlein an C.H. Hahn, 30.3.1870 über das kommerzielle »Bastardkind«

der Rhein. Mission: »Wir sind und bleiben entschiedene Gegner der Missions-Handels-Ges., wie sie ge-
gründet und aufs innigste in das Netz der Rhein. Mission verwoben ist. Die Rhein. Missionsgesellschaft
droht auf dem betretenen Weg durch Amalgamation geistlicher und weltlicher Interessen eine Handels-
missionsgesellschaft zu werden« (abgedr. bei: de Vries, S. 302). Vgl. dagegen Fabri in BRM 1870, S.
328: »Ihre [der MHG] Tendenz ist also nicht Vermischung, sondern im Gegenteil Scheidung von Handel
und Mission«. (In diesem Sinne auch: Sundermeier, Zwei sektenkirchliche Bewegungen im alten Süd-
westafrika, in: JbRM 1963/64, S. 63).

32 Es beteiligten sich: Ch. Siebel und Th. Gundert aus Barmen, Kommerzienrat Meckel und H. Schniewind
aus Elberfeld sowie E. Freytag aus Schwelm (ARM PB 1861–1872, S. 295. Vgl. Kriele, S. 223f.; BRM
1870, S. 326). Kurz darauf zählte auch der Kölner Zuckerindustrielle und Ingenieurunternehmer Eugen
Langen (J.J. Langen u. Söhne) zu den Hauptaktionären der MHG (RWW, I, S. 287).

33 ARM QS 33 (April 1869), S. 3.
34 Ebd.; BRM 1870, S. 327. Vgl. Kriele, S. 225; Schmidt, S. 44; Spiecker, Hereroland, S. 19.
35 Kriele, Rhein. Mission, S. 225.
36 ARM QS 33 (April 1869), S. 3; BRM 1870, S. 327; Kriele, S. 223, 225; Esterhuyse, S. 12f.; Sundermei-

er, S. 123; Rohden, S. 227, 330.
37 Vedder, S. 398–457; Rohden, S. 92, 94, 233f. In den Nachrichten aus den von den Unruhen betroffenen

Gebieten wurde von Morden an Europäern, Raubzügen einzelner Stämme, von Plünderungen, Überfällen
auf die Missionsstationen und die Lagerhäuser an der Walfischbai berichtet (Fabri an Stanley, Sept.
1868, Abschr. ARM CB F, S. 1).

38 Rohden, S. 223; Nußbaum, S. 71.
39 Der ›Peterel‹ ging am 23.6.1868 in der Bai vor Anker (Esterhuyse, S. 14f.). Die Frage, ob die Mannschaft

überhaupt versuchte, mit den Europäern im Landesinnern Verbindung aufzunehmen, ist ungeklärt (vgl.
Vedder, S. 460f.; Rohden, S. 239; Esterhuyse, S. 14f.). Fest steht nur, daß eine solche Verbindung nicht
zustande kam, die Demonstration ohne Eindruck auf die Einheimischen blieb und ihnen statt dessen
»Anlaß zur Verspottung der Weißen« gab (Rohden, 1871, S. 120).

40 ARM QS 32 (Nov. 1868), S. 4. Vgl. Rohden, S. 295; Vedder, S. 463ff.
41 Rohden, S. 95. Vgl. Neill, S. 390.
42 1868 lebten insgesamt nur etwa 137 Europäer in ganz Südwestafrika (Esterhuyse, S. 13). Schmidt, S.

199, Anm. 579 spricht von 147 Weißen. Vgl. die Liste der Europäer in Südwestafrika bei Vedder, S. 460,
497f.

43 Kriele, S. 183, 270.
44 Fabri an Stanley, Petition mit Memorial betr. die Lage der Rheinischen Missionare und europäischen

Residenten im Nama-Herero (Damara)land in Südafrika, Sept. 1868, Abschr. ARM CB F, S. 1–5. Vgl.
CB 1861–1872, S. 290.

45 Fabri forderte nach detaillierter Aufzählung der bei den einzelnen Raubüberfällen auf verschiedene Sta-
tionen entstandenen Verluste einen Schadenersatz in Höhe von insgesamt etwa 8.300 £ (ebd.). Vgl. ARM
QS 32 (Nov. 1868), S. 4.

46 Beschlußprotokoll der Deputationssitzung vom 13.6.1868, ARM PB 1861–1872, S. 284; Fabri an Wil-
helm I., Sept. 1868, Abschr. ARM CB F, S. 6f. Vgl. KZ, 24.4.1937.

47 Fabri an Bundeskanzleramt, Sept, 1868, Abschr. ARM CB F, S. 7ff. Vgl. Rohden, S. 95.
48 Volksfriend, Cape Town, 8.7.1868, Abschr. ARM CB F, S. 5f. (teilweise abgedr. in: Vedder, S. 461f.).
49 Von Paris aus war darauf hingewiesen worden, daß Portugal nach einem Käufer für Mozambique suche

(Zimmermann, S. 8).
50 S. Anm. 48. Neben der kapländischen trugen auch englische und holländische Pressestimmen diese Frage

in die Öffentlichkeit (vgl. Neue Preußische Zeitung, 18.10.1868).
51 Fabri an Bundeskanzleramt, Sept. 1868, Abschr. ARM CB F, S. 9. Im gleichen Sinne spielte Fabri in

seinem Schreiben an Wilhelm I. auf die 1866 gewonnene »Weltstellung Preußens und des Norddeut-
schen Bundes« an (Abschr. ebd., S. 7).
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52 Die Angabe Drießlers (S. 126): »An die Möglichkeit einer Besetzung Südwestafrikas durch Deutschland
konnte damals niemand im Ernst denken«, ist falsch. Daß Fabri durchaus »im Ernst« diesen Gedanken
erwog, geht sowohl aus seinem in beiden Schreiben nachdrücklich formulierten Hinweis auf die »Welt-
stellung« Preußens bzw. des Norddeutschen Bundes seit dem Jahre 1866 hervor, wie aus seiner Andeu-
tung, daß eine »direkte, aktive Intervention Preußens resp. des Norddeutschen Bundes an der Walfischbai
[…] im Interesse der dortigen Deutschen und ihrer Arbeit« sehr erwünscht sei (Fabri an Bundeskanzler-
amt, Sept. 1868, Abschr. ARM CB F, S. 8). Wie aus ARM CB F, S. 8 hervorgeht, verstand Fabri »Inter-
vention« dabei nicht allein im Sinne einer einmaligen Schutzdemonstration. Vgl. Rohden, 1871, S. 122:
»Hinsichtlich der äußeren Sicherung unserer Mission im Damaraland hätte vielleicht kaum etwas Er-
wünschteres geschehen können als die Errichtung einer Preußischen Marinestation an der Walfischbai«.
In der 3. Aufl. (Barmen 1888, S. 95f.), die bereits die für die Rhein. Mission enttäuschenden Erfahrungen
mit der deutschen Kolonialpolitik in Südwestafrika voraussetzt, klingt dieser Hinweis von Rohdens er-
heblich distanzierter: »Hinsichtlich der äußeren Sicherung unserer Mission in Damaraland, meinte man
damals, könne kaum etwas Erwünschteres geschehen, als die Errichtung einer preußischen Marinestation
an der Walfischbai. Ob freilich dadurch die Missionsarbeit unter den Schwarzen gefördert werden würde,
dünkte schon damals den Missionsleuten sehr zweifelhaft«.

53 Fabri an C.H. Hahn, 5.11.1869, Abschr. ARM M SWA, S. 30.
54 Ders. an Bundeskanzleramt, Sept. 1868, Abschr. ARM CB F, S. 9.
55 Volksfriend, Cape Town, 8.7.1868, s. Anm. 48. »Namqua« = ältere, fälschliche Bezeichnung (eigentlich

»Frau des Nama«) für Nama; »Damara« = engl. für Herero.
56 Neue Preußische Zeitung, 18.10.1868 (Artikel »Schutz Deutscher Interessen in Südafrika«).
57 Beschlußprotokoll der Sitzung vom 5.10.1868, ARM PB 1862–1871, S. 290. Die Gesandtschaft bestand

neben Fabri aus dem Barmer Deputationsmitglied Wesenfeld (1866–1883) und Propst Sirelius, dem Di-
rektor der Finnischen Missionsgesellschaft, die Missionare und Handwerker zur Ausbildung nach Bar-
men schickte, um sie dann zur Unterstützung der Rheinischen Mission in Südwestafrika tätig werden zu
lassen (Rohden, S. 93f. Vgl. Schmidt, S. 292, 199, Anm. 579).

58 ARM QS 32 (Nov. 1868), S. 4.
59 Zimmermann, S. 6f. Vgl. Hagen, S. 46; Wehler, S. 191f.
60 Vedder, S. 461 (Das betr. Schreiben fehlt in den Akten des ARM. Ein Konz. habe ich im DZA I nicht

ermitteln können).
61 Rohden, S. 95. Vgl. Fabri an AA, 3.6.1880, Abschr. ARM CB G, S. 345. S. auch KZ, 24.4.1937.
62 Da Wilhelm I. vor der Audienz einen Bericht des Außenministeriums anforderte, verzögerte sich der

Termin um mehrere Tage. Wesenfeld und Propst Sirelius mußten aus diesem Grunde vorzeitig abreisen,
so daß Fabri allein zurückblieb (ARM PB 1861–1872, S. 292. Vgl. QS 32 (Nov. 1868), S. 4).

63 Ebd. Vgl. Fabri an Abeken, 3.11.1869, Abschr. ARM CB F, S. 61f. (Wilhelm I. habe ihm geantwortet:
»Schade, daß wir wohl nicht selbst dort intervenieren können«). Vgl. ders. an AA, 3.6.1880, Abschr.
ARM CB G, S. 345. Vgl. weiter: KZ, 24.4.1937; Drießler, S. 126; Rohden, S. 95.

64 ARM PB 1861–1872, S. 292. Abschr. der Übertragung ins Englische ARM CB F, S. 20ff. Die Delegati-
on bestand aus dem kapländischen Missionar L.F. Esselen und dem Sekretär der Evangelischen Allianz,
Dr. Schmettau (ARM QS 32 (Nov. 1868), S. 4). Vgl. Rohden, S. 95; Vedder, S. 462.

65 ARM QS 32 (Nov. 1868), S. 4.
66 Ebd. Sicherheitshalber übersandte Fabri am 16.11.1868 zusätzlich noch dem Kronprinzen eine Abschrift

der in London vorgelegten Petition, unterrichtete ihn von der Antwort Wilhelms I., bat auch ihn, für die
Eingabe an das Foreign Office diplomatischen Nachdruck zu erwirken, und schloß die Bitte an, er möge
das Schutzgesuch der Rhein. Mission bei Lord Stanley und Duke of Buckingham von sich aus unterstüt-
zen (Fabri an Friedrich Wilhelm, 16.11.1868, Abschr. ARM CB F, S. 11).

67 ARM PB 1861–1872, S. 295.
68 Der Gouverneur beschränkte sich auf einige relativ wirkungslose Drohbriefe (Fabri an AA, 3.6.1880,

ARM CB G, S. 348). Vgl. Rohden, S. 95; Drießler, S. 126; Vedder, S. 465ff.
69 Fabri an Abeken, 3.11.1869, Abschr. ARM CB F, S. 62.
70 ARM QS 34 (Nov. 1869).
71 Ebd. Vgl. Schüddekopf, S. 26ff.
72 S. die Übersicht bei Hagen, S. 46f.
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73 Schüddekopf, S. 27f.
74 ARM QS 34 (Nov. 1869).
75 Rohden, S. 95. Vgl. Wüd, S. 9.
76 Fabri an C.H. Hahn (Otjimbingue), 5.11.1869, Abschr. ARM M SWA, S. 28f. (Man könne davon ausge-

hen, »daß eine große Anzahl Transvaalscher Boers, wie es scheint fast die ganze Republik, ins Herero-
land und Umgebung auswandern will«). Vgl. Rohden, S. 95.

77 Fabri rechnete in Südwestafrika mit einer Wiederholung der britischen Basutoland-Intervention, welche
die Buren Jahre zuvor daran gehindert hatte, nach Westen ins Basutoland vorzudringen. Außerdem hatte
der Gouverneur der Kapkolonie erst jüngst einem Vertreter der Rhein. Mission gegenüber bemerkt, der-
artige Ambitionen der Buren würden sofort mit einer britischen Intervention an der Bai beantwortet wer-
den (Fabri an Abeken, 3.11.1869, Abschr. ARM CB F, S. 61f.).

78 Über diese Anregungen hinaus bot sich Fabri zu weiteren Auskünften an und schlug als landeskundigen
Vermittler zwischen Buren und Regierung C. Ritter in Stellenbosch vor, den Neffen des Geographen K.
Ritter, der ihm auch geeignet erschien, das bisher von einem Engländer geführte Konsulat in Kapstadt zu
übernehmen (ebd.).

79 Fabri an C.H. Hahn (Otjimbingue), 5.11.1869, Abschr. ARM M SWA, S. 28f.
80 Loth, S. 68ff.
81 Antwortschreiben der Deputation an die Herero- und Nama-Konferenz, 14.11.1870, Abschr. ARM M

SWA, S. 30.
82 Fabri an Abeken, 3.11.1869, ARM CB F, S. 61f.
83 Seit Jahresfrist schon werde der Norden der Kapkolonie immer wieder von räuberischen Überfällen der

Koromas und Buschmänner heimgesucht, welche auch die Rheinische Mission stark in Mitleidenschaft
zögen. Die britische Kolonialregierung habe zum Schutz der dortigen britischen Untertanen bisher nicht
nur nichts getan, sondern sogar beschlossen, die letzten Truppen aus den bedrohten Gebieten abzuziehen.
Das habe die »öffentliche Meinung« am Kap derartig empört, daß in der Presse sogar der Vorschlag ge-
macht worden sei, das Parlament solle die völlige Lostrennung von England anstreben und versuchen,
die Kapkolonie in eine »Kolonie des Norddeutschen Bundes« zu verwandeln (ebd.).

84 Fabri an v. Bernstorff, 9.12.1869, Abschr. ARM M SWA, S. 20f. Vgl. Vedder, S. 462, 466f.; Drießler, S.
126.

85 Fabri, Englands Lage in Südafrika, III, KZ 28.1.1881. Vgl. Vedder, S. 525–532.
86 DZA I, RKA 2098, S. 47, zit. bei: Drechsler, S. 25.
87 Fabri an AA, 3.6.1880, Abschr. ARM CB G, S. 345. Vgl. Vedder, S. 467–479; Spiecker, Hereroland, S.

20; Rohden, S. 227; Loth, S. 77–85; Sundermeier, Gemeinschaft, S. 219.
88 Rohden, S. 327; Kriele, S. 231. Vgl. Esterhuyse, S. 13.
89 Fabri an AA, 3.6.1880, Abschr. ARM CB G, S. 344 (Die Gesellschaft besaß im Hereroland eine größere

Niederlassung und mehrere Werkstätten). Vgl. BRM 1870, S. 323, 327; Kriele, S. 224.
90 C.H. Hahn an Deputation, 5.3.1872, zit. bei: Sundermeier, S. 123.
91 Rohden, S. 328f.; Kriele, S. 226–231. Sundermeier, S. 123–126; Spiecker, Hereroland, S. 19; Schmidt,

S. 43ff.; Richter, S. 505; Vedder, S. 608.
92 Hierzu oben, Kap. 9.
93 Vgl. Fabris Rede vor der 6. Kontinentalen Missionskonferenz am 30.3.1884 in Bremen über »Die Be-

deutung geordneter politischer Zustände für die Entwicklung der Mission«, in: AMZ 11. 1884, S. 314f.
94 Hierzu oben, Kap. 14.
95 Fabri an Lahusen, 20.7.1883, StA Bremen, NL Lüderitz, 7.15.
96 Ders., Wie weiter?, S. III.
97 Ders., Kolonien, S. IV.
98 CPC 1. 1883, Nr. 1, S. 1.
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3.2. Auswanderermission, Handel und informelle Expansion: Südbrasilien

Die frühesten Belege für eine Beschäftigung Fabris mit der deutschen Auswanderung
stammen aus den Jahren nach 1857 und betreffen den Missionsleiter, der sich von Anbe-
ginn an neben der Heiden- auch mit der Auswanderermission zu befassen hatte. Die Ver-
mutung liegt jedoch nahe, daß ihm die Auswanderungsfrage unter dem Aspekt der Aus-
wanderermission auch in den voraufgegangenen Jahren nicht fremd war, zumal sie schon
1847 in C.B. Hundeshagens anonym erschienener Schrift »Der deutsche Protestantismus«,
die Fabri kannte und schätzte, so angesprochen wurde1, in Wicherns Denkschrift zum Auf-
gabenbereich der Inneren Mission erklärt2 und auf den Kongressen der Inneren Mission seit
1849 wiederholt verhandelt wurde.3 Die deutsche Massenauswanderung selbst hingegen,
die in der ersten Jahrhunderthälfte mehr als eine halbe Million Deutsche nach Amerika
führte, in den 1840er Jahren eine Flut von Literatur erzeugte und zur Begründung zahlrei-
cher Auswanderungsvereine Anlaß gab, scheint Fabri als soziales Phänomen und Problem
bis in die späten 1850er Jahre hinein nicht unmittelbar beschäftigt zu haben.

Auch als Obiekt staatlicher Gesetzgebung und ökonomischer Kalkulationen oder als
Movens der um die Jahrhundertmitte zutage tretenden »Neudeutschland«-Pläne scheint sie
ihm nicht Gegenstand näherer Beschäftigung gewesen zu sein.4 Die deutsche Auswande-
rungsdiskussion war auf ihrem Höhepunkt angelangt, als seine ersten Broschüren erschie-
nen; sie führte in der 186. Sitzung der verfassunggebenden Reichsversammlung am 15.
März 1849 zur Verabschiedung eines Reichsauswanderungsgesetzes, in dem sogar ein be-
sonderes Auswanderungsamt vorgesehen war. Seit dem ersten Jahrfünft der Reaktionszeit,
in dem die Auswanderungsziffern nach Schätzungen von 79.800 (1850) auf rund 252.000
(1854) hochschnellten, ging sie stark zurück.5 Zu der Zeit, in der Fabri erstmals näher mit
Fragen der Auswanderung in Berührung kam, waren viele der Auswanderungsvereine aus
den 30er und 1840er Jahren schon wieder eingegangen oder doch in schweren Mißkredit
geraten, weil ihre Kolonisationsversuche häufig in ein Fiasko auf Kosten der angeworbenen
Auswanderer geführt hatten.6

Als Fabri 1857 die Leitung der Rheinischen Mission übernahm, war seine Gesellschaft
indirekt bereits seit zwei Jahrzehnten auch für die Auswanderermission in Nordamerika
tätig. Dieser Sektor ihrer Arbeit hatte seinen Ursprung in der gescheiterten Barmer India-
nermission. 1836 nach Nordamerika ausgesandte Missionare waren bei ihren vergeblichen
Versuchen, zu Indianerstämmen vorzudringen, zahllosen an ihrem Reiseweg siedelnden
»verkommenen Deutschen« begegnet.7 Eine daraufhin aus dem Langenberger Fördererkreis
gegebene Anregung, sich statt den Indianern diesen Siedlern zuzuwenden, hatte die Rheini-
sche Mission – ihrem Leitgedanken entsprechend, sich »ausschließlich nichtchristlichen
Völkern zu widmen« – nicht direkt aufgreifen können. Sie förderte statt dessen die Begrün-
dung eines Langenberger »Privatvereins«, der sich seit 1837 ganz auf die Auswanderermis-
sion konzentrierte. Zu den Mitbegründern dieser Langenberger »Evangelischen Gesell-



Auswanderermission, Handel und informelle Expansion: Südbrasilien 111

schaft für die protestantischen Deutschen in Nordamerika« – kurz »Langenberger Verein«
genannt – zählten acht Barmer Deputationsmitglieder. Die Basler Missionsgesellschaft war
bereits seit sechs Jahren mit der Aussendung von Geistlichen nach Nordamerika, zunächst
in die Gegend von Detroit, beschäftigt, als der Langenberger Verein 1837 ihrem Beispiel
folgte. Damit begann in Deutschland die Auswanderermission, die religiös von der Erwek-
kungsbewegung ausging und in ihrem völkisch-nationalen Aspekt der »Erhaltung des
Deutschtums im Ausland« zunächst von der Romantik mitbestimmt wurde.8

Die organisierte Auswanderermission breitete sich rasch aus. Auf eine Anregung aus
Langenberg hin gründeten Treviranus und Mallet 1839 in Bremen den »Evangelischen Ver-
ein für deutsche Protestanten in Nordamerika«. An den Vorbereitungsarbeiten nahm auch
Wichern teil, der erst hierdurch dazu angeregt wurde, die Auswanderermission in sein Pro-
gramm der Inneren Mission aufzunehmen.9 1844 begann er im Hamburger Rauhen Haus
mit der Ausbildung und Aussendung von Kolonistenpredigern in das »gehoffte Neu-
deutschland jenseits der Alleghanies«.10 Nach Langenberg und Bremen-Hamburg baute
Löhe in Neuendettelsau das dritte Zentrum der Auswanderermission auf. Mit den Bremern,
mit Wichern in Hamburg und Löhe in Neuendettelsau, dann auch mit der 1852 in Berlin
gegründeten »Gesellschaft für die deutsch-evangelische Mission in Amerika« stand der
Langenberger Verein in naher Verbindung.11 Er arbeitete eng mit der Rheinischen Mission
zusammen: Übernahm das Missionsseminar die Ausbildung der Kolonistenprediger, so
waren die Langenberger wiederum bereit, ausgebildete Barmer Missionare, die für die Hei-
denmission ungeeignet schienen, als Prediger in die Siedlungen deutscher Auswanderer
nach Nordamerika zu senden. Seit 1857 war Fabri an dieser Arbeit direkt beteiligt. Er ge-
hörte als Missionsinspektor dem Langenberger Vorstand an und leitete als Barmer Semi-
nardirektor die Ausbildung der Kolonistenprediger.12 Zusammen mit Hermann Borchard,
der lange als Pfarrer in Nord- und Südamerika gearbeitet hatte und berichtete, daß es um
die geistliche Betreuung deutsch-brasilianischer Siedler erheblich schlechter stehe als um
die der nordamerikanischen, gründete Fabri 1865 – vier Jahre, nachdem sich auch die Bas-
ler nach Brasilien gewandt hatten13 – in Barmen das »Comité für die protestantischen Deut-
schen in Südbrasilien«.14 Das Barmer Komitee verfolgte den gleichen Zweck wie der Lan-
genberger Verein und konzentrierte sich in seiner Arbeit auf die südbrasilianische Provinz
Rio Grande do Sul, wo 1830 etwa 5.000–6.000 deutsche Siedler lebten, deren Zahl in den
folgenden fünf Jahrzehnten auf 90.000 anstieg.15 Noch 1865 konnten mit finanzieller Un-
terstützung des Gustav-Adolf-Vereins die ersten beiden Kolonistenprediger entsandt16, bis
1878 insgesamt 17 Gemeinden in Rio Grande do Sul organisiert werden.17 1881 vereinigten
sich der Langenberger Verein und das Barmer Komitee zur »Evangelischen Gesellschaft für
die protestantischen Deutschen in Amerika zu Barmen«.18 Fabri übernahm den Vorsitz. Die
seit 1862 von der Berliner »Gesellschaft für die deutsch-evangelische Mission in Amerika«
herausgegebene Monatsschrift »Der Ansiedler im Westen« wurde übernommen und seither
als »Der deutsche Ansiedler« in Verbindung mit den Berlinern weitergeführt.19 Die neue
Barmer Gesellschaft sandte neben Geistlichen nun auch Lehrer nach Süd- und Nordameri-



112 Missionsarbeit, überseeische Politik und Auswanderungsfrage

ka. Sie organisierte Gemeinden und förderte den Bau von Kirchen und Schulen.20 Bis 1912
konnte sie 58 Pastoren nach Rio Grande do Sul entsenden und rund 180 Gemeinden auf-
bauen.21 Das war der Hintergrund und eigentliche Anlaß für die Beschäftigung Fabris mit
Auswanderungsfragen. Dieser Tätigkeit, besonders der Korrespondenz mit den Absolven-
ten des Missionsseminars, verdankte er weit über den Sektor der Diasporaarbeit hinausge-
hende Informationen auch über die sozialökonomischen Verhältnisse in den südamerikani-
schen, vor allem südbrasilianischen Siedlungsgebieten deutscher Auswanderer.

In den Berichten Fabris über die Arbeit der Auswanderermission begann in den 1860er
Jahren ein kommerzieller Aspekt hervorzutreten, während sich nach 1866 in seiner natio-
nal-völkischen und -kulturellen Sicht dieser Arbeit latenter Expansionismus geltend mach-
te. Mitbestimmend für das Zunehmen ökonomischer Erwägungen war offensichtlich die
Rezeption von Schriften über Organisation und Leitung der Auswanderung, deren völkisch-
nationaler Leitgedanke an eine »Erhaltung des Deutschtums« mit Plänen zur Förderung des
Außenhandels durch Kolonisation22 und, wie vor allem bei J.J. Sturz, mit dem Gedanken
an eine Ablenkung der deutschen Auswanderung von Nordamerika in ein südamerikani-
sches »Neudeutschland« verbunden waren.23 Einer Organisation und Leitung der deutschen
Auswanderung nach Brasilien stand in Preußen seit 1859 das sogenannte von der
Heydt'sche Reskript entgegen, das jegliche Werbung für die Auswanderung in das südame-
rikanische Kaiserreich unter Strafe stellte.24

Für das Vorrücken des kommerziellen Aspekts war ferner von Bedeutung, daß alle für
die Heiden- wie auch für die Auswanderermission anstehenden Entscheidungen in Gremien
auszuhandeln waren, die sich vorwiegend aus Kaufleuten und exportinteressierten Fabri-
kanten zusammensetzten. So bestand jener Fördererkreis, der 1837 den Langenberger Ver-
ein anregte und gründete, durchweg aus christlichen Kaufleuten.25 Ähnlich war das Barmer
Komitee auf die Unterstützung durch jene – vornehmlich in der stark von überseeischen
Märkten abhängigen Textilindustrie tätigen – Fabrikanten und Kaufleute des engeren Wup-
pertaler Fördererkreises der Rheinischen Mission angewiesen, die in deren Deputation die
Mehrheit stellten. Obgleich Fabris Komitee in Selbstverständnis und Zweckbestimmung
ebensowenig wie der Langenberger Verein etwa Exportinteressen und Auswanderermission
verband, vermittelten seine Jahresberichte doch schon in den ersten Jahren nach der Grün-
dung eine Fülle an für Außenhandelsinteressenten bemerkenswerten Wirtschaftsinforma-
tionen.

Der national-kulturelle Gedanke an das »Auslanddeutschtum« läßt sich bei Fabri bis ins
erste Jahrfünft der 1860er Jahre zurückverfolgen. Mitte 1862 trug er sich mit dem Gedan-
ken an eine besondere Zeitung für Deutsche im Ausland. Zunächst hatte er nur beabsichtigt,
seine Rundschreiben zu einem Blatt für alle deutschen evangelischen Missionare in Über-
see auszuweiten. Es sollte nicht allein Informationszwecken dienen, sondern auch ein
»Bindemittel« für die verschiedenen Missionsgesellschaften26 werden – eine Absicht, die er
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auch mit der Gründung der 1866 erstmals zusammengetretenen Bremer Kontinentalen Mis-
sionskonferenz verfolgte.27 Das Blatt kam nicht zustande. Fabri erwog statt dessen die Be-
gründung »eines Blattes für Deutsche im Ausland überhaupt«. Die geplante Monatsschrift
sollte den Titel »Der deutsche Reichsbote« führen, kein Erbauungsblatt, sondern »ein poli-
tisch-kirchliches Blatt auf evangelischer Grundlage« sein. Auch dieses Projekt scheiterte,
da Fabri keinen Redakteur zu finden und allein die Arbeit nicht zu leisten vermochte.28

Völkisch-nationale Vorstellungen fanden ebenso Eingang in das Komitee, wie später in
die Barmer Evangelische Gesellschaft, die »in Kirche und Schule deutsche Sprache und
deutschen Geist erhalten« wollte, um die »innere und nationale Verbindung« zu den Aus-
gewanderten nicht abreißen zu lassen.29 Wichtig für das Ausufern der völkisch-nationalen
Perspektive in einen zuweilen aggressiv hervortretenden Nationalismus mit expansionisti-
scher Tendenz war das Jahr 1866, das einen tiefsitzenden nationalen Minderwertigkeits-
komplex in sein Gegenteil verkehrte. Königgrätz hatte in den Augen Fabris »dem deutschen
Namen das Gewand der Ohnmacht genommen, mit dem er lange im Auslande bekleidet
gewesen«.30 In dem von ihm herausgegebenen Arbeitsbericht des Komitees für das Jahr
1868 wurde erstmals darauf hingewiesen, daß das »Deutschtum« in Rio Grande do Sul
»schon eine Macht geworden ist, gegen deren unaufhaltsames Wachstum die Eifersucht der
Brasilianer vergeblich ankämpft, und daß gerade in dieser Machtstellung der gewaltigste
Hebel für die künftige Größe der Provinz« im Vergleich zu anderen liege. In diesem Jah-
resbericht, in dem auch »eine größere deutsche Einwanderung und damit ein größerer Ein-
fluß der deutschen Nation am La Plata« als »wünschenswert« bezeichnet wurde, machten
sich erstmals auch vorsichtige Erwägungen über die Bedeutung der Auswanderermission
im Rahmen der südamerikanischen Siedlungskolonisation für den deutschen Außenhandel
bemerkbar.31 Erst die sozialökonomische Krisenzeit nach dem Einbruch der Wirtschaftsde-
pression ließ die in Ansätzen bereits zu Ende der 1860er Jahre vorhandenen Gedanken an
Exportförderung und informelle Expansion durchorganisierte Auswanderung zu einem ge-
schlossenen Konzept geraten.
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4. Reichsgründung, Depression, Expansion:
die vermittelnde Funktion der Kontrasterlebnisse

Motivation und Entwicklung der Gedanken Fabris über soziale, nationale, koloniale und
Auswanderungsfragen, die sich schließlich zu jener kumulativen kolonialexpansiven Kri-
sentheorie verdichteten, mit der er 1879 als Kolonialpropagandist an die Öffentlichkeit trat,
wurde in Längsschnitten bis zum Ende der 1860er Jahre aufgezeigt. Ihre Herausbildung ließ
sich zum Teil bis ins Jahr 1848 zurückverfolgen. Wichtig war hier zunächst ein nachhaltig
vom Revolutionserlebnis geprägtes Krisenbewußtsein, das in einer sozialen Perspektive
Ausdruck fand, die im Grunde eine Perspektive der Sozialrevolution war, sowie ein anfangs
noch wesentlich von romantischem Volksverständnis bestimmtes völkisch-nationales Den-
ken, dem von Anbeginn an ein auf ›Weltgeltung‹ und Macht »nach außen« hindrängendes
Moment innewohnte. In beiden Fällen machte sich eine religiös-theologische Weltsicht
bemerkbar, die in der sozialen Perspektive defensiv funktionierte, Ansätze zu empirischer,
sozialökonomischer Betrachtung überlagerte, zeitweise auch ganz abdrängte. In der natio-
nalen Perspektive leistete sie einem national-religiösen, bald mit biologistischen Kompo-
nenten im Blick auf die »romanischen Völker« angereicherten völkischen Nationalismus
Vorschub, dessen Vorstellungen von einer zivilisatorischen Sendung der »germanischen
Völker« nach 1866 einen zunächst noch vorwiegend ideologischen Expansionismus stimu-
lierten. Er artikulierte sich in Gedanken zu Kolonial- und Auswanderungsfragen, mit denen
Fabri durch die Missionsarbeit in näheren Kontakt gekommen war. Hinzu kam ein seit En-
de der 1850er Jahre rasch zunehmendes Interesse an ökonomischen Problemen. Der öko-
nomische Aspekt trat in der sozialen Perspektive in Konkurrenz zu dem religiös-theologischen.
In Gestalt von kommerziellen Erwägungen in den Gedanken zu Auswanderungs- und Ko-
lonialfragen trug er als weiterer Antriebsfaktor neben dem völkisch-ideologischen Expan-
sionismus dazu bei, diese beiden überseeischen Fragenkreise schließlich zunehmend aus
ihrem ursprünglichen Kontext, der Heiden- und Auswanderermission herauszulösen. Eine
wichtige Voraussetzung für die Verschränkung der einzelnen Aspekte zu einer sozialöko-
nomischen Krisentheorie, bei der dann die Auswanderungsfrage in den Vordergrund rückte,
bildete ferner die Rezeption der Literatur aus den 1840er Jahren, in der die Auswanderung
weitgehend als »Allheilmittel zur Lösung der sozialen Frage« betrachtet wurde.1

Vorbereitet wurde die Verschränkung durch die von den genannten Erkenntnis- und Er-
lebnisvoraussetzungen bestimmte Aufnahme, Verarbeitung und Umsetzung von Eindrücken
der Kontrasterlebnisse der Reichsgründung, der Wirtschaftsdepression und der durch sie
verschärften sozialen Krisenerscheinungen, von nationalem Enthusiasmus und sozialöko-
nomischer Krisenangst, von »Druck« im Inneren und »nach außen« gerichteten, völkisch-
ideologischen Sendungsvorstellungen. Das Erlebnis der »sozialdemokratischen Krisis«
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schließlich schob die einzelnen Aspekte endgültig zusammen und riß den 1866 und 1871
forcierten, doch erst jetzt auch sozialökonomisch motivierten Expansionismus aus seiner
Latenz, ließ überseeische Expansion als sozialökonomische »Notwendigkeit«, als »Lebens-
frage« für Gesellschaft, Wirtschaft und Staat erscheinen und schuf so den sozialimperiali-
stischen Ansatz, der für Fabri während jener »kolonialpolitischen Episode« seines Lebens2

bestimmend blieb, in die er, schon 55jährig, Anfang 1879 eintrat. In der folgenden Fakto-
renanalyse wird versucht, Erkenntnis-, Erlebnisvoraussetzungen und Ereignisbedingtheit
der sozialökonomischen Krisenideologie herauszuarbeiten, die Fabri zum Expansionspro-
pagandisten bestimmte.

Anmerkungen
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4.1. Verschränkung der Aspekte und Genese einer frühimperialistischen
Krisenideologie

In den Äußerungen Fabris über koloniale Politik machte sich zu Ende der 1860er Jahre ein
noch vorwiegend ideologischer, völkisch-nationalistischer Expansionismus geltend, dessen
latent biologistische Vorstellungen von einer besonderen zivilisatorischen Sendung der
»germanischen« im Vergleich zu den vermeintlich absteigenden »romanischen Völkern«
ihn Kolonialbesitz zur »zivilisatorischen Aufgabe der germanischen Völker« erklären lie-
ßen.1 Aus der 1866 mit preußischen Zündnadelgewehren erzwungenen »Weltstellung
Deutschlands« hatte er global eine »Präponderanz der germanischen Völker« gegenüber
den »romanischen« abzuleiten gesucht.2 In dieser Überzeugung konnte er 1871 nur bestärkt
werden, zumal er spätestens seit Anfang 1868 einen »Krieg mit Frankreich im Laufe der
nächsten Jahre zur völligen Konstatierung dieser weltgeschichtlichen Tatsache wie eine
historisch-politische Notwendigkeit« erwartete3 und sogar vermutete, es werde einer »ro-
manischen Allianz im Kriegsfalle eine germanische gegenüberstehen, in welcher wohl
Nordamerika noch vor England neben Preußen eine Rolle spielen« dürfte.4 Die »germani-
sche Rasse« hatte seines Erachtens 1866 ein politisch schon so »merkliches Übergewicht
über die romanischen Völker« gewonnen, daß er 1868 absehen zu können glaubte, daß »in
einem oder zwei Jahrzehnten Deutschland im Bunde mit Nordamerika (und mit England?)
die Welt beherrschen« werde. So konnten Sieg über Frankreich, Gründung und »Machtfül-
le« des neuen Reichs ebenso als Bestätigung der politisch-biologistischen »Präponderanz«-
These wie als erste Etappe auf dem Weg von der 1866 errungenen »Weltstellung« zur
künftigen Partizipation an der ›Weltherrschaft‹ erscheinen.5

Derart motivierte Weltherrschaftsvisionen fanden vorzugsweise in einem verstärkten
ideologischen Expansionismus Ausdruck, den er vorerst auf Kosten Frankreichs in Gestalt
von Kriegskontributionen befriedigt zu sehen wünschte. Im »ersten Freudentaumel über das
neugebildete Deutsche Reich«, entsann sich Fabri 1879, »durchflogen unsere Presse flüch-
tige Rufe nach Kolonien, die in ein paar Broschüren bestimmtere Gestalt anzunehmen
suchten«.6 Aufmerksam verfolgte er das neuerliche Aufflackern dieser kolonialen Diskus-
sion, meldete sich aber ebensowenig wie in den Jahren nach 1866 in der Öffentlichkeit zu
Wort. Diese »flüchtigen Rufe« waren immerhin vernehmlich genug, um Bismarck zu einem
diplomatischen Dementi zu veranlassen.7 »Sowohl die Reichsregierung wie die öffentliche
Meinung verhielten sich damals ablehnend, so daß der schwache Anlauf rasch wieder ver-
flogen war«, bedauerte Fabri; denn seines Erachtens hätte man 1871 »für einen Streifen
elsaß-lothringischen Gebietes eine ganz hübsche Portion französischen Kolonialbesitzes«
einhandeln können.8 Auch den von deutsch-brasilianischen Siedlern gehegten Hoffnungen
auf »Erringung einer deutschen Seeherrschaft« durch »Gewinnung« eines Teils der franzö-
sischen Flotte war er 1871 nicht abgeneigt.9 Die Haltung des Reichskanzlers und die Tatsa-
che, daß die einzelnen kolonialen Vorschläge auch von der Presse nicht nachdrücklich auf-
gegriffen wurden, vermochten ihn nicht zu beirren. Nur verstärkt erwog er »vom Jahre 1871
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ab die Frage, ob für das neue Deutsche Reich eine überseeische Ausbreitung, die Eröffnung
einer Kolonialpolitik rätlich, ob vielleicht nötig sei? Mit steigender Bestimmtheit bejahte
sich in mir diese Frage.«10

Eine der Zunahme des Interesses an kolonialer Expansion parallele Entwicklung begann
sich Ende der 1860er Jahre in seinen Gedanken zur deutschen Auswanderung abzuzeich-
nen. 1869, im gleichen Jahr, in dem er »Kolonialbesitz« zur »zivilisatorischen Aufgabe der
germanischen Völker« erklärte, machte sich in Äußerungen über südamerikanische, insbe-
sondere südbrasilianische Siedlungsgebiete deutscher Auswanderer ein noch apolitischer
Expansionismus geltend. Auch hier lieferten Sieg über Frankreich und Reichsgründung
weitertreibende Impulse. Noch ganz unter den »erhebenden Eindrücken der großen Sieges-
und Friedensfeier Deutschlands« unterzeichnete Fabri im Sommer 1871 den Arbeitsbericht
des Barmer Komitees für die Jahre 1869/70. Er wußte bekanntzugeben, daß die »Schwin-
gungen der gewaltigen Schläge« auf Frankreich »nachgezittert haben bis in die fernsten
Urwälder, bis auf die Sierren Brasiliens«.11 Von der mit dem Sieg über Frankreich ver-
meintlich in »weltgeschichtlicher« Tragweite konstatierten »Präponderanz der germani-
schen« gegenüber den »romanischen Völkern« unmittelbar auf die künftige Stellung der
deutschen zu den lusobrasilianischen Siedlern im Rio Grandeneser Arbeitsgebiet des Ko-
mitees rückschließend, deutete Fabri dunkel, doch vielsagend an, daß die »Zukunft noch
Großes in ihrem Schoße« berge, zumal das neue Kaiserreich nun »mächtig genug« sei, auch
in Übersee zugunsten der Deutschen »fördernd einzuwirken«.12

Der kommerzielle Aspekt trat in den Berichten des Barmer Komitees erst nach dem Ein-
bruch der Depression deutlicher hervor. Früher als sonst im Reich kündigte im Leitsektor
der Barmer Wirtschaft, der Textilindustrie, ein konjunktureller Rückschlag das Ende des
auch hier seit 1871 anhaltenden Aufschwungs an. Zollerhöhungen in Nordamerika und
Frankreich, welche die Rohstoffpreise anhoben und den Fertigwarenabsatz drosselten, ver-
ursachten noch 1872 eine rückläufige Tendenz. Sie hielt bereits ein halbes Jahr an, als Bör-
senpanik und Finanzkrise dem Rausch der Gründerjahre ein jähes »Ende mit Schrecken«
(Fabri) setzten und bis Ende 1873 allgemein in die Depression überleiteten, welche für die
Barmer Textilindustrie noch durch einen Modewechsel erschwert wurde.13 Als Fabri im
Januar 1874, zwei Jahre nach dem Beginn der durch die Depression noch verschärften Ab-
satzkrise der Barmer Textilindustrie, in einem Aufruf um Spenden für das Barmer Komitee
bat, erhob er die Förderung der Diasporaarbeit in Südbrasilien über die christliche hinaus
zur »nationalen Pflicht«. In der Begründung, die, mit der Kernfrage »Um was handelt es
sich?« eingeleitet, in Fett- und Sperrdruck über Selbstverständnis und Zweckbestimmung
des Komitees Auskunft geben sollte, nannte er »nationale« Ziele, welche in Ansätzen be-
reits für die frühimperialistischen Südamerikapläne des folgenden Jahrzehnts charakteristi-
sche Intentionen vorwegnahmen: Exportoffensive durch Siedlungskolonisation, Erhaltung
des »Deutschtums« als Garantie für Außenhandelsbeziehungen und sukzessive »Germani-
sierung« durch Einwanderung. Er präsentierte das Barmer Komitee jetzt als ein »patrioti-
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sches Unternehmen«, das den Zweck verfolge, die deutschen Siedler in Südbrasilien nicht
mehr nur national-kulturell, sondern auch kommerziell und politisch »für unser Vaterland
zu erhalten«, und betonte, »wie wichtig es ist, jenseits des Ozeans einen deutschen Bruder-
stamm zu haben, der deutsch denkt und handelt, in Handel und Politik […] unsere Interes-
sen vertritt«.14

In den zunächst durch die Arbeit in der Heiden- und Auswanderermission angeregten
und forcierten, bald schon darüber hinausdrängenden expansionistischen Vorstellungen
Fabris rückten, verstärkt nach dem Einbruch der Depression, kommerzielle neben und vor
die ideologischen Motive. Formell-»koloniale« und informell-»überseeische« Expansion in
Gestalt formell-direkter Territorialherrschaft in tropischen und informell-indirekter »Inter-
essenvertretung« durch einen eingewanderten »Bruderstamm« in subtropischen Gebieten
erschienen ihm »rätlich« und »wichtig«. Die Überzeugung von der ökonomischen und ins-
besondere »sozialpolitischen Notwendigkeit« überseeischer Expansion indes bildete sich
erst in der sozialökonomischen Krisenzeit, in den als »Zeiten der Notstände und des Druk-
kes« erlebten Jahren der Wirtschaftsdepression heraus.15 Voraussetzung dafür, daß das Er-
lebnis der »gedrückten Zeiten«16 Fabris Gedanken über soziale, nationale und koloniale
und vor allem Auswanderungsfragen zu einer sozialökonomisch fundierten, expansionisti-
schen Krisenideologie zusammen »drücken« konnte, war seine Beurteilung der Dringlich-
keit und der Möglichkeiten einer »Lösung der großen sozialen Frage«. Ein mit dem Vor-
rücken empirischer, »politisch-ökonomischer Betrachtung«17 zunehmendes Erkenntnisver-
mögen bestimmte sein Zeiterlebnis ebenso wie eine sozialdefensive Grundhaltung.

In den frühesten, noch unmittelbar vom Revolutionserlebnis bestimmten Äußerungen
Fabris zu gesellschaftlichen Problemen trat eine Verschränkung der sozialen und nationalen
Perspektive zutage. Sie zeigte, welche Bedeutung er schon frühzeitig einer systemkonfor-
men Bewältigung der »Proletariatsfrage« beimaß. Die Analyse seiner Frühschriften indes
ließ darauf schließen, daß ihn weniger empirisch-kritisches Erkenntnisvermögen als Revo-
lutionsfurcht hierzu bestimmte; denn er betrachtete die Soziale Frage noch auf Jahre hinaus
als vorwiegend religiös-gesellschaftliche Problematik. Nach dem Überwechseln ins Wup-
pertal begann in seiner sozialen Perspektive der ökonomische Aspekt rasch aufzurücken.

Schon 1861 wußte er von der Abhängigkeit der Gesellschafts- von der Wirtschaftsverfas-
sung, sah, daß die neuen Organisationsformen der Produktion eine – bislang noch – »fried-
liche soziale Revolution« ausgelöst und »ganz neue soziale Verhältnisse« geschaffen hat-
ten. Er·sprach auch schon den Funktionswandel der inneren und äußeren Politik an, die er,
»losgelöst von aller Tradition politischer Prinzipien, von Jahr zu Jahr mehr von industriel-
len und merkantilen Interessen beherrscht« sah.18

Zugleich aber war sein soziales Engagement – von karitativem Interesse ebenso wie von
Revolutionsfurcht bestimmt – in den beiden Jahrzehnten nach 1848 immer wieder gekenn-
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zeichnet durch ein Zurückweichen aus der empirisch-gesellschaftlichen auf die religiös-
theologische Sicht der Sozialen Frage: Bis 1853 trat er literarisch und praktisch für die In-
nere Mission ein, retirierte dann, »Katastrophen« ahnend, während der beiden Folgejahre
auf das Studium der Mystiker und meldete sich 1855 mit metaökonomischen, nur mehr
peripher und indirekt auf die konkrete Gesellschaft bezogenen religiös-sittlichen Vorstel-
lungen zu Wort. In den Jahren nach 1857 wagte er sich weiter als je zuvor in die empirische
Sicht gesellschaftlicher Probleme hinein, kam zu treffenden sozialökonomischen Erkennt-
nissen und suchte nun, nach Innerer Mission und »biblischem Realismus«, seit 1861 in der
Praxis dem sozialkonservativen Genossenschaftskonzept V.A. Hubers zu folgen. Durch die
Agitation des ADAV abgestoßen, zog er sich schon 1864 wieder auf die sozialdefensive
»himmlische Vogelperspektive« zurück, kam bis zur Erkenntnisverweigerung, klammerte
sich 1869 schließlich während der Streikagitation im Wuppertal im Grunde rat- und hilflos
an die »Natur der Dinge«, wandte sich jetzt direkt gegen das Industrieproletariat, gegen
seine politischen Emanzipationskräfte und sah drohend »bitteren Schaden des Arbeiterstan-
des« voraus.19 Im gleichen Jahr traten erstmals deutlicher expansionistische Gedanken zu-
tage. Doch die Aspekte, die sich ein Jahrzehnt später unter sozialökonomischem Krisen-
druck verschränkten, standen 1869 noch unvermittelt nebeneinander.

Der Krieg gegen Frankreich unterbrach die Streikagitation. Sieg und Reichsgründung
ließen nationale, nationalenthusiastische und expansionistische Vorstellungen hervor-, so-
ziale zurücktreten. Als Fabri im Sommer 1871 enttäuscht aus Straßburg, wo seine kirchen-
politischen Vorschläge gescheitert waren, nach Barmen zurückkehrte20, sah er sich im
Wuppertal in zunehmendem Maße mit systematisch politisierten Streiks konfrontiert, die
durch Produktionssteigerung und Vollbeschäftigung während der ›Gründerjahre‹ ermög-
licht wurden. Aufstieg zum »ersten Volk der Welt« oder Untergang, lautete die Alternative,
über die nach seinem Urteil aus dem Jahr 1848 eine rechtzeitige, systemkonforme Bewälti-
gung der »Proletariatsfrage« zu entscheiden hatte. Werde ihre »Lösung« vernachlässigt oder
gar vertagt, dann, fürchtete er, könne eine nationale Einigung die »Revolution des vierten
Standes« bringen. Wenngleich er bemüht war, die Eindrücke zu verdrängen, welche das
Erlebnis der »Revolutionsepisode des Jahres 1848«21 in ihm geweckt und hinterlassen hat-
te, so machte ihm doch schon die Streikwelle wieder jene düstere Alternative bewußt. Fak-
tisch sah er 1872 »mit dem allgemeinen Stimmrecht auch schon die Brücke geschlagen, auf
welcher die Internationale, wenn auch vielleicht unter Rauch und Trümmern, ins Kapitol
unseres politischen Liberalismus einziehen wird«. Grundsätzlich stand für ihn ohnehin au-
ßer Frage, daß der »sogenannte vierte Stand« in absehbarer Zeit die »überwiegende politi-
sche Herrschaft gewinnen« werde: »Dies ist um nichts unglaublicher, als es vor 100 Jahren
war, daß der dritte Stand sie je gewinnen werde. Die Frage ist nur, ob diese neue sozial-
politische Umwälzung auf friedlichen oder auf Umsturzwegen sich seinerzeit vollziehen
wird«. Der »prinzipiell negative und irreligiöse Liberalismus« schien ihm ohne Einsicht in
die objektive Funktion seiner destruktiven Kritik bestrebt, die letzten – religiösen – Dämme
einzureißen und damit jenen revolutionären »Blutsverwandten, die ihn am meisten hassen«,
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die Wege zu ebnen. »Je mehr der Liberalismus den Atheismus poussiert«, warnte er, »desto
sicherer wird jene Umwälzung auf dem Wege eines erschreckenden Umsturzes vor sich
gehen«.22 Das von Revolutionsfurcht geprägte ideologische Bewußtsein ließ ihn die »Tage
der Internationale« beängstigend nahe wähnen23 und versperrte ihm die Einsicht in die Tat-
sache, daß das gefürchtete revolutionäre Proletariat in der vorgestellten Größenordnung im
neuen Reich ebensowenig existierte wie 1848. Der Einbruch der Depression, die in Bar-
men, wiederum im Gegensatz zu der konjunkturellen Entwicklung allgemein im Reich,
nicht nur bis 1879, sondern bis 1881 anhielt, ließ die Arbeitsplätze auch hier unsicher, um
die Mitte des Jahrzehnts rar werden und setzte damit den politisierten Streiks ein Ende.24

Um so mehr tat sich nun die Frage auf, mit der Fabri 1861 dafür geworben hatte, der ge-
fürchteten »massenhaften Konzentration« des Wuppertaler Industrieproletariats durch den
Bau von Arbeitersiedlungen ein Ende zu machen: »Was wird's werden in der Zeit lang an-
dauernder Krisen?«25

Ein Rückblick Fabris aus dem Jahr 1877 zeigt deutlich die Eindrücke der Kontrasterleb-
nisse von Reichsgründung, ›Gründerjahren‹, Wirtschaftsdepression und gesellschaftlicher
Krise. Sorgsam registrierte er, daß die sozialökonomische Krisenzeit eine Art kollektiver
sozialpsychologischer ›Depression‹ verursachte. Da die folgende, stark gekürzte Stellung-
nahme alle wesentlichen ökonomischen, sozialen und »psychologischen«26 Krisenerschei-
nungen erfaßt, die Fabri wenig später schon durch das vermeintliche Allheilmittel überseei-
scher Expansion glaubte abbauen, künftig verhindern oder doch erheblich lindern zu kön-
nen, soll sie hier geschlossen wiedergegeben werden: »Vielleicht niemals hat sich im Leben
eines Volkes ein grellerer Gegensatz von (scheinbarer) Blüte und tiefem Verfall so rasch
zusammengedrängt, als ihn der Blick auf die materielle, die wirtschaftliche Entwicklung
Deutschlands während der letzten sechs Jahre aufweist«, schrieb Fabri im Frühjahr 1877.
»Eine neue, reiche Zeit glaubte man im Anbruch. Blickt man heute auf die seitdem verflos-
senen Jahre zurück, so ist diese Hoffnung […] unerfüllt geblieben […]. Mehr denn je sehen
wir unser Volk von Parteiungen tief zerklüftet […], dazu ist in den letzten Jahren auf
scheinbare Blütezeiten ein Rückschlag in Handel und Wandel eingetreten, der bereits drük-
kende und bedenkliche Notstände erzeugt hat […], eine Not in allen Erwerbsverhältnissen
[…], wie sie in neuerer Zeit noch nicht erfahren worden. Sie ist allerdings eine allgemeine
und hat auch allgemeine Ursachen […]. In Deutschland macht diese Stockung sich aber
schon um deswillen wohl am empfindlichsten fühlbar, weil sie hier als der jähe Rückschlag
einer kurzen Periode scheinbar höchster materieller Blüte zutage getreten ist […]. So lagert
sich in steigendem Maße der Alpdruck der Unbefriedigtheit und tiefer Verstimmung auf
weite Kreise und niemand kann in Abrede stellen, daß auf das erste Frührot des neuen Rei-
ches trübe und dunkle Wolken, welche Unwetter verkünden, gefolgt sind«. Das »Unwetter«
fürchtete Fabri insbesondere im Hinblick auf die Tatsache, daß die »Stockung« seit der
Jahrzehntmitte in zunehmendem Maße »durch Brotlosigkeit von vielen Tausenden von
Arbeitern geradezu bedrohliche Zustände hervorgerufen« hatte und nach den »groben Aus-
schreitungen« der »Besitzenden« in den Gründerjahren, die sich nun an den Lohnabhängi-
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gen – in Barmen besonders den Heimgewerbetreibenden – rächten, »ebenso demoralisie-
rend wie verbitternd auf unsere bereits mit trügerischen Lehren stark gesättigten Arbeiter-
kreise wirken mußte«.27 Für seine Einschätzung und Überschätzung der sozialdemokrati-
schen »Gefahr« war vor allem die aufmerksame Beobachtung der politischen Entwicklung
im Wuppertal maßgebend, in der die beiden Arbeiterparteien erheblich schneller voranka-
men als andernorts im Reich.28

Als die Depression die Arbeitsplätze unsicher werden und darum die Streikbewegung
abebben ließ, verlagerte sich der soziale Konflikt zurück an die Wahlurnen. Schon 1871
hatte Kusserow, gemeinsamer Kandidat von Nationalliberalen und Konservativen, seinem
Gegenkandidaten von Schweitzer in der Stichwahl das Mandat nur abnehmen können, weil
der innerparteiliche Streit um den Arbeiterführer das gegnerische Lager so stark desinte-
grierte, daß das konservative Votum des Kleinbürgertums der ›Handelsstadt‹ Elberfeld den
Ausschlag gegen die Stimmen des Industrieproletariats der ›Fabrikstadt‹ Barmen zu geben
vermochte. Nach der verlorenen Wahl trat von Schweitzer zurück. 1874 entsandte der
Wahlkreis Barmen-Elberfeld dann den neuen Kandidaten der Arbeiterparteien, Hassel-
mann, in den Reichstag. Als Hasselmann nach dem scharfen Wahlkampf im Winter
1876/77 in beiden Wupperstädten im ersten Wahlgang erneut mit Abstand die relative
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen konnte, schwenkten »im Zeichen
des Klassenkampfes« (Köllmann) auch die Linksliberalen vollends in die Einheitsfront der
bürgerlichen Parteien ein, der – aus Gründen des Kulturkampfs – nur das Zentrum fern-
blieb. Der nun auch von der Fortschrittspartei unterstützte gemeinsame Kandidat der Kon-
servativen und Nationalliberalen konnte Hasselmann in der Stichwahl, die mit 84% Wahl-
beteiligung in hochpolitischer Atmosphäre verlief, mit einer Mehrheit von gerade 260 der
insgesamt 28.712 abgegebenen Stimmen (50,4%) das Mandat abjagen.29

Die zunehmende politische Überwachung und Bespitzelung von Arbeiterversammlungen
und Arbeiterführern konsolidierte die Arbeiterschaft nur um so mehr. Das hatte, wie Fabri
respektvoll und zugleich besorgt registrierte, seinen Grund auch in jener »exemplarischen
Parteidisziplin, welche unsere Arbeitermassen in den sozialdemokratischen Kämpfen be-
weisen«, einer Parteidisziplin, die auch ablesbar war »an den großen, für unsere besitzen-
den Klassen wirklich beschämenden Opfern, welche dieselben zur Ausbreitung ihres Ein-
flusses, zur Förderung ihrer Presse, zur Agitation bei den Wahlen selbst in den heutigen so
gedrückten Verhältnissen zu bringen wissen«. Die Gegensätze spitzten sich immer weiter
zu.30 Fabri, der dem nationalliberal-konservativen Lager zugehörte, wähnte die Sozialde-
mokratie, die in Wirklichkeit auch im Wuppertal überwiegend auf reformistischem Kurs
war, jetzt ganz »in den Händen der Internationale«. Er sah sie »bei jeder Gelegenheit die
Pariser Kommune« rühmen, nicht nur »Klassenhaß in der rücksichtslosesten Sprache«,
sondern auch »rohesten Atheismus« predigen und damit, seinen Vorstellungen entspre-
chend, der Revolution die Wege ebnen. Auch für ihn war sie jetzt »in der Tat staatsfeind-
lich«. Wie ein Jahrzehnt zuvor, kurz nach den Wahlen zum konstituierenden Reichstag, bei



Verschränkung der Aspekte und Genese einer frühimperialistischen Krisenideologie 125

denen der Kandidat der Arbeiterpartei ebenfalls nur mit schwacher Mehrheit hatte geschla-
gen werden können, warb Fabri im Frühjahr 1877, wenige Wochen nach den Reichstags-
wahlen, aus politischen Motiven dafür, eilends an die Lösung der »sozialen Frage« zu ge-
hen, um dem »riesigen Wachstum« der Sozialdemokratie noch Einhalt zu gebieten. Er
selbst hatte im Grunde keine Vorschläge mehr anzubieten, seit das Wahlrecht der »sozial-
demokratischen Agitation« auch im neuen Reich die seit jeher gefürchtete Möglichkeit bot,
»Wege politischen Machteinflusses zur Befriedigung sozialer Forderungen« zu beschreiten.
»Die viel gesünderen Versuche zu korporativer Selbsthilfe, wie sie Huber, Schulze-
Delitzsch und andere eifrig befürworteten«, schrieb er verbittert und meinte mit den »ande-
ren« auch sich selbst, »sind unter der Wucht der fanatisch erregten sozialdemokratischen
Agitation leider weggedrängt«.31 Jetzt, fast drei Jahrzehnte nach Ernst Fabri32, forderte
auch er staatliche Arbeiterschutzgesetzgebung, beschränkte sich indes nicht auf die Forde-
rung nach gesetzlichem Schutz für die Arbeiter, sondern mahnte im gleichen Atemzuge,
daß »der Staat gegenüber der Sozialdemokratie nicht länger in der ihm vom liberalen Re-
gime empfohlenen Passivität verharren« dürfe. Er forderte im Grunde ›Zuckerbrot und Peit-
sche‹, eine nicht näher konkretisierte Sozial- oder doch wenigstens Schutzgesetzgebung für
die Arbeiter und repressive Maßnahmen gegen ihre politischen Emanzipationskräfte.33 En-
de des folgenden Jahres, das die Schüsse Hödels und Nobilings auf den Kaiser, die Legali-
sierung des antisozialistischen Terrors und dennoch den Wahlsieg der – vom Zentrum un-
terstützten – Sodzialdemokratie in beiden Wupperstädten brachte34, akzeptierte Fabri, in
seiner Haltung konsequent, das Sozialistengesetz bei der Niederschrift jenes Buches, das
wenige Monate später die weitgespannte öffentliche Diskussion der Frage auslöste: »Bedarf
Deutschland der Kolonien?«35

Im Frühjahr 1877 noch hatte Fabri in seine eingehenden Betrachtungen über die sozial-
ökonomische Krise nicht einmal andeutungsweise expansionistische Erwägungen einflie-
ßen lassen.36 Auch als er im Dezember 1877, in seinem letzten, ganz politischen Rund-
schreiben, das fast den Umfang einer Broschüre erreichte, konstatierte, man sei »in eine
Periode getreten, die, voll von Elementen der Gärung, noch gar manche weiteren Erschütte-
rungen für das letzte Viertel dieses Jahrhunderts in Aussicht« stelle, deutete noch nichts auf
eine Interdependenz von Gedanken zu sozialen, nationalen, kolonialen und Auswande-
rungsfragen hin.37 Kaum ein Jahr später schon brachte er das Ergebnis dieser Verschrän-
kung in eine kumulative sozialökonomische Krisentheorie. Im Jahr 1878, mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit auf dem Höhepunkt der in grotesker Umkehr von Ursache
und Wirkung als »sozialdemokratische Krisis« mißverstandenen, vermeintlich ausweglosen
sozialen Konfliktsituation38 der Monate nach den Attentaten vom 11. Mai und 2. Juni,
wählte Friedrich Fabri die Flucht nach vorn in die sozialimperialistische »Lösung der gro-
ßen sozialen Frage« durch die »Sozialpolitik« der kolonialen Expansion.39

Einen Weg zurück in die relativierende, sozialdefensive »himmlische Vogelperspektive«
gab es nicht mehr. Denn gerade das Erlebnis der Wirtschaftsdepression und der sozialöko-
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nomischen Krisenzeit nach 1873 forcierte die Emanzipation der empirisch-gesellschaft-
lichen, »politisch-ökonomischen Betrachtung« von der religiös-theologischen, die mit ihr
noch Ende der 1860er Jahre konkurrierte. Seit dem Ende der 1870er Jahre machte Fabri
kein Hehl mehr aus der Einsicht, daß politische Interessen weitgehend durch die Klassenla-
ge ihrer Träger bestimmt wurden, daß »jede gesunde politische Parteibildung« ihre Basis in
der »Gleichheit materieller Lebensinteressen« hatte und im Zentrum eines jeden Parteipro-
gramms – im Gegensatz zu der »früheren«, vorwiegend mit »theoretischen« Fragen befaß-
ten Politik – »volkswirtschaftliche Fragen« standen.40 Er sah die ökonomische Motivation
politischer Interessen auch international wirken in dem »Grundgesetz der heutigen Welt-
entwicklung, daß die wirtschaftlichen Fragen sich überall bestimmend in den Vordergrund
des Völkerlebens stellen«.41 Diese, schon von Wehler als bürgerlicher ökonomischer De-
terminismus erkannte Perspektive42, die »das bezeichnendste Symptom der modernen
Kulturentwicklung in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts« treffend darin erfaßte, »daß
die wirtschaftlichen und sozialen Fragen für den Bestand und das weitere Wachstum unse-
rer Großstaaten mehr und mehr eine entscheidende Bedeutung gewinnen«43, war fortan
kennzeichnend für das Denken Fabris über sozialökonomische Probleme. Nicht minder
bestimmend indes blieb jene zwischen christlichem Konservatismus und Sozialreaktion
siedelnde sozialdefensive Disposition, die in den frühen Jahren noch weitgehend unmittel-
barer Ausfluß eines romantisch-konservativen Gesellschaftsverständnisses und einer noch
stark religiös-theologisch mitbestimmten Sicht der Sozialen Frage gewesen war.

Weitreichende Erkenntnis des objektiven ökonomischen Expansionsdrucks brachte Fabri
zum Glauben an die Möglichkeit und Dringlichkeit einer kolonialexpansiven Krisenthera-
pie. Die schon frühzeitig gewonnene Einsicht in die Abhängigkeit der Gesellschafts- von
der Wirtschaftsverfassung vermittelte die Vorstellung, die soziale Krise könne zugleich mit
der ökonomischen durch überseeische Expansion überwunden werden. Eine sozialkonser-
vative Einstellung schließlich, die ihn die »Proletariatsfrage« zwar als »Lebensfrage« be-
werten, eine »Lösung« aber nur in den Grenzen des Bestehenden suchen und akzeptieren
ließ, konnte ihn mithin zur Überzeugung von der auch »sozialpolitischen Notwendigkeit«
überseeischer Expansion führen. Die Kategorie der Notwendigkeit zwang ökonomische und
soziale mit Gedanken an formell-koloniale und informelle Expansion durch Auswanderung
zusammen. Die affirmative Verbindung des Glaubens an die bei Strafe des Untergangs
notwendige Expansion mit der als Legitimationsideologie funktionierenden völkisch-
nationalistischen Vorstellung von einer besonderen zivilisatorischen Sendung endlich ver-
lieh der sozialimperialistischen Krisentheorie Fabris den weithin aggressiven Charakter.
Sein Konzept war Ergebnis einer teils bewußt vollzogenen und mit hohem Reflektionsgrad
in eine Theorie gebrachten Verschränkung, teils Resultat einer halbbewußt von einem
durch Sozialangst bestimmten ideologischen Krisenbewußtsein bewirkten Verfilzung seiner
Gedanken über soziale, koloniale, nationale und Auswanderungsfragen zu einer sozialöko-
nomischen, in ihren analytischen Erklärungs- und Begründungsversuchen teils erstaunlich
treffsicheren, teils nur auf Epiphänomene konjunkturell (Depression) und strukturell
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(Agrarkrise) bedingter Störungen gerichteten, kumulativen kolonialexpansiven Krisentheo-
rie. Es war eine Theorie, welche die von der hektischen Industrialisierung in Frage gestellte
Gesellschaftsordnung durch die Stabilisierung der gestörten Wirtschaftsordnung sozialde-
fensiv zu zementieren suchte und sich in ihren Anleitungen zur Praxis als »sozialpoliti-
sches« Programm mißverstand.

Fabri konnte sich nicht zu unrecht zu einem Sprecher jenes modernen Wirtschafts- und
Sozialimperialismus »berufen« fühlen44, als dessen Kern Wehler die Überzeugung von der
Notwendigkeit überseeischer Expansion »aus vorwiegend sozialökonomischen Motiven
und aus Rücksicht auf die Stabilität einer bestimmten politischen Ordnung« und die Ab-
sicht herausgearbeitet hat, »die Dynamik der Wirtschaft und der sozialen und politischen
Emanzipationskräfte in die äußere Expansion zu leiten, von den inneren Mängeln des so-
zialökonomischen und politischen Systems abzulenken und [sie] durch reale Erfolge seiner
Expansion oder zumindest die Steigerung des nationalideologischen Prestiges zu kompen-
sieren«.45 Von den genannten Mängeln abgesehen46, trifft diese Definition – wenn sie nicht
sogar partiell gerade auch durch die Beschäftigung mit Fabri beeinflußt wurde47 – für Fabri
zu, denn sie umfaßt zwei Spielarten des Wirtschafts- und Sozialimperialismus: eine bona
fide vertretene und eine manipulative. Beide lagen bei Fabri vor. Er ging zum einen vom
Glauben an die Möglichkeit einer kolonial-expansiven sozialökonomischen Krisentherapie
aus, konnte andererseits aber auch ganz bewußt auf Kompensation, Ablenkung sozialer
Konflikte »nach außen« abstellen, denn er wußte sehr wohl: »Eine starke politische Aktion
nach außen schwächt naturgemäß das politische Interesse nach innen, und es scheint nicht,
daß ein Volk gleichzeitig […] nach beiden Richtungen ebenmäßig sich zu bewegen imstan-
de sei.«48

Es bleibt zu prüfen, welche Gründe Fabri veranlaßten, seine Überzeugung von der Mög-
lichkeit und Notwendigkeit einer kolonialexpansiven Therapie der anstehenden sozialöko-
nomischen Krisenerscheinungen in eine Theorie zu bringen und mit ihr in die koloniale
Propaganda einzutreten. Die Theorie selbst wird zu Beginn des folgenden Teils der Unter-
suchung vorgestellt.

Anmerkungen

1 ARM RS 34 (Nov. 1869), s. hierzu S. 100f.
2 ARM RS 31 (April 1868), s. hierzu S. 87f., 97–100.
3 ARM RS 31, S. 1.
4 ARM RS 33 (April 1869), S. 1.
5 ARM RS 31 (April 1868), s. hierzu S. 87f. Vgl. Fabri, Staat (1872), S. IV.
6 Ders., Kolonien, S. 1, 102. Vgl. Schmidt, S. 193, Anm. 502.
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mermann, S. 9ff. und Wehler, S. 201ff. Vgl. Kuczynski, Arbeiter, III, S. 111.

  8 Fabri, Kolonien, S. 1, 102.
  9 BCS 1871, S. 4.
10 Fabri, Kolonialpolitik, S. IX. Vgl. Klauß, S. 44.
11 BCS 1871, S. 3.
12 Ebd., S. 4.
13 Köllmann, Barmen, S. 45ff.
14 BCS 1874, S. 44ff.
15 Fabri, Kolonien, S. III.
16 ARM RS 36 (Febr. 1877), S. 1.
17 Fabri, Kolonien, Untertitel.
18 S. hierzu S. 80f.
19 S. hierzu S. 88f.
20 S. Einleitung, Kap. 2. Forschungsstand.
21 Fabri, Staat, S. 13.
22 Ebd., S. 31f.
23 Ebd., S. 34.
24 Köllmann, Barmen, S. 185f. Zur Auseinandersetzung um Verlauf, sozialökonomische, -psychologische

und ideologische Begleiterscheinungen und Folgen der ersten Phase der Großen Depression s. neben Ro-
senberg und Wehler noch: Böhme, Prolegomena, S. 70ff.; Dobb, Kapitalismus, S. 298ff.; Hardach, Die
Bedeutung wirtschaftlicher Faktoren bei der Wiedereinführung der Eisen- und Getreidezölle in Deutsch-
land 1879, Berlin 1967, S. 140ff. und Saul, The Myth of the Great Depression, 1873–1896, London
1972; sozialök. Daten bei: Hoffmann, Bry und Desai.

25 Fabri, Wohnungsnot, S. 60.
26 Vgl. ders., Kolonien, S. 1ff.
27 ARM RS 36 (Febr. 1877), S. 1f.
28 Zum folgenden vgl. Bergmann, S. 13ff., 21ff.; Köllmann, Barmen, S. 186, 247ff.; ders., Politische und

soziale Entwicklung der deutschen Arbeiterschaft 1850–1914, in: VSWG 50. 1964, S. 480–504; Wa-
chenheim, S. 159.

29 Köllmann, Barmen, S. 299.
30 ARM RS 36 (Febr. 1877), S. 16; Bergmann, S. 17ff.
31 ARM RS 36 (Febr. 1877), S. 3f.
32 Vgl. S. 71f.
33 ARM RS 36 (Febr. 1877), S. 3f.
34 Köllmann, Barmen, S. 252ff., 299. Vgl. Bergmann, S. 25f.
35 Fabri, Kolonien, S. 49. Vgl. CPC 1. 1883, Nr. 1 S. 1.
36 ARM RS 36 (Febr. 1877).
37 ARM RS 37 (Dezember 1877).
38 Fabri, Kolonien, S. 83f.
39 Vgl. ders., Wie weiter?, Einl.
40 KZ, 30.1.1881. Vgl. ders., Kolonialpolitik, S. 3.
41 Ders., Ostafrika, S. 8 (ähnlich S. 30). Vgl. KZ, 27.10.1880: »Alle politische Machterweiterung […] hat

eben neben den intellektuellen und moralischen auch bestimmte wirtschaftliche Voraussetzungen, und es
ist eine Eigentümlichkeit des modernen Völkerlebens, daß die Bedeutung derselben heute mehr denn je
[…] bestimmend in den Vordergrund tritt«.

42 Wehler, S. 145, 431.
43 CPC 1. 1883, Nr. 3, S. 3.
44 Fabri, Kolonien, S. IV, 46.
45 Wehler, S. 114f. Vgl. Schröder, Sozialismus, S. 116f.
46 S. hierzu S. 38–43.
47 Vgl. Wehler, S. 142, 145ff., 149, 155, 159ff., 175, 431, 470.
48 ARM RS 29 (Mai 1867), S. 1.
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4.2. »Stimmungswechsel« der Öffentlichkeit und Engagement
für die Expansionspropaganda

Der Weg zu formell-kolonialer Expansion schien Fabri 1878 noch ebenso blockiert wie ein
Jahrzehnt zuvor. Im Auswärtigen Amt galt zweifellos die Devise, Anträge, die über die
Grenzen freihandelsexpansiver Vorstellungen hinausgingen oder gar direkt auf formelle
Territorialherrschaft in Übersee abzielten, höflich, aber bestimmt an der Schwelle abzuwei-
sen. Dennoch vermutete Fabri hinter der demonstrativen Reserve des Reichskanzlers kein
prinzipielles Veto, sondern ein abwartendes, hinhaltendes »Noch nicht!«. Hier voranzu-
drängen, hielt er für die Aufgabe der »öffentlichen Meinung«. Sollte das amtliche Desinter-
esse Bismarcks Ausdruck einer vorgefaßten, endgültigen Entscheidung sein, dann mußte
dies seines Erachtens »alle, die von dem Bedürfnis deutscher Kolonien überzeugt sind, nur
um so kräftiger antreiben, die weitesten Kreise für ihre Überzeugung zu gewinnen«.1

Die Schlußfolgerung markiert einen Wandel in Fabris Haltung zur »öffentlichen Mei-
nung«2, die lange zwiespältig gewesen war. Schon in den voraufgegangenen Jahrzehnten
hatte er die politische Bedeutung der sogenannten öffentlichen Meinung hoch eingestuft,
ihre »Stimmung« jedoch vorwiegend deshalb in seine »zeitgeschichtlichen Betrachtungen«
einzubeziehen versucht, weil er in ihrem »Taumelgeist« einen gefährlichen Unsicherheits-
faktor erblickte. In seinen früheren Schriften hatte er sich nicht pauschal an die Öffentlich-
keit, sondern in der Regel an ein jeweils aufgrund vorgegebener Interessen am jeweiligen
Gegenstand eingrenzbares Publikum gewandt.3 Im letzten Drittel der 1870er Jahre dachte
er erstmals an einen vergleichsweise undifferenzierten Appell an die »weitesten Kreise« der
bürgerlichen Öffentlichkeit.

Ein persönliches Motiv für diesen Wandel ist in dem Eindruck hilfloser Ohnmacht indi-
vidueller Initiativen gegenüber der abweisenden Haltung ihrer amtlichen Adressaten zu
suchen, den sein erster, mißlungener Versuch, im Auswärtigen Amt Gehör zu finden, hin-
terließ. Seine Überzeugung von der »Notwendigkeit einer energischen Beeinflussung der
öffentlichen Meinung« für den 1878/79 ins Auge gefaßten Versuch, zugunsten einer deut-
schen Kolonialexpansion auf den politischen Entscheidungsprozeß einzuwirken, zeigt je-
doch, daß er darüber hinaus jenen »Strukturwandel der Öffentlichkeit« (Habermas) zur
hergestellten »öffentlichen Meinung«, der sich zu dieser Zeit vollzog, bewußt erlebte. Tra-
ditionelle Hindernisse, die einem solchen propagandistischen Versuch im Wege standen,
erkannte er im Mangel an »politischer Schulung«, an einer »allgemeiner verbreiteten, per-
sönlichen, politischen Selbständigkeit«. Er glaubte zwar sichergehen zu können, »daß ein
wirklicher Erfolg in der öffentlichen Meinung auch zu einem Erfolg bei dem leitenden
Staatsmann« führen werde4, wußte aber, daß schon der erstgenannte Erfolg durch Bismarck
selbst erschwert wurde. Denn er sah deutlich, daß das wesentlich auf Charisma und politi-
sches Prestige des ›Reichsgründers‹ gebaute, autoritäre Regime den politischen Emanzipa-
tionsprozeß der bürgerlichen Öffentlichkeit und Versuche, »die öffentliche Meinung zur



130 Reichsgründung, Depression, Expansion: die vermittelnde Funktion der Kontrasterlebnisse

Grundlage einer ernsten und nachhaltigen Initiative in öffentlichen Angelegenheiten zu
machen«, hemmte: »Seit 17 Jahren unter der kraftvollen Leitung eines genialen Staats-
manns, sind unsere politischen Vertretungskörper wie die öffentliche Meinung stets bereit,
demselben in allen politischen Fragen mit vollem Vertrauen auf seinen oft bewährten
Scharfblick und auf seine kraftvolle Entschlossenheit carte blanque zu geben«. Bei Forde-
rungen, deren Erfüllung außenpolitische, diplomatische Schritte bedingte, schien ihm ein
Versuch, den Reichskanzler in seinen Entscheidungen zu beeinflussen, besonders schwie-
rig. Denn er wußte, daß Bismarck gerade diesen Sektor als ein nachgerade privates Herr-
schaftsgebiet betrachtete. Der nationale Enthusiasmus, in dem Fabri dem Reichskanzler
vorbehaltlos die 1866 und 1870/71 errungene deutsche »Weltstellung« dankte, vermochte
seine Skepsis nicht zu entkräften, zumal diese auch durch persönliche Enttäuschungen wie
diejenige in Südwestafrika 1868/79 und die im Elsaß 1871 gestützt wurde. Er machte kein
Hehl aus seiner Geringschätzung unbedingter Bismarckgläubigkeit, deutete vorsichtig an,
daß es nach menschlichem Ermessen schlechterdings unmöglich sei, »daß auch der genial-
ste Staatsmann all die vielartigen, komplizierten Bedürfnisse des modernen Staatslebens
gleich scharf und richtig erkenne und durchschaue« und pochte darum auf die »Berechti-
gung auch einer Initiative der öffentlichen Meinung in diesen Gebieten«.5

Einen konkreten Ansatz- und Ausgangspunkt zur »energischen Beeinflussung der öffent-
lichen Meinung«, berichtete Fabri 1879 rückblickend, habe er auch im neuen Reich auf
Jahre hinaus nicht zu erkennen vermocht und seinen Gedanken das »non prematur in an-
num« auferlegt, da es bei Fragen, zu deren Lösung die Öffentlichkeit mobilisiert werden
müsse, nicht genüge, das Richtige, sondern einzig »das Richtige im richtigen Zeitpunkt zu
sagen«.6 Er schrieb sich damit die berechnend kühle Distanz eines nachgerade unbeteiligten
Demoskopen zu und verschwieg, daß ihn selbst erst die krisenbedingte Überzeugung von
der sozialökonomischen Notwendigkeit kolonialer Expansion letztlich dazu bestimmt hatte,
koloniale Propaganda gleichfalls als »Notwendigkeit« zu betrachten.

Den »richtigen Zeitpunkt« glaubte er 1878/79 auf dem Tiefpunkt der Depression, dem
Höhepunkt der »sozialdemokratischen Krisis« und dem Wendepunkt in der Wirtschaftspo-
litik zu erkennen. Die hierdurch motivierte, kollektive Beunruhigung und Beklemmung
schien ihm sozialpsychologisch jene »Stimmung« zu produzieren, die eine hinreichende
Ausgangsbasis zur Propaganda für überseeische Expansion abgeben konnte. Er selbst war
Träger dieser Stimmung, analysierte aber, nicht zuletzt von sich auf andere schließend,
treffend die Motive für die Eskalation der Angstpsychose in »weiten Kreisen« der bürgerli-
chen Öffentlichkeit und kalkulierte nüchtern die damit gebotene propagandistische Chance.
In der jähen Folge von nationalem »Freudentaumel«, ökonomischer Krisenangst und laten-
ter Revolutionsfurcht, in der Auffassung, daß »die Kraft und der Nachhalt unseres nationa-
les Wohlstandes […] zu der politischen Machtfülle, die wir gewonnen haben, in einer er-
heblichen Dissonanz« stehe, sah er den Grund für den »Stimmungswechsel« der Öffent-
lichkeit.7
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Drei zum Teil disparat anmutende Faktoren schufen seines Erachtens durch ihr Zusam-
menwirken eine hinreichende Ausgangsbasis für koloniale Propaganda. Die Ursachen wa-
ren: »unsere wirtschaftliche Lage, die Krisis unserer Zoll- und Handelspolitik und unsere
sich mächtig entwickelnde Kriegsmarine«.8 Der erste Faktor, die Reaktion auf eine wirt-
schaftliche Lage, die »drückend« und in ihrem »Ende noch nicht absehbar« war, machte
sich in der latent expansionistischen Krisenstimmung bemerkbar. Der zweite, ein »Rück-
schlag der öffentlichen Meinung« gegenüber der Freihandelslehre, den Fabri seiner inter-
nationalen Dimensionen halber als »höchst beachtenswertes völkerpsychologisches Phä-
nomen« einstufte, brachte das bislang unüberwindlich scheinende Hindernis einer wirksa-
men Artikulation kolonialer Interessen ins Wanken: »Wirtschaftliche Behauptungen, um
deren Willen man vor einigen Jahren noch gesteinigt worden wäre«, erklärte er im Blick
auf die Schutzzollagitation, »werden heute unter lautestem Beifall von den Dächern gepre-
digt«. Dem dritten Faktor, dem Echo, welches das Flottenprogramm in der Öffentlichkeit
fand, ordnete er stimulierende Funktion zu, weil er in der Flottenbegeisterung eine An-
triebskraft für den Kolonialenthusiasmus vermutete. Die Aufrüstung einer starken Kriegs-
marine in einem Land, dessen politische Machtstellung im Krisenfall von der Schlagkraft
seiner Landheere abhing, betrachtete er als ein »ziemlich gewagtes« Unternehmen. Die
Interessen, die Deutschland bisher auf und an der See zu wahren hatte, ließen ihm eine den
Seemächten gegenüber konkurrenzfähige deutsche Kriegsmarine nachgerade als »Luxus«
erscheinen.9 Dennoch hatte sich der Flottentraum rasch zu einem »Lieblingskinde der öf-
fentlichen Meinung« entwickelt und die »Phantasie von Tausenden« nachhaltig stimuliert.
Vernünftigerweise konnte nach seiner Auffassung die Marinerüstung einer Landmacht nur
begrüßen, wer die Flotte als Agens künftiger Seemachtbestrebungen verstand. Solche Ziele
aber waren nur durch die »Inangriffnahme einer einsichtsvollen und energischen Kolonial-
politik« zu verwirklichen, die rückwirkend die Kosten der Flottenrüstung wirtschaftlich und
politisch »produktiv« werden ließe: »Freut sich die öffentliche Meinung in Deutschland
unserer anwachsenden Kriegsmarine«, folgerte er, »so wird dieselbe, da doch zuletzt alles
eines zureichenden Grundes bedarf, auch von da aus zu der Frage gedrängt werden: Bedarf
das neue Reich nicht auch der Kolonien?«10 Zu ihrer propagandistischen Artikulation
schien ihm der »Stimmungswechsel« der Öffentlichkeit das historische Signal gegeben zu
haben: »Bemächtigt sich die öffentliche Meinung mit Nachdruck dieser Frage, so wird, wir
zweifeln heute nicht daran, ein praktischer Erfolg nicht ausbleiben«. Dazu sollte die in
Teilen der Öffentlichkeit bereits latent wirkende »instinktive Empfindung, Kolonien seien
uns nützlich«, in eine »feste Überzeugung« verwandelt werden: »Der Wille der deutschen
Nation muß sich auf den Erwerb kolonialer Besitzungen als einer wirtschaftlichen Notwen-
digkeit richten. Nur dann haben wir begründete Aussicht, die vielen praktischen Schwierig-
keiten, die zu überwinden sind, wirklich zu bewältigen, nur dann wird auch hier das engli-
sche Sprichwort sich bewähren: wo ein Wille ist, da findet sich auch ein Weg.«11

In einem ersten Schritt zur Mobilisierung der Öffentlichkeit sollte die »Erwägung der
kolonialen Bedürfnisfrage« in die Diskussion gebracht werden. Was dazu fehlte, war ein
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umkomplizierter Katalog attraktiver Argumente, eine »faßliche, die Bedeutung der Kolo-
nialfrage für die gegenwärtige Lage Deutschlands dem größeren Publikum nahebringende
Darlegung, eine Erörterung, die alle Hauptgesichtspunkte, welche jene […] Frage bietet,
kurz und bestimmt prüft«.12

Seit Jahr und Tag, schrieb Fabri 1879, habe er darauf gewartet, »ob nicht etwa eine be-
rufenere Feder mich der Aufgabe, meine Weisheit zu Markte zu tragen, überhöbe. Es ist
nicht geschehen.«13 Mit unverhohlenem Sendungsbewußtsein14 ging er selbst an die Erfül-
lung dieser »Aufgabe«. Sie brachte ihn nicht in Konflikt mit Verhaltensnormen für die
»Stellung des Christen zur Politik«, die er 1863 entwickelt hatte: Eine jeder solidarischen
Verbindung mit den »wechselnden politischen Parteien« wehrende, überhaupt »reservierte
Stellung« gegenüber der Politik hatte er seinerzeit gefordert. Er glaubte auch als Propagan-
dist nicht im Widerspruch zu diesem Axiom zu handeln: Hatte er die »soziale Frage« seit
jeher als »neutrales Gebiet« verstanden, so konnte ihm die – sozial-ökonomisch motivierte
– »koloniale Bedürfnisfrage« gleichfalls als »neutral« und über dem »Streite der Parteien«
stehend erscheinen.15 Bei »allgemeinen politischen Angelegenheiten […], diesen von den
Leidenschaften der Menge und der Parteien mehr oder weniger stets bewegten Gelegen-
heiten«, war es nach seinem Normenkatalog aus dem Jahr 1863 mit dem christlichen Glau-
ben unvereinbar, »den Vorgänger zu machen«. Einen Ausweg indes hatte er sich offenge-
lassen: Schicke es hingegen Gott, so hieß die Einschränkung, daß der Christ zu einem
»Wort des Zeugnisses berufen« werde, dann sei er nicht an jene reservierte Stellung gebun-
den.16 Das Sendungsbewußtsein hatte mithin auch eine religiöse Legitimationsfunktion für
den Schritt als »Vorgänger« in die Öffentlichkeit. Es schlug die Brücke zwischen religiös
motivierter Reserve gegenüber »allgemeinen politischen Angelegenheiten« und dem vor-
geblich ebenso motivierten, als »sozialpolitisch« und deswegen »neutral« verstandenen
Engagement in der kolonialen Propaganda.17

So gab Fabri selbst den literarischen Anstoß zur öffentlichen Diskussion der kolonialen
»Bedürfnisfrage« mit dem erklärten Ziel, »das Verständnis für die Bedeutung und Notwen-
digkeit kolonialer Besitzungen zu wecken und aufgrund desselben den Willen der Nation in
dieser Richtung kräftig zu erregen«. Anfang Februar 1879 lieferte er diese Diskussions-
grundlage als »kleine patriotische Gabe« in Gestalt seiner Schrift: »Bedarf Deutschland der
Kolonien?«18 Sie war eine der frühesten und zugleich die aufsehenerregendste deutsche
Kolonialbroschüre im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts, ein »auf deutsche Leser berech-
neter Katechismus zur Kolonialfrage«19, der rasch große Verbreitung fand20, der kolonialen
Diskussion in der bürgerlichen Öffentlichkeit zum Durchbruch verhalf und ihr auf Jahre
hinaus ein Kompendium zugkräftiger Argumente bot.21 Das expansionistische Konzept
Fabris in seinen Grundzügen vor allem anhand dieser Schrift zu skizzieren, ist Aufgabe des
folgenden Teils der Untersuchung. Die Kritik seiner Argumentation bleibt dabei weitge-
hend der im Anschluß aufgezeigten zeitgenössischen Kolonialdiskussion vorbehalten.
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Anmerkungen
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seiner Schrift gar nicht gekannt zu haben. Webers Vortrag (ders., Erweiterung) erschien erst Monate
später (s. unten, Kap. 7.1.).

14 Vgl. Fabri, Kolonien, S. IIIf.
15 Ders., Politik, S. 23ff. Vgl. ders., Kolonien, S. III, 55, 61, 67.
16 Ders., Politik, S. 28f.
17 Ders., Kolonien, S. 61, 67.
18 Ebd., S. VI, 51, 106. Vgl. RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 115.
19 Verlagsreklame für Fabri, Kolonien, in: ders., Dunkler Punkt. Perthes warb im weiteren Kontext mit den

Worten: »Bis heute […] ist keine Schrift erschienen, die die Kolonialfrage wirklich allseitig untersucht,
die Frage des Bedürfnisses klargestellt und bestimmte Wege, um zu deutschem Kolonialbesitz zu gelan-
gen, dargelegt hätte. Die hier vorliegende Publikation aus der Feder eines Mannes, der seit zwanzig Jah-
ren auch den überseeischen Verhältnissen Aufmerksamkeit und Nachdenken geschenkt hat, ist der erste
Versuch, das deutsche Publikum in kurzer und knapper Darlegung über die Kolonialfrage nach allen
Seiten zu orientieren«. Die Schrift sei geeignet, »das jetzt fast allgemein verbreitete, aber noch überwie-
gend instinktive Verlangen nach deutschen Kolonien zu klären und zu einer festen Überzeugung in wei-
testen Kreisen zu erheben« (ähnlich: Kurz, Fabri, KZ, 24.4.1937).

20 Anfang Februar 1879 unterzeichnete Fabri das Vorwort (ders., Kolonien, S. VI). Am 26. März schrieb er
bereits ein Nachwort für die dritte Auflage (KZ 3.4.1879). In seinem, im Oktober 1883 abgefaßten Vor-
wort zur zweiten, geringfügig überarbeiteten Ausgabe (Gotha 1884) kündigt er »auf der Grundlage der
hier vorliegenden Schrift eine weiterführende Darlegung der überseeischen Aufgaben Deutschlands und
der Schwierigkeiten, welche sich ihr bis jetzt entgegenstellen, in einiger Zeit« an, zu der es nicht mehr
gekommen ist (ders., Kolonien, 1884, S. III). Die Vorarbeiten zu der geplanten und Ende 1883 angekün-
digten Fortsetzung und Ergänzung seiner Schrift aus dem Jahr 1879 dürften in die 1885 publizierte Arti-
kelserie »Koloniale Aufgaben« eingegangen sein (s. dazu unten, Kap. 18).

21 Vgl. Zimmermann, S. 22f.; Hagen, S. 25ff.; Townsend, S. 85ff.; Wehler, S. 147.
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5. Kolonialexpansion als »Sozialpolitik«

5.1. Die Massenauswanderung als »sozialpolitische Notwendigkeit«

Die Angaben über Entwicklung, Volumen, Herkunftsgebiete und Zielländer der deutschen
Auswanderung, mit denen Fabri seine Argumentation stützte, waren, gemessen an Exakt-
heit und Informationswert des ihm verfügbaren statistischen und literarischen Materials,
recht zutreffend. Den Ansatzpunkt für seine Theorie fand er bei dem Versuch, die Ursachen
der deutschen Massenauswanderung zu analysieren. Er wußte, daß eine bloße Addition
aller möglichen Beweggründe von Individuen oder Gruppen keine hinreichende Motivation
des Phänomens abgeben konnte, suchte nach Prioritäten und erkannte als Hauptmotiv den
»Trieb zur Verbesserung der wirtschaftlichen Existenz«.1 Aus einem Vergleich von kon-
junkturellen Schwankungen und solchen im Auswanderungsvolumen schloß er, daß für den
Weg nach Übersee mehr noch als die wirtschaftliche Lage im Reich die Einschätzung der-
jenigen im Einwanderungsland – in aller Regel Nordamerika – den endgültigen Anstoß
geben dürfte.2

Doch auch mit dem Komplex solcher subjektiver sozialökonomischer Chancenerwartun-
gen glaubte er sich nicht begnügen zu dürfen. Derartige Motive waren gewiß auch in frühe-
ren Zeiten wirksam, ohne daß es deswegen zu anhaltenden Massenauswanderungen ge-
kommen wäre. Der Ausbau des Verkehrswesens konnte nur als materielle Vorbedingung in
Betracht kommen, nicht jedoch als Ursache jener derzeit »friedlich sich vollziehenden
großartigen Völkermischung«, der nach Fabris Einschätzung »ein in der modernen Welt
wirksam gewordenes soziales Gesetz zugrundeliegen« mußte. Als auslösenden Faktor die-
ses in den letzten Jahrzehnten bestimmend gewordenen Gesetzes betrachtete er die inner-
halb der »germanischen Welt« eingetretene starke Bevölkerungszunahme. Zwischen ihr
und der Auswanderung bestand nach seiner Ansicht ein innerer gesetzlicher Zusammen-
hang, der als »völkerpsychologische Notwendigkeit« wirksam geworden war.3
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Mit der Suche nach und dem Glauben an ein in der Bevölkerungsgeschichte wirkendes
Gesetz stand Fabri in einer langen Tradition. 1789 hatte Malthus in seinem »Essay on the
Principles of Population«, der für mehr als ein Jahrhundert einen festen Platz in der Diskus-
sion über Bevölkerungsprobleme einnehmen sollte und noch bis in die Gegenwart nach-
wirkt, sein »Naturgesetz« in die Bevölkerungslehre eingebracht, das trotz wiederholter Kri-
tik lange Zeit Schrecken und Furcht vor der Zukunft verbreitete.4 Nach seinem Gesetz
wuchs die Bevölkerung tendenziell in geometrischer Progression an und verdoppelte sich
so alle 25 Jahre, während der ›Nahrungsmittelspielraum‹ wegen des abnehmenden Boden-
ertrags nur in arithmetischer Progression folgen konnte. Nicht Änderung oder gar Wider-
stand, nur Anpassung und systemimmanente Korrekturen schienen möglich. Als Korrek-
turfaktoren gab Malthus repressive (wie Kriege, Seuchen, Elend) und präventive ›checks‹
(wie Ehelosigkeit, Spätheirat, Enthaltsamkeit) an. Der Neomalthusianismus, der in der
1877 gegründeten Londoner Malthusian League ein Zentrum fand, erwartete Einschrän-
kung des Bevölkerungswachstums nicht mehr von den ›checks‹ seines geistigen Ahnen,
sondern propagierte Präventivmittel und soziale Indikation.5 Unter dem Eindruck der rapi-
den Bevölkerungszunahme im Deutschen Reich6 gewannen die klassischen bzw. in Folge-
theorien eingeflossenen malthusianischen Gedanken erneut an Aktualität.7 A. Zehlicke
erinnerte 1877 in einem bevölkerungstheoretischen Aufsatz an das »unerschütterliche Na-
turgesetz« des Thomas Robert Malthus. Er verband dessen allgemeine Aussagen mit Ge-
danken zur Auswanderungsfrage und glaubte damit Wege öffnen zu können, dem drohen-
den »sozialen Elend und Bankrott« zu begegnen.8 Zehlickes Aufsatz entnahm Fabri we-
sentliche Grundgedanken. Er hielt die von Malthus genannten Entwicklungstendenzen für
das geometrisch-arithmetisch fortschreitende Mißverhältnis zwischen Bevölkerungsver-
mehrung und ›Nahrungsmittelspielraum‹ zwar nicht, wie Zehlicke und viele seiner Zeitge-
nossen, für ein statistisches Dogma, glaubte aber in der bislang relativ kontinuierlich stei-
genden Bevölkerungszunahme im neuen Reich ein soziale »Gefahr« signalisierendes, annä-
herndes Fortschreiten im Verhältnis der Malthusschen Progression zu erkennen.9

Im Zentrum der Überlegungen Fabris stand die vieldiskutierte Kategorie der »Übervölke-
rung«. Er faßte den Begriff sozialökonomisch und eliminierte die traditionelle Bedeutung
Volksdichte. In der Bevölkerungsdichte fand er kein hinreichendes Kriterium zur Erklärung
der Auswanderung, denn, wie die Statistik bewies, rekrutierte sich das Hauptkontingent der
Auswanderung nicht aus den dicht besiedelten Industrierevieren im Westen, sondern gerade
umgekehrt aus den vergleichsweise dünn besiedelten agrarischen Nord- und Ostgebieten
des Reiches.10 Als Maßstab für den Grad der Übervölkerung gab Fabri darum nicht die
Dichte/qkm, sondern das Erwerbsangebot an: Symptome einer Übervölkerung zeigen sich
da, wo im Verhältnis zur Bevölkerungszahl und ihrer Vermehrung »der zur gewohnten oder
erstrebten Lebenshaltung nötige Erwerb« fehlt. Mit Hilfe dieser empirischen Ergebnisse
suchte sich Fabri eine objektive Argumentationsbasis zu sichern. Das Problem der Über-
völkerung stand für ihn in erster Linie mit dem Arbeits- und Lohnangebot, erst in zweiter
mit der Volksdichte in Zusammenhang. »Wo aber beides zusammentrifft, der niedrigste,
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zur dürftigsten Lebenshaltung kaum ausreichende Erwerb und eine übergroße, auf rascher
Volksvermehrung ruhende Bevölkerungsziffer, da ist Übervölkerung im eigentlichen und
vollen Sinne des Wortes.«11

Fabris Gesetz hob sich deutlich von dem des klassischen Malthusianismus ab, das vom
Glauben an ein in der Kargheit der Natur selbst wurzelndes und darum permanentes Miß-
verhältnis zwischen Bevölkerungsvermehrung und ›Nahrungsmittelspielraum‹ ausging. Für
Fabri dagegen war Übervölkerung keine naturgesetzliche, sondern eine historische, soziale
Kategorie. Sein soziales Gesetz wirkte in dem Verhältnis der Bevölkerungszahl zur je und
je historisch bestehenden ökonomischen und sozialen Organisation. Da sein Gradmesser
das wesentlich vom industriewirtschaftlichen Wachstum abhängige Erwerbsangebot war,
mußte die seit Jahren anhaltende und in ihrem Ende nicht absehbare Wirtschaftsdepression
unheilverkündende Prognosen nahelegen.

Anhand der entwickelten Kriterien prüfte Fabri die durch Wirtschaftsdepression und
strukturelle Agrarkrise bestimmte sozialökonomische Lage im Reich: Die Agrarproduktion
decke immer weniger den Bedarf, die industrielle und gewerbliche Produktion stagniere
seit Jahren. Eine nennenswerte Steigerung der Agrarproduktion könne sich nur sehr lang-
sam vollziehen und darum ebensowenig wie die Industrieproduktion imstande sein, die
wachsende Übervölkerung auszugleichen. Aus dieser Diagnose leitete er im Frühjahr 1879
sein düsteres sozialökonomisches »Prognostikon« ab: »steigende Einfuhr von Getreide und
Vieh, weil die deutsche landwirtschaftliche Produktion den eigenen Bedarf immer weniger
zu decken vermag; in Folge deß steigende Teuerung der Lebensmittel und damit aller Prei-
se; dazu stetiges Herabsinken des Arbeitslohnes, wegen alljährlich sich vermehrenden An-
gebots von Arbeitskräften; Schwächung der industriellen und gewerblichen Produktion
wegen zunehmender Schwächung des Nationalvermögens, d.h. zunehmender Unmöglich-
keit zu sparen und in Folge deß auch sinkende Kaufkraft, oder mit einem Worte: rapides
Wachstum des Pauperismus und der sozialen Not«.12 Hierin glaubte er den konjunkturellen
und strukturellen Angelpunkt der sozialökonomischen Krise und ihrer gefürchteten, poten-
tiell sozial-revolutionären Konsequenzen zu erkennen. »Ist es zuviel gesagt«, fragte er,
»wenn wir behaupten: hier liegt die Grundwurzel unseres sozialen Notstandes, und alle
Versuche zur sogenannten Lösung der sozialen Frage, die nicht hier energisch einsetzen,
müssen jeden genügenden Erfolges verfehlen?« Und diese Frage mußte seines Erachtens
unverzüglich angegangen werden, wenn Johannes Scherr mit seinem schockierenden Zu-
kunftsbild nicht recht behalten sollte: »Unser Jahrhundert wird mit einer Revolution enden,
gegen welche selbst die von 1789 ein Kinderspiel sein wird!«13

Die Vielzahl der diskutierten Vorschläge zur Abwehr der »üblen Wirkungen« rascher
Bevölkerungszunahme war nach Fabris Urteil in der gegebenen Situation entweder kaum
praktikabel, wenig erfolgversprechend oder gar grundsätzlich abzuweisen. Die repressiven
›checks‹ des Th.R. Malthus schienen ihm durch die Bedingungen der Gegenwart überholt:
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»Nirgends sind Faktoren erkennbar, welche eine Änderung […] in Aussicht nehmen lassen.
Ja, unsre höchst rühmenswerten Humanitätsbestrebungen, unsere moderne Hygiene, unser
Rotes Kreuz, Hunderte von Bestrebungen hilfreicher Nächstenliebe sind alle mitwirksam,
unsere Bevölkerungszunahme noch zu steigern; denn sie alle haben wesentlich die Ten-
denz, das menschliche Leben zu schützen und zu verlängern. Auch die modernen Kriege,
mit so großen Massen sie auch geführt werden, bringen, wie 1870–71 gezeigt, nur noch
einen geringen, rasch ausgeglichenen Aufhalt in der steigenden Skala der Volkszunahme«.
Die »präventiven Maßregeln« der Neomalthusianisten verwarf er als unmoralisch.14 Ge-
danken, durch Binnenkolonisation hinreichend neue agrarische Wirtschafts- und Siedlungs-
gebiete zu schaffen, um so den Grad der Übervölkerung zu mindern, hielt er für illusionär.
Ende der 1840er Jahre hatte auch er noch an die Möglichkeit geglaubt, dem »Pauperismus«
auf diese Weise begegnen zu können. Unter den jetzt obwaltenden Umständen gab er sol-
chen Plänen keine Chance mehr: Ihre Verwirklichung würde Jahrzehnte dauern, Milliarden
kosten und dennoch mit der Bevölkerungszunahme nicht Schritt halten können. Handels-
politische Neuerungen schienen ihm zwar notwendig, doch in ihrer Wirkung allzu begrenzt.
»Was nützt alle Reform der Zoll- und Handelspolitik«, zweifelte er, »wenn die Grundlagen
unseres nationalen Wohlstandes von Jahr zu Jahr rasch sinken? »Was sollten solche Refor-
men gegenüber der wirtschaftlichen Misere ausrichten, wenn deren »Grundursache«, die
Übervölkerung, in gewaltiger Progression wuchs? Wie sollte eine Sozialrevolution verhin-
dert werden, wenn nicht unverzüglich und nachdrücklich an diesem Punkt angesetzt würde?
Auch die Hoffnung, solche Gefahren durch eine das vermehrte Angebot von Arbeitskräften
ausgleichende Steigerung der »nationalen Arbeit« zu bannen, erschien ihm wenig reali-
stisch. Denn eine dauerhafte Verbesserung der Arbeits- und Lohnverhältnisse konnte sich
nur auf eine »große lohngebende Industrie« oder eine Änderung der agrarischen Besitzver-
hältnisse auf Kosten der Großgrundbesitzer gründen. Für das erstere fehlte es an wirt-
schaftlichen, für das letztere an »rechtlichen« Voraussetzungen.15

Mit dem – noch nicht absehbaren – Ende der anhaltenden Depression dürfte zwar auch
das Erwerbsangebot wieder steigen. Doch die »Kalamität der Übervölkerung« würde blei-
ben, selbst wenn der ersehnte Aufschwung nochmals die Norm des Jahres 1873 erreichen
sollte. Niemand, gab Fabri zu bedenken, der die wirtschaftliche Lage des Reiches unbefan-
gen prüfe, könne erwarten, daß die zu erhoffende Steigerung des Erwerbsangebots mit der
rapiden Bevölkerungszunahme dauernd Schritt halten werde. Eine grundsätzliche Lösung
des Problems könne darum nur bei einer entsprechenden Verringerung des Arbeitskräftean-
gebots durch Auswanderung erzielt werden. Auf seiner Suche nach jenem »sozialen Gesetz,
das zwischen Volksvermehrung und Auswanderung wohl bestehen wird«, kam Fabri so zu
dem Ergebnis: »Eine der Differenz zwischen Arbeitsvermehrung und Volksvermehrung
ungefähr entsprechende Massenauswanderung ist eine wirtschaftliche Notwendigkeit für
Deutschland.«16
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5.2. Das Paradoxon: die Gravamina der »sozialpolitisch notwendigen«
Massenauswanderung

Mit der Befürwortung einer bedeutenden jährlichen Auswanderung1 aus ökonomischen und
sozialen Gründen drohte Fabris Argumentation in eine Aporie einzumünden. Schon Wil-
helm Roscher hatte 1848 in seiner aufsehenerregenden Schrift »Kolonien, Kolonialpolitik
und Auswanderung« gewarnt: »Unsere Auswanderer […] gingen dem Vaterlande mit al-
lem, was sie haben und sind, regelmäßig verloren; sie wurden Kunden und Lieferanten
fremder Völker, oft genug unsere Nebenbuhler und Feinde«. Jean B. Say verglich in einem
seither vielzitierten Wort die Auswanderung mit dem Exodus eines wohlgerüsteten Heeres,
welches sofort nach Überschreiten der Grenze auf immer verschwinde. Die Klage über die-
sen »Aderlaß« war ein in phantasievollen Metaphern immer wiederkehrendes, klassisches
Argument der deutschen Auswanderungsliteratur.2

Auch Fabri sah in der Auswanderung »eine geschenkweise Abgabe von Arbeitskräften
und Werten an die Vereinigten Staaten«3 und vermochte sich ebensowenig wie vor ihm
Kapp4 und Moldenhauer5 der Faszination finanzieller Kalkulationen über solche Verluste
zu entziehen.6 Auch er ging von der Annahme eines dem Verlust für Deutschland durch
Auswanderung umgekehrt proportionalen Gewinns der USA durch die entsprechende Ein-
wanderung aus und sah das Reich darum »doppelt beschädigt«; denn die Auswanderung
wirke nicht nur »negativ«, als ein »für Deutschland unproduktiv werdender Abfluß von
Menschen und Kapital«, sondern auch »positiv«, indem sie der nordamerikanischen Indu-
strie billige Arbeitskräfte stelle und sie damit befähige, »der deutschen Industrie allüberall
Konkurrenz zu machen«. Durch diese »Ausbeutung« der deutschen Einwanderung hätten
sich die Staaten längst eines »permanenten Milliardenschwindels« schuldig gemacht. – »Ist
Deutschland […] wirklich in der Lage, diesen fortwährenden, für das Mutterland völlig
unproduktiven Kräfteabfluß ruhig gewähren zu lassen?«, fragte Fabri pointiert, »jahraus,
jahrein eine enorme Kontribution an Arbeitskraft und Kapital an das Ausland zu bezah-
len?« Neben solche ökonomischen Erwägungen trat affirmativ der nationalkulturelle Leit-
gedanke seines Barmer Komitees, dem ebenfalls bereits eine lange literarische Tradition
vorausging: Der ›Schmelztiegel‹ USA lasse die eingewanderten Deutschen rasch ihre Na-
tionalität abstreifen, löse nicht nur den ökonomischen, sondern auch den geistigen Zusam-
menhang mit dem »Mutterland« in Sitte, Sprache und Literatur, in Kirche und Schule.7

Die Antinomie war komplett: Industrie und Gewerbe hielt Fabri auf weite Sicht nicht für
imstande, die konstatierten »aus unserer Übervölkerung drohenden Gefahren« durch eine
angemessene Steigerung des Erwerbsangebots aufzufangen. Um den bereits eingetretenen
sozialökonomischen »Notstand« zu beheben und damit zugleich seinen gefürchteten gesell-
schaftlich-politischen Folgen zu wehren, blieb seines Erachtens nur die Wahl des dritten
Weges: der Auswanderung. Der unkontrollierte, in Zahl und Ziel dem Zufall überlassene
Exodus jedoch schien ihm mit untragbaren ökonomischen und nationalkulturellen Verlu-
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sten für das Reich verbunden. Sollte also die Auswanderung, eine als solche »von niemand
zu beherrschende Tatsache«, als Regulativ der Übervölkerung funktionieren und dabei
nicht zum Nachteil, sondern zum national-ökonomischen Vorteil Deutschlands ausschla-
gen, dann gab es nach Fabri nur eine Folgerung: »Die Organisation einer starken deutschen
Auswanderung ist zu einer Lebensbedingung des Deutschen Reiches geworden«. Nur durch
solche Organisation konnte seines Erachtens der bisherige Verlust an Kapital und Arbeits-
kraft in einen »wirtschaftlichen Rückfluß« für Deutschland verwandelt und die nationale
Verbindung zwischen den Ausgewanderten in Übersee und dem Reich erhalten werden.
Darum wertete er diese »enorme sozialpolitische Aufgabe« sozialökonomisch und natio-
nalkulturell als »Lebensfrage« für das Deutsche Reich.8

Anmerkungen

1 Fabri, Kolonien, S. 24.
2 Roscher, S. 340, s. Fabri, Kolonien, S. 16. Vgl. Coppius, S. 74; Müller, S. 43.
3 Fabri, Auswanderung, KZ, 27.10.1880.
4 Kapp, Berlin 1871, S. 15ff.
5 Die »furchtbare Geld- und Blutsteuer« der Auswanderung schlug nach Moldenhauers ›Rechnung‹ wäh-

rend der letzten fünf Jahrzehnte als »Ausfall des Nationalvermögens von 300.000.000 Mark« zu Buche
(ders., Colonialfragen, S. 101f.).

6 Fabri versuchte neben dem baren Kapitalexport auch das sogenannte Erziehungskapital in seine Schät-
zungen einzubeziehen. Er setzte als durchschnittliche gesamte Verausgabung für einen fünfzehnjährigen
Menschen »aus der Masse der niederen Volksschichten« 3.000 Mark an, zog dabei in Betracht, daß ältere
Auswanderer »diese auf ihnen lastende Schuld an die Nation« bereits ganz oder teilweise wieder »abver-
dient«, die mitgehenden Kinder dagegen »noch nicht jene Summe gekostet« haben dürften, und kam auf
diese Weise zu dem zwar wenig evidenten, doch per se durchaus beeindruckenden Ergebnis, daß »in den
letzten sechzig oder wesentlich in den letzten dreißig Jahren die Auswanderung einen Verlust von […]
etwa 9 Milliarden Mark unserem Nationalvermögen eingebracht« habe (Fabri, Auswanderung, KZ,
28.10.1880; desgl., 29.10.1880. Vgl. ders., Kolonien, S. 15f.). Grundlage solcher Kalkulationen war die
berühmte Schrift des Direktors des preußischen Statistischen Bureaus Dr. Ernst Engel: Der Preis der Ar-
beit, Berlin 1866, die seither, besonders in den Einwanderungsländern, zur Berechnung des ›Arbeits-
wertes‹ der Einwanderer maßgebend wurde, Kapp, der ebenfalls nach Engels Methode rechnete, sich je-
doch nach dem Erscheinen der Schriften von Fabri, Weber und Moldenhauer scharf gegen deren Miß-
brauch zu Propagandazwecken wandte, wußte von der nahezu magischen Attraktivität solcher Rechenex-
empel, als er 1880 vor dem »Rausch« warnte, »welchem unsere kolonialen Chauvinisten besonders leicht
verfallen, wenn sie mit kolossalen Zahlen rechnen können. Den Herren kommt es bei ihren Berechnun-
gen meist auf eine Handvoll Millionen nicht an!« (Broemel, Verhandlungen, S. 119. Vehement gegen
Kapp: Hübbe-Schleiden, Deutsche Colonisation, S. 91).

7 Fabri, Kolonien, S. 16, 25; ders., Auswanderung, KZ, 28.10.1880. Vgl. Walker, S. 195ff.; L.H. Gann,
Reflections on Imperialism and the Scramble for Africa, in: Gann/Duignan, S. 117.

8 Fabri, Auswanderung, KZ, 28., 29.10.1880; ders., Kolonien, S. 24, 26.
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5.3. Die »Lösung«: die Auswanderung als koloniales Argument

Organisation war für Fabri gleichbedeutend mit Leitung der deutschen Auswanderung. Das
meinte auf weite Sicht vor allem Ablenkung des deutschen Auswanderungsstromes von den
Vereinigten Staaten. Fabri hing nicht dem illusionären Glauben an, die Auswanderung sei
im Interesse des Reiches etwa beliebig zu steuern. Die Möglichkeit einer solchen Ablen-
kung sah er vielmehr an positive Voraussetzungen, an eine deutsche überseeische Alterna-
tive zu den USA mit einem ähnlich verlockenden sozialökonomischen Chancenangebot für
Einwanderer gebunden. Mithin war durch die Auswanderungsfrage zugleich die Kolonial-
frage aufgeworfen: »Die verständnisvolle und energische Inangriffnahme einer wirklichen
Kolonialpolitik ist das einzig wirksame Mittel, die deutsche Auswanderung aus einem
Kräfteabfluß in einen wirtschaftlichen wie politischen Kräftezufluß zu verwandeln.«1 Von
der für ihn zentralen Kategorie der Übervölkerung ausgehend, sprach Fabri der unaufhalt-
bar abströmenden Auswanderung den Charakter einer »sozialpolitischen Notwendigkeit«
zu. Die Organisation sollte dabei die Gravamina in ihr Gegenteil verwandeln. Diese »sozi-
alpolitische Aufgabe« wiederum ließ sich nur durch koloniale Expansion erfüllen. Erfah-
rung der Wirtschaftsdepression und Revolutionsfurcht waren hier durch das Zwischenglied
der Auswanderungsfrage kausal mit kolonialen Forderungen verknüpft.

Übervölkerung war für Fabri jedoch nicht allein ein an der Relation von Erwerbsangebot
und -nachfrage ablesbares Krisensymptom. Die gleiche Erscheinung, die bei ihm Revoluti-
onsfurcht weckte und ihn zu dem sozialdefensiven Gedanken einer systemstabilisierenden
Korrektur durch Auswanderung führte, diente ihm zur metaökonomischen Legitimation
kolonialer Expansion. Eine starke Auswanderung enthüllte zwar die prekäre Lage auf dem
Arbeitsmarkt, lieferte ihm aber umgekehrt mit positivem Vorzeichen zugleich den »Beweis
eines im Volke regen Unternehmungsgeistes« und der »kolonisatorischen Befähigung«
seiner »überschüssigen Kräfte«.2 Fabri geriet, gemessen an seiner wirtschafts- und sozial-
kritischen Diagnose, in Konflikt mit der Logik der eigenen Argumente, als er den Satz auf-
stellte: »Die Expansionskraft eines Volkes, immerhin ein Zeichen seiner Kraft, ist durch
seine volkswirtschaftliche Lage wesentlich bedingt; ja, es gibt Lagen, wo ein Volk mit der
Notwendigkeit eines Naturgesetzes seine überschüssigen Kräfte, sei es in Gestalt kampfge-
rüsteter Heermassen, sei es in Gestalt eines friedlichen Exodus über seine Grenzen entsen-
det.«3 Dies führte so weit, daß er inmitten seiner krisenbedingten Überlegungen vom Früh-
jahr 1879 im Blick auf Deutschland davon sprechen konnte, daß »jeder mächtige staatliche
Bestand […] in den Zeiten seiner Blüte [!] eines Ausbreitungsgebietes« bedürfe, in das er
nicht nur seine »überschüssigen Kräfte« entlassen, sondern »deren produktive Leistungen
auch durch einen stetigen Rückfluß ins Mutterland wieder aufnehmen und durch neues
Ausströmen in lebendiger Wechselwirkung zu vermehren vermag«. In solchem Zirkel von
der Stärke der durch Übervölkerung erzwungenen Auswanderung auf »Expansionskraft«
und »kolonisatorische Befähigung« rückschließend, konnte er es als um so merkwürdiger
hinstellen, »daß das Land, welches gegenwärtig in Europa die stärkste Expansionskraft, d.h.
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die rascheste Bevölkerungszunahme und in Folge deß die größte Auswanderung sowie zu-
gleich nach den Eigenschaften seines Nationalcharakters eine bedeutende, vielleicht die
höchste kolonisatorische Befähigung hat, ohne jeden kolonialen Besitz ist«.4 Damit war
zwischen Übervölkerung, die sich in Massenauswanderung manifestierte, und kolonialer
Expansion ein immanent brüchiger, doppelter Bogen gespannt.

Anmerkungen

1 Fabri, Kolonien, S. 26f. Vgl. Coppius, S. 75.
2 Fabri, Kolonien, S. 14ff.
3 Ders., Auswanderung, KZ, 27.10.1880.
4 Ders., Kolonien, S. 13, 15.



6. Fabris kumulative Kolonialtheorie

In seiner »Erörterung der kolonialen Bedürfnisfrage« vom Frühjahr 1879 unterschied Fabri
»Ackerbau-« und »Handelskolonien« und stellte ihnen den Typus »Verbrecherkolonie«
gegenüber.1 Den dringenden kolonialen »Bedarf« Deutschlands suchte er in einer vor-
nehmlich aus ökonomischen, sozialimperialistischen und nationalideologischen Argumen-
ten und Versatzstücken konstruierten, kumulativen Kolonialtheorie unter Beweis zu stellen.

6.1. »Expansion und Repulsion«

6.1.1. Die Ackerbaukolonie

Der großen Bedeutung entsprechend, die Fabri der Auswanderungsfrage beimaß, domi-
nierten in seiner kolonialen Typologie die Ackerbaukolonien, subtropische Gebiete, die
Einwanderern den Betrieb von Landwirtschaft und Viehzucht gestatteten.2 Aus der Ge-
schichte der englischen Kolonialpolitik, die ihm als Lehrbeispiel und ideelle Berufungsin-
stanz diente, deduzierte er eine koloniale Legitimationsideologie, in deren Zentrum der
Glaube an eine zivilisatorische Sendung stand, welche »berufene« europäische Nationen
durch koloniale Expansion zu erfüllen hätten: Eine »providentielle Ordnung im Haushalt
der geschichtlichen Entwicklung« habe jene überseeischen »großen, weit gestreckten Ter-
ritorien Jahrtausende hindurch der weißen Rasse für kommende Zeiten aufbehalten« und
die einheimische Bevölkerung dazu »bestimmt, die Platzhalter zu sein bis auf die Zeit, wo
der weiße Mann bei ihnen eindringen und ihre rasch sich mindernde Zahl in immer einge-
schränktere Gebiete zurückdrängen sollte«. Da geologische und klimatische Bedingungen
auf Ackerbau als die »natürliche Grundlage der ihnen bestimmten Entwicklung« verwiesen,
habe auch erst der »weiße Mann« durch die Landwirtschaft diese Länder der ihnen zuge-
dachten »Kulturentwicklung erschließen« können.3 Solche Ackerbaukolonien schienen
Fabri »ihrer Natur nach berufen«, »europäische Tochterstaaten« zu werden. Hier gelte es
auf dem Weg zu folgen, den England in Kanada, Australien und Südafrika beschritten habe.
In dem englischen Beispiel sah er zugleich den eigenen Glauben an einen Kausalnexus
zwischen Auswanderungsvolumen und »kolonisatorischer Befähigung«, die These, »daß
nur ein Mutterland, das beträchtliche überschüssige Arbeitskräfte in stetiger Folge abzuge-
ben vermag, zur Gründung von Ackerbaukolonien berufen« sei, bestätigt und folgerte, »daß
demnach diese neuere Form kolonialer Schöpfung heute lediglich dem germanischen
Stamme zukommt«.4
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Hoffnungen auf rasch zu Buche schlagende, direkte Gewinne aus solchen Ackerbaukolo-
nien schienen ihm verfehlt. Vielmehr seien anfangs erhebliche Subventionen zu leisten, die
sich allerdings in absehbarer Zeit mit den »reichlichsten Zinsen« amortisieren würden.
Denn der Austausch der kolonialen Produkte gegen die Waren der Exportindustrie unter
Ausschluß internationaler Konkurrenz werde das Export- und Importvolumen schließlich
progressiv ansteigen lassen.5

Fabri wußte, daß alle Werbung für koloniale Projekte ohne konkrete Vorschläge wenig
glaubwürdig erscheinen mußte. Er wich dieser Frage zwar nicht aus, blieb in seinen Hin-
weisen aber zurückhaltend, da ihm derartige Kalkulationen noch verfrüht schienen.6 Daß er
dennoch heftigen Widerspruch provozierte, war schon seinem Begriff der Ackerbaukolonie
zuzuschreiben, in dem zwei verschiedene Bedeutungsinhalte konkurrierten: ein politischer,
der einen vom »Mutterland« mehr oder minder abhängigen überseeischen »Tochterstaat«
meinte, und ein – zumindest dem Anschein nach – apolitischer, der lediglich auf eine über-
seeische Ansiedlung vorwiegend deutscher Kolonisten auf dem Territorium eines anderen
Staates abzielte.

Mit seinen kolonialen Ambitionen sah sich Fabri einer Wirklichkeit gegenüber, in der
ausgedehnte, für Ackerbaukolonien geeignete Territorien nirgends mehr vorhanden zu sein
schienen, und beklagte mit Moldenhauer, daß Deutschland England im Osten Südafrikas
nicht vorgegriffen und die Transvaalrepublik unter sein Protektorat gestellt habe.7 Pläne,
den Hauptstrom der deutschen Auswanderung nach Zentralafrika zu lenken, hielt er für
absurd.8 Für ihn gab es nur noch ein Ländergebiet, welches für eine organisierte, schließlich
»in die Millionen« gehende deutsche Auswanderung hinreichend Raum und zugleich die
»Möglichkeit einer nationalen Entwicklung« bot: »Südbrasilien, Uruguay, Argentinien und
Chile mit dem nördlichsten Teil Patagoniens.9 In Südbrasilien, vor allem in jenen Gebieten,
denen seit Jahren die Arbeit seines Barmer Komitees galt, sah er die aussichtsreichsten
Voraussetzungen dazu erfüllt: »ein treffliches Klima, ein reicher Boden, zahlreiche Wasser-
straßen, eine schwache und sehr wenig betriebsame Bevölkerung«.10 Ausbeutung und Ver-
elendung, das Schicksal zahlloser deutscher Einwanderer in Brasilien, das wiederholt Re-
gierung und Presse alarmiert, J.J. Sturz zu seinen beschwörenden Warnungen veranlaßt und
das südamerikanische Kaiserreich als Auswanderungsziel lange in schweren Mißkredit
gebracht hatte, waren nach Fabri in den von ihm gepriesenen subtropischen Provinzen Rio
Grande do Sul und Santa Catharina nicht zu befürchten.11 Auch in der religiösen und politi-
schen Intoleranz der brasilianischen Gesetzgebung, die er scharf kritisierte, sah er keinen
bleibenden Hinderungsgrund.12 Er berief sich auf O. Canstatt, der 1877 berichtet hatte, es
habe sich bereits »ein ansehnliches Neu-Deutschland mit deutscher Sprache, Sitten und
Gebräuchen achtungsgebietend auf dem südamerikanischen Kontinent aufgebaut«13, und
glaubte aufgrund der eigenen, durch den langjährigen Kontakt mit den Gemeinden deutsch-
brasilianischer Siedler gesammelten Erfahrungen sogar abschätzen zu können, daß die
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»Entwicklung des Wohlstandes« in diesen Gebieten stärker, breiter und kontinuierlicher als
in Nordamerika voranschreite.14

Hier bestand nach Fabri im Gegensatz zu den USA und britischen Kolonien keinerlei
Versuchung für den deutschen Siedler, Nationalität und Sprache aufzugeben. Er bewahre
beides vielmehr »um so fester, je mehr er einer turbulenten, bigotten und meist trägen
Mischlingsbevölkerung gegenüber sich überlegen fühlt«.15 Als das »kulturell entschieden
dominierende Element« hätten die Deutschen vielerorts sogar schon den Handel unter ihre
Kontrolle gebracht. Dies war ihm von besonderer Bedeutung, denn er band die Legitimität
expansiver Bestrebungen neben dem inneren »Bedarf« an überseewirtschaftliche Voraus-
setzungen: Nur wo Handel und »Arbeitskraft einer Nation« bereits Fuß gefaßt hätten, sei
auch eine hinreichende und »legitime Grundlage« für kolonialen Erwerb gegeben.16

Geeignete überseeische Zielgebiete für eine organisierte deutsche Massenauswanderung
glaubte Fabri gefunden, die nötige koloniale »Erwerbsgrundlage« nachgewiesen zu haben.
Doch die letztlich entscheidende Frage war noch offen: »Wie aber sollen jene ausgedehnten
und reichen Territorien zu einem Mittelpunkt deutscher Auswanderung gemacht, und zwar
so gemacht werden, daß sie zu einem Emporium deutschen Handels sich gestalten?«17 Die-
ses Problem drängte die koloniale Theorie erneut in die Konfrontation mit der politischen
Wirklichkeit. Der inhaltlich ambivalente Begriff der Ackerbaukolonie zwang die Argu-
mentation in illusionäre Bahnen, auf denen Fabri nur mühsam die politische Komponente
seines Programms aufrechterhalten konnte. Moldenhauer hatte 1878 vorgeschlagen, der
deutschen Auswanderung unter Respektierung der »vollen Hoheitsrechte« des betreffenden
Staates in Brasilien, Uruguay, Argentinien und Chile »eigene große Distrikte« mit Deutsch
als Verkehrssprache, voller konfessioneller und, nach der Naturalisation, auch politischer
Gleichberechtigung zu schaffen.18 Fabri stimmte dem zu, ging jedoch in seinen »Andeu-
tungen« erheblich über Moldenhauers Gedanken hinaus und verwickelte sich in Widersprü-
che: Gewiß dürften die »vollen Hoheitsrechte« des jeweiligen südamerikanischen Staates
auch in den für die geplante deutsche Einwanderung vertraglich festzulegenden Gebieten
nicht angetastet werden. Immerhin aber würde den deutschen Siedlern durch solche Kon-
ventionen doch ein gewisses »Einmischungsrecht in die dortigen Verhältnisse« geboten
werden. Offen sprach er die Erwartung aus, daß eine organisierte deutsche Einwanderung
»allmählich in den Besitz der Majorität und damit auch der politischen Macht« gelangen
würde.19

Die doppelte Widersprüchlichkeit dieser praktischen Vorschläge war evident: Die »Na-
tionalität« der Auswanderer sollte erhalten werden. Doch politische Gleichberechtigung
schien nur auf dem Wege der Naturalisation möglich. Bei dem Versuch, diesen ersten Wi-
derspruch zu überbrücken, blieb die Argumentation in einem zweiten stecken: Vorgeblich
ohne politische Absichten sollten für die Einwanderung spezielle Gebiete reserviert wer-
den, in denen die deutschen Siedler auf weite Sicht auch zur »politischen Macht« avancie-
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ren könnten. Keiner südamerikanischen Regierung konnte verborgen bleiben, daß solche
vorgeblich unpolitischen Pläne für deutsche Ackerbaukolonien auf Schleichwegen um die
Monroe-Doktrin zumindest die Errichtung eines – jedenfalls wirtschaftlich – Deutschland
hörigen Staates im Staate anstrebten. Was sich J.J. Sturz 1862 von einem langfristigen, se-
mikolonialen »Verdeutschungsprozeß« für ein südamerikanisches »Neu-Deutschland« er-
hofft hatte20, erlebte so in Fabris Andeutungen über den »allmählichen Erwerb von Acker-
baukolonien« für Deutschland21 eine nicht minder illusionäre Neuauflage.

Fabri erwartete, daß seine »Andeutungen« in der Diskussion, die er mit seiner Kolonial-
schrift anzuregen beabsichtigte, verbessert, ergänzt und präzisiert werden würden.22 1879
rechnete er noch mit einer Initiative der Reichsregierung in der Auswanderungsfrage und
empfahl als ersten Schritt die Einrichtung eines »Reichsamtes für Organisation und Leitung
der deutschen Auswanderung«, das an politischer und wirtschaftlicher Bedeutung den be-
reits bestehenden Reichsämtern gleichkommen, sie vielleicht sogar übertreffen und sich
später, seiner Theorie entsprechend, »allmählich« in ein Reichskolonialamt verwandeln
würde.23

Anmerkungen

1 Marinestationen, die er schon Ende 1869 gefordert hatte, klammerte Fabri aus, da sie für ihn kein »kolo-
nialer Besitz« waren. Er warf vielmehr die Frage auf, ob der Erwerb solcher Stationen »ohne koloniales
Hinterland überhaupt empfehlenswert« sei und daher eine solche wirtschaftlich »unproduktive Anlage«
nicht besser »sofort mit produktiven, kolonialen Zwecken« verbunden werden sollte (Fabri, Kolonien, S.
60f., 66).

2 Als territoriale Beispiele nannte Fabri: Nordamerika, Teile Südamerikas, Südafrika, Australien und Neu-
seeland (ders., Kolonien, S. 13, 27).

3 Ebd., S. 27f. Vgl. Holsten, S. 163f.
4 Fabri, Kolonien, S. 29f., 36. Umgekehrt leitete er (S. 14f., 27) aus dem Mangel an »überschüssigen

Kräften« allgemein die »Unfähigkeit der Völker romanischer Rasse zur Kolonisierung« ab. Sein Urteil,
daß »weder Trieb noch Geschick dazu im französischen National-Charakter« vorhanden sei, war com-
munis opinio in der deutschen Kolonialpropaganda der späten 1870er Jahre. Auch Hübbe-Schleiden
sprach verächtlich vom »Kolonial-Spielen« Frankreichs: »Die Franzosen treiben Kolonialpolitik, aber
können nicht kolonisieren; wir können kolonisieren, aber treiben keine Kolonialpolitik« (Hübbe-
Schleiden, Ethiopien, S. 402f.).

5 Fabri, Kolonien, S. 31f.
6 Ebd., S. 64, 66.
7 Ebd., S. 67f. Vgl. Moldenhauer, S. 92.
8 Fabri, Kolonien, S. 68. So hatte noch Zehlicke in Zentralafrika »Raum für viele Millionen Menschen«

vermutet und vorgeschlagen, »dem deutschen Volke seinen Anteil an Zentralafrika« durch eine »regel-
mäßige Auswanderung« zu sichern (ders., Bevölkerung, S. 99).

9 Fabri, Kolonien, S. 68f. Auf weite Sicht schien ihm auch eine deutsche »Masseneinwanderung« in
Kleinasien und Syrien nicht ausgeschlossen (ebd., S. 104; ders., Dunkler Punkt, S. 12). Fabri, dem die
orientalische weniger eine politische als eine »Kulturfrage« war, hielt es im Frühjahr 1879 für geboten,
»zu deren endlicher Lösung schon heute für Deutschland eine hervorragende Mitbeteiligung« anzumel-
den (ders., Kolonien, S. 104). Bis zum russisch-türkischen Krieg und dem Berliner Vertrag noch war er
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für einen Aufschub des osmanischen »Liquidationsverfahrens« eingetreten, damit die Griechen »Zeit
empfingen, sich moralisch und kulturell weiter zu entwickeln und dadurch das kommende Teilungsge-
schäft zu vereinfachen und gefahrloser zu machen« (ebd., S. 103). Diesen Gedanken hatte er Mitte 1876
in einer langen Denkschrift an den Kronprinzen (abgedr. in: KZ, 6.–9., 12., 13.11.1876) Ausdruck gege-
ben. Friedrich Wilhelm antwortete ihm: »Je mehr die Zustände im Orient die allgemeine Aufmerksamkeit
in Anspruch nehmen, desto willkommener war es mir, dieselben von kundiger Seite unter Gesichtspunk-
ten besprochen zu sehen, welche, soviel Beachtung sie auch verdienen, bisher doch selten betont worden
sind«. (DKZ, NF 4. 1891, S. 143). Fabri zählte in diesen Jahren zu den Protagonisten der philhelleni-
schen Stimmung in Deutschland. Er warb für seine Ideen sogar in einer eigens gegründeten Zeitschrift
»Mitteilungen aus Macedonien«, von der jedoch nur das erste Heft (Elberfeld 1877) erschien. Dem
Wunsch, vor Beginn der absehbaren »Liquidation« – nach deren Auftakt er dann dem »ehrlichen Mak-
ler« deutsche »Ansprüche an die Masse« empfahl (ders., Kolonien, S. 104) – »das Griechentum zur
Übernahme eines Teiles der Erbschaft politisch und wirtschaftlich gekräftigt« zu sehen (DKZ, NF 4.
1891, S. 143), war auch seine langjährige griechische Schul- und Missionsarbeit verpflichtet: »Jede neue
griechische Schule, die in der Türkei errichtet wird, ist ein friedlicher, aber positiver Beitrag zur Lösung
der orientalischen Frage, zum allmählichen Hinsterben der türkischen Herrschaft« (KZ, 9.11.1876). Er
bildete im Barmer Missionsseminar 5 Griechen aus. Der wichtigste unter ihnen war der Epirote Dr. De-
metrius Maroulis (1840–1892), der nach einem anschließenden, von Fabri ermöglichten Tübinger Studi-
um als Gymnasialdirektor in Griechenland wirkte, dort, wiederum von Fabri unterstützt, eine Reihe von
Schulen und pädagogischen Seminaren gründete und um die Jahreswende 1876/77 in Deutschland, Hol-
land und der Schweiz mit großem Nachhall für Griechenland warb (ARM QS 34 (Nov. 1869), 37 (Dez.
1877). Vgl. Beyer, S. 73; Rohden, S. 399). In Anerkennung seiner Verdienste wurde Fabri noch wenige
Wochen vor seinem Tod zum Komthur des griechischen Erlöserordens ernannt (DKZ, NF 4. 1891, S.
143).

10 Fabri, Kolonien, S. 75. Vgl. das Programm von J.J. Sturz aus dem Jahr 1862, das die »Verwertung der
deutschen Auswanderung im nationalen Sinne« anstrebte und Wege zeigen sollte, südamerikanische
Einwanderungsländer durch »friedliche Einwanderung zu verdeutschen«. Die Gebiete für die »Konzen-
tration« der Auswanderung mußten nach J.J. Sturz drei »politischen Bedingungen« entsprechen: »1. Es
muß ein Gebiet sein, wo wir hoffen dürfen, durch die Ansiedlung unserer Landsleute einen entscheiden-
den Einfluß zu gewinnen; 2. wo die vorhandene Bevölkerung wenig zahlreich ist und nach ihrer Lei-
stungsfähigkeit gegen die deutsche zurücksteht, um die Aussicht zu gewähren, daß die deutschen Ein-
wanderer daselbst nicht nur ihre Nationalität bewahren, sondern dieselbe sogar allmählich zur entschei-
denden erheben werden; 3. ein Gebiet, von welchem wir nach aller Wahrscheinlichkeit nicht zu befürch-
ten haben, daß wir uns für die Zukunft selbst einen Konkurrenten daran erziehen«. Der langfristige,
semikoloniale »Verdeutschungsprozeß« sollte ein südamerikanisches »Neu-Deutschland« schaffen, des-
sen Verhältnis zum »Mutterland« sich auf »Nicht-Konkurrenz« und »gegenseitige Assistenz« gründete.
Sturz selbst bemühte sich vergeblich, zu diesem Zweck ein Berliner Auskunftsbüro für Auswanderer und
eine Kolonisationsgesellschaft zustande zu bringen (Sturz, Neu-Deutschland, S. 5f., 11, 17, 21, 43, 45,
59ff.; Zimmermann, Überseepolitik, S. 490).

11 Fabri, Kolonien, S. 70. Vgl. Moldenhauer, S. 104; Canstatt, S. 176. Vgl. S. 115, Anm. 24.
12 Fabri prangerte jene gesetzlichen Bestimmungen an, die nicht nur den Protestanten die volle konfessio-

nelle Gleichberechtigung gegenüber den Katholiken vorenthielten, sondern auch den deutschen Einwan-
derern ganz allgemein, selbst nach ihrer Naturalisation, zeitlebens das aktive und passive Wahlrecht ver-
weigerten, den Eintritt in Staatsämter verwehrten und auch in vorwiegend ›deutschen‹ Bezirken das Por-
tugiesische als Amtssprache vorschrieben. Die Vereinbarungen des Berliner Kongresses zum Problem
der religiösen Freiheit und bürgerlichen Gleichberechtigung indes ließen ihn hoffen, daß die Präsidial-
macht des »europäischen Areopags« in diesem Sinne künftig auch für die »Deutschen im Auslande«
eintreten werde (ders., Kolonien, S. 72ff.).

13 Ebd., S. 71. Vgl. Canstatt, S. 414, 416, 422, 436, 440, 456. Canstatt hatte im Auftrage der brasilianischen
Regierung mehrere Jahre als »Koloniedirektor« einem Siedlungsgebiet in der Provinz Rio Grande do Sul
vorgestanden und nach seiner Rückkehr 1877 die gewonnenen Eindrücke in seiner Schrift »Brasilien,
Land und Leute« publiziert.

14 Fabri, Kolonien, S. 71.
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15 Ebd., S. 75. Auch Canstatt hatte bei seinen Reisen durch die deutschen Siedlungsgebiete in Südbrasilien
festgestellt, »daß entgegen den Erfahrungen in anderen Ländern und Weltteilen, hier die Deutschen hart-
näckiger an Sitten und Sprache der Heimat festhalten« (Canstatt, S. 416).

16 Fabri, Kolonien, S. 69ff. Vgl. Sudhaus, S. 162ff.
17 Fabri, Kolonien, S. 75.
18 Moldenhauer, S. 98, 105; ähnlich: Canstatt, S. 456. Vgl. Fabri, Kolonien, S. 76.
19 Fabri, Kolonien, S. 77.
20 Sturz, Neu-Deutschland, S. 43.
21 Fabri, Kolonien, S. 85f. Vgl. Sartorius, Wirtschaftsgeschichte, S. 359.
22 Fabri, Kolonien, S. 66.
23 Ebd., S. 76, 86.
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6.1.2. Die Handelskolonie

Seinen Begriff der Handelskolonie, der ebenfalls am englischen Beispiel orientiert war,
entwickelte Fabri in scharfer Abgrenzung von dem der Ackerbaukolonie. Auch hier ging er
in seiner typologischen Charakteristik von geo- und ethnographischen Kriterien aus, die
ihm zugleich zur Legitimation kolonialer Herrschaft dienten: In diesen für die Auswande-
rung klimatisch ungeeigneten tropischen Gebieten könne der Europäer zwar Produktion
und Art der Kulturen dem Importinteresse entsprechend bestimmen, für den Anbau selbst
aber nur einheimische Arbeitskräfte heranziehen. Als besonderes Merkmal der Handelsko-
lonie präsentierte Fabri die »ethnographisch« bestimmte »Methode ihrer Verwaltung und
Ausbeutung«: Der geringen Bevölkerungsdichte in den Ackerbaukolonien entsprach in den
Handelskolonien eine einheimische »Massenpopulation«, deren »Grundcharakter« der Mis-
sionsinspektor als »mehr oder minder schlaff, sorglos und träge« kennzeichnete. Für diese
»nicht arbeitsame doch zur Arbeit erziehbare Bevölkerung« schien ihm die »Herrschaft des
Europäers unentbehrlich«, wenn diese Länder in den »Kreis der modernen Kulturbewe-
gung« aufgenommen oder darin erhalten werden sollten. Nur auf diesem Weg, der jedoch
nicht mit gewalttätiger Repression, sondern mit Einsicht und Humanität zu beschreiten sei,
könne die »Arbeitskraft des Tropenbewohners Ausdauer, seine Haltung Festigkeit, sein
Geistesleben Spannkraft zu höherer Gesittung und Bildung« gewinnen. Aus diesem Grund
betrachtete Fabri jede neu geschaffene Handelskolonie als einen »Baustein des allgemeinen
Kulturfortschrittes«.1

Die Vorstellung von einer zivilisatorischen Sendung gegenüber der einheimischen Be-
völkerung in den Handelskolonien barg besonders in der »Erziehung der Eingeborenen zur
Arbeit«2 eine problematische Perspektive. Schon bei der ersten öffentlichen Artikulation3

trat die für Fabris ›kolonialpädagogisches‹ Programm im Dienste der »modernen Kulturbe-
wegung« kennzeichnende Gewichtsverteilung zwischen ökonomischen und humanitären
Interessen zutage. Trotz aller sittlichen und intellektuellen Förderung durften nach seiner
Ansicht Handelskolonien im Gegensatz zu den von Europäern verwalteten Ackerbaukolo-
nien grundsätzlich »nie sich selbst, d.h. der eingeborenen Bevölkerung überlassen werden,
ohne sofort zu degenerieren«.4 Die Degeneration einer Handelskolonie war für ihn bezeich-
nenderweise gleichbedeutend mit dem Absinken ihrer »Exportkraft«, das ihren »Wert für
die allgemeine Kulturbewegung« beeinträchtigte.5

Die wirtschaftliche Bedeutung der Handelskolonien maß Fabri neben ihrer Produktions-
kraft für den Import an ihrer »Rückkaufskraft« für den Export.6 Neben der »rein kommer-
ziellen« Bedeutung für Exportindustrie, Überseehandel und Schiffahrt, schrieb er dem Be-
sitz von Handelskolonien einen noch weiter reichenden materiellen und nationalideologi-
schen Wert zu: »Das ganze nationale Leben in allen Schichten der Bevölkerung wird durch
den fortwährenden Kontakt mit kolonialen Besitzungen erweitert, belebt, bereichert«. Im
Gegensatz zur Ackerbaukolonie, die nur in Ausnahmefällen Rückwanderer abgebe, vollzie-
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he sich hier ein steter Kreislauf. Diese »flottierende Bevölkerung«, die sich besonders aus
den »mittleren und höheren Kreisen« rekrutiere7, trage materiell durch die laufende Rück-
kehr der in den Kolonien wohlhabend und reich Gewordenen beträchtlich zum National-
wohlstand bei. Darüber hinaus entspringe diesem steten Wechsel jene beispielhafte Fülle
von Wirkungen auf den »Geist der Nation«, die dem »britischen Nationalcharakter« einen
so großen »Fond von Tüchtigkeit, von Verlässigkeit und Kraft« eingebracht habe.8

War Fabri bei der Begründung des deutschen »Bedarfs« an Ackerbaukolonien von der
Kategorie Übervölkerung ausgegangen, so entsprach dem in gleichem Stellenwert für die
Handelskolonien das Argument der Überproduktion. Nach seiner treffenden Diagnose hat-
ten die deutschen Absatzkombinationen mit der rapiden, in der Gründerzeit noch forcierten
Zunahme der Industrieproduktion nicht Schritt halten können. Ohne sichere koloniale Ex-
portmärkte, schätzte er, mußten die Krise von 1873 und die folgende Depression das Reich
um so härter treffen.9 So propagierte er den Erwerb von Handelskolonien als durch »wirt-
schaftliche und in ihrem Gefolge auch politische und völkerpsychologische Gründe« be-
dingtes, »unabweisbares Bedürfnis« Deutschlands. Weder die Gefahren der Übervölkerung
noch die der Überproduktion waren nach seinem Urteil durch finanz-, zoll- und handelspo-
litische Reformen zu bannen: »Denn was hilft's wenn wir die Zölle erhöhen, Verbrauchs-
steuern wieder einführen und unser Reichs- und Landesbudget vorläufig wieder ins Gleich-
gewicht stellen, und wir essen dabei unser eigenes Fleisch! […] Wir bedürfen daher nicht
nur einer gesunden Steuer- und Zollpolitik, wir bedürfen vor allem der baldigen Wiederge-
winnung reichlicher, lohnender und solider Arbeit; wir bedürfen neuer, fester Absatzmärk-
te, mit einem Worte: einer richtig erwogenen und dann kräftig angegriffenen Handels- und
Arbeitspolitik. Jeder weit und einsichtig aufgefaßte Versuch einer solchen wird aber auch
mit Notwendigkeit zu der Erkenntnis führen: Das Deutsche Reich bedarf unabweisbar ko-
lonialer Besitzungen!«10

Auch seine praktischen Vorschläge für den Erwerb deutscher Handelskolonien leitete
Fabri aus der englischen Kolonialgeschichte ab. Als historisches Modell diente die East
India Company. Sollten bei der Gründung von Ackerbaukolonien und der Leitung der
Auswanderung die ersten Schritte der Regierung zufallen, so hatte bei der Gründung von
Handelskolonien die Initiative des Überseehandels voranzugehen. Jede staatliche Besitzer-
greifung in tropischen Gebieten bleibe ohne den Handel als Wegbereiter ein kostspieliges
und totgeborenes Unternehmen. Im Blick auf das geforderte Praevenire des Handels muß-
ten Fabri die »Ansprüche« Deutschlands auf Handelskolonien bislang noch ziemlich
schwach erscheinen. Er appellierte an das deutsche Bank- und Industriekapital, dem Han-
delskapital der Seestädte beizuspringen. Die Bahn aber sollte allein durch den Handel ge-
brochen werden. »Geht dieser überlegt und energisch vor«, suggerierte er, »dann wird, dann
muß die deutsche Reichsregierung ihm nachfolgen und trotz aller Dementis im Reichs-
Anzeiger eine deutsche Kolonialpolitik inaugurieren«.11
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Im Gegensatz zu den Ackerbaukolonien, für die nur der »allmähliche Erwerb« blieb, sah
Fabri noch reichlich Raum und Gelegenheit zur Begründung von Handelskolonien. Neben
einigen Inselgruppen im Stillen Ozean, Neuguinea und Madagaskar schienen ihm auch in
Hinterindien und Nordborneo Besitzergreifungen möglich.12 Von allen deutschen »Han-
delskolonien in spe« jedoch hielt er derzeit einzig die Samoa- und Tonga-Inseln, auf denen
die Firma Godeffroy arbeitete, bereits »reif« für den deutschen Zugriff: Godeffroy könne
schließlich nicht wie Handelshäuser in früheren Jahrhunderten mit einigen Kanonen und
einer Kompanie Soldaten in der Südsee Besitz ergreifen. Jetzt habe der Staat selbst zu tun,
»was seines Amtes« geworden sei. »Ob die deutsche Regierung dies erkennen und tun
wird?« fragte Fabri im Blick auf das deutsch-englische Tauziehen um samoanische Han-
delsgarantien.13

Die größte Bedeutung jedoch maß er der Beteiligung Deutschlands an der »kolonialen
Ausbeutung« Zentralafrikas bei: Die durch Klima, Produktionskraft und Bevölkerungs-
dichte bestimmte, koloniale »Entwicklungsfähigkeit« dieser Gebiete zum vielleicht »be-
deutendsten Emporium der tropischen Zone« eröffne die »größten und lohnendsten Kultur-
aufgaben«.14 Damit sprach er eine beliebte und weithin faszinierende Thematik an. Die
sensationellen und schockierenden Berichte über die großen Expeditionen durch den
»dunklen Weltteil« hatten in den 1870er Jahren auch in Deutschland ein wachsendes Inter-
esse für den »lost continent« geweckt, das sich ebenso in naiver Romantik, moralischer
Entrüstung und Kreuzzugsvisionen gegen die Sklaverei wie in nüchternen kommerziellen
Kalkulationen niederschlug.15 Hier hatte J.J. Sturz der Kolonialpublizistik 1876 mit seiner
letzten Broschüre: »Der wiedergewonnene Erdteil, ein neues gemeinsames Indien«, einen
festen Topos hinterlassen16, der auch bei Fabri Eingang fand.17 Wie Sturz fürchtete er, daß
England auch in Zentralafrika bei der »kolonisatorischen, kulturellen Tätigkeit den Reigen
führen«, sich damit, seiner Kolonialtheorie entsprechend, ein »legitimes Recht« zu kolo-
nialen Annexionen erwerben könnte, und schlug vor, durch internationale Absprachen über
die Freihaltung zentralafrikanischer Handelswege wenigstens die Gefahr eines neuen briti-
schen Handelsmonopols zu bannen.18

Für »ein neues Indien« in Zentralafrika bot Fabri offen die »Pionierdienste« der Mission
an. 1869 hatte er in der Barmer Deputation die Begründung der MHG durchgesetzt und
seiner Gesellschaft damit ein rein kommerzielles Unternehmen als finanzielle Hilfsquelle
an die Seite gestellt. Ein Jahrzehnt später, im Frühjahr 1879, kehrte er als Kolonialpropa-
gandist diese Zweck-Mittel-Relation um: Zur Gründung von Handelskolonien in Zen-
tralafrika sollten Missionare die Wege für den Handel ebnen, der wiederum die merkantilen
»Voraussetzungen« kolonialer Okkupation zu erbringen hatte. Überdies sollte die Mission
den »Massenanbau wertvoller Produkte« beschleunigen. Da dies nur von einheimischen
Arbeitskräften bewältigt werden könne, müsse die Bevölkerung »durch vermehrte Bedürf-
nisse erst zu deren Anbau gereizt, wo nicht gar erzogen werden […]. Missionsunterneh-
mungen mit praktisch-pädagogischem Charakter, d.h. auch zur Arbeit erziehend, wären hier
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vor allem wertvoll; nach und mit ihnen Kapital und Leute für Plantagen und größere Han-
delsunternehmungen«. Zu diesem Zweck schlug Fabri die Errichtung von deutschen Missi-
onsstationen zunächst an der Ost- und Westküste Mittelafrikas vor. Mit dem offenen und
nachdrücklichen Verweis auf die »kulturelle Bedeutung« der Mission, ihre »Nutzbarkeit für
die ihr nachrückenden Handelsunternehmungen oder kolonialen Annexionen« suchte er
zugleich unter nationalem Aspekt für die Mission zu werben.19 Auch hier pries er das briti-
sche Beispiel. Die englischen Missionsgesellschaften, freie Vereinigungen wie die deut-
schen, hätten zwar mit Politik ebensowenig zu tun wie mit kolonialen Annexionen. Doch
leite sie bei der Eröffnung neuer Stationen unmittelbar der »nationale Instinkt«, wogegen
die »kulturellen Pionierdienste« deutscher Gesellschaften notgedrungen nur fremden Kolo-
nialmächten vorarbeiteten. Darum gelte es auch in Deutschland, endlich zu der Einsicht zu
kommen, daß Missionen für die koloniale Expansion »höchst nützlich, unter Umständen
sogar unentbehrlich werden können.«20

Anmerkungen

1 Fabri, Kolonien, S. 31, 37f., 88.
2 Ders., Koloniale Aufgaben, S. 542.
3 Intern hatte Fabri diesen Gedanken schon ein Jahrzehnt zuvor in einem Rundschreiben angeschnitten und

dabei die Selbstverwaltung betont auf subtropische Kolonien mit »weißer Bevölkerung« beschränkt (s.
hierzu S. 100f.).

4 »In den Ackerbaukolonien, ja überhaupt überall, wo ein gewisses Maß von Intelligenz, von moralischem
und wirtschaftlichem Fortschritt bereits Gemeingut weiterer Kreise geworden, hat das Laisser faire eine
Wahrheit, in tropischen Handels-Kolonien wäre es der törichtste Einfall, dem man huldigen könnte« (Fa-
bri, Kolonien, S. 37f.).

5 Ebd., S. 37. Schmidt, der unter dem Titel »Der humane Aspekt« diesen Gedanken einige Zeilen widmet
(S. 77), hat diese Problematik nicht erkannt und betont in unkritisch referierender Darstellung, Fabri habe
»im Gegensatz zu den rein ökonomisch-politisch [vgl. schon den Untertitel der ersten Kolonialschrift
Fabris!] denkenden Kolonialpolitikern […] für das Humanum plädiert« und gelehrt, »daß der Besitz der
Kolonien nicht zur Ausbeutung der Eingeborenen da ist, sondern eine sittliche Verpflichtung bedeutet,
die Völker durch Erziehung [!] und weitgehende Selbstverwaltung [!] »auf eine höhere Kulturstufe em-
porzuheben« (Fabri, Koloniale Aufgaben, S. 541). Dies ist in solcher Einseitigkeit unhaltbar: »Ausbeu-
tung« lehnte Fabri lediglich im Sinne kolonialen Raubbaus nach Conquistadorenmanier aus wirtschaftli-
chen [!] Gründen ab, während die systematische, dauerhaft rentable »Ausbeutung« gerade einer seiner
kolonialwirtschaftlichen Leitgedanken war. Unter »Erziehung« verstand er als Kolonialpropagandist in
erster Linie »Erziehung zur Arbeit«. »Selbstverwaltung« kam bei ihm für »Eingeborene« gar nicht in
Betracht (s. hierzu auch unten, Kap. 18.2.2.).

6 »Je gesteigerter die Produktionskraft, je ausgewählter ihre Handelsartikel, desto größer wird auch die
Rückkaufskraft der Kolonie, desto reicher ihr Verbrauch der Fabrikate des Mutterlandes sein. Die jährli-
che Handelsbilanz zwischen Kolonie und Mutterland ist also der exakte Wertmesser jener und damit ih-
rer kulturellen Bedeutung überhaupt« (Fabri, Kolonien, S. 33).

7 »Kaufleute, Beamte, Militärs, Techniker, Gewerbetreibende, Geistliche und Missionare, Lehrer und
Gelehrte sind zu Tausenden in steter Hin- und Herbewegung« (ebd., S. 39). Die Sozialstruktur dieser zir-
kulierenden »Bevölkerungsschichten« unterschied sich deutlich von der jener Berufsgruppen, die in den
von Fabri für Ackerbaukolonien empfohlenen südbrasilianischen Provinzen auf eine gesicherte Existenz
hoffen konnten. Auch Canstatt hatte 1877 darauf hingewiesen, daß sich die südbrasilianischen Gebiete
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gegenwärtig in der Regel nur für bestimmte »Klassen« von Einwanderern (Bauern, Handwerker und
Kaufleute) eigneten und den »gebildeten Ständen« von der Einwanderung überhaupt abgeraten (Canstatt,
S. 187, 422, 456).

  8 Dem »britischen Nationalcharakter« verwandte Züge bescheinigte Fabri in Deutschland nur der »kauf-
männischen Intelligenz« der Hansestädte (Fabri, Kolonien, S. 39ff.).

  9 Fabri gab sich nicht der Illusion hin, daß Kolonialbesitz vor Wirtschaftskrisen schützen könne, war je-
doch überzeugt, daß damit immerhin »große Krisen leichter zu tragen und rascher zu überwinden« seien
(ebd., S. 42ff.).

10 Ebd. Vgl. Nußbaum, S. 22.
11 Fabri, Kolonien, S. 88ff., 100. Vgl. Washausen, S. 38.
12 Über Formosa ließe sich eine Abmachung mit China treffen, während in den Antillen die »eine oder

andere Insel« käuflich erworben werden könnte (Fabri, Kolonien, S. 87, 102).
13 Ebd., S. 90.
14 Ebd., S. 93.
15 Joseph Cooper, The lost Continent (dt. Berlin 1877). Vgl. Oncken, Lebensraum, S. 12. Über die deut-

schen Forschungsexpeditionen, deren Berichte rasch zu einem festen und allgemein beliebten Tagesord-
nungspunkt der Pressediskussion wurden, gibt (abgesehen von der Überbetonung des hanseatischen An-
teils) Coppius, S. 75ff., einen brauchbaren Überblick.

16 Vgl. Schwarz, Indien. Zur weitläufigen Rezeption dieses kolonialen Erwartungsbildes: Wehler, S. 142f.,
259f.

17 Fabri, Kolonien, S. 94. Daß der Kampf gegen den Sklavenhandel, dem Sturz verschiedene Schriften und
Initiativen gewidmet hatte, wesentlich mitbestimmend für dessen Afrika-Interesse war, geriet rasch in
Vergessenheit (vgl. Sturz, Die Beseitigung der Sklaverei in Nordamerika, 1843; ders., Die deutsche und
die chinesische Aus- und Rückwanderung, 1876; ders., Brasilianische Zustände und Aussichten, 1860;
über seine praktischen Initiativen vgl. die autobiographischen Notizen in: ders., Indien, S. 72–85). Sturz
hatte eine »Ära« der »freien Kolonisation« in zentralafrikanischen »Gesamtkolonien der unternehmend-
sten Handelsvölker« vorausgeahnt, und, um eine isolierte Kolonialpolitik Englands zu blockieren und die
vorrückende »Phalanx« britischer »Handelsmonopolisten« zu stoppen, die rechtzeitige »Neutralisierung
Zentralafrikas« gefordert. Schon ihm schien Deutschland nicht nur mit seiner von der Depression »ge-
drückten Industrie«, sondern durch seine gesamte »volkswirtschaftliche Lage« allen anderen Nationen
voran auf überseeischen Außenhandel und Kolonialwirtschaft »angewiesen« und »berufen«, während der
kommenden »zentralafrikanischen Unternehmungsperiode« besonders in den östlichen Regionen des
neuen »Indien« eine »hervorragende Rolle« zu spielen. Sturz drang auf eine frühzeitige »Teilnahme an
der Entwicklung Zentral- und besonders Ostafrikas« durch eine »gründliche Pionier-Expedition«, den
Bau von Eisenbahnlinien ins Innere, Dampfschiffen für eine Überseelinie und den Binnenverkehr auf
den großen Seen, die Einrichtung von Konsulaten im Seengebiet und auf Sansibar (ders., Indien, S. 3,
8f., 12, 15, 19f., 23ff., 43, 59ff. Vgl. dazu Hagen, S. 16; Zimmermann, Überseepolitik, S. 492).

18 Dazu gehöre vor allem, daß der Kongo (nach Stanleys Vorschlag respektvoll »Livingstone-Fluß« ge-
nannt) und die »Hauptzugänge vom Osten, die wohl nicht in ferner Zukunft stehenden Eisenbahnlinien«,
freigehalten würden (Fabri, Kolonien, S. 101f.).

19 Es war für Fabri zwar absehbar, daß es bei der kostspieligen Errichtung zentralafrikanischer Missionssta-
tionen den deutschen Gesellschaften schwer ankommen würde, mit den finanziell besser gestellten engli-
schen Schritt zu halten. »Wenn wir anfangen, überseeisch zu werden und uns nach einer kolonialen Poli-
tik auszustrecken, finden sich vielleicht allmählich hie und da auch solche munificente Freunde bei uns«,
hoffte er (ebd., S. 94f., 98f.).

20 Auch in Richtung auf Zentralafrika sah Fabri England »mit seinen Kultur-Pionieren bereits wacker an der
Arbeit«: Drei große englische Missionsgesellschaften hätten an den ostafrikanischen Seen Stationen er-
richtet, eine vierte stoße den Kongo entlang ins Innere vor (ebd., S. 94f., 98f. Vgl. Holsten, S. 163f.;
Nußbaum, S. 163f.).
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6.2. Kompensation und Deportation: »Hoffnungsbild«
und »Verbrecherkolonie«. »Export« der Sozialen Frage1

Mit dem Vorschlag, Überproduktion und relative Übervölkerung in Handels- und Acker-
baukolonien zu leiten, glaubte Fabri auf Chancen zu verweisen, die wirtschaftliche Misere
einzudämmen und mit ihr zugleich jene gesellschaftliche Krise zu bewältigen, die er als
»sozialdemokratische Krisis« mißverstand. Denn die ökonomische Voraussetzung für das
Vordringen der Sozialdemokratie erkannte er in der »ungesund schnell entwickelten Indu-
strie mit ihrem Gefolge von Krisen, von Überproduktion und Arbeitslosigkeit«.2 Auch jene
»moralischen Faktoren«, die seines Erachtens der Sozialdemokratie den Weg bahnten, sah
er »an den wirtschaftlichen ihre Grundlage suchen und finden«. Schon in den vorausgegan-
genen Jahrzehnten hatte er wiederholt auf die sozialdefensive Funktion der »versöhnenden
Kraft« des Christentums3 verwiesen und die Gefahren eines irreligiösen Materialismus an-
geprangert. Ein Sieg der »materialistischen Doktrin« mußte seiner Überzeugung nach die
Schranken aller an der »gegebenen« Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung orientierten
Selbstbescheidung niederreißen und zumal den gesellschaftlich noch nicht integrierten
»Vierten Stand« veranlassen, »an dieses Erdenleben Forderungen zu stellen, welche es
niemals zu befriedigen vermag«. In der »schreienden Dissonanz dieses selbstgemachten
Hoffnungsbildes zu der gegebenen nackten Wirklichkeit« entzünde sich dann jener »grim-
mige Haß gegen alles Bestehende, welcher sich unter anderem vorspiegelt, nur durch einen
gewaltsamen, blutigen Umsturz lasse sich Besserung der Lage erreichen«. Weil für ihn in
diesen »psychologischen Stimmungen« der eigentliche »Angelpunkt« der sozialdemokrati-
schen Agitation und ihres Erfolges lag, war die »sozialdemokratische Krisis« seines Erach-
tens jedoch nicht allein auf wirtschaftlichem Wege zu überwinden.4

Bei einer solchen sozialpsychologischen Perspektive mußte Fabri auch jeden »Nach-
weis«, daß die Forderungen der Sozialdemokratie an das bestehende Wirtschafts- und
Gesellschaftssystem »unerfüllbar und im letzten Grunde eine Utopie« seien, für sich ge-
nommen als wenig wirkungsvoll bewerten. Erst wenn es gelänge, den »Begriff von
menschlichem Glück« in der »Einbildungskraft« der sozialdemokratischen Parteigänger zu
»entkräften«, das »Geheimnis der Zufriedenheit ihnen aufzuschließen und ein neues Hoff-
nungsbild in ihnen zu erwecken«, war seines Erachtens die »sozialdemokratische Krisis im
wesentlichen gelöst« und damit jene »Stimmung« geschaffen, in der die nötigen »wirt-
schaftlichen Reformen und Hilfen«, auf welche der »Arbeiterstand mit vollem Rechte An-
spruch« habe, erfolgreich eingeleitet werden könnten. »Ohne jene Stimmung, zu deren Er-
weckung freilich vor allem ein vielfach leider noch fehlendes, aufrichtiges Wohlwollen und
ernste Opferwilligkeit von Seiten der besitzenden Klassen notwendig ist«, sagte er voraus,
»werden auch die bestgemeinten Versuche wirtschaftlicher Hilfeleistungen gewöhnlich nur
mit abstoßendem Undank belohnt werden«.5
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Als geeignetes Mittel zur Verbreitung einer solchen »Stimmung« empfahl Fabri nicht
etwa eine Art Erweckungsbewegung unter den Sozialdemokraten, sondern eine sozialöko-
nomische Kompensationsideologie, die er offen als solche präsentierte: Um das »selbstge-
machte« durch ein »neues Hoffnungsbild« zu ersetzen, das die »Utopie« der sozialdemo-
kratischen Zielvorstellungen in der »Einbildungskraft« ihrer Sympathisanten überschatten
sollte, propagierte er eine massenpsychologisch ausgerichtete, sozialimperialistische »Ge-
genutopie«6 als innenpolitische Krisenhilfe. »Ich meine«, erläuterte er, »nicht bloß die
Auswanderung als eine Art Sicherheitsventil. Viel höher schätze ich zunächst den psycho-
logischen Eindruck, den eine gut geleitete, in größerem Stile ausgeführte und in ihren Er-
folgen günstige Auswanderung auf die Einbildungskraft […] unseres Volkes bald in weiten
Kreisen erwecken würde«. Bei der »Mehrzahl der mehr Irregeleiteten und wirklich sich
gedrückt Fühlenden« wäre schon damit der »um sich fressenden Unzufriedenheit« durch
ein »neues, nicht unerreichbares Hoffnungsbild« eine Schranke gesetzt.7

Für die »Grimmigen« unter den Sozialdemokraten, die durch solche »psychologische«
Kompensation mit Hilfe eines »Staatssozialismus zu Wasser«8 nicht zu überzeugen und zu
gewinnen waren, hielt er im Blick auf die »traurige Eventualität« der gefürchteten Um-
sturzversuche als ultima ratio eine »Abart« seiner kolonialen Typologie bereit: die »Ver-
brecherkolonie«.9

Zwei komplexe Argumente waren es, mit denen er die Notwendigkeit von Verbrecher-
bzw. Strafkolonien begründete. Die aus der Kriminalstatistik ersichtliche, in seinen Augen
erschreckende Zunahme von Verbrechen im Reich10, habe längst zu einer Überfüllung der
Gefängnisse geführt, welche den »Besserungszweck« der Haft ins Gegenteil verkehre. Oh-
ne äußerst kostspielige Erweiterungen und Neubauten von Strafanstalten war für ihn jeder
Gedanke an eine Resozialisierung illusionär. Demgegenüber schrieb er den sibirischen und
australischen Deportationsdistrikten Rußlands und Englands nicht nur die günstigsten Fol-
gen für Besserung und bürgerliche Rehabilitation, sondern auch einen »nicht unbedeuten-
den kolonialen Wert« zu. Schon dies gab ihm Anlaß, grundsätzlich die Frage aufzuwerfen,
ob nicht auch für Deutschland der Zeitpunkt gekommen sei, die »Deportation gewisser
Klassen von Verbrechern« in das Strafrecht aufzunehmen.11

Als entscheidende Motivation jedoch nutzte Fabri die verbreiteten antisozialistischen
Verschwörungstheorien. Er verwies auf die »neueste politische, moralische und gesell-
schaftliche Entwicklung«, welche in fast allen Großstaaten Europas während des vergange-
nen Jahrzehnts revolutionäre Parteien zutage gefördert habe, die inzwischen ein umfassen-
des Netz geheimer revolutionärer Verbindungen über ganz Europa ausgebreitet und dem
staatlichen wie dem gesellschaftlichen und religiösen Bestand in herausfordernder Weise
den Krieg erklärt hätten. Weil diese »Umsturzpropaganda« seines Erachtens im Deutschen
Reich die größte Ausdehnung und geschlossenste Organisation gewonnen hatte, war es für
ihn unverständlich, daß die Verbannung, die er als »natürlichste und würdigste Form der
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Bestrafung politischer Vergehen« betrachtete, im neuen deutschen Strafgesetzbuch keinen
Platz gefunden hatte. Er sah eine innere Verwandtschaft zwischen Verbannung und Depor-
tation und merkte unmißverständlich an, daß sich bei der gesetzlichen Fixierung eines sol-
chen Strafsystems die Verbannung für gewisse politische Verbrechen »naturgemäß zur De-
portation« steigern würde.12

Das jüngst verabschiedete Sozialistengesetz hielt Fabri auf weite Sicht für unzureichend.
Die Agitation der deutschen »Anarchisten« sei damit zwar gegenwärtig unterdrückt, kei-
neswegs aber alle Gefahr beseitigt, zumal die »Bewegung« nicht nur bereits »mit einem
gewissen Fanatismus wilder Begeisterung namentlich unter den Massen des Arbeiterstan-
des sich festgesetzt, sondern zugleich einen ausgesprochen internationalen Charakter ge-
wonnen« habe. Er erinnerte, des dadurch auslösbaren Schocks bei den bürgerlichen Adres-
saten seiner Propagandaschrift gewiß, an das Pariser Geschehen vom Frühjahr 1871 und
rief seinen Lesern als Schreckbild die Vision eines deutschen Kommuneaufstandes vor Au-
gen. »Denken wir uns«, illustrierte er ebenso drohend wie zynisch, »daß nach vielleicht
blutigem Ringen Tausende und Zehntausende auch bei uns vor Gericht zu stellen wären,
würde eine solche traurige Eventualität die Reichsregierung nicht in eine unlösbare Verle-
genheit stürzen! Wohin mit den Tausenden von Verurteilten angesichts unserer ohnedies
ganz unzureichenden und überfüllten Gefängnisse?« In solcher »Verlegenheit« bliebe
schlechterdings kein anderer Weg als der, den Frankreich mit seinen Deportationen nach
Neukaledonien eingeschlagen habe. Man könne in diesem Fall, regte er sarkastisch an, »in
wohlwollender Liberalität eine geeignete Insel – etwa Utopia genannt – den Communards
zur Selbstverwaltung überlassen, um ihr Weltbeglückungsprogramm doch irgendwo einmal
zum Experimente zu bringen, zur Probe zu nötigen. Aber um solchen Weg beschreiten zu
können, müßte eben Deutschland irgendwelche kolonialen Besitzungen in geeigneter Lage
bereits erworben haben.«13 Es galt ihm dabei als ein Gebot der »Humanität«, subtropische
Gebiete zu wählen. Er regte zu diesem Zweck den Ankauf geeigneter englischer Inseln an
und empfahl, falls dies nicht möglich sei, die Wahl zwischen den Inselgruppen östlich von
Neuguinea, nördlich von Neukaledonien, dem östlichen schmalen Teil von Neuguinea, dem
nördlichen Patagonien, den Falkland-Inseln und der Inselgruppe Chiloe an der südwestafri-
kanischen Küste.14

Das Eintreten Fabris für den Erwerb von »Verbrecherkolonien« zeigte deutlicher denn je,
in welchen der »weiten Kreise« er seine Adressaten suchte. Fabri kannte, nicht zuletzt aus
eigener Erfahrung, das Phänomen der sozialen Angst15 und leitete diese Kraft ganz bewußt
auf die Mühlen seiner kolonialen Propaganda, indem er den Antisozialistenaffekt, jene
massiven sozialpsychologischen Ressentiments gegenüber den deutschen »Anarchisten«
ansprach, die ihre Intensität dem Umschlag gespeicherter Revolutionsfurcht in Aggressivi-
tät verdankten. Die Idee der Verbrecherkolonie und ihre Begründung war kein polemischer
Lapsus.16 Sie war ein präzise eingesetztes und propagandistisch entscheidendes Argument,
da sie, wie der »Altmeister der deutschen Kolonialagitation«17 selbst vermerkte, »in un-
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mittelbarer Weise an innere Notstände und Gefahren anknüpft und daher auch dem, der
überseeischer Verhältnisse unkundig ist und den wirtschaftlichen Wert kolonialer Besitzun-
gen noch nicht richtig zu würdigen versteht, unschwer einleuchten wird«. Der Durch-
schlagskraft dieses Arguments in der gespannten innenpolitischen Atmosphäre sicher,
glaubte er sogar befürchten zu müssen, daß ausgerechnet die Idee der Verbrecherkolonie zu
allererst »in weitestem Kreise Beifall« finden würde. »Es wäre ja wohl einigermaßen de-
mütigend«, gab Fabri zu, »wenn das neue Reich mit überseeischen Strafkolonien seine
Kolonialpolitik eröffnete, immerhin würden wir auch diese bedauerliche Tatsache als ersten
Schritt auf einer uns mit innerer Notwendigkeit vorgezeichneten Bahn doch zugleich als
einen nicht nur verständigen, sondern auch verheißungsvollen mit Dank zu begrüßen ha-
ben«.18

Anmerkungen

  1 Vgl. Wilhelm Liebknechts berühmte kolonialkritische Reichstagsrede vom 4.3.1885 über sozial- und
wirtschaftspolitische Kolonialargumente: »Wird etwa durch die Kolonialpolitik etwas nach dieser Rich-
tung erreicht? Nein, meine Herren, Sie exportieren einfach die soziale Frage« (Sten. Berr., Bd. 76/3, S.
1540. Vgl. Müller, S. 42f.; Nußbaum, S. 43; Büttner, S. 21; Wehler, S. 175). Über die Haltung der Sozi-
aldemokratie gegenüber der sozialimperialistischen Kolonialpropaganda, die von ihr selbst als »Gegeni-
deologie zum Sozialismus« verstanden und kritisiert wurde, vgl. Schröder (Sozialismus, bes. S. 116ff.),
der diese Problematik für die 1870er und 1880er Jahre umfassend ausgeleuchtet hat. Zur kompensation-
sideologischen Funktion kolonialer Theoreme vgl. neben Schröder noch: Nußbaum, S. 50f.; Wehler, S.
464–474; ders., Bismarcks Imperialismus, S. 274f.

  2 Fabri, Kolonien, S. 83f.
  3 Ebd.
  4 Ebd., S. 84f.
  5 Ebd.
  6 Schröder, S. 117.
  7 Die Frage einer staatlichen Unterstützung für unvermögende Auswanderungswillige diskutierte Fabri

nicht näher. Allgemein jedoch befürwortete er ein solches Vorgehen, »schon um das zu erreichen, daß
jeder bedrängte, in unzureichendem Verdienste stehende und mit ungenügenden Mitteln zur Auswande-
rung ausgerüstete Familienvater sich zu sagen vermag: ich kann meine Lage verbessern. Wo dieses Be-
wußtsein, ist schon halb geholfen, jedenfalls der Hauptstachel des Druckes, unter dem man leidet, ent-
fernt« (Fabri, Kolonien, S. 85. Vgl. Klauß, S. 67; Wehler, S. 146).

  8 Eisenbacher, S. 47.
  9 Fabri, Kolonien, S. 45, 49f.
10 Die bloße Arithmetik kriminalstatistischer Aussagen suchte Fabri zwar durch den Verweis auf die gesell-

schaftlichen und wirtschaftlichen Hintergründe solcher Progression zu fundieren (ebd., S. 46f.). Doch
gründete sein Hinweis auf die »erschreckende« Zunahme der Kriminalität im neuen Reich auf einem sta-
tistischen Fehlschluß, denn Fabri operierte mit den berühmten ›Stursbergschen Zahlen‹, mit denen Pastor
D. Stursberg (Die Zunahme der Vergehen und Verbrechen und ihre Ursachen, Düsseldorf 1879) in der
Öffentlichkeit anhaltenden Schrecken ausgelöst hatte. Von einer ganzen Reihe kleinerer statistischer Irr-
wege abgesehen, lag der Hauptfehler Stursbergs darin, daß er das Kriegsjahr 1870 als Ausgangspunkt
wählte, in dem die Zahl der Straftaten bei weitem unter dem Durchschnitt der Vorjahre lag. Vgl. Philipp-
son, S. 50ff.; Broemel, Verhandlungen (Kapp), S. 135f.

11 Fabri, Kolonien, S. 45, 48.
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12 Ebd., S. 46ff.
13 Ebd., S. 49f. Vgl. Schröder, Sozialismus, S. 115. Vgl. dagegen Hagen, S. 231.
14 Fabri, Kolonien, S. 67. Vgl. Nußbaum, S. 23; Stoecker, Kamerun, I, S. 12.
15 Auf die Rolle der sozialen Angst als Motor der kolonialen Bewegung hat schon Nußbaum (S. 50) ver-

wiesen.
16 Vgl. dagegen Beyer, S. 72, der die Gedanken Fabris an Verbrecherkolonien als »erstaunliche Anregung«

wertete, durch die der Barmer Inspektor seine Broschüre unerklärlicherweise mit einem Vorschlag »bela-
stete«, der nach Attentaten und Sozialistengesetz »nur irritieren konnte«.

17 Müller, S. 103.
18 Fabri, Kolonien, S. 50. Vgl. Nußbaum, S. 23.



Ideologie und Propaganda 161

6.3. Ideologie und Propaganda

Fabris Schrift vom Frühjahr 1879 war der Auftakt zu jener Aktivität, die ihm bald das Prä-
dikat »Vater der deutschen Kolonialbewegung« eintragen sollte.1 Zahlreiche Nachrufe be-
scheinigten dem »Urheber der kolonialen Bewegung« und »Vorkämpfer der deutschen
Kolonialpolitik« zwölf Jahre später einhellig, er habe mit seinem »Heroldsruf« die »im
Volksbewußtsein schlummernde« koloniale »Sehnsucht« geweckt, die »überall sich regen-
den Expansionsgedanken des deutschen Volkes« durch einen »zündenden Funken« zu
»kraftvollem Tatendrang aufgerüttelt«.2 Zur Erklärung, warum ausgerechnet diese
Schrift – nach dem Eindruck ihres Verfassers, der zeitgenössischen wie späteren Kolonial-
publizistik und nach dem Urteil der Forschung – den entscheidenden literarischen »Anstoß«
für die »Bewegung« geben, ihr ein »Katechismus zur Kolonialfrage« werden und bleiben
konnte3, befriedigt der Verweis auf die von Fabri selbst erkannte, von einem sozialökono-
misch bedingten kollektiven Krisenbewußtsein geweckte, günstige »Stimmung« der »öf-
fentlichen Meinung« allein noch nicht. Ein Aufriß der Argumentationstechnik, in der Fabri
die »Kolonialfrage im Ganzen«, aber doch »kurz und bestimmt« in eine dem »größeren
Publikum« leicht »faßliche« Form zu kleiden suchte4, vermag die im Vergleich zu anderen
zeitgleichen und inhaltlich nahe verwandten Broschüren ungemein starke Resonanz dieser
Schrift näher zu begründen.5

Mit seiner als »Erörterung« der deutschen »kolonialen Bedürfnisfrage« präsentierten
»politisch-ökonomischen Betrachtung« suchte Fabri die latent expansionistische Krisen-
ideologie auf die Ebene einer »Kolonialfrage« zu bringen und diese wiederum zu einer
»nationalen Frage« zu steigern.6 Er verankerte seine begründenden und fordernden Kern-
argumente für den kolonialen »Bedarf« in einer vergleichsweise kritischen Diagnose der
inneren Probleme des Reichs und führte die Krisenerscheinungen primär auf Übervölke-
rung und Überproduktion zurück. Er sprach die weithin dumpf empfundene Krisenangst an,
rechtfertigte sie mit der Skizze einer Lage im Innern, die »bedrückend, die wirklich be-
denklich« und zudem in ihrem »Ende nicht absehbar« war, und eskalierte sie zugleich durch
düstere Prognosen und die furchterregende Überzeichnung drohender Gefahren. Er trieb,
Gefühle von Ausweglosigkeit und Ausgeliefertsein an eine bei längerem Zuwarten mit
nachgerade »gesetzlicher« Folgerichtigkeit abwärts führende Wirtschafts- und Gesell-
schaftsentwicklung provozierend, die Argumentation in scheinbare Sackgassen, indem er
alle diskutierten wirtschafts- und handelspolitischen Lösungsvorschläge als inadäquat, un-
praktikabel oder gar irrig beiseite schob und nur einen Ausweg offen ließ: die »verständnis-
volle und energische Inangriffnahme einer wirklichen Kolonialpolitik« als das einzig wirk-
same und zugleich umfassende Remedium für eine bereits zum »Notstand« angewachsene
innere Krise. Da er die nationale Entwicklung entscheidend von einer »vernünftigen und
befriedigenden Lösung« der sozialen und ökonomischen Probleme abhängig machte, eine
solche aber nur auf kolonialem Wege erreichbar schien, rückte die koloniale folgerichtig
zur »Lebensfrage für die Entwicklung Deutschlands« auf.7
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Fabri erbrachte so den »Nachweis« einer sozialökonomischen »Zwangslage«8, in der das
Reich von den »Lebensbedingungen, die es zu einer gesunden nationalen Entwicklung be-
darf«, in die koloniale Expansion gedrängt wurde, und konnte darum auf die Frage: »Hat
Deutschland ein moralisches, ein kulturelles Recht, in der bezeichneten Richtung vorzuge-
hen?« bestimmt antworten: »Ja, die Kolonienfrage gestaltet sich für uns mehr und mehr
geradezu zu einer Existenzfrage, und es ist Recht wie Pflicht jedes Staates für Existenzbe-
dingungen mit der ganzen Kraft seines Einflusses, wenn nötig auch seiner Macht, einzutre-
ten.«9 Zugleich schien die »Kolonialfrage« in dieser Argumentation, die ihren Ausgang
vom »Bedarf« nahm, »überhaupt keine politische Machtfrage«, sondern einzig eine »Kul-
turfrage« zu sein: »Wirtschaftliche Bedürfnisse in Verbindung mit allgemein nationalen
Gesichtspunkten weisen darauf hin, sie praktisch in Angriff zu nehmen«, betonte Fabri be-
harrlich. »Deutschland, indem es nach Kolonialbesitz sich umschaut, ist nicht von einem
Gelüste nach Machterweiterung geleitet, sondern es will nur eine nationale, ja wir dürfen
sagen, eine sittliche Pflicht erfüllen. Kein Volk ist dazu dringender gemahnt als das unse-
re.«10

Die um den sozialökonomischen Bezugspunkt gruppierten Grundgedanken seiner kolo-
nialen Theorie verfugte Fabri mit zwei weit stärker ideologisch überfrachteten Theoremen,
welche die nationale »Pflicht« zu kolonialer Expansion neben dem »Bedarf« auf »koloni-
satorische Befähigung«11 und eine zivilisatorische Sendung gründeten. Das erste kam zu-
stande, als er die strategische Funktion seiner beiden fordernden Hauptargumente schlicht-
weg umkehrte und von den alarmierenden Krisensymptomen »Übervölkerung« und »Über-
produktion« auf »überschüssige Kraft« rückschloß. Als »Expansionskraft« verstanden, lie-
ferte sie ihm durch ihre vorgebliche Eignung zur kolonialen Investition den Beweis einer
hervorragenden »kolonisatorischen Befähigung« der »germanischen Rasse« und vor allem
Deutschlands. Hinzu gesellte sich gegenüber jenen überseeischen Regionen, die als durch
eine »providentielle Ordnung im Haushalt der Geschichte« der »weißen Rasse« zur Koloni-
sation vorbestimmt ausgegeben wurden, das Bewußtsein einer Sendung im Dienst der »mo-
dernen Kulturbewegung«, deren Erfüllung – quod erat demonstrandum – wiederum der
»germanischen Rasse« und besonders Deutschland zufiel.12 Dies wiederum wurde von der
grundsätzlichen »Erwägung« getragen, »daß ein Volk, das auf die Höhe politischer
Machtentwicklung geführt ist, nur solange eine geschichtliche Stellung mit Erfolg behaup-
ten kann, als es sich als Träger einer Kulturmission erkennt und beweist«. Das erschien
zugleich als »der einzige Weg, der auch Bestand und Wachstum des nationalen Wohlstan-
des, die notwendige Grundlage dauernder Machtentfaltung, verbürgt«. Die ideologischen
Komponenten trafen sich in der Folgerung: »Will das neue Deutsche Reich seine wieder-
gewonnene Machtstellung auf längere Zeiten begründen und bewahren, so wird es dieselbe
als eine Kulturmission zu erfassen und dann nicht länger zu zögern haben, auch seinen ko-
lonisatorischen Beruf aufs neue zu betätigen.«13
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So war aus sozialökonomischem »Bedarf« ein »moralisches, ein kulturelles Recht« und
aus beidem die nationale »sittliche Pflicht« zur kolonialen Expansion geworden, in der
Deutschland, als »Träger der Kulturmission« mit einem hervorragenden »kolonisatorischen
Beruf« ausgezeichnet, gleichsam einem Ruf der Geschichte selbst folgte. Die »verständnis-
volle und energische Inangriffnahme« seiner Erfüllung durch koloniale Expansion ver-
sprach als lohnende »Repulsion« nicht nur die Befriedigung der ökonomischen und sozia-
len »Bedürfnisse«. Sie sollte zugleich die verkrampfte innere, als »so verbittert, von un-
fruchtbarem Parteienhader versäuert und vergiftet« empfundene politische Atmosphäre des
Reiches »befreiend« lockern und den »Volksgeist« für eine »neutrale«, allgemein den
»Geist der Nation« »mächtig anregende« und speziell die Kollision der Parteiinteressen
überbrückende, mithin gesamtgesellschaftlich integrierende »neue Aufgabe« engagieren.
Der Kreislauf interdependenter sozialökonomischer und nationalideologischer, sozial- und
nationalpsychologischer Argumente war lückenlos geschlossen. Wo die Logik des Argu-
ments sich gegen die Verfugung sperrte, halfen ideologische Klammern und Versatzstücke.

Doch Fabris Schrift war mehr als Explikation und Propaganda einer sozialökonomisch
fundierten kolonialexpansiven Krisentheorie. Sie bot Propaganda und Aufruf zur Propagan-
da in einem. Denn Fabri sprach die »weitesten Kreise« nicht nur als Konsumenten seiner
Kolonialpropaganda an, sondern suchte sie zugleich selbst als propagandistische Multipli-
katoren zu aktivieren, indem er nachdrücklich suggerierte, allein die massive Pression einer
unnachgiebig auf koloniale Expansion hindrängenden »Bewegung« könne die Reichsregie-
rung aus ihrer amtlichen Reserve lösen. Er rief die Adressaten seiner Propaganda selbst zur
»energischen Beeinflussung der öffentlichen Meinung« auf und beschwor sie zum unbe-
dingten Glauben an deren unverzichtbare, bahnbrechende Kraft14: Aus latenten, kolonial-
freundlichen »Empfindungen und Stimmungen« müsse eine »feste Überzeugung« formiert,
der »Wille der deutschen Nation« auf koloniale Expansion als eine unabdingbare Notwen-
digkeit gerichtet, »die öffentliche Meinung und mit ihr Hand in Hand die deutsche Reichs-
regierung« zur kolonialen Option geführt werden.15 Er war dabei dennoch sorgsam darauf
bedacht, weder über den Zeitpunkt der Eröffnung aktiver deutscher Kolonialpolitik hyper-
trophe Hoffnungen zu wecken noch den Reichskanzler selbst zu bedrängen oder zu provo-
zieren. Die Festung Bismarck sollte nicht berannt und gepreßt, sondern umworben werden.
»Je bedeutungsvoller wir die Kolonialfrage erachten«, mahnte Fabri, »desto weniger er-
warten wir einen raschen, sofortigen Erfolg; zumal es in Deutschland ja seine besonderen
Schwierigkeiten hat, eine umfangreiche, das politische Parteigezänke überwindende Bewe-
gung zustande zu bringen«. Sie müsse in diesem »Kampf mit Vorurteilen« erst »ihre Be-
rechtigung, die Kraft ihrer inneren Bedeutung erproben«.16

Neben seiner kumulativen Theorie und dem Appell zu ihrer Propaganda lieferte Fabri
sogar noch einen Katalog von Antworten auf potentielle »Einwendungen gegen eine deut-
sche Kolonialpolitik«17 mit: Die Furcht vor einer unter Umständen folgenschweren »Miß-
stimmung im Auslande«, vor allem in England, als Reaktion auf eine deutsche koloniale



164 Fabris kumulative Kolonialtheorie

Expansion suchte er als »haltloses Schreckbild« zu entschärfen. Chauvinistische Töne
mischten sich in seine antizipierte Apologie deutscher Kolonialexpansion: Die »Macht des
Egoismus« werde andere Nationen zwar einer deutschen Kolonialpolitik nicht eben »Bei-
fall klatschen« lassen; um so weniger aber könne »ein Volk, dem von der göttlichen Vorse-
hung eine mächtige Weltstellung zugewiesen« sei, die Erfüllung einer »nationalen Aufga-
be« von dem Beifall oder dem Mißbehagen anderer Völker und Staaten abhängig ma-
chen.18 Jeder Kolonialbesitz habe seine vernünftige Begrenzung in den Bedürfnissen der
Kolonialmacht, vor allem in der »Summe von Menschen- und Kapitalkraft«, die sie in den
Kolonien »zum Besten des allgemeinen Kulturfortschrittes« zu investieren vermöge. Da die
kolonialen Bedürfnisse Englands längst befriedigt seien, müßten ohne »moralisches Recht«
weitergehende, expansive Schritte als willkürliche, weil nur vom Konkurrenzmotiv be-
stimmte, »politische Präventivmaßregeln« eingestuft und verurteilt werden. Die überseei-
sche Welt sei schließlich keine Domäne Englands. Einen »kleinen verdeckten Krieg« mit
England glaubte er immerhin einkalkulieren zu müssen. Zu »wirklichen Verwicklungen«
aber sah er »keinerlei Gefahr«. »Erheischen nationale und wirtschaftliche Gründe die Er-
werbung kolonialen Besitzes«, beharrte er, »so kann eine etwaige Mißstimmung Englands
oder anderer Mächte das Deutsche Reich gewiß nicht aufhalten, das zu tun, was wohlerwo-
gene, dringende Interessen ihm gebieten«.19 Finanzielle Gegenargumente gar verwarf er als
völlig haltloses Raisonnement einzelner »Freihandelsdoktrinäre«. Ein »wohlerwogenes
Kolonialsystem« decke nicht nur seine Kosten, sondern empfehle sich sogar als der »mäch-
tigste Faktor zur Vermehrung des nationalen Wohlstandes«.20 Neben solch apologetischen
bot Fabri ein Kompendium offensiver Kolonialargumente, von den Kommunalsteuern über
das Militär bis hin zum Schulwesen, was den Eindruck nahelegte, als könne anhand jeder
beliebigen Erscheinung des öffentlichen Lebens »unabweisbar« der koloniale »Bedarf«
Deutschlands demonstriert werden.21

Fabri präsentierte eine um den Preis immanenter Brüche, Zirkelschlüsse und Widersprü-
che äußerlich geschlossene, in ihrer Beweisführung teils auf richtig erkannte ökonomische
und soziale Krisenerscheinungen bezogene, teils in metaökonomischen Bahnen von solchen
Bezugs- und Ausgangspunkten abstrahierende, kolonialexpansive Krisentheorie, die zu-
gleich den Aufruf und eine Art Anleitung zu ihrer Propagierung in sich barg.22 Der Barmer
Missionsinspektor, der sich seinen Lesern wiederholt als solchermaßen vertrauenswürdiger
Kommunikator empfahl und auf mehr als zwei Jahrzehnte intensiver Beschäftigung mit
überseeischen Fragen pochen konnte23, hatte mit seiner unscheinbaren Schrift ein schon
bald klassisches Dokument deutscher Kolonialpropaganda geschaffen, das zu seinen Leb-
zeiten nicht mehr seinesgleichen fand und zahlreichen Verfassern von Kolonialbroschüren
als Fundgrube attraktiver Argumente dienen konnte.
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Anmerkungen

  1 DKZ NF 4. 1891, S. 143.
  2 Illustrierte Zeitung, Jg. 1891, S. 128; Ansiedler, Jg, 1891, S. 66; Export 13. 1891, S. 31; DKZ NF 4.

1891, S. 108, 145. In der Gedenkfeier der DKG-Abtlg. Köln vom 6.10.1891 rühmte der Vorsitzende,
Oberstaatsanwalt Hamm, die erste Kolonialschrift des Barmer Inspektors als ein »Meisterwerk, mit dem
er [Fabri] sofort in ganz Deutschland den Widerhall seiner Ideen weckte« und »dem deutschen Volke
[…] zuerst die Augen öffnete für die große Aufgabe, welche ihm die nunmehrige Weltmachtstellung
über See und insbesondere gegenüber der in die überseeischen Länder flutenden deutschen Auswande-
rung stellte […]! Mit dem Erscheinen dieses Buches […] nahm die große deutsche Kolonialbewegung
ihren Anfang« (KZ, 11.10.1891).

  3 Zu Fabris Urteil über seine Schrift und deren Erfolg s. ders. an Hohenlohe, 5.6.1880, DZA I, RKA 2098,
S. 38f. (Abschr. ARM CB G, S. 253f.); ders., Kolonien, 3. Ausg. 1884, S. IVf.; -, DKZ 1. 1884, S. 377;
-, Wie weiter?, S. III; -, Kolonialpolitik, S. X; -, Auswanderung, -, DKZ NF 4. 1891, S. 109. Sie eröffnete
nach den Worten des ersten Chefreporters der Kölnischen Zeitung, Hugo Zöller, 1879 den propagandisti-
schen »Feldzug für Kolonialpolitik« (DKZ 2. 1885, S. 408). Ähnlich: Grünewald, S. 2; J. Wagner, Kolo-
nien, S. 4; Woermann, West-Afrika, S. 58; KPC, 16.5.1885; Export, 5.7.1887; JbKE 1887, S. 85. Als
Beispiele für das Urteil der späteren Publizistik: C. Fabri, Brasilien (1894), S. 1; Hassel (1897), S. 39;
Wohltmann (1897), S. 3ff.; Hassert (1899), S. 29f.; Bonn (1918), S. 18; DKL, I (1920), Art. Fabri; Stue-
mer (1932), S. 17; Kurz, Fabri, KZ, 24.4.1937 (ähnlich: Generalanzeiger d. Stadt Wuppertal, 5.10.1937).
Im Urteil der Forschung besteht hier zumeist Einstimmigkeit zwischen der prokolonialen, kolonialapolo-
getischen, kolonialkritischen und der marxistisch-leninistischen Literatur: Hagen (S. 25) erkennt Fabri
den »Ruhm« zu, mit seiner Schrift »tatsächlich den Anstoß zu der ganzen Kolonialbewegung in
Deutschland« gegeben, die koloniale »Debatte eröffnet und beherrscht zu haben«. In gleichem Sinne die
Artikel »Fabri« in: ADB, Bd. 48, S. 476; NDB, Bd. 4, S. 727; RE2, Bd. 5, S. 729; RGG², Bd. 2, Sp.
493f. Ähnlich z.B.: Koschitzky, II, S. 128; Eisenbacher, S. 2; Schüßler, S. 37; Jacob, S. 17ff.; Krieger, S.
62; Dresler, S. 1; Beyer, S. 71. Vgl. dazu neben Oncken (Lebensraum, S. 13) die neueren kritischen Un-
tersuchungen von Pierard (S. 9), Schilling, (S. 25), Washausen (S. 38), Wehler (S. 145). Auch für Nuß-
baum (S. 21) ist Fabris Broschüre »die wichtigste ideologische Kampfschrift der damaligen Koloniali-
sten«. Ähnlich: Kuczynski, Imperialismus, II, S. 120; ders., Arbeiter, III, S. 111; Loth, S. 96f.; Klauß, S.
43; Jerussalimski, S. 242.

  4 Fabri, Kolonien, S. IVf.
  5 Die für den folgenden Aufriß der Argumentationstechnik Fabris nötigen Zitate werden nur insoweit

verifiziert, als dies nicht in Kap. 5f. bereits geschehen ist. Schlüsselbegriffe und -argumente Fabris, auf
die im weiteren Gang der Untersuchung noch einzugehen sein wird, werden gesperrt wiedergegeben.

  6 Fabri, Kolonien, S. I, IV, 5, 51, 56, 78.
  7 Ebd., S. 1f., 24, 26, 106. Vgl. ders., politische Bedeutung, S. 28.
  8 Ders., Kolonien, S. 50f., 85.
  9 Ebd., S. 77.
10 Ebd., S. 56; vgl. S. 86.
11 Ebd., S. 15.
12 Ebd., S. 28.
13 Ebd., S. 107f.
14 Ebd., S. VII, 90; vgl. S. 106.
15 Ebd., S. 22, 65f.
16 Ebd., S. 53ff.
17 Ebd., S. VII.
18 Ebd., S. 55ff.
19 Ebd., S. 57f., 59.
20 In England selbst, das doch »wacker in kolonialen Annexionen weitermacht«, glaube heute niemand

mehr an diese freihändlerische »Einrede«, die darum nur noch als ein auf Verwirrung hin angelegtes
Zweckgerücht zu interpretieren sei (ebd., S. 64).

21 Ebd., S. 44, 78–83.
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22 Dies spricht besonders aus der Tatsache, daß Fabri in seiner Kolonialschrift nicht nur nahezu alle über-
haupt kolonialpropagandistisch einsetzbaren Argumente (auch die Epigonen der frühen 1880er Jahre
wußten diesem Katalog nur Nuancenverschiebungen, nicht aber grundlegend neue »Nachweise« beizu-
steuern) kompilierte, sondern zuweilen auch ganz offen ihren jeweiligen propagandistischen Stellenwert
diskutierte (vgl. ebd., S. 50).

23 Ebd., S. I, IV, VI, 71, 94–99. Zahlreiche Blätter der Tagespresse stellten ihren Rezensionen den Hinweis
voran, daß der Verfasser dieser Schrift, »der bekannte Missionsdirektor Dr. Fabri in Barmen«, »durch
seine Tätigkeit auf dem Missionsgebiete zum Studium dieser Frage veranlaßt worden« sei (vgl. Die Post,
15.3.1879; Schwäbischer Merkur, 20.3.1879; KZ, 22.3.1879; NZ, 28.3.1879).



7. Kombattanten Fabris

7.1. Expansionspublizisten

Fabris Broschüre traf sich in einer Reihe von konstituierenden Gedanken und Schlußfolge-
rungen mit denjenigen einiger anderer deutscher Expansionspublizisten, deren Schriften
seit Mitte der 1870er Jahre erschienen, von der Anfang der 1880er Jahre einsetzenden Bro-
schürenflut ebenfalls immer wieder aufs neue rezipiert und um zuweilen phantastische
Kolonialprojekte ergänzt wurden.1 In ihrer Bedeutung für die zeitgenössische Diskussion
ragen unter den Autoren, die Fabri unmittelbar vorausgingen oder annähernd zeitgleich mit
ihm schrieben, über den bereits mehrfach erwähnten Vorläufer J.J. Sturz, über die beiden
weniger bekannten F. Moldenhauer und A. Zehlicke, auch über den Chefreporter der Kölni-
schen Zeitung, Hugo Zöller2, die Namen Wilhelm Hübbe-Schleiden und Ernst von Weber
hervor. Fabri, Weber und Hübbe-Schleiden arbeiteten unabhängig voneinander. Im Gegen-
satz zu dem Barmer Inspektor, der seine Kenntnisse ausschließlich auf indirektem Wege
erwarb, hatten Weber und Hübbe-Schleiden ihre Eindrücke während jahrelanger Aufent-
halte in jenen Gebieten gesammelt, für deren Okkupation bzw. »Erschließung« sie in ihren
Schriften warben.

Anmerkungen

1 Für die kolonialen Publikationen vgl. die Überblicke bei: Hagen, S. 29ff.; Schramm, Übersee, S. 425ff.;
Wehler, S. 142ff. Einige dieser Veröffentlichungen wurden einschließlich der jeweiligen Begleit- und
Empfehlungsschreiben ad acta »Einrichtung von Flottenstationen und Kolonial-Projekte« gelegt. Hierin
(DZA I, RKA 7154–7159) auch die meisten der von Jan. 1860 bis Mai 1883 in Berlin eingelaufenen
Eingaben (Forts. 7160/61 für 1883–1901), in denen mit zum Teil abenteuerlicher Naivität alle nur denk-
baren (obwohl häufig längst definitiv okkupierten) Überseegebiete zur Protektion bezw. Annexion emp-
fohlen wurden.

2 Zöller (1852–1933), der 1874 in die Redaktion der Kölnischen Zeitung eintrat, veröffentlichte hier be-
reits Ende der 1870er Jahre einige aufsehenerregende Kolonialaufsätze. Von größerer Bedeutung hinge-
gen waren erst seine Anfang der 1880er Jahre erscheinenden Artikel und Schriften (-, Rund um die Erde,
Köln 1881; -, der Panamakanal, Stuttgart 1882; -, Die Deutschen im brasilianischen Urwald, Stuttgart
1883; -, Pampas und Anden, Stuttgart 1884; -, Die deutschen Besitzungen an der westafrikanischen Kü-
ste, Stuttgart 1885. Vgl. auch: -, Deutsch-Neuguinea und meine Ersteigung des Finisterre-Gebirges, Ber-
lin/Leipzig 1891; -, Kamerun (Diss.), München 1920; -, Als Journalist und Forscher in Deutschlands
großer Kolonialzeit, Leipzig 1930). Über Zöller: Krüger (dort, S. 153–186 auch eine Bibliographie seiner
Artikel in der KZ) Über Zöllers Zusammenarbeit mit Fabri s. S. 269f.
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7.1.1. Ernst von Weber: »Massenexport des revolutionären Zündstoffs«

Der Sohn des Komponisten Karl Maria von Weber, ein wohlhabender und weitgereister
sächsischer Rittergutsbesitzer, hatte sich 1871 bis 1875 zunächst als Diamantenspekulant,
dann als Minenbesitzer in Südafrika aufgehalten und war im Auswärtigen Amt wie in der
Presse schon wiederholt mit kolonialen Plänen für Südostafrika aufgetreten.1 Die während
seiner »Vier Jahre in Afrika« gewonnenen Eindrücke standen im Mittelpunkt seines 1878
publizierten, für deutsche überseeische Expansion werbenden Reisewerks.2 Weber plädier-
te, wie wenig später auch Fabri, aus wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gründen für
eine »Organisation und Zentralisierung der deutschen Massenauswanderung«, die er als
»Grundlegung zu neuen deutschen Tochterstaaten jenseits der Meere« verstand.3 Nachhal-
tiger als diese, in mehr als 1.000 Seiten vielbeachteter Überseeliteratur4 eingestreuten Vor-
schläge wirkte eine Broschüre, in der Weber Mitte 1879 – wenige Monate, nachdem die
Schriften Fabris und Hübbe-Schleidens erschienen waren – seine »patriotischen Wünsche«
in komprimierter Form als »dringendes Gebot unserer wirtschaftlichen Notlage« noch ein-
mal »ins allgemeine Bewußtsein« zu tragen suchte.5

Webers Ideen speisten sich – wie diejenigen Fabris – zu großen Teilen aus einem harmo-
nistischen Gesellschaftsbild, Revolutionsfurcht und antisozialistischen Verschwörungstheo-
rien. Auch sie waren eine Antwort auf die wirtschaftliche und gesellschaftliche Krise. Hin-
zu traten, massiver als bei Fabri, eine grobschlächtige Rezeption der Malthusschen Bevöl-
kerungstheorie, Sozialdarwinismus, radikaler Nationalismus, von verschwommenen Leit-
kategorien wie »Volksrasse« und »Herrennation« bestimmte Rassismen und eine durch
Dilkes »Greater Britain« provozierte, anglophobe Abwehrhaltung, die mit dem auch von
Weber konzedierten Vorbildcharakter der englischen überseeischen Politik konkurrierte.
Die in eine tautologische, mit organizistischen und mechanistischen Metaphern überfrach-
tete Sprache gekleidete Argumentation Webers glich weithin einem verzerrten Spiegelbild
der Gedanken Fabris.6

Auch Weber ging primär von »Übervölkerung« und sekundär von »Überproduktion« als
den beiden Ursachen des »nationalen Elends« und von der Forderung nach überseeischer
Wirtschaftsexpansion und »Verbreitung der deutschen Nationalität in überseeischen konti-
nentalen Welten« aus.7 Mit dem »trostlosesten Pauperismus« im Gefolge der »furchtbaren
Zunahme der Proletarierbevölkerung« hatte sich nach Weber ein »materieller und morali-
scher Sumpfboden« ausgebreitet, der »den Giftpflanzen der sozialistischen Wühlereien das
üppigste Gedeihen« ermöglichte. »Werden nicht sowohl für den alljährlichen so ungeheu-
ren Bevölkerungszuwachs wie für die Überproduktion der deutschen Arbeit regelmäßige,
weite Abzugskanäle geschaffen«, warnte er, »so treiben wir mit Riesenschritten einer Re-
volution entgegen, die dem Nationalwohlstande auf lange Zeit die tiefsten Wunden schla-
gen wird«. Das Anwachsen der »immer gefährlicher werdenden Armenbevölkerung« werde
sich, so fürchtete er, »von Jahr zu Jahr verschlimmern, und es könnte leicht kommen, daß



Expansionspublizisten 169

schon der hundertste Jahrestag der französischen Revolution unser schönes Vaterland von
einem Meere von Blut überschwemmt finden würde!« Man lebe im Deutschen Reich »im
vollsten Sinne des Wortes auf einem Vulkan«, in dessen Inneren es trotz des Sozialistenge-
setzes – »mächtig kocht und braust«. Darum handelte es sich für Weber bei dem geforder-
ten »Massenexport des revolutionären Zündstoffes« lediglich um einen »Akt der Selbstret-
tung«, um ein »Vorbeugen blutiger Revolutionen, die uns in Zukunft mit mathematischer
Sicherheit bevorstehen, wenn ihre Ursache, die unaufhaltsam fortschreitende Überfüllung
unseres Landes mit Proletariern, nicht nachdrücklich eingeschränkt und vermindert wird«.8

Um dem deutschen »Staatsorganismus eine gesunde Blutzirkulation zurückzuführen«
und die Auswanderung als »Sicherheitsventil für alle die bösen Gase und Dämpfe« wirken
zu lassen, die den »Mechanismus unserer Staaten mit Zersprengen bedrohen«, forderte er
eine alljährliche »Massenübersiedelung« von »wenigstens 200.000, noch besser 300.000
Menschen«.9 Die so »übergeführten, unzufriedenen und hungernden Proletarier« würden
sich in Übersee alsbald in »gutgenährte, wohlbehäbige und zufriedene deutsche Bauern«
verwandeln.10 Auch Weber identifizierte Übervölkerung zugleich mit Expansionspotential.
Er beklagte den »nationalen Krebsschaden« der bislang in »jammervoller Zerstreuung und
Verzettelung« der individuellen Initiative überlassenen Auswanderung, welche »alle diese
reichen Lebenselemente der Zukunft [!], diese Ströme lebendigen deutschen Menschen-
blutes, immer und immer nur dem Riesenmagen eines fremden Staatsorganismus zuströmen
und dessen Nationalvermögen und Nationalkraft alljährlich so immens« habe bereichern
lassen.11 Er forderte, die »notwendige deutsche Massenauswanderung« statt dessen in ein
wirtschaftlich und national »ersprießliches Abflußbassin« zu leiten. Die »Massenübersie-
delung von Proletariern« sollte durch »unternehmende patriotische Kapitalisten« in staat-
lich geförderten Vereinigungen bewerkstelligt werden. Als Einwanderungsgebiete empfahl
er die auch von Sturz und Fabri genannten südamerikanischen Territorien und Südostafrika.
Obgleich auch Weber die »wirtschaftliche Verbindung, nicht die politische« als Ziel vor-
gab, rechnete er weit mehr noch als Fabri auf weite Sicht mit einer sukzessiven »Teutoni-
sierung« der Einwanderungsgebiete und hoffte so auf ein »Neu-Deutschland in Südameri-
ka« mit dem La Plata als »südamerikanischem Rhein«.12 Im Sinne der seit Sturz so belieb-
ten »Indien«-Vision dachte er ferner an die »Gründung eines deutsch-afrikanischen Zu-
kunftsreiches«.13

Unter den Kolonialpublizisten der späten 1870er Jahre wies sich Weber mithin als so-
zialimperialistischer Theoretiker des antirevolutionären »Exports der sozialen Frage« par
excellence aus. Was in Fabris Gedanken an eine koloniale Kompensationsideologie für die
»Irregeleiteten« und eine Deportation der »Grimmigen« unter den Sozialdemokraten ange-
legt war, erhob Weber zum zentralen Inhalt seiner Argumentation. Er definierte das »ge-
fährliche«, weil revolutionären Ideen gegenüber »anfällige« Proletariat schlichtweg als
Übervölkerung, suchte durch deren »Massenexport« das »Mißverhältnis zwischen der Zahl
der Besitzenden und der Besitzlosen« prophylaktisch zu korrigieren und propagierte nicht
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Auswanderung im Interesse der abzuschiebenden »überflüssigen Säfte« aus den »vermö-
genslosen Klassen«, sondern eine planmäßige »Übersiedelung« im Interesse »Deutsch-
lands«. Auch er wollte den bisherigen »Kräfteabfluß« in einen »Kräftezufluß« verwandelt
sehen. »Verminderung der Zahl unserer ärmsten Arbeiter durch stetige Massenauswande-
rung und Eröffnung neuer Märkte für unsere Arbeitserzeugnisse durch Aufschließung neuer
Handelsgebiete« in überseeischen Kolonien, lautete Webers Programm.14 In seiner Erfül-
lung sah der sächsische Expansionspropagandist die letzte Chance, Dilkes These: »The
world ist rapidly becoming English« an ihrer Verifizierung auf Kosten der erträumten
»kosmopolitischen Weltstellung« Deutschlands zu hindern und dem »national-deutschen
Volkselement« als einer »überseeischen deutschen Herren-Nation« für alle Zukunft einen
festen Platz zwischen den »fort und fort um sich greifenden und allmählich die ganze Welt
mit eisernen Armen umspannenden angelsächsischen und russischen Nationen« zu si-
chern.15

Anmerkungen

1 Vgl. S. 216. Schon 1870 gehörte Weber (Nationalzeitung, 20.9.1870) zu jenen, die einen kolonialen
»Kampfpreis« von Frankreich verlangten. Vgl. Zimmermann, S. 9; Washausen, S. 21; Wehler, S. 201f.
Webers koloniale Gedanken werden, zumeist jedoch nur in ihren konkreten territorialen Vorschlägen, ge-
streift bei: Coppius, S. 91f.; Zimmermann, S. 21f.; Schramm, Übersee, S. 312, 315, 426. Auf die domi-
nierenden sozialen Implikationen in Webers Kolonialpropaganda hat erstmals Schröder, Sozialismus, S.
117, hingewiesen.

2 Ernst von Weber, Vier Jahre in Afrika, 1871–1875, 2 Bde., Leipzig 1878.
3 Weber, Afrika, II, S. 354.
4 Von den zahlreichen Rezensionen: KZ, 13.6.1878; Hamburger Nachrichten, 26.6.1878 (Gerhard Rohlfs);

Hamburgischer Correspondent, 11.8.1878; Nationalzeitung, 30.6.1878; Augsburger Allg. Zeitung, Beil.
Nr. 190, Juli 1878; Grenzboten, Jg. 1878, Nr. 27; Deutscher Reichsanzeiger, 24.5.1878; Norddeutsche
Allg. Zeitung, 4.6.1878; Gegenwart, 22.3.1879.

5 Weber, Die Erweiterung des deutschen Wirtschaftsgebietes und die Grundlegung zu überseeischen deut-
schen Staaten. Ein dringendes Gebot unserer wirthschaftlichen Nothlage, Leipzig 1879, S. II, IV. »Frei-
lich war, als ich mein Buch im vorigen Jahre veröffentlichte, die Aufmerksamkeit des großen deutschen
Publikums noch nicht in dem Grade auf die vorliegende Frage hingelenkt, wie sie es jetzt ist, Dank unse-
rer immer mißlicher werdenden wirtschaftlichen Notlage« (ebd., S. 2). Weber betrieb kräftig Eigenwer-
bung. So verteilte er 1884 allein 600 Exemplare dieser Broschüre gratis an die Mitglieder des Deutschen
Kolonialvereins (DKZ 1. 1884, S. 188).

6 Weber, Afrika, II, S. 563, 567, 573f.; ders., Erweiterung, S. 2, 7f., 20, 64f., 69. Malthusianische Gedan-
ken verbanden sich bei Weber mit dem noch stark vorindustriell geprägten Wirtschaftsverständnis des
sächsischen Agrariers zu einer ebenso naiven wie in den Folgerungen gefährlichen Krisentheorie, wel-
che, Ursache und Wirkung umkehrend, in der anwachsenden Zahl proletarischer oder proletaroider
Lohnabhängiger den Ursprung depressiver Konjunkturbewegungen vermutete: »Die Zahl unserer Arbei-
ter wächst unaufhörlich, ohne daß die Arbeitskapitalien und die Ernährungsmöglichkeit im gleichen Ver-
hältnisse zunehmen könnten. Der Arbeitsmarkt wird dadurch immer mehr überfüllt und fortdauernd von
allen möglichen zufälligen Stockungen abhängig gemacht, was einen niedrigen, zur Ernährung einer Fa-
milie vollständig unzureichenden Arbeitslohn und bei jeder politischen Störung sofort eintretenden Ar-
beitsmangel zur natürlichen Folge hat« (ebd., S. 7; vgl. ders., Afrika, II, S. 551ff.). Webers anachronisti-
sches Wirtschaftsbild, das ihm zwar nicht den Blick auf die realen Mißstände, aber die Einsicht in ihre
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Ursachen verstellte, läßt sich deutlich daran erkennen, daß der Gutsbesitzer (nicht etwa allein aus Aver-
sion gegenüber der zunehmenden Abwanderung agrarischer Arbeitskräfte in die Industriebezirke) auch
Guizotsche Gedanken an eine »Rückkehr zur Rustizität« vertrat (ebd., S. 8f.).

  7 Weber, Erweiterung, S. III; vgl. ders., Afrika, II, S. 565.
  8 »Werden diese Revolutionen und ihre Unterdrückung durch Bajonette und Kartätschen nicht viel mehr

Geld kosten als jetzt deren Vorbeugung?«, kalkulierte Weber im Sperrdruck (ders., Erweiterung, S. 7ff.,
S. 59ff.; vgl. ders., Afrika, II, S. 563f.).

  9 Ders., Erweiterung, S. 8, 52. »Es würde dann Luft werden in dem erstickenden Gedränge unserer Indu-
striebezirke und der Armenviertel unserer großen Städte, wo […] die sozialistische Revolution, unauf-
hörlich geschürt durch erhitzte Köpfe, immer drohender ihr Schlangenhaupt erhebt«. Wenn es der Staat
durch die Begünstigung großer Auswanderungs- und Kolonisationsgesellschaften allen Gemeinden, die
»an Überfluß von Armen leiden«, ermöglichte, auf diesem Wege »von diesen krankhaften Parasiten [!]
unseres staatlichen und gesellschaftlichen Organismus befreit zu werden, so würde einerseits großen po-
litischen Revolutionsgefahren der Zukunft wirksam vorgebeugt werden und andererseits der schöne
Traum [!] der Gründung eines neuen Deutschlands jenseits des Meeres allmählich sicher seiner Verwirk-
lichung entgegenreifen« (ebd., S. 55; ähnlich: ders., Afrika, II, S. 559f., 564. Vgl. Nußbaum, S. 51).

10 Die »sozialistische Gährung« in den Köpfen der »im Denken ungeschulten, vermögenslosen Massen«
wurde in den Augen Webers »um so gefährlicher, je mehr sie fortdauernd Zuwachs von intelligenten
Elementen aus den gebildeten Ständen erhält, die in Folge der allgemeinen schlechten wirtschaftlichen
Lage immer zahlreicher ihre Reihen verstärken werden«. Weber glaubte, daß es leicht gelingen werde,
den Arbeitern die »denkenden Köpfe« zu entziehen, weil sich gerade diese »unzufriedensten und gäh-
rendsten Elemente unseres Proletariats« durch ein Angebot zur Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage
verlocken und »gewiß sehr gern nach den Kolonien einschiffen lassen« würden (ders., Erweiterung, S. 7,
55f., 61, 71; vgl. ders., Afrika, II, S. 552).

11 Vgl. Anm. 9. Auch Weber suchte neben seiner allgemeinen Klage über die »Entdeutschung« bzw. »Ent-
nationalisierung« den »ungeheuren nationalökonomischen Verlust« für »Deutschland« (1682–1815!) an
Privatvermögen, »Produktions- und Konsumtionskraft« der Auswanderer in ebenso verwegenen wie ine-
videnten finanziellen »Wahrscheinlichkeitsrechnungen« zu erfassen und schätzte die »Summe des weg-
getragenen deutschen Nationalvermögens« gar auf rund 23.000.000.000 Mark (ders., Erweiterung, S. I–
III, 12, 15, 61f., 66; vgl. ders., Afrika, II, S. 354ff., 565).

12 Auch Webers »nationaler« Option für Südamerika lag das bekannte rassistische Resistenz- bzw. Amal-
gamationstheorem zugrunde: »Der ungeheure Vorzug Südamerikas vor Nordamerika besteht für die
deutsche Massenauswanderung darin, daß infolge seiner größeren Weichheit und geringeren Wider-
standsfähigkeit das deutsche Element der großen angelsächsischen Majorität und dem härteren und ener-
gischeren englischen Volkselement in Nordamerika fortwährend unterliegen und in ihm aufgehen wird
[…], während in Südamerika der deutsche Volkstypus dem spanisch-amerikanischen […] gerade so
überlegen ist wie der angloamerikanische dem deutschen«. Hätte man von Anbeginn an die deutsche
Auswanderung in diese Gebiete gelenkt, dann würde dort inzwischen ein »mächtiges deutsches Reich«
entstanden sein, das wahrscheinlich den Namen »Vereinigte Staaten von Südamerika« tragen würde
(ders., Erweiterung, S. 12, 50ff., 57, 70; Afrika, II, S. 553, 555f., 569f.).

13 Weber war einer der frühesten und zugleich wirksamsten Exponenten der kolonialexpansionistisch ge-
färbten Burenbegeisterung, die er auch in den Jahren aktiver deutscher Kolonialpolitik immer wieder aufs
neue nachdrücklich schürte (so bes. vor dem Allg. Deutschen Kongreß, 13.–16.9.1886, s. DZA I, RKA
7010, teilw. abgedr. bei: Müller, S. 518f.). Er zählte die Angehörigen der »prächtigen« südafrikanischen
»Hühnenrasse« zu den »deutschen Stammesgenossen und Brüdern«; daß die »Recken« der »Afrikan-
ders« ursprünglich »sogenannte Niederdeutsche oder Holländer« waren, wertete er als Quantité négligea-
ble: Sie seien »nichts desto weniger von echt deutschem Blute, denn auch unsere holländischen Nach-
barn sind ja Deutsche, die nur in Folge einer gesonderten historischen Entwicklung ein besonderes
Stammesgefühl sich angeeignet haben, in Folge dessen sie glauben, sich nicht mehr zu Deutschlands
Kindern rechnen zu müssen«. Er enthüllte jedoch die Vorstellung einer Zugehörigkeit der Boers zum
deutschen »Stamm- und Mutterland« versehentlich selbst als kolonialideologischen Winkelzug, als er
vorschlug, mit Hilfe der Einwanderung die »Germanisation des Landes« zu betreiben (ders., Afrika, II, S.
323ff.; vgl. ders., Erweiterung, S. III, 23ff., 28, 34, 38f., 40, 52).
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14 Ebd., S. 2, 4, 16, 74; vgl. ders., Afrika, II, S. 563. Auch bei Weber stand mithin die Auswanderungsfrage
noch im Mittelpunkt der Argumentation. »Das was wir […] durch unsere Massenauswanderung zu er-
langen suchen müssen«, war ihm sein gesamtes expansionistisches Programm: »Entlastung von den Pro-
letariermassen und zugleich Ausdehnung unseres Wirtschaftsgebietes durch den Gewinn neuer Märkte
für unsere Arbeit« (ders., Erweiterung, S. 51). Vgl. dagegen Wehler, S. 112, 143.

15 Die ebenso verabscheuten wie gefürchteten »Proletarier«, die Weber »mit Staatsunterstützung glücklich
loswerden« wollte, sollten in überseeischen Siedlungsgebieten »zum Segen der zurückgebliebenen Be-
völkerung« nicht nur der Exportförderung dienen, sondern auch den »Humus« für diese »Herrennation«
abgeben (ders., Erweiterung, S. III, 15ff., 46ff., 59, 61f., 63–70, 73f.; vgl. ders., Afrika, II, S. 366ff.,
372ff., 560, 566, 568). Vgl. Anm. 9.
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7.1.2. Wilhelm Hübbe-Schleiden: die »Produktivität der Kulturkräfte«

Der dritte und mit Fabri wichtigste unter den Expansionspublizisten der späten 1870er Jah-
re war der Hamburger Wilhelm Hübbe-Schleiden.1 Der ehemalige Attaché des deutschen
Generalkonsulats in London hatte die Jahre 1875 bis Mitte 1877 im westlichen Äquato-
rialafrika verbracht, in Gabun eine Handelsniederlassung geleitet und war erst Anfang 1878
wieder in Hamburg eingetroffen. Schon wenige Wochen nach seiner Rückkehr sprach er
am 12. Februar 1878 im Auswärtigen Amt vor und fand besonders bei seinem ehemaligen
Vorgesetzten, dem damaligen Leiter des Konsulatswesens und späteren Chef der Reichs-
kanzlei Legationsrat K. Goering, »allgemeine Billigung« seiner noch stark freihändlerisch
geprägten Vorstellungen von einer deutschen Wirtschaftsexpansion. Er dachte vor allem an
Westäquatorialäfrika. Goering ermunterte ihn, seine Gedanken näher darzulegen. Dieses
Gespräch im Auswärtigen Amt »mag wohl eine der ersten Ursachen gewesen sein, daß
mein ›Ethiopien‹ einen entschieden praktisch politischen Gesichtspunkt in den Mittelpunkt
des Wollens stellt«, entsann sich Hübbe-Schleiden später.2 Seine Schrift »Ethiopien«3 wur-
de im Oktober 1878 gedruckt und erregte beträchtliches Aufsehen.4

In seinem ersten Buch motivierte Hübbe-Schleiden, obgleich auch er »in so gärender
Zeit«5 schrieb, sein Votum für deutsche überseeische Expansion im Gegensatz zu Fabri und
Weber noch nicht unmittelbar mit dem Hinweis auf aktuelle gesellschaftliche Probleme.
Auch er fürchtete zwar den »Dies irae« der Sozialrevolution6, nutzte jedoch die Revoluti-
onsfurcht selbst noch nicht als sozialimperialistisches Argument, sondern beschränkte sich,
von nationalideologischen Motiven abgesehen, in der Begründung seiner Option für deut-
sche überseeische Expansion auf die Interdependenz von Industrieproduktion und Außen-
handel; denn seiner zuversichtlichen Prognose gemäß führte eine »richtige Anwendung der
mathematisch-unumstößlichen Axiome der Volkswirtschaft« auch zur »Lösung der sozialen
Fragen«.7 In der ökonomischen und sozialen Lage des Proletariats vermochte er nicht das
entscheidende gesellschaftliche Krisensymptom zu erkennen.8 Gesellschaftliche Fragestel-
lungen glaubte er sogar generell eliminieren zu können, indem er »dem spezifisch Sozialen
das spezifisch Nationale […] und zwar das Deutsch-Nationale« entgegensetzte.9 Auch die
Auswanderung spielte in seinen essayistischen »Studien über Westafrika« nur eine unterge-
ordnete Rolle; denn er richtete sein Augenmerk hier noch allein auf jene afrikanischen Ter-
ritorien, die Fabri kurz darauf als nur zur Anlage von Handelskolonien geeignete Gebiete
beschrieb.10

»Eine Ausdehnung unseres Wirtschaftsgebietes ist das Einzige, was unser Volk vor der
Versumpfung retten kann«, konstatierte Hübbe-Schleiden schroff. Eine »Ausdehnung des
nationalen Handels« beschleunige den nötigen materiellen und geistigen »Stoffwechsel
unseres Volkslebens«, denn »der Handel hebt die Industrie, gewinnt dann selbst wieder
durch diese und nimmt in Wechselwirkung mit ihr zu. Eine Ausdehnung des Handels in so
großem Maße aber ist einseitig vom Mutterlande aus nicht möglich; dazu müssen wir
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deutsch-nationale Absatzgebiete in reicheren Ländern gewinnen, die dann in Wechselwir-
kung mit unserem Vaterlande heranwachsen.«11 Darum sollten der deutschen Industrie
»draußen neue Konsumtionsgebiete« geschaffen werden, aus denen sich dann auch neue
»Produktionsgebiete« entwickeln würden. Überseeische Marktexpansion, Forcierung von
Kapitalexport und Importproduktion, die Gründung und Ausweitung überseeischer Han-
delsgesellschaften und Produktionsunternehmen zur »rationellen Anlage alles solchen deut-
schen Kapitals, das gegenwärtig hier in unrichtigen Produktionszweigen verkommt«, waren
für ihn die einzigen Mittel, »Deutschlands Elend« zu überwinden.12

Hübbe-Schleiden, der wie Fabri auf die Initiative des hanseatischen Handelskapitals
setzte, schwankte in seinen Essays über »Ethiopien« noch deutlich zwischen Freihandel-
sexpansionismus und kolonialer Expansion. Bei der geforderten überseeischen Wirt-
schaftsexpansion, schrieb er, müsse nach britischem Muster »von vornherein so wenig als
möglich regiert und der privaten Betätigung soviel als möglich Spielraum« gelassen wer-
den. Die Zukunft gehöre dem »Prinzip der Selbständigkeit der Kolonialbesitzungen (Self-
government und Self-support)«.13 Gedanken an deutsche koloniale Expansion waren ihm,
jedenfalls auf weite Sicht, zwar nicht fremd.14 Doch er betrachtete derartige Erwägungen
als noch sekundär15 und sah sich Ende 1878 sogar veranlaßt, nachdrücklich vor einer Kolo-
nialpolitik um jeden Preis zu warnen: »Nicht Kolonien wollen wir haben, sondern unser
Wirtschaftsgebiet muß sich ausdehnen.«16

»Handeln, nicht reden«, forderte Hübbe-Schleiden. »Deutsche Staatsbeamte und Ge-
lehrte werden dem Deutschen Reich die reale Welt nicht gewinnen, wenn es das deutsche
Volk nicht tut«. Metaökonomische »philosophische Expektationen« über »Kolonisation«
entlarvte er zynisch als wolkige Irrwege idealistischer Einfalt. In nüchterner Offenheit prä-
sentierte er das Profitstreben, den Willen zum »Geldverdienen« als causa prima aller erfolg-
reichen überseeischen Unternehmungen. Das war der leitende Aspekt seines »praktisch
politischen« Programms.17 Doch auch bei Hübbe-Schleiden waren die ökonomischen Er-
wägungen mit zum Teil aggressiven nationalideologischen Vorstellungen verschränkt.18

Wenn Deutschland zur »Weltmacht« aufsteigen und nicht das »fünfte Rad an Englands
Wagen« bleiben wolle, dann gelte es, Charles Dilke als ernste Warnung zu nehmen, sich
Justus Mösers »Patriotischer Phantasien« zu erinnern, weniger Adam Smith als Leroy-
Beaulieu zu folgen und bei England selbst in die »Schule« zu gehen.19

Im Frühjahr 1879 suchte Hübbe-Schleiden mit Aufsätzen über »Die kommerzielle Mise-
re«, »Intensive und extensive Kultivation«, überseeische »Initiative und Organisation« er-
folglos den Hamburger Senat für sich und seine Ideen einzunehmen. Die eingereichten Ma-
nuskripte erhielt er von Senatssekretär Dr. Julius Eckart lediglich mit einer »fröhlichen
Belobigung« zurückgesandt. In diesen Aufsätzen, die Manuskript blieben und in die späte-
ren Bücher eingingen, suchte der Hamburger Expansionspublizist seine »Theorie von der
Produktivität der Kulturkräfte«, die er ansatzweise schon in »Ethiopien« vorgestellt hatte,
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näher zu explizieren.20 Im Zentrum dieser »Theorie«, die er in der ihm eigenen, merkwür-
dig verkrampften, von ihm selbst als »schwer und gedrängt« empfundenen Diktion21 prä-
sentierte, stand der Begriff der tropischen »Kultivation«, den Hübbe-Schleiden als Pendant
zur subtropischen »Kolonisation« in die Expansionsdiskussion einbrachte. »Negerarbeit,
großes Kapital und gutes Management« waren für ihn die »Mittel, welche vereint die Kul-
tur Afrikas verwirklichen werden«.22 Dabei lag das Hauptgewicht auf der Frage nach der
größtmöglichen »Rentabilität der Kultur Afrikas«. Diese wiederum sah er – da auch er
schon 1879 nicht allein an Exportförderung, sondern ebenso an Importproduktion im Plan-
tagenbau dachte – abhängig von einer »Erziehung der Neger zur Arbeit«. Weil Afrika nach
Hübbe-Schleiden seine »Hoffnung einer Kulturentwicklung« allein auf den kommerziellen
»Unternehmungsgeist der europäischen Rasse« gründen konnte, sollte zunächst der Handel
dafür sorgen, daß die als »Verbreitung« europäischer »Kultur« und »Zivilisation« verstan-
dene Ausbeutung (»Utilisation«) Afrikas zu einem rentablen »Geschäft« werde.23 Diese
Grundgedanken hatte Hübbe-Schleiden schon in »Ethiopien« in ein sendungsideologisch
überhöhtes Expropriationsmodell gebracht24, demzufolge eine »extensive Kultivation« die
betroffenen Einheimischen tropischer Gebiete durch »Arbeit« zur »Kultur« nötigen, das
Investitionskapital der europäischen Kulturträger in »Reichtum« verwandeln, mithin an-
geblich zum »Nutzen« beider ausschlagen sollte:

Durch den Erfolg seiner ersten Schrift ermutigt, begann Hübbe-Schleiden 1879 zögernd mit
ersten Artikeln und Vorträgen weiter nachzustoßen.25 Sein Hamburger Verleger Ludwig
Friederichsen und der an seinen afrikanischen Forschungsergebnissen wie allgemein an
Fragen des Überseehandels interessierte Haller Geograph Alfred Kirchhoff26 unterstützten
ihn dabei durch Rat und Protektion.27 Doch erst die Barmer Kolonialschrift, ihr Echo in der
Öffentlichkeit und schließlich Fabri selbst gaben den entscheidenden weiterführenden Im-
puls.28 Fabri zollte »Ethiopien« Worte höchster Anerkennung29, zog die Schrift dadurch
auch mit in die um seine eigene Broschüre entbrennende Pressediskussion, nahm Anfang
1879 an Ort und Stelle über den ihm bekannten hanseatischen Gerichtsrat Chapeaurouge
persönlichen Kontakt mit Hübbe-Schleiden auf und ermunterte ihn, die Propaganda für
seine Ideen zu intensivieren.30 Diese erste Begegnung legte den Grund zu einem jahrelang
anhaltenden Meinungsaustausch, zu einer Kooperation, die für die koloniale Bewegung
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bald erhebliche Bedeutung gewann. Hübbe-Schleiden näherte sich in Fragen der Auswan-
derungsorganisation, Siedlungskolonisation und formellen Kolonialpolitik sukzessive den
Auffassungen Fabris, der seinerseits von Hübbe-Schleiden wesentliche Leitvorstellungen,
nicht zuletzt auch die Grundgedanken der »Theorie von der Produktivität der Kulturkräfte«
übernahm, die bei ihm später im Wechselbezug von »Kapital, Intelligenz und Arbeitskraft«
wiederkehrten.31

Anmerkungen

1 Wilhelm Hübbe-Schleiden (1846–1917) studierte Volkswirtschaft, Jurisprudenz und Naturwissenschaf-
ten (Promotion zum Dr. jur. utr.), war während des Krieges 1870/71 dem deutschen Generalkonsulat in
London attachiert, schied nach Kriegsende aus dem diplomatischen Dienst aus, bereiste ohne feste Zu-
kunftspläne bis 1874 verschiedene westeuropäische Länder, lebte von 24.6.1875 bis 24.6.1877 als
Kaufmann in West-Äquatorialafrika und bekleidete seit dem Frühjahr 1878 für kürzere Zeit die Stellung
eines hanseatischen Oberlandesgerichtsanwalts (Hübbe-Schleiden an den Hg. des Dten. Geogr. Alma-
nachs, Adolf Miehsler, 24. (?). 1883, SB Preuß. Kulturbes.: Slg. Darmstädter, Afrika 1875/77 (4); RNL
Hübbe-Schleiden, TB, S. 111–137). Nußbaum, S. 44, sieht in der Avantgarde der deutschen Kolonial-
propagandisten (»Leute wie Fabri oder [!] Peters«) eine »Schicht gescheiterter Existenzen«, die in kolo-
nialen Plänen einen »Ausweg aus ihrer Lage« und »Chancen sozialen Aufstiegs« vermuteten. Für Fabri
ist dieses Urteil ebenso unzutreffend wie für den wohlhabenden sächsischen Gutsbesitzer E. v. Weber.
Der einzige unter den führenden deutschen Kolonialpropagandisten, auf den – neben Peters – diese sozi-
alpsychologische Motivanalyse annähernd zutrifft, ist (der von Nußbaum nicht genannte) Hübbe-
Schleiden. Materiell häufig an der Existenzgrenze, seit seiner Rückkehr aus Afrika physisch zunehmend
durch eine unbekannte Krankheit beeinträchtigt, psychisch schon Ende der 1870er Jahre stark über-
spannt, wenig später bereits völlig gebrochen und von anhaltenden Depressionen gequält, war er wäh-
rend der Folgejahre ständig auf der Suche nach fester Stellung und psychischem Halt. (Hierüber geben
die im RNL überkommenen Notizen Hübbe-Schleidens, sein Tagebuch, der Briefwechsel mit dem Vater,
Dr. Wilhelm Hübbe, und Fabri aus den Jahren 1878–1884 Aufschluß.)

2 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 111. Vgl. ders., Ethiopien, S. IIIf.
3 Hübbe-Schleiden verstand unter »Ethiopien« nicht die allgemein als »Äthiopien« bekannten, sondern,

aus ethnographischen Gründen, die westlichen Gebiete Äquatorialafrikas, wo er die »Ethiopiden« als
noch »nicht wesentlich durch fremde Einflüsse umgestaltet« vorgefunden hatte. Die Schreibweise selbst
war lediglich dem englischen Sprachgebrauch angeglichen (RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 112f.; ders.,
Ethiopien, S. III).

4 Für Fabri, der Hübbe-Schleidens »Ethiopien« erst kurz vor dem Abschluß der eigenen Broschüre zu
Gesicht bekam, war die Schrift des Hamburgers eine »vortreffliche Studie, die dem Besten, was je über
Afrika geschrieben, würdig zur Seite tritt« (Fabri, Kolonien, S. 99f.). Auch Ernst von Weber rühmte we-
nig später die Arbeit des »scharfsinnigen und patriotischen Verfassers« (ders., Erweiterung, S. 1f.). Von
den zahlreichen Rezensionen von wiss. Seite: Literar. Centralblatt, 5.4.1879 (Wilhelm Roscher); Jenaer
Literaturztg., 1879, Nr. 16 (Alfred Kirchhoff); Die Natur, 12.2.1879 (Karl Müller); Das Ausland,
10.2.1879 (Friedrich von Hellwald); Globus, 1879, Nr. 9 (Richard Andree); aus der Tagespresse: KZ,
7.1.1879; Hamburgischer Correspondent, 15.12.1878; Hamburger Nachrichten, 19.12.1878; Weser-Ztg.,
5.1.1879; Bremer Handelsblatt, 3.5.1879; Deutsche Allg. Ztg., 5.2.1879; Karlsruher Ztg., 14.9.1879;
Schwäbischer Merkur, 1879, Nr. 44; Schwäbische Kronik, 20.2.1879.

5 Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. VI.
6 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 28 (17.1.1878). Lassalle hatte für ihn mit seinem Satz von der »ver-

dammten Bedürfnislosigkeit« den »moralischen Grund zur Zerrüttung der Zukunft gelegt« (ebd., S. 22f.,
30.6.1878). Er notierte sich schon im Mai 1878 als »Vorschlag gegen den Sozialismus: Verschärfung der
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Aufruhrgesetze. Todesstrafe. Ausnahmegesetz auf 10 Jahre« (ebd., S. 11, 21.5.1878) und schrieb Anfang
1879 über das Sozialistengesetz: »So beklagenswert die beiden Attentate auf den Kaiser an sich waren,
so wird man sie doch dereinst als ein sehr großes Glück für Deutschland preisen, denn ohne dieselben
[…] würde die Sozialdemokratie nicht unterdrückt sein. Diese Partei ist durchaus nicht für die Attentate
direkt verantwortlich zu machen; aber wäre das Treiben der Partei nicht unterdrückt, so wäre wahr-
scheinlich die nächste große soziale Revolution in Deutschland vor sich gegangen« (ebd., S. 58,
1.3.1879).

  7 Ebd., S. 27 (17.7.1878).
  8 »Ich interessiere mich für das Wohl und Wehe des Proletariers vorzüglich nur insofern, als die Interessen

dieser eigentlichen Masse des Volkes bisher noch am wenigsten, ja kaum überhaupt staatswirtschaftlich
berücksichtigt worden sind. Indessen umfaßt die Sorge um die Nation und ihre Organisation natürlich die
Wohlfahrt der sog. gebildeten Klassen ebensogut, und jenes erstere Interesse soll und darf dieses letztere
[…] niemals beeinträchtigen« (ebd., S. 75; 1.8.1880).

  9 Ebd., S. 74 (1.8.1880).
10 Dennoch stimmte er Webers Plänen zur »Organisation und Zentralisierung der deutschen Massenaus-

wanderung« und ihren Hintergedanken vollauf zu (Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. 407), was Weber
hocherfreut zur Kenntnis nahm (ders., Erweiterung, S. 1f.).

11 Der »gegenwärtige niedere Stand der Gewinne und Löhne« war darum für ihn nur »eine Folge mangeln-
der Ausdehnung und Ergänzung der Wirtschaftsgebiete« Deutschlands (Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S.
386, 394, 396; vgl. S. 398f.).

12 Ebd., S. 396f., 407. Wie sich bald zeigen sollte, überschätzte Hübbe-Schleiden Mut und Bereitschaft des
deutschen Kapitals zu überseeischen Pionierinvestitionen erheblich, als er 1878 zuversichtlich verkün-
dete: »Das eine […] ist gewiß: Wo immer in der Welt […] sich nationaldeutsche Unternehmungen nie-
derlassen werden, sie werden jedenfalls einen so starken Zuspruch und Unterstützung von deutschem
Kapital und deutschen Kräften erhalten, daß eben nur gutes Management nötig sein wird, damit dadurch
nach und nach das Deutsche Reich zu einer Weltmacht wachse« (ebd., S. 399f.).

13 Ebd., S. 407ff. Den nötigen Beitrag der Reichsregierung zur überseeischen Expansion schränkte er auf
eine »formelle Garantie« des Investitionskapitals der Handelshäuser ein (ebd., S. 369, 409). Vgl.
Washausen, S. 35.

14 »Wenn aber endlich nach langen Jahren die Verwaltung eines solchen Unternehmens, nachdem es seine
kommerzielle Aufgabe erfüllt hat, in die Hände unserer Reichsregierung übergehen wird«, räumte er ein,
»so mag dann […] doch eine Kolonie aus dem Ganzen geworden sein, ähnlich etwa wie das heutige Bri-
tisch-Indien oder wahrscheinlicher noch in der Art der englischen Kap-Kolonie« (Hübbe-Schleiden,
Ethiopien, S. 410).

15 Die Ende der 1870er Jahre einsetzende Kolonialpropaganda beobachtete er nicht zuletzt deswegen an-
fangs skeptisch, weil er die »Deutschen als Nation« für ein »geistig geniales«, aber noch »praktisch im-
potentes Volk« hielt (RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 1, 4 (10./11.4.1878)). Forderungen nach einer kolo-
nialpolitischen Initiative der Reichsregierung schienen ihm abwegig: Das Reich selbst könne nicht kolo-
nisieren. Gegenwärtig würde es »vielleicht nicht einmal eine fertige Kolonie richtig zu verwalten wissen.
Dazu fehlt uns jetzt nichts weniger als alles« (ders., Ethiopien, S. 380). Vgl. Coppius, S. 89.

16 Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. 402f. Vgl. Wehler, S. 144. Dieses Schwanken wurde auch von den zeit-
genössischen Rezensenten registriert. So sprach K. Müller von »Ethiopien« als einer »patriotischen Ab-
handlung über germanische Zivilisation in Afrika, welche alle unsere bisherigen negativen Träume von
Kolonisation und Weltherrschaft über den Haufen wirft« (Die Natur, 12.2.1879).

17 Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. XVI, 404, 406. In seinem Tagebuch findet sich unter dem 10.4.1878 der
bezeichnende Satz: »Wenn Johannes heute seine Offenbarung schreiben sollte, er würde wahrscheinlich
von der Gründung des neuen Jerusalem auf Aktien träumen« (RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 2).

18 Washausen (S. 35) grenzt Hübbe-Schleiden von der »Mehrzahl der Kolonialpropagandisten um 1880«
ab, die als »Enthusiasten einer deutschen Weltpolitik« in »Jingoismus und Megalomanie« verfallen sei-
en. Dieses Urteil ist nur für Hübbe-Schleidens »Ethiopien« und auch hier nur in Grenzen haltbar (vgl.
z.B. S. 406f.). Seit Beginn der 1880er Jahre rückte das »Weltmacht«-Argument gerade bei Hübbe-
Schleiden immer stärker in den Vordergrund. 1884 schon sah sich ein Rezensent in einer Besprechung
der neuaufgelegten Kolonialschrift Fabris genötigt, den Verfasser von dem »politisch manchmal doch
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verdutzenden Enthusiasmus eines Hübbe-Schleiden« abzusetzen (Ausland, 57. 1884, S. 575f.). Die ra-
sche Wandlung Hübbe-Schleidens läßt sich besonders an seinem Verhältnis zu England zeigen: »If I was
not a German, I should like to be an Englishman!«, notierte Hübbe-Schleiden am 1.7.1878 in seinem Ta-
gebuch (RNL, TB, S. 24). Zu dieser Zeit trug er sich sogar mit dem Gedanken, in London einen »Edition
Record« zu eröffnen und die englische Staatsbürgerschaft anzunehmen (ebd., S. 2, 47). Auch in seinem
»Ethiopien« war für ihn Deutschland noch der »geborene Bundesgenosse« Englands. Wohl könne
Deutschland »gelegentlich mit Gewalt den Weltberuf des Germanismus fördern« müssen; erhöbe es je-
doch seine Hand gegen England, dann werde es das Menetekel des Unterganges vor sich aufflammen se-
hen: »Nicht erobern können wir England, wohl aber überflügeln auf dem weiten Felde der Kultur unserer
Erde und der Zivilisation der Menschheit. Auf diesem Gebiete allein liegt das Schlachtfeld einer Battle of
Dorking, welche wir den Engländern liefern werden« (ders., Ethiopien, S. 411). Vgl. Schramm, Übersee,
S. 427f. 1879 bereits übertrug Hübbe-Schleiden dann Chesneys »Battle of Dorking« ins Deutsche. Vgl.
für das Jahr 1881 einmal die »kulturellen« Weltkriegsvisionen in einer Tagebuchnotiz vom 8.6.1881
(RNL, TB, S. 82ff.): »Schutz- und Trutzbündnis mit den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, kultu-
relle Rückeroberung Flanderns, welches uns […] entfremdet worden ist […], Regermanisierung Elsaß-
Lothringens […], kulturelle Invasion Belgiens«, um es »freiwillig dem deutschen Reiche anzuschließen.
Folgt Krieg mit Frankreich, Wiederholung des Sieges von 1870/71 […] Niederland […] wird annektiert
[…]. Wir invadieren England und 14 Tage später ist das britische Reich ein anarchischer Trümmerhaufen
[…]«. Folgt: Aufteilung des brit. Kolonialreiches. Ergebnis: deutsche »Vereinigte Staaten von Südafrika«
und deutsche »Vereinigte La Plata-Staaten. Uns bleibt dann noch Jahrhunderte die Hauptaufgabe der Zi-
vilisation zu lösen, die Kultivation der Naturvölker, bis endlich ein letzter Weltkampf zwischen Rußland
und Deutschland abermals die europäische Rasse umgestalten wird […]«. Das Durchdringen des »Welt-
macht«-Arguments läßt sich schon an der Titelfolge seiner Schriften erkennen: »Überseeische Politik«
(1881) – »Weltwirtschaft« (1882) – »Deutsche Welt-Hegemonie« (1890) – »Warum Weltmacht? Der
Sinn unserer Kolonialpolitik« (1906). Vgl. Oncken, Lebensraum, S. 14f.; Townsend, S. 87ff.

19 Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. 377–80, 406f., 410, 412. Mösers »Patriot. Phantasien« hielt er für »zum
Teil so mustergültig, daß sie noch heute mit wenigen Veränderungen unseren besten Zeitungen als Leit-
artikel oder Feuilletons dienen könnten« (RNL, TB, 7.6.1878, S. 15). Leroy-Beaulieu hatte die »inconte-
stable vérité« verkündet: »le peuple qui colonise le plus est le premier peuple; s'il ne l'est pas aujourd'hui,
il le sera demain« (Leroy-Beaulieu, S. 643). Dieses Zitat gehörte seit dem Ende der 1870er Jahre zum fe-
sten Repertoire der deutschen Kolonialpublizistik und diente, dem ursprünglichen Kontext rasch ent-
fremdet und von einer Broschüre zur anderen kolportiert, zur Begründung der beliebigsten Kolonialpro-
jekte. Hübbe-Schleiden interpretierte pro domo: In diesem »Wettstreit der Nationen« werde diejenige im
Vorteil sein, welche zuerst in »Ethiopien« Fuß fasse (ders., Ethiopien, S. 375). Vgl. ebd., S. 377: »Auch
sind die Schemata des Adam Smith zum Wohlstand der Nationen mathematisch unumstößlich, obwohl
seinen besten Lehren Hohn sprechend, sein eigenes Land, Groß-Britannien, sich so groß und über alle
anderen Nationen in der Welt emporarbeitete durch Schutzzölle, Navigationsakte, monopolisierte Gesell-
schaften, und was der wunderbaren Machinationen mehr waren, und ebenso dehnt es auch heute noch
den Wohlstand seines Volkes und die Macht seiner Weltwirtschaft […] aus«. Wilhelm Roscher stellte
Hübbe-Schleiden darum neben W. Raleigh, Th. Culpeper, W. Temple und J. Child, die ihren Landsleuten
im 17. Jahrhundert das holländische Beispiel empfohlen hatten (Lit. Centralblatt, 5.4.1879).

20 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 113f.
21 Ebd.
22 Ders., Ethiopien, S. 336.
23 Ders., Rentabilität; ders., Kulturfähigkeit.
24 Ders., Ethiopien, S. 336.
25 Er sprach am 9.1. und 3.4.1879 vor der Hamburger Geographischen Gesellschaft über die »Kulturfähig-

keit der Neger« und die »Rentabilität der Kultur Afrikas«. Vgl. den Sitzungsber. d. Hamb. Geogr. Ges. in
deren Mitteilungen, Jg. 1878/79, S. 332, 335. Mitglieder dieser Gesellschaft, welche vor allem die Erfor-
schung Afrikas, Südamerikas und der Südsee förderte (Washausen, S. 18f.), waren die Chefs der großen
hanseatischen Überseehäuser: Woermann, Godeffroy und O'Swald (Coppius, S. 80). Mitbegründer, Vor-
standsmitglied und Schriftleiter war Hübbe-Schleidens Verleger, der Hamburger Kartograph Dr. Ludwig
Friederichsen.
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26 Vgl. dessen Rezension von »Ethiopien« in der Jenaer Literaturztg., Jg. 1879, Nr. 16, S. 219 und: ders.,
Die Südseeinseln und der deutsche Südseehandel, Heidelberg 1880.

27 Beide ermöglichten bzw. besorgten wiederholt die Drucklegung der Vorträge Hübbe-Schleidens. Friede-
richsen brachte ihn mit den in »Ethiopien« vielfach als einzig fähige Initiatoren überseeischer Handels-
unternehmungen umworbenen »Hamburger Kreisen« in näheren Kontakt (RNL Hübbe-Schleiden, TB, S.
115f.).

28 Besonders in Arbeiten über Hamburgs Bedeutung für die deutsche Kolonialpolitik (vgl. Coppius, S. 48,
88ff.; Washausen, S. 35f.; daneben auch Prager, S. 5 und Townsend, S. 87ff.) und in der kolonialfreund-
lichen zeitgenössischen Publizistik Hamburgs (vgl. bes. Mitt. d. Geogr. Ges. in Hamburg, Bd. 14, S. 7,
zit. bei: Coppius, S. 88) wurde die Eigenständigkeit des hanseatischen Kolonialschriftstellers gern über-
bewertet. Hübbe-Schleiden selbst hat, weder in der Öffentlichkeit noch in seinen privaten Aufzeichnun-
gen, je einen Hehl daraus gemacht, daß es Fabri war, der sowohl der »Bewegung« als auch ihm selbst
den entscheidenden »Anstoß« gab. Vgl. RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 115: »Im Februar erschien Fabris
›Bedarf Deutschland der Colonien?‹. Damit war die Bahn gebrochen. Aber ich zögerte noch lange […]
mit dem Vorbringen meiner Ideen« (ähnlich: ders., Überseeische Politik, S. 135).

29 S. Anm. 4.
30 Schon nach seiner ersten Begegnung mit Hübbe-Schleiden zeigte sich Fabri bemüht, dem um zwei

.Jahrzehnte jüngeren Schriftsteller Starthilfe zu geben: Fabri hatte sich für den 3.4.1879 zu einem Vor-
trag vor der Hamburger Geogr. Ges. bereit erklärt, mußte kurzfristig absagen und schlug als Ersatz ein
Referat Hübbe-Schleidens vor. So kam dieser als »Lückenbüßer« mit seinem Vortrag über die »Erzie-
hung der Neger zur Arbeit« zu Wort. Seit dem Frühjahr 1879 beschäftigte sich Hübbe-Schleiden neben
seiner Anwaltstätigkeit fast ausschließlich mit wirtschaftstheoretischen und handelspolitischen Studien
und statistischen Vorarbeiten für sein Buch »Überseeische Politik«, das Friederichsen im Oktober des
folgenden Jahres herausbrachte (RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 114ff.).

31 Vgl. unten, Kap. 18.2.1.
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7.2. Organisationen: Jannaschs Berliner Centralverein und Hasses
Leipziger handelsgeographischer Verein

Unabhängig von Fabri, Weber und Hübbe-Schleiden bildete sich um die Jahreswende
1878/79 in Berlin eine Organisation heraus, die in ihrer Zweckbestimmung zwischen den
älteren Auswanderungsvereinen, den geographischen Gesellschaften und den kolonialen
Propagandaorganisationen der 1880er Jahre anzusiedeln ist. Hier ging der Geograph Henry
Lange voran. Er stand in Verbindung mit dem Göttinger Geographen Wappäus, der seit den
1840er Jahren mit Arbeiten über Brasilien hervorgetreten war1, und mit H. Blumenau, der
1850 die nach ihm benannte Siedlung in der südbrasilianischen Provinz Santa Catharina
gegründet hatte.2 Anfang der 1860er Jahre hatte Lange den Leipziger Geographischen Ver-
ein aufgebaut und sich als dessen Schriftführer besonders für die Beschäftigung mit Aus-
wanderungsfragen eingesetzt. Seit dem Ende des Jahrzehnts suchte er in Berlin mit geringe-
rem Erfolg das Interesse der Öffentlichkeit auf diese Probleme zu richten. Er stieß dort zu
einer Gruppe von Geographen um den Afrikareisenden Otto Kersten, die schon Ende der
1860er Jahre, ebenfalls ohne großen Widerhall, für Pläne zur Auswanderungslenkung und
Kolonialexpansion geworben hatten.3 Ein Jahrzehnt später konnten Lange und Kersten er-
ste Interessenten und finanzkräftige Förderer für ihre geplante Vereinsgründung gewinnen.4

In Robert Jannasch, dem früheren Direktor des Dresdner statistischen Büros und Mitarbei-
ter Wilhelm Roschers, fand Lange einen Gleichgesinnten, der bereit war und imstande zu
sein schien, die vorgesehene Organisation zu verwirklichen und zu leiten. Die ursprünglich
für den »Centralverein« ins Auge gefaßte Zweckbestimmung »für Handelsgeographie,
Auswanderung und Colonialpolitik« wurde aus taktischen Gründen zurückgezogen. Man
suchte sich durch die Änderung des Vereinsnamens von den in Mißkredit geratenen Aus-
wanderungsvereinen der Jahrhundertmitte abzusetzen und dem gefährlichen Verdacht der
verbotenen Auswandererwerbung zu entziehen.5 Im November 1878 trat der Berliner Kreis
von Geographen, Statistikern, Redakteuren und Geschäftsleuten als »Centralverein für
Handelsgeographie und Förderung deutscher Interessen im Auslande« an die Öffentlichkeit.
Jannasch übernahm den Vorsitz.6

Wie der Name bereits zu erkennen gab, empfahl sich der Berliner Verband von Anbeginn
an als überregionale Holding-Organisation für ihrem Beispiel folgende Vereine zur »Förde-
rung deutscher Interessen im Auslande«. Dieses Selbstverständnis wurde auch in den Sat-
zungen fixiert. Das Vereinsprogramm zeigte deutlich die Mittelstellung der Organisation
zwischen Geographischen Gesellschaften, Auswanderungs- und Kolonialvereinen: Der
Centralverein stellte sich in seinem Statut die Aufgabe, »einen regen Verkehr zwischen den
im Auslande lebenden Deutschen und dem Mutterlande anzubahnen und zu unterhalten«,
die geographischen und sozialökonomischen Verhältnisse in den überseeischen Siedlungs-
gebieten zu erkunden und aufgrund dieser Kenntnisse die Auswanderung in Länder zu för-
dern, in denen das deutsche »Volksbewußtsein« erhalten werden konnte. »Mit Hilfe dieser
Niederlassungen«, so hieß es reichlich verschwommen, hoffe er die »Einrichtung von Han-
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dels- und Schiffahrtsstationen sowie die Begründung von deutschen Kolonien bewirken zu
können«.7

Jannasch war bestrebt, das ebenso vage wie weitgefaßte Programm in Artikeln und wer-
benden Vorträgen zu konkretisieren. Die Gründung von Kolonien im politischen Sinne war
ihm nur Fernziel. Die Tätigkeit des Vereins sollte dem zwar vorarbeiten, richtete sich je-
doch in der Hauptsache auf näherliegende, aktuelle Probleme. Die Beschäftigung mit Aus-
wanderungsfragen diente gesellschaftlichen und Außenhandelsinteressen. Die ersteren wa-
ren den sozialimperialistischen Gedanken Webers an einen »Massenexport des revolutionä-
ren Zündstoffs« zur Begründung einer überseeischen deutschen »Herrennation« verwandt:
Zunächst sollten durch Auswanderung die aufgetretenen »Störungen des Gleichgewichts
der gesellschaftlichen Kräfte« wieder ausbalanciert werden. Das war für Jannasch gleich-
bedeutend mit einer »Beseitigung der den herrschenden Zuständen sich nicht unterordnen-
den Kräfte […], welche in der Gesellschaft revolutionär, zerstörend, negierend wirken«,
durch Auswanderung nach »fernen Ländern, wo ihrer Tatkraft ein weites Gebiet eröffnet
ist, staatengründend und erhaltend, als Pioniere heimatlicher Kultur tätig zu sein«.8 Die
Auswanderung »im nationalen Sinne und Interesse zu leiten und zu beherrschen«, hieß für
ihn aber auch, sie »im Interesse der heimatlichen Industrie zu verwerten«. Die deutsche
Auswanderung sollte in geschlossene Siedlungsgebiete, vor allem in Südbrasilien, gelenkt
werden. Solche Ackerbaukolonien sollten als sichere Absatzgebiete die industrielle Über-
produktion aufnehmen. Als handelsgeographisches Informationszentrum hoffte der Verein
ebenfalls den Exportinteressenten »in wirksamer Weise dienstbar« sein zu können.9 In den
Werbeschreiben des Centralvereins rückte Jannasch die Exportförderung immer stärker in
den Vordergrund: Da der Verein »aus dem berechtigten Bestreben, dem deutschen Handel
und der deutschen Industrie neue Absatzgebiete zu eröffnen oder schon vorhandene zu er-
weitern«, hervorgegangen sei, hieß es in einem Aufruf vom Januar 1879 drastisch, »er-
scheint die Unterstützung unserer Arbeiten geradezu als eine nationale Pflicht«.10 Diesen
Bestrebungen, die der Centralverein seit 1879 in seinen beiden Zeitschriften »Export« und
»Geographische Nachrichten für Welthandel und Volkswirtschaft« propagierte, sollten ein
Berliner »Handelsgeographisches Museum« und ein Büro für handelsgeographische Re-
cherchen, Beratung von Ausgewanderten, Auswanderungswilligen und Exportinteressenten
dienen.11

Für die Mitgliederwerbung sorgte eine eigens eingerichtete »Agitationskommission«. Sie
suchte in ganz Deutschland individuelle und korporative Mitglieder, »die Handels- und
Gewerbekammern, die Gewerbevereine, Ingenieurvereine, Gemeinden, Handelsschulen,
hervorragende Industrielle und Kaufleute, wissenschaftlich gebildete Personen […], Korpo-
rationen aller Art, vor allem aber die deutschen parlamentarischen Körperschaften und Re-
gierungen, für die Vereinszwecke zu gewinnen«.12 Dieses weitgesteckte Ziel war nur in
Ansätzen erreichbar. Unter den beruflich faßbaren Mitgliedern dominierten bei weitem
Vertreter von Exportinteressen. Mehr als zwei Drittel des eingetragenen Mitgliederbestan-
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des rekrutierten sich aus kleinen bis mittleren Fertigwarenfabrikanten, Kaufleuten und, in
geringer Zahl, auch Vertretern des Bankkapitals. Neben denjenigen im regionalen Einzugs-
gebiet des Vereins zeigten besonders Unternehmer aus Rheinland und Westfalen Interesse.
Im letzten Drittel des Mitgliederbestandes dominierten Geographen, Statistiker, For-
schungsreisende und Offiziere. Immerhin gelang es bereits innerhalb des ersten Vereinsjah-
res, eine beachtliche Anzahl von gewichtigen und repräsentativen Namen und Organisatio-
nen auf die Mitgliederlisten zu bringen. Im Jahr 1880 konnte der Centralverein als Mitglie-
der und Förderer präsentieren: den Chef der Admiralität, Albrecht von Stosch, der sich wie
Vizeadmiral Livonius13 schon seit Mitte der 1870er Jahre mit Kolonialgedanken trug14, und
die Legationsräte Bunsen und Kusserow; den Generalsekretär des Deutschen Handelstages,
Wilhelm Annecke15; von den größeren hanseatischen Handelshäusern Johann César Go-
deffroy; unter den zahlreichen Professoren neben dem bereits erwähnten Alfred Kirchhoff
als Vertreter von Nationalökonomie, Statistik und Geographie: die Brüder Adolf und Her-
mann Wagner, Friedrich Ratzel und Eduard Pechuel-Loesche; die Industriellen Werner von
Siemens, Hermann Gruson (Buckau) und Arthur vom Rath, die Westfälische Union (Mon-
tanindustrie) und die Kölner Vereinigten Rheinisch-Westfälischen Pulverfabriken; neben
einer Reihe kleinerer und mittlerer Unternehmer aus dem Bank- und Versicherungsgeschäft
Georg von Siemens als Chef der Deutschen Bank, Adolph von Hansemann als Direktor der
Diskontogesellschaft und die Direktionen des Baltischen und Rheinisch-Westfälischen
Lloyd. Durch Doppelmitgliedschaften in der Führungsspitze stand der Centralverein mit
vielen geographischen Gesellschaften sowie mit dem »Hamburger Colonisationsverein von
1849«, später auch mit Friedrich Ratzels Münchner »Verein zum Schutz deutscher Interes-
sen im Auslande« in engem Kontakt. Er kooperierte peripher mit der alljährlich durch
Reichsmittel in Höhe von 100.000 Mark subventionierten »Afrikanischen Gesellschaft in
Deutschland« unter Adolf Bastian, zu der sich 1878 die »Deutsch-Afrikanische« und die
»Deutsche Gesellschaft zur Erforschung Äquatorial-Afrikas« vereinigt hatten. Zweigverei-
ne des Centralvereins entstanden im Lauf der folgenden Jahre in Barmen, Chemnitz, Dres-
den, Düsseldorf, Freiburg i.Br., Jena, Kassel, Leipzig, Marburg und Stuttgart.16 Über diese
Anfänge »eines sich über ganz Deutschland erstreckenden Vereinsnetzes«17 kam der Cen-
tralverein jedoch nicht hinaus.

Der erste und bis zur Gründung des Düsseldorfer »Westdeutschen Vereins für Colonisa-
tion und Export« einzig bedeutende unter diesen Zweigvereinen war der Leipziger »Verein
für Handelsgeographie und Förderung deutscher Interessen im Auslande«, den Ernst Hasse,
Direktor des dortigen statistischen Büros und später Vorsitzender des »Alldeutschen Ver-
bandes«, im Februar 1879, vier Monate nach der Konstituierung des Centralvereins, grün-
dete.18 Dem Bildungsbürgertum zugehörige Berufsgruppen waren in seinem neunköpfigen
Vorstand im Vergleich zu den Geschäftsleuten im Verhältnis 7:2 erheblich überrepräsen-
tiert, denn in Leipzig rekrutierte sich, noch deutlicher als in Berlin, das Gros des kurz nach
der Gründung eingetragenen Mitgliederbestandes aus exportinteressierten kleinen bis mitt-
leren ortsansässigen Unternehmern.19 Entsprechend eindeutig lautete auch hier die Inter-
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pretation des vagen Leitziels »Förderung der deutschen Interessen im Auslande«: Die Aus-
wanderung sollte nicht bloß in Gebieten konzentriert werden, wo sie ihre »deutsche Natio-
nalität zu wahren« vermochte, hieß es barsch, sondern »vielmehr« dort, wo sie »noch für
lange Zeit auf den Verbrauch deutscher Industrieprodukte angewiesen ist«. Diese »energi-
sche Pflege des deutschen Exports« suchte der Leipziger Verein praktisch durch Musteraus-
stellungen deutscher Industrieprodukte im Ausland und literarisch durch seine von Richard
Lesser redigierte Zeitschrift »Weltpost« voranzutreiben.20

Für die Vereine von Jannasch und Hasse in Berlin und Leipzig kann als Leitvorstellung
gelten: mit Hilfe der organisierten Auswanderung durch konzentrierte Kolonisation zu neu-
en, gesicherten Absatzgebieten in Übersee. Darum waren »Auswanderungs-, Kolonial- und
Handelspolitik« für Jannasch »auf das engste miteinander verbunden«.21 Fabri und Hübbe-
Schleiden kamen erst durch die Publikation ihrer Schriften, die in den Geographischen
Nachrichten begeisterte Aufnahme fanden22, mit dem Berliner Verein in Kontakt. Als der
Centralverein im Herbst 1880 seinen ersten Kongreß für Handelsgeographie und Förderung
deutscher Interessen im Auslande nach Berlin einberief, zählten beide bereits zu seinen
»Vertrauensmännern«.23

Anmerkungen

1 J.E. Wappäus (Hg.), Deutsche Auswanderung und Colonisation, Leipzig 1846; ders. (Hg.), Deutsche
Auswanderung nach Süd-Amerika, Leipzig 1848; ders., Handbuch der Geographie und Statistik Brasili-
ens, Leipzig 1871.

2 Über H. Blumenau (1819–1899) und sein Siedlungsunternehmen s.: E.A. Roloff, Hermann Blumenau.
Ein deutscher Kolonialgründer, Osnabrück 1941; Sudhaus, Brasilien, S. 70–74; Schramm, Übersee, S.
72.

3 Die drei literarischen Wortführer dieses Zirkels, der sich Jahre hindurch regelmäßig zur Diskussion von
Kolonial- und Auswanderungsfragen traf, waren neben Otto Kersten der Geograph und Begründer des
märkischen Provinzialmuseums, Ernst Friedel und Franz Maurer, ein Redakteur der Vossischen Zeitung.
Ein Jahr nach Königgrätz versuchte diese Gruppe vergeblich, mit einem gemeinsamen Vorstoß das Inter-
esse von Öffentlichkeit und Regierung auf koloniale Fragen hinzulenken. Jeder von ihnen warb in einer
Broschüre für ein besonderes Kolonialprojekt: F. Maurer, Die Nicobaren. Colonialgeschichte und Be-
schreibung nebst einem Vorschlag zur Colonisation dieser Inseln, Berlin 1867; E. Friedel, Die Gründung
preußisch-deutscher Colonien im Indischen und großen Ocean, Berlin 1867; O. Kersten, Über Colonisa-
tion in Ostafrika, Wien 1867. Vgl. ders., Vorgeschichte des Vereines, Geogr. Nachrichten 1. 1879, S.
32f.; Zimmermann, S. 7.

4 Insbesondere den Bankier J. Oelsner, die Geschäftsleute W. Schönlang, E. Brass, R. Gellert und S. Loe-
bell, die mit Ausnahme Loebells dem ersten Vorstand angehörten (Geogr. Nachrichten 1. 1879, S. 50; O.
Kersten, Vorgeschichte, S. 33ff.).

5 Jannasch, Centralverein, S. 1.
6 O. Kersten, Vorgeschichte, S. 36; Globus, Jg. 1879, S. 14; RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 115. Vgl.

Coppius, S. 25f.; Stuemer, S. 17; Prager, S. 4f.; Werner, S. 24; Hagen, S. 23, 35; Oncken, Lebensraum,
S. 10; Pierard, S. 8f.
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  7 Satzungen des Centralvereins, Geogr. Nachrichten 1. 1879, S. 44f. Das Interesse an der Erhaltung des
deutschen »Volksbewußtseins« im Auslande bestimmte den Centralverein später zu intensiver Werbung
für den 1880 in Wien gegründeten Deutschen Schulverein (vgl. Geogr. Nachrichten 3. 1881, S. 164). Er
selbst förderte 1881 die Berliner Gründung des Allgemeinen Deutschen Schulvereins. Wehler, S. 158
eliminiert die Auswanderungs- zugunsten einer einseitigen Hervorhebung der Exportfrage in der Zweck-
bestimmung des Vereins und rückt die verschwommenen »kolonialpolitischen« Pläne und Fernziele zu
stark in den Vordergrund. Bei Müller, S. 50 werden umgekehrt die Züge eines herkömmlichen Auswan-
derungsvereins überbetont; vgl. auch: Klauß, S. 47.

  8 Weber stellte sich denn auch bald ein und hielt in der Sitzung vom 29.4.1879 seinen erwähnten Vortrag
über die »Erweiterung des deutschen Wirtschaftsgebietes«.

  9 Jannasch, Centralverein, S. 7f. Vgl. Thun, Kongreß, S. 327.
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8. Fabris Schrift als Auftakt und Streitobjekt der kolonialen
Diskussion

8.1. Die Pressediskussion

Die Schriften Fabris, Webers und Hübbe-Schleidens standen im Mittelpunkt der weitge-
spannten Expansionsdiskussion, die im Frühjahr 1879 einsetzte, zunächst in der Presse,
bald auch in zahlreichen Broschüren ausgetragen wurde und in die scharfen Kontroversen
um die Samoa-Vorlage zwischen Vertretern der Freihandelsexpansion und Befürwortern
kolonialer Politik einmündete. Webers »Vier Jahre in Afrika« lag bereits ein Jahr vor und
Hübbe-Schleidens »Ethiopien« erschien, als Fabri noch am Abschluß seiner Schrift arbei-
tete. Doch erst seine Frage »Bedarf Deutschland der Kolonien?« verstärkte auch die Dis-
kussion über diese beiden Schriften. Eine Reihe von vielgelesenen Blättern referierte den
Inhalt der Fabrischen Broschüre in aller Breite oder doch in wesentlichen Grundzügen.
Binnen weniger Wochen wurde ihre Titelfrage zu einer stehenden Wendung in der Presse.1

»Meine Colonialschrift ist im vergangenen Jahre von der ganzen deutschen Presse bespro-
chen und reproduziert worden«, konnte sich Fabri schon im Januar 1880 bescheinigen.2

Wie die Kölnische Zeitung und Ernst von Weber erkannten, war die starke Resonanz sei-
ner Schrift der »anhaltenden ökonomischen Bedrängnis« sowie der Tatsache zuzuschreiben,
daß Fabri die sozialökonomische Krise ins Zentrum seiner »politisch-ökonomischen Be-
trachtung« gerückt und daraus direkt seine expansionistischen Forderungen abgeleitet hat-
te.3 Weber hatte mit einem ähnlichen Versuch ein halbes Jahr zuvor nur vergleichsweise
mäßigen Anklang gefunden. Während seine sozialreaktionären Überlegungen zur Auswan-
derungs- und Kolonialfrage in sein zweibändiges Reisewerk nur eingestreut waren und
darin nahezu untergingen, waren in Fabris Broschüre nur Gedanken komprimiert, die der
Begründung seiner Forderung nach Auswanderungsorganisation und Kolonialexpansion
dienten. Erst als Weber einige Monate später in seiner erwähnten Broschüre über die »Er-
weiterung des deutschen Wirtschaftsgebietes« den gleichen Weg beschritt, fand auch er
größere Resonanz. Hübbe-Schleidens »Ethiopien« wiederum war im Gegensatz zu Fabris
Broschüre von vornherein nicht auf eine Rezeption in »weitesten Kreisen« hin »berechnet«.
Schon seine komplizierte, gedrechselte Diktion stand dem im Wege. Überdies boten seine
Essays keine geschlossene sozialökonomische Krisentheorie, weil die soziale Problematik
ganz ausgespart blieb. Die Pressediskussion um Fabris Schrift zeigte, daß gerade die sozial-
defensive Perspektive kolonialer Politik und die Betonung der Auswanderungsfrage größe-
re Resonanz fanden als das aller »philosophischer Expektationen« ledige Plädoyer Hübbe-
Schleidens für die Förderung des Exports. Deutlich sprach dies aus einer vielbeachteten und
folgenreichen Stellungnahme der Kölnischen Zeitung, in der die von Fabri betonte sozi-
alpsychologische Kompensationsfunktion überseeischer Expansion besonders hervorgeho-
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ben wurde: »Einer der stärksten, wo nicht der stärkste unter den Faktoren, welche der sozi-
aldemokratischen Propaganda einen so breiten Eingang in unsere besitzlosen Klassen ver-
schafft haben, ist ohne Zweifel die wirtschaftliche Hoffnungslosigkeit des modernen Indu-
striearbeiters und Handwerksgesellen«, hieß es dort. »Ohne jegliches Hoffnungsbild in sei-
ner Seele kann ein Mensch, dessen äußere Gegenwart so beschaffen wie meistens die jener
Klassen, das Leben kaum ertragen; kein Wunder daher, wenn die Leute dem Fanatismus
der Utopie verfallen«. Eine »gedeihende kolonisatorische Auswanderung« werde hier
zweifelsohne nicht nur als »Sicherheitsventil«, sondern »vor allem durch ihren psychologi-
schen Eindruck eine Gegenwirkung gegen jene chimärischen Hoffnungen üben. Sie böte
Tausenden einen Ableiter für ihre gärende und brütende Einbildungskraft.«4

Fabri hatte sich nicht der illusionären Hoffnung hingegeben, etwa mit Hilfe einer Propa-
gandabroschüre bereits die angestrebte »energische Inangriffnahme einer wirklichen Kolo-
nialpolitik« erzwingen zu können. Ihm lag zunächst nur daran, die Diskussion darüber zu
forcieren. Das gelang nicht zuletzt deswegen, weil seine Argumentation ebenso attraktiv
wie provozierend war. Die Kölnische Zeitung trug in der Absicht, Fabri zu unterstützen,
wesentlich dazu bei, heftige Opposition wachzurufen. Ende März 1879 beschäftigte sie sich
in mehrspaltigen Leitartikeln mit seiner Frage »Bedarf Deutschland der Kolonien?«. Es war
der Redaktion, wie sie sicherheitshalber vorgab, nur darum zu tun, »einem Vertreter des
Kolonisationsgedankens in unserem Blatte soweit das Wort zu geben, als nötig schien, um
unsere Leser zu veranlassen, die eingehende Begründung seines Standpunktes […] kennen-
zulernen und überhaupt dieser Frage ihre nähere Aufmerksamkeit zuzuwenden«. Schon
damit handelte sie ganz im Sinne Fabris. Zudem ließ sie ihr zustimmendes Urteil nur allzu
deutlich durchscheinen: »Wenn es gelingt, die Nation davon zu überzeugen, daß die Inan-
griffnahme des Kolonisationswerkes eine durch dringende wirtschaftliche, wirtschaftspoli-
tische, soziale und Kulturinteressen gebotene Aufgabe, ja, wie Fabri sagt, eine Lebensfrage
für uns ist, dann wird […], wo ein Wille ist, auch ein Weg sein«. Auch die Kölnische Zei-
tung konnte zwar nicht über die Tatsache hinweggehen, daß Bismarck »allem Anschein
nach dem Gedanken an Kolonien bis jetzt völlig fern steht«. Die Wendung zum Schutzzoll
aber habe gezeigt, daß der Reichskanzler in seinen Auffassungen »nichts weniger als sta-
tionär« sei. Darum stimmte die Kölner Redaktion »ohne Vorbehalt« Fabris Auffassung zu:
Es komme »nur darauf« an, »daß die öffentliche Meinung Deutschlands den Gedanken gut
und praktisch findet und mit nachhaltiger Einmütigkeit auf seine Verwirklichung hin-
drängt«. Die Regierung werde »diesem Anstoße nicht lange widerstehen können«.5 Die
Augsburger Allgemeine Zeitung stieß noch weiter vor. Sie wertete die Broschüre als »be-
achtenswertes Symptom einer in einflußreichen Kreisen vorherrschenden Strömung« und
wagte sogar die verfehlte Hypothese, es könne nun »gar kein Zweifel mehr sein, daß Fürst
Bismarck die Erwerbung von Kolonien für das neue Deutsche Reich in sein Programm auf-
genommen« habe.6
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Der offiziöse Gegenzug ließ nicht lange auf sich warten. Die Redaktion der »Grenzbo-
ten« setzte unter eine im ganzen sogar sehr positiv ausgefallene Rezension der Schrift
Fabris die definitive Erklärung: »Bismarck will entschieden keine Kolonien.«7 Der Reichs-
Anzeiger habe das deutlich genug erklärt. Die Grenzboten sahen sich sogar veranlaßt, in
einer redaktionellen Anmerkung an die von Moritz Busch überbrachten, bekannten Ver-
sailler Worte Bismarcks aus dem Jahr 1871 zu erinnern: »Ich will auch gar keine Kolonien.
Die sind bloß zu Versorgungsposten gut […] diese Kolonialgeschichte wäre für uns genau-
so wie der seidene Zobelpelz in polnischen Adelsfamilien, die keine Hemden haben.«8 Die
Schlußfolgerung war eine eindeutige Absage: »Man darf wohl annehmen, daß Bismarck
seitdem seine Ansicht nicht geändert haben wird, und die ›öffentliche Meinung‹ wird ihn
schwerlich auf andere Gedanken bringen.«9

Wenige Tage nach der Stellungnahme der Kölnischen Zeitung schon legte auch die Ber-
liner National-Zeitung, die sich bis dahin betont reserviert und abwartend gezeigt hatte,
Widerspruch ein und trug einen scharfen Angriff gegen Fabris Schrift vor. Dem Gedanken
an koloniale Experimente trat sie mit dem Hinweis auf den Primat der europäischen Si-
cherheitspolitik entgegen und geißelte vor allem den politischen Aspekt in Fabris Gedanken
an Ackerbaukolonien in Südamerika. »Solange wir Deutsche«, warnte die National-
Zeitung, »Frankreich, Rußland und Österreich-Ungarn zu unmittelbaren Nachbarn haben,
werden wir vorsichtig sein müssen, uns jenseits des Ozeans stark zu engagieren und selbst
die Schwierigkeiten so gering nicht achten dürfen, welche uns aus einer beständigen Einmi-
schung in die politischen Zustände der südamerikanischen Staaten nach den Vorschlägen
des Herrn Fabri unabweisbar erwachsen müßten«. Die National-Zeitung spürte die Wider-
sprüche in den konkreten »Andeutungen« Fabris auf, gab eine Reihe seiner »praktischen«
Vorschläge in grober Verzerrung wieder und baute hierauf ihr sarkastisches Urteil: Der
»unternehmungslustige« Verfasser habe zwar überzeugend nachgewiesen, daß es für das
Reich eine »herrliche Sache« wäre, südamerikanische Ackerbaukolonien zu besitzen. Doch
auch »die tröstende Versicherung des Herrn Fabri«, daß alles »so schlimm nicht sein wer-
de«, könne an der von ihm selbst mehr oder minder eingestandenen Tatsache nichts ändern,
»daß freies, von organisierten Staaten nicht in Anspruch genommenes Land für Kolonien
nicht vorhanden« sei. Merkwürdig und befremdend mute es an, daß der »geistliche Verfas-
ser«, der offensichtlich über die Missionsarbeit den Weg zur Kolonialpropaganda gefunden
habe, die Auskunft darüber schuldig bleibe, was die Mission denn eigentlich selbst von
kolonialer Politik erwarte, sich statt dessen auf dem »Gebiete der wirtschaftlichen und ho-
hen Politik« bewege und sich sogar »kriegerischen Aspirationen zugeneigt« zeige.10

Die Geographischen Nachrichten des Berliner Centralvereins, die Fabris Schrift bereits
in einer sehr positiven Rezension gewürdigt hatten11, übernahmen die Verteidigung.12

Doch ihre Entgegnung auf den Angriff der National-Zeitung vermochte es nicht mehr zu
hindern, daß sich nun auch die Kritik im Lager der Mission formierte. Schon die als ur-
teilsfreies Referat getarnte Stellungnahme der Kölnischen Zeitung barg für die Mission eine
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herausfordernde Spitze. Die Kölnische Zeitung präsentierte den Barmer Inspektor als den
Leiter einer Gesellschaft mit höchst profanem Charakter. Man lasse sich in der Öffentlich-
keit nur wenig davon träumen, mit welch »mannigfachen, rein weltlichen Beziehungen und
Geschäften« doch die Missionsarbeit verflochten sei: »Denn die Mission ist ja selbst ein
Stück Kolonisation.«13 Das war, zumindest nach außen hin, für den bekannten rheinischen
Missionsleiter und Gründer der in Missionskreisen umstrittenen Barmer MHG eine wenig
erfreuliche Bloßstellung, die jedoch immerhin so nahelag, daß die Kölnische Zeitung im
Glauben handeln konnte, Fabri damit in der Öffentlichkeit zu unterstützen.

Nun griff auch die – nicht nur in Missionskreisen sehr beachtete – Allgemeine Missions-
Zeitschrift seines früheren Mitarbeiters, des ehemaligen Barmer Missionsinspektors D. Gu-
stav Warneck14 in die Pressediskussion ein. Warneck fand zwar allgemeinhin anerkennende
Worte für Fabris Exkurs über die »kulturelle Bedeutung moderner Missionsarbeiten«. Noch
schärfer als die National-Zeitung aber stellte er heraus, daß der »Revers der Medaille«, die
für den Barmer Missionsleiter doch wohl relevante Frage, was sich denn die Mission selbst
von der geforderten Kolonialpolitik zu versprechen habe, ob sie ihr nicht vielleicht »mehr
hinderlich als förderlich« sein würde, von Fabri mit keinem Wort berührt worden sei. »Wir
kennen hervorragende deutsche Missionare«, deutete Warneck dunkel an, »welche es als
einen entschiedenen Vorteil den Eingeborenen gegenüber betrachten, daß ihr Arbeitsfeld
nicht innerhalb einer deutschen Kolonie gelegen ist«. Er meldete »vom Missionsstandpunkte
aus nicht unerhebliche Bedenken gegen eine unbedingte Bejahung« der Titelfrage Fabris
an.15 Damit war auch eine Front im eigenen Lager geschaffen, denn von den »hervorragen-
den deutschen Missionaren« gehörten nicht wenige der Rheinischen Mission selbst an. Dis-
kret, doch für Fabri und die Mitglieder seiner Gesellschaft unmißverständlich, erinnerte
Warneck an die seit der Gründung der MHG bestehenden und durch den Austritt Hahns
verstärkten Spannungen in der Rheinischen Mission. Er begnügte sich nicht mit der Kritik
vom Standpunkt der Mission aus. Auch er gab der Überzeugung Ausdruck, Fabri habe die
praktischen Schwierigkeiten bei weitem zu euphorisch behandelt, und stellte dessen Be-
streben, den objektiven Expansionsdruck zu artikulieren, schlichtweg auf den Kopf: »Politi-
sche Nötigung, geographische Lage, nationale Begabung, handelspolitische Beziehungen,
weltgeschichtliche Veranlassungen haben kolonialbegründend gewirkt, und alle diese inne-
ren Faktoren lassen sich nicht durch Diskussion machen!« Überdies fehle es nicht nur an
der von Fabri bloß behaupteten, in Wirklichkeit aber »gänzlich unerprobten Befähigung«
Deutschlands, sondern sogar an »Verständnis und Wille«: Der überseeische Großhandel
zeige keinerlei Interesse an Kolonien.16 Fabris Südamerikapläne seien an sich zwar »ganz
schön«, ironisierte Warneck in ätzender Schärfe, »er bleibt uns nur die Angabe des Wegs
schuldig, auf dem wir uns rechtmäßig in den Besitz jener Länder zu setzen vermöchten!
Und hätten wir sie auch in unserem Besitz – wo sind irgendwelche Garantien für eine ge-
sunde Verwaltung? Wir würden einfach ein Experiment machen, und auf dem Wege der
Experimente dürften kaum Kolonien zu Stande kommen«. Sein Zweifel, daß ausgerechnet
Deutschland »durchaus einen kolonialpolitischen Beruf« haben sollte, wurde auch durch
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Fabris »glänzende Broschüre« nicht ausgeräumt. »Wir verstehen daher die Sprödigkeit un-
serer Reichsregierung in dieser Frage«, pflichtete das Missionsmagazin der National-
Zeitung bei. »Eine Regierung hat nicht mit Theorien, sondern mit Tatsachen zu rechnen
und die Tatsachen, auf deren Boden allein Kolonien gedeihen, fehlen noch fast gänzlich in
Deutschland.«17

Auch die von der National-Zeitung und der Allgemeinen Missions-Zeitschrift in ver-
wandter Argumentation vorgebrachte und von der freihändlerischen Bremer Weser-Zeitung
unterstützte18, zum Teil erst durch das weithin positive Echo der Schrift Fabris ausgelöste
Kritik vermochte die einmal angeregte Kolonialdiskussion nicht mehr verstummen zu las-
sen. Fabri selbst mußte sich zwar durch den unerwartet scharfen Angriff von Warnecks
»Missionsstandpunkt« aus getroffen fühlen, zumal er geeignet war, mühsam überdeckte
Spannungen zu verstärken. Doch die Hoffnung, seine »Andeutungen« möchten in der ange-
strebten Diskussion »erweitert und ergänzt« werden, wurde erfüllt.19 Mit Genugtuung
konnte er zur Kenntnis nehmen, daß neben der Kölnischen Zeitung und anderen Blättern
sogar die Grenzboten ganz in diesem Sinne an die »unabweisbare Pflicht der Presse« ap-
pellierten, »seinen Ansichten, soweit sie richtig sind, zur möglichsten Verbreitung zu ver-
helfen, soweit sie falsch sind, zu verbessern, und wo sie lückenhaft erscheinen, zu ergänzen,
weiter auszuführen und tiefer zu begründen«.20 Die Diskussion der Frage »Bedarf
Deutschland der Kolonien?« wurde in der Folgezeit zwar vielfach durch die zollpolitische
Debatte überlagert, aber nicht abgedrängt. Die Kölnische Zeitung trug wesentlich dazu bei.
Zwei Wochen nach ihrem ›Referat‹ der Gedanken Fabris schon druckte sie in einem weite-
ren Artikel »zur Kolonienfrage« demonstrativ das Nachwort zur dritten Auflage seiner
Schrift, »ihres allgemeinen Interesses wegen«, ungekürzt ab.21 Es war »vom ersten Anfang
an gelungen, die Aufmerksamkeit weiterer Kreise zu fesseln«, konstatierte Fabri 1884.22

»Die Kolonialfrage ist denn seit 1879 auch ein stehendes Thema in unserer Tagespresse
geblieben und hat in Zeitschriften und Broschüren eine Fülle von Literatur erzeugt.«23 Sei-
ne nüchterne Einschätzung vom Frühjahr 1879, daß »die durch unsere wirtschaftliche Lage
erzeugte Stimmung« der Forderung nach deutscher Kolonialexpansion »aufs bereitwillig-
ste« entgegenkommen dürfte, fand weitgehend Bestätigung. Es war ihm in der Tat gelun-
gen, »das Richtige im richtigen Zeitpunkt zu sagen«.24

Unter den auf die frühe Pressediskussion folgenden Kontroversen um Fabris Schrift ha-
ben im Rahmen dieser Untersuchung vier den Vorrang: die Auseinandersetzung Fabris mit
dem schlesischen Bevölkerungstheoretiker Otto Zacharias um die Jahreswende 1879/80,
F.C. Philippsons Kritik der Kolonialschrift Fabris im Rahmen der Samoa-Diskussion des
Frühjahrs 1880 sowie die Verhandlungen der volkswirtschaftlichen und handelsgeographi-
schen Kongresse vom Oktober 1880, die F.C. Philippson, Friedrich Kapp und Fabri zu ih-
ren Hauptrednern zählten.
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hat sich innerhalb der britischen Kolonien immer sehr wohl befunden« (ebd.; vgl. 5. 1878, S. 1ff.; NPZ,
2.4.1878, Beilage: Die Humanität und der überseeische Großhandel).
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17 AMZ 6. 1879, S. 237f.
18 Vgl. hierzu: Schwäbischer Merkur, 20.3.1879.
19 Fabri, Kolonien, S. 66, 92.
20 Grenzboten, 38. 1879, II, S. 167.
21 KZ, 3.4.1879.
22 DKZ 1. 1884, S. 377.
23 Fabri, Kolonien, (Ausg. 1884), S. IV. Als Beispiele aus der seit 1879 lawinenartig anwachsenden Bro-

schürenproduktion über Kolonial- und Auswanderungsfragen: N. Grünewald, Wie kann Deutschland
Colonialbesitz erwerben?, Mainz 1879; H. Wagner, Über Gründung deutscher Colonien, Heidelberg
1881 (der sich ausgiebig und stellenweise wörtlich der Argumente Fabris bediente). Fabri ebenso ver-
pflichtet, in den praktischen Vorschlägen abweichend (Ablehnung Südamerikas als Kolonisationsgebiet,
Befürwortung Marokkos): Wülffing, Der Erwerb von Ackerbau- und Handels-Colonien durch das deut-
sche Reich, Köln 1881. Vgl. auch: W. Frey, Gebt uns Kolonien! Ein sozialpolitischer Mahnruf aus der
deutschen Jugend, Chemnitz (1881); W. Liesenberg, Wohin auswandern? oder: Neudeutschland über
dem Meere, Berlin 1881; H. Solger, Für deutsche Kolonisation, Leipzig 1882. Von den ebenfalls zahlrei-
chen kritischen Stimmen: Philippson; H. Loehnis, Die europäischen Kolonien. Beiträge zur Kritik der
deutschen Kolonialprojekte, Bonn 1881 (Scharfe Kritik der »Hoffnung, durch die Ableitung der Auf-
merksamkeit nach außen den mit der wachsenden Mißstimmung großer Volksklassen drohenden Verle-
genheiten im Innern entgegenzuwirken«. Vehement dagegen: Geffken in Schmollers Jbb. NF 5. 1881, S.
1295–99); H. Gebauer, Zur deutschen Colonisationsfrage, AZ 1882, Beil., S. 257f., 290ff., 322f., 362f.,
410ff., 434f., 483f.; B. Beheim-Schwarzbach, Bedarf Deutschland eigener Kolonien?, Gegenwart,
27.9.1883; (A. Bastian), Zwei Worte über Colonialweisheit von jemandem, dem dieselbe versagt ist,
Berlin 1883 (scharf dagegen Hübbe-Schleiden an W. Hübbe, 29.1.1883: »Die Broschüre ›Zwei Worte
über Colonialweisheit‹ […] ist eine der gewöhnlichen unverdauten und daher auch unverdaulichen
Schmierereien des Ethnologen Prof. A. Bastian – ohne allen Wert«).

24 Fabri, Kolonien, S. V, 3.
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8.2. Fabris Kontroverse mit Otto Zacharias

Fabri bedauerte, daß die Bevölkerungszunahme, eines der Schlüsselargumente seiner Kolo-
nialschrift, in zahlreichen Rezensionen mit einigen beiläufigen Bemerkungen übergangen
wurde. Anlaß, hier noch einmal anzusetzen, bot ihm »ein dunkler Punkt am Horizonte un-
seres deutschen Volkslebens«, den er Ende 1879 in Gestalt einer Schrift von Otto Zacharias
glaubte heraufrücken zu sehen.1 Unter dem Eindruck der oberschlesischen Hungerkatastro-
phe diskutierte der Verfasser »die Bevölkerungs-Frage in ihrer Beziehung zu den sozialen
Notständen der Gegenwart« in einer Broschüre, die ins Zentrum der von den verschieden-
sten Richtungen her angestellten bevölkerungstheoretischen Überlegungen vorstieß.2

Zacharias, der sich im Gegensatz zu Fabri als »überzeugter Anhänger der Evolutions-
theorie und eifriger Malthusianer zu gleicher Zeit« verstand3, war in wirtschafts- und so-
zialtheoretischer wie in naturwissenschaftlicher, vor allem medizinischer Literatur glei-
chermaßen belesen. Ähnlich wie Fabri glaubte er in der »rapiden Bevölkerungszunahme die
wirtschaftliche Wurzel unserer sozialen Notstände« zu erkennen.4 Gelinge es nicht, urteilte
auch Zacharias, das zunehmende Überangebot von Arbeitskräften, das aus dem Zusam-
mentreffen von Wirtschaftsdepression und rapider Bevölkerungszunahme resultiere, durch
eine entsprechende Steigerung der »nationalen Produktion« auszugleichen, dann müsse der
»Pauperismus in demselben Maße wachsen, wie die Bevölkerung weiter zunimmt«.5 Fabri,
der angesichts der seit Jahren anhaltenden depressiven Gesamttendenz ebenfalls keine
Chance zu erkennen vermochte, die »nationale Arbeit« der Bevölkerungszunahme entspre-
chend zu steigern, hatte seine ökonomische Argumentation an dieser Stelle in expansive
Bahnen abgebogen, eine kontinuierliche Massenauswanderung der relativen Übervölkerung
als »sozialpolitische Notwendigkeit« vorgestellt und hieran wiederum einen Teil seiner
kolonialexpansiven Forderungen geknüpft.

Zacharias ging den Weg von der Bevölkerungs- über die Auswanderungsfrage zur über-
seeischen Expansion nicht mit. Er sperrte sich zwar nicht grundsätzlich gegen ein solches
Junktim, konnte jedoch in der Auswanderung »kein Radikalmittel gegen Überbevölkerung«
erkennen.6 Auf der Suche nach einem dritten Weg zwischen der »natural selection« und
neo-malthusianischen Gedanken kam er zu Ergebnissen, die denjenigen Fabris diametral
entgegenstanden. Er verlangte nach asketischer oder präventiver »Arithmetik« und empfahl
das französische Zwei-Kinder-System. Sein Vorschlag, eine an den binnenwirtschaftlichen
»Ernährungs- und Erwerbsverhältnissen« ausgerichtete Geburtenkontrolle gegen das »chro-
nische Massenelend« einzuführen7, setzte an die Stelle des vermeintlich kolonialexpansiv
nutzbaren »Sicherheitsventils« ein inneres Regulativ und war darum gleichbedeutend mit
einem Angriff auf den Kern der Auswanderungs- und Kolonialgedanken Fabris, deren so-
zialökonomische Argumente für Deutschlands »kolonisatorischen Beruf«8 auf der Gleich-
setzung von Übervölkerung und Expansionskraft basierten.
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Zacharias sandte seine Broschüre an Fabri, der schon wenige Wochen nach der ersten
Ausgabe seiner Kolonialschrift mit zahllosen Zuschriften und Anfragen bedrängt wurde.9

Er bat um eine kritische Stellungnahme für eine Überarbeitung in zweiter Auflage, da er in
dem Barmer Inspektor einen hervorragenden Kenner der Materie vermutete. Fabri fühlte
sich aufgrund seiner »schwerwiegenden Bedenken« genötigt, Ende Januar 1880 in einem
offenen Brief, der den Umfang einer Broschüre erreichte, gegen die Vorschläge des ihm bis
dahin unbekannten Zacharias »energische Verwahrung einzulegen«.10

Schon bevor er die Schrift von Zacharias zu Gesicht bekam, hatte er der zweiten Auflage
seiner Kolonialbroschüre eine kurze Digression über das französische Zwei-Kinder-System
eingefügt, in der er diese »Ausschreitung« gegen die »göttliche Weltregierung« als »unmo-
ralisches Prinzip« verwarf.11 In der Broschüre gegen Zacharias wurde dieses, im Rahmen
der vorwiegend sozialökonomischen Argumentation seiner Kolonialschrift fremd anmuten-
de, doch für ihn selbst gleichfalls bestimmende, religiös motivierte Urteil durch streng sy-
stemimmanente Begründungen ersetzt. Erneut verband Fabri die Übervölkerung als »Zeug-
nis einer gewissen überschüssigen Kraft« mit der »Notwendigkeit, das überschießende
Menschenkapital in andere Teile der Erde als neu befruchtendes Kulturelement ausgehen
zu lassen«, und folgerte, »daß eine deutsche Kolonialpolitik eine Existenzfrage des Deut-
schen Reiches ist; daß es eine wirtschaftliche und kulturgeschichtliche Notwendigkeit ist,
daß wir uns auch über das Meer ausbreiten«. Die Bevölkerungszunahme schaffe zwar »gro-
ße und ernste Schwierigkeiten«. Doch erst dadurch werde ein Volk »befähigt und getrieben,
große Aufgaben zu lösen«.12

Fabri erkannte, daß eine Bevölkerungspolitik im Sinne der Vorschläge von Zacharias das
»überschießende Menschenkapital« reduzieren und damit – seiner eigenen Theorie zufol-
ge – Deutschland um die soziale Legitimation seiner expansiven »Aufgaben« bringen
konnte. Mit dem wuchtigen Angriff auf die für seine Expansionstheorie prinzipiell gefährli-
che bevölkerungspolitische Alternative stieß der streitbare Barmer Inspektor über das Ziel
hinaus und stellte versehentlich eine der konstituierenden ideologischen Prämissen seiner
Theorie mit einem demonstrativen Zirkelschluß bloß: »Politische Macht hat keinen Sinn,
jedenfalls keinen Bestand, wenn sie nicht in nationalökonomischen und kulturhistorischen
Motiven, die viel mächtiger sind als die rein politischen, gründet«, verteidigte sich Fabri.
»Wollte man nun durch Einführung bedenklicher sozialer Gewohnheiten, wie in Frank-
reich, die Bevölkerungszunahme in sich ersticken, so würde man in Gefahr kommen,
Deutschland von seinem in der Gegenwart ihm weltgeschichtlich zugewiesenen Berufe
abzudrängen und in die Bahnen der romanischen Völker zu versetzen. Wäre das nicht ein
verhängnisvoller Weg?«13 Damit gestand er ein, wie unabdingbar nötig in seiner Argu-
mentation die vielbeklagte »Kalamität der Übervölkerung«14 für die Begründung der Not-
wendigkeit und die Legitimation deutscher überseeischer Expansion war.
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Fabris erster publizistischer Kampf um die Grundgedanken seiner Kolonialschrift legte
ihn auf ein Geständnis fest, das in der Öffentlichkeit erneut Beachtung fand. Obgleich das
Echo in der von ihm verfolgten und in ihrem Urteil geschätzten Presse – der Kölnischen
Zeitung obenan – geringer, wenn auch wiederum günstig war, leistete auch diese Schrift
ungelegenen Interpretationen seiner Gedanken Vorschub. So konfrontierte die Kölnische
Zeitung, die auf seine Anregung hin auch an die Stationen der Rheinischen Mission ver-
sandt wurde, seinen offenen Brief mit der Broschüre von Zacharias und Kautskys Schrift
über den »Einfluß der Volksvermehrung auf den Fortschritt der Gesellschaft«.15 Sie rückte
Zacharias reichlich verfehlt16 neben den sozialistischen Theoretiker, verwarf die Gedanken
beider, rühmte an ihrer Stelle ausgerechnet Fabris unumwundenes Wort von dem Deutsch-
land »weltgeschichtlich zugewiesenen Berufe« und ging so weit, den Barmer Seminarleiter
mit einer für ihn überaus peinlichen kolonialimperialistischen Exegese der Genesis in frag-
würdigen Schutz zu nehmen. Die Redaktion rechtfertigte Fabris Kritik der Geburtenrege-
lung und sein Votum für eine Massenauswanderung zugunsten der künftigen »Weltgeltung«
Deutschlands ironisch mit einer makabren Fehlinterpretation von 1. Moses 1, 28: »Seid
fruchtbar und mehret euch und füllet die Erde und machet sie euch untertan«.17 Fabri schuf
sich durch seinen offenen Brief an Zacharias einen bleibenden literarischen Gegner, der in
den folgenden Auflagen seiner Broschüre das weitere Wirken des Barmer Inspektors mit
polemischen Kommentaren begleitete und auch Hübbe-Schleidens spätere Schriften wie-
derholt attackierte.18

Anmerkungen

1 Fabri, Dunkler Punkt, S. 7, 9.
2 Otto Zacharias, Die Bevölkerungs-Frage in ihrer Beziehung zu den socialen Nothständen der Gegenwart,

Hirschberg i. Schl. 1879, 2. Aufl. 1880. Die ersten drei Auflagen der Schrift waren rasch vergriffen. Sie
erschien 1883 (Jena) in wesentlich erweiterter 4. Auflage, in die Zacharias eine Reihe der seit 1879 (auch
von Fabri) publizierten Beiträge zur Bevölkerungs-, Auswanderungs- und Kolonialfrage mit einbezog; 5.
Aufl. Jena 1892.

3 Zacharias, 4. Aufl., S. 40; vgl. 1., 2. Aufl., S. 9ff., 20. Vgl. ders., Charles Darwin und die culturhistori-
sche Bedeutung seiner Lehre, Berlin 1882. Fabri hatte sich schon in seinen »Briefen gegen den Materia-
lismus« gegen jede analogische Transformation naturwissenschaftlicher Erkenntnisse ins Gebiet der
Philosophie gewandt. Er lehnte zwar jede »Universalisierung des Darwinismus«, insbesondere jeden
Versuch, »naturwissenschaftliche Normen dem sozialen Leben zu substituieren«, ab (Fabri, Dunkler
Punkt, S. 28f., 31), neigte in seinen Urteilen über internationale Kräftekonstellationen und -verschiebun-
gen als Expansionspublizist aber dennoch deutlich zu vulgärdarwinistischen Analogieschlüssen.

4 Ebd., S. 10. Vgl. Zacharias, 1., 2. Aufl., S. 8, 14f.
5 Ebd., 4. Aufl., S. 46. Vgl. 1., 2. Aufl., S. 23.
6 Ebd., S. 13, 29. Zacharias sah sich zwar »in völliger Übereinstimmung« auch mit Webers Behauptung,

die Ursache des sozialen Elends sei in der »furchtbaren Vervielfältigung der Proletarierbevölkerung« zu
suchen, betrachtete jedoch die von Weber geforderte Massenauswanderung als »kein wirkliches Heil-
mittel« (ebd., S. 28). Vgl. 4. Aufl., S. 67f.

7 Ebd., S. 69. Vgl. 1., 2. Aufl., S. 13, 24f., 30.
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  8 Fabri, Kolonien, S. 108.
  9 Im Barmer Missionshaus traf eine Flut von Zuschriften ein. Neben allgemeinen Stellungnahmen zu

Fabris Schrift handelte es sich vor allem um Anfragen von Auswanderungswilligen und Vorschläge zu
»handelskolonisatorischen Unternehmungen«, die Fabri »einer näheren Prüfung wert« erachtete. Schon
14 Tage nach dem ersten Erscheinen seiner Schrift, die in dieser kurzen Zeit bereits zweimal nachge-
druckt wurde, konnte Fabri diese Korrespondenz nicht mehr bewältigen. Erst eine Woche zuvor hatte er
durch eine Zuschrift von der Existenz des Centralvereins erfahren. Da er dem Ansturm nicht mehr ge-
wachsen war und sich aus guten Gründen davor hütete, das Alte Missionshaus in eine Art Auskunftsbüro
für Auswanderungswillige und Kolonialinteressenten zu verwandeln, bat er R. Jannasch um Hilfe, er-
suchte seine Leser in einer Nachschrift zum dritten Abdruck seiner Broschüre vom 26.3.1879 (abgedr. in:
KZ, 3.4.1879), sich künftig mit ihren Anfragen an Jannasch zu wenden, und empfahl dem Centralverein,
ein Büro für Auswandererberatung einzurichten. Dieser Aufruf, in dem Fabri nicht nur den Verein, seine
Tätigkeit und seine Presse rühmte, sondern ihm auch Interessenten zuführte, trug beträchtlich zur Publi-
zität der bis dahin noch wenig bekannten Berliner Gruppe um Jannasch bei.

10 Ders., Ein dunkler Punkt. Beleuchtet in einem offenen Briefe, Gotha 1880, S. 5, 8.
11 Fabri, Kolonien, S. 19f. Vgl. ders., Dunkler Punkt, S. 35f.
12 Ebd., S. 18f.
13 Ebd.
14 Ders., Kolonien, S. 23.
15 Karl Kautsky, Der Einfluß der Volksvermehrung auf den Fortschritt der Gesellschaft, Wien 1880.
16 Vgl. Zacharias' scharfe Selbstabgrenzung gegenüber der »zur Feindschaft gegen den konkreten Staat, zur

Vaterlandslosigkeit« neigenden »sozialistischen Partei« in: 1., 2. Aufl., S. 7, 19. Vgl. auch: ders., Zur
Geschichte des Communismus, in: Gegenwart, Jg. 1883, II, S. 131f.

17 Der höchst unpassende Rest des Verstextes (»und herrschet über Fische im Meer, über Vögel unter dem
Himmel und über alles Tier, das auf Erden kriecht«) wurde geflissentlich übergangen (KZ, Jg. 1880, Nr.
93).

18 Vgl. Zacharias, 4. Aufl., S. 28, 45, 61, 69, 74.



196 Fabris Schrift als Auftakt und Streitobjekt der kolonialen Diskussion

8.3. F.C. Philippson und Friedrich Kapp contra Fabri:
die Samoa-Diskussion, der neunzehnte volkswirtschaftliche
und der erste handelsgeographische Kongreß

Der offene Brief an Zacharias lag erst wenige Wochen zurück, als Fabri seine gesamte
Konzeption der bislang härtesten und stichhaltigsten Kritik ausgesetzt sah. Dieser Angriff,
dem im Herbst 1880 ein zweiter folgte, kam aus dem Lager der linksliberalen »Freihan-
delsdoktrinäre«1, deren Widerstandskraft er erheblich unterschätzt hatte. Zwei der profi-
liertesten Vertreter des Freihandelsexpansionismus sagten ihm den Kampf an: der Berliner
Nationalökonom und Geschäftsmann F.C. Philippson, einer der schärfsten Kritiker der Sa-
moa-Vorlage2, und Friedrich Kapp, der seit seiner Rückkehr aus den Vereinigten Staaten
zur informellen Führungsspitze der norddeutschen Liberalen zählte und sich, vom wirt-
schaftspolitischen Kurswechsel des Vorjahres enttäuscht, 1880 dem sezessionistischen Flü-
gel der Nationalliberalen anschloß.3

Philippson ging voran, als er im Frühjahr 1880 mit seiner gegen Fabri, Weber und deren
Anhänger gerichteten Kampfschrift »Über Colonisation« in die Diskussion um die Sa-
moafrage eingriff.4 Alarmiert von dem »patriotischen Chauvinismus«5, der sich seit dem
Erscheinen der Schriften Fabris und Webers in Presseartikeln und Kolonialbroschüren Luft
machte, suchte er deren Argumente durch eine sachliche Prüfung ihrer propagandistischen
Attraktivität zu entkleiden.

Es war Fabris Unglück, daß seine Schrift gemeinsam mit Webers Broschüre diskutiert
und kritisiert wurde. Philippson machte ausgiebig von der Möglichkeit Gebrauch, Fabri an
Weber zu denunzieren. Ohnedies hatte der Berliner Nationalökonom bei seiner fundierten
Kritik der Wirtschaftsvorstellungen des Barmer Inspektors in einigen Punkten leichtes
Spiel. Er wußte nicht nur eine Reihe von Trugschlüssen in einzelnen Beweisschritten Fabris
aufzudecken. Es kam ihm, wie ein Rezensent seiner Schrift in Schmollers Jahrbüchern
treffend bemerkte, auch zustatten, daß Fabri »die heimischen Zustände möglichst schwarz
gemalt« hatte, um den kolonialen »Bedarf« Deutschlands durch eine innere »Zwangslage«
zu motivieren.6

Philippson beschritt in seiner Kritik der »Herren Agitatoren« den umgekehrten Weg.7

Fabri hatte noch unter dem Eindruck der seit Jahren anhaltenden Depression geschrieben,
deren Ende auch im Frühjahr 1879 noch nicht abzusehen war. Seit dem Herbst ließ sich
wider Erwarten eine leichte Besserung der wirtschaftlichen Lage erkennen.8 So konnte
Philippson im Frühjahr 1880 rückblickend einen verhaltenen Aufwärtstrend registrieren, in
den er jedoch zu große Hoffnungen setzte: »Die meisten Befürchtungen jener Periode ha-
ben sich nicht erfüllt und viele sind ohne Einwirkung der veränderten Zoll- und Handelspo-
litik in ihr Gegenteil umgeschlagen«, verkündete der überzeugte Freihändler. »Dieser
schnelle Wechsel in den Verhältnissen zeigt aufs neue, daß man einstweiliger Mißstände
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wegen ein altbewährtes System nicht aufgeben soll.«9 Daß seine optimistische Einschät-
zung der wirtschaftlichen Entwicklung schon zwei Jahre später durch den Einbruch der
zweiten Depressionsphase, die Fabris Argumenten neuen Auftrieb gab, korrigiert werden
sollte, konnte Philippson ebensowenig voraussehen, wie Fabri 1879 den kurzen und schwa-
chen Aufschwung.

Dem Arsenal der Schutzzollagitation hatte Fabri Waffen für seine Kolonialpropaganda
entnommen. »Wäre Herrn Fabris Buch nur um ein halbes Jahr später erschienen«, trium-
phierte Philippson, »so hätte er diesen Teil aus seinem Programm streichen müssen«. Habe
sich also, wie der Verfasser unterstelle, die »öffentliche Stimmung« tatsächlich zugunsten
der Kolonialpolitik gewandelt, so könne man sie wegen der Hinfälligkeit der von ihm an-
geführten Gründe nicht als maßgebend anerkennen.10 Philippson bemühte sich, diese Hin-
fälligkeit in scharfer Detailkritik nachzuweisen: Fabris düsteres sozialökonomisches »Pro-
gnostikon« und seine »Übervölkerungsfurcht« verwarf er als »schwarz klingende Prophe-
zeihung« von »Gespenstererscheinungen«. Sein Eintreten für eine Organisation und Leitung
der Auswanderung denunzierte er an Webers Plänen für den »Massenexport« des proletari-
schen »Zündstoffes« zur Begründung einer überseeischen deutschen »Herrennation« als
abenteuerliche Illusion. Dem allmählichen Gewinn von Ackerbaukolonien, den sich Fabri
in Südamerika, Weber auch in Südostafrika von einer fortschreitenden »Teutonisierung«
der Einwanderungsgebiete versprachen, erteilte er mit dem Hinweis auf die solchen Vorha-
ben zugrundeliegenden Widersprüche und die Barriere der Monroe-Doktrin eine Abfuhr.11

Die »kriegerischen Aspirationen« des Missionsinspektors, die von der National-Zeitung
schon ein Jahr zuvor angeprangert worden waren, suchte Philippson in Fabris Tendenz,
Konfliktgefahren zu verharmlosen, dingfest zu machen. Offensichtlich seien Fabri und We-
ber auf der Suche »nach neuen Konflikten – und dies alles, um einer Übervölkerung zu
begegnen, die noch nicht vorhanden ist, und wegen eines problematischen Experiments,
unser Wirtschaftsgebiet zu vergrößern, das sich von Jahr zu Jahr von selbst vergrößert,
wenn man die Produktionsfähigkeit des Volkes nicht durch Konflikte erschüttert«. Über-
nehme das Reich in Übersee staatliche Garantien im Sinne von Fabri und Weber, dann
könne es sich unter Umständen zu einer folgenschweren Intervention zum Schutz der Aus-
wanderer in deren neuen Siedlungsgebieten gezwungen sehen.12

Die Notwendigkeit von Handelskolonien für das Reich bestritt Philippson im Rahmen
seiner Wendung gegen eine staatliche Zinsgarantie für Godeffroy auf Samoa grundsätzlich
mit der Behauptung, daß im Gegenteil bisher gerade das koloniale Desinteresse der Reichs-
regierung dem deutschen Überseehandel zugute gekommen sei. Fabris aus der Kriminalsta-
tistik abgeleitete Forderung nach »Verbrecherkolonien« konfrontierte Philippson mit einer
Statistik der zu erwartenden astronomischen Kosten für Transport und Überwachung der
Strafgefangenen in Übersee. Auch seine konterrevolutionären, antisozialistischen Argu-
mente wies er ab: »Herr Fabri bedient sich des scharfen Mittels der Einschüchterung, um
uns für die Kolonisation zu gewinnen«. Mit »Verbrecherkolonien« sei noch keine Revoluti-
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on aufgehalten worden. Fabris langgehegte Furcht vor einer geheimen Internationale der
Revolution brandmarkte er als wirklichkeitsfremde, agitatorisch gezielte Verschwörungs-
theorie. Sozialreaktionäre Deportationsideen würden dem Sozialismus nur weiteren Zu-
strom verschaffen.13

Philippsons Entgegnung zielte auf alle wesentlichen Argumente für Deutschlands kolo-
nialen »Bedarf«. Damit suchte der linksliberale Kolonialkritiker die angeblich »unabweis-
bare Notwendigkeit« kolonialer Expansion für Deutschland als Ideologie oder Demagogie
und Fabris Votum als populärwissenschaftlich verkleideten, blanken Voluntarismus zu
entlarven. Darüber hinaus war er bemüht, den nationalideologischen Stuck von Fabris so-
zialökonomischer Argumentation zu klopfen. Fabris deterministischer Verweis auf die
»providentielle Ordnung im Haushalt der Geschichte« und sein Appell, an eine deutsche
»Kulturmission«, an Deutschlands »kolonisatorischen Beruf« zu glauben, hielten dem kriti-
schen Zugriff ebensowenig stand wie Webers aggressiver Nationalismus. Philippson
wandte sich wie Warneck gegen die gefährliche Vorstellung, daß Deutschland »berufen«
sein sollte, »für jene Länder die Vorsehung zu spielen«. In beschwörenden Worten warnte
er davor, »wahren Patriotismus« mit »patriotischen Gelüsten« zu einem nationalen »Egois-
mus en gros« zu verschmelzen: Wollten alle Völker in ideologischem Sendungsbewußtsein
solchen sogenannten Missionen folgen, »so wäre die Welt zu klein für ihre Herrschsucht!«
Nicht in kolonialer Expansion, sondern in der inneren Konsolidierung des neuen Reichs
und seiner Sicherung nach außen sah er die gestellte Aufgabe.14

In ihrer Haltung zur Samoafrage und ihrer Interpretation der Regierungsvorlage mar-
kierten die Urteile Philippsons und Fabris Extrempositionen der Diskussion. Die bevorste-
hende Abstimmung des Reichstages über die Samoa-Vorlage war für Philippson von »prin-
zipieller Bedeutung für unsere Handelspolitik«. In der Begründung des Gesetzentwurfes
entdeckte er Züge, die ihn an das »Merkantilsystem« erinnerten, vermutete hinter der Vor-
lage aber keinen kolonialen Dolus Bismarcks. Das habe auch der Regierungssprecher »zum
Bedauern unserer Kolonisationsfanatiker« wiederholt zu verstehen gegeben. Dennoch
lehnte Philippson die Vorlage ab. Die Bedürfnisse des deutschen Südseehandels seien seit
der Bestätigung des Freundschafts- und Handelsvertrages mit Samoa im Juni 1879 vollauf
erfüllt. Mit jedem weiteren Schritt sah er nur den verabscheuten Staatsinterventionismus
vorrücken. Die Vorlage war ihm nur einer der hinlänglich bekannten Versuche, »private
Angelegenheiten zu einer Nationalsache aufzubauschen«. Erstens sei Samoa kein »Indien«,
und zweitens böte selbst eine Besitzergreifung »keinen Ersatz für die Handelsverträge, de-
ren Erhaltung und Ausdehnung für uns von ungleich größerer Wichtigkeit als der Erwerb
von Kolonien ist«.15

Der Barmer »Kolonisationsfanatiker« war gegenteiliger Auffassung. Er interpretierte und
begrüßte die Vorlage als erste, fast »unwillkürliche Regung der deutschen Regierung zur
Einleitung einer deutschen Kolonialpolitik« und zeichnete in leuchtenden Farben ein kolo-
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niales »Paradies der Südsee« für Deutschland.16 Schon vor Jahresfrist hatte Fabri der Sa-
moa-Diskussion, die sich seit der Verabschiedung des Zolltarifs im Sommer 1879 zu einem
bevorzugten Reibungsfeld der Auffassungen von Freihändlern, Schutzzöllnern und Kolo-
nialenthusiasten entwickelte und die Schutzzollkontroverse ins neue Jahrzehnt verlängerte,
Argumente vorgegeben: »Dem Hause Godeffroy würde es in jedem Falle zum bleibenden
Nachruhm gereichen, wenn dessen energische merkantile Tätigkeit in der Südsee die Re-
gierung des Deutschen Reiches zum ersten Beginn einer Kolonialpolitik, wenn auch wider
Willen, nötigte.«17 Seine Worte über Samoa fanden auch Vertreter im Reichstag. In den
Beratungen vor der Ratifizierung des Freundschaftsvertrages am 13. Juni 1879 empfahl der
nationalliberale Bremer Abgeordnete Mosle, der die Samoa-Vorlage ein Jahr später vehe-
ment gegen den linksliberalen »Doktrinarismus« verteidigte, die »außerordentlich lehrrei-
che« Kolonialschrift Fabris und beantragte, sie an sämtliche Mitglieder des Reichstags und
des Bundesrats zu verteilen.18 Während der ersten Beratungen des Gesetzentwurfes zur
Unterstützung der Deutschen Seehandelsgesellschaft am 22. April 1880 zitierte Hohenlohe-
Langenburg als Sprecher der Reichspartei Fabri fast wörtlich, aber dennoch in der Sache
gänzlich verfehlt, als er auf die Notwendigkeit verwies, für »unser überschießendes Men-
schenkapital« Niederlassungen in einer »gewissen Beziehung zum Mutterlande« zu grün-
den, und dafür plädierte, die Gelegenheit zu nutzen, »weil wir zum ersten Male in der Lage
sind, diese Gedanken ganz im kleinen durchzuführen«.19

Wie Philippson, so bescheinigte auch Fabri der Samoafrage »prinzipielle Bedeutung«. Er
trug durch seine Propaganda mit dazu bei, Samoa zum vermeintlichen Gegenstand eines
kolonialpolitischen Offenbarungseides zu erheben. Auch für ihn selbst war dies ein Prüf-
stein von entscheidender Bedeutung, da ihm derzeit nur Samoa kolonial »reif« für
Deutschland erschien. »Hier auf den Samoa-Eilanden, leider hier bis jetzt fast allein, sind
die normalen Vorbedingungen zu einer kleinen deutschen Handelskolonie wirklich gege-
ben«, betonte er. »Wird auf Grund derselben nicht gehandelt, so ist es allerdings ein siche-
rer Beleg, daß nicht nur der Wille, sondern auch das Verständnis […] für eine koloniale
Politik in den entscheidenden Kreisen noch gebricht. Zugleich ist dann aber auch erwiesen,
daß es in solchem Falle nur einer um so energischeren Einwirkung auf die öffentliche Mei-
nung Deutschlands bedarf.«20 Nach den aufsehenerregenden Debatten im Reichstag, die in
der Pressediskussion gleichstark widerhallten, wurde dieser historische »Beleg« durch die
Abstimmungsniederlage der Regierung vom 27. April 1880 erbracht.

Fabri reagierte sofort. In dem Leitartikel der Kölnischen Zeitung vom 29. April bezog er
Stellung zum Scheitern der Vorlage.21 »Es ist eine unbestreitbare Tatsache, daß der Gedan-
ke: Deutschland bedarf aus wirtschaftlichen Gründen der Kolonien, in der öffentlichen
Meinung bei uns bereits einen festen Halt gewonnen hat. Seit derselbe vor etwa Jahresfrist
literarisch kräftig vertreten worden, ist in der Tagespresse, in zahlreichen sonstigen Veröf-
fentlichungen, in Vereinen und Versammlungen die Kolonialfrage immer wieder erörtert
und dem Gedankenkreis des deutschen Volkes zum ersten Male wirklich nahegebracht
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worden«. Darum widerstreite das Votum des Reichstages »der Stimmung der großen Mehr-
heit unseres Volkes«. Auch er konnte zwar eine gewisse Skepsis gegenüber der Vorlage
nicht ganz unterschlagen, ordnete jedoch alle »Rentabilitätsbedenken, berechtigt oder unbe-
rechtigt«, dem »national-politischen Interesse« unter: »In keinem Parlament eines anderen
Großstaates würde ein klares politisches Interesse einer kleinlichen wirtschaftlichen Kritik
in ähnlichem Falle geopfert worden sein.«22 Philippson stand mit seiner »kleinlichen wirt-
schaftlichen Kritik« auf der siegreichen Seite Meiers und Bambergers.

Fabri bemühte sich, den »Zwischenfall« Samoa nachträglich in seiner Bedeutung herun-
terzuspielen23 und zugleich propagandistisch zu nutzen. Erneut suchte er die Reaktion der
öffentlichen »Stimmung« zu kalkulieren und sagte eine »heilsame Wirkung« der Abstim-
mungsniederlage voraus: »Der Rückschlag, welchen die Ablehnung in vielen Kreisen her-
vorrufen wird, dürfte den auf überseeische Besitzungen, eine colonial ascendancy gerichte-
ten Gedanken, welche sich in letzter Zeit unter uns geltend machten, einen neuen, starken
Anstoß verleihen.«24 Er vermutete, »daß mit dieser verneinenden Entscheidung des
Reichstages die Kolonialfrage in Verbindung mit unserer wieder ungeheuer wachsenden
deutschen Auswanderung in keiner Weise von der Tagesordnung abgesetzt sein, sondern
vielmehr um so kräftiger in Fluß kommen wird«.25 Fabri sollte Recht behalten. Seit dem
Erscheinen der bekannten Propagandaschriften stimulierte kein Ereignis der nächsten Jahre
den »Kolonialenthusiasmus« nachhaltiger als das Scheitern der Samoa-Vorlage am Wider-
stand des Reichstages. Ein koloniales Lager begann sich in der außerparlamentarischen
Öffentlichkeit zu sammeln. Philippson mußte erleben, daß sich die Reihen der kolonialen
»Chauvinisten« und »Fanatiker«26 während des nächsten Halbjahres unter der Parole »Ra-
che für Samoa« weiter verstärkten.27 Im Oktober 1880 versuchte er, jetzt im Verein mit
Friedrich Kapp, ein letztes Mal die Stoßkraft dieser ›Bewegung‹ durch eine unbestechliche
Kritik der Argumente jener Expansionspropagandisten zu brechen, die ihm für deren ra-
sches Anwachsen vor allem verantwortlich schienen: Fabri und Weber.

Vom 21. bis 23. Oktober 1880 tagte in Berlin der neunzehnte Kongreß deutscher Volks-
wirte. In der zweiten Sitzung, am 22. Oktober, begründeten Friedrich Kapp und F.C.
Philippson einen gemeinsamen Resolutionsantrag zum Tagesordnungspunkt »Kolonisation
und Auswanderung«.28 Wie im Frühjahr Philippson, so wandte sich nun auch Friedrich
Kapp in seinem Referat vornehmlich gegen Weber und Fabri. Hübbe-Schleiden, der zu den
Kongreßteilnehmern zählte29, blieb wiederum verschont. Denn auch sein eben ausge-
drucktes Buch »Überseeische Politik« war dem Freihandelsexpansionismus noch stark ver-
pflichtet.30 Kapp erregte mit seiner Kongreßrede gegen die Propaganda für Auswande-
rungsorganisation und Kolonialexpansion schon deswegen beträchtliches Aufsehen, weil er
»aus Verachtung gegen den hinter jener Frage sich bergenden Humbug und Dilettantismus«
ganz bewußt »sehr schnoddrig« sprach.31 Er steigerte die im Frühjahr vorgetragene Kritik
seines Korreferenten zu unerbittlicher Schärfe, denn Philippsons Warnung, durch beden-
kenlose koloniale Agitation »chauvinistischen Eifer« zu wecken32, schien wirkungslos ver-
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hallt zu sein. Statt dessen hatte sich Fabris Samoa-Prognose bestätigt. Kapp mußte konsta-
tieren, daß kolonialkritische Fragen an der gereizten Abwehrhaltung ihrer Adressaten abzu-
prallen begannen. »Sie überhaupt nur zu stellen«, monierte er, »heißt in den Augen unserer
Kolonialchauvinisten soviel als ein schlechter Deutscher, Zweifler an unserem nationalen
Berufe, Verkleinerer unseres Volkes, wenn nicht gar Reichsfeind sein!«33

Sein Angriff war noch schwerwiegender als derjenige Philippsons, denn Kapp galt zu
Recht als einer der hervorragendsten Kenner des Auswanderungswesens. Der Deutschame-
rikaner hatte sich von 1866 bis 1870 als Commissioner of Immigration in New York mit
den Problemen der deutschen überseeischen Auswanderung vertraut gemacht.34 Er war mit
wichtigen Arbeiten zur Auswanderungsfrage hervorgetreten35 und hatte 1878 auch den
Entwurf eines Reichsauswanderungsgesetzes vorgelegt, der im Reichstag allerdings nicht
zur Beratung kam.36

Kapp verdammte die »Kolonisationsbegeisterung«, die sich seit dem Vorjahr »so unge-
stüm in den Vordergrund der öffentlichen Debatte gedrängt« habe, als Rückfall in den Mer-
kantilismus. Er attackierte die Gedanken Fabris als »verworren, unklar, nebelhaft und unhi-
storisch, ja […] romantisch, so daß sie einem bei näherer Prüfung wie Seifenblasen zwi-
schen den Fingern zerplatzen«.37 Punkt für Punkt suchte er die Auswanderungs- und Kolo-
nialargumente in Fabris »Büchelchen« zu widerlegen. Strafkolonien seien sinnlose
Kapitalverschwendung, Handelskolonien sogar widersinnig, weil, wie er 1880 noch zu
Recht hervorheben konnte, der deutsche Überseehandel außer Flottenstationen »keine
Wohltaten vom Staate« erstrebe. Hinter den Hoffnungen auf südamerikanische Ackerbau-
kolonien stünden ebenso »fromme« wie politisch gefährliche Wünsche. Pläne, die Auswan-
derung zugunsten der deutschen Exportindustrie von Nord- nach Südamerika abzulenken,
gingen rücksichtslos auf Kosten der Siedler. Niemand könne es »verantworten, den Leuten
zu sagen: Geht nicht in die Kultur […], zieht lieber in die Wildnis […] und bedenkt, daß
die Augen der deutschen Fabrikanten auf Euch gerichtet sind, die ja Kolonien brauchen!«38

Den Plänen der »Gefühls- und Kolonialpolitiker« stellte Kapp die Vorzüge der Freihandels-
expansion entgegen, rief wie Philippson dazu auf, die nationalen Aufgaben des neuen
Reichs in dessen eigenen Grenzen zu suchen, Einheit und Freiheit zu stärken, statt sich
durch die Agitation der »Auswanderungsschwärmer« und »would be Kolonisatoren« für
kostspielige, unrentable und zudem riskante überseeische Abenteuer »ködern« zu lassen:
»Zersplittern wir lieber unsere Kraft nicht […], begehen wir keinen Anachronismus und
keine Don Quixoterie!«39

Doch auch Kapps Einsatz vermochte den volkswirtschaftlichen Kongreß nicht mehr völ-
lig auf das axiomatische Erbe der Freihandelslehre einzuschwören. Die »Auswanderungs-
schwärmer« fanden bereits einen einsamen Verteidiger in dem Generalsekretär des Deut-
schen Handelstages, Wilhelm Annecke, der aus demonstrativen Gründen den von vornher-
ein aussichtslosen Resolutionsantrag stellte, der Kongreß halte es für »ein dringendes Be-
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dürfnis, daß das Deutsche Reich Schritte tue, um a. die Auswanderung zu regeln, b. Kolo-
nialbesitz zu erwerben«.40 Philippson stieß in seinem Schlußwort nach, und Anneckes An-
trag fiel durch. Mit großer Mehrheit nahm der Kongreß am 22. Oktober 1880 den Resoluti-
onsantrag Kapps und Philippsons an, verwarf darin die Pläne zur Auswanderungslenkung
und erklärte es für »nicht zulässig, daß auf Kosten der Gesamtheit und zugunsten einzelner
Klassen teure und aussichtslose […] Versuche mit Einrichtung irgendwelcher Art von Ko-
lonien angestellt werden«.41

Am 26. Oktober 1880, drei Tage nach dem Ende des volkswirtschaftlichen Kongresses,
trat am gleichen Ort das gegnerische Lager zum ersten Kongreß für Handelsgeographie und
Förderung deutscher Interessen im Auslande zusammen. Der Centralverein, der zu dieser
Zeit annähernd 2.000 Mitglieder zählte42, hatte den Kongreß arrangiert. An »distinguierten
Persönlichkeiten« entdeckten Pressevertreter abgesehen von Jannasch, Hasse, Fabri und
Hübbe-Schleiden unter den 300 Teilnehmern die Direktoren der preußischen und reichssta-
tistischen Ämter, Engel und Becker, die Nationalökonomen, Statistiker und Geographen
Adolf Wagner, Meitzen und Pechuel-Loesche sowie die Legationsräte Bunsen und Kus-
serow.43 Fabri und Hübbe-Schleiden trafen hier erstmals in der Öffentlichkeit mit den
Gruppen um Jannasch und Hasse zusammen. Der Wille zu künftiger Kooperation wurde
dadurch bekundet, daß der Vorstand des Centralvereins beide zu korrespondierenden Mit-
gliedern ernannte.44 Auf der Tagesordnung des Kongresses rangierte die Auswanderungs-
frage an erster Stelle.45 Im Mittelpunkt des ersten Verhandlungstages stand Fabris Rede
über »Die deutsche Auswanderung und deren Organisation«. Sie wurde von der Kölnischen
Zeitung ungekürzt abgedruckt.46

Die Konstellation mochte brisant erscheinen, denn seit der Rede Kapps waren erst vier
Tage verstrichen, als der umstrittene Barmer Inspektor in eigener Sache das Wort ergriff. In
seinem Auditorium saß der Verfasser der Kampfschrift »Über Colonisation« und Korrefe-
rent Kapps, F.C. Philippson. Doch die erwartete Kollision blieb aus. Fabri setzte nicht zum
Gegenstoß an, sondern suchte der scharfen Kritik an seiner Kolonialschrift auszuweichen.
Kapps und Philippsons Vorhaltungen hatten ihn erkennen lassen, welche Gefahr die un-
mißverständlichen Pläne Webers für sein eigenes Konzept bedeuteten. Er distanzierte sich
indirekt von dem sozialreaktionären »Massenexport«-Projekt des sächsischen Rittergutsbe-
sitzers, trat der »Meinung, daß man durch Auswanderung sich der schwachen und verkom-
menen Glieder des Proletariats vor allem entledigen könne«, entgegen und zeigte sich be-
müht, »möglichst objektiv zur Sache zu reden«. Er wolle sich »durchaus praktisch, d.h. an
das heute Gegebene und Mögliche halten«, auf die »Fülle von Zukunftsbildern« verzichten
und »alle Seiten der Auswanderungsfrage, welche besondere, etwa politische Eventualitä-
ten voraussetzen, beiseite lassen«, erklärte Fabri. Damit war auch der Gedanke an den
»allmählichen« Erwerb sogenannter Ackerbaukolonien in Südamerika eliminiert, der sich
der Kritik als besonders wunder Punkt geboten hatte. Er sprach nicht einmal von »kolonia-



F.C. Philippson und Friedrich Kapp contra Fabri 203

ler« Politik, gab sich pragmatisch-unideologisch, klammerte dabei »Zukunftsbilder« und
»Eventualitäten« jedoch nur aus, ohne sich von ihnen zu trennen.47

Vor dem handelsgeographischen Kongreß explizierte Fabri seine Grundgedanken über
die ökonomische und nationale Bedeutung der »sozialpolitisch notwendigen« Auswande-
rung, plädierte mit den seit 1879 bekannten Argumenten für deren Organisation und Lei-
tung, zog aus all dem jedoch keine Folgerungen für den kolonialen »Bedarf« Deutschlands
und hielt die besonders von Warneck, Philippson und Kapp aufgespießten sendungsideolo-
gischen Propagandaargumente sorgsam zurück. Eine Andeutung nur trug den Charakter der
Entgegnung: »Ich gebe zu, daß wir […] auf überseeische Verhältnisse heute noch gar nicht
eingerichtet sind, aber ich glaube, wir werden doch daran denken müssen, es allmählich zu
werden. Nicht aus kolonialem Enthusiasmus, wie etliche meinen, sondern aus wirtschaftli-
chen und nationalen Notwendigkeiten«. Das galt dem volkswirtschaftlichen Kongreß.48

Eine seiner umstrittenen Forderungen, den Gedanken an eine »Reichsbehörde für Auswan-
derung«, nahm Fabri sogar coram publico zurück. Sie schien ihm zwar nicht verfehlt, aber
doch verfrüht. Nicht dem Staat, wie er in seiner Kolonialschrift vorgeschlagen hatte, son-
dern privaten Kolonisationsgesellschaften nach dem Vorbild des Hamburger Colonisati-
onsvereins von 1849 müsse bis auf weiteres die Organisation und Leitung der Auswande-
rung obliegen. Er selbst wandte sich nun gegen den durch die »Los von Amerika«-Parolen
geweckten Glauben, daß sich das Hauptkontingent der deutschen Auswanderung in naher
Zukunft von den Vereinigten Staaten »ablenken« lassen werde. Ein ruckartiges Ansteigen
der Auswanderung nach Südamerika sei nicht einmal zu wünschen. Es wäre bereits ein
nennenswerter Erfolg, wenn sich die deutsche Auswanderung nach Südbrasilien schrittwei-
se auf jährlich etwa 10.000 bis 15.000 Menschen steigern ließe. In Jahrzehnten erst könne
daran gedacht werden, einen größeren, vielleicht sogar den überwiegenden Teil der Aus-
wanderung dorthin zu lenken.49

Die betont reservierten Stellungnahmen in Fragen der Auswanderungsorganisation und
die bewußte Abstinenz von kolonialen Ambitionen in Fabris Kongreßrede hatten ihren
Grund auch in taktischen Erwägungen gegenüber dem Auswärtigen Amt. Seit Monaten
hielt sich in der Presse das Gerücht, der Barmer Inspektor sei von der Reichsregierung mit
einem »Gutachten über die Kolonisationsfrage« beauftragt worden. »Man geht wohl nicht
fehl«, mutmaßte »Der Beobachter«, ein kolonialkritisches schwäbisches Blatt, im Blick auf
die von der Kölnischen Zeitung verbreitete Rede Fabris, »wenn man jenen plötzlichen Um-
schlag hiermit in Verbindung bringt. Aus dem Agitator ist eine offiziöse Persönlichkeit
geworden, welche sich eine gewisse Reserve auferlegen muß. Offenbar ist zur Retraite ge-
blasen, und die brasilianische Massenemigration unter Staatsleitung erfreut sich nicht des
höheren Wohlwollens.«50 Die sensationelle Nachricht, der Kolonialpropagandist sei zum
Regierungsberater in Kolonialfragen avanciert, beruhte auf einem Mißverständnis. Das
Ondit über die Regierungskontakte Fabris speiste sich aus durchgesickerten Informationen
über seine seit Juni des Jahres andauernden Bemühungen, das Auswärtige Amt für eine
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Vertretung der südwestafrikanischen Interessen der Rheinischen Mission und der MHG zu
gewinnen. Zwei Legationsräte aus der Wilhelmstraße, von denen einer, Kusserow, das für
die Barmer Eingaben zuständige Referat leitete, folgten seinem Vortrag. Zudem hatte ihn
Kusserow diskret über die skeptische Haltung Bismarcks zu seinen Anträgen in Kenntnis
gesetzt.51 Fabri übte Zurückhaltung, um den ohnehin wenig erfreulichen Stand der Ver-
handlungen nicht selbst weiter zu verschlechtern.

Den zweiten Teil seiner Rede stellte er ganz auf die »Fürsorge für die deutsche Auswan-
derung« ab.52 Hier sprach nicht der von Kapp als »Kolonialchauvinist« bloßgestellte
»Auswanderungsschwärmer«, sondern, wie Hübbe-Schleiden urteilte, der »Sozialpolitiker«
Fabri.53 Er verlangte nach organisierter Auswandererberatung ohne kommerzielle Ambitio-
nen durch eine Zentralstelle mit einem Netz von Filialen, drängte den Centralverein erneut,
seine Arbeit nach dieser Richtung hin zu erweitern54, und regte an, einen populär und prak-
tisch gehaltenen »Ratgeber für Auswanderungslustige« als Preisaufgabe auszuschreiben.55

Er setzte sich für den Schutz der Auswanderer durch die Kontrolle kommerzieller Agentu-
ren ein, rühmte den von beiden Konfessionen unternommenen Aufbau von Auswanderer-
missionen in den Hafenstädten und empfahl die Einrichtung von Versorgungskassen für
mittellose Auswanderungswillige.56 Reichstag und Reichsregierung ersuchte er, ihre Hal-
tung in der Auswanderungsfrage zu korrigieren, die Auswanderung nicht mehr aus kamera-
listischer Perspektive »scheel und verdrießlich« als eine »üble Fatalität« zu betrachten.57

Adolf Wagner spendete den »gewiß sehr maßvollen« Gedanken des Kongreßredners, die in
der hier vorgetragenen Form weitgehend seinen eigenen entsprachen, lebhaften Beifall.58

Nachdrücklich empfahl er die Annahme des von Fabri eingebrachten Resolutionsantrages,
den er als »Ausgangspunkt für eine zweckmäßige Stellung des Staates zu dieser Frage«
betrachtete.59 Nahezu einstimmig wurden Fabris »Thesen«60 als Resolution des ersten han-
delsgeographischen Kongresses angenommen:

1. Die deutsche Massenauswanderung ist eine wirtschaftlich notwendige, besonders durch
unsere Bevölkerungszunahme gebotene Tatsache.

2. Statt völlig unwirksamer Versuche, sie zu hemmen, gilt es, dieselbe so zu leiten, daß sie
aus einem Kräfteabfluß zu einer wirtschaftlichen und nationalen Stärkung Deutschlands
sich gestalte.

3. In diesem Blick empfiehlt es sich vor allem, die deutsche Auswanderung nach Südame-
rika, zunächst Südbrasilien, zu fördern und zu stärken.

4. Es bedarf einsichtiger und uneigennütziger Hilfeleistung durch Privatassoziation und
wohlwollende Staatsüberwachung für unsere Auswanderungslustigen in der Heimat und
auf der Seereise.

5. Es bedarf auch in den überseeischen Ländern ortskundiger, humaner Hilfeleistung für
unsere neu einziehenden Landsleute.
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6. Während eine direkte Unterstützung der Auswanderung durch den Staat nur in Aus-
nahmefällen zulässig erscheint, ist die Bildung von deutschen Kolonisationsgesell-
schaften in Südamerika dringend erwünscht.

Fabri hatte in seiner Kongreßrede ganz bewußt die Konfliktzone zwischen »unbedingtem
Freihandel und sogenanntem Schutz der nationalen Arbeit« umgangen. Philippson ließ sich
das Zugeständnis abnötigen, daß diese Kontroverse rebus sic stantibus »eigentlich ganz
außer Betracht« stehe, fand sich sogar zur vorsichtigen Befürwortung einer privat »organi-
sierten« Auswanderung nach Südbrasilien bereit, machte aber auch kein Hehl aus seinem
Befremden gegenüber der merkwürdigen Behendigkeit des Missionsinspektors im Umgang
mit seines Erachtens grundsätzlichen Fragen und suchte ihn auf eine prinzipielle Entschei-
dung festzunageln. Fabri habe hier »etwas ganz anderes« vertreten als in seiner umstrittenen
Broschüre, in der doch staatliche Kolonialpolitik propagiert werde. Man könne nun wohl
davon ausgehen, »daß DAS nicht mehr verlangt wird«, bohrte Philippson nach.61

Er übersah, daß die humanitären Intentionen Fabris, die in seinem Plädoyer für Auswan-
dererschutz und -fürsorge Ausdruck fanden, und seine sozialimperialistischen Vorstellun-
gen nur zwei Seiten der gleichen Medaille, daß auch sein Eintreten für »Privatassoziation«
in der Auswanderungsfrage und seine Option für formelle Kolonialexpansion keine Alter-
nativen waren. Was in Philippsons Sicht nur Ausfluß einer zumindest im Kern grundsätzli-
chen Vorentscheidung für oder gegen den modernen Interventionsstaat sein konnte, ran-
gierte bei Fabri, von Zweckmäßigkeits-, sogar von taktischen Erwägungen bestimmt,
zwanglos nebeneinander. Seine Gedanken zur Auswanderungsfrage waren, wie seine ersten
beiden »Thesen« zeigten, nur auf jenen Ansatz zurückgeschraubt, an den alle 1879 vorge-
tragenen sozialimperialistischen Folgerungen nicht nur fugenlos, sondern kausal ange-
schlossen werden konnten. Die Vermutung Philippsons, daß Fabris Rede über die Auswan-
derungsfrage und die Tatsache, daß er »den Staat dabei aus dem Spiele« gelassen hatte,
notwendig entsprechende Konsequenzen auch für seine Haltung in der Kolonialfrage zeiti-
gen müsse62, ging von falschen Voraussetzungen aus.

Fabri entzog sich mit dem reichlich vordergründigen Hinweis auf die fortgeschrittene
Zeit einer Stellungnahme zur Interpretation seiner Rede durch Philippson, welche ihm in
dieser Situation ein klares Bekenntnis abverlangt und ihn damit möglicherweise nachträg-
lich noch aus der sorgsam gewahrten Balance gestoßen hätte. Hinreichend deutliche Auf-
klärung über den Sachverhalt brachte ein kurzes Schlußwort, mit dem Jannasch als Ver-
handlungsleiter die unerfreuliche Diskussion beendete: Der Verzicht auf staatliche Mitwir-
kung beziehe sich selbstredend nur auf die Auswanderungsorganisation. Für die »Handels-
kolonisation des Staates« dagegen sei Fabri schließlich seit jeher eingetreten, »früher und
auch jetzt noch«.63 »Eine Bemerkung, von welcher man sorgfältig Akt zu nehmen hat!«,
registrierte der schwäbische »Beobachter« aufmerksam.64



206 Fabris Schrift als Auftakt und Streitobjekt der kolonialen Diskussion

Mit der Einigung des Kongresses auf sein Konzept für Schutz, Organisation und Leitung
der deutschen Auswanderung war nach Fabris Urteil »ein fester Punkt nicht nur für eine
nachhaltige Agitation, auch für eine planvolle Aktion gewonnen«.65 Zugleich bestärkte ihn
ein schwerer Rückschlag, der die Arbeit der Rheinischen Mission in Südwestafrika und
ihren Direktor persönlich traf, in der schon 1879 ausgesprochenen Überzeugung von der
Notwendigkeit, auch für deutsche Kolonialexpansion eine »auf die Massen des Volkes be-
rechnete Agitation« in Gang zu bringen.66
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9. Mission, Handel und Kolonialpolitik in Südwestafrika

Die Jahreswende 1879/80 brachte für den Kolonialpropagandisten unerwarteten Erfolg, für
den Missionsleiter schwere Enttäuschungen. Beides hatte seine Ursache in der Artikulation
seiner kolonialen Interessen. Ähnlich wie schon ein Jahrzehnt zuvor, meldete sich Fabri
1880 erneut im Auswärtigen Amt mit kolonial intendierten Schutzgesuchen für die Rheini-
sche Mission. Im Unterschied zu den früheren Eingaben jedoch boten sich in der Wilhelm-
straße seit 1879 seine Gedanken über die »Nutzbarkeit« der Mission für »koloniale Anne-
xionen« als vielsagende Interpretationshilfen an. Als Missionsleiter wandte sich Fabri nach
Berlin. Die Antworten jedoch galten dem Kolonialpropagandisten. Der ›Prüfstein‹ Samoa
wurde um einen zweiten ergänzt.

9.1. Krise der Missions-Handels AG, britische Annexionsversuche
und Krieg in Südwestafrika

1871, ein Jahr nach dem Frieden von Okahandja, hatte die MHG im Hereroland mit dem
Aufbau ihres wichtigsten Unternehmensteils begonnen. Während der ersten vier Jahre
konnte sie hier eine langsame, doch stetige Aufwärtsentwicklung verzeichnen. Nach dieser
kurzen Zeit begann die Erfolgskurve bereits abzuflachen und stürzte im Laufe der folgen-
den Jahre rapide der Rentabilitätsgrenze entgegen. In der Barmer Jahresbilanz von 1875
wurde zum letzten Mal ein größerer Betrag aufgeführt, der als Gewinnanteil aus dem Han-
delsgeschäft in die Missionskasse geflossen war.1 Fortan verschwand dieser Posten aus den
Rechnungen. Schon wenige Jahre nach seiner Gründung geriet das Unternehmen in seine
erste schwere und zugleich unüberwindbare Krise.

Die MHG hatte ihre Waren im Hereroland vornehmlich gegen Straußenfedern und El-
fenbein eingetauscht. Die erbarmungslose Jagd ließ den Bestand an Straußen und Elefanten
bald auf ein Minimum zusammenschmelzen und setzte diesem Tauschgeschäft ein uner-
wartet frühes Ende. Versuche der rheinischen Händler, sich statt dessen an die Rinderher-
den der Einheimischen zu halten, scheiterten. Die Kapkolonie bot zwar einen aufnahmefä-
higen Absatzmarkt, doch der Transport auf Segelschiffen war zu langwierig, auf Dampfern
zu kostspielig und der Viehtrieb über Land nach Süden mit untragbaren Verlusten verbun-
den.2 Nachlässigkeiten und Unterschlagungen des Personals einzelner Handelsstationen
verdreifachten die ohnehin schweren Einbußen. Allein im Jahr 1877 verlor die MHG insge-
samt mehr als 300.000 Mark.3 Auch ein Wechsel in der Geschäftsleitung konnte den ab-
sehbaren Zusammenbruch der Gesellschaft weder verhindern noch aufschieben.4 Ende der
1870er Jahre befand sich die MHG in einer ausweglosen Situation am Rande des Ruins.5
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Die politischen Ereignisse in Südwestafrika beschleunigten den Untergang. Im Jahr 1876
trat unerwartet eine Änderung in den Verhältnissen des Landes ein. Bisher hatte die briti-
sche Regierung von Annexionsbestrebungen abgesehen. Jetzt schien sie Schritte zu einer
größeren südwestafrikanischen Besitzergreifung einzuleiten.6 Nach Fabris Einschätzung
suchte das britische Kolonialamt »langsam, sicher und wohlfeil Südafrika zu annektieren«.7

Jeder Versuch, die betreffenden Gebiete unter möglichst geringem Kostenaufwand, vor
allem ohne Einsatz militärischer Machtmittel zu »erwerben«, setzte die Vermittlungsdienste
der einflußreichen rheinischen Missionare voraus. Von britischer Seite darum ersucht, er-
baten sich die Missionare von der Barmer Deputation die entsprechenden Instruktionen.

Fabri beklagte, »daß eine seit Jahrzehnten mit lediglich deutschen Arbeitskräften […]
durchgeführte Pionierarbeit auf dem Gebiete der Kultur nun die Vorarbeit für eine mühelo-
se englische Besitzergreifung werden sollte«.8 Ein Gesuch an die Reichsregierung um Pro-
tektion des Landes erschien ihm jedoch aussichtslos. »Vielleicht verdrießt es den einen
oder anderen Leser«, schrieb er in einem Leitartikel der Kölnischen Zeitung, »daß die
Früchte deutschen Fleißes, in saurem Kulturkampfe erworben, England in den Schoß fallen.
Wir sind aber im neuen Reiche eben noch nicht eingerichtet, solche Früchte von überseei-
schen Pflanzungen zu schütteln.«9 Er bedauerte, daß die Reichspolitik »in überseeischen,
zumal kolonialen Fragen, sich noch auf dem Standpunkte der Philosophie des Unbewuß-
ten« bewege.10 Da er jedoch »Friede, Gesetz und Ordnung« als Voraussetzungen für eine
erfolgreiche Missionsarbeit betrachtete11, mußte er, auch um den Preis einer britischen An-
nexion der rheinischen Missionsgebiete, dem nationalen und kolonialen das missionarische
Interesse voranstellen. Die südwestafrikanischen Annexionsbestrebungen Englands ver-
stand er nur als einzelnen Schachzug einer umfassenden kolonialen Strategie mit dem Ziel,
ganz Südafrika, von der Tafel-Bai bis zum Kunene, von der Delagoa-Bai bis zum Sambesi
der britischen Krone zu unterwerfen.12 Wie sehr es ihm auch mißfiel, daß nicht das Reich,
sondern England in Südwestafrika Fuß faßte, so schien ihm doch eine britische Protektion
»dem allgemeinen Besten nicht minder zugute zu kommen«.13 Diese nachgerade suprana-
tional, wenn nicht gar betont anglophil anmutende Perspektive hatte ihren Grund in huma-
nitär verklärten Erwartungen von britischer Kolonialpolitik: »Anerkennung der Menschen-
würde und Aufhebung jeder Form der Sklaverei, eine geordnete Rechtspflege, Hebung der
sozialen Wohlfahrt, Pflege des Unterrichts, völlige Religionsfreiheit, Förderung aller Kul-
turinteressen, und das alles auf der Grundlage wahrhaft freier Bewegung« erhebe die engli-
schen Kolonien zu den »begünstigsten Ländern der Erde«. Auch in Südafrika habe England
»längst eine Kulturmission«.14 Wie Fabri und rheinische Missionare in Südwestafrika
hofften, würde England nicht nur »der freien religiösen Bewegung keine Schranke« setzen,
sondern durch zielstrebige »Förderung der Verkehrsmittel und des Handels« auch die
kommerzielle »allgemeine Kulturentwicklung« vorantreiben.15

So wurden die Missionsstationen angewiesen, nach Möglichkeit »wohlwollende Neutra-
lität« zu wahren. Würden sie – erwartungsgemäß – von den Häuptlingen um Rat befragt,
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dann sollten sie sich in einer den jeweiligen britischen Plänen entsprechenden Weise äu-
ßern und, dazu aufgefordert, auch die nötigen Vermittlungsdienste leisten.16 Mit dieser
Unterstützung gelang es den britischen Unterhändlern in relativ kurzer Zeit, ihre »Verträge«
mit den Häuptlingen abzuschließen.17 Nach deren Bestätigung durch das britische Ministe-
rium und Parlament würde, so erwartete Fabri zuversichtlich, der neue Resident von Süd-
westafrika im Hereroland seinen Einzug halten und fortan, unterstützt durch eine Truppe
berittener Polizeidiener, für ›Recht und Ordnung‹ sorgen.18 Am 6. März 1878 hißte die
Mannschaft des Kriegsschiffes »Industry« die britische Flagge in der Walfischbai. Doch nur
die Bai und ein schmaler Küstenstreifen wurden zum Gebiet der englischen Krone erklärt.19

Die auf die britische Protektion oder Annexion gegründeten Hoffnungen der Rheinischen
Mission und der MHG erfüllten sich nicht. Der völkerrechtliche Status des ›annektierten‹
Gebietes blieb ungeklärt. Die englische Regierung bestätigte die 1876 mit den Eingebore-
nen geschlossenen Verträge nicht. Nur die Erwerbung der Bai und des Küstenstreifens
wurde anerkannt.20 Die einheimische Bevölkerung, durch Versprechungen, Verhandlungen
und Verträge mit den britischen Unterhändlern erwartungsvoll gestimmt, wurde zusehends
unruhiger. Eine neue Krise zeichnete sich ab. Der zum Residenten designierte Special-
Commissioner Palgrave blieb lange in Kapstadt. Ein an die Walfischbai gesandter britischer
Beamter forderte zwar den im Land Handel treibenden Europäern Lizenzgebühren ab und
erhob Zoll für wichtige Importwaren21, erklärte sich aber außerstande oder weigerte sich
strikt, den Europäern Schutz im Landesinneren zu gewährleisten und den sich häufenden
Delikten an Ort und Stelle entgegenzutreten.22

In ihren Hoffnungen auf eine Konsolidierung der politischen Verhältnisse enttäuscht, in
ihren Handelsinteressen nicht gefördert, sondern nur beschränkt, kehrte sich die Rheinische
Mission unter dem Eindruck der wachsenden Unsicherheit im Lande seit 1878 von ihrer
»wohlwollenden Neutralität« gegenüber dem britischen Vorgehen ab. In der Verschlechte-
rung der Lage im südwestafrikanischen Interessengebiet seiner Gesellschaft sah Fabri »in
erster Linie eine Folge der englischen Politik, resp. der völlig unklaren, dabei rat- und tatlo-
sen Haltung der Kapischen Kolonialregierung, beziehungsweise des britischen Gouverne-
ments«.23 In den Jahren 1878 bis 1880 wurde er von Angehörigen der Mission und Ange-
stellten der MHG wiederholt bedrängt, um eine Intervention der Reichsregierung nachzusu-
chen. Dennoch verwies er die Antragsteller, »vertrauend auf die Logik der Tatsachen und
die Loyalität und Macht der britischen Regierung«, immer wieder an die britischen Behör-
den.24 Doch die von London oder Kapstadt erhofften wirksamen Maßnahmen unterblieben
ganz oder kamen über erfolglose Vorhaltungen nicht hinaus.25
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9.2. Fabris Transvaalpläne

An sich relativ unbedeutende Viehdiebstähle und Streitfälle um das Nutzrecht an den Wei-
den unter den Einheimischen führten schließlich zum Konflikt. Die Unruhe wuchs im
Frühjahr 1880 mehr und mehr an. Ein neuer Krieg warf seine Schatten voraus.1 Diesmal
drohten noch verheerendere Folgen, da die Eingeborenen nun – nicht zuletzt durch den
Tauschverkehr mit der MHG – reichlich mit Schußwaffen und Munition eingedeckt wa-
ren.2 Die gesamte bisherige Missionsarbeit, in welche die Deputation fast 3 Millionen Mark
an Spenden investiert hatte, stand im Kriegsfall auf dem Spiel.3 Ende April 1880 erreichte
Fabri ein telegraphischer Notruf aus Südwestafrika. Rheinische Missionare und Händler
baten angesichts der erhöhten Kriegsgefahr dringend, in Berlin Schritte zu ihrem Schutz zu
erwirken. Weitere Appelle an die britischen Behörden schienen nach den bisherigen Erfah-
rungen aussichtslos. Am 30. April wandte sich Fabri an den ihm persönlich bekannten deut-
schen Vizekanzler, Graf Stolberg-Wernigerode. Er wollte an das Auswärtige Amt »in dieser
unter Umständen etwas weittragenden Sache« kein Gesuch richten, ohne sich vorher hin-
reichend über »Richtung und Begrenzung der Eingabe« informiert zu haben.4 Hinter dem
Hinweis auf den »unter Umständen etwas weittragenden« Charakter der Angelegenheit
verbarg sich ein neuer Versuch Fabris, die Vertretung der Interessen seiner Missionsgesell-
schaft als Ausgangspunkt für kolonialpolitische Anträge zu nutzen.

1869 hatte er im Kanzleramt kein Gehör gefunden mit dem Gedanken an eine deutsche
Annexion der Walfischbai, die den Transvaalburen von britischer Seite ungehindert die
Einwanderung ins Hinterland der Bai ermöglichen sollte. Nicht besser war es jenen Trans-
vaalplänen ergangen, mit denen Ernst von Weber im April 1875 und gemeinsam mit Lüde-
ritz 1876 nochmals bei Bismarck Gehör zu finden versucht hatte. Die hochbrisante »Krieg-
in-Sicht«-Krise war ohnehin der denkbar ungünstigste Zeitpunkt für eine erste kolonialpo-
litische Aktion. Doch auch 1876 war Bismarck nicht für solche Projekte zu gewinnen. Ihre
Verwirklichung sei wegen der »Eifersucht Frankreichs« und der »Empfindlichkeit Eng-
lands« nicht opportun. Außerdem stünden die im Kulturkampf verhärteten innenpolitischen
Fronten im Wege. Mit dem bezeichnenden Argument, es müsse »erst ein fruchtbarer Boden
in der Nation zu solchen Unternehmungen geschaffen« sein, lehnte Bismarck Webers Pläne
ab.5 »Als eine Nationalitätsfrage ist die Sache wohl jedenfalls nicht aufgefaßt worden«,
schrieb Fabri 1877 nicht ohne Ironie, »dazu sind auch unsere deutschen Stammesgenossen
unter den Boers etwas zu verholländert«.6 Trotz der beharrlichen amtlichen Zurückhaltung
Bismarcks erregte die Burendiskussion in England skeptische Wachsamkeit.7 Es ist nicht
auszuschließen, daß die englische Regierung 1875 mit dem gescheiterten Versuch, die De-
lagoa-Bai zu annektieren, auch den burenfreundlichen Kolonialplänen in Teilen der deut-
schen Öffentlichkeit prophylaktisch entgegenzutreten suchte.8 Solchen Ambitionen wurde
jedenfalls 1877 durch die Annexion von Transvaal und 1878 durch das britische Eindringen
in die Walfischbai bis auf weiteres die Grundlage entzogen.
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Hatte Fabri noch 1877 die erwartete britische Okkupation als nach Lage der Dinge einzig
mögliche Schutzgarantie für Mission und Handelsgesellschaft begrüßt, seine allzu optimi-
stischen Vorstellungen jedoch seit 1878 enttäuscht korrigieren müssen, so schien ihm die
englische Kolonialpolitik im Frühjahr 1880 in Südafrika vollends vom Wege der »imperial
policy« abweichen zu wollen. Er ging davon aus, daß der neue Gouverneur der Kapkolonie
beschlossen hatte, Herero- und Namaland künftig wieder sich selbst zu überlassen. Dies sei,
so deutete er Stolberg-Wernigerode vorsichtig an, insofern von »weiterer Bedeutung«, als
voraussichtlich auch Transvaal vom Ministerium Gladstone wieder aufgegeben und »in
diesem Falle der frühere Versuch, eine deutsche Protektion – diesmal von der öffentlichen
Meinung in Deutschland gewiß lebhaft unterstützt – zu gewinnen, wahrscheinlich erneuert
werden wird«.9 In der Tat machte sich in der deutschen Presse seit der britischen Annexion
der Transvaalrepublik trotz kritischer Stimmen eine wachsende, latent annexionistische
Burensympathie bemerkbar.10 Schon vor Webers erneutem propagandistischen Vorstoß
hatte Fabri selbst mit seiner Polemik gegen die »Vergewaltigung« Transvaals, in der die
»Fabel vom Wolf und dem Lamm wieder einmal zur Geschichte geworden« sei, diese
Stimmung befördert.11

Im Glauben an eine neue kolonialpolitische Chance für Deutschland suchte der Barmer
Inspektor in Berlin seiner Überzeugung Stimmen zu gewinnen und zu sondieren, »wie weit
die Bereitwilligkeit daselbst gehe«.12 Stolberg-Wernigerode leitete die vertrauliche Anfrage
Fabris vom 30. April mit dem Bemerken, »daß derselbe mir persönlich recht gut und als ein
Mann bekannt ist, welcher in Ausübung seines Berufes neben den religiösen auch in beson-
ders lebhafter Weise allgemein kulturellen und deutsch-nationalen Zielen nachstrebt«, an
Fürst Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürst weiter, der seit Bülows Tod interimistisch als
Staatssekretär dem Auswärtigen Amt vorstand. Stolberg-Wernigerode empfahl, Fabris Ge-
danken »mit Interesse« zu begegnen.13 Ob ein für den 10. oder 11. Mai 1880 erbetenes Ge-
spräch mit Stolberg-Wernigerode stattgefunden hat, ist nicht mit Sicherheit zu klären. Fest
steht jedoch, daß Fabri in diesen Tagen die Lage in Südwestafrika und seine Pläne »einge-
hend« mit Hohenlohe-Schillingsfürst und »stundenlang« mit Kusserow als dem zuständigen
Referenten erörtern konnte. »Ich fand vieles Entgegenkommen«, schrieb er vertraulich an
Missionar H. Brincker in Südwestafrika, »wie denn auch in den maßgebenden Kreisen der
Kolonialgedanke in den letzten Jahren sichtliche Fortschritte gemacht hat«.14 Inwieweit er
in diesen Gesprächen konkret mit seinen Transvaal-Plänen durchzudringen vermochte, ist
nicht zu klären. Kusserow jedenfalls scheint sich der Sache bereitwillig angenommen zu
haben. Unverzüglich wurde Bismarck – unter Vorlage auch der früheren Eingaben – von
den Plänen des Missionsinspektors in Kenntnis gesetzt.

Die »empfindliche Niederlage« vom 27. April, die Fabri dem Reichskanzler in der Köl-
nischen Zeitung bescheinigt hatte, war nicht geeignet, Bismarcks ohnehin geringes Interes-
se an kolonialen Projekten zu beleben. Zwei Wochen erst lag das Veto des Reichstags zu-
rück, als der Mann, der Bismarcks »Niederlage« mit dem Verweis auf ihre stimulierende
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Wirkung für die »colonial ascendancy« zu relativieren suchte15, selbst mit kolonialen Vor-
schlägen an den Reichskanzler herantrat. Kusserows Bemühungen waren vergeblich. Bis-
marck reagierte kühl und abweisend. Die »Anlagen, Fabri betreffend« liefen bereits am 13.
Mai 1880 mit der definitiven Absage an den Legationsrat zurück: »Der Reichskanzler hat
nicht viel Vertrauen in Herrn Fabri und dessen Pläne. Die Frage wegen der Transvaalrepu-
blik hält er für bedenklich wegen der Eifersucht Englands. Auch im Übrigen hat er keine
Neigung, die Vorschläge und Pläne Fabris in ernste Erwägung zu nehmen.«16 Verstimmt
warf Bismarck auch Fabris Pläne gleichsam ad acta Samoa. Kusserow scheint Fabri unver-
züglich von der Reaktion des Reichskanzlers in Kenntnis gesetzt zu haben, denn in seiner
bereits am 3. Juni folgenden, umfangreichen Eingabe an das Auswärtige Amt17 gestattete
sich der Missionsleiter nur noch einen sehr zurückhaltenden, parenthetischen Verweis auf
ein potentielles deutsches Engagement gegenüber dem Transvaalstaat. Wie die weitere
Entwicklung zeigen sollte, hatte er mit seiner Vermutung, England könnte von der »impe-
rial policy« in Südafrika abgehen und Transvaal freigeben, ohnehin voreilig zu weit ge-
griffen. Auch der zweite Versuch Fabris, Bismarck für eine in Zusammenhang mit der
Transvaalfrage vermeintlich gebotene kolonialpolitische Chance zu interessieren, war ge-
scheitert. In seinen ab Juni 1880 folgenden Eingaben an das Auswärtige Amt beschränkte
er sich zunächst auf Schutzgesuche für die Rheinische Mission und die MHG in Südwest-
afrika.
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tete Schußwaffen: 216.250 Zündhütchen, 5.553 lbs (0,453 kg) Blei und 1.445 lbs Schießpulver. Im er-
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9.3. Die Kollision der Interessen: Mission und Kolonialpropaganda

9.3.1. Schutzgesuche

Am 3. Juni 1880 wandte sich Fabri an das Auswärtige Amt mit dem dringenden Gesuch um
Schutz für die »schwer gefährdeten Interessen der deutschen Mission und ihrer Angehöri-
gen, wie der deutschen Handels-Niederlassungen, ihrer Angestellten und ihres Eigentums
im Hererolande« und schloß die Frage an, wie der englischen Regierung für die beträchtli-
chen Verluste, welche beide Gesellschaften seit der britischen Besitzergreifung erlitten
hätten, Schadenersatz abverlangt werden könne.1

In einem vertraulichen Memorandum unterrichtete er das Auswärtige Amt zugleich über
die seiner Ansicht nach »wirksamste Weise der erbetenen Intervention«.2 Eine nachdrückli-
che Vorstellung der deutschen Reichsregierung dürfte in London »doppelten Erfolg« haben:
Entweder – was weniger wahrscheinlich sei – werde England seine jüngst vollzogene Be-
sitzergreifung wieder aufgeben3 oder sich genötigt sehen, sein Souveränitätsverhältnis in
einer dem Völkerrecht sowie den Interessen der Europäer im Lande Rechnung tragenden
Weise klarzustellen und für »Ruhe, Ordnung und Recht« zu sorgen. Sollte England sich
hingegen darauf berufen, ausschließlich die Walfischbai und den angrenzenden Küsten-
streifen annektiert zu haben, mithin also die Intervention einer anderen Macht zugunsten
ihrer Staatsangehörigen im Hereroland blockieren und dennoch jede Verantwortung für das
Geschehen im Hinterland der Bai von sich weisen, dann sei diesem »System moderner We-
gelagerei« auf das bestimmteste entgegenzutreten. Um der erbetenen diplomatischen Initia-
tive den Charakter einer Pression zu verleihen, schlug Fabri vor, zugleich ein deutsches
Kriegsschiff auszusenden. Eine solche bewaffnete Demonstration werde den Entschei-
dungsprozeß im Foreign Office ungemein beschleunigen, die Deutschen im Lande ermuti-
gen und einen nachhaltigen Eindruck bei der einheimischen Bevölkerung hinterlassen, der
die Macht des Reiches nicht unbekannt sei.4

In diesem vertraulichen Begleitschreiben zu seiner Eingabe operierte Fabri in der Tat mit
Vorschlägen, deren Verwirklichung jenen »kleinen verdeckten Krieg« mit England hätte
auslösen können, von dem in seiner Kolonialschrift die Rede war.5 Da ihm in seinen Berli-
ner Sondierungsgesprächen die Aussendung eines Kriegsschiffes in Aussicht gestellt wor-
den war6, glaubte er mit der Annahme seiner Anträge rechnen zu können und empfahl dem
Auswärtigen Amt, ihn rechtzeitig »vertraulich oder privatim« von der voraussichtlichen
Ankunft des Kriegsschiffes in der Bai zu informieren, damit er seinerseits die entsprechen-
den Vorbereitungen treffen könne.7 Eine Abschrift dieser Eingabe sandte er an Hohenlohe-
Schillingsfürst, fügte ihr ein Exemplar seiner kolonialen Propagandaschrift bei und bot dem
Staatssekretär im Auswärtigen Amt damit ganz bewußt die Andeutungen über die »Nutz-
barkeit« der Mission für »koloniale Annexionen« zur Interpretation seiner »vertraulichen
Bemerkungen« an. Zugleich erinnerte er Hohenlohe-Schillingsfürst an die schon seit einem
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Jahrzehnt befürwortete und zuletzt gesprächsweise erbetene Einrichtung eines deutschen
Berufskonsulats in Kapstadt.8

Das Auswärtige Amt trug Fabris dringender Bitte um möglichste Beschleunigung zu-
nächst Rechnung. Die Eingabe wurde unverzüglich einem Sachbearbeiter in Kusserows
Referat zugeleitet und lief bereits am 12. Juni an den Ressortleiter und an Legationsrat
Goering mit der Aktennotiz zurück, daß »vom Standpunkte des diesseitigen Referats […]
eine Berücksichtigung der gestellten Anträge im allgemeinen nur erwünscht« sei.9 Kus-
serow, der vor einer eigenen Stellungnahme sicherheitshalber das Votum Goerings abwar-
tete, ließ Fabri wissen, seine Vorschläge würden im Auswärtigen Amt ernsthaft in Erwä-
gung gezogen, und bestärkte ihn in der Erwartung, »die Sache in Südafrika« werde »nach
den gemachten Vorschlägen zur Erledigung kommen, wenn auch ein Kriegsschiff erst für
Herbst zur Disposition steht«.10

Goerings Votum vom 25. Juni veränderte die Sachlage.11 Der Chef des Konsulatswesens,
der sich durch Fabris Kritik an der Ineffektivität des kaufmännischen Konsulats in Kapstadt
persönlich getroffen fühlen konnte, übte schroffe Kritik an den »vertraulichen Bemerkun-
gen«. Der Antragsteller ziehe die Rechtskraft der britischen Okkupation ohne allen Grund
in Zweifel, zumal doch seine Missionare selbst zum Abschluß der entsprechenden Verträge
beigetragen und damit das britische Besitzrecht vollauf anerkannt hätten. Ein eventueller
»Rassenkrieg« in Südwestafrika könne England keineswegs angelastet werden, da solche
Kämpfe auch zur Zeit des unbestrittenen rheinischen Einflußmonopols vorgekommen sei-
en.12 Für eine britische »Verschuldung« als Rechtsgrundlage von Schadenersatzansprüchen
fehle jeder Beweis. Eine bewaffnete Demonstration im Sinne Fabris, die, deutlich gespro-
chen, mit dem Einsatz von Militär identisch wäre, würde dem Reich – unter der Vorausset-
zung, daß England dem überhaupt tatenlos zusehen sollte – eine moralische Verantwortung
von unübersehbarer Tragweite aufbürden, die zu den angeblichen deutschen Interessen im
Hereroland in keinem Verhältnis stünde. Eine derartige Intervention könnte nur dann weni-
ger abwegig erscheinen, »wenn dem Lande eine große Zukunft bevorstünde und wenn an-
zunehmen wäre, daß Deutschland später die Früchte jetzt ausgestreuter Saat ernten werde.
Eine solche Hoffnung aber […] erscheint […] als Illusion«. Fabris auch hier anklingende
Kolonialambitionen seien müßig bei einem »Land, in dem es sich zur Not leben läßt« und
das überdies als britischer Besitz zu gelten habe. »Es wäre ein Abenteuer, wollte Deutsch-
land die Okkupation des Landes […] auf sich nehmen«. Auch ein Berufskonsulat könne die
Leistungsfähigkeit der bewährten kaufmännischen Vertretung in Kapstadt nicht überbieten.
Die einzige Möglichkeit, Fabri entgegenzukommen, sah Goering darin, seine Klagen der
englischen Regierung »zu tunlichster Berücksichtigung zu empfehlen«. Wenn England da-
bei, wie Fabri fürchte, seine Verantwortlichkeit auf den de jure und de facto annektierten
Küstenstreifen eingrenzen sollte, dann sei dies nur billig. »Ich glaube nicht, daß mehr zu
verlangen ist: ultra posse nemo obligatur!«13
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Kusserow wich zurück. In seinem Votum vom 4. Juli schloß er sich im wesentlichen dem
Urteil Goerings an. Ein deutsches Kriegsschiff in der Walfischbai würde »gewiß ohne
praktischen Nutzen die verschiedensten Kommentare unserer Absichten hervorrufen, höch-
stens geeignet sein, auf die Engländer einen moralischen Druck, vielleicht aber auch ver-
stimmenden Eindruck zu machen«. Auch er empfahl nun lediglich, dem Foreign Office
»die Wünsche der deutschen Missionare und Kaufleute wegen wirksameren Schutzes in
geeigneter Form ans Herz zu legen«.14 Es gelang ihm nur, Goering zur Unterschrift unter
ein Promemoria für Hohenlohe-Schillingsfürst zu bewegen, in dem, unabhängig von Fabris
Eingaben, die Errichtung eines deutschen Berufskonsulats in Kapstadt zur Diskussion ge-
stellt wurde.15

Obgleich das Auswärtige Amt Fabri bereits am 11. Juli 1880 eine eingehende Antwort
angekündigt hatte, blieb die dringend erwartete Nachricht zunächst aus. Am 27. August ließ
der Missionsinspektor eine zweite Eingabe nachfolgen und brachte die erste mahnend in
Erinnerung: Wie sich aus der Abberufung des expansionsfreudigen Gouverneurs der Kap-
kolonie, Sir Bartle Frere, der Ablehnung seines Plans einer südafrikanischen Konföderation
durch das Kap-Parlament und anderen Indizien schließen lasse, scheine die ohnehin unklare
südafrikanische Politik Englands nun vollends ins Schwanken geraten. Damit seien seine
Ausführungen nur erhärtet und die erbetenen Schritte um so nötiger geworden.16 Die Lage
im südwestafrikanischen Interessengebiet der Rheinischen Mission hatte sich zusehends
verschlechtert. Wie befürchtet, war ein neuer Krieg ausgebrochen, dessen Wirren die Mis-
sion und die vordem schon stark angeschlagene MHG schwer beeinträchtigten und schä-
digten. Die in Aussicht gestellte Mitteilung aus der Wilhelmstraße blieb überfällig. Am 14.
Oktober wiederholte Fabri sein Schutzgesuch in einer dritten Eingabe: Die Aussendung des
Kriegsschiffes sei in der gegebenen Situation von höchster Dringlichkeit. Noch immer ohne
offizielle Antwort aus Berlin, konnte er nicht ahnen, daß dieser Antrag, auf den er alle noch
verbleibenden Hoffnungen setzte, im Auswärtigen Amt längst verworfen war.17

Am 26. Oktober traf Kusserow mit Fabri auf dem handelsgeographischen Kongreß in
Berlin zusammen und setzte ihm in vertraulichen Gesprächen am Rande der Veranstaltung
behutsam die Haltung des Auswärtigen Amtes zu seinen Eingaben auseinander.18 Am 4.
November endlich erhielt Fabri aus Berlin die offizielle Nachricht, das Auswärtige Amt
habe die Londoner Botschaft angewiesen, die englische Regierung zu ersuchen, »es möch-
ten die mit Rücksicht auf den ausgebrochenen Rassenkrieg in jenen Gebieten zum Schutz
von Leben und Eigentum englischer Untertanen ergriffenen oder etwa beabsichtigten Maß-
regeln auch auf die dort lebenden deutschen Missionare und Händler erstreckt werden«. Die
Frage eines konsularischen Schutzes der dortigen Reichsangehörigen werde noch geprüft.
Ein Engagement des Reiches im Sinne seiner übrigen Vorschläge jedoch sei »schon durch
die tatsächlichen Verhältnisse ausgeschlossen«.19 Das war im Gegensatz zu Fabris Anträ-
gen weder eine »nachdrückliche Vorstellung« noch eine Pression, sondern lediglich ein
diplomatisches Schutzgesuch. Das Ergebnis konnte er voraussehen: Am 19. Dezember
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folgte die Nachricht, das Foreign Office habe das Schutzgesuch nach Kapstadt weitergelei-
tet in der Überzeugung, daß die Kapregierung »allen Schutz, zu dessen Gewährung sie be-
fähigt sei, bereitwilligst auch auf die deutschen Untertanen erstrecken werde«.20

Über die Effektivität solcher Zusicherungen gab sich Fabri keinen Illusionen hin. Wie er
wußte, erschöpften sich die ›Schutzmaßregeln‹ des kapländischen Residenten, der in der
Walfischbai selbst auf verlorenem Posten stand, darin, daß er den Missionaren und Händ-
lern, welche ihr Leben und Eigentum in Gefahr glaubten, anriet, seinem Beispiel zu folgen
und aus dem Landesinneren abzuziehen.21 In seinen monatelangen zähen Bemühungen um
Schutz für die Mission und die Handelsgesellschaft, von deren Schicksal viel für die Stel-
lung ihres Initiators innerhalb der Rheinischen Mission selbst abhing, war Fabri keinen
Schritt vorangekommen.22 »Als der Krieg […] ausbrach, flüchteten die englischen Beamten
sofort nach Walfischbai und Kapstadt«, schrieb er empört an Kusserow, »und das Leben
des Mr. Palgrave, des Commissioners, wurde nur durch die deutsche Mission und ein paar
christliche Häuptlinge gegen einen Mordanschlag gerettet. Wie sollten da die Engländer die
Deutschen schützen?« Sowohl der stellvertretende Gouverneur wie der Premierminister der
Kapkolonie hätten dem MHG-Direktor Spiecker erklärt, sie könnten »absolut nichts zum
Schutz im Nama- und Hereroland tun«. Der Premierminister habe sogar von sich aus gera-
ten, »durch die deutsche Regierung einen Druck auf das Home Government auszuüben und
die englische Regierung auf die Unmöglichkeit ihrer gegenwärtigen Haltung hinzuwei-
sen«.23 Eben dies hatte er mit seinen Eingaben an das Auswärtige Amt zu erreichen ge-
sucht.

Unter Fabris Leitung war die Rheinische Mission mit ihren südwestafrikanischen Interes-
sen nun endgültig zwischen alle um die Jahreswende 1879/80 überhaupt erkennbaren di-
plomatischen, kolonialpolitischen und kriegerischen Fronten geraten: zwischen Deutsch-
land und England, England und die Kapkolonie, Nama und Herero. Während die drängen-
den Schutzgesuche in ebenso zeitraubendem wie ineffektivem Kreislauf von Kapstadt nach
Berlin, von hier nach London und von dort wieder zurück nach Kapstadt verwiesen wurden,
tobte im Hinterland der Walfischbai ein für die Rheinische Mission existenzbedrohender
Kampf zwischen Nama und Herero, zu dem ihre Handelsgesellschaft selbst Waffen und
Munition geliefert hatte.

Die ungemein vorsichtige Sprache der Reichsregierung gegenüber dem Foreign Office
leuchtete Fabri nicht recht ein. Noch einmal drang er in beschwörenden Worten auf eine
Intervention und die Einrichtung eines Berufskonsulats in Kapstadt.24 Internationale Ver-
wicklungen aufgrund der erbetenen Demonstration seien keinesfalls zu befürchten. Er sei
vielmehr der festen Überzeugung, »daß, wenn dies heute geschähe, das englische Govern-
ment, von dem ›britischen Territory‹ der Walfischbai völlig schweigend, gerne sagen wür-
de: Könnt ihr selbst etwas tun, wohlan!« Die Lage in Südafrika sei so kritisch, so schwierig
für England geworden, daß die britische Herrschaft möglicherweise einen »schweren Stoß«
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erleiden und England seine jüngst initiierte koloniale Expansionspolitik aufgeben werde.25

Auch dieser Versuch, die Angelegenheit über Kusserow voranzutreiben, schlug fehl. Eine
offizielle Reaktion aus Berlin blieb aus. Das Auswärtige Amt schien den Fall für abge-
schlossen zu halten. Fabri war in eine Sackgasse geraten. Er wählte kurzum einen anderen,
Bismarck gegenüber riskanten Weg: »Demnächst denke ich in der Presse die Lage in Süd-
afrika etwas näher zu behandeln«, deutete der Missionsleiter und Kolonialpropagandist dem
Legationsrat vielsagend an, »und werde dann wahrscheinlich, durch den ersten Mißerfolg
nicht abgeschreckt, aufs neue an das Auswärtige Amt mich wenden«.26 Fabri kündigte ein
propagandistisches Intermezzo an.
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9.3.2. Agitation

Wenige Tage nach seinem letzten Brief an Kusserow wandte sich Fabri abrupt von der bis-
her angewandten, erfolglosen Taktik gegenüber dem Auswärtigen Amt ab. Auf den inef-
fektiven Reigen der Petitionen folgte offensive Agitation. Die Pression auf das Foreign Of-
fice, die man ihm in der Wilhelmstraße verweigerte, sollte nun durch den Druck der »öf-
fentlichen Meinung« erzwungen werden. Innerhalb einer knappen Woche gelang es mit
Hilfe der Presse, einen Sturm der Entrüstung wider das Foreign Office und die vermeintlich
grundlose Zurückhaltung des Auswärtigen Amtes zu entfachen. Vom 25. bis 28. Januar
1881 füllte Fabri die Spalten der Kölnischen Zeitung mit drei langen Leitartikeln über
»Englands Lage in Südafrika«1 und fügte ihnen einen alarmierenden Notruf des MHG-
Direktors Spiecker aus Kapstadt bei.2 Die Identität des anonymen Verfassers der Leitartikel
konnte dem Auswärtigen Amt nicht verborgen bleiben, zumal Kusserow diskret informiert
war und in den Texten Passagen aus den Barmer Eingaben zum Teil wörtlich wiederkehr-
ten.

Fabri hatte es nicht nötig, direkt und in aller Offenheit die koloniale Werbetrommel zu
rühren. Es genügte vollauf, daß der überragende Kenner südafrikanischer und besonders
südwestafrikanischer Verhältnisse in mitreißenden Worten an die Geschichte der britischen
Repressionspolitik gegenüber den Buren und an das tragische Ende des verlustreichen Zu-
ges der »Trek-Boeren« erinnerte, um seiner Stimme vor dem Hintergrund der seit dem
Ausbruch des transvaalischen Widerstandskampfes gegen britische »Annexionsgelüste«
aufschäumenden Burenbegeisterung den nötigen Widerhall zu sichern. Jetzt geißelte er in
der Presse die »merkwürdige koloniale Politik Englands« und das britische »System mo-
derner Wegelagerei« an der Walfischbai. Es schien, als ob sich der Propagandist, der noch
ein Jahr zuvor das mustergültige Beispiel Englands rühmte und empfahl, vollends abge-
kehrt habe von der »mehr als kläglichen Haltung der britischen Politik«, die in Südwest-
afrika ein »völkerrechtliches Unikum« geboren hatte.3

Und doch handelte es sich hier nicht um einen prinzipiellen Positionswechsel. Zeitlebens
blieb Fabri »ein aufrichtiger Freund, ja nach gewissen Seiten ein Bewunderer Englands«.4

Selbst der Helgoland-Sansibar-Vertrag vermochte ihn nicht zu der aggressiven alldeutschen
Anglophagie hinzureißen. Als Propagandist trat er vielmehr in den 1880er Jahren und selbst
noch im Juli 1890 dem antienglischen Chauvinismus in der deutschen Kolonialpropaganda
entgegen. All das hinderte ihn jedoch nicht, dort, wo er auf englischer Seite kolonialpoliti-
sche Winkelzüge zu erkennen glaubte, welche die von ihm 1879 markierten Grenzen ›legi-
timer‹ Kolonialexpansion transzendierten, in polemischer Schärfe zu opponieren. Die briti-
sche Expansionspolitik in Südafrika, die Annexion des Transvaalstaates und die Abriege-
lung des Hererolandes durch die Okkupation des besten Hafens und des angrenzenden Kü-
stenstreifens waren und blieben für ihn derartige Verstöße britischer Politik. Im Interesse
der Rheinischen Mission, der MHG und seiner eigenen kolonialen Ambitionen suchte er im
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Januar 1881 zum ersten Mal, die Freigabe der Walfischbai sowie ein direktes oder zumin-
dest indirekt diplomatisches Engagement des Reichs gegenüber England in Südwestafrika
propagandistisch zu ertrotzen. Sein eindringliches Votum in der Presse dürfte nicht unbe-
trächtlich dazu beigetragen haben, daß die in diesen Monaten von subkutan kolonial kalku-
lierenden Burenschwärmern wie Ernst von Weber beeinflußten, kolonial interessierten
Teile der deutschen Öffentlichkeit noch stärker auf anglophoben Kurs schwenkten.

»Was England im großen und ganzen durch seine Kraft, sein Geschick und seinen Eifer
in kolonialer Politik geleistet hat zum Besten unserer gesamten Kulturentwicklung, hat
unsere volle Anerkennung, ja Bewunderung«, konzedierte Fabri. »Die letzten Jahre aber
haben auch immer mehr die Überzeugung stärken müssen, daß England das gesunde Maß
überseeischer Ausbreitung bereits überschritten hat, d.h. sowohl die militärische Macht wie
die kultivatorische Kraft Englands steht nicht mehr im Verhältnis zu seinen Jahr um Jahr
sich häufenden Besitzergreifungen«. Besonders die neuen Annexionen in Transvaal und an
der Walfischbai lägen wie »unverdauliche Steine im Magen des englischen Staatsorganis-
mus«. Derart »törichte kolonialpolitische Späße« im Rahmen einer »plan- und ziellosen
Ausbreitungspolitik« verwarf er im Sinne des Normenkatalogs, den er in seiner Propagan-
daschrift als Meßskala für kolonialen »Bedarf« und als Kriterium der Be- bzw. Verurtei-
lung überseeischer Expansion aufgestellt hatte: »Eine Kolonialpolitik, die heute hier und
morgen dort ohne Klarstellung des wirklichen Bedürfnisses und des kultivatorischen Ver-
mögens Besitzergreifungen macht, nur damit nicht etwa eine andere Macht früher oder
später dahin komme, ist auf dem sicheren Wege sich zu erschöpfen und zu ruinieren«. Das
müsse die deutsche Presse zur Kenntnis nehmen und in »weitere Kreise« tragen.

Zum ersten Mal stellte Fabri die propagandistischen Maximen seiner Kolonialschrift in
eigener Sache auf die Bewährungsprobe: Es sei zu erwarten, suggerierte er, »daß die öf-
fentliche Meinung in Deutschland auch die Reichsregierung bewegen wird, aus ihrer bishe-
rigen Zurückhaltung herauszutreten und England zum Vor- oder Rückwärtsgehen zu be-
stimmen«.5 Spieckers beschwörender Hilferuf aus Kapstadt, den die Kölnische Zeitung am
28. Januar zusammen mit Fabris drittem Leitartikel abdruckte, sprach noch deutlicher aus,
worum es ging: »Diese Zeilen sollen eine Aufforderung an das deutsche Volk und die deut-
sche Presse sein, durch ihre Meinungsäußerung zur Sache unsere Bitte an unsere deutsche
Regierung um ihre geneigte Intervention bei der englischen Regierung zu unterstützen.
Möge unser Appell nicht wirkungslos verhallen!«6 Er verhallte nicht, zumal Fabri, nach-
dem er vom 25. bis 28. Januar eine der größten und auch im westlichen Ausland meistbe-
achteten deutschen Zeitungen mit aufsehenerregenden Leitartikeln bestückt hatte, in einem
pausenlosen Sturm auf die »öffentliche Meinung« schon am 29. Januar einen weiteren Vor-
stoß folgen ließ, dessen Verwegenheit Bismarck gegenüber alle vorherigen in den Schatten
stellte.
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Wir greifen vor, um den Faden hier nicht abreißen zu lassen: Auf der gut vorbereiteten
und von Pressevertretern verfolgten Gründungsversammlung des »Westdeutschen Vereins
für Colonisation und Export« am 29. Januar 1881 wurde neben einer vielbeachteten Reso-
lution zugunsten der Unabhängigkeit des Transvaalstaates7 auf Antrag Fabris einstimmig
eine Depesche an Bismarck gebilligt, die den akuten Interessen des Missionsleiters diente:
»In Anbetracht, daß Tausende von Deutschen in den der britischen Krone unterworfenen,
resp. in deren Machtsphäre gelegenen Ländergebieten Südafrikas wohnen; daß die in ver-
schiedensten Teilen Südafrikas gleichzeitig ausgebrochenen Aufstände und kriegerischen
Verwicklungen vielartige Interessen auch der Eingesessenen deutscher Nationalität bedro-
hen; daß namentlich in den Territorien an der Westküste Südafrikas die völkerrechtlich
unklare Haltung der britischen Politik die Lage der dort angesessenen Deutschen sehr
schwierig macht; daß die kapischen Kolonialbehörden sich unvermögend erklärt haben,
zum Schutz des Lebens und Eigentums der dort wohnenden Europäer etwas zu tun, erlau-
ben sich die Unterzeichneten an Eure Durchlaucht […] die Bitte zu richten, für die in Süd-
afrika bedrohten Interessen deutscher Staatsbürger einzutreten, insbesondere auch die An-
stellung eines Berufskonsuls in Südafrika geneigtest veranlassen zu wollen.«8 Zu den Un-
terzeichnern zählte neben dem Missionsinspektor eine Reihe der bedeutendsten Vertreter
der rheinisch-westfälischen Wirtschaft. Auf dem Umschlag der Depesche, die noch in der
gleichen Nacht durch die Druckmaschinen der Presse lief und darum schon Tagesgespräch
war, als sie ihren Adressaten erreichte, stand Fabris Absender. Er wurde mit einem fetten
›Nota bene‹ von Bismarcks schwerer Hand zu den Akten genommen.

Der Reichskanzler reagierte empört. Er wußte, daß auch von privater Seite artikulierte
Überseeinteressen, hinter denen deutsche Kolonialabsichten auf Südafrika vermutet werden
konnten, in London als Einmischungsversuche in die britische Interessensphäre verstanden
wurden und zu einer im Rahmen seiner gesamteuropäischen Sicherheitspolitik, insbesonde-
re im Blick auf Rußland, höchst unerwünschten Belastung der deutsch-englischen Bezie-
hungen führen konnten. Die beträchtliche Beunruhigung, welche Webers Kolonialpropa-
ganda für »Deutschlands Interessen in Südost-Afrika«9 im Foreign Office hervorgerufen
hatte, war für ihn Gegenstand jüngster, unerfreulicher Erinnerung. Schon deswegen hatte er
in seinen Anweisungen an Münster für das diplomatische Ersuchen um Schutz für die
Rheinische Mission in Südwestafrika so betont zurückhaltend taktiert.10 Nun wähnte er
Fabri auf Webers Spuren. Bismarck mußte in seinem Vorgehen einen jener sanften Erpres-
sungsversuche mit Hilfe der »öffentlichen Meinung« erblicken, die der Missionsinspektor
in seiner Propagandaschrift als ultima ratio angedeutet hatte. Als der nationalliberale Bar-
mer Geschäftsmann Ernst von Eynern, dessen Bruder, Fritz von Eynern, dem Vorstand des
Westdeutschen Vereins angehörte, auf der am 1. Februar für die Mitglieder des Landtages
und des Volkswirtschaftsrates gegebenen Soirée Fragen der deutschen Handelspolitik an-
schnitt, die »stets zunehmenden Bestrebungen, eigenen Kolonialbesitz zu erwerben«, und
den eben gegründeten Düsseldorfer »Kolonisationsverein« erwähnte, der sich unter Fabris
Vorsitz der Expansionspropaganda verschrieben habe, brauste Bismarck unwillig auf: Sol-
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che Bestrebungen könne man ja fördern, doch dieser Verein werde schlecht geleitet. In aller
Schärfe verurteilte er die eigenmächtige Handlungsweise des Missionsinspektors. Koloniale
Bestrebungen könnten nur bei Anlehnung an und Absprache mit dem Auswärtigen Amt
Aussicht auf Erfolg haben. Fabri, der doch sonst »ein kluger und feiner Kopf« sei, habe
ihm, ohne Fühlung mit ihm aufzunehmen, eine gegen die britische Kolonialpolitik in Süd-
afrika gerichtete Depesche zugesandt und sie noch dazu veröffentlicht. Gerade in Kriegs-
zeiten werde jedes Wort eifersüchtig verfolgt. Nichts sei dabei so vom Übel, als sich »in
seinen Sympathien von unklaren Gefühlen leiten, die tatsächlichen, allen Kämpfen zugrun-
deliegenden Interessengegensätze unberücksichtigt zu lassen«. Bewußt unaufrichtig betonte
Bismarck erregt, »überall hätten die Engländer die freundlichsten Beziehungen zu den
deutschen Reichsangehörigen, und deren Eigentum und Tätigkeit sei von ihnen stets ge-
schützt worden, so wie das eigene englische. Besonders die Missionare hätten doch wahr-
haftig niemals Ursache gehabt, sich zu beklagen.«11 Über Webers Vorprellen ebenso unge-
halten wie über Fabris Depesche verärgert, war er auch zum Schutz der Rheinischen Missi-
on um keinen Preis bereit, im Sinne ihres Inspektors England gegenüber einen nachdrückli-
cheren Ton anzuschlagen, der erneut zu Mißverständnissen oder gar zu einem »kleinen
verdeckten Krieg« hätte Anlaß geben können.

Indigniert und abweisend ließ der Reichskanzler dem Vorstand des Westdeutschen Ver-
eins über Fabri am 14.2. zu verstehen geben, daß die Regierung die politische Entwicklung
in Südafrika aufmerksam verfolge und über Umfang und Lage der dortigen deutschen Inter-
essen vollkommen unterrichtet sei. Die mit der Vertretung derartiger Interessen betrauten
kaufmännischen Konsulate hätten sich bisher als durchaus hinreichend erwiesen, »um den
Deutschen denselben Schutz zu sichern, welchen die Engländer selbst und die Weißen
überhaupt dort unter den Umständen genießen können. Über dieses Maß hinaus ist die Kai-
serliche Regierung nach Lage der Verhältnisse nicht im Stande, Schutz zu gewähren, und
erscheint die Einrichtung eines besoldeten Konsulats in Südafrika zur Zeit nicht erforder-
lich.«12

Schon zwei Tage zuvor hatte sich die Kölnische Zeitung, wohl auf einen offiziösen Fin-
gerzeig aus der Wilhelmstraße hin, bemüht gezeigt, in beschwichtigenden Worten die von
ihr selbst hochgetriebenen Wogen der Burenbegeisterung zu glätten. »Wenn neuerdings bei
uns Kolonisationsgedanken aufgetaucht sind und dabei der Blick auch auf Südafrika ge-
lenkt wurde, wobei man auf Unterstützung durch die deutsche Regierung hoffte, so darf
man nicht übersehen, daß Deutschland mit großer Vorsicht vermeiden muß, die Absichten
der englischen Regierung auf einem Punkt der Erde zu durchkreuzen, wo deren Herrschaft
nun schon so lange Zeit fest gegründet ist«, mahnte die Kölner Redaktion bereitwillig.
Manche »Kolonisationsfreunde« trügen sich wohl mit der irrigen Annahme, das Kabinett
Gladstone werde, früheren oppositionellen Äußerungen des jetzigen Premiers entsprechend,
die koloniale Expansionspolitik des Toryministeriums aufgeben und sich nach Kapstadt
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zurückziehen. Darauf deutsche koloniale Hoffnungen zu gründen, hieße auf eine Fata Mor-
gana setzen.13

Doch dieser belehrende Appell an die politische Vernunft blieb Ausnahme. Wenig später
schon rückte auch die Kölnische Zeitung wieder in die Reihe der schwärmenden Apologe-
ten des »germanischen und mehr, insbesondere des teutonischen Völkerstammes« zurück
und verurteilte in flammenden Protesten die »ungerechte und gewaltsame Handlungsweise«
der britischen Kolonialmacht gegenüber den Buren.14 Sie trat zwar dem verbreiteten, ab-
strus-romantischen Gedanken, die Reichsregierung müsse die angeblich von der Burenfrage
tangierte »nationale Ehre« Deutschlands »retten« und der Forderung, Bismarck solle doch
endlich »den Boeren ihr Recht verschaffen«, entgegen und schlug anstelle schweifender
Phantasien praktische Hilfsmaßnahmen und diplomatische Vermittlungsdienste vor. Zu-
gleich aber propagierte sie Fabris langgehegten Plan, den Buren – sollten sie im Kampf
unterliegen und sich nochmals zur Auswanderung entschließen – zum Schutz vor erneuter
britischer Annexion ein deutsches Protektorat über das neue Einwanderungsgebiet anzutra-
gen. Ganz in seinem Sinne empfahl die Redaktion dazu besonders das Nama- und Herero-
land, »wo ohnehin schon der Einfluß deutscher Missionare allmächtig ist und welches sich
vortrefflich zu einer deutschen Ackerbaukolonie eignen würde«. Ihre Haltung blieb
schwankend.15 Die Burenbegeisterung in der deutschen Öffentlichkeit lebte fort und nahm
im weiteren Verlauf des Transvaalkrieges noch an Intensität zu.16 Fabri hatte sie besonders
durch seine Artikelserien der Jahre 1877 und 1881 wesentlich stimuliert und bekannte sich
gern zu dieser Propaganda und ihrer Effektivität. So protestierte er im März 1881 sogar in
einem Schreiben an den Amsterdamer »Standard« gegen dessen Unterschätzung der buren-
freundlichen Stimmung in Deutschland und betonte ausdrücklich, daß er selbst maßgeblich
dazu beigetragen habe, sie wachzurufen.17

Fabris lautstarke Flucht in die Presse sollte hilflose Ohnmacht in einem unverschuldeten
Desaster signalisieren und damit weithin Empörung gegenüber den vorbehaltlos schuldig
Gesprochenen in London und Kapstadt und ihren vermeintlich in leichtfertiger Passivität
verharrenden Berliner Mitwissern wecken. Der Versuch, die eigenen südwestafrikanischen
Interessen zugleich mit der im Vorjahr eröffneten Kolonialdiskussion und den latent kolo-
nialen Emotionen der Burenbegeisterung abzustützen, zeitigte in der Öffentlichkeit Erfolg.
Doch an der entscheidenden Stelle machte sich der propagandistische Schachzug nicht be-
zahlt. Unversehens arbeitete sich Fabri dort selbst entgegen. Der agitatorische Rammstoß
des Propagandisten prallte ab und traf den schutzsuchenden Missionsleiter. Seine Rechnung
konnte nicht aufgehen, denn in Bismarcks Augen war er mit seinem vielbeachteten Schritt
in die Öffentlichkeit entschieden zu weit gegangen. Seit Februar hüllte sich das Auswärtige
Amt dem unbequemen Barmer Antragsteller gegenüber in unterkühltes Schweigen. Ein
halbes Jahr verstrich.
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9.3.3. Niederlage und Neubeginn

Die mit großer Erbitterung geführten Kämpfe zwischen Nama und Herero im Interessenge-
biet von Mission und Handelsgesellschaft schwankten ohne entscheidende Erfolge hin und
her, zumal sowohl die britische Seite als auch die Mission je eine der kriegführenden Par-
teien unterstützten.1 Unter dem Eindruck der ständig wachsenden Gefahr für Leben und
Eigentum der Europäer im Kampfgebiet und der beharrlichen Reserve des Auswärtigen
Amtes rekurrierte Fabri, ganz wie er es Kusserow im Januar angekündigt hatte, fern aller
Resignation mit verstärkter Energie auf den ersten, direkten Weg nach Berlin.

Am 28. August 1881 wiederholte Fabri, der seit einigen Wochen der Kolonialfrage mit
einer weithin beachteten Propagandakampagne im Wahlkampf Geltung zu verschaffen
suchte, sein Schutzgesuch und ließ am 20. September nochmals eine mahnende Eingabe
nach Berlin folgen.2 Sechs Missionsstationen seien infolge der Kriegsereignisse bereits
verlassen und geplündert worden. »In einem Augenblick, wo von allen Seiten die Stärkung
des deutschen Exports und die Anlegung deutschen Kapitals in überseeischen Unterneh-
mungen erstrebt und befürwortet wird«, schrieb er im Blick auf die schon seit Jahren vom
Ruin bedrohte MHG, »erscheint es doppelt bedauerlich, daß eine seit 11 Jahren solide ge-
führte [!] und von den besten Absichten getragene deutsche überseeische Handelsunter-
nehmung aus Mangel an genügendem politischen Schutze von seiten der britischen Regie-
rung zugrunde gehen muß«. Er war bemüht, den bevorstehenden Bankrott der MHG, deren
»Verhältnisse im Hereroland während des letzten Jahres so geordnet wurden, daß die ruhige
und erfolgreiche Weiterarbeit im Hererolande in sicherer Aussicht stand«, mit Kriegsschä-
den zu begründen, diese wiederum dem Versagen der britischen oder kapländischen Politik
anzulasten und das Auswärtige Amt für seine wenig plausiblen Schadenersatzansprüche
gegenüber London oder Kapstadt einzuspannen. Durch Kriegsverluste von mindestens
£ 29.000 bis £ 30.000 sehe sich die MHG zur Liquidation gedrängt und werde damit vor-
aussichtlich ihr gesamtes Aktienkapital in Höhe von 718.000 Mark einbüßen.3 Die britische
und die Kapregierung suchten sich gegenseitig mit den Kosten einer Intervention zu bela-
sten. Erklärungen der Kapregierung vor dem Parlament ließen keinen Zweifel mehr an ihrer
Absicht, Herero- und Namaland künftig wieder sich selbst zu überlassen und höchstens die
Walfischbai als britisches Territorium aufrechtzuerhalten. Die Lage sei völlig verworren:
Während sich die britische und die Kapregierung durch divergierende Auffassungen in der
Kostenfrage gegenseitig in ihrer Handlungsfähigkeit lähmten, nehme der Kampf ständig an
Umfang und Härte zu. Gerade in dieser Situation sei es dringend geboten, die britische Re-
gierung auf diplomatischem Wege, unterstützt durch eine bewaffnete Demonstration an der
Walfischbai, auf die völkerrechtliche Unmöglichkeit ihrer bisherigen Haltung zu verweisen
und vor die genannte Alternative zu stellen.4

Auch dieser letzten Eingabe war nicht der erhoffte Erfolg beschieden.5 In beschwichti-
genden und zugleich unwillig schroffen Formulierungen antwortete das Auswärtige Amt
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am 16. November, von seiten der britischen bzw. kapländischen Behörden würde Missiona-
ren und Händlern, die doch über die Grenzen der britischen Einflußsphäre hinaus wirksa-
men Schutz im Inneren des Landes gar nicht verlangen könnten, derjenige Schutz zugestan-
den, »auf welchen sie nach Lage der dortigen staats- und völkerrechtlichen Verhältnisse
einen Anspruch überhaupt erheben können«.6 Wie aus dem Gesamttenor des Schreibens
deutlich vernehmbar war, betrachtete Bismarck die leidige Affäre damit als endgültig erle-
digt. Zu irgendwelchen, über diese vertröstenden und für Fabri völlig nutzlosen Versiche-
rungen hinausgehenden Schritten im Sinne seiner Eingaben war man in Berlin auf keinen
Fall bereit.

Das Ergebnis seines zweiten Dialogs mit dem Auswärtigen Amt blieb für Fabri ebenso
enttäuschend wie das des ersten zu Ende der 1860er Jahre. Sein zähes Bemühen um ein
Engagement der Reichsregierung in Südwestafrika, wenigstens zum Schutz von Mission
und Handelsgesellschaft, war vergebens. Die Verschränkung kolonialer Ambitionen mit
dem Schutzbedürfnis von Mission und MHG führte zu unerwünschter Konkurrenz und
schließlich zu einer Kollision der Interessen, die zuungunsten des letzteren ausfiel. Fabri
hatte das Risiko seines Weges in die Öffentlichkeit zu gering veranschlagt, Bismarcks Resi-
stenz unterschätzt und darum ungewollt mit dem dringenden Schutzbedürfnis von Mission
und Handelsgesellschaft Vabanque gespielt. Die Zeit für einen effektiven Einsatz seiner
Strategie kolonialer Propaganda war noch nicht gekommen. Gültig blieb bis auf weiteres
nicht seine optimistische, sondern die skeptische Prognose der offiziösen Grenzboten, daß
Bismarck seine wiederholt demonstrierte Aversion gegenüber deutschen Kolonialprojekten
nicht geändert habe »und die ›öffentliche Meinung‹ […] ihn schwerlich auf andere Gedan-
ken bringen« dürfte.7 Wie auch immer geartete Anregungen, die potentiell kolonialpoliti-
schen Charakter trugen oder international auch nur so verstanden werden konnten, wurden
höflich aber bestimmt an der Schwelle abgewiesen. »Bismarck ist merkwürdig zähe, etwas
in südafrikanischen Angelegenheiten zu tun«, schrieb Fabri vertraulich im August 1881 an
C.H. Hahn, »schon Anfang Juni 1880 habe ich eine Eingabe gemacht und um eine Pression
auf die englische Regierung gebeten, damit sie den Kriegsausbruch hindere. Die betreffen-
den Herren des Auswärtigen Amtes, die ich mündlich sprach, waren sehr willig und entge-
genkommend. Die Absendung eines Kriegsschiffes an die Walfischbai war bereits vorbe-
reitet; als die Sache an den Reichskanzler kam, ließ er sie in den Papierkorb fallen.«8

Mit seinem Votum am ›Prüfstein‹ Samoa hatte der Reichstag nach Fabris Urteil kolo-
niales Desinteresse bekannt. Im gleichen Jahr noch mußte er erfahren, daß seine Interpreta-
tion der Samoa-Vorlage als erster Schritt zur »Einleitung einer deutschen Kolonialpolitik«9

allzu optimistisch war: Nicht nur der Reichstag, auch der Reichskanzler selbst schien seit-
her erst recht – immer »noch nicht« für Kolonialambitionen empfänglich. Die Fehlein-
schätzung der Interessen Bismarcks wurde durch das negative Resultat seiner Verhandlun-
gen mit dem Auswärtigen Amt und die damit unabwendbar gewordenen schweren materi-
ellen Schäden seiner Gesellschaft quittiert. Erst das Zusammentreffen der ungeahnt starken
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Resonanz, die seine Kolonialpropaganda 1879/80 fand, mit diesen enttäuschenden Erfah-
rungen veranlaßte Fabri endgültig, sich selbst nach Kräften der Erfüllung seiner kolonial-
propagandistischen Maxime vom Frühjahr 1879 zu verschreiben, derzufolge resistentem
kolonialem Desinteresse in den »entscheidenden Kreisen« nur mit einer »umso energische-
ren Einwirkung auf die öffentliche Meinung Deutschlands« begegnet werden konnte und
mußte.10 Schon wenige Wochen nach dem seit November absehbaren und im Dezember
1880 definitiven Scheitern der ersten Runde seiner Verhandlungen mit dem Auswärtigen
Amt stellte sich der Missionsinspektor konsequent an die Spitze jenes, bis zum Nachrücken
des Deutschen Kolonialvereins wichtigsten kolonialexpansiven Interessenverbandes
Deutschlands, der noch im Januar 1881 als Westdeutscher Verein für Colonisation und
Export an die Öffentlichkeit trat.
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DRITTER TEIL:
Die Organisation der kolonialen Interessen:
Centralverein, Westdeutscher Verein
und Deutscher Kolonialverein (1881–1884)

10. Der Westdeutsche Verein für Colonisation und Export

10.1. Gründung, Programm und Struktur

Die Bestrebungen des Centralvereins hatte Fabri lebhaft begrüßt und für die Berliner Orga-
nisation in Wort und Schrift geworben. In ihrem Programm sah er alle Leitgedanken des in
seiner Kolonialschrift propagierten expansionistischen Konzepts tangiert. Jannasch wollte
einer Verwechslung mit den meist ebenso erfolglosen wie übel beleumundeten Auswande-
rungsvereinen vergangener Jahrzehnte und der gern geübten Schelte eines Förderers der
Auswanderung vorbeugen, als er die ursprüngliche Zweckbestimmung, »für Auswanderung
und Colonialpolitik«, durch das vage Leitziel »Förderung deutscher Interessen im Auslan-
de« ersetzte. Schon im März 1879 und nochmals in seiner Rede vor dem ersten handels-
geographischen Kongreß bedauerte Fabri, daß Jannasch eine »etwas abgeblaßte Firma«
gewählt und nicht einen »Centralverein für deutsche Auswanderung und Handelskolonisa-
tion« angemeldet hatte.1

Fabri dachte an die Gründung einer dem Centralverein verwandten, doch eindeutiger auf
die 1879 explizierten »nationalen Aufgaben« in Übersee hin ausgerichteten Organisation.
Der Centralverein selbst hoffte auf die Bildung von lokalen und regionalen Zweigvereinen.
Ein großer und wirtschaftlich bedeutender Teil seiner individuellen und kooperativen Mit-
glieder stammte aus Westdeutschland. Fabris Plan, für Rheinland und Westfalen ein regio-
nales Zentrum kolonialer Vereinsarbeit zu schaffen, lag darum nicht nur in seinem eigenen,
sondern auch im Interesse des Centralvereins und seiner westdeutschen Mitglieder. Zu glei-
cher Zeit trug sich in Absprache mit Jannasch ein weiteres Mitglied des Centralvereins, der
Kölner Assessor und spätere Oberregierungsrat im Handelsministerium, Dr. Gustav Königs,
mit ähnlichen Gedanken. Königs, der dem Generalsekretär des Centralverbandes Deutscher
Industrieller, Henry Axel Bueck, nahestand und während der folgenden Jahre wiederholt als
beamteter Interessenvertreter der westdeutschen Exportindustrie hervortrat, ließ dem Kolo-
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nialpublizisten bei der Verwirklichung des Plans den Vortritt. In einer Vorbesprechung
»verschiedener Herren der westdeutschen Großindustrie und des höheren Beamtentums«,
an der auch der spätere Präsident des Reichsversicherungsamtes, Dr. Bödiker, teilnahm,
wurde die Vereinsgründung beschlossen und eine Werbekampagne verabredet, die der öf-
fentlichen Konstituierung vorausgehen sollte.2

Am 14. Januar 1881, einen Tag nach Fabris Brief an Kusserow, ging ein erstes Werbe-
schreiben an die Presse ab, das zur Teilnahme an der konstituierenden Versammlung eines
Zweigvereins der Berliner Organisation für Rheinland und Westfalen aufrief. »Immer leb-
hafter wird in Deutschland das Bedürfnis überseeischer Kolonien empfunden, welche unse-
ren ländlichen und anderen Auswanderern ein neues deutsches Heim gewähren, dem Kapi-
tal sichere und hohe Rente, der Industrie vermehrten Absatz, Handel und Schiffahrt neue
Gelegenheit zu gewinnbringender Tätigkeit eröffnen«, hieß es in dem Aufruf, der einem
Exzerpt aus Fabris Kolonialschrift glich. »Wie beschämend für den Patrioten und Volkswirt
sind Verlauf und Ergebnisse unserer bisherigen, sich selbst überlassenen, so bedeutenden
Auswanderung«. Nur Kolonien könnten verhindern, daß deutsche Auslandsinvestitionen
sich auch künftig in »Waffen in den Händen unserer wirtschaftlichen Gegner« verwandel-
ten. Handel und Wirtschaft in den Kolonien würden langfristig nicht nur Höchstgewinne
abwerfen, sondern als Lohn für die »Einfügung der halbzivilisierten Völker der Tropen in
ein höheres Wirtschaftssystem« und ihre Anleitung zu »besserer Arbeit« rückwirkend auch
ideell eine »höhere Entwicklung« Deutschlands befördern. Neben den ökonomischen und
nationalideologischen Argumenten Fabris fanden sich auch seine Hinweise auf den sozial-
defensiven, antisozialistischen Kompensationseffekt und die politisch-gesellschaftliche
Integrationsfunktion kolonialer Politik in dem Gründungsaufruf wieder. Damit wurde ein
provisorisches Vereinsprogramm motiviert, das sich auf folgende Leitziele richten sollte:
»1. Förderung der Bewegung für den Erwerb von Ackerbau- und Handelskolonien für das
Deutsche Reich; 2. Förderung des deutschen Exports; 3. Nationale Nutzbarmachung der
Auswanderung durch Einrichtung von Kolonisationsvereinen«. Ähnlich wie bei der Grün-
dung des Centralvereins, sah man sich auch hier genötigt, dem dritten Programmpunkt pro-
phylaktisch im Sperrdruck die beruhigende Versicherung beizufügen, bei der geplanten
Organisation der Auswanderung handele es sich nicht etwa um deren Vermehrung, sondern
einzig um deren »Leitung und nationale Verwertung«. Die Unterschrift des Missionsin-
spektors war umrahmt durch die Namen von zwanzig der bedeutendsten Vertreter des Indu-
strie- und Handelskapitals in Rheinland und Westfalen. Sie gaben ihre Unterschrift keines-
wegs aus bloßer Gefälligkeit. Der Mann, der hier im Hintergrund stand, hieß H.A. Bueck.
Nicht an den Barmer Inspektor, sondern an den Generalsekretär des Centralverbandes
Deutscher Industrieller waren die Anmeldungen zur Teilnahme an der konstituierenden
Versammlung zu richten. Vom 25. bis 28. Januar bestückte Fabri die Kölnische Zeitung mit
seiner erwähnten Artikelserie. Am 29. Januar tagte in Anwesenheit des Regierungspräsi-
denten in der Düsseldorfer Tonhalle die konstituierende Versammlung. Wie die Kölnische
Zeitung berichtete, hatten sich etwa sechzig der hervorragendsten Vertreter der rheinisch-
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westfälischen Großindustrie, des Großhandels und sonstige »Notabilitäten« eingefunden.
Kommissarisch wurden per Akklamation Kommerzienrat Eugen Langen zum Verhand-
lungsleiter, Generalsekretär Bueck zum Schriftführer dieser ersten Vereinssitzung be-
stimmt.3

Fabri begründete eingangs die Ziele des Vereins. Man wolle die überseeische Expansion
nicht zu einer politischen Machtfrage erheben, sondern allein ihre ökonomische Seite ins
Auge fassen. Er betonte zwar auch hier die sozialpsychologische Attraktivität der kolonia-
len Propaganda, die »etwas Packendes für die Geister« habe und »frisches Blut, ein neues
Element in unser politisches und Volksleben« bringe, warnte aber vor dem Glauben, daß
»das große Werk deutscher Kolonisation eine Sache von heute auf morgen« sei. Nicht mit
Jahren, mit Jahrzehnten habe man hier zu rechnen. Dieser, während der folgenden Jahre
immer wieder vorgetragene Appell, die Phantasie der Adressaten kolonialer Propaganda
nicht zu überreizen, entsprang weniger selbstkritischer Reflexion als massenpsychologi-
schem Kalkül. Unter dem Eindruck der Erfolglosigkeit seiner direkten Vorstöße in der
Wilhelmstraße sah sich Fabri auf den schon 1879 vorgezeichneten, indirekten Weg der ko-
lonialen Propaganda verwiesen, welcher er mit dem Westdeutschen Verein ein zunächst
regional begrenztes Zentrum zu schaffen suchte. Der Verein sollte ein Interessenverband
mit starker Spitze und breiter Basis in den »weiteren Kreisen« des gehobenen Mittelstandes
sein. Nur so konnte es nach Fabris Auffassung gelingen, die »entscheidenden Kreise« aus
der beharrlichen Reserve gegenüber den expansiven »nationalen Aufgaben« zu bringen.
Das erste, die Konzentration mächtiger Interessen, schien der Verwirklichung nahe, da sich
ein »Kreis der hervorragendsten Industriellen und Kaufleute« Rheinlands und Westfalens,
vom unmittelbaren Eigeninteresse geleitet, zur konstituierenden Versammlung einfand.4

Die erstrebte breite Basis hingegen war, wie er 1879 angegeben hatte, nur durch andauern-
de, »energische Beeinflussung der öffentlichen Meinung« zu erreichen.5

Bismarcks Haltung in Fragen einer deutschen ›Kolonialpolitik‹ war nicht auf ein prinzi-
pielles Ja oder Nein zu fixieren. Sie verdankte vielmehr, wie die zweite Hälfte der 1880er
Jahre zeigen sollte, gerade der »pragmatisch-unideologischen« Motivation6 ihre politische
Flexibilität. Fabri vermochte sie in diesen frühen Jahren ebensowenig wie die meisten sei-
ner Zeitgenossen schlüssig zu interpretieren. Auch er dachte noch zu stark in extremen Al-
ternativen, mit denen sich Bismarcks Position schlechthin nicht lokalisieren ließ. Die Ab-
neigung des Reichskanzlers gegenüber einer Politik der formellen Kolonialexpansion indes
konnte ihm nicht verborgen bleiben. Er begann in seinem Plädoyer für deutsche Kolonial-
politik zwar taktisch zu differenzieren, tastete aber dennoch immer wieder vergeblich nach
einem kalkulierbaren kolonialpolitischen Credo des Reichskanzlers, das es in solcher Strin-
genz gar nicht gab. Die enttäuschende Erfahrung seines zweiten Dialogs mit Berlin jeden-
falls hinterließ bei ihm den Eindruck, daß die 1879 geforderte »energische Inangriffnahme
einer wirklichen Kolonialpolitik«7 noch geraume Zeit auf sich warten lassen werde. Gerade
weil er sich von der »öffentlichen Meinung« erheblichen Einfluß auf Willensbildung und
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Entscheidungsprozeß der Reichsregierung versprach, warnte Fabri vor der Stimulation me-
galomaner Perspektiven. Er fürchtete einen Umschlag in Enttäuschung und resignierte Ab-
wendung.

Auf der konstituierenden Versammlung einigte man sich auf ein Vereinsprogramm, das
erheblich prägnanter ausfiel als das des Centralvereins. Mit einigen geringfügigen Modifi-
kationen und ergänzt um einen wichtigen letzten Passus wurden die in dem Werbeschreiben
genannten Ziele in die Vereinssatzung übernommen. Als »Hauptzweck seiner Tätigkeit«
betrachtete der Verein:

a) Förderung der nationalen Bewegung für den Erwerb von Ackerbau- und Handelskolo-
nien für das deutsche Reich.

b) Hebung des deutschen Exports.

c) Nationale Verwertung der Auswanderung durch Errichtung von Kolonisationsvereinen.

d) Anregung zu handelskolonisatorischen und sonstigen überseeischen Produktionsunter-
nehmungen.8

Damit erhob der neue Interessenverband alle wesentlichen Grundgedanken der ersten Ko-
lonialschrift Fabris zu seinem Programm. Mit dem gleichen Zündstoff, mit dem er 1879
einen literarisch entscheidenden »Anstoß« zu der seither an Intensität zunehmenden Expan-
sionsdiskussion gegeben hatte, trug der Barmer Kolonialpropagandist durch diese zweite
Initiative maßgeblich zur »ersten eigentlich kolonialen Vereinsgründung« Deutschlands
bei.9 Sie wies sich im Gegensatz zum Centralverein schon durch ihr Programm als solche
aus und wurde innerhalb der organisierten Kolonialbewegung der Folgejahre auch so be-
trachtet. Der Westdeutsche Verein konstituierte sich nominell als Zweigverein des Berliner
Centralvereins, fügte sich damit in die angestrebte überregionale Organisation einer kolo-
nialen Bewegung ein, wahrte jedoch eine weitgehend unabhängige Stellung gegenüber dem
Berliner Dachverband. Neben Berlin als dem politischen Entscheidungszentrum, den
Bankmetropolen und den Seestädten, in denen nur schrittweise Boden gewonnen werden
konnte, zählte der industrielle Ballungsraum Westdeutschlands zu den ausschlaggebenden
Vorstoßgebieten der Kolonialpropaganda. Hier behauptete der Verein – seit 1883 als wich-
tigste und mitgliederstärkste Sektion des Kolonialvereins – seine Vorrangstellung bis zur
Gründung der Deutschen Kolonialgesellschaft im Jahr 1887.

Der Vorstand des Westdeutschen Vereins, der von sich aus nach Belieben engere Aus-
schüsse einrichten und mit bestimmten Vollmachten und Geschäften beauftragen konnte,
sollte nach den auf der konstituierenden Versammlung beschlossenen Satzungen aus 18
Mitgliedern – welche von der jährlich mindestens einmal einzuberufenden Generalver-
sammlung zu wählen waren – und dem jeweiligen Schriftführer bestehen, sich aber durch
Kooptation bis auf eine Gesamtzahl von 36 verstärken können. Aus seiner Mitte waren der
Vorsitzende, dessen Stellvertreter und ein Schatzmeister zu bestimmen. Jedes Vorstands-
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mitglied war zwar in seiner Amtszeit satzungsgemäß zunächst auf 3 Jahre begrenzt, jedoch
grundsätzlich wieder wählbar. Der Vorsitzende repräsentierte den Verein nach außen hin,
zeichnete in seinem Namen, war beim Abschluß von Verträgen jedoch an die Mitwirkung
und Gegenzeichnung des Schatzmeisters und des Schriftführers gebunden.

Die Düsseldorfer Vorstandswahl vom 29.1.1881 zeigte, daß die Gründung des Westdeut-
schen Vereins nicht nur eine Zäsur in der Vorgeschichte der organisierten deutschen Kolo-
nialbewegung war. Sie markierte auch ein wichtiges Datum im Verlauf der Debatte um
Freihandelsexpansion und staatliche Protektion, die in der zweiten Hälfte der 1870er Jahre
aufgebrochen, durch die Samoa-Diskussion in die neue Dekade verlängert worden war und
im Streit um die ersten Vorlagen zur Dampfersubvention nachwirkte. Zum ersten Mal
stellte sich coram publico eine Reihe der bekanntesten Vertreter von Industrie und Handel
aus Lagern, die sich noch in der Schutzzollkontroverse heftig befehdet hatten, geschlossen
hinter eine Organisation, welche das eigene Interesse an festen überseeischen Absatzmärk-
ten durch die Propaganda für koloniale Expansion zu artikulieren versprach. In den leichten
wirtschaftlichen Aufwärtstrend vom Herbst 1880 hatten passionierte Freihandelsapologeten
wie F.C. Philippson und Friedrich Kapp zu große Hoffnungen gesetzt. Er vermochte das
seit 1873 von anhaltender Krisenfurcht bestimmte Mißtrauen in die wirtschaftliche Ent-
wicklung nicht abzubauen. Fabri sah seine seit 1879 wiederholt vertretene und auf dem
ersten handelsgeographischen Kongreß noch einmal als Vermittlungsangebot vorgetragene
Überzeugung von der »nationalen« Bedeutung und »neutralen« Stellung der Kolonialfrage
über allen Konflikten um Freihandel und Schutzzoll bestätigt. Mit Genugtuung stellte er
fest, daß die konstituierende Versammlung des Westdeutschen Vereins »die verschieden-
sten politischen und volkswirtschaftlichen Bekenntnisse, daß sie Schutzzöllner und Frei-
händler in friedlicher Gleichgesinntheit vereine«.10

Angesichts dieser einmütigen Wendung ehemals prinzipieller Kontrahenten zur kolonia-
len Expansion erinnerte der Remscheider Industrielle C. Friederichs auf dem anläßlich der
Konstituierung gegebenen Festbankett, dessen Atmosphäre von zahlreichen Hochrufen und
Trinksprüchen »auf unseren Kaiser, den Schöpfer der deutschen Einheit« und »seinen mar-
kigen Kanzler« bestimmt wurde, in einer flammenden Rede an die Geschichte des deut-
schen Einheitstraums. Er formulierte damit einen Gedanken, der, von Fabri schon 1879
angesprochen, seit Beginn der 1880er Jahre in der deutschen Kolonialbewegung zum viel-
fach propagierten Selbstverständnis gehörte, dem Spiel der Emotionen freie Bahn gab und
schließlich der pauschalen Denunziation kolonialkritischer Gegner als »Reichsnörgler« die
Zügel schießen ließ.11 Es war der Mythos vom Fortleben der nationalen in der kolonialen
Bewegung, der Glaube an eine mit innerer Notwendigkeit geforderte, weil von der histori-
schen Entwicklung selbst vorgezeichnete Wendung von der nationalen Einheit zur Einheit
in der nationalen Expansion. Wenige Monate später machte Wilhelm Hübbe-Schleiden in
seiner Kampfschrift »Deutsche Kolonisation« dieses Programm zum ideologischen
Marschgepäck für »das kommende Geschlecht unserer Nation«.12
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Das Amt des Vorsitzenden übernahm der Barmer Missionsinspektor. Zu seinem Stell-
vertreter wurde der Industrielle Weyermann (Leichlingen) gewählt, dem in dieser Stellung
später der Remscheider Industrielle C. Friederichs folgte. Auch der Kassierer, der Düs-
seldorfer Industrielle W. Pfeiffer, führte den Titel Kommerzienrat. Zum Schriftführer
wurde – bezeichnend für das branchenspezifische massive Überseeinteresse der Wupperta-
ler Textilindustrie – zunächst der Barmer Handelskammersekretär und Schriftführer des
starken Barmer Vereins der Fabrikanten von Bändern, Litzen und Besatzartikeln, Dr. C.
Ferie gewählt. Ihm folgte in diesem Amt später der Elberfelder Handelskammersekretär
Ernst Scherenberg. Zum Sitz des Westdeutschen Vereins wurde nicht, wie zunächst erwo-
gen, Barmen-Elberfeld, sondern – aus verkehrstechnischen Gründen – Düsseldorf erklärt.13

In den Vorstand der neuen Organisation drängten schon auf der konstituierenden Ver-
sammlung mehr prominente Exportinteressenten, als die satzungsgemäße Zahl an Direkt-
mandaten überhaupt zuließ. Darum kooptierten die 18 per Akklamation gewählten bereits
am 29.1. weitere Vorstandsmitglieder. Bald war die Höchstzahl von 36 erreicht. In diesem
Spitzengremium saßen als Vertreter von Schwer-, Textil- und Konsumgüterindustrie, Fer-
tigwarenproduktion und Bankwesen neben Bueck, Friederichs, Pfeiffer und Weyermann so
bedeutende Unternehmer wie der Mülheimer Industrielle und Handelskammerpräsident
Otto Andreae, der Bielefelder Textilindustrielle und Begründer der Ravensberger Maschi-
nenspinnerei Hermann Wilhelm Delius, F.A. Hasenclever (Düsseldorf), A. Heimendahl
(Krefeld) und der Direktor der Heinrichshütte (Au a.d. Sieg) Eduard Klein. Zum Vorstand
zählten ferner: der Kölner Zuckerindustrielle, Ingenieurunternehmer und Mitbegründer der
Deutz AG Eugen Langen, der Fabri als Aktionär der Barmer MHG schon seit 1872 eng
vertraut war und im Gründungsjahr des Westdeutschen Vereins gegen die traditionell frei-
händlerisch orientierte Kölner Handelskammer den Verein der Industriellen im Regie-
rungsbezirk Köln ins Leben rief; der Generaldirektor der Oberhausener Gutehoffnungshütte
Carl Hugo Lueg; die Industriellen G. Pastor (Aachen), Arthur vom Rath (Köln), Louis Si-
mons (Elberfeld) und Direktor A. Thielen (Laar b. Ruhrort); die Kommerzienräte H. Eb-
binghaus (Iserlohn), R. Schmoehle (Menden) und Wegeler (Koblenz). In den ersten drei
Vereinsjahren folgten F.A. Krupp und Emil Kirdorf, der Generaldirektor der Gelsenkirche-
ner Bergwerks-AG und spätere Aufsichtsratsvorsitzende des Rheinisch-westfälischen
Kohlensyndikats. Viele von ihnen zählten zur Führungsspitze der mächtigsten, im Central-
verband Deutscher Industrieller formierten, schwerindustriellen pressure group des Reichs
und standen durch zahlreiche Querverbindungen mit den verschiedensten branchenver-
wandten Unternehmen und Interessenverbänden in Kontakt.14 Zu dieser, in Rheinland und
Westfalen stärkeren Gruppe gesellten sich, der Zahl nach weit geringer, doch nie ohne Re-
präsentanz im Vorstand, einzelne Großagrarier, wie der Rittergutsbesitzer Overweg (Haus
Reichsmark bei Westhofen) und der Zentrumsführer Freiherr Heeremann von Zuydwyk
(Münster i.W.).
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Vom hervorragenden Interesse des Großhandels zeugte neben der Mitgliedschaft von
Großkaufleuten wie Fritz von Eynern (Barmen) auch die von Anbeginn an starke Reprä-
sentanz rheinisch-westfälischer Handelskammern durch den schon genannten Mülheimer
Otto Andreae und den Bielefelder Handelskammerpräsidenten Dr. Conrad Bertelsmann15,
die Dortmunder, Barmer und Elberfelder Handelskammersekretäre Bernardi, C. Ferié, Ernst
Scherenberg und später auch durch den Sekretär der Remscheider Kammer, den ältesten
Sohn des Barmer Inspektors, Dr. phil. Timotheus Fabri. In den von Fabri selbst schon 1879
umworbenen16 und auch vom Westdeutschen Verein trotz ihrer Lage außerhalb seines re-
gionalen Einzugsbereichs immer wieder angesprochenen Hansestädten dagegen durchbra-
chen vorerst nur zwei Großkaufleute die dort noch bis Mitte 1883 generell dominierende
und auch in den Folgejahren nur schrittweise abgebaute freihändlerische Opposition gegen
jede Art staatlicher Intervention im Außenhandel17: Einer der schärfsten Kritiker der Sa-
moa-Vorlage, der von seiner kompromißlos freihändlerischen Position seither nur zögernd
abgerückte Bremer Großkaufmann und Mitbegründer des Norddeutschen Lloyd, Konsul
Hermann H. Meier, wurde 1882 kooptiert.18 Sein Hamburger Konkurrent, der Großkauf-
mann und Reeder Adolph Woermann, der schon im Frühjahr 1879 vor der Hamburger
Geographischen Gesellschaft zur Diskussion der Vorschläge Fabris, Hübbe-Schleidens und
Webers aufgerufen hatte und die koloniale Bewegung im Binnenland von Anbeginn an
aufmerksam verfolgte, hielt ebenfalls Verbindung zu dem Düsseldorfer Vorstand und nahm
1884 auch persönlich Kontakt zu Fabri auf.19 1884 gelang es Fabri, auch den Elberfelder
Bankier Karl von der Heydt, den späteren Hauptaktionär und Retter der torkelnden
Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft des Karl Peters, in dieses Gremium zu holen.20

Unter den Vertretern des höheren Beamtentums saßen neben dem damaligen Landrat Dr.
Bödiker (Mönchen-Gladbach) und Assessor Dr. Koenigs (Düsseldorf) auch der Solinger
Landrat und Geh. Regierungsrat Melbeck, der Oberhausener Postdirektor Wiche und die
Aachener, Essener und Dortmunder Justizräte R. Dilthey, Dr. Goose und Dr. Schmieding
im Vorstand des Westdeutschen Vereins. Im Gegensatz zum Centralverein fehlten in dem
vorwiegend von unmittelbaren Wirtschaftsinteressen bestimmten Kreis Vorstandsmitglie-
der aus dem Bereich der Wissenschaft fast ganz. Einzige Ausnahme war und blieb der 1884
kooptierte Bonner Geograph und Forschungsreisende J.J. Rein.

Ein Vergleich der Sozialstruktur des Mitgliederbestandes, dessen ›untere‹ Grenze der ge-
hobene Mittelstand bildete, mit der Zusammensetzung des Vorstandes zeigt, daß in diesem
Gremium, abgesehen von der kleineren Gruppe höherer Beamter, in aller Regel jeweils die
finanzkräftigsten Mitglieder des Westdeutschen Vereins konzentriert waren. Offensichtlich
sollten sie mit Hilfe der Wahl bzw. Kooptation in die Verbandsspitze auch zahlungswillig
gestimmt werden; denn mit den regulären Jahresbeiträgen der Mitglieder allein war an eine
Verwirklichung der in den Statuten angekündigten kostspieligen Vereinsprojekte nicht zu
denken. So lag die Aufgabe des mit dem Amt des »Schatzmeisters« oder bescheidener
»Kassierers« betrauten Industriellen W. Pfeiffer nicht etwa nur in der Verwaltung dieser
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Mitgliedsbeiträge. Über seine Konten liefen auch die häufig von Fabri erbetenen freiwilli-
gen »Zuschüsse« rheinischer Wirtschaftsmagnaten. Zu diesen teilweise heimlichen Förde-
rern zählte auch Gustav Mevissen, der mit Fabri in persönlichem Kontakt stand, dem West-
deutschen Verein selbst aber nicht angehörte.21 Der beträchtlich differierenden sozialen
Zusammensetzung von Vorstand und regulärem Mitgliederbestand wegen war die Struktur
des Verbandes von Anbeginn an gespalten, zumal nur eine lose Verbindung zwischen Vor-
stand und Mitgliederbasis bestand. Hierin lag einer der Hauptgründe dafür, daß der Interes-
senverband das von Fabri angestrebte Ziel, auch in die »weiteren Kreise« vorzustoßen, lan-
ge nicht erfüllen konnte.

Fabri, der dem Vorstand seit 1881 präsidierte und den Westdeutschen Verein nach außen
hin vertrat, wurde nach Ablauf seiner satzungsgemäß auf maximal drei Jahre begrenzten
Amtszeit erneut als Vorsitzender bestätigt und behielt diese Position bis zur Auflösung des
Vereins um die Jahreswende 1887/88.22 Seine Stellung an der Spitze des Verbandes führte
dem Westdeutschen Verein zahlreiche Mitglieder zu. Fabri bewegte sich außerhalb der
Rheinischen Mission in der vorwiegend pietistisch geprägten mittleren Unternehmerschaft,
aber auch der kleinen wirtschaftlichen Oberschicht des Wuppertals. Wie zeitgenössische
Beobachter schätzten, zählte er hier sogar mehr Anhänger als in der Mission selbst. Aus
diesen Kreisen stammten wichtige Förderer der Rheinischen Mission, deren Spenden zum
Mißfallen des Missionshauses häufig mit dem persönlichen Vermerk »für Herrn Inspektor
Fabri« eingingen.23 Diese Unternehmer und Kaufleute des Wuppertals boten darum auch
ein beträchtliches Mitgliederreservoir für den Westdeutschen Verein. Starkes Interesse
zeigten, dem Beispiel ›ihres‹ Inspektors folgend, Exportindustrielle, vor allem Textilfabri-
kanten, Kaufleute und Bankiers aus Barmen und Elberfeld. Als Hauptaktionäre der mit
ihrem wichtigsten Unternehmensteil kurz vor dem Bankrott stehenden MHG traten neben
Eugen Langen die Kaufleute E. Freytag (Schwelm), H. Schniewind (Elberfeld), Ch. Siebel
(Barmen) und die Textilfabrikanten Th. Gundert (Barmen), Kommerzienrat Meckel und L.
Schniewind (Elberfeld), die zum Teil in der Barmer Deputation selbst saßen, dem West-
deutschen Verein geschlossen bei. Ihren, seinen eigenen und den bedrohten Interessen der
Mission in Südwestafrika suchte der Barmer Inspektor mit der mißglückten Depesche an
Bismarck Rechnung zu tragen.

Doch weder diese Depesche, mit der sich Fabri in Barmen rückversichern wollte, indem
er den Westdeutschen Verein als nützliches Sprachrohr der Missionsinteressen zu empfeh-
len suchte, noch die Stimmen der ihm geneigten Aktionäre und kommerziellen Deputati-
onsmitglieder vermochten die Rheinische Mission selbst mit seiner neuen Düsseldorfer
»Nebenarbeit« zu befreunden. Man argwöhnte im Alten Missionshaus nicht zu Unrecht,
daß sich seine kolonialen Ambitionen dem Schutzbedürfnis der südwestafrikanischen Mis-
sions- und Handelsstationen bereits wenig förderlich erwiesen hätten. Das unter Schmerzen
geborene, kostspielige und von Anbeginn an umstrittene Lieblingskind des Inspektors, die
MHG, lag in der Agonie; seine Kolonialpropaganda hatte die Rheinische Mission unbeab-
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sichtigt in den diskreditierenden Verdacht gebracht, sich als kolonialpolitischer und kom-
merzieller Brückenkopf für Südwestafrika zu verstehen und anzubieten. Bismarck schien
seinen Unwillen über das Vorprellen Fabris an der schutzsuchenden Mission selbst zu ahn-
den. Mit seiner erfolglosen Depesche an den Reichskanzler stieß der Inspektor die Arbeit
der Rheinischen Mission und nicht zuletzt die merkwürdigen Geschäfte des mit ihr verbun-
denen Handelsunternehmens im südwestafrikanischen Krisengebiet unversehens noch ein-
mal ins grelle Licht der Öffentlichkeit. In Barmen wuchs die Skepsis gegenüber der »Viel-
seitigkeit« Fabris. Der Historiker der Rheinischen Mission, von Rohden, der als Inspektor
ganz im Schatten Fabris stand, dem Leiter der Mission in seiner Darstellung ein rühmendes
Zeugnis bescherte und seine kolonialen Interessen sorgsam verschwieg, registrierte den-
noch in seinem Tagebuch mit sichtlichem Befremden, daß Fabri »in Kolonialangelegen-
heiten viel zu tun zu haben« scheine und sich wohl sehr den Interessen »seiner Export-
Gesellschaft« verschreibe. Rohdens Mißfallen war verständlich, denn er mußte regelmäßig
stellvertretend im Seminarunterricht einspringen, wenn sich »der Herr Inspektor« auf einer
seiner »geheimnisvollen Reisen« befand. Auch der Senior des Alten Missionshauses zeigte
sich von den kolonialen und vor allem kolonialpropagandistischen Ambitionen Fabris we-
nig erbaut. Er konnte sich nicht damit abfinden, daß Fabri sogar einzelnen Seminaristen
und Missionaren wiederholt gestattete, öffentlichen Veranstaltungen des Düsseldorfer »Ex-
portvereins« beizuwohnen. Ungehalten notierte der Senior in seiner mit trivialen alltägli-
chen Beobachtungen im Missionshaus gefüllten Kladde mit pedantischer Akribie das je-
weils aus solchen Gründen versäumte Seminarprogramm.24 Doch auch die in Missionskrei-
sen wachsende Skepsis gegenüber dem Doppelleben des Inspektors war nicht geeignet,
Fabri von dem 1879 literarisch anvisierten und im Januar 1881 praktisch eingeschlagenen
Weg abzubringen. Er stellte vielmehr alles darauf ab, das Stadium tastender Improvisation
bei der Erfüllung des am 29.1. fixierten Vereinsprogramms rasch zu durchschreiten. Von
seiner Missionstätigkeit zeitlich stark belastet, suchte er nach einem geeigneten ideellen
und praktischen Mitarbeiter in der Leitung des Westdeutschen Vereins. Er fand ihn wenig
später in dem Hamburger Wilhelm Hübbe-Schleiden.

Anmerkungen
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10.2. Hübbe-Schleidens Engagement

Selbst noch immer zwischen einem weitgefaßten Freihandelsexpansionismus und kolonia-
lem Interesse lavierend, war Hübbe-Schleiden auf dem volkswirtschaftlichen Kongreß Zeu-
ge der scharfen kolonialkritischen Angriffe Kapps auf Fabri geworden und hatte wenige
Tage später dessen unerwartet zurückhaltenden Vortrag über die sozialökonomische Be-
deutung der Auswanderung gehört. Im Oktober 1880 erst war seine »Überseeische Politik«
erschienen, an deren Abschluß der ungemein produktive Publizist bis an die Grenze des
physischen Zusammenbruchs gearbeitet hatte. Kapps Rede ließ ihn erneut zur Feder grei-
fen. Sein drittes Buch über »Deutsche Colonisation« schrieb er vom November 1880 bis
März 1881 im Haus seines Hannoveranischen Vetters, des Unternehmers Günther Wagner,
der einer der ältesten und anhänglichsten Schüler Rudolf Steiners war und den Expansi-
onspublizisten in den Kreis der theosophischen Bewegung zog.1

Das Interesse des hanseatischen Schriftstellers hatte bislang fast ausschließlich der tropi-
schen »Kultivation« gegolten. Noch 1879 polemisierte er mit Kapp: »Wenn ich das Wort
Kolonisation höre, so halte ich mir von vorneherein die Taschen zu, selbst wenn es sich um
die Gewinnung des Paradieses handelt.«2 Nun beschäftigte er sich erstmals ausgiebig mit
Problemen der Auswanderung und subtropischen Kolonisation. Unter dem Einfluß Fabris,
mit dem er seit 1879 in regem Kontakt stand, war dieser Gegenstand bereits näher in sein
Blickfeld gerückt.3 Doch erst das Erlebnis der beiden Berliner Kongresse mit ihren konträ-
ren Referaten und Resolutionen markierte den entscheidenden Wendepunkt. Er fand seinen
literarischen Niederschlag in der »Deutschen Colonisation«, die sich im Untertitel als Re-
plik auf Kapps Referat zu verstehen gab. Hübbe-Schleiden stellte seiner neuen Schrift als
vielsagendes Leitmotiv eine der »Los-von-Amerika«-Parolen Ernst Hasses voran4 und de-
dizierte sie demonstrativ dem Berliner Centralverein. Sein Hamburger Verleger Ludwig
Friederichsen versandte die ersten Exemplare mit einem von Robert Jannasch gezeichneten
Empfehlungsschreiben des Centralvereins.5

Angesichts der Kooperation von ehemals überzeugten Freihändlern mit Kolonialinteres-
senten im Vorstand des Westdeutschen Vereins mochte diese, gleichsam stellvertretend für
Fabri im Frühjahr 1881 publizierte, späte Replik auf Kapps Referat und Philippsons Schrift
schon fast überholt erscheinen. Doch für die ideologische Entwicklung der kolonialen Be-
wegung war sie von erheblicher Bedeutung. Hübbe-Schleiden dachte in dieser Schrift kon-
sequent zu Ende, was Fabri 1879 mit seiner Erhebung der kolonialen zur nationalen Frage
angesprochen, und der Remscheider Industrielle C. Friederichs in der konstituierenden Ver-
sammlung des Westdeutschen Vereins aufgegriffen hatte: Er legitimierte die Forderung
nach deutscher kolonialer Expansion mit einem aus der nationalen Entwicklung deduzier-
ten historischen Determinismus, schuf so eine ideologische Brücke für die vermeintlich
historisch gebotene Transformation der nationalen in die koloniale Bewegung und lieferte
damit eine, besonders im Wahljahr 1884 gern genutzte Möglichkeit, wie auch immer be-
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gründete Kolonialkritik als Votum von geistig vor dem Jahr 1871 stehengebliebenen, be-
wußten »Reichsfeinden« oder zumindest »Reichsnörglern« (Ratzel) zu denunzieren.

Er abstrahierte von der individuellen Kritik der beiden wichtigsten Kontrahenten Fabris
und verabsolutierte den Gegensatz von Freihandelsexpansionismus und Kolonialinteresse
zur prinzipiellen Konfrontation zweier grundverschiedener »geistiger Generationen«, die
einander erstmals ostentativ auf dem neunzehnten volkswirtschaftlichen und dem ersten
handelsgeographischen Kongreß entgegengetreten waren. Dieser ideelle ›Generationen-
konflikt‹ speiste sich nach Hübbe-Schleiden aus der Divergenz der jeweils prägenden poli-
tischen Zeiterlebnisse. Er sah die »ältere Generation« unter dem lastenden Trauma des Jah-
res 1848 nationalpolitisch in einer Resignation erstarrt, die den Begriff der Nationalität zur
apolitischen, bloß ethnographisch-kulturellen Kategorie degradiere. Von politischem Pes-
simismus bestimmt, der die eigene Aktivität scheu in den Grenzen der »inneren Kulturent-
wicklung« halte, suche sie die »Trostlosigkeit solcher nichtsigen Nationalexistenz« vergeb-
lich durch die Flucht in ein wirtschaftsliberales »Nirvana der Internationalität« zu kompen-
sieren. Als profilierteste Repräsentanten dieser Gruppe »internationaler Privatmenschen«
denunzierte er ex post die »politischen Buddhisten« Friedrich Kapp und F.C. Philippson.6

Dem Kosmopolitismus des »älteren geistigen Geschlechts« stellte er die konstituierenden
politischen und wirtschaftlichen Überzeugungen der »jüngeren Geister« entgegen. Ihre auf
»äußere Kulturentwicklung« gerichtete, »initiative Kraft national-politischer Leistungsfä-
higkeit« gründe im Erlebnis der Jahre 1866 und 1870/71. In diesem nationalideologischen
Expansionismus, den Hübbe-Schleiden in seiner gedrechselten Diktion als das »sich nach
außen richtende Bewußtsein einer bedeutungsvollen Existenz der eigenen Nationalität«
umschrieb, sah er den ideellen Widerpart jenes bloßen »Gemeinsinnes«. Dem zukunftsbe-
stimmenden geistigen »Nachwuchs« schrieb er nationalistischen Voluntarismus und flam-
menden Tatglauben auf die Fahnen: Durchdrungen vom »Selbstgefühl einer politischen
Nationalität«, geführt durch »Männer der entschlossenen Tat, nicht angekränkelt von sol-
cher Gedankenblässe« sah er im »kommenden Geschlecht« das nationale »Wollen« als
»Kulturkraft« wirken: »Die kommende Generation ist nicht mehr das zerfahrene, willens-
schwache Volk des deutschen Bundes; riesenhaft regt sich vielmehr jetzt im verjüngten
Deutschland […] Titanensinn […] gährender Tatkraft.«7 Als Sprecher dieser »Kulturkräfte
jungdeutschen Titanensinns«, die bald darauf in Karl Peters ihren nationalistischen Kolo-
nialheros finden und sich, wie Hübbe-Schleiden selbst und auch Fabri, ein Jahrzehnt später
im Allgemeinen Deutschen Verband sammeln sollten, schleuderte er dem Fabri gleichaltri-
gen, ehemals engagierten 1848er Friedrich Kapp drei Jahre vor dessen Tod Schillers »es
lebt ein anders denkendes Geschlecht« entgegen.8

Die Avantgarde dieser jüngeren geistigen Generation, zu der sich Hübbe-Schleiden nun
vorbehaltlos bekannte, sah er in Fabri, Jannasch, Hasse und Weber verkörpert. Er schlug
sich demonstrativ auf die Seite des umstrittenen Barmer Missionsinspektors, deckte ihn in
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einer scharfen Replik, deren metaphorische Verbalinjurien der Polemik der Kritiker um
nichts nachstanden, gegen die »Chauvinismus«-Argumente ab und kehrte den Vorwurf des
»Anachronismus« gegen Kapp und Philippson selbst.9 Er trat als selbsternannter Advokat
des Barmer Expansionspropagandisten auf, zitierte dessen sozialökonomische und auch die
von Fabri seit 1879 stärker zurückgehaltenen ideologischen Kernargumente für die »sittli-
che Pflicht« zu kolonialer Expansion und suchte beides mit sozial-, rassen- und handelssta-
tistischen ›Belegen‹ zu untermauern.10 Zugleich übernahm er Fabris Kausalargumente für
eine Organisation und Leitung der wirtschafts-, sozial- und nationalpolitisch »notwendi-
gen« deutschen Auswanderung einschließlich ihres antisozialistischen Affekts und ihrer
kompensationsideologischen Komponenten und baute Fabris Konzept als weiteren Hebel
zu deutscher »Weltgeltung« in seine eigenwillige kumulative »Theorie der Produktivität
der Kulturkräfte« ein. Sie mündete in die Forderung nach einer »extensiven Kulturpoli-
tik« – womit Hübbe-Schleiden eine Politik der kolonialen Expansion umschrieb – als der
einzigen Chance, die »Lebensgefahr der deutschen Nationalität« im »Kulturkampf um die
Existenz der Nationalitäten« zu bannen.11 Mit diesem literarischen Bekenntnis zur »Deut-
schen Colonisation« konvertierte der Hamburgische Schriftsteller, der noch 1879 vor einer
»Kolonialpolitik um jeden Preis« gewarnt hatte und expressis verbis »nicht Kolonien«,
sondern Handelsexpansion gefordert hatte12, endgültig ins Lager der Kolonialisten.

Im März 1881 wurde diese Schrift publiziert. Allem Anschein nach suchte sich der nach
kurzer Anwaltstätigkeit erneut stellungslose Verfasser damit vergeblich dem Berliner Cen-
tralverein zu empfehlen. Statt dessen reiste im Mai Fabri, begleitet von einem weiteren
Düsseldorfer Vorstandsmitglied, nach Hamburg und schlug Hübbe-Schleiden eine feste
Anstellung im Dienst des Westdeutschen Vereins vor.13 Schon im Juni 1880 hatte er über
Kusserow versucht, den gescheiterten Afrikakaufmann in Hansemanns geplantem Neugui-
nea-Unternehmen unterzubringen. Hübbe-Schleiden sei »vielleicht heute der urteilsfähigste
Mann, den wir für handelskolonisatorische Unternehmungen im Allgemeinen haben«, und
könne Hansemann in jeder Beziehung »wertvolle Dienste leisten«, schrieb Fabri an den
Legationsrat.14 Dieser Plan mißglückte zwar, da auch Hansemann den Reichskanzler, der
sich seit dem Scheitern der Samoa-Vorlage überseeischen Projekten gegenüber betont re-
serviert verhielt, mit seiner Neuguinea-Denkschrift vom Ende 1880 nicht zu gewinnen ver-
mochte und das Vorhaben darum bis auf weiteres vertagte. Doch die 1880 über Kusserow
angebahnten Kontakte Fabris und Hübbe-Schleidens zu dem Chef der Diskontogesellschaft
blieben bestehen und wurden während der Folgejahre wiederholt für eine Reihe überseei-
scher Projekte in Anspruch genommen. Seit 1879 arbeitete Hübbe-Schleiden selbst an der
Vorbereitung eines größeren Unternehmens für die mittelafrikanische Westküste, konnte
jedoch bis zum Eintreffen Fabris in Hamburg noch keine kapitalkräftigen Interessenten
gewinnen. So kam ihm dessen Angebot höchst gelegen. Wenig später schon traf er in Bar-
men ein, um sich »den Fall« anzusehen. Am 28.5. präsentierte ihn Fabri dem illustren Füh-
rungsgremium des Westdeutschen Vereins auf einer Vorstandssitzung, die Hübbe-
Schleiden mit einem Referat über »Kolonisation und Kultivation« im allgemeinen und »Die
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etwaige Gestaltung einer Colonial- oder Colonisationsgesellschaft« im besonderen bestritt.
Seine Gedanken fanden Anklang. Gegen ein festes Grundgehalt von 500 Mark konnte Fabri
Hübbe-Schleiden bis auf weiteres als Konsulenten des Interessenverbandes engagieren.
Seine Bezüge wurden durch freiwillige Spenden der Vorstandsmitglieder und Sympathi-
santen gedeckt, die in die Projekte, die er zusammen mit Fabri ausarbeitete, erhebliche Ex-
porthoffnungen setzten. Fast ein Jahr lang blieb das feste Vertragsverhältnis bestehen. Der
hanseatische Handelsstatistiker, Expansionsideologe und Projektschmied logierte und ar-
beitete während dieser Zeit vorwiegend bei Fabri im Barmer Alten Missionshaus.15

Missionsangehörige beobachteten skeptisch, daß die zwar verdeckte, doch offensichtlich
rege Betriebsamkeit um höchst profane überseeische Projekte seither in der Missionszen-
trale ständig zunahm und der Inspektor in Begleitung des »gelehrten Herren« aus Hamburg
nun noch häufiger »auf geheimnisvolle Weise« zu oft mehrtägigen Reisen aufbrach, über
deren Zweck man sich erst nachträglich in Presseberichten über die koloniale Vereinstätig-
keit zu informieren vermochte.16 Timotheus Fabri, der von seinem Vater später als Gene-
ralsekretär der DOAG untergebracht wurde, begrüßte Hübbe-Schleiden als den »ersten
Kolonisationstheoretiker unserer Tage« im Barmer Missionshaus.17 Er wurde in die häufig
streng geheimen Arbeiten und Planungen zunehmend ebenso einbezogen wie sein jüngerer
Bruder, Carl Fabri, den der Vater 1887 in die Direktion des Hamburger Colonisationsver-
eins von 1849 zu schleusen wußte.18

Anmerkungen

1 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 120. Vgl. Bock, S. 186.
2 Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. 404f. Vgl. dagegen Washausen, S. 58.
3 Er habe sich zunächst »vollständig überarbeitet in der theoretischen Durchbildung meiner handelspoliti-

schen und kultivatorischen Ideen, in denen ich die Möglichkeit einer späteren großartigen wirtschaftli-
chen und kulturellen Entwicklung unserer Nation zu einer für die gesamte Zivilisation tonangebenden
Kulturmacht erblicke«, schrieb Hübbe-Schleiden später rückblickend an Fabri. »Ihrem wiederholten
Drängen gab ich nach, mich den meiner Meinung nach durchaus untergeordneten Bestrebungen für das
ungünstigste und schwerst zu verwirklichende Fach der Kolonisation zuzuwenden. Ich tat dies gerne, le-
diglich in dem Bewußtsein, mich in meiner bisherigen Bahn geistig überarbeitet zu haben und in der
Hoffnung, daß eine Abwechslung des Arbeitsstoffes mich aus meiner nervösen Erschöpfung herausrei-
ßen werde. Das war der Fall« (Hübbe-Schleiden an Fabri, 9.2.1882, Abschr. RNL Hübbe-Schleiden, TB,
S. 98).

4 Ders., Deutsche Colonisation, S. III: »Unserer Überzeugung nach ist die ORGANISATION der deut-
schen Massenauswanderung eine Phase in dem Ringen der deutschen Nation nach Selbständigkeit […];
im wirtschaftlichen Leben wird die Parole ›Los vor der Bevormundung Englands‹ bald die Mehrheit ge-
winnen, und sich dann siegreich geltend machen. ›Los von Nord-Amerika!‹, das sei die Parole für die
deutsche Auswanderungspolitik! Diese Parole wird im Laufe der Generationen zu rein deutschen über-
seeischen Staatsbildungen führen und damit dem Deutschtum die ihm gebührende Weltstellung si-
chern – eine WELTSTELLUNG, welche vielleicht die gegenwärtige des anderen großen Zweiges der
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germanischen Völkerfamilie zu ergänzen oder sogar abzulösen berufen sein wird« (aus Export 2. 1880,
S. 366).

  5 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 120f.
  6 Ders., Deutsche Colonisation, S. 3, 13ff., 18, 21.
  7 Ebd., S. 3f., 13, 15, 18, 21f., 83.
  8 Ebd., Deckblatt. Hübbe-Schleidens Reduktion kontroverser wirtschafts- und nationalpolitischer Auffas-

sungen auf zwei verschiedene »geistige Generationen« stiftete innerhalb der Kolonialbewegung einige
Verwirrung. Schon wenige Tage nach der Veröffentlichung seiner »Deutschen Colonisation« meldete
sich selbst Dr. Henry Lange vom Berliner Centralverein irritiert mit der Frage, »was zur kommenden Ge-
neration gehöre und wo dieselbe unter uns anfängt« (Hübbe-Schleiden an H. Lange, 19.3.1881, SB
Preuß. Kulturbes. Slg. Darmstädter, Afrika 1875/77 (4)).

  9 Hübbe-Schleiden, Deutsche Colonisation, S. 50ff., 81.
10 Nach Hübbe-Schleidens unter dem Eindruck von Dilke's »Greater Britain« entworfener, prognostischer

›Statistik‹ für die »Stämme« der »europäischen Rasse« sollten im Jahre 1980 – falls die deutsche Aus-
wanderung mangels eigener Kolonien auch künftig im angelsächsischen Wirtschaftsgebiet »zusammen-
geschmolzen« würde – dem erdrückenden Übergewicht einer etwa 927.000.000 Angehörige zählenden
angelsächsischen »Kulturmacht« vergleichsweise ›nur‹ 146.000.000 Angehörige »deutschen Stammes«
gegenüberstehen (ebd., S. 34ff.; vgl. S. 30f., 72f., 105, 107, 118ff.). Solche ›statistischen‹ Drohbilder wa-
ren, wie Townsend, S. 88f. treffend bemerkt, »well calculated to strike terror into the soul of every patriot
and incidentally to incite a keen jealousy of England«.

11 Den kommerziell bestimmten »nationalpolitischen Wert der überseeischen Auswanderung« definierte
dabei das »Kulturgesetz des Nationalbewußtseins«: »Je stärker das Nationalbewußtsein eines Volkes und
je nationaler die auswandernden Elemente in Sprache und Sitte erhalten bleiben, desto mehr wird auch
die Ausfuhr und somit der Wohlstand der Nation durch solche Auswanderung gefördert« (Hübbe-
Schleiden, Deutsche Colonisation, S. IX, VII, 34, 50, 66, 73, 106).

12 Ders., Ethiopien, S. 402f.
13 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 98, 121.
14 Fabri an Kusserow, 30.6.1880, Abschr. ARM CB G, S. 363ff.
15 Ebd. Vgl. ARM TB Sen., 27.5.1881; Hübbe-Schleiden, Weltwirtschaft, S. 17; RNL Hübbe-Schleiden,

TB, S. 81, 121f., 124; WV (Koenigs) an Mevissen, 25.6.1881, StadtA Köln, Abt. 1073, NL Mevissen,
Nr. 119; CPC 1. 1883, Nr. 1, S. 2; Export 13. 1891, S. 535.

16 ARM, TB Rohden, 23.7.1881, 24.6.1882.
17 CPC 1. 1883, Nr. 1, S. 2.
18 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 124, 130, 137, 143; Sudhaus, S. 175f., 180.
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10.3. Die Wahlpropaganda und Fabris langfristige Strategie kolonialer
Vereinsarbeit

Am 26. Juni 1881 tagte unter Jannaschs Vorsitz in Berlin eine Konferenz der »Vertrauens-
männer« des Centralvereins. Fabri delegierte Hübbe-Schleiden und den Handelskammerse-
kretär C. Ferié als Vertreter des Westdeutschen Vereins. Erster Punkt der Tagesordnung
war die Frage: »Welche Stellung hat der Verein bei den nächsten Wahlen einzunehmen, um
seinen Bestrebungen im Reichstage Geltung und Förderung zu verschaffen?« Ohne Legiti-
mation durch den Vorsitzenden und zum Mißfallen des westdeutschen Vorstands plädierte
Hübbe-Schleiden dafür, die organisierte Kolonialbewegung auf weite Sicht in einer politi-
schen Partei der »kommenden Generation« zu sammeln. Er glaubte Adolph Wagner und
Gustav Schmoller für dieses idealistische Konzept gewinnen zu können. »Ich zweifle
nicht«, hatte er Jannasch, dem Programm seiner letzten Schrift entsprechend, schon eine
Woche zuvor anvertraut, »daß wir als solche Partei berufen sind, das Werk einer deutschen
Weltmacht, welches Bismarck begonnen, (oder wenigstens das einer deutschen Weltkultur)
zu vollenden«.1

Hübbe-Schleiden verschanzte sich in seinen Schriften, die ihm – auch bei seinen Kriti-
kern – den Ruf eines »Kolonisationswissenschaftlers« eintrugen2, zwar bescheiden hinter
exakten, auf ungeheurer Materialkenntnis beruhenden und fast abweisend trocken anmu-
tenden Statistiken. Zugleich aber war er von einem an Größenwahn grenzenden sozialen
Aufstiegsdrang beherrscht, wurde auf der einen Seite von dem nüchternen Willen zum
»Geldverdienen« bestimmt, träumte auf der anderen von einer »hohen politischen Stel-
lung«, welche ihn »im deutschen Kabinette Einfluß auf die Stellung Deutschlands zu den
übrigen Nationen der europäischen Rassen« einnehmen lasse, und mußte von seinem Bar-
mer »Freund und Gönner« immer wieder auf den Boden der Tatsachen zurückgeholt wer-
den. Er fand mit seinen Plänen in Berlin kein Gehör, kollidierte vergeblich mit Jannasch
und handelte sich überdies gleich bei seinem ersten Auftritt als delegierter Konsulent eine
deftige Rüge des westdeutschen Vorstandes ein.3 »Also wird nichts übrigbleiben«, konze-
dierte er im Sinne Fabris, »als uns noch politischer Selbständigkeit zu enthalten, uns aber
einstweilen an die Vorstände (und hauptsächlich Kapazitäten) aller Parteien zu wenden und
zu versuchen, sie zu bewegen, unsere Bestrebungen für die Wahlagitation in ihr Programm
aufzunehmen. Unterstützung durch Geld oder Stimmen werden wir ihnen von Vereins we-
gen nicht zusagen können, wohl aber die Macht der Ideen, welche wir bereits ins Volk hin-
eingetragen haben und die jeder Partei zur Erhöhung ihres Ansehens bei den Wählern ver-
helfen werden«. Fabris Gedanke, die Kolonialfrage zu einem der Leitthemen des kommen-
den Wahlkampfes zu erheben und auf diesem Wege vor den neuen Reichstag zu bringen,
wurde von den »Vertrauensmännern« der verschiedenen Organisationen begrüßt.4 In der
kolonialen Wahlpropaganda des Jahres 1881 ging denn auch der Westdeutsche Verein voran.
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Im Auftrag Fabris schrieb Hübbe-Schleiden Ende Juli 1881 im Barmer Missionshaus5

seine »Motive zu einer überseeischen Politik Deutschlands« und löste damit in der kolo-
nialen Bewegung enthusiastische Beifallsstürme aus. Ein beredtes Zeugnis für diese Reso-
nanz bietet das überschwengliche Urteil des 1886 im Nigerdelta umgekommenen Afrikarei-
senden Eduard Robert Flegel, nach dessen Urteil Hübbe-Schleiden »mit seinen herrlichen
Motiven […] das für die gegenwärtigen sozialen Bedürfnisse unseres Vaterlandes geleistet
hat, was der große Reformator in den 95 Wittenberger Thesen für die religiösen seiner
Zeit«.6 Die »Motive« waren Teil eines in Tausenden von Exemplaren verbreiteten, Anfang
August zahlreichen Redaktionen zugestellten, vielfach abgedruckten und diskutierten
Rundschreibens, in dem der Vorstand des Westdeutschen Vereins dazu aufrief, »der über-
seeischen Politik auch bei den Reichstagswahlen zu gedenken«, den aufgestellten Kandi-
daten in ihren Wahlkreisen ein Votum zur Kolonialfrage abzuverlangen und, soweit dies
positiv ausfalle und nicht »überwiegende Gründe politischer Natur anderes gebieten«, ihre
Wahl nach Kräften zu unterstützen.7 Hübbe-Schleidens berühmte »Motive«, deren wirt-
schafts- und sozialimperialistische Krisenargumente deutlich unter Fabris Einfluß standen,
zum Teil sogar fast wörtlich aus dessen erster Kolonialschrift übernommen waren, kom-
primierten als eine Art Handinformation für Wahlkampfdiskussionen alle bislang propa-
gierten Kolonialargumente in einem knappen Katalog:

»Die andauernde Ungunst der wirtschaftlichen Lage unseres Vaterlandes, die ungenü-
gende Zunahme des Absatzes unserer Industrie, die mehr und mehr abnehmende Rentabi-
lität der Kapitalanlagen innerhalb unseres gegenwärtigen Wirtschaftsgebietes, die Überfül-
lung aller Erwerbszweige mit tüchtigen Kräften, welche daheim keine Verwendung mehr
finden können, die steigende Unzufriedenheit der meisten Berufskreise, namentlich des
Arbeiterstandes mit dem Ertrage und Erfolge ihrer Arbeit, die zunehmende Not unseres
Mittelstandes und das immer stärkere Anwachsen unseres Proletariats,

die drohenden Übelstände unseres Volkslebens, veranlaßt durch solche gedrückten Wirt-
schaftsverhältnisse, die jährlich wachsende Zahl solcher Verbrechen, die im wesentlichen
auf Erwerbslosigkeit und Verzweiflung zurückzuführen sind, die immer mehr überhand
nehmende Entfremdung unserer niederen Volkskreise von dem gesunden Streben nach
selbständiger Gestaltung und Sicherung ihrer eigenen Lebensexistenz, sowie ihr abnehmen-
des Vertrauen in die eigene wirtschaftliche Kraft, die äußerlich unterdrückte, im stillen aber
noch fortwährend mit Verbitterung wühlende sozialdemokratische Bewegung, die Abnah-
me der erfinderischen Tatkraft und des produktiven Unternehmungsgeistes, des sittlichen
Ernstes und ideellen Strebens auch in den gebildeten Kreisen unseres Volkes,

die schädlichen Wirkungen unserer Massenauswanderung, welche zu immer größeren
Dimensionen anwächst, die Entziehung von vielen Milliarden Mark an Vermögens- und
Arbeitswert unserer Nation durch solche Auswanderung, die Beeinträchtigung unseres
Volkes um einen großen Teil seiner gesunden und tüchtigen Kräfte unter Zurücklassung der
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schwächeren und ärmeren Bevölkerung, die vielfach bis zur wirtschaftlichen und politi-
schen Feindschaft gesteigerte Entnationalisierung dieser auswandernden Volksmassen, die
Stärkung der fremden, mit uns konkurrierenden Nationen, meist englischen Stammes,
durch diese deutschen Arbeits-und Kulturkräfte und die dadurch bewirkte Erschwerung
unserer Konkurrenz,

die Gefahr für unsere Nationalität, hinter den englisch redenden Völkern, die sich mehr
und mehr über die ganze Welt ausbreiten, an wirtschaftlicher und kulturpolitischer Bedeu-
tung zurückzubleiben, die immer schärfer hervortretenden Schattenseiten unserer ungünsti-
gen geographischen Lage und unsere bisherige Abgeschlossenheit von den unmittelbaren
Vorteilen der Weltwirtschaft und von der Teilnahme an den großen, praktischen Aufgaben
der Zivilisation in der außereuropäischen Welt.«

Gedrängte Addition von ›Ideologie und Wahrheit‹ zugleich vermittelnden sozialökono-
mischen und -psychologischen, nationalideologischen und kulturellen »Tatsachen« kenn-
zeichnete die kumulative Struktur der »Motive«. Hinweise auf Überkapazitäten der Indu-
strieproduktion, Kapitalüberhang und »Überproduktion an Arbeitskraft« (Fabri), auf relati-
ve Verelendung, Proletarisierung und soziale »Entfremdung«, auf Krisenangst und Revolu-
tionsfurcht stimulierende, durch die industrielle Organisation der gesellschaftlichen Arbeit
selbst bedingte und durch das gestörte industriewirtschaftliche Wachstum verschärfte Er-
scheinungsformen des sozialen Wandels standen einträchtig neben klassischen Auswande-
rungsargumenten der ersten Jahrhunderthälfte. Hinzu trat die bei Hübbe-Schleiden beson-
ders ausgeprägte, einem durch die Jahre 1866 und 1871 bestärkten und durch Dilke's
»Greater Britain« provozierten, hypertrophen nationalen Selbstwertgefühl entspringende
Zwangsvorstellung, Deutschland sei nachgerade bei Strafe des national-kulturellen Unter-
gangs gebunden, den Rang einer »Weltmacht« anzustreben und dürfe keinesfalls an »wirt-
schaftlicher und kulturpolitischer Bedeutung« für die »ganze Welt« allzuweit hinter Eng-
land zurückbleiben. Hübbe-Schleiden folgerte:

»Solch bedenkliche Erscheinungen auf dem Gebiete unseres nationalen Lebens und Wir-
kens können nicht allein durch die Förderung der inneren Entwicklung unserer Nation be-
hoben werden; es bedarf dazu gleichzeitig

einer geeigneten Ausdehnung unseres Wirtschaftsgebietes, einer Hebung unseres aktiven
Exporthandels und Erweiterung unserer Welthandelsverbindungen,

einer rentablen Verwendung unseres Überschusses an Kapital, Intelligenz und Arbeits-
kräften in jungen, noch wenig oder gar nicht ausgebeuteten überseeischen Ländern,

eines regen wirtschaftlichen und geistigen Verkehrs solcher Länder mit unserem Vater-
lande, eines lebhaften Austausches materieller und ideeller Güter zwischen beiden,
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einer Auffrischung unseres Volkslebens durch Eröffnung eines freien Blickes über das
Weltmeer, Anregung eines lebendigen Verständnisses außereuropäischer Verhältnisse,
Weckung der Unternehmerlust und des Welthandelsgeistes unserer Nation,

einer Regeneration unserer zur Einseitigkeit neigenden Volkskreise durch die von den
überseeischen Gebieten heimkehrenden Angehörigen, einer praktischen Erweiterung des
geistigen Horizontes auch unserer theoretisch gebildeten Gesellschaftsklassen, Ergänzung
unserer Vielwisserei durch vermehrte Erfahrung,

einer Organisation unserer Auswanderung zum Zwecke der Deutsch-Erhaltung möglichst
vieler dieser Kräfte, einer Begründung deutscher Kultur und deutscher Interessen in günsti-
gen überseeischen Ländern, einer Kräftigung unserer Nationalität und Stärkung unseres
nationalen Einflusses durch Gewinnung solcher neuen Stützpunkte in wichtigen Teilen der
überseeischen Welt […]. Überseeische Politik ist daher das Ziel, welches wir bei jeder sich
uns bietenden Gelegenheit im Auge zu behalten haben. Überseeische Politik allein vermag
auch den Grund zu legen zu einer WELTMACHT DEUTSCHLANDS!«8

In der gleichen Ausgabe der Kölnischen Zeitung vom 4.8.1881, in welcher der vom Vor-
stand des Westdeutschen Vereins unterzeichnete Wahlaufruf mit den »Motiven« Hübbe-
Schleidens veröffentlicht wurde, erschien ein bemerkenswerter, vorgeblich redaktioneller
Kommentar zum Thema »Reichstagswahl und überseeische Politik«, der über die ge-
schickte Kooperation des von Bismarck geschätzten, halboffiziösen rheinischen Blattes mit
Fabri und dem Düsseldorfer Interessenverband Aufschluß gibt. Diese Zusammenarbeit
hatte sich schon in dem erwähnten Referat der Kölnischen Zeitung über Fabris erste Kolo-
nialschrift angekündigt, in der werbenden Berichterstattung über die konstituierende Ver-
sammlung des Westdeutschen Vereins und dem Lavieren in der Burendiskussion abge-
zeichnet. Bei dem als redaktionelles Urteil über den Wahlaufruf des Westdeutschen Vereins
getarnten Artikel handelte es sich mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit um ei-
nen von Fabri selbst verfaßten Begleittext, in den die Redaktion sicherheitshalber einige,
mit Fabris unverkennbarer Diktion nicht immer ganz glücklich verfugte Zeilen aus vorgeb-
lich kritischer Distanz einbaute.

In diesem Kommentar der »Redaktion« sprach Fabri erstmals den während der Folgejah-
re in einigen Varianten immer wieder auftauchenden Gedanken an die »drei Stadien« auf
dem Weg zu kolonialer Politik an. Das erste Stadium galt der massiven Propaganda, um die
Kolonialfrage in der Öffentlichkeit zu aktualisieren und zu motivieren: Hier war eine
»energische Anstrengung, die öffentliche Meinung für dieselbe zu gewinnen, der erste not-
wendige Schritt«, schrieb er rückblickend und bekannte nun offen, man habe seit 1879 »mit
einer gewissen Schärfe, die an Einseitigkeit grenzen mag«, die Feder führen müssen, um
dieses Ziel zu erreichen. Nun, nachdem die koloniale Frage einen festen Platz auf der »Ta-
gesordnung des öffentlichen Interesses« gefunden habe, müsse rechtzeitig der Hemmschuh
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angelegt werden, denn »es wäre übel, wenn nach solch notwendigem Nachdruck des ersten
Anstoßes die durch ihn bewirkte Bewegung der Geister nicht mehr und mehr von ruhiger
Erwägung und verständnisvoller Sachkenntnis geleitet würde«. Gerade auf einem Gebiet,
welches so »mächtig anregend auf die Einbildungskraft des Volkes« wirke wie die »Kolo-
nialfrage in spe«, könne die »literarische Überproduktion« nur allzuleicht »kolonialen
Chauvinismus« wecken und den Blick auf die praktisch zu bewältigenden Schwierigkeiten
verstellen. Darum gelte es, nun das zweite Stadium zu eröffnen.

Im zweiten Stadium müsse man neben der publizistischen Erörterung in praxi auf Ver-
einsebene einer »Organisation der Auswanderung und sonstiger überseeischer Unterneh-
mungen« vorarbeiten und die koloniale Diskussion zugleich »vom Markte der öffentlichen
Erörterung in die Arena der politischen und parlamentarischen Verhandlungen« tragen.
Fabri betonte erneut den »psychologischen Wert«, insbesondere auch die parlamentspoliti-
sche Integrationsfunktion solcher Bestrebungen. Hier biete sich ein »neutrales« Kooperati-
onsfeld an, das »vom Parteihader noch nicht angefressen und durchsäuert« sei: »Schon
darin liegt etwas Versöhnendes«. Weiter bestehe die Notwendigkeit, den kolonialen Inter-
essen im neuen Reichstag von vornherein mehr Rückhalt zu verschaffen. Denn der letzte,
fast ausschließlich mit wirtschaftspolitischen Vorlagen beschäftigte Reichstag habe sich,
von wenigen Ausnahmen abgesehen, unfähig erwiesen, die »eingreifendsten Fragen unserer
wirtschaftlichen und sozialen Lage«, Auswanderungsorganisation und Wirtschaftsexpansi-
on, überhaupt nur zur Kenntnis zu nehmen. Er habe nicht einmal begriffen, daß es anläßlich
der Samoa-Vorlage weniger darauf angekommen sei, »was, als daß etwas in bestimmter
Richtung geschehe«. Damit habe er den »ersten, wenngleich schüchternen Versuch der
deutschen Reichsregierung zu einer überseeischen Aktion« selbst zunichte gemacht. Es
könne nicht wundernehmen, daß sich die Reichsregierung nach einer solchen »nationalen
Blamage« vor dem Ausland überseeischen Projekten gegenüber nur noch reservierter ge-
zeigt und Bismarck private Anträge seither wiederholt »achselzuckend mit dem Worte:
Samoa!« abgelehnt habe.9

Gelinge es dagegen, prophezeite Fabri, im Sinne des Wahlaufrufes die koloniale Frage
gleichsam mit in den Reichstag hineinzuwählen, dann werde man das kommende Parla-
ment nicht nur vor einem neuerlichen »Unfall« – wie der Samoa-Abstimmung – bewahren,
sondern ihm auch ein neues, »vom Parteihader noch nicht zersetztes, fruchtbringendes Ge-
biet der Verhandlung« in die neue Legislaturperiode mitgeben. Dann schließlich werde es
auch nicht mehr allzulange dauern, bis »die Reichsregierung zum Handeln übergeht«, wo-
durch das als Ziel erstrebte dritte Stadium, nämlich eine aktive deutsche Kolonialpolitik
eröffnet würde. Mit diesem Kommentar warb die »Redaktion« nicht allein um das Interesse
von Wählern und politischen Parteien, sondern auch um Bismarcks Gunst. Es bestehe kein
Grund zu der Annahme, schrieb Fabri, daß der bewährte und weitblickende Staatsmann ein
»nationales Bedürfnis von solcher Tragweite verkennen« könnte.10
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Vorstandsmitglieder des Westdeutschen Vereins beteiligten sich zum Teil rege an dem
Versuch, die Kolonialfrage über die Wahlen vor den nächsten Reichstag zu bringen. Postdi-
rektor Wiche, der sich, wie Jannasch beifällig konstatierte, »lebhaft für den Export« interes-
sierte, in Oberhausen einen Zweigverein des Westdeutschen und damit auch des Central-
vereins gegründet hatte, rief Ernst von Weber zu Hilfe und ließ ihn in Oberhausen »Agitati-
on im Sinne des Centralvereins« betreiben, während Landrat Melbeck, der in Solingen
selbst kandidierte, in einem Werbeschreiben an seine Wähler einer »gesunden, den deut-
schen Interessen durchaus entsprechenden Kolonialpolitik« das Wort redete.11

Der Centralverein und sein Leipziger Zweigverein folgten dem Beispiel des Westdeut-
schen Vereins. Ernst Hasse warb in Leipzig mit Hübbe-Schleidens Argumenten für
»Deutschlands Zukunft und seine kommende Generation«, erinnerte im Sinne Fabris daran,
daß die koloniale eine »neutrale« Frage sei und ersuchte seinerseits verschiedene Redaktio-
nen in einem Rundschreiben darum, »dahin zu wirken, daß Männer aufgestellt werden,
welche bereit sind, den von uns vertretenen Bestrebungen auch im Reichstage ihr Wort und
ihre Stimme zu leihen«. Jannasch bemühte sich, die »koloniale Wahlbewegung« durch ver-
schiedene Artikel im Organ des Centralvereins voranzutreiben. Zahlreiche Reichstagskan-
didaten hätten in ihren Wahlreden die Unterstützung deutscher Kolonialpolitik zugesagt,
etwa 40 bedeutende Handelskammern stünden auf der Seite des Centralvereins und seiner
Zweigvereine, meldete der »Export« zuversichtlich.12

Den stärksten Widerhall indes fand der Aufruf des Westdeutschen Vereins mit den »Mo-
tiven« Hübbe-Schleidens, die nach Fabris Auffassung bezeichnenderweise nicht geeignet
waren, kolonialen Chauvinismus zu wecken.13 Nach dem Urteil Fabris und Hübbe-
Schleidens war es in erster Linie Sache des hanseatischen Handelskapitals, dessen »Unter-
nehmungsgeist« sie seit 1879 umwarben, dem Reich in Übersee »Ansprüche« auf koloniale
Expansion zu verschaffen. Darum war die Resonanz des Aufrufs aus dem westdeutschen
Industriegebiet in den Hansestädten von besonderem Interesse. Das Rundschreiben löste in
Hamburg eine erste eingehende Diskussion über Auswanderungs- und Kolonialfragen aus,
von denen Schiffahrt und Überseehandel gleichermaßen betroffen wurden. Die Reeder der
Transatlantiklinien profitierten von den Auswandererpassagen.14 Überseekaufleute, die,
wie der Westafrikahändler Adolph Woermann, die koloniale Okkupation ihrer Interessen-
gebiete, vor allem englische Einfuhrzölle fürchteten, waren durch die Kolonialfrage direkt
angesprochen.

Die Initiative des Westdeutschen Vereins nötigte die Hamburger Handelskammer zu ei-
ner Stellungnahme. Woermann, der seit Ende 1879 eine eigene Dampferverbindung nach
Westafrika unterhielt, lehnte am 17. Oktober 1881 in einer Rede vor der Handelskammer
Pläne für eine Auswanderungsleitung, die seine unmittelbaren Geschäftsinteressen nicht
tangierten, ab, trat dagegen für den Erwerb von Handelskolonien ein. Die »kolonialfreund-
lichsten« Mitglieder der Handelskammer konzedierten, daß der Gedanke an koloniale
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Märkte im Blick auf die Exportförderung jedenfalls nicht unbedingt abwegig sei. Man dürfe
die »sehr starke Bewegung im Binnenlande« nicht als Quantité négligeable übergehen, son-
dern müsse es als Hamburgs Aufgabe betrachten, sie »in die richtigen, zu praktischen Er-
folgen führenden Bahnen zu lenken«.15 Der frühere kaufmännische Konsul in Kapstadt
E.A. Lippert16 – über dessen ineffektiven Einsatz für die Interessen der MHG sich Fabri
vergeblich in Berlin beklagt hatte – opponierte scharf mit klassischen Argumenten des
Laisser-faire. Zwischen Woermann und der Gruppe um Lippert lavierte ein dritter Teil der
Handelskammer, dessen Sprecher zwar ebenfalls wenig Interesse an deutscher Kolonialex-
pansion zeigten, ihre Entscheidung jedoch von der jeweiligen Lage des Handels in dem
entsprechenden Gebiet abhängig machen wollten.17 Potentielle Vorteile einer Sicherung
bestimmter überseeischer Absatzgebiete durch koloniale Okkupation wurden zwar nicht
grundsätzlich in Abrede gestellt. Doch die Abneigung gegenüber einer Staatsintervention
im Außenhandel hielt auch hier das Interesse in engen Grenzen. Die Kammer wich einem
direkten Votum aus. Sie beschloß zwar einstimmig, das Thema »Kolonisations- und Aus-
wanderungspolitik« an den nächsten Deutschen Handelstag zu verweisen, einigte sich je-
doch nur mit Mehrheit auf die vage, an die Adresse des Westdeutschen Vereins gerichtete
Resolution: »Die Handelskammer verfolgt die im Inland vorhandenen Bestrebungen für
deutsche Kolonisation mit warmem Interesse.«18

Die ehemals geschlossene Freihandelsfront der Hamburger Handelskammer wies erste
Lücken auf, doch die Meinungsdifferenzen blieben intern. Die Verhandlungen des Deut-
schen Handelstages am 10. Dezember 1881 in Berlin zeigten, daß sich die Haltung der
Hansestädte noch nicht geändert hatte. Der Handelstag übernahm den Hamburger Antrag
nur unter dem Titel »Mittel und Wege zur Hebung des deutschen Exports«. Vergeblich
versuchte Generalsekretär Annecke mit dem von 8 Handelskammern des Binnenlandes
unterstützten Vorschlag einer Enquête zur Exportförderung durchzudringen, in der Kolo-
nialerwerb ins Auge gefaßt wurde.19 Anneckes Korreferent, der Stuttgarter Handelskam-
mersekretär Huber, setzte sich ebenso erfolglos für eine Organisation und Leitung der deut-
schen Auswanderung wie für die Einrichtung eines »Überseeischen Amtes« ein, um »nicht
bloß deutsche Sprache, deutsche Sitten, deutschen Geschmack, sondern auch die deutsche
Kundschaft zu erhalten«. Seine Berufung auf Fabri und Hübbe-Schleiden verstärkte nur die
Opposition. Der Südafrikakaufmann E.A. Lippert, der gemeinsam mit dem Handelskam-
merpräsidenten A. Lutteroth die Hamburger Delegation führte, brachte, unterstützt von dem
Bremer Delegierten Papendieck, den Antrag Anneckes zu Fall. Einstimmig wurde statt
dessen eine von den beiden Hansestädten gemeinsam vorgeschlagene Resolution ange-
nommen, in welcher der Handelstag wie ein Jahr zuvor der neunzehnte Kongreß deutscher
Volkswirte an seiner Option für den Freihandel festhielt. Nur private Absprachen zwischen
Exportindustrie und Überseehandel wurden empfohlen. Die Resolution bestätigte zwar, daß
die »Förderung des Exporthandels eine Lebensfrage der deutschen Industrie« sei, wollte die
Mitwirkung der Reichsregierung jedoch auf den Abschluß günstiger Handelsverträge und
die Verbesserung des Konsulatswesens beschränkt wissen.20
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Die Haltung der Handelskammer spiegelte sich auch in dem Echo, welches der westdeut-
sche Aufruf in der Hamburger Presse fand. Nach dem Urteil des Hamburgischen Corre-
spondenten hatte der Vorstoß des Westdeutschen Vereins die Kolonialfrage erstmals »aus
dem Rahmen rein theoretischer Erörterung heraus zu einem politischen Programm erho-
ben«. Die hanseatische Redaktion akzeptierte zwar bereitwillig die »Tendenz« des aus dem
»Hinterlande« kommenden Rundschreibens, »dem deutschen Namen und der deutschen
Industrie im Auslande größere Achtung und Anerkennung zu erwerben, die im Auslande
lebenden Deutschen ihrer Nationalität zu erhalten«, also offensichtlich Exportförderung
durch Auswanderungsorganisation auf privater Ebene betreiben zu wollen. Man dürfe diese
ständig anwachsende »Bewegung« keinesfalls »vornehm achselzuckend ignorieren«. Es sei
vielmehr Sache der Seestädte, tätig einzugreifen, – um die »mangelnder Kenntnis entsprin-
genden, unpraktischen Vorschläge« nachdrücklich zu korrigieren, damit diese Bewegung
»mit all ihren Verkehrtheiten und Einseitigkeiten nicht über ihre Köpfe hinweg zum Siege
gelangt, zum Nachteile der gesamten deutschen Entwicklung und nicht zum wenigsten der
Städte selbst«!

Der Gedanke an einen Erwerb »staatlicher Kolonien« wurde schlichtweg als veraltet ab-
gewiesen. Die Barmer »Motive« vermochten in Hamburg auch wegen der metaökonomi-
schen »Weltmacht«-Perspektiven Hübbe-Schleidens, »welche dem Nationalstolze schmei-
cheln und die Phantasie erregen sollen, bei denen aber eigentlich niemand sich etwas den-
ken kann«, keine Zustimmung zu finden.21

Insgesamt zeitigte die von Jannaschs Centralverein, Hasses Leipziger und dem Westdeut-
schen Verein betriebene koloniale Wahlpropaganda 1881 noch nicht den erhofften Erfolg.
Die Freihandelsfront der Hansestädte wurde nur geringfügig und nach außen hin nicht er-
kennbar erschüttert. Die umworbenen politischen Parteien nahmen die Kolonialfrage als
Wahlkampfthema noch nicht auf. Die Kölnische Zeitung beklagte mit Fabri das Ausbleiben
der Kolonialfrage in den Wahlprogrammen vom Herbst 1881 als bedenklichen »Mißgriff«.
Es scheine, »daß die tonangebenden Leiter unserer Parteien in diesem Punkte der Bewe-
gung der deutschen Volksseele in letzter Zeit nur ungenau gelauscht hätten«. Nochmals
warben und warnten wahltaktische Argumente: »Neue Fragen, die den Volksgeist bewegen,
kräftig und im richtigen Augenblicke zu fassen, dürfte aber eine Eigenschaft sein, die, will
man nicht überholt werden, für die Führer politischer Parteien vor allem unerläßlich ist«.22

Die Bemühungen blieben vergeblich. Bismarck erlitt eine schwere Niederlage. Er hatte den
Wahlkampf vornehmlich unter steuerpolitischen Gesichtspunkten im Blick auf das ange-
kündigte Tabakmonopol geführt. Entgegen den Hoffnungen Fabris brachte der neue
Reichstag trotz geringfügiger Stimmenverluste eine um drei Mandate gestärkte Sozialde-
mokratie, ein Schrumpfen der beiden konservativen Parteien, ein Aufrücken des Zentrums,
besonders aber einen starken Zuwachs des im Fortschritt und der Liberalen Vereinigung
Laskers und Bambergers formierten Linksliberalismus.23 Damit trat eine Kräfteverlagerung
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zutage, welche die von den Wahlen erhoffte Transformation kolonialer Interessen in die
parlamentarische Öffentlichkeit um eine weitere Legislaturperiode zu vertagen schien.

Ein halbes Jahr nach den Reichstagswahlen zog Fabri in einer »der großen Wichtigkeit
der Sache wegen« von der Kölnischen Zeitung ungekürzt abgedruckten Rede vor der Köl-
ner Generalversammlung des Westdeutschen Vereins eine erste Bilanz.24 In der innerpoliti-
schen Entwicklung der letzten Jahre, gekennzeichnet durch die Wendung zu Schutzzoll und
»Staatssozialismus«, sah er seine langgehegte Überzeugung bestätigt, derzufolge politische
Entscheidungen in immer stärkerem Maße von ökonomischen Interessen bestimmt wurden.
»In allen Verhältnissen wirkt diese Grundrichtung«, erklärte er nun auch im Blick auf die
jüngsten parteipolitischen Verschiebungen, »sie zerbröckelt unsere bisherigen Parteiungen
und drängt zu neuen Gruppierungen, welche alle in der Solidarität materieller Wirtschafts-
interessen ihren Ausdruck, ihren Einigungspunkt suchen«. Er glaubte erkennen zu können,
daß die Einsicht in die Notwendigkeit von Auswanderungsorganisation und überseeischer
Expansion in »weiteren Kreisen« der bürgerlichen Öffentlichkeit stets zunehme.

Die seit Beginn der 1880er Jahre wieder sprunghaft hochschnellenden Auswanderungs-
ziffern schienen ihm seine Grundgedanken über die Notwendigkeit einer Organisation und
Leitung der deutschen Massenauswanderung nachträglich zu aktualisieren. Im Vorjahr
hatte die Zahl von 221.000 Auswanderern fast die Rekordhöhe des Jahres 1854 (252.000)
erreicht.25 Um so befremdender war es für Fabri, daß das hier vorliegende, sozialökono-
misch motivierte »nationale Bedürfnis« ausgerechnet in den »bestimmenden Kreisen« noch
immer nicht anerkannt wurde. Er glaubte sein 1879 verkündetes, düsteres »Prognostikon«
für die »wirtschaftliche Lage der bürgerlichen Gesellschaft« beängstigend rasch Wirklich-
keit werden zu sehen. Noch waren die Träger der »sozialpolitischen Umsturzgedanken« fast
ausschließlich in der »sogenannten Arbeiterbevölkerung« zu finden. Fabris neuerliche
»dunkle Perspektive« speiste sich – wohl im Blick auf die russische Entwicklung – aus der
Befürchtung, die zunehmende »Überproduktion an intelligenten Arbeitskräften« könnte der
Sozialdemokratie aus den »mittleren gebildeten Gesellschaftsklassen« eine proletarisierte
sozialrevolutionäre Intelligenz zuführen. Wer nach langjähriger Ausbildung keine Chance
sehe, auch nur eine bescheidene bürgerliche Existenz zu begründen, könnte »unmittelbar
geneigt sein, sich sozialistischen, ohnedies mehr und mehr in der Luft liegenden Ideen zu-
zuwenden und die Grundlagen unseres politischen und gesellschaftlichen Bestandes für faul
und unhaltbar zu erklären«, warnte er. »An dem Tage aber, wo unsere Sozialdemokratie
durch zahlreichere Kräfte unserer intelligenten und gebildeten Kreise ihren Kopf empfängt,
wird dieselbe in der Tat eine große imminente Gefahr sein«.26 Nicht in Schutzzoll- oder
Sozialgesetzgebung, sondern in überseeischer Expansion sei der Weg aus dem Dilemma zu
suchen. Nur »die Bewegung, welche die überseeische wirtschaftliche Ausbreitung
Deutschlands auf ihr Panier geschrieben hat«, habe wirklich weiterführende Vorschläge zu
bieten: »Erstlich, weil sie neben allgemeinen nationalen Gesichtspunkten wesentlich auf
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eine positive Steigerung des deutschen Erwerbslebens gerichtet ist und zweitens, weil sie
aus dem Kernpunkte unserer sozialen Lage ihr treibendes Motiv entnommen hat«.

Die offiziell noch immer strikt abweisende Haltung der Regierung gerade »in dieser
durch und durch wirtschaftlichen Ära unserer Reichspolitik« schien Fabri zwar nahezu pa-
radox. Seit der Reaktion Bismarcks auf seine Depesche vom Januar 1881 zeigte er sich
jedoch sorgsam bemüht, den Reichskanzler nicht zu brüskieren. Er konstatierte zwar, daß
man sich »in Regierungskreisen« noch immer mit »wirklich veralteten Anschauungen über
unsere Auswanderung« jede Einsicht in die Notwendigkeit ihrer Organisation verstelle und
überseeischen Projekten selbst »moralische« Unterstützung verweigere. Das sei jedoch, wie
er sehr zurückhaltend andeutete, neben außenpolitischen Rücksichten wohl nur damit zu
begründen, daß die Reichsregierung »zu irgendwelcher Prüfung der unsere Bewegung tra-
genden wirtschaftlichen Grundfragen« schlechterdings noch nicht die Zeit gefunden habe.
Besorgt, Bismarck könne den »da und dort sich regenden kolonialen Chauvinismus«, zu
dem er selbst nicht wenig beigetragen und den Hübbe-Schleiden mit seiner letzten Schrift
und den »Motiven« noch einmal kräftig animiert hatte, abgeschreckt werden, versicherte
Fabri ausdrücklich: »Die Freunde und Leiter der Bewegung, welche wir hier vertreten, ha-
ben kolonialen Besitz auch nie unter dem Gesichtspunkt einer politischen Machterweite-
rung, sondern eines wirtschaftlichen Bedürfnisses verstanden und befürwortet«.27

Der erhoffte Eintritt in das zweite Stadium, durch die Transformation der Kolonialfrage
über die Wahlen in den Reichstag, war ausgeblieben. Die »literarische Agitation« mußte
fortgesetzt werden. Daneben zeichnete der Vorsitzende des Westdeutschen Vereins in sei-
ner programmatischen Rede drei Wege vor, um unter den bestehenden Verhältnissen dem
Ziel praktisch näherzukommen: 1. eine Steigerung des Exporthandels; 2. eine »gewisse
Fürsorge und Leitung« der Auswanderung28; 3. den direkten überseeischen Kapitalexport,
also nicht nur die Beteiligung an im Überseehandel tätigen, aber in Deutschland domizi-
lierten Firmen, sondern an »transatlantischen Produktivassoziationen« auf Aktienbasis, und
zwar auch unter Beteiligung des binnenländischen Industrie- und Bankkapitals. Darunter
verstand er ein weites Feld von Investitionsmöglichkeiten, vom tropischen Plantagen- bis
zum Eisenbahnbau in subtropischen Siedlungsgebieten. Fabri wußte, daß der hier vorge-
zeichnete »Weg der persönlichen Initiative, der freien Assoziation zu überseeischen Zwek-
ken und Arbeiten« nur unter der Voraussetzung gangbar war, »daß die leitenden Kräfte des
deutschen Geldmarktes sich mit dem Gedanken produktiver überseeischer Unternehmun-
gen befreunden«. Aus diesen Worten sprachen Erfahrungen, die er als Vorsitzender des
Westdeutschen Interessenverbandes in dessen erstem Vereinsjahr gesammelt hatte.29

Das Votum seines Vorredners unterstrich Hübbe-Schleiden mit einem Vortrag über »Die
Weltwirtschaft und die sie treibende Kraft«, als welche er den »Welthandelsgeist« der wirt-
schaftlichen Intelligenz vorstellte. Fabri hatte, an Bismarck gewandt, das Motiv einer politi-
schen Machterweiterung generell bestritten und die Aufgabe der kolonialen Propaganda auf
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die Artikulation eines dem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem selbst entspringenden und
darum für ihn legitimen »nationalen Bedürfnisses« eingegrenzt. Auch Hübbe-Schleiden
umging die »Weltmacht«-Ambitionen seiner »Motive«, reduzierte diese seine Zielprojekti-
on jedoch nur verbal auf eine in ihrem Anspruch nicht minder totale Perspektive: Das Reich
müsse von der »binnenländischen Militärmacht« zur »Weltkulturmacht« avancieren. Der
»geradeste Weg« zu diesem »Endziel« seiner Entwicklung führe über formelle Kolonialex-
pansion. Der Reichskanzler zögere wohl nur, weil er der Auffassung sei, daß der Anspruch
auf kolonialen Besitz, das äußere Kennzeichen einer »für die Weltkultur tonangebenden
Nation«, zunächst einmal »aus dem inneren Leben eines Volkes heraus organisch entwik-
kelt« und in Übersee unter Beweis gestellt werden müsse. Darum, folgerte Hübbe-
Schleiden, komme es darauf an, der Regierung durch private Initiative in Übersee den nöti-
gen »Kausalfaktor« politischen Handelns zu liefern und zugleich propagandistisch »mög-
lichst oft und möglichst energisch den Wunsch zu äußern, unser Reichskanzler möge auch
dieses drängende Bedürfnis unserer Nation stets lebhaft im Auge behalten«. Aus diesem
Grund warb Hübbe-Schleiden für ein Prävenire kapitalkräftiger Interessenten, »weniger
bahnbrechender Privatmänner aus unseren finanziell und politisch tonangebenden Krei-
sen«.30

Auch Fabri schätzte, daß eine Politik der formellen Kolonialexpansion »wohl noch fern«
liege, und drängte, inzwischen vorzuarbeiten, bis der Regierung »ungesucht die Verhältnis-
se auch ein Vorgehen in dieser Richtung seinerzeit rätlich oder nötig erscheinen« ließen. In
seiner ersten Kolonialschrift hatte er die überseeische Investition der »Arbeitskraft einer
Nation« zur einzig »gesunden und legitimen Grundlage« kolonialer Annexionen erklärt und
gefolgert: Erbringe das deutsche Kapital diese überseeischen Voraussetzungen, »dann wird,
dann muß die deutsche Reichsregierung ihm nachfolgen […] und eine deutsche Kolonial-
politik inaugurieren«.31 Dieser Überzeugung entsprang auch sein Appell an die private In-
itiative im Frühjahr 1882. Für ihn selbst und den Westdeutschen Verein bedeutete dies Ar-
beit auf zwei Ebenen: 1. vertrauliche Werbung um das Interesse des großen Kapitals für
konkrete Überseeprojekte. Auf diesem Weg sollten überseeische Handelsunternehmungen
begründet oder erweitert, »Produktivassoziationen« zustande gebracht, erste Schritte zur
Auswanderungsorganisation durch private Kolonisationsgesellschaften ermöglicht und mit
all dem zugleich jene »überseeischen Interessen« manifestiert werden, welche die Regie-
rung »seinerzeit« politisch unter Zugzwang bringen sollten. 2. Fortsetzung der propagandi-
stischen »Aufklärung« und der Bemühungen um eine Organisation der kolonialen Interes-
sen in einer »Bewegung«, deren unüberhörbares Votum für Regierung und Reichstag eine
ständige Mahnung darstellen, gegebenenfalls zur politischen Artikulation »überseeischer
Interessen« durch Protektion oder Annexion drängen, die Reichsregierung zur Überprüfung
ihrer zum Teil »veralteten Anschauungen« veranlassen und den Reichstag vor einem zwei-
ten ›Samoa‹ warnen sollte.
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An Plänen für konkrete Überseeprojekte arbeiteten Fabri und Hübbe-Schleiden bereits
seit dem Spätsommer 1881. Die Intensivierung der kolonialen Öffentlichkeitsarbeit nahm
in Westdeutschland nach der Wahlagitation und dem folgenden, schockierenden Abstim-
mungsergebnis erst mit Fabris programmatischer Rede vor dem Westdeutschen Verein im
März 1882 einen neuen Anfang.32

Anmerkungen

  1 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 85ff., 125.
  2 Schultze, Paraguayfieber, S. 18.
  3 Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. 405; RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 82, 125ff.; Hübbe-Schleiden an

Fabri, 19.3.1883 (Konz.), Anlage zu TB Hübbe-Schleiden.
  4 Vgl. Export 3. 1881, S. 400ff. Seinen eigenen Plan, die organisierte Kolonialbewegung in einer politi-

schen Partei »der kommenden Generation« zu formieren, von der seines Erachtens »die verschiedensten
Parteien« schließlich »absorbiert« werden würden, betrachtete Hübbe-Schleiden trotz des Vetos der
»Vertrauensmänner« nicht als hinfällig, sondern nur als vertagt. Ein Jahr später versuchte er während ei-
nes sechswöchigen Aufenthaltes in Berlin, dieses Konzept auf eigene Faust zu verwirklichen und schei-
terte vollkommen. Es bedurfte erst dieser Erfahrung, um ihn seinen Plan als »durchaus unreif« erkennen
zu lassen. (RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 88, 134).

  5 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 88, 134.
  6 Flegel, S. 10. Vgl. Coppius, S. 94; Wehler, S. 145. E.R. Flegel war, wie Hübbe-Schleidens Hamburger

Verleger in seinen Lebenserinnerungen berichtet, erst »durch die in meinem Verlage erschienenen kolo-
nial-politischen Arbeiten Hübbe-Schleidens zu einem eifrigen Agitator für deutsche Kolonialpolitik ge-
worden« (Friederichsen, Lebenserinnerungen, S. 113, vgl. S. 114f.).

  7 KZ, 4.8.1881; Export 3. 1881, S. 472f. Vgl. Hamburgischer Correspondent, 30.8.1881. Die »Motive«
wurden in den Folgejahren immer wieder zitiert und nachgedruckt (vgl. Hübbe-Schleiden, Weltmacht, S.
13); so auch in der im April 1882 vom Centralverein herausgegebenen und ausschließlich auf Eigenwer-
bung berechneten Flugschrift: Der Centralverein etc. mit seinen Zweigvereinen, StadtA Düsseldorf, Akte
III 5891 (Verm. Vereine), S. 320–323. Einseitig durch die Eliminierung der in aller Breite explizierten
Auswanderungsargumente: Wehler, S. 145.

  8 Nichts vermag wohl deutlicher zu zeigen, daß diese »Motive« bereits im Jahr 1881 alle wesentlichen,
zugkräftigen Kolonialargumente der folgenden Jahrzehnte umfaßten, als die Tatsache, daß Friederichsen
sie mehr als ein Vierteljahrhundert später im Anhang zu Hübbe-Schleidens letzter Kolonialschrift (ders.,
Weltmacht, S. 35–42), deren Zweck es war, das rückläufige koloniale Interesse in der deutschen Öffent-
lichkeit durch einen neuen propagandistischen Vorstoß zu mobilisieren, noch einmal abdruckte. »Diese
Gründe sind mehr oder weniger noch heute stichhaltig, manche mehr als damals« kommentierte Hübbe-
Schleiden den Wiederabdruck im Jahre 1906 (ebd., S. 14).

  9 KZ, 4.8.1881. Auch Kusserow bestärkte in den Wahlreden anläßlich seiner vergeblichen Kandidatur
gegen H.H. Meier in Bremen, in denen er die Frage der Dampfersubvention in den Vordergrund stellte,
nachträglich diese Interpretation der Samoa-Vorlage als Auftakt »zu einer aktiven überseeischen Politik«
(Wehler, S. 242).

10 KZ, 4.8.1881.
11 Export 3. 1881, S. 722, 792.
12 Ebd., S. 555, 561f.
13 KZ, 4.8.1881.
14 Über die wirtschaftliche Bedeutung der deutschen Auswanderung für die Seestädte am Beispiel Bre-

mens: Engelsing, S. 49–130; dort, S. 117–124 ein aufschlußreicher Überblick über den finanziellen Ge-
winn der Reedereien am transatlantischen Fahrgastverkehr. Sein Hauptkontingent stellten die Auswande-
rerpassagen, die nicht nur die »Haupteinnahmequelle« des Norddeutschen Lloyd (H.H. Meier), sondern –
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einschließlich des direkt und indirekt damit verbundenen Warenverkehrs – auch eine der tragenden Säu-
len der Bremer Wirtschaft überhaupt bildeten. Eine so informative Arbeit wie Engelsings Studie über
Bremen als Auswandererhafen gibt es für Hamburg noch nicht. In den neueren Arbeiten von Washausen
(Hamburg) und Böhm (Überseehandel) wird die Auswanderungsfrage nur beiläufig berührt.

15 Baasch, II, S. 317f.
16 Lippert arbeitete von 1866–69 und seit 1875 in Südafrika (Handelstag 10. 1881, S. 52).
17 Baasch, II, S. 318.
18 Zit. bei: Washausen, S. 141.
19 Handelstag 10. 1881, S. 47.
20 Ebd., S. 49ff., 54. Woermann versuchte im Verein mit der Hamburger und anderen Handelskammern

1883 noch einmal, die Kolonialfrage vor den Handelstag zu bringen. Noch im Vorjahr des Auftakts zu
deutscher Kolonialpolitik setzte der bleibende Ausschuß des Deutschen Handelstages diese Frage als
»nicht zeitgemäß« von der Tagesordnung ab (Woermann, Colonial-Politik, S. 2). Erst 1884 vollzog sich
hier die Wendung. Am 27. Januar 1885 debattierte der 13. Handelstag erneut die koloniale Frage. Drei
Jahre nach dem vergeblichen Vorstoß Anneckes vom Dezember 1881 erst nahm der Handelstag einstim-
mig Woermanns Resolutionsantrag an: »Der deutsche Handelstag begrüßt freudig, daß die Reichsregie-
rung einen Anfang mit einer praktischen Kolonialpolitik gemacht hat, da durch dieselbe der deutschen
Industrie neue Absatzgebiete erschlossen, dem deutschen Handel kräftiger Schutz und Förderung ge-
währt und für die Schiffahrt vermehrter Verkehr geschaffen wird« (Handelstag 13. 1885, S. 8). Huber
wertete das Abstimmungsergebnis als nachträglichen Beweis für die »Richtigkeit der Resolution«, die
die Hamburger und Bremer Delegierten im Dezember 1881 mit Freihandelsargumenten zu Fall gebracht
hatten (ebd., S. 9).

21 Hamburgischer Correspondent, 30.8.1881. Vgl. Strohschneider, S. 122f.; Washausen, S. 25, 174.
22 KZ, 4.8.1881.
23 MdR, S. 804f. Vgl. Wehler, S. 467.
24 KZ, 4.3.1882.
25 Mönckmeier, S. 16, 19.
26 KZ, 4.3.1882. Vgl. Köllmann, Barmen, S. 254, 299; Wehler, S. 161.
27 Fabris Erklärung trug deutlich defensiven Charakter. Möglicherweise suchte er damit auch Hübbe-

Schleiden gegen Kritik an den »Motiven« abzuschirmen. Hübbe-Schleiden indes handelte nur konse-
quent, als er 1906 auf das Deckblatt seiner letzten Kolonialbroschüre: »Warum Weltmacht?« (Untertitel:
»Der Sinn unserer Kolonialpolitik«!) als Leitmotto den Schlußsatz seiner »Motive« aus dem Jahr 1881
setzte (»Überseeische Politik allein vermag den Grund zu legen zu einer WELTMACHT
DEUTSCHLANDS«) und mit dieser Schrift und den im Anhang nochmals abgedruckten »Motiven« die
Frage beantwortete: »Warum wollen oder müssen wir auch politisch eine Macht ersten Ranges sein?«
(ders., Weltmacht, S. 31).

28 Wie der erste handelsgeographische Kongreß, so wandte sich auch die erste Generalversammlung des
WV vergeblich mit einer Resolution gegen das von der Heydt'sche Reskript und stellte darin fest, »daß
eine Erschwerung der deutschen Auswanderung nach Südbrasilien, wie sie der preußische Ministerialer-
laß vom 3. November 1859 bewirkt, nach den gegenwärtig in Brasilien bestehenden Zuständen nicht
mehr im Interesse der Auswanderer geboten erscheint; daß vielmehr in Hinblick auf die zahlreichen An-
siedelungen deutscher Auswanderer in Südbrasilien, die sich des besten Gedeihens erfreuen, und deren
weitere Ausdehnung für die Fortentwicklung der Handelsbeziehungen zwischen Deutschland und Brasi-
lien von großem Wert ist, die Aufhebung jenes Ministerialerlasses um so wünschenswerter zu erachten
ist, als von den südbrasilianischen Deutschen das gleiche Ersuchen an die preußische Regierung bereits
zweimal gestellt worden und damit bewiesen ist, daß jenes Reskript auch dort als Auswanderungshinder-
nis erkannt wird« (KZ, 5.3.1882. Vgl. Sudhaus, S. 163).

29 KZ, 4.3.1882. Vgl. unten, Kap. 12.
30 Hübbe-Schleiden, Weltwirtschaft, S. 3f., 5, 7, 12, 30 (rez. v. E. Hasse in: Export 4. 1882, S. 245f.). Vgl.

KZ, 5.3.1882. Ähnlich: ders., Erschließung, S. 3 (vgl. RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 129; Hübbe-
Schleiden an W. Hübbe, 3., 24.2.1882).

31 KZ, 4.3.1882; Fabri, Kolonien, S. 69, 90.
32 KZ, 4.3.1882; CPC 1. 1883, Nr. 1, S. 1f.
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Bei dem Ende Juni 1881 auf der Berliner Konferenz des Centralvereins verabredeten Ver-
such, eine »koloniale Wahlbewegung« zustande zu bringen, traten Fabris Westdeutscher,
Hasses Leipziger und Jannaschs Berliner Centralverein einmütig an die Öffentlichkeit.
Doch das Einvernehmen zwischen den beiden führenden Zweigvereinen und ihrem Berliner
Dachverband hielt nicht lange vor. Der Westdeutsche Verein hatte sich dem Centralverein
als Regionalverband auch in der Hoffnung angeschlossen, die Berliner Wochenschrift »Ex-
port« als Vereinsorgan nutzen zu können. Das Blatt erfreute sich besonders in Kreisen der
Fertigwarenindustrie und des Exporthandels großer Beliebtheit, weil es darauf abzielte,
»dem deutschen Handel und der deutschen Industrie wichtige Mitteilungen über die mer-
kantilen Verhältnisse des Auslandes in kürzester Frist zu übermitteln«.1 Die Hoffnung wur-
de enttäuscht. Jannasch wachte argwöhnisch über die Führungsrolle des Centralvereins und
beobachtete die Entwicklung des Westdeutschen Regionalverbands mit wachsendem Miß-
trauen. Der Grund lag nahe. An der Spitze des Westdeutschen Vereins kooperierten die
beiden bekanntesten deutschen Expansionspropagandisten, zu seinen Mitgliedern, Förde-
rern und Sympathisanten zählten maßgebende Kreise der rheinisch-westfälischen Wirt-
schaft. Das Verhältnis des Centralvereins zu dem westdeutschen Zweigverein kühlte sich
rasch ab. Hartnäckig verweigerte Jannasch den Leipziger und Düsseldorfer Organisationen
ein Mitspracherecht in der Redaktion des »Export«. Hübbe-Schleiden protestierte als Ad-
vokat der beiden »sogenannten Zweigvereine« und monierte, »daß andere Interessen als
diejenigen des Centralvereins in Berlin durchaus keine Vertretung« fänden. Jannasch wies
die Klage in einem »stockgroben« Antwortschreiben zurück, das, wie Hübbe-Schleiden
kommentierte, »seine ganze Eifersucht und Gehässigkeit in der naivsten Weise aus-
sprach«.2

Damit begann die lange Reihe der Konflikte zwischen den Organisationen der frühen
deutschen Kolonialbewegung, deren interne Geschichte bis zur Gründung der Deutschen
Kolonialgesellschaft Ende 1887 weithin die Geschichte einer von »Eifersucht und Gehäs-
sigkeit« bestimmten, spießig-zänkischen Vereinsmeierei blieb. Es gab keine unter den er-
wähnenswerteren Organisationen dieser Jahre, vom Centralverein (CV) und seinem Leipzi-
ger Zweigverein über den Westdeutschen Verein (WV) und den Deutschen Kolonialverein
(KV) bis hin zur Gesellschaft für deutsche Kolonisation (GfdK), die bis 1887 nicht wenig-
stens einmal mit jeder der anderen in heftiger Fehde gelegen hätte. Anlaß dazu boten nicht
allein Differenzen in Programm und Selbstverständnis oder soziale Gegensätze, wie sie seit
1884/85 in den Spannungen zwischen KV und GfdK Ausdruck fanden3, sondern in erhebli-
chem Maße auch das von Prestigeneid und gegenseitigem Mißtrauen bestimmte Bezugs-
verhältnis der Führungsgruppen, die ihre ganz besondere Bedeutung darin sahen, dem »er-
sten« (CV), dem »ersten eigentlichen« (WV), dem »größten und bedeutendsten« (KV) oder
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doch dem einzig »praktisch erfolgreichen« (GfdK) Verein vorzustehen. Die Rivalitäten und
Reibungen zwischen den verschiedenen Organisationen wurden erheblich verschärft durch
das selbstgefällige Auftreten einzelner »Leiter der Bewegung«. In dieser Hinsicht stand der
alte »Prophet« Fabri dem nach seinem Urteil vom »Größenwahn« befallenen »jungen Pro-
pheten« Peters ebensowenig nach wie dem »Gott« Hasse und dem »etwas zu gewalttätig
auftretenden Dr. Jannasch«. Wenn »der alte Fabri« dennoch wiederholt als Vermittler auf-
treten konnte, so darum, weil er sich damit begnügte, als »Vater« der organisierten Kolo-
nialbewegung zu gelten und nicht wie Jannasch und wenig später auch Peters danach
strebte, als »Führer« unter den »Leitern der Bewegung« Anerkennung zu finden.4

Den zahllosen Querelen zwischen den einzelnen Gruppen und Vereinen im ersten Jahr-
fünft der 1880er Jahre nachzugehen, wäre ein ebenso mühseliges wie unergiebiges Unter-
fangen. Im weiteren Gang der Untersuchung werden solche Kollisionen nur insoweit skiz-
ziert, als sie für die Entwicklung der organisierten Kolonialbewegung mitbestimmend wur-
den oder aber die hinter den Fronten konzentrierten Interessenlager deutlicher hervortreten
lassen. Der früheste unter den hier wichtigen Konflikten bahnte sich mit dem Streit um das
Mitbestimmungsrecht der Zweigvereine des Centralvereins in der Redaktion des »Export«
an. Für die von Fabri ins Auge gefaßte, über die Exportfrage hinausgehende »literarisch-
agitatorische« Arbeit des Westdeutschen Vereins kam das Berliner Blatt nicht in Betracht.5

Ersatz bot in Grenzen zunächst August Neven DuMonts Kölnische Zeitung.

Anmerkungen

1 Stereotype im Titel des »Export«. Das »Exportbüro« des Centralvereins vermittelte durch regelmäßige
Export- und Importofferten bis Ende 1883 insgesamt 730 überseeische Geschäftskontakte (Export 5.
1883, S. 883).

2 RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 89, 126f.
3 Vgl. unten, Kap. 19.1.
4 KZ, 4.3.1882; K. Krafft an Kriele, 5.10.1925, ARM M Fabri, S. 4; vgl. unten, S. 449, Anm. 22. Vgl.

hierzu ferner: Fabri, Ostafrika; Wagner, Ostafrika; Arendt; CPK 1. 1885; CPC 1. 1883, Nr. 3; Schultze,
Paraguayfieber; ders., Paraguayschwindel.

5 KZ, 4.3.1882.
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11.1. Westdeutscher Verein, Kölnische Zeitung und Colonialpolitische
Correspondenz

Die traditionsreiche Kölnische Zeitung, die den Nationalliberalen nahestand und seit 1879
konservativer votierte, war in Deutschland neben dem ehemals rechtsliberalen, dann zu-
nehmend auf freisinnigen Kurs schwenkenden Berliner Tageblatt am weitesten verbreitet
und fand ihres ebenso umfassenden wie schnellen internationalen Nachrichtendienstes we-
gen auch jenseits der Reichsgrenzen in Westeuropa starke Beachtung. Es war ein offenes
Geheimnis, daß das »Weltblatt« über seinen Berliner Korrespondenten, den Justizrat Dr. F.
Fischer, in direktem Kontakt zum Auswärtigen Amt stand1 und »dem Reichskanzler stets
weißes Papier zur Disposition stellte«.2 Die Kölnische Zeitung ging in einer Zeit, in der
Bismarck kolonialexpansive Anträge überhörte oder abwies und vermeintliche Kolonialin-
teressen des Reichs offiziell dementierte, mit eigenen Stellungnahmen zu derartigen The-
men zunächst äußerst sparsam und zurückhaltend um. Hugo Zöller, der 1874 als 22jähriger
Jurastudent mit einem »Kopf voll kolonialer Ideale und brennend von kolonialem Ehrgeiz«
in die Redaktion eingetreten war, bemühte sich jahrelang vergeblich, seinem Kolonialen-
thusiasmus Eingang in die Spalten der Kölnischen Zeitung zu verschaffen. Er wurde abge-
wiesen, denn derartige Ambitionen entsprachen nach Ansicht von Verlag und Redaktion
der »geographischen und politischen Lage« Deutschlands nicht. Erst zu Ende der 1870er
Jahre ließ sich auch in Köln ein Positionswechsel erkennen. Zöller fand in dem um fast drei
Jahrzehnte älteren Fabri, dessen Leitartikel die Kölnische Zeitung schon seit Jahren bereit-
willig aufnahm, einen »in der gleichen Anschauungswelt lebenden und überaus rührigen
Gesinnungsgenossen« und Fürsprecher beim Chefredakteur.3

1879 erhielt der inzwischen international bekannte Kölner Journalist von seinem Verle-
ger August Neven DuMont die Genehmigung zu seiner ersten Weltreise im Auftrag der
Kölnischen Zeitung. Sie führte ihn seit Oktober 1879 quer durch die USA, auf die Samoa-
Inseln, nach Neuseeland und Australien und über Indonesien, Ceylon und Kairo im Sep-
tember 1880 wieder auf europäischen Boden zurück. Während dieser Reise druckte die
Kölnische Zeitung insgesamt 109 mit dem seither berühmten ›offenen Auge‹ Zöllers si-
gnierte Aufsätze und Reportagen ab, in denen sich ihr »Spezialberichterstatter« immer wie-
der direkt und indirekt mit einem für deutsche Kolonialpolitik werbenden »Wort an die
Deutschen« wandte.4 In den folgenden Monaten kooperierte der erste Kölner Chefreporter
mit Fabri bei der Vorbereitung des, wie er wußte, von der rheinisch-westfälischen Großin-
dustrie lebhaft geförderten Westdeutschen Vereins für Colonisation und Export« und warb
in der Kölnischen Zeitung für den neuen Interessenverband, bis er im Juli 1881 im Auftrag
seines Blattes für ein Jahr nach Südamerika reiste. Dort inspizierte er besonders die südbra-
silianischen Siedlungsgebiete deutscher Auswanderer in Rio Grande do Sul und Santa Ca-
tharina. Er informierte in fast 100, bald darauf zu selbständigen Reisewerken verarbeiteten
Artikeln über die geographischen und kolonisatorischen, wirtschafts- und handelspoliti-
schen Verhältnisse. Mit diesen journalistischen Arbeiten suchte er den »deutschen Interes-
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sen« an den südamerikanischen »Colonisations- und Export«-Gebieten ganz im Sinne
Fabris und des Westdeutschen Vereins Nachdruck zu verleihen. Auch Bismarck, der Zöller
als Berichterstatter schätzte, nahm seine Artikel »mit Interesse« zur Kenntnis. Seit Anfang
der 1880er Jahre zählte der weitgereiste Journalist und spätere »Kolonialpionier« zu den
engsten und aufgrund seiner hervorragenden Überseekenntnisse wichtigsten Mitarbeitern
Fabris.5

Neben dem Kontakt zu dem seit 1879 »rund um die Erde« reisenden Hugo Zöller besaß
Fabri auch einigen Einfluß bei dem ihm gut bekannten Chef der Kölner Redaktion, die seit
1872 von Heinrich Kruses Nachfolger August Schmits geleitet wurde.6 Hübbe-Schleiden
regte an, diesen Einfluß geltend zu machen, um den im Westdeutschen Verein konzentrier-
ten Überseeinteressen mehr Raum in den Spalten des Blatts zu verschaffen, und arbeitete
konkrete Vorschläge für eine »literarische Agitation durch die Kölnische Zeitung« aus.
Danach sollte ein Teil der Wochenendausgabe regelmäßig zur »Vertretung des Deutsch-
tums« in Übersee freigehalten und an einem weiteren Jour fixe eine bestimmte Seite zur
»Vertretung des überseeischen Deutschtums« reserviert werden. Der Gedanke, die halboffi-
ziöse Kölnische Zeitung regelmäßig mit fest plazierten Propagandaspalten zu bestücken,
zielte darauf ab, das deutsche Kapital für überseeische Investitionen zu gewinnen. Der Ka-
pitalexport war nach Hübbe-Schleidens Vorstellung der einzige Weg, die nach Amerika
ausgewanderten Deutschen dem »Londoner Kredite und angelsächsischen Geiste« zu ent-
ziehen, sie dem »Deutschtum«, der deutschen Exportindustrie als Kunden zu erhalten. Um
die Handelsbeziehungen zu verstärken, sollten den Artikeln nach dem Vorbild des Berliner
»Export« jeweils besondere Informationen über aktuelle Exportchancen einschließlich ent-
sprechender Annoncen beigegeben werden. Daneben war auch an die Propaganda für deut-
sche Kolonialexpansion in tropischen Zonen gedacht.7

Fabri war wohl nüchtern genug, um nicht mit derart hochgeschraubten Wünschen an
Verlag und Redaktion heranzutreten.8 Feste Spalten für solche »literarische Agitation«
gleich an zwei Tagen der Woche drohten die Kölnische Zeitung in ein Organ organisierter
Expansionsinteressen zu verwandeln, zumal die zeitweise dreimal wöchentlich gedruckten
Überseeberichte Zöllers ohnehin häufig ähnlich ausgerichtet waren. Fabri war nicht Han-
semann und die Kölnische Zeitung nicht August Scherls Berliner Lokal-Anzeiger, den der
Chef der Diskonto-Gesellschaft – die seit 1872 zudem die »Post«, dann auch die National-
Zeitung finanzierte –, regelrecht für Propagandazwecke ›kaufen‹ konnte.9 Und doch boten
die Spalten der Kölnischen Zeitung schon zu Beginn der 1880er Jahre häufig ein Bild, das
zwar nicht formal, doch inhaltlich durchaus den Vorstellungen Hübbe-Schleidens nahekam.
Das Blatt rühmte sich später nicht ohne Grund seiner frühen Kolonialpropaganda, und
suchte daraus sogar ein unaufkündbares Mitspracherecht in kolonialen Fragen herzulei-
ten.10 Es blieb Hauptabnehmer der zahlreichen kolonialpolitischen Artikel Fabris, druckte
Anzeigen, Aufrufe und Arbeitsberichte des Westdeutschen Vereins, zu dessen finanziellen
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Förderern auch Neven DuMont zählte.11 Doch ein Vereinsorgan, wie es der Centralverein
in seinem »Export« besaß, vermochte es nicht zu ersetzen.

Friedrich Fabri, Hübbe-Schleiden und Timotheus Fabri, der 1882 auf den Spuren seines
Vaters in die Expansionspropaganda einstieg, erarbeiteten den Plan für ein besonderes
Organ des Westdeutschen Vereins, das eine Mittelstellung zwischen Vereins- und Presse-
korrespondenz einnehmen sollte.12 Der Vorstand stimmte der Einrichtung eines festen Ver-
einsbüros zu13, in dem dann seit Januar 1883 auch diese »Colonialpolitische Correspon-
denz«14 redigiert wurde. Vizekonsul C. Ferié, der bisherige Schriftführer des Interessenver-
bands, eine Schlüsselfigur für den transatlantischen Exporthandel im Barmer Konsularbe-
zirk, trat sein Amt an einen professionellen Agitator ab. Dieser erste Vereinsbeamte hieß
Timotheus Fabri. Er wurde als Schriftführer des Westdeutschen Vereins, Leiter seines Bü-
ros und verantwortlicher Redakteur der »Colonialpolitischen Correspondenz« (CPC) ange-
stellt.15

Um sich auf die »planmäßige Agitation und Förderung unserer Bestrebungen«16 vorzu-
bereiten, trat Timotheus Fabri in Begleitung Hübbe-Schleidens eine mehrwöchige Eng-
landreise an und suchte an Ort und Stelle näheren Aufschluß über Stand und Werbemetho-
den der neueren englischen Kolonialbewegung zu gewinnen.17 So forschten deutsche Pro-
pagandisten nicht nur in der Praxis der englischen Kolonialexpansion nach Lehrbeispielen,
sondern auch in der englischen Kolonialbewegung. Sie machte seit dem Ende der 1860er
Jahre von sich reden und propagierte im Gegensatz zu ihrem um ein Jahrzehnt jüngeren
deutschen Pendant nicht den Erwerb von Kolonien, sondern verteidigte den Wert des beste-
henden britischen Kolonialimperiums gegen seine liberalen Kritiker. Eine Schlüsselstellung
nahm dabei die Neubelebung der Auswanderungsdiskussion ein. Die englische Auswande-
rungsdiskussion war, wie die deutsche, seit der Jahrhundertmitte stark zurückgegangen. Als
jedoch 1873 auch das alte Auswanderungsamt, das drei Jahrzehnte lang zur Auswanderer-
beratung gedient hatte, aufgehoben wurde, besaß die Gegenströmung bereits seit einem
Jahrfünft ein gesellschaftliches Zentrum in dem 1868, im Erscheinungsjahr von Dilke's
»Greater Britain« gegründeten Royal-Colonial-Institute (RCI). Seit 1868 suchte das RCI die
Diskussion über die Organisation der Auswanderung und ihre Lenkung in die Kolonien neu
in Gang zu bringen. Zwei Absichten standen dabei zunächst im Vordergrund: Erstens sollte
der Zusammenhalt mit den Kolonien durch »Imperial und Colonial Partnership in Emigra-
tion« gefestigt, zweitens die Konsumtionskraft der Auswanderer nicht an die Vereinigten
Staaten abgetreten, sondern in den Kolonien für die englische Exportindustrie erhalten wer-
den. Ein dritter Gedanke, der, ebenfalls der deutschen Entwicklung verwandt, an die frühe-
re Auswanderungsdiskussion anknüpfte, trat um 1880 wieder hervor und gab den entschei-
denden Impuls: In den 1840er Jahren war die Auffassung verbreitet gewesen, dem Mas-
senelend in Irland, dem schottischen Hochland und den englischen Fabrikbezirken durch
systematische Auswanderung in die Kolonien abhelfen zu können. Die zunehmende Ar-
beitslosigkeit in den Industriestädten, in Irland, im nordwestlichen Schottland und die elen-
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de Lage der kleinbäuerlichen Landbevölkerung, insbesondere dann der neuerliche Einbruch
der Depression nach 1882 aktualisierten die Sicht der Auswanderung als eines sozialöko-
nomischen Krisenregulativs aufs neue. Seither rückte der Gedanke, mit Hilfe einer Organi-
sation der Auswanderung in die Kolonien die zunehmende Arbeitslosigkeit zu steuern, in
den Mittelpunkt der Auswanderungsdiskussion.18

Hier zentrierten auch die ökonomischen und »sozialpolitischen« Argumente Fabris für
eine Organisation und Leitung der deutschen Auswanderung. Er dachte ebenfalls zunächst
an den Abbau der relativen Übervölkerung und an Exportförderung. Der Unterschied zu
den in der neueren englischen Auswanderungsdiskussion vorgebrachten Argumenten be-
stand dabei in der Absicht, die zur »überschüssigen Kraft« erklärte »Kalamität« der relati-
ven Übervölkerung als Agens überseeischer Expansion zu nutzen, während die Auswande-
rung in England als verbindende Klammer zu den bereits bestehenden Kolonien betrachtet
wurde.

Als Timotheus Fabri und Hübbe-Schleiden 1882 in London eintrafen, war in der neueren
englischen Kolonialbewegung, über welche sie sich im RCI informierten, die Werbung für
eine Organisation und Leitung der Auswanderung bereits voll im Gang. Während Fabris
Sohn sorgsam das von der Depression beschleunigte Vorrücken der sozialökonomischen
Krisenargumente registrierte, glaubte Hübbe-Schleiden seine schlimmsten Ahnungen be-
stätigt zu sehen. »Das Royal-Colonial-Institute ist die Verkörperung des Strebens nach ei-
ner schließlichen Anglisierung des Menschengeschlechts und seiner Zivilisation«, warnte er
in seinem bekannten Horror vor Dilkes Prognosen. Das RCI war in seinen Augen ein viel-
sagender Beweis dafür, wie weit man sich von den »schwachwilligen Internationalitäts-
Phantastereien moderner Theoretiker«, vor allem von dem »kurzsichtigen Rechner« Smith
und seinen »unzulänglichen Theorien« entfernt hatte. Es sei auf rein privater Grundlage zu
einem »bedeutungsvollen Faktor der Entwicklung und Durchbildung der englischen Kolo-
nialmacht« geworden, schrieb er später in der CPC. Dieses Exempel habe sich die deutsche
Kolonialbewegung vor Augen zu halten.19

Um sich näher mit den Problemen der deutschen Auswanderung vertraut zu machen,
verbrachte Timotheus Fabri zusammen mit Hübbe-Schleiden mehrere Wochen in den Han-
sestädten. Er orientierte sich über die geschäftliche Misere des Hamburger Colonisations-
vereins von 1849, der einzigen noch bestehenden Organisation aus der großen Zahl von
Auswanderungsvereinen der Jahrhundertmitte. Der Verein hatte jahrzehntelang floriert und
war nun am Rande des Ruins angelangt.20 In Bremen ließ sich Timotheus durch den
Reichskommissar für das Auswanderungswesen21 und den Agenten des katholischen Ra-
phaelvereins22 über soziale und rechtliche Aspekte des Auswanderungsproblems informie-
ren und verschaffte sich in der Hamburger Commerzbibliothek einen Überblick über die
hier grundlegende Literatur. Berlin, der Sitz des Centralvereins, und Leipzig, das Domizil
von Hasses Organisation, waren die letzten Stationen der Reise.23 Fabris Sohn absolvierte
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auf dieser Reise eine regelrechte Grundausbildung für die koloniale Vereinsarbeit. Wenig
später schon zählte »Dr. Fabri jun.« zur agitatorischen Elite der organisierten Kolonialbe-
wegung. Die Schule, durch die er gegangen war, sprach deutlich aus den von ihm während
der folgenden Jahre vorgebrachten Argumenten24 und auch aus seinem publizistischen
Erstling, der CPC des Westdeutschen Vereins.

Mit der CPC suchten die beiden Fabris und Hübbe-Schleiden nicht etwa eine konkurrie-
rende Alternative zu Jannaschs »Export« zu schaffen. Denn sie teilten mit dem Centralver-
ein die Überzeugung von der Notwendigkeit der Exportoffensive und den Glauben, diesem
Ziel auch mit Hilfe der Auswanderungslenkung näherkommen zu können. Und doch hatte
Jannasch dem Antragsteller Fabri nicht allein aus vereinstaktischen Gründen ein Mitspra-
cherecht in der Redaktion verweigert. Er wußte, daß der Vorsitzende des Westdeutschen
Vereins die Auswanderungsfrage nicht allein aus dem Blickwinkel der Exportförderung
betrachtete. Er selbst war – nolens volens – gebunden, sie vorwiegend so zu betrachten,
denn sein »Export« hatte sich von Anbeginn an den Interessen seiner Annoncengeber aus
der exportabhängigen Fertigwarenindustrie verschrieben. Fabri, der sich im Kreis des
Westdeutschen Vereins in durchaus verwandter Lage befand, und damit zu rechnen hatte,
daß die CPC nur ein kleiner »Export« würde, ging anders vor. Schon an den einzelnen Sta-
tionen der ›Bildungsreise‹ des künftigen Redakteurs der CPC war abzulesen, daß sich Ti-
motheus Fabri nicht bloß auf die Arbeit an einem Informationsblatt für Exportinteressenten,
sondern auf »literarische Agitation« in weiterem Sinne vorbereitete. Es gelang Fabri, den
Vorstand allgemeinhin für sein Programm und den engeren Kreis seiner Anhänger in der
kapitalkräftigen Führungsspitze des Westdeutschen Vereins für die Finanzierung der CPC
zu gewinnen.

Jannasch zeigte Skepsis. Die konjunkturelle Entwicklung schien ihm recht zu geben. En-
de 1882 schon brach der verhaltene Aufschwung, den der seit 1879 wieder forcierte nord-
amerikanische Eisenbahnbau gebracht hatte, zusammen. Das abrupte Ende des kurzlebigen
schwerindustriellen Booms löste den Rückschlag aus, der die deutsche Industrie für vier
weitere Jahre wieder in die Depression zurückbrachte, die durch die strukturelle Agrarkrise
noch erschwert wurde.25 Als im Spätsommer 1882 erste Krisensignale den zaghaften Opti-
mismus aufs neue in nervöse Spannung und Beklemmung verwandelten, nörgelte der »Ex-
port« über eine angeblich von Fabri geplante »sozialpolitische Zeitschrift«. Jannasch hielt
die Mahnung für angebracht, in dem Blatt auch den Interessen der Exportindustrie, jenen
sogenannten »deutsch-nationalen Bestrebungen, im friedlichen Wettkampf die Absatzge-
biete deutscher Industrieprodukte zu erweitern«, gebührend Ausdruck zu geben.26 Der ku-
rios anmutende Versuch Jannaschs, einen Interessenverband, dessen Vorstand vorwiegend
aus exportinteressierten Fertigwarenfabrikanten und Kaufleuten bestand, ausgerechnet an
die Notwendigkeit der Artikulation seiner eigenen Interessen zu erinnern, war so abwegig
nicht.
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Im Programm des Westdeutschen Vereins rangierte nach der »Förderung der nationalen
Bewegung für den Erwerb von Ackerbau- und Handelskolonien«, dem Hauptzweck, die
»Hebung des deutschen Exports« gleich an zweiter Stelle. In den Diskussionen des Vor-
standes nahm das Thema »Förderung der Ausfuhr« einen festen Platz ein. Auch auf der
Generalversammlung im März 1882 redete der Vorsitzende einer großangelegten Expor-
toffensive das Wort und trug damit den Interessen wichtiger Vereinsmitglieder Rechnung.27

Fabri wußte, wie stark im Westdeutschen Verein die Kräfte waren, die auf eine bevorzugte
Erfüllung des zweiten Programmpunkts der Satzungen hindrängten. Der dritte Programm-
punkt, die erstrebte »nationale Verwertung« der Auswanderung, schlug die Brücke zwi-
schen der Fabri besonders wichtigen Auswanderungsfrage und den unmittelbaren Expor-
tinteressen führender Vereinsmitglieder, weil er auf dem Anfang der 1880er Jahre noch
verbreiteten Gedanken beruhte, daß die Exportinteressenten in den erstrebten neuen über-
seeischen Siedlungsgebieten deutscher Auswanderer ein profitables Betätigungsfeld finden
würden. Dem in der kolonialen Bewegung schon bald bekannten und vom Vorstand des
Vereins anfangs erheblich unterschätzten Verhandlungsgeschick des Missionsinspektors
gelang es darum, in den Vorstandssitzungen das Tauziehen um den bei einflußreichen Ver-
einsmitgliedern auch für die Vereinspropaganda erwünschten Primat der Exportfrage mit
der Kompromißformel zu beenden, »daß dieser Zweck nicht besser und nicht schneller
erreicht werden könne als durch die allgemeinen agitatorischen und kolonisatorischen Be-
strebungen des Vereins, während die Förderung des Ausfuhrhandels besonderer Industrie-
zweige oder besonderer Gegenden, wie etwa der Rheinprovinz und Westfalens, nur durch
besondere Vereinigungen solcher Zweige geschehen sollte«. Schließlich werde die Unter-
stützung der deutschen Exportinteressen von seiten der kolonialen Bewegung doch propa-
gandistisch und praktisch bereits vom Centralverein mit Nachdruck und Erfolg betrieben,
fügte Fabri beiläufig an.28 Die Rüge aus Berlin war abgewiesen.

Schon die erste Nummer der CPC, die im Januar 1883 erschien, zeigte, daß Jannasch mit
der indirekten, abschätzigen Frage des »Export«, ob sich ein Interessenverband, der schon
seinem Namen nach auf Exportförderung abzielte, etwa ausgerechnet einer »sozialpoliti-
schen Zeitschrift« als Vereinsorgan zu bedienen gedenke, auf ein Paradoxon hingewiesen
hatte, das für Fabri keineswegs ein solches war. Was Jannasch, der selbst Vorstellungen
von einer sozialimperialistischen Krisenbewältigung huldigte, nur für peripher vereinbar
hielt, war bei Fabri nicht nur zwanglos koordiniert, sondern sogar kausal verschränkt. Auch
Hübbe-Schleiden stufte den Missionsinspektor als Kolonial- und »Sozialpolitiker« zugleich
ein.29 Die CPC, die in der DuMont-Schauburgschen Verlagsdruckerei der Kölnischen Zei-
tung gedruckt wurde, der westdeutschen Presse als Korrespondenz und den Mitgliedern des
Interessenverbandes als Vereinsorgan zuging, verfolgte, den Intentionen Fabris entspre-
chend, »die doppelte Tendenz […], den Zusammenhang der Kolonialfrage mit den sozial-
politischen Problemen, die uns bewegen und bedrücken, ins Licht zu stellen und anderer-
seits durch Mitteilungen aus der englischen und überseeischen Presse das Verständnis ko-
lonialer Dinge in weiteren Kreisen zu fördern«.30
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Mit der CPC schuf Fabri auf Rechnung des Westdeutschen Vereins ein propagandisti-
sches Sprachrohr, in dem er den ganzen Fächer seiner bekannten sozialökonomischen Ex-
pansionsargumente entfalten konnte. In zweifacher Hinsicht unterschied sich das Konzept,
welches er 1883 in Artikeln für die CPC präsentierte, von dem seiner ersten Kolonial-
schrift. Auch hier bildete – mit der Exportfrage verknüpft – die »sozialpolitisch notwendi-
ge« deutsche Massenauswanderung, ihre Organisation und Leitung nach Südamerika, vor-
wiegend nach Südbrasilien, ein bevorzugtes Thema.31 Doch es fehlte der politische Aspekt.
Es war nicht ein Zurückschrecken vor der ganzen Tragweite seiner imperialistischen Süd-
amerikapläne, welches ihn von den nationalistischen Teutonisierungsvorstellungen, die sich
hinter seinem Konzept der Auswanderungslenkung verbargen, abrücken ließ. Die kritischen
Stimmen in der Diskussion um seine erste Kolonialschrift hatten diese Hintergedanken
bloßgelegt und auch die politische Gefahr, die heraufzubeschwören sie imstande waren,
hinreichend deutlich gemacht, ihn aber nicht davon abzubringen vermocht. Die Zurückhal-
tung in seiner Rede vor dem handelsgeographischen Kongreß war taktisch motiviert. Er
übte coram publico Abstinenz, ohne zu verzichten. Im Westdeutschen Verein verfolgte er
seine Pläne weiter und suchte sie in konkreten Projekten zu verwirklichen. Wenn er in der
CPC den Aspekt der »Germanisierung« umging und derartigen Vorstellungen wenige Jahre
später sogar öffentlich entgegentrat, so nicht zuletzt deswegen, weil er erkennen mußte, daß
die latent annexionistische »Neu-Deutschland«-Propaganda der kolonialen Bewegung ih-
rem Zweck, die Auswanderung nach Südamerika zu intensivieren, versehentlich direkt ent-
gegenwirkte. Die in der deutschen Auswanderungsliteratur seit Ende der 1870er Jahre zu-
nehmend auftauchenden Hintergedanken, die Barriere der Monroe-Doktrin zu unterlaufen
und mit Hilfe organisierter Masseneinwanderung in Südbrasilien einen deutschen Staat im
Staate zu errichten, trugen zum Entschluß der südbrasilianischen Regierung bei, von der bis
dahin geübten staatlichen Förderung der Einwanderung bis auf weiteres abzugehen. Ende
der 1880er Jahre erst wurde die Einwanderungspolitik der Subventionen wieder aufge-
nommen.32

Ein aufschlußreiches Beispiel für die sozialimperialistische Perspektive Fabris bietet die
Kleinform der überseeischen »Arbeiterkolonie«, um die er seine 1879 gegebene koloniale
Typologie in der CPC ergänzte. Er schob sie, gleichsam als Auffangstation, vor die »Ver-
brecherkolonie«. Von Strafkolonien selbst war in der CPC nicht mehr die Rede. Fabri ent-
warf erneut ein düsteres Schreckbild der »Überproduktion an geistiger Arbeitskraft«. Er
wähnte die »sozialpolitischen Grundlagen unseres Staatswesens« gefährlich bedroht, falls
die »brotlose Intelligenz zum Kopf der Sozialdemokratie« würde. Ebensosehr fürchtete er,
daß sich die große Zahl deklassierter proletaroider Existenzen, welche die Umwälzung der
aus dem Gleichgewicht geratenen gewerblichen Gesellschaftsordnung in die industrielle
schuf, der Sozialdemokratie zuwenden könnte. »Nicht wenige unserer heutigen Vagabun-
den gehörten den mittleren Klassen der Gesellschaft an und sind durch die Unmöglichkeit,
Arbeit und Erwerb zu finden, in die Bahnen des Vagabundierens herabgesunken«, schrieb
Fabri in der CPC. Er wußte, daß sich ursächlich in aller Regel nicht moralische »Verkom-
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menheit oder Verschuldung«, sondern die von der Industrialisierung herbeigeführten so-
zialökonomischen Strukturverschiebungen hinter dieser »sogenannten Vagabundennot«
verbargen.33

Damit sprach er vor allem Zugehörige vorindustrieller Berufs- und Statusgruppen an, die
aus den »mittleren Klassen« am Proletariat vorbei ins Elend der sozial geächteten, wan-
dernden »Stromer« abgerückt waren – wie etwa Handwerksgesellen, denen die Ablösung
ihres Handwerks durch die industrielle Produktion den Aufstieg zum Meister und ein vor-
industrielles Standesbewußtsein den ›Abstieg‹ zum Fabrikarbeiter versperrten. Ihr Beispiel
konnte nach seiner Auffassung jenen ›absteigenden‹ oder schon proletaroiden und nur ih-
rem sozialen Selbstwertgefühl nach noch »mittleren« Schichten Anlaß werden, sich, ähn-
lich wie die »brotlose Intelligenz«, verbittert gegen die bestehende Ordnung zu kehren. Daß
die gefürchtete revolutionäre Intelligenz, die in größerer Zahl von ›oben‹ zur Sozialdemo-
kratie hätte stoßen können, in Deutschland fehlte, sah Fabri nicht. Er hatte auch keinen
Blick dafür, daß die schon von Hübbe-Schleiden als »Motiv« für deutsche überseeische
Politik angeführte »zunehmende Not unseres Mittelstandes«34 kein revolutionäres Subjekt
schuf, daß die soziale Angst vielmehr gerade systemstabilisierend funktionierte, weil sie
ihre Träger dazu brachte, sich hartnäckig nach ›unten‹ gegen das Proletariat und nach
›links‹ gegen die Sozialdemokratie als die »Arbeiterpartei« abzugrenzen.35

Aus der »sogenannten Vagabundennot« suchte Fabri eine koloniale Tugend zu machen,
die sowohl den Betroffenen wie der vermeintlich durch ihre Existenz bedrohten Gesell-
schaftsordnung zugute kommen sollte. Die sozial Degradierten sollten aus dem Blickfeld
gebracht, in Arbeitshäusern resozialisiert, dann nach Übersee verschifft werden, sich dort in
Arbeiterkolonien eine neue Existenz und der Exportindustrie einen sicheren Markt schaf-
fen. Gedanke und Begriff der Arbeiterkolonie stammten aus der Inneren Mission. Konkre-
ten Anlaß zu seinen Erwägungen bot Fabri die im Spätsommer 1882 von Bodelschwingh
eröffnete erste Arbeiterkolonie in Wilhelmsdorf bei Bielefeld, eine Art »freiwilliger
Zwangsanstalt« zur Resozialisierung arbeitswilliger Bettler, die bald an zahlreichen ande-
ren Orten Nachfolge fand.36 Fabri, der sich die Bielefelder Siedlung offensichtlich angese-
hen hatte, fand für die Idee und den »praktisch-genialen Blick« Bodelschwinghs Worte der
höchsten Anerkennung, warb auch für die Einrichtung solcher Anstalten in großer Zahl,
vermochte in ihnen jedoch kein hinreichendes Mittel zu erkennen, um dem Wanderelend zu
begegnen.37 In der Tat waren die von Bodelschwingh angeregten, meist mit Herbergen und
Verpflegungsstationen verbundenen Arbeiterkolonien, deren es in Deutschland 1884 bereits
zwanzig gab, meist sehr klein gehalten.38 Wiederholt schon waren Fabri Briefe zugekom-
men, in denen ihn »Insassen Wilhelmsdorfs« dringend darum ersuchten, ihnen zur Aus-
wanderung zu verhelfen. Er schlug vor, im Anschluß an die bestehenden Organisationen
der kolonialen Bewegung kapitalstarke, mit den Vereinen für Innere Mission und den Ar-
beiterkolonien kooperierende Kolonisationsgesellschaften zu begründen, welche die »ge-
ordnete Übersiedlung« wenigstens eines Teils der aus den Arbeiterkolonien Entlassenen
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nach Übersee ermöglichen sollten. Mit der Option für eine »Errichtung von Arbeiterkoloni-
en über See« baute Fabri auch die Vorschläge Bodelschwinghs konsequent in sein Konzept
ein. Karitatives Interesse, Revolutionsfurcht und Exporthoffnungen wurden in der Überzeu-
gung von der »sozialpolitischen Notwendigkeit« einer Auswanderung der relativen Über-
völkerung beisammengehalten.39

Die eigentliche »literarische Agitation« über die CPC erledigte vorwiegend Timotheus
Fabri. Mit der CPC hielt die »Weltpolitik«, zu deren ideologischen Promotoren Hübbe-
Schleiden zählte, ihren Einzug in die Presse der kolonialen Bewegung. Timotheus Fabri
gab der Kolonialfrage das Gewicht einer »Lebensfrage für unsere Nation« und ging, hierin
mehr den Lehren Hübbe-Schleidens als denen seines Vaters entsprechend, davon aus, »daß
heute aus europäischer Kultur Weltkultur geworden, daß jede große europäische Nation, sie
mag wollen oder nicht, in politischer und kommerzieller Hinsicht vor Weltaufgaben gestellt
ist, will sie selbst nur ihre kontinentale Stellung auf die Dauer behaupten«. In seinem ersten
Leitartikel gab er als Programm der CPC bekannt: »Wir wollen mitarbeiten, den Ruf [nach]
der Ausbreitung überseeischer Macht- und Wirtschaftssphäre unseres Vaterlandes zum
Rufe des Volkes zu gestalten, wir wollen mithelfen an der praktischen Lösung der Kolo-
nialfrage«.40

Dem Konzept entsprechend, das Friedrich Fabri im Frühjahr 1882 für die koloniale Ver-
einsarbeit vorgestellt hatte, suchte die CPC die Sammlung der kolonialen Interessen zu
betreiben und warb zugleich für den direkten Kapitalexport nach Übersee. Besonderes Ge-
wicht wurde dabei der systematischen »Aufklärung« beigemessen, als deren Zweck Timo-
theus Fabri ebenso wie Hübbe-Schleiden und besonders Ernst Hasse eine Art Volksimpe-
rialismus anvisierten, dessen rasches Anwachsen »gewissen apathischen Kreisen der
Reichshauptstadt Interesse für die Kolonial- und Auswanderungsfrage« abnötigen sollte.41

Die von Timotheus Fabri neben der ökonomischen und »sozialpolitischen« von Anbeginn
an mitgelieferte national-ideologische Motivation speiste sich aus der bei Friedrich Fabri
und Hübbe-Schleiden nicht minder ausgeprägten Vorstellung, daß in einem Dreischritt auf
1866 und 1871 ein weiteres, möglicherweise noch fern liegendes Epochenjahr den Beginn
einer zweiten Reichsgründung in Übersee bringen werde. Der sozialimperialistische Aspekt
dieser Perspektive fand Ausdruck in der Vorstellung, daß nach der nationalen Einigung
durch die erste, von der ›zweiten Reichsgründung‹ eine Art sozialer ›Wiedervereinigung‹
durch die – gesellschaftliche und parteipolitische Konflikte überbrückende – Klammer der
kolonialexpansiven »großen nationalen Aufgaben« zu erwarten stehe. »Aufgrund richtiger
Erkenntnis unserer neudeutschen Entwicklung ist in der Kolonialfrage unserer Nation ein
neues weites Ziel eröffnet, ein Ziel, das die ganze Nation betrifft, das somit von der ganzen
Nation erkannt und erstrebt werden muß, bevor seine tatkräftige Lösung ins Leben treten
kann und tritt«, konstatierte Timotheus Fabri in einem seiner ersten Artikel für die CPC.42
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Bei dem Vorhaben, das von »höheren Bedürfnissen des Volkslebens« diktierte Interesse
an überseeischer Expansion zum »Rufe des Volkes« zu machen, waren sich die beiden
Fabris darüber im klaren, daß, zumindest auf weite Sicht, nicht das »Volk«, sondern Han-
dels-, Industrie- und Bankkapital die gepriesenen Gewinne einstreichen würden. Sie mach-
ten kein Hehl daraus, daß sie sich ganz bewußt in den Dienst jener »deutsch-nationalen«
Interessen stellten, denen auch Jannasch »dienstbar sein« zu wollen bekundete.43 Sie han-
delten wie Hasse, der die Cui-bono-Frage mit dem barschen Hinweis klärte: »Der Unter-
nehmergewinn ist das Maßgebende«, und sich nur ärgerlich die beschwichtigende Bemer-
kung abrang: »Und dieser fließt dann schließlich doch in die Taschen des Volkes«. In den
von Hasse gepriesenen »Genuß des Unternehmergewinnes«, dem vorzuarbeiten er als Auf-
gabe der kolonialen Bewegung betrachtete, konnte füglich nur kommen, wer eben »Unter-
nehmer« war.44 Der Zweck der propagandistischen Übung schien mithin allein darin zu
liegen, es den kommerziellen »deutsch-nationalen« Überseeinteressen (Jannasch) zu gege-
bener Zeit mit Hilfe einer vom »Rufe des Volkes« nach seinen »großen nationalen Aufga-
ben« gestützten Pression zu ermöglichen, »gewissen apathischen Kreisen« (T. Fabri) politi-
sche Zugeständnisse in Übersee abzuverlangen, die den »Genuß des Unternehmergewin-
nes« (Hasse) beförderten. Ein anderer Weg zur überseeischen Expansion indes war für die
beiden Fabris, für Hasse und Jannasch schlechterdings nicht vorstellbar. Denn die überseei-
schen »Kausalfaktoren« (Hübbe-Schleiden) waren einzig mit Hilfe der risikoreichen Pio-
nierinvestitionen zu schaffen, die nur das große Kapital zu erbringen vermochte. Füglich
konnte der erhoffte Gewinn für den »Nationalwohlstand«, der, wie Hasse angab, »dann
schließlich doch in die Taschen des Volkes« fließen würde, nur auf dem Umweg über die-
jenigen des großen Kapitals eingeholt werden. Dies wiederum bedeutete, daß auch ein vor-
wiegend sozialimperialistisches Konzept wie dasjenige Fabris nur im unmittelbaren Dienst
der Interessen von Exportindustrie, Handels- und Bankkapital seiner Verwirklichung nä-
hergebracht werden konnte.

Der fatale Angelpunkt für die Ausrichtung der Expansionspropaganda lag dabei in der
Tatsache, daß überseeische Interessen des großen Kapitals nicht nur zu vertreten, sondern
weithin zunächst erst einmal hinreichend zu motivieren und zu forcieren waren. Denn wie
Hübbe-Schleiden und die beiden Fabris, so wußten auch Hasse und Jannasch, daß das auf
seiten des umworbenen großen Kapitals durch die nachgerade traumatische Erfahrung von
Gründerkrise, Börsenpanik und Tiefkonjunktur geschaffene und durch den neuerlichen
Rückfall in die Depression Ende 1882 nochmals verstärkte Mißtrauen in die wirtschaftliche
Entwicklung keineswegs unbedingt mit erhöhter Bereitschaft zum Risiko überseeischer
Kapitalinvestitionen einherging. Darum verstanden die Fabris, Jannasch, Hasse und Hübbe-
Schleiden ihre propagandistische Aufgabe zunächst einmal darin, diese Kreise auf ihre ei-
genen Interessen hinzuweisen und »klar vor aller Augen zu entwickeln, was viele unklar
empfunden haben mögen«.45 »Solange unsere Reichsregierung die Notwendigkeit einer
überseeischen Ausbreitung Deutschlands nicht erkennt oder doch ihr entgegenzukommen
noch nicht für möglich erachtet«, lautete die immer wieder aufs neue vorgetragene Devise,
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»ist jede wohlerwogene, durch Privat-Initiative mit deutscher Intelligenz, deutschem Kapi-
tal und deutscher Arbeitskraft ausgeführte überseeische Unternehmung eine gute und pa-
triotische Tat«.46 Die CPC empfahl in »Theorie« (Royal-Colonial-Institute) und »Praxis«
(British North Borneo Company) besonders das englische, aber auch das holländische Bei-
spiel. Denn auch in den Niederlanden organisierte sich, dem Royal-Colonial-Institute ent-
sprechend, eine koloniale Interessenvertretung (Nederlandsche Coloniale Vereeniging), wie
ja überhaupt die koloniale Bewegung zu Anfang der 1880er Jahre kein isoliert deutsches,
sondern ein gesamteuropäisches Phänomen war.47
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11.2. Vortragsagitation, Mitgliederwerbung und Sektionsbildung
in Rheinland und Westfalen

Neben der »literarisch-agitatorischen« Arbeit mit Hilfe der CPC, besonderer Werbeschrei-
ben und Aufrufe, dann auch einzelner Broschüren suchte Friedrich Fabri die »rhetorische
Agitation« des Westdeutschen Vereins zu forcieren. Sein Vorschlag, die Vortragsarbeit
auszudehnen und zu organisieren, fand beifällige Aufnahme im Vorstand.1 »Für die Aus-
führung der literarischen sowie der rhetorischen Tätigkeit finden wir reichliche Vorbilder
an britischen Leistungen verschiedener Art, auch zum Teil für die zu benutzenden Objekte
und Themata«, faßte Hübbe-Schleiden das Ergebnis seiner gemeinsam mit Timotheus Fabri
angestellten Londoner Recherchen zusammen und entwarf ein Programm, dessen Themen-
kreise zum Teil direkt aus den »Proceedings of the Royal-Colonial-Institute« übernommen
waren. Die Vorträge oder Vorlesungen sollten in zunächst monatlichem Turnus in ver-
schiedenen Städten der Westprovinzen abgehalten, separat als »Mitteilungen des Westdeut-
schen Vereins für Colonisation und Export« publiziert und in einem Jahresband zusam-
mengefaßt werden.2 Es kam nicht dazu.

Die nötigen finanziellen Mittel hätte Fabri ohne Schwierigkeiten beschaffen können. Der
Westdeutsche Verein pflegte die Kosten für derartige Sondervorhaben neben zweckbe-
stimmten Zuschüssen einzelner Mitglieder mit Hilfe von sogenannten Garantiescheinen à
fonds perdu in Höhe von mindestens 50 Mark zu begleichen. Die Zeichner verpflichteten
sich, ein eventuell anfallendes Defizit zu decken.3 Doch das hier anstehende Problem war
nicht finanzieller, sondern personeller Art. Die Anforderungen waren zu hoch angesetzt.
Das Sachwissen, das den Rednern abverlangt wurde, setzte eine Art »kolonialwissenschaft-
licher« Ausbildung voraus, wie sie seit 1886 erstmals Ernst Hasse in Leipziger Vorlesungen
zu vermitteln suchte. Darum hielt Fabri vergeblich nach »geschulten Kräften« Ausschau.
»Sie fehlen heute in Deutschland noch so gut wie völlig«, klagte er 1882, »es wäre zu wün-
schen, daß patriotisch gesinnte, talentvolle junge Männer sich diesem neuen praktischen
Zweige der Nationalökonomie als einer gewiß lohnenden Lebensaufgabe zuwendeten«.4

Um vorzuarbeiten, ließ er Hübbe-Schleidens Vortrag über »Die Weltwirtschaft und die sie
treibende Kraft« im Frühjahr 1882 als Broschüre publizieren und Hasse ein Jahr später in
Düsseldorf für »Die handelspolitische Erziehung unserer Jugend« werben.5

Hübbe-Schleiden beteiligte sich nur noch sporadisch an der Verwirklichung der von ihm
selbst entworfenen Agitationsprogramme. Er übergab sie Fabri zugleich mit seinem Ab-
schiedsschreiben an den Vorstand des Westdeutschen Vereins6, löste sein Vertragsverhält-
nis und konzentrierte sich während des folgenden Jahres stärker auf die Investitionswer-
bung für teilweise gemeinsam mit Fabri entwickelte Überseeprojekte.7 Timotheus Fabri,
der hinreichend »geschult« war, agitierte auf Vortragsreisen nicht nur im rheinisch-
westfälischen Industriegebiet, sondern warb im September 1883 auch vor der Generalver-
sammlung der württembergischen Gewerbevereine in Freudenstadt für »Die deutsche Ko-
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lonialbewegung und deren treibende Motive«.8 Sein Nachfolger in der Leitung des Ver-
einsbüros, der Elberfelder Handelskammersekretär Ernst Scherenberg, meldete sich seit
seinem Amtsantritt Ende 18829 ebenfalls wiederholt mit werbenden Vorträgen zu Wort.10

Fabri selbst sprach neben seinen oft ungekürzt in der Presse wiedergegebenen und auch
separat publizierten großen Reden vor den Generalversammlungen des Westdeutschen Ver-
eins11, auch vor Eugen Langens Verein der Industriellen im Regierungsbezirk Köln12 und
dem 1881 neu begründeten Verein deutscher Eisenhüttenleute, der mächtigen Interessen-
vertretung der westdeutschen Montanindustrie.13

Fast ganz auf sich allein gestellt, vermochten die beiden Fabris die geplante Vortragsa-
gitation im Einzugsgebiet des Westdeutschen Vereins anfangs nur begrenzt voranzutreiben.
Friedrich Fabri war durch die Leitung der größten deutschen Missionsgesellschaft und die
zahlreichen mittelbar damit verbundenen Aufgaben ohnehin schon stark überlastet, fun-
gierte außerdem als Vorsitzender des westdeutschen Zweiges der Evangelischen Allianz14

sowie der Evangelischen Gesellschaft für die protestantischen Deutschen in Amerika, zeit-
weise auch als Herausgeber des protestantischen Auswandererblatts »Der deutsche An-
siedler«. Außerdem arbeitete der Vorsitzende des Westdeutschen Vereins 1883 als Vizeprä-
sident des Deutschen Kolonialvereins am organisatorischen Auf- und Ausbau des neuen
Frankfurter Dachverbandes mit. Nebenher liefen die Investitionswerbung für verschiedene
Überseeprojekte, Bemühungen um eine geschäftliche Neuorganisation des Hamburger Co-
lonisationsvereins von 1849 und um die Begründung überseeischer Kapital- und Kolonisa-
tionsgesellschaften.15 An vielen dieser Arbeiten war Timotheus Fabri unmittelbar beteiligt.
Neben seiner Tätigkeit als Schriftführer des Westdeutschen Vereins, Leiter seines Vereins-
büros und Redakteur der CPC arbeitete er zeitweise auch als Präsidialsekretär und Stell-
vertreter seines Vaters in der Führungsspitze des Deutschen Kolonialvereins mit, bis er
1883 den Posten des Handelskammersekretärs des Kreises Lennep übernahm.16

Die öffentlichen Veranstaltungen im Anschluß an die Generalversammlungen konnte
Fabri zu attraktiven Höhepunkten des kolonialen Vereinslebens in Westdeutschland aus-
bauen. Wiederholt wußte er neben Hübbe-Schleiden und Ernst Hasse auch Hugo Zöller,
den Jenaer Geographen und Afrikareisenden Pechuel-Loesche und den Metereologen Alex-
ander von Danckelmann, der sich im Auftrag Leopolds II. von Belgien längere Zeit in Zen-
tralafrika aufgehalten hatte, für Vorträge zu engagieren.17 Später kamen auch der als Be-
gleiter von Peters auf der ersten Usagara-Expedition bekannt gewordene Carl Jühlke und
der Münchner Geograph und Vorsitzende des dortigen Vereins zum Schutz deutscher Inter-
essen im Auslande, Friedrich Ratzel, hinzu.18

Die Mitgliederwerbung des Westdeutschen Vereins trug im ersten Jahr nahezu aus-
schließlich den Charakter der Notabelnwerbung um hervorragende Interessenvertreter der
Wirtschaft und Honoratioren »von Belang«.19 Diese individuelle Werbung zeitigte rasch
Erfolg. Auf den Vorstandslisten des Vereins standen schon 1881/82 zahlreiche gewichtige
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Namen von »Notabilitäten« und Interessenvertretern des Industrie- und Handelskapitals der
Westprovinzen. Fabri drängte weiter. Es war nicht seine Absicht, einen Honoratiorenklub
zu begründen. »Wir haben bis jetzt etwa 400 Mitglieder«, konstatierte er vor der ersten Ge-
neralversammlung, »eine Zahl, die wohl leicht um das doppelte und dreifache sich steigern
ließe«. Mangels anderer Möglichkeiten sah er sich auch im März 1882 noch genötigt, die
versammelten Vereinsmitglieder aufzurufen, »die Propaganda für unseren Verein in ihren
Kreisen doch freundlich selbst übernehmen zu wollen«.20 Von solchen Appellen war nicht
viel zu erwarten. Der häufig schleppende Gang der Verhandlungen auf den Generalver-
sammlungen zeigte, daß viele Mitglieder der ›Propaganda‹ durch ihre bloße Beitrittserklä-
rung schon Genüge getan zu haben glaubten. Auch Timotheus Fabri wußte, daß die Mit-
gliederwerbung nur durch »planmäßige Agitation« weiter vorangetrieben werden konnte.21

Die Organisation lokaler Nebenzentren wurde ins Auge gefaßt. »Es genügt ja in der Tat
nicht, daß wir einen Gesamtvorstand für Rheinland und Westfalen haben, welcher das Jahr
etwa sechsmal zu Sitzungen zusammentritt und einen größeren Kreis von Freunden einmal
zu einer Generalversammlung einlädt«, belehrte Fabri den Vorstand. Die »Agitation für die
koloniale Entwicklung« könne nur vorankommen, wenn »in den einzelnen großen Städten
sich auch wirkliche Gruppen von Freunden unserer Sache zusammenschließen«. Doch dazu
ließ sich der Vorstand nur ein »durchaus wünschenswert« abnötigen.22 Es zeichnete sich
ab, daß Fabris ursprüngliche Intention, für Rheinland und Westfalen eine mitgliederstarke
Propagandaorganisation zu schaffen, mit Hilfe des Westdeutschen Vereins in seiner beste-
henden Organisationsform kaum zu erfüllen war.

Die Meinungsdifferenzen zwischen Fabri und der Mehrheit des westdeutschen Vorstands
illustrieren jenen »Strukturwandel der Öffentlichkeit«, der sich seit Beginn des letzten
Drittels des neunzehnten Jahrhunderts durchsetzte und in seinem Ergebnis konstituierend
wurde für die Möglichkeit der Organisation und Manipulation der »Bewegungen« des
zwanzigsten. Während die Mehrheit der Honoratioren im Vorstand des Westdeutschen
Vereins dem Gedanken, über die ›seriöse‹ Vortragswerbung vor interessiertem Publikum
hinaus die Propaganda auf dem Weg der Sektionsbildung zu organisieren, noch mit sichtli-
chem Befremden begegnete, zielten schon die Gedanken in Fabris erster Kolonialschrift in
Ansätzen auf jene hergestellte Öffentlichkeit hin, die Habermas als »demonstrativ oder
manipulativ« gekennzeichnet hat.23 Die Entwicklung der Werbemethoden und Organisati-
onsformen im ersten Jahrzehnt der deutschen Kolonialbewegung zeigt Stufen im Prozeß
dieses Strukturwandels vom literarischen Appell (1878/79) über die ersten unsicheren Ver-
suche einer Organisation der Propaganda und ihrer Adressaten durch den Centralverein als
den ersten Dachverband (1879), den Westdeutschen Verein (1881), dann den Deutschen
Kolonialverein als den zweiten Dachverband (1882/83) und seinen Rivalen, die Gesell-
schaft für deutsche Kolonisation (1884). Am Ende stand die Fusion von KV und GfdK zu
der allumfassenden Holding-Organisation der Deutschen Kolonialgesellschaft (1887/88),
die nach einem Jahr des Übergangs 1889 von ihrer Berliner Zentrale aus über ein Verteiler-
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netz von Regionalverbänden und lokalen Zweigorganisationen mit dem Auf- und Ausbau
eines zentral steuerbaren Propagandaapparates begann.

Der Westdeutsche Verein war einer der frühesten Versuche auf diesem Weg zur Organi-
sation der kolonialen Propaganda. Die Zwitterstellung des Vereins zwischen Honoratio-
renklub und Mitgliederverein wirkte lähmend. Seiner strukturellen Mängel halber mußte er
auf der Strecke bleiben, zumal auch sein Vorsitzender selbst anfangs keine rechte Vorstel-
lung davon hatte, wie diese Mängel zu beheben waren. Der Westdeutsche Verein bietet ein
interessantes Beispiel für einen frühen Versuch der Manipulation »weiterer Kreise« an der
Basis des Mitgliederbestandes zugunsten der unmittelbaren Interessen einer relativ kleinen,
im Vorstand erheblich überrepräsentierten Spitzengruppe. Während im Vorstand konkrete
Exportchancen diskutiert und projektierte Überseeunternehmen auf ihre »Rentabilität« hin
durchkalkuliert wurden, sollte der reguläre Mitgliederbestand vor allem über die »großen
nationalen Aufgaben« in Übersee belehrt, auf diese Weise auch erweitert und aktiv gehalten
werden. Dazu indes hätte es einer Organisation bedurft, die imstande gewesen wäre, mit der
Kluft zwischen unmittelbar kommerziellen und bloß »nationalen« Interessen auch die so-
ziale Distanz ihrer Träger zu überbrücken.

Die CPC leistete diese Vermittlungsfunktion nicht. Sie wurde zwar an die Vereinsmit-
glieder versandt, vermochte eine Vereinskorrespondenz jedoch nicht zu ersetzen. Berichte
über die Vereinsarbeit, die im Grunde nur diejenige des Vorstandes sein konnte, fehlten
nicht zufällig. Sie wurden bewußt ausgeklammert. Denn im Vorstand wurden Überseepro-
jekte diskutiert, die strikt geheimzuhalten waren, wenn die Konkurrenz nicht auf den Plan
gerufen werden sollte. Schon in seinem ersten Jahresbericht vor der Generalversammlung
sah sich Fabri im Frühjahr 1882 veranlaßt, dem Anschein zu widersprechen, »als wäre die
mit einer gewissen Begeisterung unternommene Sache bereits wieder am Einschlafen«,
wußte dem jedoch nur vage Andeutungen über konkrete überseeische Vorhaben sowie die
Beteuerung entgegenzusetzen, daß eben »die Art der Arbeiten unseres Vereins eine Kund-
gabe in weiteren Kreisen bisher unmöglich gemacht« habe.24 Überdies zeigte sich ein be-
trächtlicher Teil des Vorstandes ohnehin wenig überzeugt von der Effektivität der Propa-
ganda für deutsche Wirtschaftsexpansion, die Fabri immer wieder betonte. Nur solange sich
die beiden Fabris, anfangs auch Hübbe-Schleiden, dann Ernst Scherenberg im Rahmen
ihrer Möglichkeiten hier selbst engagierten, konnte sich der Verein während der ersten bei-
den Jahre in der Nähe seines »Hauptzwecks« halten und propagandistisch zur »Förderung
der nationalen Bewegung für den Erwerb von Ackerbau- und Handelskolonien« beitra-
gen.25

Es gelang Fabri 1883, im Vorstand eine wichtige, von der folgenden Generalversamm-
lung akzeptierte Satzungsänderung durchzudrücken. Sie sollte zu der Gründung von lokalen
Abteilungen animieren, die seines Erachtens für die Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit
notwendig war.26 Sektionen mit mehr als 50 Mitgliedern wurde das Recht eingeräumt, ei-
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nen Vertreter in den Vorstand des Westdeutschen Vereins zu entsenden. Neben der CPC
sollten die Sektionen vom Vorstand des Westdeutschen Vereins fortan auch durch die
Vermittlung »geeigneter Vorträge« versorgt werden.27 Nur »die fortgesetzt belehrende
Agitation durch Vorträge« vermochte, wie Fabri erkannte, Anstoß zu einer Organisation
lokaler Nebenzentren zu geben und einmal gegründete Sektionen am Leben zu erhalten. In
den Jahren 1883/84 suchte er, unterstützt durch Scherenberg, diese organisatorische Ent-
wicklung in Westdeutschland voranzutreiben. Obgleich die in den neuen Satzungen anvi-
sierte Organisation der Vortragstätigkeit nur mühsam vorankam, erzielten diese Bemühun-
gen doch beachtliche Anfangserfolge, welche Fabris Auffassungen bestätigten. Auf die
bereits erwähnte Bielefelder Sektion des Westdeutschen Vereins, die sich im November
1883 mit 65 prominenten Gründungsmitgliedern als Verein für Kolonialpolitik konstituier-
te, folgte 1884 die Sektion Gelsenkirchen und Umgebung mit 98 Gründungsmitgliedern
unter dem Vorsitz des Industriemagnaten Emil Kirdorf. Neben Köln mit seinen rund 100
Vereinsmitgliedern konnte die Bildung von Ortsgruppen auch in Elberfeld, Essen, Glad-
bach, Hagen und Krefeld ins Auge gefaßt werden.28 In dieser Lage befand sich der West-
deutsche Verein im Jahr 1884, als der Beginn deutscher überseeischer Politik der kolonia-
len Vereinsarbeit allenthalben mächtigen Auftrieb gab. Zu dieser Zeit war er bereits Zweig-
verband des Deutschen Kolonialvereins, dessen Gründung Ende 1882 eine neue Phase der
kolonialen Bewegung ankündigte. Sie begann 1883 mit dem Anschluß des Westdeutschen
Vereins an den neuen Frankfurter Dachverband.
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12. Vom Westdeutschen zum Deutschen Kolonialverein

Die Vorgeschichte des Deutschen Kolonialvereins, die im Frühjahr 1882 begann, ist weit-
gehend bekannt und braucht darum hier nur in den Grundzügen skizziert zu werden.1 Fürst
Hermann von Hohenlohe-Langenburg, der als Vizepräsident des Reichstages im Frühjahr
1880 die Samoa-Vorlage auch mit Argumenten Fabris zu stützen gesucht hatte, trug sich
zwei Jahre später mit dem Gedanken an die Gründung eines überregionalen Kolonialver-
eins, dessen organisatorisches Vorbild der Deutsche Jachtverein mit seinen Filialen sein
sollte. Zu Hohenlohe stießen mit ähnlichen Plänen der baltische Baron Ernst von der Brüg-
gen und der mecklenburgische Freiherr Hermann von Maltzan. Von der Brüggen, der sich
als Kolonialpublizist im ersten Jahrfünft der 1880er Jahre mit verschiedenen kleineren Bei-
trägen hervortat2, griff im März 1882 mit einem Beitrag zum Thema »Auswanderung, Ko-
lonisation und Zweikindersystem« in die eng mit der Kolonialdiskussion verflochtene De-
batte über Bevölkerungsfragen ein, plädierte für eine Organisation der deutschen Auswan-
derung und ihre Ablenkung von Nordamerika. »Es wäre eine nationale Tat von unbere-
chenbarer Tragweite, wenn endlich durch eine große Gesellschaft die Kolonisation eines
überseeischen Gebietes in Angriff genommen würde«, schrieb er in den Preußischen Jahr-
büchern.3

Maltzan, der das französische Senegambien bereist hatte, forderte in zwei Artikeln, die
im Mai 1882 in der Augsburger Allgemeinen Zeitung, im Juni dann als Broschüre erschie-
nen, »Handelskolonien, eine Lebensfrage für Deutschland«.4 Er schlug die Errichtung einer
Handelsniederlassung im Süden von Senegambien vor, rief zur Gründung eines Kolonial-
vereins auf, lancierte kurze Notizen in die Tagespresse, um auf sich und sein Vorhaben
aufmerksam zu machen, und sandte einen Aufruf an die Autoren, die bislang in der Kolo-
nialdiskussion hervorgetreten waren. So wurden auch Fabri und Hübbe-Schleiden auf
Maltzan aufmerksam. Hohenlohe setzte sich mit den beiden adeligen Expansionspublizisten
in Verbindung. Von der Brüggens Pläne waren ihm sympathischer, denn er ging mit Fabri
davon aus, daß es »bei dem raschen Zuwachs unserer Bevölkerung und einer dadurch her-
beigeführten Übervölkerung Deutschlands […] eine politische Notwendigkeit ist, deutsche
Ansiedlungen in überseeischen Ländern in der Weise zu begründen, daß das Heimatland
der über den Ozean ziehenden Angehörigen nicht ganz verlustig geht«. Staatlicher Kolo-
nialerwerb stand nach seinem Urteil in Anbetracht der Haltung Bismarcks bis auf weiteres
nicht zu erwarten. »Es bleibt daher nichts übrig«, drängte er in einem Brief an Maltzan, »als
zu versuchen, auf privatem Weg deutsche Ansiedlungen zu gründen, welche durch ihren
Umfang und eine gewisse Selbständigkeit ihren deutschen Charakter behalten und dadurch
mit dem Mutterland in Verbindung bleiben«.5 Von der Brüggen und Hohenlohe dachten an
die Gründung einer kapitalkräftigen Kolonisationsgesellschaft. Auf Schloß Langenburg
verabredeten Hohenlohe, Maltzan und von der Brüggen, ihr Vorhaben, einen überregiona-
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len Kolonialverein zu gründen, in Frankfurt einem Kreis von »einflußreichen, der kolonia-
len Sache geneigten Männern« vorzutragen. Frankfurt wurde gewählt, weil es dem Langen-
burger gelungen war, den damaligen Oberbürgermeister der Stadt und späteren preußischen
Finanzminister Dr. Johannes von Miquel für den Plan einer weitgreifenden Organisation
der kolonialen Interessen einzunehmen.6

Miquel, der Hansemanns Vertrauen besaß, ehemals zur Direktion der Diskontogesell-
schaft zählte und die Interessen der führenden deutschen Großbank auch in den 1880er
Jahren noch vertrat, als keine offiziellen Verbindungen mehr bestanden, hatte sich schon
Jahre zuvor kolonialen Ambitionen nicht abgeneigt gezeigt. Im Nationalverein und im Par-
lament des Norddeutschen Bundes war er ein Exponent der Flottenbegeisterung gewesen,
deren Faszinationskraft sich, wie Fabri abgesehen hatte, seit dem Ende der 1870er Jahre
zunehmend auf den kolonialen Enthusiasmus übertrug. Als am 3. November 1870 im
Reichstag die Diskussion der Bremer Forderung anstand, Frankreich als Kriegskontribution
den Handelsstützpunkt Saigon abzunehmen, wehrte er sich dagegen, den Antrag durch ein
Übergehen zur Tagesordnung zu verwerfen, und schlug vor, ihn an den Reichskanzler wei-
terzuleiten. Damals kannte er Bismarcks Abneigung gegen formelle Kolonialexpansion
noch nicht.7 Als Hansemann ein Jahrzehnt später die bei der Sanierung von Godeffroys
Südseeunternehmen in Schwierigkeiten geratene Deutsche Handels- und Plantagengesell-
schaft mit Hilfe der Diskontogesellschaft abstützte, stand Miquel auf seiner Seite. Dennoch
respektierte er die Ablehnung der Samoa-Vorlage durch den Reichstag. »In der Samoa-
Frage hat nicht die Frage der Kolonisation die Sache zu Fall gebracht, sondern der Zipfel,
mit dem man sie angefaßt hat, das Stützen eines bankerotten Hauses, die Subvention«, er-
klärte er zwei Jahre nach dem Fall der Vorlage.8

In kolonialer Politik glaubte Miquel eine Chance zu erkennen, das seit 1879 und beson-
ders seit 1881 im Reichstag herrschende System wechselnder Mehrheiten zu durchbrechen
und die mittelparteiliche Mehrheitspolitik der 1870er Jahre zugunsten der Nationalliberalen
zu restaurieren.9 Er zeigte starkes und anhaltendes Interesse an Fragen der Auswanderung
und südamerikanischen Siedlungskolonisation.10 Das schlug die Brücke zu Friedrich Fabri,
dem Miquel seit dem Jahr 1882, auch später noch als preußischer Finanzminister, verbun-
den blieb. Miquel wurde zu einer Schlüsselfigur des vom Kolonialverein repräsentierten
großbürgerlichen Flügels der deutschen Kolonialbewegung. Er blieb es, bis er im Septen-
natskampf 1887 wieder in den Reichstag zurückkehrte und sich dort gemeinsam mit Ben-
nigsen erneut an die Spitze der Nationalliberalen stellte. 1882, als der Frankfurter Oberbür-
germeister für ein Engagement in der kolonialen Bewegung gewonnen wurde, hatte Ben-
nigsen die parlamentarische Führung der Nationalliberalen noch allein inne. Miquel ver-
stand es sofort, den Namen seines politischen Freundes auf die Liste der ersten
Gründungsmitglieder des Kolonialvereins zu bringen.11 Von Anbeginn zeigte sich, welche
Bedeutung Miquel für die koloniale Notabelnwerbung hatte. Ihm gelang es, das Interesse
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von weiteren »einflußreichen Männern«, zunächst aus den Handelskammern im Frankfurter
Raum zu wecken.

Am 26. August 1882 tagte die Frankfurter Versammlung unter Leitung Hohenlohes.12

»Die Idee einer Assoziation durchdringt die ganze Nation«, erklärte der Langenburger, »wir
müssen unsere Übervölkerung zugunsten des Vaterlandes verwenden«. Er rühmte die litera-
rischen und praktischen Initiativen Fabris und Hübbe-Schleidens. »Wir müssen das Gefühl
einer maritimen Kolonisation, das in den Gemütern der Nation lebt, endlich zum Ausdruck
bringen«, schloß sich Miquel an. Bei dieser propagandistischen Aufgabe müsse nicht bloß
die »Erkenntnis der Wichtigkeit«, sondern die Überzeugung von der »Notwendigkeit« über-
seeischer Expansion befördert werden.13 Das war die Intention, die Fabri und Hübbe-
Schleiden seit Jahren durch die »Angabe von Gründen« verfolgten, »welche Deutschland
zur Kolonialpolitik zwingen«.14 Die Gründung eines Kolonialvereins wurde beschlossen
und zur Vorbereitung ein Komitee eingesetzt, welches »einflußreiche Persönlichkeiten« als
Gründungsmitglieder gewinnen sollte. Auf die gleiche Weise war anderthalb Jahre zuvor
der Westdeutsche Verein entstanden. Am 10. September 1882 wurde ein vertrauliches
Rundschreiben in Umlauf gesetzt, das über die geplante Vereinsbildung informierte und um
Unterschriften für einen Gründungsaufruf warb, der in der Presse veröffentlicht werden
sollte.

Hübbe-Schleiden reagierte zunächst skeptisch, als er Mitte 1882 von Maltzans Plänen
erfuhr. Hier spielte nicht nur Verachtung für das in seinen Augen romantisch-naive Über-
seeinteresse deutscher Aristokraten mit, das er vier Jahre zuvor in die zynischen Worte ge-
faßt hatte: »Wenn sich der deutsche Michel in Gestalt einiger Grafen und Barone an einem
afrikanischen Unternehmen erst einmal die Hörner abgestoßen hat, dann könnten es immer
noch ein paar praktische Hamburger aufkaufen und etwas daraus machen«.15 Er selbst hatte
sich eben erst sechs Wochen lang in Berlin aufgehalten und dort vergeblich versucht, seine
expansionistische »politische Partei der jungen Generation« zu begründen.16 »Ich war vor
kurzem hier nach Berlin gekommen, um einen Mittelpunkt zu schaffen, wie Sie sich einen
solchen in Ihrem Kolonialverein wohl denken«, hielt er Maltzan im Juni 1882 entgegen. Er
habe sich davon überzeugen müssen, daß solche Versuche verfrüht seien. Praktische Erfol-
ge ließen sich mit derartigen Vereinigungen ohnehin nicht erreichen. »Sie dienen nur zur
politischen oder kulturellen Agitation und können erst so (indirekt) den praktischen Lei-
stungen draußen einen Boden daheim bieten. Diese praktischen Leistungen aber – die Tat-
sachen, welche draußen zu schaffen sind – können nicht von hier aus organisiert werden;
sie müssen in jedem einzelnen Falle aus individueller, an Ort und Stelle gewonnener Erfah-
rung eines persönlich tüchtigen Mannes hervorwachsen.«17

Hübbe-Schleiden, der zu dieser Zeit ein westafrikanisches Projekt zu verwirklichen
suchte, ließ sich jedoch von Maltzan, der vor allem für die Einrichtung von Handelsfakto-
reien warb, bald umstimmen.18 Er unterzeichnete den Gründungsaufruf des Kolonialvereins
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ebenso wie Friedrich Ratzel, Gerhard Rohlfs und Franz Heinrich Moldenhauer.19 Außer
Timotheus Fabri, der als Geschäftsführer formell nicht zum Vorstand zählte, unterschrieben
vom Westdeutschen Verein die Vorstandsmitglieder: Friedrich Fabri als Vorsitzender, Ge-
neralsekretär H.A. Bueck (Düsseldorf), Carl Friedrichs (Remscheid), Freiherr Heeremann
von Zuydwyk (Münster i.W.), Handelskammerpräsident Heimendahl (Krefeld) sowie die
Regierungsräte Koenigs (Düsseldorf) und Melbeck (Solingen).20 Mit 71 gewichtigen Unter-
schriften versehen, ging der Aufruf zur konstituierenden Versammlung des Deutschen Ko-
lonialvereins, die am 6.12.1882 in Frankfurt stattfinden sollte, an die Presse ab.21
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12.1. Krise und Sammlung der Bewegung unter dem neuen Dachverband

Während der Vorbereitungen für die Gründung des Deutschen Kolonialvereins nahmen die
Spannungen zwischen dem Westdeutschen und dem Centralverein ständig zu. Sie waren in
ihrem Ergebnis, dem Bruch zwischen Berlin und Düsseldorf von erheblicher Bedeutung für
das rasche Anwachsen der neuen Frankfurter Organisation, die den Zweigvereinen des
Centralvereins, deren größter von Fabri geleitet wurde, als neuer Dachverband eine kon-
krete Alternative zu bieten hatte.

In seiner Rede vor der ersten Generalversammlung des Westdeutschen Vereins in Köln
am 4. März 1882, in der er, unterstützt von Hübbe-Schleiden, sein Konzept kolonialer Ver-
einsarbeit vorstellte, setzte sich Fabri vom Centralverein ab. Die westdeutsche Presse, allen
Blättern voran die Kölnische Zeitung, berichtete ausführlich über die Reden Fabris und
Hübbe-Schleidens. Der »Export«, der die Versammlung nur in einer Voranzeige angekün-
digt hatte1, schwieg sich aus. Mitte März ließ Jannasch in der Spalte »Vereinsnachrichten«
lediglich die knappe Kölner Resolution gegen das von der Heydt'sche Reskript abdrucken.2

Wenig später erschien Hübbe-Schleidens Vortrag über »Die Weltwirtschaft und die sie
treibende Kraft« als selbständige Broschüre. Hasse sandte der Berliner Redaktion Mitte
April eine werbende Rezension ein. Jannasch gab nach, distanzierte sich aber in einer re-
daktionellen Anmerkung betont von Hasses positivem Votum.3 Mitte August, ein halbes
Jahr zu spät, erschien im »Export« endlich eine belanglose Notiz über die Kölner General-
versammlung. Die programmatische Rede Fabris wurde mit keinem Wort erwähnt.4

Der Streit um den »Export«, Jannaschs Affront und der Schlagabtausch zwischen Berlin
und Düsseldorf um Fabris »sozialpolitische Zeitschrift« brachten den Stein ins Rollen. Am
9. Oktober arrangierte Hasse in Leipzig eine Delegiertenkonferenz der Zweigvereine des
Centralvereins. Der Vorstand des Westdeutschen Vereins entsandte Timotheus Fabri. Die
Leipziger Konferenz schloß die versammelten Vertreter im Protest gegen die repressive
Politik des Berliner Dachverbandes zusammen. An den Centralverein erging die barsche
Aufforderung, von sich aus eine Delegiertenkonferenz »zur Herbeiführung einer neuen Or-
ganisation baldigst einzuberufen«.5 Die Aufforderung kam einem Ultimatum gleich, denn
seit dem Frankfurter Treffen vom 26. August 1882 liefen die Vorbereitungen für die kon-
stituierende Versammlung des Deutschen Kolonialvereins. Jannasch, der es in einer bissi-
gen Stellungnahme abgelehnt hatte, den Frankfurter Gründungsaufruf zu unterschreiben,
ignorierte den Leipziger Antrag.6 Damit war der Bruch des Centralvereins mit seinen
Zweigvereinen de facto bereits vollzogen. Führende Mitglieder des Westdeutschen Vereins
unterzeichneten den Gründungsaufruf des Deutschen Kolonialvereins. Hasse hielt sich noch
zurück. Die auf den 6. Dezember 1882 in Frankfurt angesetzte konstituierende Versamm-
lung versuchte Jannasch zu torpedieren, indem er für den gleichen Tag eine Generalver-
sammlung des Centralvereins nach Berlin einberief.7 Damit wurden die Zweigvereine
durch den Centralverein selbst zum Offenbarungseid genötigt. Die erste Zerreißprobe für
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die frühe organisierte Kolonialbewegung war unausweichlich geworden. Die durch den
Frankfurter Versuch, organisatorisch »alles unter einen Hut zu bringen«, eskalierte Krise
ließ Hübbe-Schleiden um den Bestand »unserer Bewegung« fürchten. »Eine solche Organi-
sation läßt sich in diesem Augenblick nicht so vom Zaune brechen«, schrieb er verschreckt
an Maltzan, »um so weniger, da es innerhalb der bestehenden Vereine gerade jetzt gärt«.8

Am 6. Dezember tagten zu gleicher Zeit die beiden Versammlungen in Berlin und
Frankfurt. Jannasch beging mit einer Philippika auf die Zweigvereine des Centralvereins
einen letzten, entscheidenden Fehler. Er ahnte noch nicht, wie stark er sich bei der Kraft-
probe verkalkuliert hatte. Erst die Presseberichte über die konstituierende Versammlung
des Kolonialvereins sollten ihn eines Besseren belehren. In Frankfurt bemühe man sich
anscheinend um die Gründung eines »größeren Centralvereins«, gab er abschätzig bekannt
und drohte in maßloser Überschätzung der eigenen Kraft, ein Anschluß der Zweigvereine
an den Kolonialverein werde »eo ipso ihren Austritt aus dem bisherigen Verbande nach
sich ziehen«. Jannasch beanspruchte die uneingeschränkte Führungsrolle für den Central-
verein, dem allein er es zuschrieb, »daß die kolonialen Bestrebungen fortgesetzt Boden
gewonnen haben«. Er begründete diesen Anspruch allem voran mit dem Hinweis darauf,
daß der Centralverein »die Interessen des deutschen Exporthandels wirksam in allen Welt-
teilen vertreten, Tausende geschäftlicher Verbindungen geschaffen« habe. Daß »der neue
Frankfurter Verein« als Propagandaorganisation und nicht, wie der Centralverein, vorwie-
gend als Vermittler von konkreten Exportchancen gedacht war, wußte Jannasch offensicht-
lich nicht. Gelänge es den Frankfurtern, konzedierte er verschlagen, über eine »rein theore-
tische Erörterung« hinauszukommen und »große koloniale Unternehmungen ins Leben zu
rufen«, dann könne dies ihre Vereinsgründung vielleicht noch ex post rechtfertigen. Bis
dahin aber erscheine die »Begründung einer neuen Centralstelle mindestens überflüssig«.9

Jannasch wußte, daß er hier den wunden Punkt in der von Fabri und Hübbe-Schleiden
entworfenen Strategie der kolonialen Expansion auf dem Weg über »private Initiative« und
überseeische »Kausalfaktoren« ansprach und so auch die Frankfurter mit Anforderungen
konfrontierte, deren Erfüllung die Aversion Bismarcks gegen formelle Kolonialexpansion
im Wege stand. Denn die umworbenen Großfinanziers verlangten nicht nur überzeugende
Prognosen für die »Rentabilität«, sondern auch handfeste politische Garantien für die Si-
cherheit ihres Investitionskapitals. Solche Garantien aber konnten nur in der Wilhelmstraße
ausgestellt werden. Eben dies war die fatale Zwickmühle, die den Erfolg der Investitions-
werbung blockierte: Ohne Bismarck wollte das große Kapital das Investitionsrisiko eines
überseeischen Alleinganges nicht auf sich nehmen. Ohne das große Kapital aber waren jene
»Tatsachen« in Übersee nicht zu schaffen, die Bismarck kolonialpolitisch unter Zugzwang
bringen sollten.

Mit seinem vehementen Auftritt vor der Berliner Generalversammlung trieb Jannasch
den Centralverein ungewollt in die Isolation. Sein scharfer Angriff torpedierte nicht den
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Kolonialverein, sondern seine eigene Organisation in ihrem Anspruch als »Centralverein«.
Fabri und die Führungsgruppe des Westdeutschen Vereins folgten seinem autoritären
Kommando nicht und fuhren demonstrativ nach Frankfurt. Prompt traf Ende Dezember
beim Westdeutschen Verein die Nachricht ein, daß der Centralverein die bisherige Verbin-
dung zu seinen Zweigvereinen als gelöst betrachte. Jannasch hatte die erste überregionale
Organisation der deutschen Kolonialbewegung durch sein eigenes Ungeschick gesprengt
und suchte sich aus der Affäre zu ziehen, indem er dem westdeutschen Regionalverband die
Rolle des Deserteurs zuschob. »Der bisherige Verband ist also aufgehoben«, konstatierte
Timotheus Fabri lakonisch.10 Für wenige Monate fiel die Bewegung wieder in einzelne
Lokalvereine und Regionalverbände auseinander, bis sich die früheren Zweigvereine des
Centralvereins unter dem Deutschen Kolonialverein als neuem Dachverband sammelten.
Diese Entwicklung zeichnete sich schon auf der konstituierenden Versammlung in Frank-
furt ab.

Im September hatte der Vorsitzende des Westdeutschen Vereins die beabsichtigte Grün-
dung einer überregionalen »Deutschen Kolonialgesellschaft« in Frankfurt begrüßt. Er bot
der Gruppe um Miquel, Hohenlohe und Maltzan die Kooperation bei Investitionswerbung
und Kolonialpropaganda an, nicht ohne indirekt daran zu erinnern, daß ohne Mitwirkung
oder gar gegen die Interessen seines Verbandes, »dessen Vorstand eine Anzahl der ersten
Industriellen vor allem Rheinlands und Westfalens angehören«, eine Organisation der kolo-
nialen Vereinsarbeit auf Reichsebene nur begrenzt Chancen haben dürfte. »Außer dem im-
mer wiederholten Versuch, zu irgend einem größeren praktischen Anfange zu kommen, tun
uns«, schrieb Fabri an Maltzan »vor allem zwei Dinge jetzt not: erstlich unser deutsches
Kapital zu überseeischen Unternehmungen der verschiedensten Art willig zu machen, so-
dann im Abgeordnetenhause wie im Reichstag eine Vertretung für unsere Bestrebungen
einer überseeischen, zunächst wirtschaftlichen Ausbreitung Deutschlands zu gewinnen.
Steuerreformen und andere Legislationen mögen sehr nötig sein, aber diese alle stellen nur
finanzielle Verschiebungen des nationalen Eigentums dar, während unsere überseeischen
Bestrebungen die Steigerung der deutschen Produktionskraft, die Erhöhung der nationalen
Rente u.a.m. bezwecken. Daß dies dem so sozialpolitisch gewordenen Reichskanzler noch
verschlossen ist, daß er die seltsamsten Äußerungen über die so große Tatsache unserer
Massenauswanderung noch tut, ist wunderbar, aber auch ein sicheres Zeichen, daß er noch
nicht Gelegenheit gefunden hat, über die bezüglichen Fragen nachzudenken und sich wirk-
lich zu orientieren«. In dem Bemühen, die Öffentlichkeit weiter zu mobilisieren, das Kapi-
tal »willig zu machen«, im Reichstag eine Interessenvertretung zu gewinnen und Bismarck
umzustimmen, könne man nur mit vereinter Kraft vorankommen.11

Anfang Oktober nahm Fabri in Frankfurt mit der provisorischen Führungsgruppe des
Kolonialvereins direkte Verhandlungen auf. »Sieben Mitglieder unseres Vorstandes haben
den Aufruf unterschrieben unter der Voraussetzung billiger Vereinbarung«, mahnte er, »die
natürlich nicht auf der Generalversammlung geschehen kann, sondern vorher erfolgen
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müßte«.12 Sie erfolgte. Am Vorabend der konstituierenden Versammlung trafen sich die
westdeutschen Interessenvertreter unter Leitung Fabris mit den Frankfurtern ein letztes Mal
vor dem offiziellen Auftakt zu einer vertraulichen Verhandlungsrunde. An der Konferenz
am Abend des 5.12.1882 im Frankfurter »Römer« nahmen neben Hübbe-Schleiden, der im
beiderseitigen Einverständnis zugezogen wurde, als Repräsentanten des Westdeutschen
Vereins teil: die beiden Fabris, Regierungsrat G. Königs, der Generalsekretär des CDI H.A.
Bueck und der Krefelder Seidenfabrikant R. Heimendahl, den Hübbe-Schleiden als »self-
made-man und vielfachen Millionär« schätzte.13

In den Vorverhandlungen, die am 5.12.1882 ihren Abschluß fanden, votierte Hohenlohe
dringend dafür, in die Statuten keinen Satz aufzunehmen, der Bismarck verstimmen könnte,
»wie dies der Fall sein würde, wenn man darin die Gründung von Reichskolonien als Ziel
hinstelle«.14 In mehreren Briefen schon hatte er versucht, Kusserow für den geplanten Ko-
lonialverein zu interessieren. Doch Maltzans Ruf: »Handelskolonien. Eine Lebensfrage für
Deutschland«, hatte bereits seine Wirkung getan. Die Berliner Antwort blieb aus. Das
Schweigen des überaus kolonialfreundlichen Legationsrats war kein gutes Zeichen für die
Stimmung in der Wilhelmstraße.15 Über Hohenlohes Bedingung für die von beiden Seiten
erstrebte Fusion des Westdeutschen Vereins mit dem Kolonialverein wurde Einverständnis
erzielt. Der Geschäftsführer des Westdeutschen Vereins, Timotheus Fabri, wurde als Se-
kretär der neuen Organisation ins Auge gefaßt.16

Am folgenden Tag trat im Frankfurter Saalbau die von rund zweihundert Gästen aus al-
len Teilen Deutschlands, besonders aus Rheinland und Westfalen17, besuchte konstituie-
rende Generalversammlung des Kolonialvereins zusammen. Sie war von langer Hand vor-
bereitet, in aufwendigen Pressemitteilungen angekündigt worden und fand in der Presse
weit stärkere Resonanz als die zeitgleich konkurrierende Berliner Generalversammlung des
Centralvereins.18 Hohenlohe eröffnete die Frankfurter Versammlung mit emphatischen
Worten, deren Sachgehalt später noch zu überprüfen ist: »Die Überzeugung, daß für den
Überfluß an Arbeitskräften unserer Nation neue Gebiete in überseeischen Ländern für ihre
Tätigkeit erworben werden müßten«, behauptete er, »durchdringt nachgerade alle Schichten
unserer Bevölkerung, die Idee der Kolonisation erfaßt hoch und niedrig im ganzen Reiche«.
Er nutzte dieses Statement, um damit jenen ideologischen Brückenschlag zwischen natio-
naler und kolonialer Bewegung zu festigen, der seit Fabris Schrift vom Jahre 1879, vor al-
lem aber seit Hübbe-Schleidens Vorstoß für »Deutsche Colonisation« zu einem festen und
attraktiven Topos im Repertoir der kolonialen Propaganda geworden war. »Der große na-
tionale Gedanke hat von Jahr zu Jahr zugenommen in der Überzeugung des Volkes«, be-
kräftigte er die stark emotional überfrachtete Kontinuitätsthese. Das »Volk« sei nun
»mächtig genug geworden, um mit vereinten Kräften an die Durchführung einer Kolonisa-
tionsarbeit gehen zu dürfen«. Hohenlohe offerierte den Kolonialverein als neuen Dachver-
band für eine »gemeinsame, vereinigte Wirksamkeit« in der kolonialen Bewegung.19 Daß
sich Interessenvertreter der westdeutschen Industrie und die in der Bankmetropole Frank-
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furt angesiedelte Gruppe hierin schon ein beträchtliches Stück entgegengekommen waren,
zeigten Satzungsdiskussion und Vorstandswahl.

Die in Frankfurt verabschiedete Satzung war in ihrem programmatischen Teil ein für
beide Seiten akzeptabler Kompromiß. Sie erfüllte Hohenlohes Bedingung, Bismarck nicht
durch eine direkte Forderung nach »Reichskolonien« zu provozieren, betonte die Sied-
lungskolonisation und trug zugleich dem von Maltzans Flügel vertretenen Interesse an
Handelskolonien Rechnung. Der Kolonialverein stellte sich die Aufgabe, »das Verständnis
der Notwendigkeit, die nationale Arbeit dem Gebiete der Kolonisation zuzuwenden, in im-
mer weitere Kreise zu tragen, für die darauf gerichteten, in unserem Vaterlande bisher ge-
trennt auftretenden Bestrebungen einen Mittelpunkt zu bilden und eine praktische Lösung
der Kolonisationsfrage anzubahnen«. Angefügt wurde der Passus: »Zunächst wird der Ver-
ein die Errichtung von Handelsstationen als Ausgangspunkt für größere Unternehmungen
fördern«.20 Durch dieses Votum für Handelsstationen wurde Maltzans Forderung nach
Handelskolonien entschärft und auf eine der Haltung Bismarcks Rechnung tragende Formel
gebracht.

Die Vorstandswahl vereinte ein illustres Gremium an der Spitze des Kolonialvereins: Zu
den 25 Mitgliedern des ersten Vorstands zählten neben Hohenlohe, Miquel, Maltzan, Fabri,
Rohlfs und Hübbe-Schleiden: Graf Arnim-Boitzenburg, Landesdirektor Bennigsen, A. von
Brüning, Graf Frankenberg-Tillowitz, Staatsminister Friedenthal und Freiherr von Varnbü-
ler, die Frankfurter und Offenbacher Handelskammerpräsidenten de Neufville und Wecker,
Gustav Siegle von den Badischen Anilin- und Sodafabriken, der Berliner Ägyptologe
Brugsch-Pascha, der seinen orientalischen Ehrentitel dem ägyptischen Vizekönig verdank-
te, der Bonner Kathedersozialist Erwin Nasse, der Leipziger Nationalökonom Wilhelm
Roscher und der Münchner Geograph Friedrich Ratzel, durch dessen Mitgliedschaft der
Münchener Verein zum Schutz deutscher Interessen im Auslande personell mit dem Kolo-
nialverein verschränkt wurde. Aus Hamburg trat Hübbe-Schleidens Verleger Ludwig Frie-
derichsen, aus Bremen H.H. Meier ein. Der Westdeutsche Verein war neben seinem Vorsit-
zenden durch den Zentrumsführer Heeremann von Zuydwyk und den Krefelder Geheimen
Kommerzienrat Ralf Heimendahl vertreten.21 Als im Januar 1883 nach anfänglichem Zö-
gern auch Ernst Hasse vom Leipziger handelsgeographischen Verein kooptiert wurde, war
die selbstverschuldete Isolierung des Centralvereins endgültig vollzogen. Die beiden wich-
tigsten Zweigvereine waren organisatorisch von Berlin abgerückt, ohne jedoch deswegen
die Kooperation mit dem Centralverein aufzugeben.22

In den folgenden Monaten bestimmten die Verhandlungen zwischen Frankfurt und Düs-
seldorf die Diskussion in der kolonialen Bewegung. Sie zielten darauf ab, die zwischen
Fabri, Miquel und Hohenlohe Ende 1882 getroffenen vorläufigen Absprachen in eine Form
zu bringen, in der sie der nächsten Generalversammlung des Westdeutschen Vereins zur
Abstimmung vorgelegt werden konnten. Es war Eile geboten, denn schon der erste propa-
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gandistische Vorstoß, den Timotheus Fabri im Januar 1883 namens des Frankfurter Vor-
stands unternahm, zeigte, daß die seit Mitte 1882 offen hervortretenden Spannungen zwi-
schen Düsseldorf und Berlin, dann Berlin und Frankfurt die Glaubwürdigkeit der an »ge-
meinsame, vereinigte Wirksamkeit« (Hohenlohe) appellierenden kolonialen Propaganda
beeinträchtigten. Am 24.1.1883 rief Timotheus Fabri in einem Werbeschreiben an die Bür-
germeisterämter größerer Städte, die Presse und an für den Verein interessante Einzelper-
sönlichkeiten »alle Vaterlandsfreunde« zum Beitritt auf. Die »Frage der deutschen Koloni-
sation« werde von Tag zu Tag dringender. »Die Notwendigkeit der Erweiterung unseres
Absatzgebietes, die steigende Bedeutung des überseeischen Handels, die tiefe Einwirkung
der Auswanderung auf unser soziales und wirtschaftliches Leben, das nationale Interesse an
der Erhaltung einer dauernden und festen Verbindung der überschüssigen Kräfte mit dem
Vaterlande haben in immer größerem Umfange die allgemeine Aufmerksamkeit auf diese
Frage gelenkt«, hieß es in dem Schreiben, in dem auch das Konkurrenzmotiv ausgespielt
wurde: »Durch den rastlosen Eifer anderer Nationen und die fortschreitende Ausdehnung
ihres Machtgebietes wird es mit jedem Tag schwieriger, den geeigneten Boden für deutsche
Kolonisation zu finden«. Aus diesem Grunde hätten sich am 6.12.1882 in Frankfurt »Män-
ner aller Parteien und Stände […] zur Lösung einer nationalen Aufgabe verbunden, welche
hoch über den Zeit- und Tagesfragen steht«. Sie alle seien »von der Überzeugung durch-
drungen, daß die Kolonialfrage nicht willkürlich aufgeworfen, daß sie vielmehr aus den
gesamten Verhältnissen und Zuständen des deutschen Volkes entsprungen, eine endliche,
nur sehr verzögerte Lösung unbedingt erheischt und deswegen auch unter Zustimmung und
Mitwirkung der gesamten Nation finden wird«. Es gehe um die »Klärung der öffentlichen
Meinung, damit die Nation für eine Lösung in weiterem Umfange bereit sei für den Tag,
wo dies die Gunst der Verhältnisse gestatten wird«.23

Das Werbeschreiben fand wider Erwarten geringe Resonanz. Man habe die gesamte
deutsche Presse einzuspannen versucht, mit Tausenden von Beitrittserklärungen gerechnet.
Kaum Hunderte seien eingetroffen, klagte Timotheus Fabri vor der Düsseldorfer General-
versammlung des Westdeutschen Vereins im März 1883. Der Grund für diesen Mißerfolg
liege in der Zersplitterung der »Bewegung« in zahllose Einzelgruppen, die der zerfallenen
Berliner Dachorganisation nicht mehr und dem neuen Frankfurter Dachverband noch nicht
angehörten. Wie Ernst Hasse, so hatten sich auch die beiden Fabris vergeblich bemüht, den
Centralverein als gleichberechtigte Organisation mit in die erstrebte »große nationale Ver-
bindung« hineinzuziehen. Der Versuch scheiterte am demonstrativen Desinteresse der
Gruppe um Jannasch. Darum kam nach dem Urteil der Fabris eine Überwindung der Krise
durch das Zusammentreten des Westdeutschen mit dem Deutschen Kolonialverein einer
»Lebensfrage« für die koloniale Bewegung gleich. Die Düsseldorfer Generalversammlung
erteilte dem Vorstand die beantragte Vollmacht zu Fusionsverhandlungen mit der neuen
Frankfurter Organisation, legte ihn aber auf zwei wichtige Bedingungen fest: Die 1881 in §
2 der Satzungen fixierte Zweckbestimmung sollte nicht geändert werden, Rheinland und
Westfalen dem Westdeutschen Verein vorbehalten bleiben.24
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Das Zusammenspiel von Fabri und Miquel beförderte die Verhandlungen zwischen dem
Westdeutschen und dem Deutschen Kolonialverein. Zwei Wochen nach der Düsseldorfer
Generalversammlung traten sie in ein akutes Stadium. In Köln wurden Absprachen getrof-
fen, die dem Votum der Generalversammlung Rechnung trugen. Den zwischen beiden Ver-
einen ausgehandelten »Kölner Punktationen« nach sollte sich der Westdeutsche dem Kolo-
nialverein als Regionalverband anschließen. Man einigte sich auf Doppelmitgliedschaften.
Im März 1883 konnte der Kolonialverein, der vier Monate nach seiner Gründung schon fast
1.900 Mitglieder zählte, 421 Mitglieder des Westdeutschen Vereins in seine Listen übertra-
gen, deren wirtschaftliche Bedeutung und soziale Stellung erheblich schwerer wogen als
ihre bloße Zahl.25 Das Düsseldorfer Vereinsbüro hätten die Frankfurter gern an sich gezo-
gen. Der Vorstand des Westdeutschen Vereins war jedoch nicht bereit, seine Zentrale abzu-
geben. Dagegen wurde die von Timotheus Fabri redigierte CPC dem Kolonialverein als
Organ zur Verfügung gestellt.26 In das Präsidium des Kolonialvereins, das seit der konsti-
tuierenden Versammlung aus Hohenlohe, Miquel und Brüning bestand, wurde auf Miquels
Antrag hin Friedrich Fabri als dritter Vizepräsident gewählt. Er konnte seine Stimme im
Präsidium gegebenenfalls an Timotheus Fabri delegieren, der zum Frankfurter Präsidialse-
kretär avancierte. Weiter arrangierte Miquel die Kooptation der beiden westdeutschen Vor-
standsmitglieder Friederichs (Remscheid) und Weyermann (Leichlingen) in den Vorstand
des Kolonialvereins. Damit war der Westdeutsche Verein neben den beiden Fabris noch
durch vier weitere Vorstandsmitglieder in Frankfurt vertreten.27

Die beiden Fabris arbeiteten ein halbes Jahr lang im Präsidium des Kolonialvereins mit.
Timotheus, der den Posten eines Handelskammersekretärs im Kreis Lennep übernahm und
nach Remscheid übersiedelte, konnte, zwischen Barmen, dann Remscheid, Düsseldorf und
Frankfurt pendelnd, die Arbeiten des Präsidialsekretärs des Kolonialvereins nicht mehr
hinreichend bewältigen und trat im Sommer 1883 von diesem Amt zurück.28 Weil der Re-
dakteur der CPC, seit April 1883 Organ des Kolonialvereins, in enger Fühlung mit dem
Frankfurter Präsidium bleiben mußte, konnte er auch die Redaktion nicht weiterführen.29

An seine Stelle trat der bisherige Herausgeber der Leipziger »Weltpost«, Richard Lesser.30

Lesser redigierte noch eine abschließende Doppelnummer der CPC.31 Dann wurde das
Blatt, welches zuletzt in einer Auflage von 4.000 Exemplaren erschien, eingestellt.32 Seine
Nachfolge trat 1884 die Deutsche Kolonialzeitung an, die 1888 von der Deutschen Koloni-
algesellschaft übernommen wurde. Ende 1883 gab Timotheus Fabri auch die Leitung des
von ihm aufgebauten Düsseldorfer Vereinsbüros auf. Unter seinem Nachfolger, dem El-
berfelder Handelskammersekretär Ernst Scherenberg, wurde es nach Elberfeld verlegt.33

Friedrich Fabri, der sich nicht mehr durch seinen Sohn in Frankfurt vertreten lassen konnte,
legte die Vizepräsidentschaft im Kolonialverein Ende 1883 nieder.34 Im Vorstand des Ko-
lonialvereins hingegen arbeiteten die Fabris auch während der folgenden Jahre rege mit. Es
gab keine Generalversammlung, zeitweise auch kaum eine entscheidende Vorstandssitzung
des Kolonialvereins, an der nicht wenigstens einer von beiden teilgenommen hätte.35
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Der Zusammenschluß des Westdeutschen mit dem Deutschen Kolonialverein im Jahr
1883 forcierte die Sammlung und Organisation der kolonialen Interessen. Jene »nationale
Bewegung« aber, die zu befördern sich der Westdeutsche Verein 1881 zur Aufgabe ge-
macht hatte, existierte selbst in den Monaten vor dem Beginn der deutschen Kolonialex-
pansion noch nicht. Kolonialverein und Westdeutscher Verein zählten im Frühjahr 1884
zusammen 4.100 individuelle und korporative Mitglieder.36 Über die Mitgliederzahl des
Centralvereins, der dem neuen Frankfurter Dachverband fernblieb, liegen für das Jahr 1884
keine Angaben mehr vor.37 Hinzu kamen die Mitglieder zahlreicher Vereine, die, wie Has-
ses Leipziger und Ratzels Münchener Organisation, durch ihre Vorsitzenden personell mit
dem Kolonialverein verschränkt waren.

Der Kolonialverein hatte es sich zwar in seiner Satzung zur Aufgabe gemacht, die kolo-
niale Bewegung in »immer weitere Kreise« zu tragen, betrieb jedoch, wie anfangs auch der
Westdeutsche Verein, zunächst reine Notabelnwerbung. Mitglieder, »deren Namen für den
Sachkenner keine Kapitalmacht repräsentieren«, konstatierte Hübbe-Schleiden Ende 1882
barsch, »bedeuten für den Kolonialverein nichts«.38 Wenige Monate nach der Gründung
schon hatte sich im Kolonialverein in der Tat eine »gewaltige ökonomische und politische
Macht« konzentriert.39 Auch für Timotheus Fabri, der im März 1883 vor der Generalver-
sammlung des Westdeutschen Vereins für dessen Verschmelzung mit der neuen Frankfurter
Organisation warb, war es überraschend, welch ein Reichtum von Kapital, Intelligenz und
Einfluß« sich bereits im Kolonialverein eingestellt hatte.40 Als am 31. März 1883 Vertreter
des Westdeutschen und des Deutschen Kolonialvereins auf einer Frankfurter Vorstandssit-
zung die Mitgliederlisten austauschten, zählte der Kolonialverein insgesamt 1.891 eingetra-
gene Mitglieder. Unter den 1.468 beruflich faßbaren dominierten als wichtigste Gruppen:
allein 811 Firmen (Unternehmer, Kaufleute, leitende Angestellte oder in corpore), 10
Schwerindustrielle, 43 Banken (Mitgliedschaft der Inhaber, Direktoren oder in corpore),
213 Wissenschaftler, Künstler, Rechtsanwälte, Ärzte, Ingenieure und 172 höhere Beamte.
Diesen Gruppen, die bei einer Gesamtzahl von 1.204 rund 74% der beruflich faßbaren Mit-
glieder stellten, stand mit lediglich 2% eine verschwindend kleine Gruppe aus dem Klein-
bürgertum in Gestalt von nur 32 Handwerkern, kleineren Gewerbetreibenden und unteren
Angestellten gegenüber.41 Diese Sozialstruktur wurde durch die Verschränkung mit dem
Westdeutschen Verein zu dieser Zeit nicht verschoben, sondern nur gleichgewichtig ver-
stärkt.

Hohenlohe hatte am 26. August 1882 »die ganze Nation« als den Träger expansionisti-
scher Vorstellungen angesprochen. Fabri sprach im September pauschal von einer seit 1879
stets anwachsenden »Bewegung der öffentlichen Meinung in der Richtung einer überseei-
schen Ausbreitung Deutschlands«. In seiner Rede vor der konstituierenden Versammlung
des Kolonialvereins dehnte Hohenlohe die »Überzeugung«, daß überseeische Erwerbungen
gemacht werden »müßten«, gar auf »alle Schichten unserer Bevölkerung«, ja ganz dezidiert
auf »hoch und niedrig im ganzen Reiche« aus. Timotheus Fabri behauptete im März 1883,
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»Männer aller Parteien und Stände« hätten sich im Kolonialverein zur »Lösung« der expan-
siven »nationalen Aufgabe« in Übersee zusammengefunden. Mit dem Mitgliederverzeich-
nis des Kolonialvereins vom Stand des 31. März 1883 war die von Hohenlohe betonte
»Überzeugung des Volkes« nicht zu belegen. Hier wurden vielmehr Ursache und Wirkung
verkehrt, Ziel und Zweck der organisierten Expansionspropaganda als Motivation und Le-
gitimation für das propagandistische Engagement ausgegeben. Dies sprach deutlich aus den
Worten Miquels, als er im August 1882 in Frankfurt behauptete, das »Gefühl einer mariti-
men Kolonisation« lebe in den »Gemütern der Nation« und darauf drang, diesem »Gefühl«
propagandistisch nicht bloß durch den Glauben an die »Wichtigkeit«, sondern durch die
Überzeugung von der »Notwendigkeit« überseeischer Expansion Ausdruck und Halt zu
geben.42 In der Hierarchie der von Timotheus Fabri genannten und propagandistisch ange-
sprochenen »Stände« lag die Grenze nach ›unten‹ beim gehobenen Mittelstand. Das Klein-
bürgertum wurde zuerst 1884/85 durch die Gesellschaft für deutsche Kolonisation stärker
mobilisiert. Daß und warum der »vierte Stand« nicht Adressat der Expansionspropaganda
sein konnte, war schon an den kumulativen Kolonialtheorien Fabris und Ernst von Webers
ablesbar. Sozialreaktionäre Horrortheoreme von aggressivem Klassencharakter wie diejeni-
gen des Rittergutsbesitzers Ernst von Weber, der die »furchtbare Zunahme der Proletarier-
bevölkerung« nur als explosive Ansammlung von »bösen Gasen und Dämpfen« zu regi-
strieren wußte und durch systematischen »Massenexport des revolutionären Zündstoffes«
nach Übersee ein »Sicherheitsventil« für den sozialen Krisendruck zu schaffen vorschlug,
waren wenig geeignet, die politischen Emanzipationskräfte der als »Parasiten« denunzierten
und als Movens der Sozialrevolution beargwöhnten Zugehörigen des »vierten Standes«
kolonialfreundlich zu stimmen.43 Die »niederen Volksklassen« waren zunächst nicht
Adressat sondern Argument der »sozialpolitischen« Expansionspropaganda. Als soziale
Funktion von Auswanderungs- und Kolonialpolitik wurden dabei unter Hinweis auf das
vermeintlich umgehende Gespenst der Sozialrevolution immer wieder Kompensation und
Integration durch »ein neues Hoffnungsbild« (Fabri) in Aussicht gestellt. Dieses defensive
»sozialpolitische« Argument, das sich im Mittelstand ebenfalls einsetzen ließ, zog nicht
wenige »Arbeitsherren« an. Darum hatte Hohenlohe den von einem ausgeprägten Antiso-
zialistenaffekt bestimmten Saarindustriellen Stumm schon im September 1882 als Grün-
dungsmitglied des Kolonialvereins mit dem Argument gewinnen können, nach seiner Über-
zeugung »wäre eine entsprechende Kolonisation der beste Ableiter für die sozialdemokrati-
sche Gefahr, die uns bedroht«.44

Nicht durch Notabelnwerbung, sondern nur durch organisierte »energische Beeinflussung
der öffentlichen Meinung« (Fabri) war eine weitere Mobilisierung und Sammlung kolonia-
ler Interessen auf dem Weg zur »nationalen Bewegung« zu betreiben. Zur gleichen Zeit, in
der Fabri sich im Vorstand des Westdeutschen Vereins mit geringem Erfolg für eine Orga-
nisation von zahlreichen lokalen »Gruppen« im Einzugsgebiet des Regionalverbandes ein-
setzte, trugen sich Hohenlohe und Hasse mit ähnlichen Gedanken. Die Delegiertenkonfe-
renz der Zweigvereine des Centralvereins im Oktober 1882 galt ebenfalls der Diskussion
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von Möglichkeiten einer umfassenden Organisation der kolonialen Bewegung. Wie unklar
die hiermit verbundenen Vorstellungen zu Beginn der 1880er Jahre noch waren, erhellt aus
den eingebrachten konkreten Vorschlägen: Hohenlohe dachte an den Jachtverein und seine
Filialen. Er verwechselte Klubatmosphäre mit organisierter Propaganda ebenso wie Hübbe-
Schleiden, der eine Orientierung am Beispiel des Royal-Colonial-Institute empfahl, das
weniger Propagandazentrale als gesellschaftlicher Mittelpunkt der englischen Kolonialbe-
wegung, ein Institut mit großer Bibliothek und Leseräumen war. Eine andere Erwägung
Hübbe-Schleidens tendierte dahin, vorzugehen »wie einst der Nationalverein«. Hasses Vor-
schlag wiederum setzte koloniale Propaganda und Vertretung unmittelbarer kommerzieller
Überseeinteressen ineins. Der Vorsitzende des Leipziger handelsgeographischen Vereins
regte zunächst eine Imitation der Deutschen Handelskammern und des Deutschen Han-
delstages an. Als Alternative schlug er dann sogar eine Nachbildung des evangelischen
Gustav-Adolf-Vereins als koloniale Propagandaorganisation vor.45

Gemeinsam war den »Leitern der Bewegung« die Überzeugung von der Notwendigkeit
einer wie auch immer konkret vorgestellten überregionalen Organisation der kolonialen
Interessen. Der erste Versuch einer solchen Organisation, die kaum mehr war als ein Ver-
teilernetz für den »Export«, war im Dezember 1882 gescheitert. Der zweite begann im glei-
chen Monat mit der Gründung des Kolonialvereins und nahm im März 1883 konkrete Ge-
stalt an, als sich der wichtigste der ehemaligen Zweigvereine des Centralvereins dem neuen
Frankfurter Dachverband anschloß. Solange der Centralverein, der Westdeutsche und der
Deutsche Kolonialverein noch unverbunden neben- und gegeneinander standen, blieb, wie
Timotheus Fabris Mißerfolg im Januar 1883 zeigte, die Resonanz der Mitgliederwerbung
gering. Nach dem Anschluß des Westdeutschen an den Deutschen Kolonialverein ging es
rasch voran, wenngleich die Hoffnungen Miquels, der bis 1886 mit 100.000 eingetragenen
Mitgliedern glaubte rechnen zu können46, nur zu einem Bruchteil erfüllt wurde. Bis Ende
1883 vermochte der Kolonialverein bereits an 492 Orten in Deutschland Fuß zu fassen, als
korporative Mitglieder allein 21 Stadtgemeinden, 14 Handelskammern und 15 Handels-
und kaufmännische Vereine zu gewinnen.47 Zwei Jahre lang stiegen die Mitgliederzahlen
des Westdeutschen und des Deutschen Kolonialvereins progressiv an. Der Mitgliederbe-
stand des Kolonialvereins wuchs, wie erwähnt, von rund 1.900 im Frühjahr 1883 auf rund
4.100 im Frühjahr 1884 an. Mehr als ein Viertel davon entfiel auf Mitgliedschaften aus dem
Einzugsgebiet des Westdeutschen Vereins. Der Anschluß an den Kolonialverein, die
1883/84 durch verstärkte Vortragsagitation initiierte Sektionsbildung und das allmähliche
Abgehen von der reinen Notabelnwerbung hoben die Mitgliederzahl des Westdeutschen
Vereins von 421 im Frühjahr 1883 auf 1.058 im Frühjahr 1884.48 Im gleichen Verhältnis
zueinander wuchsen die Mitgliederzahlen des Westdeutschen Vereins und seines Dachver-
bandes auch im ersten Jahr deutscher überseeischer Politik weiter an. Bis Ende 1884
schnellten sie im Kolonialverein ruckartig auf rund 9.000 und kletterten dann während der
beiden Folgejahre bei schrumpfender Zuwachsrate auf mehr als 12.000.49 Der westdeutsche
Regionalverband zählte im Juni 1885 2.000 Mitglieder. Dabei blieb es auch 1886.50 Der



304 Vom Westdeutschen zum Deutschen Kolonialverein

Grund für die plötzliche Stagnation lag vor allem in den schweren Richtungskämpfen zwi-
schen dem Kolonialverein und der 1884 von Peters begründeten Gesellschaft für deutsche
Kolonisation, welche sich für den Westdeutschen Verein besonders nachteilig auswirkten
und wesentlich dazu beitrugen, daß er die Gründung der Deutschen Kolonialgesellschaft im
Jahr 1887 nicht überlebte.51
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12.2. Die Kollision der Interessen im Kolonialverein

An der Spitze des Kolonialvereins sammelten sich in zwei großen Flügeln Vertreter kon-
troverser Auffassungen über Selbstverständnis und Zweckbestimmung der neuen Frankfur-
ter Organisation. Auf der einen Seite stand die Gruppe um Fabri, mit der auch Miquel und
Hohenlohe sympathisierten. Hier dominierte das Interesse an einer Organisation und Lei-
tung der Auswanderung, an Exportförderung durch südamerikanische Siedlungskolonisati-
on. Die geforderte gesetzliche Regelung des Auswanderungswesens wie die sukzessive
Steigerung der Auswanderung nach Südamerika durch private Gesellschaften waren Vor-
haben, bei denen nur auf weite Sicht mit Erfolg zu rechnen war. Dies hatte seinen Grund
nicht zuletzt in der Stellung Bismarcks zur Auswanderungsfrage.

Fabri wußte um die eklatanten Widersprüche in der Haltung des Reichskanzlers, der
Schutzzoll und »Staatssozialismus« huldigte, Anträge um Schutz deutscher Auswanderer in
Übersee aber hartnäckig mit Argumenten des Laisser-faire abwehrte. In die Reichsverfas-
sung hatte er einen Passus gesetzt, der Auswanderern nach zehnjähriger Abwesenheit vom
Reich automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit absprach.1 Durch eine Verordnung
vom 15. Oktober 1873 hatte er staatlichen Organen strikt untersagt, Auswanderern Unter-
stützung zu gewähren. Schutz stehe nur Reichsangehörigen zu, nicht aber denen, die frei-
willig aufgehört hätten, es zu sein. Am 20. Mai 1881 bestätigte er diese Richtlinie in einem
Erlaß, demzufolge die Auswanderung zwar nicht eingedämmt, aber erschwert werden sollte
und keinesfalls staatlich gefördert werden durfte. Darum gestattete er Handelsminister It-
zenplitz sogar, die Preisermäßigungen der Eisenbahn für die Reise der Auswanderer in die
Hafenstädte ersatzlos zu streichen, obgleich sie indirekt den deutschen Reedereien zugute
kamen, die er gefördert wissen wollte. Militärpflichtigen unter 25 Jahren war durch Gesetz
vom 7. Juni 1871 die Auswanderung ohnehin verboten. Es gehörte zu den Aufgaben der in
den Hafenstädten stationierten Reichskommissare für das Auswanderungswesen, vor dem
Auslaufen eines jeden Auswandererschiffes Razzien in den Herbergen und an Bord zu ver-
anstalten und alle Personen im militärpflichtigen Alter bis zum Eintreffen eines Gegenbe-
fehls festzusetzen.2

Insgesamt viermal, 1879, 1882, 1884 und 1885, suchte Bismarck seine Haltung im Reichstag
mit Argumenten zu verteidigen, deren Widersprüchlichkeit enthüllte, daß die vorgetragenen
Begründungen nur Deckmantel für die eigentlich ausschlaggebenden Motive seiner Haltung
in der Auswanderungsfrage sein konnten.3 Er beklagte die Auswanderung als nationales
Unglück, weil sie dem Reich »Kräfte entziehe«, bediente sich mit umgekehrten Intentionen
überkommener Argumente der deutschen Auswanderungsdiskussion, rechnete seinen Kriti-
kern den Verlust an exportierten Ersparnissen sowie »Erziehungskapital« vor und beharrte:
»ein Deutscher, der sein Vaterland abstreift wie einen alten Rock, ist für mich kein Deut-
scher mehr; ich habe kein landsmannschaftliches Interesse mehr für ihn«.4 Er sträubte sich
später unvermindert auch gegen die ohnehin nur in geringem Umfang mögliche Auswande-
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rung in die »Schutzgebiete«, in denen deutsche Siedler kaum als »verloren« gelten konnten.
Von der Maxime, daß jede »über das unerläßliche Maß der Humanität hinausreichende
staatliche Fürsorge für die Auswanderer das Auswandern fördert«5, war Bismarck nicht
abzubringen. Darum kam für ihn auch eine gesetzliche Regelung des Auswanderungswe-
sens, wie sie Fabri vorschwebte, nicht in Betracht.

Fabri wußte ebenso wie Bismarck, daß sich das Hauptkontingent der deutschen Auswan-
derung nicht aus den in der Tat »übervölkerten« Industrierevieren, sondern aus den dünn
besiedelten agrarischen Nordostgebieten des Reichs rekrutierte.6 Er ging zu Recht davon
aus, daß der Reichskanzler in seiner Aversion gegenüber »jeder Art von Auswanderung«,
die ihn Auswanderung als »Landflucht« und Auswanderer als »Deserteure« denunzieren
ließ7, weniger von überkommenen Populationslehren als von den akuten Sorgen ostelbi-
scher Großagrarier um die zunehmende Abwanderung ihrer landwirtschaftlichen Lohnar-
beiter und abhängigen Kleinbauern bestimmt wurde.8 Darum sah er für eine legislative
Ordnung des Auswanderungswesens nur gegen harten Widerstand auf weite Sicht eine
Chance und befürwortete eine anhaltende »Aufklärung« der Öffentlichkeit, um Bismarck
von seinen »veralteten Anschauungen« abzubringen. Weiter hatte der Kolonialverein seines
Erachtens für den überseeischen Kapitalexport, auch für konkrete Überseeprojekte, beson-
ders Kolonisationsvorhaben, zu werben, die Verwirklichung solcher Pläne aber nicht selbst
zu übernehmen. Diejenigen, die mit Fabri derartigen Vorstellungen von den Aufgaben des
Kolonialvereins anhingen, wurden von ihren Kontrahenten als »Theoretiker« eingestuft.

Auf der anderen Seite standen die »Praktiker« um Maltzan, Brüning und Gerhard Rohlfs.
Mit ihnen sympathisierte auch Hübbe-Schleiden. Er trat den beiden Fabris, die er als
Freunde schätzte9, deswegen jedoch nicht offen entgegen. Nur Maltzan wußte, daß er im
Fall einer Kampfabstimmung auf Hübbe-Schleidens Stimme rechnen konnte. Die Position
dieser Gruppe läßt sich am besten anhand der vertraulichen Briefe Hübbe-Schleidens vom
Spätherbst 1882 an den mecklenburgischen Freiherrn herausschälen, der ihn durch sein
Votum für Handelskolonien überhaupt erst für den Kolonialverein hatte gewinnen können.
»Wie Sie aus allen meinen Schriften und Vorträgen ersehen können, beabsichtige ich nur
durch rentable, und zwar höchst rentable Erwerbs-Unternehmungen unsere Kultur in die
Weltwirtschaft weiter einzuführen, als das bisher der Fall ist; und eben weil in Äquatorial-
Afrika Gewinne zu erzielen sind, wie sie in Indien seit 100 Jahren nicht mehr möglich sind,
nur deshalb gebe ich Afrika den Vorzug«, schrieb Hübbe-Schleiden an Maltzan. »Das
Kulturelle und Nationale wird nur gedeihen, wenn es dem Materiellen dient«.10 Darum
dürfe sich der Kolonialverein nicht auf »nur wissenschaftliche« Ziele festlegen.11 Er habe
bisher »nicht die geringste Notwendigkeit eingesehen, daß unsere Reichsregierung ihre
Ansichten ändern sollte«, es sei denn, daß der Kolonialverein dem Reichskanzler »wirklich
annehmbare und durchführbare Vorschläge« unterbreitete. »Durch den Ausdruck allgemei-
ner Stimmungen läßt sich der Fürst Bismarck bekanntlich nicht imponieren […]. Ich habe
Anzeichen und Äußerungen genug, daß unser Reichskanzler sich für Kultivations-
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Bestrebungen über See lebhaft interessiert. Auch die Samoa-Vorlagen waren solche Anzei-
chen. Aber was kann denn die Regierung tun, wo nicht die private Initiative vorangegangen
ist. Das war wenigstens in Samoa der Fall. Zum mindesten müssen aber doch der Regierung
haltbare und rationelle, sachverständige Pläne vorliegen. Soviel ich weiß – und ich glaube
so ziemlich alles zu kennen, was in unseren Bestrebungen in Deutschland geschieht – ist in
Berlin noch kein einziger Vorschlag bisher in solcher Form angebracht worden, daß unsere
Reichsregierung sich verständigerweise darauf einlassen könnte«.12 Nach alledem war
Hübbe-Schleidens Schlußfolgerung nur konsequent: »Die beste Agitation sind immer Er-
folge praktischer Unternehmungen, und die sind in Afrika eher zu schaffen als irgendwo in
der Welt«. Er, sein Freund Rohlfs und die ihnen zuneigende Gruppe vertrauten darauf, daß
Maltzan die Interessen der Frankfurter »dem realeren und auf direktere handgreifliche Ziele
losarbeitenden Gebiete der Kultivation zuwenden« würde.13

Der Forderung nach Auswanderungsorganisation und südamerikanischer Kolonisation,
Vorhaben, bei denen nur mit langfristigen Erfolgen gerechnet werden konnte, stand das
Interesse an vornehmlich afrikanischen Handelskolonien entgegen, deren Grundlagen durch
»private Initiative« im Wettlauf mit den Interessenten anderer Nationen so rasch wie mög-
lich geschaffen werden sollten. Beide Lager suchten das Interesse von Industrie, Handel,
Banken und Schiffahrt auf sich zu ziehen. Beide versprachen neue Märkte und billige Roh-
stoffquellen in Übersee. Im ersten Falle sollten deutsche Siedler in Südamerika, im zweiten
afrikanische Eingeborene Exportkunden, aber auch Importproduzenten sein. Beide Gruppen
hatten schon vorab versucht, Gleichgesinnte in möglichst großer Zahl für die Vereinsgrün-
dung zu mobilisieren. Schon auf der konstituierenden Versammlung stießen die Vorausab-
teilungen der rivalisierenden Flügel in ersten rhetorischen Attacken aufeinander. Maltzan
stellte in seiner Rede die Errichtung von Handelsstationen einseitig in den Vordergrund.14

Wenngleich zurückhaltend, sah sich doch auch Hohenlohe, dem Programm entsprechend,
veranlaßt, Maltzan mit der Bemerkung beizupflichten, daß man zunächst »namentlich die
Gründung von Handelsfaktoreien ins Auge fassen« wolle.15 Gerhard Rohlfs trat demon-
strativ auf die Seite Maltzans. Er verlangte, Auswanderungs- und Kolonialfrage ganz von-
einander getrennt zu halten. Das Auswanderungsproblem könne »noch für lange Zeit nicht
einmal theoretisch gelöst werden und verwirre bloß die Köpfe«.16 Der Bremer H.H. Meier,
dessen Norddeutscher Lloyd allem voran an den deutsch-nordamerikanischen Auswande-
rerpassagen verdiente, rückte ebenfalls von Fabris Südamerikaplänen ab und warnte – ähn-
lich wie der linksliberale Kapp vor dem 19. volkswirtschaftlichen Kongreß – davor, »die
Verantwortlichkeit auf sich zu laden, Leute nach Gegenden zu dirigieren, wo sie minder gut
als in Nordamerika vorwärtskommen würden«. Der Vorsitzende des Westdeutschen Ver-
eins parierte unbeirrt und wies dem Kolonialverein als Hauptaufgabe die »Leitung und För-
derung des großen Stromes der Auswanderung« zu.17

Noch konnte Miquel das unnachgiebige Tauziehen durch eine beschwichtigende Inter-
vention überspielen. Die meisten der in den Reden angeschnittenen Fragen seien zum gege-
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benen Zeitpunkt noch nicht reif für eine definitive Entscheidung. Er beendete den Flügel-
kampf auf der konstituierenden Versammlung mit der für Fabri akzeptablen Formel: »Der
Kolonialverein als solcher kolonisiert nicht, gründet weder Handelsniederlassungen noch
Ackerbaukolonien, er ist kein Kapitalistenverein«.18 Die gleiche Devise galt auch im West-
deutschen Verein. Miquel machte indes kein Hehl daraus, daß ihm Fabris Position sympa-
thischer war als diejenige Maltzans. Die Satzungen »schließen nicht die Begründung von
Ackerbaukolonien aus«, trat er seinem politischen Freund H.H. Meier entgegen. Wenn der
Verein in seinem Programm zunächst die Werbung für die Errichtung von Handelsfaktorei-
en ins Auge gefaßt habe, so solle das »nur die Richtung angeben, wo er zunächst aus dem
Gebiete der Agitation und Aufklärung heraus zu praktischem Wirken übergehen kann«.19

Miquel konnte den Konflikt nur vertagen. Als die praktische Vereinsarbeit begann, war die
Kollision der Interessen nur noch eine Frage der Zeit.

Schon vor der Vereinsgründung hatte sich im Spätherbst 1882 Friedrich Colin, ein rhein-
pfälzischer Ölfabrikant, der Errichtung einer Handelsfaktorei an der westafrikanischen Kü-
ste halber mit Maltzan in Verbindung gesetzt. Colin wollte »so schnell als möglich, ehe die
ganze Westküste weggeschnappt wird«, die Küstenstrecke um Konakry mit den beiden
Flüssen Dubreka (Konkuray) und Furikaria erwerben. Die Gebiete würden von noch unab-
hängigen Stämmen bewohnt. Darum werde es leicht sein, die Häuptlinge zum »Kreuzma-
chen à la Brazza« zu bewegen. Colin wußte, daß es darauf ankam, derartige »Verträge«
rasch durch die Reichsregierung bestätigen zu lassen. Solches »Kreuzmachen« habe »nur
denjenigen Wert, welchen eine Regierung ihm zu geben entschlossen ist«.20 Als Startkapi-
tal veranschlagte er die vergleichsweise geringe Summe von 80.000 Mark in Aktien à min-
destens 500 Mark. Colin wollte allein und selbständig »das Geschäftliche besorgen«, zu-
dem noch je nach Umsatz eine Provision einstreichen und in Frankfurt nur Aktien ohne
Mitspracherecht verkaufen. Maltzan zeigte sich anscheinend interessiert, nicht jedoch die
übrigen Vorstandsmitglieder des Kolonialvereins. Schon am 22. Dezember 1882 nahm Co-
lin sein ›Angebot‹ zurück und machte das Geschäft zusammen mit Gustav Siegle von den
Badischen Anilin- und Sodafabriken allein. Die Faktorei kam zustande. 1883 holte Colin an
Ort und Stelle seine »Kreuze« ein. Der Kolonialverein hatte die erste, allerdings wenig ge-
fällige Chance zum Handeln in Übersee verloren.21

Kein Glück war einem Projekt der Gebrüder Denhardt beschieden, die sich geradezu
hilfeflehend um Unterstützung an den Kolonialverein wandten.22 Aus Ostafrika zurückge-
kehrt, beabsichtigten sie, von Sultan Achmed Simba in Tana Land zu erwerben. Hohenlohe
– der sich zumeist auf Jagdreisen befand und Miquel die Frankfurter Arbeit überließ –
schlug vor, der Frankfurter Oberbürgermeister möge seinen Freund, den Bankier Graf Gui-
do von Henckel-Donnersmarck »anzapfen, der ja ohnehin nicht weiß, wohin mit seinem
Geld, und dem es auf 30 bis 40.000 Mark mehr oder weniger nicht ankommen kann«.23 Da
jedoch die Verbindungen der Denhardts zum belgischen König, der sich ebenfalls für das
Projekt interessierte, zu undurchsichtig waren, fanden sich keine Kapitalgeber.24 Auch die
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folgenden Projekte wurden zu einer Geschichte von Fehlschlägen. Vizepräsident Brüning
ließ sich von Sultan Bala Demba die Losinsel am 9. Breitengrad nördlich von Freetown
zusprechen. Voreilig wurde Brünings »feierlicher Vertrag« im Vorstand gefeiert. Die Insel
lag im französischen Interessengebiet. Brünings Vertragspartner mußte mit Pressionen
rechnen. Schon bald konnte sich Sultan Bala Demba nicht mehr recht an die Abmachungen
entsinnen, weil der »Blitz in den Vertrag gefahren« sei. Noch schlechter erging es einem
Versuch im Pondoland (Südostafrika), den der spätere Burenoberst G. Schiel angeregt hat-
te. Das Projekt war so unsicher, daß erst gar kein Vertrag zustande kam. Dann rückte eine
Aktienbeteiligung am Bau einer Bahnlinie von der Delagoa-Bai nach Pretoria ins Blickfeld.
Der Finanzminister von Transvaal, Jorissen, warb bei Miquel um Investitionen. Als sich die
Verhandlungen mit Frankfurter Banken hinzogen, wandte sich der Antragsteller enttäuscht
nach Holland. Die Hoffnung des Flügels um Maltzan, Brüning und Rohlfs auf rasche, ren-
table »Initiativen« blieb unerfüllt.25

Zur Kollision der Interessen und zum Bruch kam es, als das einzige größere, auf südame-
rikanische Siedlungskolonisation gerichtete Projekt des Jahres 1883 im Vorstand des Kolo-
nialvereins zur Sprache kam. Man nannte es in Vereinskreisen das »Paraguay-Projekt«.
Hübbe-Schleiden und Fabri hatten es ausgearbeitet. Ernst Hasse, der seit Januar 1883
ebenfalls zum Vorstand des Kolonialvereins zählte, unterstützte es nach Kräften.26 Am 28.
Oktober 1883 trat der Vorstand unter dem Einfluß Hasses und Fabris dem Projekt näher
und setzte zur genaueren Prüfung seiner Chancen eine Untersuchungskommission ein.27

Jetzt waren die Fronten nicht mehr zu überdecken. Maltzan kämpfte, unterstützt durch H.H.
Meier, unnachgiebig, aber vergeblich gegen das Projekt an. Die Kommission kam zu einem
positiven Urteil. Rohlfs und Vereinsgründer Maltzan betrachteten die Befürwortung des
Paraguay-Projekts als Absage an ihre Primärinteressen und traten unter Protest aus dem
Vorstand aus.28 Nach Maltzans Urteil hatte der Vorstand mit der Befürwortung des Para-
guay-Projekts »eine verkehrte Wirtschaftspolitik inauguriert« und sich in Widerspruch zum
eigentlichen Vereinszweck, nämlich »die Errichtung von Handelskolonien zu fördern«,
gesetzt. »Wenn ich nun sehe, daß die Auswanderungsfrage […] in den Vordergrund rückt«,
begründete er seinen Schritt in einem Schreiben an Hohenlohe, »dann bleibt mir in der Tat
nichts übrig als zurückzutreten«.29 Auch Friedrich Colin wandte sich ab. Für den rheinpfäl-
zischen Importinteressenten war der Kolonialverein »tot und abgemacht«.30 Die übrigen
Anhänger Maltzans, unter ihnen auch Hübbe-Schleiden, blieben, obwohl sich Vorstand und
Präsidium auf die Seite Fabris und Hasses gestellt hatten.31 Wie im Westdeutschen Verein
und im Centralverein, so dominierte auch im Kolonialverein noch kurz vor Beginn der
deutschen Kolonialexpansion die Diskussion der Auswanderungsfrage, hinter der sich ne-
ben und verbunden mit den sozialimperialistischen Vorstellungen, wie sie besonders Fabri
und Hohenlohe vertraten, und den latent annexionistischen »Neudeutschland«-Plänen vor
allem der Gedanke an langfristige Exportförderung durch südamerikanische Siedlungsko-
lonisation verbarg.



Die Kollision der Interessen im Kolonialverein 311

Anmerkungen

  1 Hagen, S. 220.
  2 Ebd., S. 221; ders., Bismarcks Stellung zum Auswanderungsproblem, in: Grenzboten 72. 1913, I, S. 25f.

Vgl. Stolberg-Wernigerode, S. 203. Vgl. Kap. 11.1, Anm. 21.
  3 Vgl. Hagen, S. 218ff. über den »parlamentarischen Jesuitismus« Bismarcks in der Auswanderungsfrage;

vgl. ders., Bismarcks Stellung zum Auswanderungsproblem, in: Grenzboten 72. 1913, I, S. 24ff.
  4 Bismarck in seiner Reichstagsrede vom 26.6.1884, GW XII, S. 486.
  5 Marg. Bismarcks zu einem Bericht aus Washington vom 13.3.1883, zit. bei Stolberg-Wernigerode, S.

199.
  6 In seiner Reichstagsrede vom 14.6.1882 führte Bismarck die Tatsache, »daß gerade die am wenigsten

bevölkerten Provinzen die höchste Zahl der Auswanderungen haben«, auf den »Mangel an einer Indu-
strie« zurück: Es sei »das Veröden der Hoffnung in dem Menschen, was ihn zur Auswanderung treibt;
die terra incognita der Fremde bietet ihm alle mögliche Hoffnung, er könnte dort etwas werden, wozu er
es hier niemals bringen kann. Also daran liegt es, daß die Landarbeiter auswandern, weil sie in der Nähe
keine Industrie haben und weil sie das Produkt ihrer Arbeit im kleinen nicht verwenden können« (GW
XII, S. 374; vgl. Stolberg-Wernigerode, S. 202f.). Der bei Wehler, S. 157 exponierte Rat Bismarcks:
»Geben Sie denen Industrie […] und die Leute werden nicht mehr auswandern«, darf wohl nicht über-
bewertet werden. Möglicherweise hat Bismarck sich davon in der Tat eine gewisse Eindämmung der
Auswanderung versprochen. Er dürfte aber nüchtern genug gewesen sein, um zu erkennen, daß damit die
von ihm beklagte Dezimierung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte nicht aufzuhalten war. Eine for-
cierte Industrialisierung der agrarwirtschaftlichen Ostgebiete hätte möglicherweise die Auswanderung
insgesamt verringern, dem »Veröden der Hoffnung« bei den lohnabhängigen Landarbeitern aber kaum
abhelfen und sie eher veranlassen können, anstelle der Auswanderung die Abwanderung in die neuen In-
dustriebezirke zu wählen.

  7 Hagen, S. 221; Stolberg-Wernigerode, S. 199f. Vgl. Raschdau, Bismarck und das Auslanddeutschtum,
in: Weserzeitung, 10.6.1930; Ostwald, Bismarck und das Auslanddeutschtum, in: Deutsche Arbeit 28.
1929, H. 6, S. 141f.; Auslandswarte 8. 1928, Nr. 6, S. 132f.

  8 Stutzer, S. 318f. Vgl. Sudhaus, S. 173.
  9 Vgl. Hübbe-Schleiden an Maltzan, 30.10.1882, DZA I, DKG 256a, S. 158f.
10 Desgl., 16.9.1882, ebd., S. 97f.
11 Desgl., 26.9.1882, ebd., S. 115f.
12 Desgl., 1.10.1882, ebd., S. 123f.
13 Desgl., 30.10.1882, ebd., S. 158f.
14 Rede Maltzans vom 6.12.1882, DZA I, DKG 256a, S. 238–242.
15 Prager, S. 18.
16 Ebd., S. 20.
17 Ebd.
18 Miquel, Reden, III, S. 110f. Vgl. Prager, S. 21. Hohenlohe bekräftigte dieses Selbstverständnis des Kolo-

nialvereins noch einmal vor der 1. Generalversammlung am 5.1.1884 in Frankfurt a.M.: »Der Kolonial-
verein sei als solcher nicht berufen, selbst Unternehmungen zu gründen, er könne nicht aus eigenen Mit-
teln Handelsniederlassungen errichten, Territorien ankaufen, nur die Anregung könne er hierzu geben«
(DKZ 1. 1884, S. 49).

19 Miquel, Reden, III, S. 110f.
20 Colin an Maltzan, Spätherbst 1882, auszugsweise abgedr. in: Export 12. 1891, S. 566.
21 Ebd. Vgl. Klauß, S. 128; Wehler, S. 330–333.
22 Clemens Denhardt an Maltzan, 31.10.1882, DZA I, DKG 256a, S. 161f. Vgl. Export 12. 1891, S. 551f.
23 Hohenlohe an KV, 4.10.1882, ebd.
24 Klauß, S. 128f.
25 Jahresbericht Hohenlohes vor der 1. Generalversammlung des Kolonialvereins am 5.1.1884 in Frankfurt

a.M., abgedr. in: DKZ 1. 1884, S. 49. Vgl. Prager, S. 26; Stuemer, S. 20f.; Townsend, Macht und Ende,
S. 36; Pierard, S. 33.

26 Über das Paraguay-Projekt des WV s. unten, Kap. 13.



312 Vom Westdeutschen zum Deutschen Kolonialverein

27 Der Kommission gehörten an: Vom WV C. Friederichs (Remscheid), A. Heimendahl (Krefeld), aus
Frankfurt die beiden Vizepräsidenten Brüning, Miquel und Bankier Stern sowie der Kathedersozialist
Erwin Nasse (Bonn) und H. H. Meier aus Bremen (CPC 1. 1883, Nr. 9/10, S. 2).

28 CPC 1. 1883, Nr. 9/10, S. 2; Prager, S. 27; Stuemer, S. 20f. Vgl. Pierard, S. 34.
29 Maltzan an Hohenlohe, 20.11.1883, abgedr. in: Export 12. 1891, S. 566f. Maltzan, der sich nach seinem

Rücktritt aus dem Vorstand des Kolonialvereins ganz aus der kolonialen Bewegung zurückzog, rächte
sich in einem als »Zeitbild« bezeichneten Vierakter »Der Verein« (Darmstadt 1885), in welchem er die
Frankfurter Vorstandssitzung, in der über das Paraguay-Projekt entschieden wurde, satirisch als absurden
rhetorischen Kampf zwischen dem Abgeordneten Hofrat Salz (Brüning?), Stadtrat Nickkopf (Miquel?),
Rentier Strohkopf (Hohenlohe?) usw. verspottete und sich selbst als armen, allseits mißhandelten
Rechtsanwalt einbezog. Er starb im Frühjahr 1891 (ebd.).

30 Colin an Maltzan, 4.1.1884, ebd.
31 Vgl. die Vorstandslisten in DZA I, DKG 253, 254.



Exkurs: die Werbung um die Hansestädte 313

12.3. Exkurs: die Werbung um die Hansestädte

In der Bankmetropole Frankfurt war es rasch gelungen, Fuß zu fassen. In den westdeut-
schen Industriezentren gewann die koloniale Bewegung zusehends an Boden. In der
Reichshauptstadt ging es zunächst nur langsam voran, weil sich hier erst die Konkurrenz
mit dem Centralverein, dann, seit 1884, mit der Gesellschaft für deutsche Kolonisation ne-
gativ auswirkte. Noch schlechter stand es mit dem vierten Zielgebiet der Propaganda, den
Hansestädten. Ihre Mitwirkung schien nicht nur unabdingbar wegen der Schlüsselfunktion
des hanseatischen Handelskapitals in der von Propagandisten wie Fabri und Hübbe-
Schleiden entworfenen Strategie der überseeischen Expansion. Sie waren auch für die ko-
loniale Bewegung selbst ein Faktor von Gewicht, denn weithin galt die Haltung der See-
städte zu den expansionistischen Interessenverbänden des Binnenlandes als Gradmesser für
die Stichhaltigkeit und Praktikabilität der Vereinsprogramme. Darum wurden die Seestädte,
vor allem die beiden traditionellen Rivalen in Schiffahrt und Überseehandel, Hamburg und
Bremen, als »vor allem zu erobernde Burgen, von denen der weitere Kampf leichtes Spiel«
sei, betrachtet.1

Fabri und Hübbe-Schleiden umwarben die Hansestädte seit dem Ende der 1870er Jahre.
Auf der Frankfurter Sitzung vom 26. August 1882 verwies auch Hohenlohe auf die Not-
wendigkeit, mit Hamburg und Bremen »unbedingt Fühlung zu nehmen«. Miquel, der in den
Seestädten politische Freunde, wie H.H. Meier in Bremen, sowie Bekannte von früheren
Geschäftsverbindungen her besaß und daher über die Haltung der Überseekaufleute und
Reeder gut informiert war, fürchtete, man werde dort über das Frankfurter Vorhaben »die
Achsel zucken«. Die Hamburger und Bremer seien stolz darauf, seit Jahrhunderten ohne
Reichsschutz ausgekommen zu sein.2

Der Hamburger Hübbe-Schleiden wußte ebenfalls, daß »die Masse des Hamburger Han-
delsbetriebes mit ziemlicher Geringschätzung auf die Macht unserer Reichsregierung in
fernen Weltgegenden herabsieht«.3 Das hatte sich im Frühjahr 1881 gezeigt, als sich 49
Hamburger Reeder der von Bismarck erstmals eingebrachten Vorlage zur Dampfersubven-
tion mit Freihandelsargumenten widersetzten.4 Darum stand Hübbe-Schleiden, der im
Spätherbst 1882 in Hamburg um Unterschriften für den Frankfurter Gründungsaufruf warb,
vor einem Negativkatalog gewichtiger Namen. Denn nach seiner Auffassung konnte es
Bismarck gegenüber kaum opportun sein, unter den Gründungsaufruf des Kolonialvereins
ausgerechnet die Namen derjenigen zu setzen, »die sich der Reichsregierung durch hochnä-
siges Zurückweisen derselben mißliebig gemacht haben«.5

Hinzu kam neben der Tatsache, daß die hanseatischen Überseekaufleute den binnenlän-
dischen Kolonialplänen ohnehin mehr abschätzige Skepsis als Interesse entgegenbrachten,
das Konkurrenzdenken. Während seines Aufenthaltes in den Hansestädten waren Timo-
theus Fabri 1882 in den »verschiedensten Kreisen« Hamburgs und Bremens hochmütige
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und geringschätzige Urteile über die »Phantastereien der Landratten« zu Ohren gekommen.
Habe man sich überhaupt zu einer sachlichen Erörterung herabgelassen, berichtete er in der
CPC, dann sei das Gespräch immer wieder in Bemerkungen steckengeblieben wie: »Ver-
suchts nur, die Seekrankheit wird euch schon zur Vernunft bringen«. Lange habe er ver-
geblich nach dem eigentlichen Motiv solch abweisender Antworten geforscht, bis ihm von
einem seiner hanseatischen Gesprächspartner eröffnet worden sei: »Glauben Sie denn, wir
hätten nichts Wichtigeres zu tun, als anderen unsere goldenen Wege zur freien Mitbenut-
zung anzubieten?«6

Aus Hamburg unterrichtete Hübbe-Schleiden Maltzan im Oktober 1882 in einem ver-
traulichen Lagebericht davon, wie schwer es ihn ankomme, »Herren hier in Hamburg für
irgend etwas zu gewinnen, was nicht ein greifbares und kalkulierbares Unternehmen ist«.7

Andererseits wiederum erkannte auch er in dem wachen Geschäftssinn der Hamburger ein
gefährliches Vertrauensrisiko. Man müsse überaus sorgfältig sondieren. Konkrete Projekte
»Herren von Einfluß vorzutragen, ehe man ihrer sicher ist, schadet hier sehr«.8 So stand
Hübbe-Schleiden als Werber für Frankfurt in Hamburg vor einer schwierigen Aufgabe,
denn das Gründungskomitee des Kolonialvereins hatte Ende 1882 zwar schon eine be-
trächtliche Zahl gewichtiger Namen aus dem Binnenland, eifrige Vorsätze und einen Kata-
log von ökonomischen und sozialen Expansionsargumenten, aber keine konkreten Pläne
vorzuweisen. Überall, berichtete Hübbe-Schleiden, werde ihm entgegengehalten: »die
Ideen sind recht schön und gut, aber wir kennen die Frankfurter, die wollen im Grunde nur
Geld, resp. sie wollen ihr Kapital mit dem unsrigen assoziieren«.9 Er versuchte es mit einer
neuen Verhandlungstaktik und berichtete nach Frankfurt: »Ich habe dann im Weiteren al-
lerdings die Sache so aufgefaßt, daß der Kolonialverein als solcher sich mit keiner Finanz-
operation befassen solle, andererseits aber fühlte ich mich ehrlicherweise nicht imstande zu
leugnen, daß er größeren finanziellen Unternehmungen Vorschub zu leisten suchen werde.
Wo ich das aber nicht unbedingt leugnete, wurde mir dann natürlich die Frage entgegenge-
worfen: ›Welches Unternehmen denn?‹ Geschäftsleute sind für alles zu gewinnen, nur nicht
für unklare Ziele oder für Hintergedanken. Am leichtesten hat man es mit positiven Vor-
schlägen, bei denen es sich um die Berechnung bekannter Verhältnisse und um den Mann
handelt, der das Unternehmen machen soll«.10

Immerhin gelang es Hübbe-Schleiden, unterstützt durch seinen Hamburger Verleger Lud-
wig Friederichsen und Miquel, der seine Verbindungen in den Seestädten spielen ließ, we-
nigstens einige Namen für den Gründungsaufruf einzusammeln. Miquel konnte in Bremen
außer seinem nationalliberalen Parteigänger H.H. Meier nur den Herausgeber des »Bremer
Handelsblatts« und des »Nordwest«, A. Lammers, gewinnen.11 Hübbe-Schleiden steuerte
aus Hamburg zusammen mit Friederichsen die Namen J.W. Munck, W. Rosenbusch, dann
diejenigen der beiden Teilhaber des großen Westafrikahauses »Jantzen u. Thormählen«
sowie die Namen der Reeder Friedrich Loesener und Robert M. Sloman bei.12 Er interes-
sierte auch den Chef des großen Assekuranzhauses Wenelhieft, Jacob Ahlers13, der aber
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noch nicht zu bewegen war, sich offen auf die Seite der Frankfurter zu stellen14. Insgesamt
konnten vom Spätherbst 1882 bis zum Frühjahr 1883 nur rund 50 Personen aus den Hanse-
städten als Mitglieder für den Kolonialverein geworben werden. Ihre Zahl war, gemessen
am Gesamtbestand von fast 1.900 Mitgliedern im März 1883, verschwindend klein. Die
meisten von ihnen stammten aus Hamburg. In Lübeck fand die Mitgliederwerbung zu die-
ser Zeit noch gar keinen, in Bremen nur geringen Widerhall.15

Daß von Adolph Woermann, dem bald größten Privatreeder der Welt, der zugleich das
bedeutendste Hamburger Westafrikahaus, »C. Woermann«, dirigierte, von Bismarck später
als »königlicher Kaufmann«, von anderen wiederum als »kaufmännischer Bismarck« einge-
stuft wurde, in Westafrika als »King of Hamburg« galt16 und sich schon 1881 kolonialen
Ambitionen nicht abgeneigt zeigte, keine frühe Stellungnahme zu den Frankfurter Plänen
vorliegt, nimmt nicht wunder. Hübbe-Schleiden versuchte, einige Monate lang mit Erfolg,
Woermann ganz aus der kolonialen Bewegung herauszuhalten, und warnte Maltzan aus-
drücklich davor, ihn um seine Unterschrift anzugehen. Die vorgegebene Begründung lau-
tete, Woermann habe sich im Frühjahr 1881 an die Spitze jener 49 Hamburger Reeder ge-
stellt, die gegen Bismarcks Vorlage zur Dampfersubvention opponierten, weil sie staatlich
geförderte Konkurrenzunternehmen fürchteten. Hinter der Maltzan gegenüber nur beiläufig
angemerkten, dunklen Andeutung, dies würde auch »inopportun sein, aus Gründen, die ich
Ihnen hier nicht ausführen kann«17, verbarg sich Hübbe-Schleidens eigentliches Motiv für
den Versuch, Woermann ein Mitspracherecht in Frankfurt zu verbauen. Es wurzelte in ei-
nem zu dieser Zeit noch latenten, geschäftlichen Konkurrenzverhältnis zwischen dem Pro-
pagandisten und dem mächtigen Westafrikakaufmann.18

Mehr als die Unterschriften der wenigen erwähnten Vertreter der Hansestädte, von denen
1882 neben Hübbe-Schleiden und Friederichsen nur H.H. Meier auf der Liste der Düssel-
dorfer und Frankfurter Vorstandsmitglieder erschien19, war trotz aller Bemühungen auch
1883 noch nicht zu erreichen. Die CPC des Westdeutschen Vereins, die seit dem Anschluß
des rheinisch-westfälischen Interessenverbandes an die neue Frankfurter Dachorganisation
den Untertitel »Organ des Deutschen Kolonialvereins« führte, wurde von Timotheus Fabri
unentgeltlich und regelmäßig an insgesamt 600 deutsche Redaktionen versandt. Als einzi-
ges Blatt verweigerten die »Hamburger Nachrichten« sogar die bloße Annahme der ersten
Nummern.20

Fabri beklagte es im Frühjahr 1883, »daß gerade unsere Hansestädte sich bisher gegen
die unter uns erwachte koloniale Bewegung nicht nur passiv, sondern geradezu ablehnend
verhalten«. Dort habe man die binnenländische Kolonialbewegung jahrelang mit naiver
Romantik verwechselt und übersehen, »daß die ganze Bewegung von wirtschaftlichen und
sozialen Gesichtspunkten ihren Ausgang genommen« habe. Obgleich H.H. Meier sich ge-
gen Pläne, die deutsche Auswanderung nach Südamerika zu lenken, wandte, glaubte Fabri,
die Tatsache, daß der Mitbegründer des Norddeutschen Lloyd seit Dezember 1882 zum
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Vorstand des Kolonialvereins und des Westdeutschen Vereins zählte, als Beleg dafür neh-
men zu können, daß nun auch in den Hansestädten »eine allmähliche Wendung im An-
bruch« sei.21 Um diese Wendung zu beschleunigen, beleuchtete Timotheus Fabri im Juni
1883 die Stellung der Hansestädte zur kolonialen Bewegung in einem provozierenden Arti-
kel der CPC. Er sprach dem hanseatischen Partikularismus »den lauten Tadel undeutschen
Egoismus« aus, beschuldigte die Seestädte »antinationaler Reserve« und rühmte den Zoll-
anschluß Hamburgs als »Bismarcks erste koloniale Tat wider Willen«. Die Maxime
»Deutschlands Gewerbetätigkeit verlangt gebieterisch ein überseeisches Arbeitsfeld« finde
kaum Gehör, weil man dort nur Interesse am eigenen Geschäft, nicht aber an den ökonomi-
schen und sozialen Problemen des Binnenlandes zeige. »Aber auch für die Hansestädte
wird eine Zeit anbrechen, in der die ›goldenen Geleise‹ ausgefahren sind«, drohte Timo-
theus Fabri dunkel, »eine Zeit des Stillstandes, des Rückganges, wenn sie nicht ihren
Pflichten an einer gesunden Entwicklung ihres Hinterlandes, Deutschlands, nachkommen«.
Er appellierte an die kolonialfreundliche Presse, die Hansestädte »etwas nationaler, etwas
allgemein-deutscher denken zu lehren«.22

Der Artikel war zu scharf, als daß er in den Hansestädten hätte totgeschwiegen werden
können. Schon in der Juli-Nummer der CPC konnte Timotheus Fabri eine Hamburger
Stellungnahme »von hochgeachteter Seite« abdrucken.23 Sie stellt ein wichtiges Dokument
zur Vorgeschichte der deutschen Kolonialpolitik dar. Denn bei dem nichtgenannten Verfas-
ser, einem »hamburgischen Kaufmann«, handelte es sich mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit um Adolph Woermann.24 Der Großkaufmann und Reeder sah sich ver-
anlaßt, »irrige Auffassungen über die Ideen, welche in den Hansestädten in betreff der Ko-
lonialfrage herrschen sollen« zu korrigieren, und betonte, daß die in seiner Zuschrift an die
CPC vorgetragenen Auffassungen »von einer großen Anzahl angesehener Mitglieder des
hiesigen Kaufmannsstandes geteilt werden«. Woermann, der zu dieser Zeit der Hamburger
Handelskammer präsidierte, gab bekannt: »Wenn die deutsche Regierung, sei es durch
Vertrag oder auf andere Weise einen überseeischen Landstrich tatsächlich erwerben sollte,
so würde eine solche Tatsache in sehr vielen hiesigen Kaufmannskreisen mit Freuden be-
grüßt werden. Solange aber die deutsche Reichsregierung, ohne deren Mitwirkung eine
deutsche Kolonie unmöglich erscheint, sich so ablehnend verhält wie bisher, wird man sich
hier nicht theoretisch für die Erwerbung von Kolonien erwärmen können«. Die binnenlän-
dische Vereinspropaganda habe bislang nicht zu einem »tatsächlichen Erfolg« geführt, son-
dern nur die Aufmerksamkeit rivalisierender Nationen wachgerufen und sie zur Eile ange-
spornt. Damit spielte Woermann indirekt auf die Entwicklung in Kamerun an, von der er
selbst unmittelbar betroffen war.25 Die Furcht vor britischen Einfuhrzöllen war das ent-
scheidende Motiv für das aktuelle Interesse des Hamburger Großkaufmanns an deutscher
kolonialer Expansion in Westafrika. Woermann bekräftigte einen schon im März 1883 an
das Auswärtige Amt gerichteten und durch eine ebenso vertrauliche Hamburger Handels-
kammerdenkschrift vom 6. Juli unterstützten Antrag auf Errichtung einer westafrikanischen
Handelskolonie durch die sensationelle Feststellung, daß »durch solche Erwerbungen dem
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deutschen Handel in transatlantischen Ländern nur eine festere Position und ein sicherer
Rückhalt gegeben würde; denn ohne politischen Schutz kann heute kein Handel recht ge-
deihen und weiterkommen«.26

Die Kontroverse zeigt, daß man Mitte 1883 weder im Westdeutschen Verein noch im
Kolonialverein über den Wandel orientiert war, der sich zu dieser Zeit in der Haltung der
Hamburger Handelskammer unter dem Einfluß ihres Präsidenten Woermann durchsetzte.
Er fand auch in dem Hamburger CPC-Artikel Ausdruck, der sich deutlich abhob von der
Reaktion, die der Wahlaufruf des Westdeutschen Vereins zwei Jahre zuvor in der Hambur-
ger Handelskammer ausgelöst hatte. Doch der erhoffte Einbruch der organisierten Kolo-
nialbewegung in die Hansestädte gelang in den 1880er Jahren nicht. 1884 gab es in Ham-
burg lediglich 38 Mitglieder des Kolonialvereins, der bis zu seinem Ende hier keine Filiale
einzurichten vermochte. Erst 1896 gelang es der Deutschen Kolonialgesellschaft, eine
Hamburger Abteilung zu gründen.27

Fabri erkannte bald, daß seine 1879 in den »Unternehmungsgeist« des hanseatischen
Handelskapitals gesetzten Erwartungen für deutsche koloniale Expansion von falschen
Voraussetzungen ausgingen. Woermann selbst erbrachte den Beleg dazu, als er sich schon
1881 in der Hamburger Handelskammer für koloniale Expansion einsetzte und im gleichen
Jahr als Sprecher der Hamburger Reeder die Vorlage Bismarcks zur Dampfersubvention
mit Argumenten des Laisser-faire abwies. »Heute aber sind Kolonial- und Handelspolitik
wesentlich unterschiedliche Dinge, die im Laufe des 19. Jahrhunderts sich scharf gesondert
und verschiedene Interessenkreise geschaffen haben«, schrieb Fabri 1889. »Der Großhandel
ist und muß in unserem Jahrhundert freihändlerisch sein; er wird daher nie eine besondere
Zuneigung für weitaussehende, kolonialpolitische Unternehmungen haben«.28

Vor Beginn der deutschen Kolonialexpansion wurde die Werbung um die Hansestädte
auch erschwert durch die Konzentration der binnenländischen Kolonialvereine auf Fragen
der Auswanderung und Kolonisation, die in zahlreichen Südamerikaartikeln des »Export«,
der CPC, dann auch der Deutschen Kolonialzeitung diskutiert wurden. Woermann beklagte
in der CPC, daß »bei allen Kolonialbestrebungen im deutschen Inlande viel zu wenig Wert
auf eigentliche Handelskolonien gelegt« werde, Bei der Auswanderungsfrage, die an erster
Stelle auf der Tagesordnung der binnenländischen Kolonialvereine stehe, handle es sich um
bloße »Theorie«, denn niemand werde eine solchen Wünschen entsprechende »abstrakte,
ideale Kolonie irgendwo anders als im Reiche der Träume auffinden können«.29 Während
Kusserow den Reichskanzler im Verein mit Woermann und unterstützt durch das Votum
der Hamburger Handelskammer Schritt um Schritt dem Gedanken an die Errichtung einer
deutschen Handelskolonie in Westafrika näherbrachte, die schon ein Jahr später im
»Schutzgebiet« Kamerun Wirklichkeit wurde, stieß die Propaganda des Centralvereins, des
Westdeutschen und des Deutschen Kolonialvereins in die Gegenrichtung vor.
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VIERTER TEIL:
Pläne und Investitionswerbung
für überseeische »Produktivassoziationen«:
Kolonisation, Bergbau, »Kultivation«.
Fabri und Hübbe-Schleiden

Im Frühjahr 1882 hatten Fabri und Hübbe-Schleiden in ihren Reden vor der Generalver-
sammlung des Westdeutschen Vereins ein Arbeitsprogramm vorgestellt, das »Aufklärung«
der Öffentlichkeit und projektbezogene Werbung um die »private Initiative« des großen
Kapitals ankündigte. Das eine sollte die Überzeugung von der sozialökonomischen Not-
wendigkeit überseeischer Expansion verbreiten, das andere jene noch mangelnden konkre-
ten »überseeischen Interessen« schaffen oder erweitern helfen, welche die Reichsregierung
schließlich nötigen sollten, den propagierten »zwingenden Vernunftgründen praktische
Folge zu geben«.1 Von der Arbeit an konkreten Überseeprojekten, die Gegenstand des fol-
genden Teils der Untersuchung ist, erwarteten Fabri und Hübbe-Schleiden überdies sogar
einen sozialpsychologischen Integrationseffekt. 1879 hatte Fabri den »psychologischen
Eindruck« erster erfolgreicher Überseeunternehmen sogar ihrer materiellen Bedeutung vor-
angestellt.2 Drei Jahre später unterstrich auch Hübbe-Schleiden die »unmittelbare Anre-
gung, welche der Erfolg, ja schon die Begründung eines solchen weitgehenden Unterneh-
mens auf die Phantasie der höheren wie der niederen Lebenskreise unseres Volkes üben
wird«.3 Solche Erwartungen mußten Illusion bleiben. Das Konkurrenzmotiv blockierte die
»psychologische« Verwertung. Entscheidend sei nicht die Frage »wie agitiert werden soll,
sondern wofür agitiert und was erstrebt werden soll, also die Frage nach unserer überseei-
schen Operationsbasis«, schrieb Hübbe-Schleiden an Jannasch und mußte im gleichen
Atemzuge eingestehen, daß ihm ein konkretes Überseeprojekt »kaum anders als unter vier,
höchstens sechs oder acht Augen diskutierbar« erscheine, weil propagandistisches »Kanne-
gießern« über einen solchen »Eiertanz auf dunklem Felde« nur potentielle Konkurrenten
auf den Plan rufen könne.4 So wiederholte sich auf den öffentlichen Veranstaltungen des
Westdeutschen Vereins das merkwürdige Schauspiel, daß Fabri in seinen Berichten über
die Arbeiten des Vorstands von Fortschritten in der Vorbereitung »rein praktischer Tätig-
keit über See« sprach, der »Natur der Sache« halber aber jede nähere Auskunft verweigern
und zur Geduld mahnen mußte, statt den vordem prononcierten »psychologischen« Wert
der Projekte zu nutzen.5
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In seiner praktischen Arbeit, die Fabri parallel zu der propagandistischen voranzutreiben
suchte, beschränkte sich der Westdeutsche Verein seiner Satzung entsprechend auf die »An-
regung zu handelskolonisatorischen und sonstigen überseeischen Produktionsunterneh-
mungen«. Die bedeutendsten seiner überseeischen Projekte verdankte er Fabri und Hübbe-
Schleiden, die auch die Investitionswerbung betrieben. Von den vier wichtigsten Projekten
Fabris und Hübbe-Schleidens aus dem ersten Jahrfünft der 1880er Jahre richteten sich zwei
auf Südamerika, ein weiteres auf Südwestafrika und ein viertes auf die mittelafrikanische
Westküste. Die ersten beiden Vorhaben erarbeiteten Fabri und Hübbe-Schleiden gemein-
sam für den Westdeutschen Verein. Das dritte wurde von Fabri allein entwickelt und vor-
angetrieben. Der ideelle Urheber des vierten Projekts war Hübbe-Schleiden.
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13. Auswanderungsorganisation
und Kolonisationsgesellschaften für Paraguay,
Misiones und Südbrasilien

Vor dem ersten handelsgeographischen Kongreß im November 1880 war Fabri dafür ein-
getreten, mit Hilfe von Privatunternehmen einen allmählich zunehmenden Teil der deut-
schen Auswanderung in südamerikanische, insbesondere südbrasilianische Siedlungsge-
biete zu lenken. Kolonisationsgesellschaften sollten den deutschen Auswanderern dort
verlockende, dem nordamerikanischen Chancenangebot gegenüber konkurrenzfähige Exi-
stenzbedingungen schaffen. Den zwei Monate nach seiner Berliner Kongreßrede gegrün-
deten Westdeutschen Verein konnte er für dieses Konzept gewinnen. Vorstandsmitglieder
aus der westdeutschen Fertigwarenindustrie wie F.A. Hasenclever unterhielten ohnehin
schon seit langem Geschäftsverbindungen nach Südamerika. Trotz seiner beschwichtigen-
den Erklärungen in Berlin war Fabri zu dieser Zeit noch nicht von dem Gedanken an eine
sukzessive »Germanisierung« südamerikanischer Einwanderungsgebiete abgerückt. Die im
Vorstand des Westdeutschen Vereins versammelten Interessenvertreter von Fertigwarenin-
dustrie und Großhandel setzten dabei ihre Erwartungen allem voran in die im Vereinspro-
gramm genannte »nationale Verwertung der Auswanderung« für den Export. Darum zeig-
ten sie reges Interesse an südamerikanischen Kolonisationsprojekten. Schon im Mai 1881
wurde ein »Untersuchungskomitee« eingesetzt, das die Frage klären sollte, »ob und wie
eine Erwerbsgesellschaft deutsche Ackerbaukolonien in Südamerika mit Aussicht auf
Rentabilität errichten kann«. Ende Mai beschloß man auf Anraten Fabris, Hübbe-Schleiden
mit dieser Aufgabe zu betrauen.1 Am 16. Juli 1881, in der ersten Vorstandssitzung, an der
er als fest angestellter Konsulent teilnahm, wurde Hübbe-Schleiden beauftragt, »Material
für eine überseeische Politik des Vereins, resp. über die Wirksamkeit und Rentabilität von
Kolonisationsgesellschaften« auszuarbeiten.2 Sein Gutachten sollte auf folgende Fragen
Antwort geben:

»1. Ob in Südamerika die Gründung deutscher Ackerbaukolonien als Privatunternehmen
rentabel zu betreiben oder mit einem anderen rentierenden Unternehmen ohne Nachteil für
letzteres zu verbinden ist.

2. Im Falle der absoluten oder relativen Bejahung dieser Fragen: welcher Art ein solches
rentables Unternehmen sein sollte und wie dabei die Kolonisation zu bewerkstelligen wäre.

3. In welchem Teile Südamerikas mit Wahrscheinlichkeit solche Länderstrecken zu finden
sind, welche sich für Anlage deutscher Ackerbaukolonien mit Aussicht auf bleibende Ger-
manisierung eignen.«3
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Als Ergebnis der Studie, die Hübbe-Schleiden bereits im Oktober 1881 fertigstellte4, faßte
Fabri zusammen: Aussicht auf Rentabilität für eine »mit der Verpflanzung deutscher Aus-
wanderer sich beschäftigende Kolonisationsgesellschaft« bestehe nur, wenn das Unterneh-
men erstens von der deutschen oder überseeischen Regierung subventioniert werde und
zweitens zugleich als Eisenbahn-, Handels- bzw. Plantagengesellschaft oder im Estanzien-
betrieb arbeite. Damit stand fest, daß eine solche Gesellschaft nur bei großem Kapitalauf-
wand rentabel werden und bleiben konnte.5 Als geeignetes Gebiet schlug Hübbe-Schleiden
Paraguay vor. Um eine attraktive Verhandlungsgrundlage für die Investitionswerbung in die
Hand zu bekommen, ersuchte ihn Fabri, eine präzise Projektstudie auszuarbeiten. Er selbst
nahm am Gang der Arbeit regen Anteil. So entstand im Barmer Missionshaus das »Para-
guay-Projekt« des Westdeutschen Vereins.

Hübbe-Schleiden und Fabri schlugen vor, Paraguays Eisenbahn aufzukaufen und entlang
der Trasse in sechs Jahren zunächst 800 Kolonisten anzusiedeln. Es sollten Kaffee- und
Tabakplantagen angelegt, Tabak- und Zigarrenfabrikation, sowie Zuckerproduktion betrie-
ben und Estanzien eingerichtet werden. Von dem Handelsmonopol in den neuen Siedlungs-
gebieten konnte sich die Fertigwarenindustrie steigende Umsätze und enorme Gewinne
versprechen. Die Profitrate sollte nach Hübbe-Schleidens Kalkulation während der ersten
sechs Jahre bereits etwa 15% erreichen. Als Aktienkapital für das Mammutunternehmen
veranschlagte er den für diese Zeit ungeheuerlich anmutenden Betrag von 12 Millionen
Mark.6 Das Projekt, das um die Jahreswende 1881/82 nach den in Europa zugänglichen
Materialien bis ins kleinste Detail durchkalkuliert wurde, überstieg in seiner Größenord-
nung alle anderen konkreten Pläne der kolonialen Bewegung der 1880er Jahre. Es war ein
frühimperialistisches Monopolprojekt, das noch auf Jahre hinaus seinesgleichen suchte.

Die überspannte Großmachtpolitik des Diktators F. Solano López (1862–1870) hatte Pa-
raguay willkürlich in einen fünfjährigen verheerenden Krieg gegen die Tripelallianz (Brasi-
lien, Argentinien, Uruguay) getrieben, aus dem es 1870 besiegt, menschenarm und verwü-
stet hervorging. Von der Bevölkerung des Landes, die nach Schätzungen bei Kriegsaus-
bruch 500.000 bis eine Million betrug, überlebten den Terror des Regimes und den fünfjäh-
rigen Krieg lediglich 219.000 Menschen, unter ihnen nur noch 28.000 erwachsene Männer.
Die Existenz der Restbevölkerung war lange durch den totalen wirtschaftlichen Zusam-
menbruch bedroht, die Republik selbst durch eine Staatsanleihe an England verschuldet.7

»Dieses überaus reiche und fruchtbare, sozial und politisch aber noch völlig darniederlie-
gende Land«, schrieb Fabri vertraulich über Paraguay, »kann in diesem Augenblick durch
deutsches Kapital, deutsche Intelligenz und Arbeitskraft ohne jede besondere politische
Aktion wirtschaftlich von Deutschland okkupiert werden«.8 Er wußte, wie er 1888 einmal
vertraulich an Bismarck schrieb, daß »Intelligenz und Kapital in bankrotten Staaten stets
die größten Chancen haben«.9 Schon Ende 1881 lagen ihm aus Paraguay eine Offerte zur
Übernahme und Weiterführung der Eisenbahn mit großen Landschenkungen sowie Ange-
bote für Handelsmonopole und eine Bank vor. Er drang darauf, außerdem noch große An-
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teile der englischen Paraguayanleihe aufzukaufen, und hielt Mevissen, der sich interessiert
zeigte, über die Kursschwankungen der Anleihe auf dem laufenden.10

Das Paraguayvorhaben und drei weitere, auf Argentinien, Uruguay und Südbrasilien ge-
richtete Projekte sollten Brückenköpfe bilden für ein deutsches ›informal empire‹ in Süd-
amerika. Es ging dem Missionsinspektor um nicht weniger, als »große Strecken« Südame-
rikas »wenn auch nicht politisch, was an sich anfangs untergeordnet ist, doch wirtschaftlich
durch deutsche Auswanderer und deutsches Kapital […] zu erobern«.11 Auch Hübbe-
Schleiden dachte nicht anders. Er notierte sich Ende 1881: »Paraguay besonders günstiges
Land. Bahn, Dampfschiffahrt, Kultivation und Kolonisation. Bestes Geschäft die Anleihe
und Bank. Bei dieser Sachlage am besten, gleich die Sache in die Hand zu nehmen und von
der Anleihe in England soviel als möglich aufzukaufen und zugleich ein Arrangement mit
Paraguay zu machen, welches die Verzinsung und Amortisation des Landes ermöglicht«.
Die »Rentabilität« stünde außer Frage, »da durch deutsche Kolonisation und Kultivation
das Land sicher bald in deutsche Hände kommen würde«.12 Es war von Anbeginn an klar,
daß bei dem Großprojekt zunächst der Kapitalexport und nicht die Siedlungskolonisation
im Vordergrund zu stehen hatte, denn das entscheidende Problem war nicht die Anwerbung
williger und geeigneter Kolonisten. Hübbe-Schleiden rechnete sogar mit einem Massenan-
sturm von Auswanderern, der nur mit Hilfe eines besonderen Auswanderungsbüros zu be-
wältigen sein würde.13 Entscheidend für das Zustandekommen des Projekts war vielmehr
Fabris Frage: »Woher die nötigen Millionen?«14 Nicht das westdeutsche Industriekapital,
nur Großbanken konnten seines Erachtens hier vorangehen. Die Investititionswerbung wur-
de unverzüglich aufgenommen.

Fabri wandte sich zuerst nach Berlin. Im Spätherbst 1881 weihte er in einem vertrauli-
chen Gespräch Dr. Robert Lucius in seine Pläne ein.15 Lucius war Mitglied des preußischen
Abgeordnetenhauses, hatte 1879 als Nachfolger Friedenthals das Landwirtschaftsministe-
rium übernommen und zählte 1884 zu den Gründungsmitgliedern der Berliner Abteilung
des Kolonialvereins.16 Der Minister, dessen Bruder Eugen zu den Mitbegründern der Höch-
ster Farbwerke zählte, verfügte über ein Netz von Bankverbindungen, besonders im Raum
Frankfurt a.M. Er zeigte reges Interesse an den Plänen des Missionsinspektors und war gern
bereit, den Kontakt mit diesem »Hauptplatz unseres deutschen Geldmarktes« zu vermit-
teln.17 Am 24. November 1881 trafen Fabri und Hübbe-Schleiden bei Lucius in Frankfurt
zu vertraulichen Verhandlungen mit 14 Bankiers aus dem Frankfurter Raum zusammen. Es
waren, wie Fabri später an den in Frankfurt lebenden Maltzan schrieb, »die Spitzen Ihrer
Hôte finance«. Die Bankiers ließen sich bis ins Detail in das Projekt einweihen. Es gelang
Fabri und Hübbe-Schleiden nach zweitägiger Verhandlung, »die Aufnahme des Projekts
den Herren plausibel zu machen«. Sie bekundeten reges Interesse. Doch so plausibel und
rentabel ihnen das Projekt auch erschien, ohne politische Garantien für ihr Investitionska-
pital wagten sie sich nicht an seine Verwirklichung, zumal sie überhaupt noch vor direkten
Überseeinvestitionen zurückscheuten. Am Ende des zweiten Verhandlungstages kamen sie
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überein, grundsätzlich »nicht ohne Berlin vorzugehen«.18 Damit war der erste Versuch, das
große Kapital zu engagieren, im Grunde bereits fehlgeschlagen, denn Bismarcks bekannte
Aversion gegen Überseeprojekte, die unter Umständen geeignet sein konnten, die Auswan-
derung zu befördern, ließ von regierungsamtlicher Seite keinerlei Unterstützung erwarten.
Fabri gab nicht auf, obgleich er wußte, »daß ohne eine bestimmte Mitwirkung des Reichs-
kanzlers Ersprießliches beim besten Willen kaum zu leisten sein wird, daß nur, wenn er ein
großes Projekt, wie das bezüglich Paraguays, energisch aufnähme, auch das Kapital sowohl
für Einwanderer-, wie Handelskolonisation sich finden würde«.19

Schon im Dezember 1881 warb Fabri in Berlin bei drei der mächtigsten deutschen Groß-
banken um Interesse und Kapital für das Paraguayprojekt. Auch hier fand er »sehr entge-
genkommende« Aufnahme. Auf die prophylaktische Sicherung potentieller Monopolprofite
bedacht, erklärten Hansemann (Diskontogesellschaft), Jonas (Deutsche Bank) und Del-
brück (Delbrück u. Co.) gleich vorab, daß man, wenn überhaupt, »die Sache allein ohne
Frankfurt machen« wolle. In Berlin war das Interesse an dem Projekt, dessen Gewinnchan-
cen offensichtlich auch Hansemann, Jonas und Delbrück rasch erfaßten, zwar ebenso »leb-
haft« wie in Frankfurt, aber auch ebensowenig gleichbedeutend mit der Bereitschaft zum
direkten Kapitalexport. Man hätte lieber den sicheren Weg der kreditären Finanzierung
durch zinstragende Vorschüsse an eigenverantwortliche Pionierunternehmer beschritten.
Direkter Kapitalexport ohne politische Garantien, auf welche die im Vergleich zu anderen
Banken sogar ungemein expansionsfreudige Diskontogesellschaft ja schon seit 1880 in
Neuguinea wartete, schien auch den Berlinern noch ein unübersehbar riskantes Unterfan-
gen. Immerhin kamen nähere Verhandlungen in Gang.20

Fabri war geduldiger als Hübbe-Schleiden, der in nicht grundloser Furcht vor einem Prä-
venire des englischen Großkapitals zusehends unruhiger wurde, da das westdeutsche Indu-
striekapital auf den Vortritt des Bankkapitals wartete, die angesprochenen Banken wieder-
um nicht ohne politische Garantien und auch dann nicht direkt, sondern nur kreditär, etwa
durch Vorschüsse an die westdeutschen Interessenten investieren wollten, und die Ver-
handlungen auf diese Weise in einen circulus vitiosus von Profitinteresse und Investitions-
scheu einmündeten. Fabri fürchtete, Hübbe-Schleiden werde, sobald die Erfolgsaussichten
geschmälert würden, von den südamerikanischen Kolonisationsvorhaben abspringen und
sich wieder ganz afrikanischen Projekten zuwenden. Darum stellte er ihm gegenüber seine
Berliner Verhandlungen in ein erträglicheres Licht. »Die Sachen zur Verwirklichung mei-
ner letzten Kolonisationsprojekte stehen hier sehr günstig«, berichtete Hübbe-Schleiden in
voreiliger Gründerfreude über Fabris Auskunft an seinen Vater in Hamburg, »die einzige
Gefahr ist eine europäische Konflagration, ansonsten wird sich eine überseeische Politik
Deutschlands auf privater Initiative ganz nach meiner Auffassung wohl verwirklichen«. Im
Westdeutschen Verein vermochte Fabri das Interesse ebenfalls wachzuhalten. Der »euro-
päische Krieg«, den Hübbe-Schleiden Anfang 1882 fürchtete, fand nicht statt. Statt dessen
wurde das Paraguayprojekt – wenigstens nach außen hin – durch die Folgen des skandalö-
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sen französischen Bankenkrieges »kaltgestellt«.21 Er endete mit dem Bontoux-Krach, der
infolge der internationalen Verflechtungen im Bankgeschäft auch die deutschen Häuser
traf.22

»Stillstand«, registrierte Fabri verärgert, aber nicht entmutigt. Delbrück zeigte sich jetzt
ebenso skeptisch wie Jonas. Hansemann wirkte auf Hübbe-Schleiden »sehr sanguin«. Alle
drei verschanzten ihre Zurückhaltung nun vor allem hinter dem Hinweis auf die Folgen des
Bontoux-Krachs. Vergeblich warb Fabri vor der öffentlichen Versammlung im Anschluß an
die erste Generalversammlung des Westdeutschen Vereins in vorsichtigen Andeutungen für
»ein Unternehmen […], das die verschiedenartigsten wirtschaftlichen und finanziellen Ge-
sichtspunkte in sich vereinigte und an einem Punkt anknüpfte, dessen Besetzung mit deut-
schem Kapital und deutscher Arbeitskraft eine großartige Entwicklung versprechen wür-
de«.23 Auch die Empfehlungen des bisherigen Gesandten in Buenos Aires, von Holleben,
den Fabri eingeweiht hatte, fruchteten nichts. Nicht einmal die Tatsache, daß, wie Hübbe-
Schleiden befürchtet hatte, auf die Angebote aus Paraguay hin – die ja nicht nur Fabri allein
zugegangen waren – das englische und belgische Großkapital bereits in Asuncion sondierte,
vermochte die Bankiers an den Verhandlungstisch zurückzubringen.24

Fabri und sein wendiger Konsulent versuchten sich mit einer Notlösung, die den investi-
tionsscheuen deutschen Großbanken eine goldene Brücke zum Kapitalexport bieten sollte.
Eine mit deutschem Kapital begründete überseeische Bank sollte das Unternehmen finan-
zieren und an Ort und Stelle überwachen. Hübbe-Schleiden entwarf im Mai 1882 »Motive
zur Begründung einer Transozeanischen Bank« und reichte sie unter Vermittlung Fabris
über Kusserow an Hansemann weiter. Anfang Juni verhandelte der Großbankier, sekundiert
von Schwager Kusserow, mit Hübbe-Schleiden. Wieder blockierte die Skepsis gegenüber
dem riskanten direkten Kapitalexport nach Südamerika die Verhandlungen. Hansemann
hatte den Dolus im Plan Hübbe-Schleidens und Fabris sofort durchschaut. Der Gedanke,
eine überseeische Bankfiliale einzurichten und von dort aus Kolonisationsvorhaben, wie
etwa das Paraguayprojekt, direkt oder kreditär zu finanzieren, lief, von der Bankzentrale
aus gesehen, nicht minder auf direkten Kapitalexport hinaus. Geradezu väterlich begann
Hansemann Hübbe-Schleiden »die geschäftlichen Irrtümer« des Bankprojekts vorzurech-
nen. »Sinn und Interesse für überseeische Kredite« seien auf dem deutschen Geldmarkt
allenthalben »erwacht«. Doch die unmittelbare Finanzierung des Projekts könne, ob mit
oder ohne Filiale, »unmöglich von einem Zentralinstitut, einer Bank ausgehen«. Das Para-
guayprojekt selbst schien Hansemann zwar nach wie vor durchaus interessant. Doch, so
notierte sich Hübbe-Schleiden, »ein Geldinstitut könne nicht sein eigenes Kapital in über-
seeischen Unternehmungen […] festlegen, das sei Sache von privaten Unternehmen«.25

Hansemann zeigte reges Interesse für ein westafrikanisches Vorhaben Hübbe-Schleidens26,
blieb jedoch bei seiner Abneigung gegenüber den Finanzierungsvorschlägen für das Para-
guayprojekt.
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Nicht ohne Grund hatte Hansemann wenig Vertrauen in den Gedanken an die Errichtung
einer südamerikanischen Bankfiliale. Die »geschäftlichen Irrtümer« deutscher Überseeban-
ken in Südamerika waren für die Diskontogesellschaft, für die Hamburger Norddeutsche
Bank und für die Deutsche Bank Gegenstand jüngster, unerfreulicher Erinnerung. 1872
hatte die Diskontogesellschaft gemeinsam mit Sal. Oppenheim jun. u. Co. (Köln) unter
Beteiligung belgischen Kapitals die deutsch-belgische La Plata-Bank mit dem Hauptsitz in
Köln, Filialen in Buenos Aires und Montevideo eröffnet, ihren Anteil aber schon 1874 an
die Deutsche Bank weitergegeben. Die Deutsche Bank verzeichnete zunehmende Verluste
und war, als Fabri für das Paraguayprojekt und Hübbe-Schleiden für die »Transozeanische
Bank« warben, gerade mit der Liquidation der gescheiterten La Plata-Bank beschäftigt.
Ähnlich schlechte Erfahrungen hatte die Norddeutsche Bank mit ihrer Beteiligung an der
1873 begründeten Deutsch-Brasilianischen Bank in Hamburg gemacht. In beiden Fällen
gingen die Verluste auf Fehler der Filialleitungen bei Investitionen auf dem höchst unsiche-
ren südamerikanischen Geldmarkt zurück. Der Gedanke, den Anfang der 1880er Jahre Fa-
bri und Hübbe-Schleiden, auch Jannasch vom Centralverein aus neu zu forcieren suchten,
und den Fabri von nun an, seit Mitte der 1880er Jahre auch vom Kolonialverein und der
Kölnischen Zeitung unterstützt, immer wieder in Wort und Schrift propagierte, wurde erst
in der zweiten Hälfte der 1880er Jahre wieder aufgegriffen. Die Deutsche Bank gründete
1886 für Südamerika die Deutsche Überseebank, aus der sich später die große Deutsch-
Überseeische Bank entwickelte. Um von den längst bestehenden Überseebanken anderer
Länder, vor allem Englands, nicht aus dem Feld geschlagen zu werden, rückte dann auch
Hansemann Schritt um Schritt vor. 1887 gründeten die Norddeutsche Bank und die Dis-
kontogesellschaft in Hamburg die Brasilianische Bank für Deutschland, die nach der
Hauptfiliale in Rio de Janeiro bald auch Zweigstellen in Sao Paulo, Santos und Porto Alle-
gre eröffnete. Nach Argentinien nahm Hansemann 1889 über Albert de Bary u. Co. (Ant-
werpen) jene Verbindung zu Ernesto Tornquist u. Co. (Buenos Aires) auf, aus der dann
1895 auch die Bank für Chile und Deutschland hervorging. 1889 folgte mit Sitz in Shang-
hai schließlich die große Deutsch-Asiatische Bank (Tientsin, Kalkutta, Hankau, Tsingtau,
Hongkong), an der sich neben der Diskontogesellschaft und der Seehandlung fast alle deut-
schen Großbanken beteiligten.27

1882 zeigten sich die deutschen Großbanken nach den Enttäuschungen mit den Übersee-
banken der 1870er Jahre und aufgrund der Folgen des Bontoux-Krachs noch nicht bereit,
ihre Zentralen mit dem Risiko überseeischer Filialen zu belasten. Fabris Einschätzung, daß
das deutsche Großkapital bereits anläßlich der Samoavorlage seine »Wasserscheu« abgelegt
habe28, war verfrüht. Hinter der Grundsatzerklärung, »nicht ohne Berlin vorzugehen«, stand
die generelle Scheu des auf diesem Sektor noch unerfahrenen deutschen Bankkapitals vor
dem direkten Kapitalexport nach Übersee. Der Gedanke, ein »Geldinstitut« könnte »sein
eigenes Kapital« exportieren und so in Übersee selbst als »Unternehmen« auftreten, stieß
noch auf Skepsis. Der direkte Kapitalexport, jenes Mittel, mit Hilfe dessen das Finanzka-
pital der industriell hochentwickelten »modernen Kulturstaaten« (Fabri) bald der informel-
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len Herrschaft über industriewirtschaftlich minderentwickelte Überseegebiete zustrebte und
schrittweise jene Herrschafts- und Kontrollmethoden erprobte, welche für den Imperialis-
mus des 20. Jahrhunderts gerade im Hinblick auf Südamerika kennzeichnend werden soll-
ten, hatte zu Beginn der 1880er Jahre auch in Deutschland schon seine Fürsprecher. Doch
der Übergang zum direkten Kapitalexport nach Übersee, den Fabri nicht nur als Propagan-
dist, sondern zunehmend auch als diskreter Vermittler zu beschleunigen suchte, kam selbst
in den seit 1884/85 okkupierten ›Schutzgebieten‹ nur zögernd oder gar nur unter offiziösem
Druck voran. Auch das rapide Absinken des Zinsfußes aufgrund des zunehmenden Kapi-
talüberhangs auf dem binnenländischen Geldmarkt, eine Tatsache, die Fabri schon 1879 als
Alarmsignal für die Notwendigkeit des Kapitalexports bezeichnet hatte, vermochte diesen
Prozeß anfangs nur wenig zu forcieren. Hansemanns Antwort an Hübbe-Schleiden, er kön-
ne das Kapital der Diskontogesellschaft kreditär, »unmöglich« aber direkt engagieren, war
symptomatisch für den nur zögernden Übergang vom indirekten zum direkten Kapitalex-
port, von der Exportfinanzierung durch sichere Kredite an einheimische Außenhandelsun-
ternehmen zu der risikoreicheren, direkten Investition in Übersee. So mußte das Paraguay-
projekt des Westdeutschen Vereins, das als Millionenunternehmen veranschlagt war, von
den westdeutschen Exportinteressenten zwar unterstützt wurde, in der Hauptsache aber nur
vom Bankkapital getragen werden konnte, zunächst liegenbleiben.

Im Frühjahr 1882 war Fabri bewußt, daß er sich in den diskreten Verhandlungen mit den
Bankiers in Frankfurt und Berlin bis auf weiteres »vergeblich bemüht« hatte. Um so mehr
suchte er die Bereitschaft zum Kapitalexport nach Südamerika propagandistisch zu stimu-
lieren. Er riet Hübbe-Schleiden zu beharrlichem Taktieren. Seiner Meinung nach galt es,
das Interesse des Westdeutschen Vereins an südamerikanischen Kolonisationsprojekten
wach, die Verhandlungen mit den Banken in der Schwebe zu halten und nicht durch unge-
duldiges Drängen zu gefährden. Hübbe-Schleidens Ungeduld wuchs. Nicht aus »nationa-
len« oder gar »sozialpolitischen« Motiven hatte er sich auf die Kolonisationsvorhaben des
Westdeutschen Vereins eingelassen, sondern in der Erwartung, hier schneller wieder ins
Geschäft zu kommen als in Afrika, wo er einige Jahre zuvor gescheitert war. Darum suchte
er entgegen der Warnung Fabris nachträglich und vielleicht auch nicht ohne Hintergedan-
ken noch auf eigene Faust mit »seinem« – in Wirklichkeit vom Vorstand des Westdeut-
schen Vereins finanzierten und vereinbarungsgemäß in dessen Besitz übergegangenen –
Paraguayprojekt vorzustoßen. Die Frankfurter schieden als Hauptaktionäre aus, weil sie
»nicht ohne Berlin« einsteigen wollten und, abgesehen vom kalkulierbaren Desinteresse
Bismarcks, schon deswegen keine Erfolgschance besaßen, weil Kusserow, der gegebenen-
falls die politischen Garantien zu besorgen hatte, mit Hansemann kooperierte, der wieder-
um, wenn überhaupt, »ohne Frankfurt« vorgehen wollte. Die mangelnde Bereitschaft der
Diskontogesellschaft, ihr »eigenes Kapital« in Paraguay festzulegen, bedurfte ebenfalls
keiner nochmaligen Bestätigung. So blieben nach Hübbe-Schleidens Einschätzung als
Adressaten nur die Deutsche Bank und Delbrück u. Co. Daß Delbrück, der Leiter der
›kleinsten‹ unter den drei Berliner Banken, die Fabri angesprochen hatte, nicht ohne Jonas
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als Vertreter der nach der Diskontogesellschaft führenden deutschen Großbank vorgehen
würde, war abzusehen. Anscheinend ohne zu wissen, daß die Deutsche Bank soeben mit
der Liquidation der La Plata-Bank befaßt war, fühlte Hübbe-Schleiden im Alleingang bei
Jonas vor, geriet damit offenbar ins Zwielicht eines unseriös drängenden Gründers und
handelte sich, wie Fabri es befürchtet hatte, eine deftige Abfuhr ein. Jonas ließ sich in höf-
licher Reserve noch einmal das ihm bereits durch Fabri bekannte Vorhaben entwickeln und
lehnte dann definitiv »jede Beteiligung« ab.29 Zwei Jahre sollten vergehen, ehe das Para-
guayprojekt einige Geldgeber zu finden vermochte. Hübbe-Schleiden hatte seine erste
schwere Enttäuschung mit einem Kolonisationsprojekt erlebt. Die zweite ließ nicht lange
auf sich warten.

Als die Verhandlungen mit den Banken über die Finanzierung des Paraguayprojekts im
Frühjahr 1882 stockten, suchte Fabri, der demonstrierten Investitionsscheu des großen Ka-
pitals Rechnung tragend, das Interesse zunächst auf ein ähnlich intendiertes, aber weit we-
niger aufwendiges argentinisches Kolonisationsprojekt zu lenken. Wie er im März 1882 vor
der Generalversammlung des Westdeutschen Vereins andeutete, hatte Hübbe-Schleiden
Anfang des Jahres noch ein zweites, »in kleinerem Umfange gehaltenes, auf Südamerika
gerichtetes kolonisatorisches Unternehmen mit Handelsbetrieb aufs sorgfältigste ausgear-
beitet«.30 Das Projekt galt Misiones, dem zwischen den südbrasilianischen Provinzen Rio
Grande do Sul, Santa Catharina und Paraná im Osten und Paraguay im Norden eingekeilten
Nordostzipfel Argentiniens mit der Hauptstadt Posadas. Auch diese, fast der Größe Bayerns
entsprechende Provinz, deren Name an die Kolonisation durch die Jesuitenmission im 17.
und 18. Jahrhundert erinnerte, war durch den langjährigen Krieg verwüstet worden. Die
Bevölkerungszahl war auf 3.000 geschrumpft. Hier gab es sogar einen nachgerade legalen
Weg zur »Germanisierung«, da es die argentinische Verfassung jedem »Territorium« ge-
stattete, sich bei einer Zahl von mindestens 50.000 Einwohnern als selbständiger Bundes-
staat zu konstituieren.31 Nach dem in Barmen ausgearbeiteten Plan sollte die Besiedlung
progressiv ansteigen: In fünf Jahren sollten 500, in neun Jahren 1.350 Familien in Misiones
angesiedelt werden. Neben der Kolonisationsarbeit wurden, ähnlich wie bei dem Paraguay-
projekt, Estanzienbetriebe (Schafzucht), Tabak- und Zuckerrohrplantagen, Yerbaprodukti-
on, Sägemühlenbetriebe, vor allem aber Export- und Importhandel ins Auge gefaßt. Auch
für dieses Projekt sagte die Studie frühzeitig hohe Gewinnspannen voraus. Doch auch hier
blieb das Kapital aus.32

Hübbe-Schleiden drängte Fabri, den Vorstand des Westdeutschen Vereins zu veranlas-
sen, die Realisierung seiner beiden Auftragsarbeiten selbst zu übernehmen. Es galt jedoch
in dem Düsseldorfer Interessenverband der Satzung entsprechend als ausgemacht, »daß von
seiten des Vereins als solchem keinerlei direkte praktische Kolonisationsarbeit ausgeübt
werden kann und soll«. Insgeheim hoffte Hübbe-Schleiden, mit einer größeren Inspektions-
reise nach Südamerika betraut zu werden, um sich an Ort und Stelle über die Chancen der
projektierten Unternehmen informieren zu können. Doch die »edlen aber etwas kurzsichti-



Auswanderungsorganisation und Kolonisationsgesellschaften für Paraguay, Misiones, Südbrasilien 329

gen Herren« des Westdeutschen Vereins zögerten. Vorab, so lautete ihre Antwort, solle
Hübbe-Schleiden noch weitere einschlägige Projekte ausarbeiten. Er weigerte sich strikt.
Erst müsse das Kapital für die Unternehmen in Paraguay und Misiones zusammengebracht
sein. Enttäuscht wandte sich Hübbe- Schleiden seit dem Frühjahr 1882 in zunehmendem
Maße wieder seinem ursprünglichen Interessengebiet, Westafrika, zu. Er löste sein Ver-
tragsverhältnis mit dem Westdeutschen Verein und konzentrierte sich in seiner Investiti-
onswerbung auf ein Projekt für die mittelafrikanische Westküste.33

Mitte 1882 setzte sich Fabri mit Ernst Hasse in Verbindung. Der Vorsitzende des Leipzi-
ger Vereins übernahm, von Jannasch lebhaft unterstützt, die weitere Werbung für die Para-
guay- und Misionesprojekte. Bis zum Ende des Jahres gelang es, den Gründungsfond für
eine »Südamerikanische Kolonisationsgesellschaft« zusammenzubringen. Ende 1882 wur-
den drei Sachverständige nach Argentinien und Paraguay abgesandt. Sie urteilten überein-
stimmend, von kleinbäuerlicher Kolonisation in großem Umfang müsse bis auf weiteres in
beiden Fällen abgesehen werden, da die Gebiete verkehrstechnisch noch nicht hinreichend
erschlossen seien. Zunächst könnten nur Plantagenbau, Viehzucht und landwirtschaftliche
Großbetriebe ins Auge gefaßt werden.34 Nach schweren internen Flügelkämpfen stellte sich
Ende 1883 auch der Kolonialverein hinter die vom Westdeutschen Verein übernommenen
Pläne der Südamerikanischen Kolonisationsgesellschaft.35

Im Januar 1884 schließlich konnte die Südamerikanische Kolonisationsgesellschaft for-
mell gegründet werden. Wie wenig dieses Unternehmen noch mit der ursprünglich inten-
dierten Auswanderungsorganisation gemein hatte, erhellt aus der Tatsache, daß eine Son-
dierung in Berlin vom Frühjahr 1884 sogar die Antwort erbrachte, das Auswärtige Amt
habe gegen die Gesellschaft nichts einzuwenden. Doch auch die offiziöse Billigung ver-
mochte das große Kapital nicht anzulocken. Das Ergebnis der vom Centralverein und sei-
nem Leipziger Zweigverein, vom Westdeutschen und vom Kolonialverein erneut aufge-
nommenen Investitionswerbung und Propaganda blieb schmal. Von den erhofften Millio-
nen konnten lediglich 200.000 Mark zusammengebracht werden, welche überdies nahezu
ausschließlich von den Südamerika-Interessenten der vier werbenden Vereine selbst in re-
lativ kleinen Anteilen (in der Regel 5.000–10.000 Mark) eingezahlt wurden. Keine einzige
Großbank war bereit, ihr Kapital in Paraguay zu riskieren. Mit der relativ schwachen finan-
ziellen Basis konnte das ursprüngliche Vorhaben nicht in Angriff genommen werden. Der
Versuch, wenigstens einen Teil des Programms zu realisieren, zeitigte nach großen Mühen
ein geradezu klägliches Resultat: Einige Estanzien und Ziegeleien, ein unbedeutendes Ree-
dereiunternehmen und zuletzt noch eine kleine, rasch vergessene Siedlung mit auf sich
selbst gestellten und bald verarmten Kolonisten waren alles, was von dem weitgreifenden
Projekt Hübbe-Schleidens und Fabris in Paraguay verwirklicht wurde.36 1888 wandte sich
die Südamerikanische Kolonisationsgesellschaft nach Südbrasilien, wo ihr ein Freund
Fabris, der als Schriftsteller bekannte Gustav Stutzer, eine Option für 100.000 ha Land im
südlichen Santa Catharina sicherte. Auch diese Chance konnte die Gesellschaft nicht wahr-
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nehmen, weil sie die für den definitiven Vertragsabschluß anberaumte Frist nicht einzuhal-
ten vermochte.37

Südbrasilien rückte seit dem Ende der 1880er Jahre auf Kosten von Paraguay, Argentini-
en und Uruguay immer mehr in den Vordergrund der stark von Exportinteressen bestimm-
ten Pläne einer Ablenkung der deutschen Auswanderung von Nord- nach Südamerika. Mit
dem Einwanderungsland Südbrasilien beschäftigte sich Fabri als Vorsitzender des Barmer
Komitees, dann der Evangelischen Gesellschaft, schon seit den 1860er Jahren. 1879 hatte
er Südbrasilien als besonders geeignetes Zielgebiet der propagierten Auswanderungslen-
kung angepriesen. Er glaubte eine Chance zur Realisierung seiner Pläne zu erkennen, als
1882 der alte Hamburger Colonisationsverein von 1849 (HCV) an ihn herantrat.38 Die
Gründer des HCV, meist Hamburger Kaufleute, hatten versucht, nicht nur an der Kolonisa-
tionsarbeit, sondern auch am Handel mit den südbrasilianischen Siedlungsgebieten des
Vereins zu verdienen. Weil der HCV im Gegensatz zu den meisten anderen Auswande-
rungsvereinen der Jahrhundertmitte von der brasilianischen Regierung erhebliche Subven-
tionen für die Erschließung seiner Siedlungsgebiete erhielt, konnte er lange Zeit rentabel
arbeiten. Er betrieb seit 1851 in der Provinz Santa Catharina kleinbäuerliche Kolonisation.
Seine erste Siedlungskolonie, Dona Franziska mit dem Hauptort Joinville, die 1851 mit 200
deutschen Auswanderern begründet worden war, zählte 1868 bereits 5.000 Einwohner.
1871 kam noch ein weiterer Siedlungsdistrikt in Sao Bento hinzu.39 Ein Vorstandsmitglied
des Westdeutschen Vereins, Amtsrichter Dilthey, der 1881 von einer Südamerikareise zu-
rückkehrte, berichtete von rund 16.000 Siedlern in Dona Franziska und Sao Bento.40 1882
wurden die Siedlungsgebiete ein letztes Mal um einen Distrikt im Itapocutal erweitert.41

Trotz der raschen und anhaltenden Expansion seiner südbrasilianischen Siedlungen war
der HCV seit dem Ende der 1870er Jahre zunehmend in geschäftliche Schwierigkeiten ge-
raten.42 Als die Dividende ausblieb, wandte sich die Direktion 1882 ratsuchend an Fabri
und den Westdeutschen Verein, der zu dieser Zeit als eine Art Planungs- und Beratungs-
zentrum für Überseeprojekte galt. Den Hamburgern war nicht verborgen geblieben, daß der
binnenländische Verein und vor allem sein Vorsitzender indirekt für ihre Interessen eintra-
ten. Seit 1879 hatte sich Fabri in der Öffentlichkeit immer wieder in Wort und Schrift für
eine Förderung der Auswanderung nach Südbrasilien und gegen Versuche, sie zu beschrän-
ken, ausgesprochen. Hugo Zöller und R. Dilthey, die beide dem Westdeutschen Verein an-
gehörten, unterstützten Fabris Gedanken in ihren Artikeln und Schriften. 1882 verschaffte
sich Timotheus Fabri in Hamburg Einblick in die Geschäftslage des HCV.43

Mit Hilfe einer Reorganisation des HCV hoffte Fabri seinem ursprünglichen Plan, der
Auswanderungsorganisation, näherkommen zu können. Die Hamburger boten ihr an Kapi-
talmangel leidendes Unternehmen sogar zum Kauf an. Ein Ausschuß, in dem sich Vertreter
der »angesehensten Industrie- und Bankkreise des Rheinlands und Westfalens« unter Vor-
sitz Fabris zusammenfanden, prüfte die Hamburger Offerte. Fabris Reorganisationsvor-
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schläge wurden für gut befunden. Ende 1884 kam ein provisorischer Kaufvertrag zustande.
Zweimal wurde er um ein Jahr verlängert. 1886 mußte er aufgehoben werden, weil sich die
brasilianische Regierung nicht gewillt zeigte, eine Reihe von beantragten Vergünstigungen
zu gewähren.44 Im gleichen Maße, in dem die Hoffnungen auf eine absehbare Verwirkli-
chung der südamerikanischen Kolonisationsprojekte schwanden, verringerte sich im West-
deutschen Verein das Interesse an derartigen Vorhaben. Exportinteressenten, die nicht, wie
etwa die Modeartikelproduzenten aus der Textilindustrie, an feste überseeische Märkte mit
einem bestimmten Konsumtionsniveau gebunden waren; setzten – vergeblich – nach 1884
eine Zeitlang auf Exportgewinne im Handel mit den ›Schutzgebieten‹.45

Wie die Pläne Fabris für eine Reorganisation des HCV im einzelnen aussahen, bleibt un-
gewiß. Sicher ist jedoch, daß er an eine beträchtliche Aufstockung des Aktienkapitals und
eine Erweiterung des Siedlungsunternehmens zu einer attraktiven »Produktivassoziation«
im Sinne des Paraguayprojekts dachte.46 Die Vermutung liegt nahe, daß der Verein ähnlich
ausgebaut werden sollte wie ein Berliner Parallelunternehmen, das, ebenfalls für Südbrasi-
lien, 1886 unter der Firma »Herman. Gesellschaft für deutsche Ansiedlung in Südamerika«
von Mitgliedern des Kolonialvereins gegründet wurde. Sein Zweck war »der Ankauf, die
Übernahme und die Vermehrung von Ländereien und Landbewilligungen in Südamerika,
die Besiedelung derselben, sowie der Betrieb von Landwirtschaft, Handel, Industrie und
aller mit der Kolonisation zusammenhängenden Angelegenheiten und Gewerbe, namentlich
Eisenbahn-Unternehmungen, Wege- und Wasserbauten, auch die Herstellung der zur Errei-
chung der vorbezeichneten Zwecke erforderlichen Anlagen und Einrichtungen, endlich die
Wiederveräußerung aller dieser Anlagen und Einrichtungen«.47 1887, ein Jahr nach der
Aufhebung des provisorischen Kaufvertrages mit dem Westdeutschen Verein, mußte der
HCV aus Kapitalmangel seine Kolonisationsarbeit bis auf weiteres einstellen und sich auf
die Erhaltung des Geschaffenen beschränken. Solange die brasilianische Regierung ihre
früheren Subventionen nicht erneuerte und die Reichsregierung dem HCV gegenüber reser-
viert blieb, bestand kaum Hoffnung auf neue finanzkräftige Aktionäre.

Im Mai 1887 wurde Fabris zweitältester Sohn, Carl, der seither mit »Carlos Fabri« zeich-
nete, als Nachfolger des verstorbenen Geschäftsführers A. Holtermann in die stark unter
dem Einfluß seines Vaters stehende HCV-Direktion berufen. Als Absolvent einer landwirt-
schaftlichen Fachschule besaß er ein für die Leitung eines Kolonisationsunternehmens
wichtiges Grundwissen. In ihm hofften die Hamburger den Geschäftsführer zu finden, der
imstande sein würde, den HCV aus der Krise herauszuführen. C. Fabri inspizierte während
eines anderthalbjährigen Südamerikaaufenthaltes die südbrasilianischen Siedlungsgebiete
des HCV, verhandelte mit der brasilianischen Regierung um Subventionen und eine neue
Landkonzession.48

Noch während dieser ersten Inspektionsreise C. Fabris begann ein wichtiger Wandel in
den politischen und wirtschaftlichen Beziehungen des Reichs zu Brasilien. Am Anfang
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stand der Sturz des brasilianischen Kaiserhauses Ende 1889 und die Rückkehr der neuen
Föderalregierung zur Einwanderungspolitik der Subventionen, am Ende 1896/97 die Auf-
hebung des Reskripts und die Verabschiedung des Reichsgesetzes über das Auswande-
rungswesen als Auftakt zu der wirtschaftlichen Interessen dienenden Auswanderungspolitik
der Reichsregierung gegenüber Brasilien. In diesen Jahren vollzog sich im Zeichen des in
Fertigwarenexport und Rohstoffimport stark zunehmenden deutsch-brasilianischen Handels
auch ein Wandel in der Haltung des lange vergeblich umworbenen großen Kapitals. Auch
Großbanken ließen sich nun für kolonisatorische »Produktivassoziationen« gewinnen, de-
ren wichtigste auf Jahre hinaus die 1897 aus dem von C. Fabri geleiteten HCV hervorge-
gangene »Hanseatische Kolonisationsgesellschaft« werden sollte.49
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14. Kupferbergbau im Hereroland: Fabri, Lüderitz
und Hansemann

Die Vorgeschichte der Erwerbung des deutschen ›Schutzgebietes‹ in Südwestafrika, die
Rolle der Rheinischen Mission und die des früheren rheinischen Missionars C.G. Büttner
bei den Vertragsabschlüssen mit einheimischen Fürsten sind bekannt.1 In den engeren Zu-
sammenhang dieser Ereignisse gehört in den Jahren 1880 bis 1884 ein Versuch Fabris, im
Interessengebiet der Rheinischen Mission und ihrer Handelsgesellschaft ein kapitalstarkes
Bergbauunternehmen anzusiedeln.

Als die Barmer MHG 1880 am Rand des Ruins angelangt war, versuchte Fabri das tor-
kelnde Unternehmen durch ein zweites abzustützen. Seit langem war er durch die Berichte
der Missionsstationen über die Kupferlager informiert, die sich, unterschiedlich reichhaltig,
vom Namaland über Herero- und Ovamboland bis hinauf in die portugiesischen Gebiete
erstreckten. Ende der 1860er Jahre war am Kap ein regelrechtes Kupferfieber ausgebro-
chen. Dutzende von Minengesellschaften wurden in Eile zusammengebracht und stießen
nach Norden bis ins Hereroland vor. Wenig später folgte die herbe Ernüchterung. Die mei-
sten Gesellschaften mußten, häufig unter Verlust ihres gesamten Aktienkapitals, liquidie-
ren, weil sie finanziell zu schwach waren, um über den Tagebau hinausgehen zu können
und mit dem Problem des schwierigen Transports zur Küste nicht zu Rande kamen. Nur die
Cape Copper Mining Company (CCMC), ein Großunternehmen, das in Ookiep im Klein-
Namaland schürfte, überlebte den südwestafrikanischen Minenschwindel. Ihre Aktien, no-
minell auf £ 10, waren zu Beginn der 1880er Jahre mit £ 56 an der Londoner Börse notiert.
Die kapländische Gesellschaft hatte anfangs mehr als 80% Dividende ausgeschütttet und
warf auch zu Beginn der 1880er Jahre noch 40–50% ab.2

Seit Juni 1880 wandte sich Fabri mit Gesuchen um Schutz für die bedrohten »Interessen«
von Mission und MHG im südwestafrikanischen Kampfgebiet an das Auswärtige Amt.3

Der für die Eingaben zuständige Referent war Kusserow. Sogleich kamen vertrauliche Ver-
handlungen über eine Art Geschäft auf Gegenseitigkeit in Gang. Kusserow bemühte sich,
Fabris Missionsgesellschaft für die Neuguinea-Pläne seines Schwagers Hansemann einzu-
spannen4, während Fabri den Chef der Diskontogesellschaft ins südwestafrikanische Mi-
nengeschäft zu ziehen suchte, um auf diese Weise der MHG einen Geschäftspartner zu ver-
schaffen, der außerdem dazu beitragen sollte, im Interesse von Missionsgesellschaft und
MHG für Frieden und Sicherheit im Land zu sorgen. Ein solches Bergbauunternehmen er-
schien ihm als »die glücklichste und normalste Lösung« der Schwierigkeiten in dem von
kriegerischen Unruhen erschütterten südwestafrikanischen Missionsgebiet. »Mit dem nöti-
gen Kapital angegriffen«, lockte Fabri, »wäre es eine höchst rentable Unternehmung, wie
ich durch Zeugen und analoge Bilanzen nachweisen könnte«. Die analogen Bilanzen waren
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die der CCMC. Fabri berichtete Hansemann über Kusserow von der Arbeit der kapländi-
schen Gesellschaft im Namaland und drängte: »Sie will auch im Hereroland beginnen; es
gälte, ihr zuvorzukommen«. Missionsgesellschaft und MHG könnten dabei »die wertvollste
Hilfe« leisten.5

Über Hansemanns Reaktion können nur Vermutungen angestellt werden, da einschlägige
Quellen fehlen. Daß er nicht bereit war, ohne politische Garantien des Auswärtigen Amts
für sein Investitionskapital vorzugehen, erhellt aus seinen Neuguinea-Plänen des gleichen
Jahres. Bismarcks Haltung zu Fabris Eingaben zeigte, daß ein Engagement der Reichsregie-
rung in Südwestafrika noch nicht zu erwarten stand. »An eine Absicht in Berlin auf die
Walfischbai ist gar nicht zu denken«, schrieb Fabri noch im Juli 1882 an einen Freund in
Kapstadt. »Bismarck weist alle überseeischen Unternehmungen bis jetzt strikte ab«.6 Daß
Hansemann sich für das südwestafrikanische Minengeschäft interessierte, beweist sein
Verhalten während der Folgejahre. Er behielt die Möglichkeit im Auge, zeigte aber 1880
noch keine Investitionsbereitschaft. Weil Fabris Eingaben in Berlin erfolglos blieben, war
auch seine Hoffnung auf eine Geschäftsverbindung der MHG mit einer Minengesellschaft,
welche das schwer angeschlagene Handelsunternehmen der Mission hätte abstützen kön-
nen, vergebens. Die MHG brach zusammen. Im Westdeutschen Verein, den ihm und der
Rheinischen Mission nahestehenden Kreisen des Industrie- und Handelskapitals verfolgte
Fabri seine Minenpläne weiter. Er wußte jedoch, daß »die nötigen Millionen« auch hier nur
durch das Arrangement mit einer Großbank beizubringen sein würden.7 Es folgte eine
Übergangsperiode, bis Hansemann gewillt schien, das Projekt zu übernehmen.

Schon 1881 wußte Fabri den Düsseldorfer Industriellen F.A. Hasenclever, der auch in
Südamerika arbeitete, für sein Vorhaben zu gewinnen. Anfang 1882 begannen im Auftrag
Hasenclevers drei Sachverständige, unter ihnen der Bergingenieur P. Scheidweiler, mit der
Untersuchung von Gesteinsproben im Hereroland.8 Sie ergaben 20%–40% reines Kup-
fererz. Mitte 1883 näherten sich Hasenclevers »Expertisen« ihrem Abschluß. Fabri schätz-
te, daß »mit der Finanzierung einer kapitalstarken Bergbaugesellschaft bald vorgegangen
werden kann«.9 Sie sollte den Namen »Deutsche Bergbau-Gesellschaft an der Walfisch-
Bay« oder »Deutsche Südwestafrikanische Gesellschaft« führen und zunächst südlich von
Scheppmannsdorf beginnen.10 Die Schürfrechte hatte sich Hasenclever unter Vermittlung
der Missionare bei den dort ansässigen Topnaars bereits gesichert. Eine Vorstellung von der
Größenordnung des geplanten Unternehmens vermittelt die Absicht Hasenclevers und
Fabris, 1.000 bis 2.000 Bergdamara als Minenarbeiter, die Bastards als Frachtführer und
Schlachtviehlieferanten anzustellen. Die Konzessionsfrage war nicht das Entscheidende,
denn der Barmer Missionsleiter zeigte sich, wenn es um Geschäfte im Missionsgebiet ging,
nicht eben rücksichtsvoll im Umgang mit dem Vertrauen der einheimischen Missionsge-
meinde. »Ist eine starke Minengesellschaft dort etabliert, so kann niemand sie hindern, auch
ohne Konzession, wenn sie es für gut findet, ins Landesinnere vorzurücken«, schrieb Fabri
vertraulich an H. Brincker, den Nachfolger C.H. Hahns in der rheinischen Missionsfestung
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Otjimbingue im Hinterland der Walfischbai.11 Wie das Beispiel der zahlreichen kleineren
Minengesellschaften, die sich zwei Jahrzehnte zuvor im Kupferbergbau versucht hatten,
lehrte, war die Lösung des Transportproblems eine Existenzfrage für den Minenbetrieb im
Hereroland. Mit den im Lande üblichen vielspännigen und nur einachsigen Ochsenkarren
konnte der Transport des Gesteins zur Küste nicht bewältigt werden. Darum planten Fabri
und Hasenclever den Bau einer Eisenbahnlinie von der Walfischbai ins Landesinnere. »Die
Bai geht durch die Minengesellschaft großen Veränderungen und einem starken äußeren
Aufschwung entgegen. Es wird dort bald viel Arbeit und auch Fuhrlohn geben«, schrieb
Fabri am 19. Februar 1883 an Brincker.12 Er dachte an ein Großunternehmen mit territo-
rialen Hoheitsbefugnissen, die von »Polizei und Recht« bis hin zu einer »militärischen Or-
ganisation« reichen sollten.13

In der Rheinischen Mission wuchs seit dem Fiasko der MHG die Skepsis gegenüber den
kommerziellen und kolonialexpansiven Ambitionen des leitenden Inspektors. Fabri warb
für das neue Unternehmen im Missionsgebiet mit dem Argument, die Bildung einer kapi-
talstarken Minengesellschaft biete den »einzigen Faktor, der imstande sein wird, der fortge-
henden Zerrüttung durch Krieg und Blutvergießen allmählich zu wehren«.14 Die Minenge-
sellschaft werde »eine solche Macht im Lande darstellen, daß sie Friede und Ordnung in
weiteren Kreisen herstellen und erhalten« könne. Von britischer Seite stand das nicht mehr
zu erwarten, denn von dem »schmählich im Sande« verlaufenen Protektionsversuch war nur
ein mißliebiger kapländischer Zollbeamter in der Walfischbai übriggeblieben.15

Mit dem Plan, ein deutsches Großunternehmen im Hinterland der Bai anzusiedeln, beab-
sichtigte Fabri zugleich, »die Engländer auf die schicklichste Weise aus der Walfischbai
hinauszukomplimentieren«.16 Wiederholt schon hatte er vergeblich versucht, das Auswärti-
ge Amt zu bewegen, mit dem Foreign Office über die Freigabe der Walfischbai in Ver-
handlung zu treten. Zu Beginn der 1880er Jahre mehrten sich in London und Kapstadt in
der Tat Anzeichen für ein wachsendes Desinteresse an dem Stützpunkt in Südwestafrika.
C.H. Hahn, Fabris Gegenspieler in Kapstadt, war es, der die Hoffnungen des Barmer In-
spektors zunichte machte. Der ehemalige Präses der Hereromission, der 1873 aus der Rhei-
nischen Mission ausgetreten war, lebte als Pfarrer und landeskundiger Berater der kapländi-
schen Regierung in Südafrika und arbeitete von hier aus den Interessen Fabris direkt entge-
gen. Dem schwankend gewordenen Gouverneur der Kapkolonie riet er im Frühjahr 1882
dringend, die britische Besetzung der Walfischbai aufrechtzuerhalten.17

1883 trat Adolf Lüderitz in Südwestafrika auf den Plan. Der bis dahin unbekannte, mit
geringem Erfolg im westafrikanischen Tabakhandel tätige Bremer Kaufmann hatte im No-
vember 1882 Kontakt mit dem Auswärtigen Amt aufgenommen. Seine verschwommenen
Pläne fanden wenig Anklang. Er wurde beschieden, sich zunächst einmal selbst an der afri-
kanischen Küste festzusetzen. Anfang 1883 lernte sein Bevollmächtigter, Heinrich Vogel-
sang, in Kapstadt den landeskundigen und als Expeditionsleiter gefragten Dr. Theophilus
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Hahn kennen, der verschiedene Eingeborenensprachen beherrschte und sich auf den Um-
gang mit den Einheimischen ebenso gut verstand wie sein Vater, der frühere Missionsprä-
ses C.H. Hahn. Diese Befähigung wußte Theophilus Hahn indes auf eine höchst profane
Weise zu nutzen, die seinem Vornamen wenig Ehre machte. Er war einer der gerissensten
und auch skrupellosesten Händler Südwestafrikas. Der Begründer des berüchtigten
Kharaskhoma-Syndikats im südlichen Südwestafrika arbeitete als Konzessionsjäger nach
dem Motto seiner Auftraggeber »Versprechen Sie alles, aber machen Sie es nicht schrift-
lich« für englische Mineninteressenten und hatte bei seinen ›Vertragsabschlüssen‹ be-
trächtliche Erfolge zu verbuchen, zumal er seine Verhandlungspartner im Kampfgebiet
nicht nur mit dem Angebot von illegalen Waffenlieferungen zu verlocken, sondern sie not-
falls auch kurzweg unter Alkohol zu setzen pflegte.18 Er teilte mit seinem Vater die Abnei-
gung gegenüber Fabri und dessen Plänen. Th. Hahn, der von den »Expertisen« Hasencle-
vers und den damit verbundenen Absichten Fabris wußte, informierte Vogelsang und im
März 1883 auch Lüderitz selbst über die Aussichten für Handel und Bergbau und machte
sie auf die Bucht von Angra Pequena aufmerksam. Er deutete an, daß Bergbau und Handel
nur betrieben werden könnten, wenn der seit Jahren andauernde Krieg zwischen Herero und
Nama zugunsten der Nama entschieden würde.19 Lüderitz verstand. Am 8. April 1883 warf
die Bremer Brigg »Tilly« Anker in Angra Pequena. In der zollfreien Bai schaffte die Mann-
schaft neben anderen Handelswaren 2.000 hannoverische Gewehre, 1.000 österreichische
Hinterlader, 1.000 der 1866 kriegsentscheidenden preußischen Zündnadelgewehre und 300
Revolver für die Nama von Bord. Auf diese meist veralteten 4.300 Feuerwaffen folgte spä-
ter eine Schiffsladung vorwiegend modernster Präzisionswaffen.20 So begründete der Bre-
mer Tabakhändler und »Kolonialpionier« sein südwestafrikanisches Handelsunternehmen
als Waffenschmuggler im Kampfgebiet. Um die Jahreswende 1881/82 erst hatten sich von
deutscher Seite Fabri, von kapländischer Seite C.H. Hahn um einen Friedensschluß zwi-
schen den kriegführenden Parteien bemüht.21 Der Erfolg blieb aus. Anfang 1883 wußte
Fabri, daß der Krieg »wieder völlig im Gange« war. Die Bremer »Geschenke« trugen we-
sentlich dazu bei.22

Im Juli und August 1883 versuchte Fabri dreimal mit Lüderitz Verhandlungen aufzu-
nehmen. Am 20. Juli fühlte er zum ersten Mal über einen Mittelsmann in Bremen bei den
»Chefs der Unternehmung« vor. Er habe im Frühjahr durch rheinische Missionare einen
Frieden zwischen Herero und Nama vermitteln lassen, der jedoch bislang »nicht recht wirk-
sam« geworden sei. Die Bremer Waffenlieferungen an die Nama würden den Krieg aufs
neue eskalieren. Abgesehen von den überaus fragwürdigen Morgengaben, mit denen die
Bremer Firma ihren Geschäftsbeginn »in Szene gesetzt« habe, kritisierte Fabri auch die
kommerzielle Seite des Unternehmens. »Die Art, wie die Bremer als Handelsgesellschaft
vorgehen, ist aufs äußerste riskiert«, schrieb er, »ja ich bin der Überzeugung, daß sie selbst
beim Einsetzen großer Mittel in wenigen Jahren bankerott, resp. in Liquidation sein wer-
den; sie kennen offenbar Land und Leute nicht genügend. Wollen Sie mir das als Missi-
onsmann, der seit 26 Jahren die dortigen Gegenden kennt, nicht glauben, so mögen Sie dem
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Gründer einer Handelsgesellschaft, die 12 Jahre dort arbeitete und vor 2 ½ Jahren mit Ver-
lust ihres gesamten Aktienkapitals liquidieren mußte, Glauben schenken. Lukrative Unter-
nehmungen lassen sich dort nur auf Minenbau basieren, und diese erfordern gründliche
Expertisen. – Eine solche ist unter meiner Mitwirkung seit 1 ½ Jahren im Hererolande jetzt
nicht weit von der Walfischbai im Gange«. Fabri versuchte, Lüderitz mit Hasenclever zu-
sammenzubringen und den Bremer neben dem Handel über die zollfreie Bucht von Angra
Pequena mit in die geplante Minengesellschaft im Hinterland der Walfischbai zu ziehen.23

Mit dem gleichen Vorschlag, Handel und Bergbau in Südwestafrika zu kombinieren, war er
drei Jahre zuvor an Hansemann herangetreten.

Gespräche mit dem Geologen Dr. Höpfner, der Südwestafrika bereist hatte24, bestärkten
Fabri in der Überzeugung, »daß alle neuerlich in Südwestafrika arbeitenden Faktoreien
womöglich vereint und nach einem Plane vorgehen sollten«. Am 8. August 1883 bot er
Lüderitz sogar die Dienste des landeskundigen früheren MHG-Kaufmanns H. Kleinschmidt
für Angra Pequena an.25 Er warnte Lüderitz ausdrücklich vor einer Überbewertung vager,
von Legationsräten aus der Wilhelmstraße ohne ausdrückliche Billigung des Reichskanzlers
abgegebener Zusagen, über welche in der Presse diskutiert wurde, und hielt ihm sein eige-
nes Beispiel vor Augen: »Vor drei Jahren war auf meinen Antrag eine Demonstration an
der Walfischbai bereits beordert und schließlich fiel alles am Nein Bismarcks«.26 Lüderitz
ging nicht auf Fabris Angebote ein.27 Die Vermutung ist nicht abwegig, daß Theophilus
Hahn den Barmer Inspektor im Blick auf die gescheiterte MHG bei Lüderitz als Bankrot-
teur anschwärzte, und der Bremer Kaufmann sich deswegen zurückhielt.

Da Lüderitz sein Verhandlungsangebot nicht aufgriff, teilte ihm Fabri seine Ansichten
kurzerhand auf dem Umweg über die Presse mit. Die Artikelserie über »Deutsche Unter-
nehmungen in Südwestafrika« in der Kölnischen Zeitung vom 9.–12. September 1883 sollte
über Land und Leute in Südwestafrika informieren, das durch die Pressenachrichten über
die Niederlassung von Lüderitz in Angra Pequena geweckte »Kolonialfieber«28 senken und
Enttäuschungen vorbauen. Sie sollte darüber hinaus Lüderitz vor Bismarck, Bismarck vor
Lüderitz warnen und den Reichskanzler mit der geplanten Minengesellschaft befreunden.

Die seit einem Jahrfünft betriebene »Agitation für kolonialen Besitz« habe gegenwärtig
die »öffentliche Meinung hinter sich«, erklärte Fabri. Er hielt es für seine »patriotische
Pflicht«, vor allzu hochfliegenden Erwartungen zu warnen und das Bremer Unternehmen
»auf das richtige Maß der Beurteilung zurückzuführen«. Es sei lediglich »ein kaufmänni-
scher Versuch, wie deren vielleicht allwöchentlich einer von Deutschland aus über See
gemacht wird«. Jedes Fehlschlagen einer vieldiskutierten überseeischen Unternehmung
aber werde auf die »stetig wachsende Bewegung für eine überseeische Ausbreitung
Deutschlands als ein ungünstiger Rückschlag wirken«. Diese Gefahr sei gegeben, denn die
von Lüderitz verbreiteten Berichte trügen das »Gepräge des mit Land und Leuten noch Un-
erfahrenen«. Fabri zeichnete in aller Nüchternheit ein wenig erhebendes Bild von Angra
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Pequena: »Es ist eine der unwirtlichsten Küsten der Erde; kein Baum, kein Strauch, kein
Blatt zu sehen; nichts als Sand, ewig klarer Himmel und die dunkelblaue Meeresflut«.
Angra Pequena könne sich nicht zu einer Handels-, sondern nur zu einer »Bergbaukolonie«
entwickeln. »Das Handelsgeschäft aber muß sich dem Minenbetrieb unterordnen«, erklärte
er Lüderitz kategorisch und fügte, an Bismarck gewandt, hinzu, daß »ein unternehmender
Rheinländer« seit längerer Zeit sorgfältige Vorbereitungen zur Begründung einer kapital-
kräftigen Bergbaugesellschaft treffe.

Fabri zeigte sich bemüht, die Gerüchte, die sich an die eigenmächtige Flaggenhissung in
Angra Pequena knüpften, auf ihren erkennbar wahren Kern zu reduzieren. Die Flagge selbst
besage gar nichts, solange ein definitives Votum der Reichsregierung ausstehe. Bislang sei
nur vom besonderen Schutz des Auswärtigen Amtes, nicht jedoch von einer Willenserklä-
rung des Reichskanzlers die Rede. Er suchte Bismarck vor die Entscheidung zu stellen:
»Die ganze Frage dreht sich um einen Punkt. Hat der leitende Staatsmann Deutschlands den
Willen zu einer derartigen Besitzergreifung?« Zugleich trug er noch einmal seine seit Jah-
ren gehegte Hoffnung auf einen Rückzug der Engländer aus der Walfischbai vor, der nicht
allein im Interesse der Barmer Mission, sondern auch der Pläne Hasenclevers lag. »Eine
Besitzergreifung an der Angra Pequena-Bai hat an sich keinen verständigen Inhalt, es sei
denn, daß man durch dieselbe den englischen Magistrat in der Walfischbai delogieren
wollte«, drängte er Bismarck. Sollten im Hereroland deutsche Bergbaugesellschaften mit
Selbstverwaltungsbefugnissen entstehen, dann käme die Abriegelung des einzig brauchba-
ren Hafens »mittelalterlicher Wegelagerei« gleich. Angesichts des deutschen Entgegen-
kommens in Ägypten könne eine Räumung der Walfischbai nur billig erscheinen.29

Dieser Artikel Fabris stiftete innerhalb der kolonialen Bewegung beträchtliche Verwir-
rung. Zunächst einmal waren es seine abschätzig klingenden, doch zutreffenden Bemerkun-
gen über Angra Pequena, die bei den vom »Kolonialfieber« Ergriffenen heftiges Mißfallen
erregten.30 Fabri wollte damit weder die »armselige Kolonie« als solche, noch die Bremer
Firma degradieren. Es war vielmehr seine Absicht, über Angra Pequena nicht die Walfisch-
bai und die für seine eigenen Pläne wie für die Rheinische Mission bedeutsamen nördlichen
Küstenstriche in Vergessenheit geraten zu lassen und die Aufmerksamkeit kapitalkräftiger
Überseeinteressenten auf die Investitionsmöglichkeiten im Bergbau hinzulenken. Ähnliche
Verwirrung rief die Tatsache hervor, daß der Kolonialpropagandist auf der einen Seite
Bismarck zur Entscheidung zu drängen suchte, Presse und Parlament aufrief, der Regierung
in Südwestafrika eine eindeutige politische Entscheidung abzuverlangen, auf der anderen
aber deutsche »Kolonialpolitik« als Sache des 20. Jahrhunderts hinstellte. Doch die Anti-
nomie war nur vordergründig. Fabri sprach zwar die Überzeugung aus, »daß jene bedeu-
tungsvolle Angelegenheit, die wir heute, vielleicht etwas vorgreifend, deutsche Kolonial-
frage nennen, eine nationale Aufgabe darstellt, deren wirkliche Lösung erst das zwanzigste
Jahrhundert bringen wird«. Er fügte aber unmißverständlich an: Er sei deswegen »nicht der
Meinung, daß im neunzehnten Jahrhundert jede Gelegenheit zu überseeischer Besitzer-
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greifung notwendig von uns versäumt werden müßte«. Wie die Geschichte der deutschen
›Kolonialpolitik‹, die Mitte der 1880er Jahre nur territorial, nicht einmal verfassungsrecht-
lich mit dem ›Erwerb‹ von sogenannten Schutzgebieten begann, zeigte, hatte Fabri mit die-
ser Prognose so unrecht nicht. Er wußte, daß Gebietserwerbungen und Schutzerklärungen
allein keine »wirkliche Lösung« der deutschen »Kolonialfrage« bringen konnten, und
warnte darum schon im Herbst 1883 davor, etwaige bloße Besitzergreifungen in Übersee
schon mit der Kolonialpolitik zu verwechseln, für die er seit 1879 warb. Als er sich sechs
Jahre später mit seiner Schrift »Fünf Jahre deutscher Kolonialpolitik« als Kritiker der Bis-
marckschen ›Kolonialpolitik‹ zu Wort meldete, mußte er darauf hinweisen, daß diese seine
Warnung in Berlin offensichtlich überhört worden war.31

Am 24. April 1884 ging das historische Telegramm an Konsul Lippert in Kapstadt ab, in
dem klargestellt wurde, daß Lüderitz Anspruch auf den Schutz des Reichs habe. Drei Wo-
chen später meldete sich Fabri in eigener Sache in Berlin. Aus dem Brief an Bismarck, der
im Gegensatz zu allen seinen früheren, in der Wilhelmstraße vorgebrachten Anträgen
merkwürdig schroff und brüsk fordernd ausfiel, sprach deutlich die Entrüstung und Verbit-
terung des Barmer Inspektors über die Tatsache, daß der unbekannte Lüderitz scheinbar
ohne besondere Mühe die Unterstützung des Auswärtigen Amtes erlangt hatte, während er
mit Anträgen, bei denen die Arbeit der Rheinischen Mission, das große Kapital der MHG
und nicht zuletzt sein eigenes Renommee in der Mission auf dem Spiel standen, wiederholt
abgewiesen worden war. Er argwöhnte gewiß nicht ganz zu unrecht, daß seine aufsehener-
regende jahrelange Kolonialpropaganda, die innerhalb der Mission skeptisch verfolgt wur-
de und ihm bei seinen Eingaben als Missionsleiter offensichtlich geschadet hatte, ausge-
rechnet dem Bremer zugute kam, der seine Informationen den beiden Hahns verdankte, den
Krieg in Südwestafrika planmäßig durch Waffenschmuggel eskalierte, sich in der Presse als
Kolonialheros feiern ließ, das Interesse der Öffentlichkeit und des Auswärtigen Amtes von
der Walfischbai auf die unbedeutende Bucht von Angra Pequena ablenkte und es überdies
nicht einmal der Mühe für wert befunden hatte, auf seine Verhandlungsangebote überhaupt
zu reagieren. Er selbst habe noch 1880 vergeblich in Berlin um eine Vertretung der schon
seit Jahrzehnten bestehenden deutschen »Interessen« in Südwestafrika nachgesucht, schrieb
Fabri 1889 rückblickend. Wenige Jahre später habe man Lüderitz ohne viel Aufhebens
Reichsschutz zugesagt, »aber für Interessen, die, noch nicht vorhanden, erst geschaffen
werden sollten«.32

Fabri legte seiner Eingabe an Bismarck vom 17. Mai 1884 die Artikel der Kölnischen
Zeitung bei und trat mit dem nicht eben bescheidenen Bemerken an den Reichskanzler her-
an, daß er eine direkte Stellungnahme als »patriotische Pflicht« betrachte, weil er wohl
»gegenwärtig der einzige Mann in Deutschland sein werde, der die Verhältnisse jener Ter-
ritorien nach allen Seiten zu beurteilen im Stande« sei. Ein deutsches Protektorat über
Angra Pequena und die von Lüderitz erworbenen Küstengebiete, betonte er, sei wirtschaft-
lich wie politisch nur dann »von einigem Werte«, wenn es sich auch auf die Walfischbai
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und die benachbarten Küstenstriche erstrecke. Bedauernswert wäre es, wenn die deutsche
überseeische Expansion ausgerechnet und ausschließlich »mit dem so menschenleeren,
unfruchtbaren und für eine größere Handels- und Kulturentwicklung unfähigen Namaqua-
lande« begänne. Er informierte den Reichskanzler eingehend über die »Deutsche Südwest-
afrikanische Gesellschaft«. Ihre Gründung mit einem Kapital von »vorläufig 5 Millionen
Mark« sei absehbar. Sie werde, kündigte er barsch an, dann »zum Schutze ihrer Interessen
die geneigte Hilfe und Mitwirkung der deutschen Reichsregierung im gegebenen Augen-
blicke« beantragen. Fabri versuchte Bismarck hinsichtlich der Walfischbai reichlich grob
unter Druck zu setzen und deutete im Blick auf die geplante Eisenbahnlinie zwischen der
Bai und den Minen ohne Umschweife an, daß er nun sogar ganz bewußt zu jenem »kleinen
verdeckten Krieg« mit England beizutragen gedachte, von dem er 1879 gesprochen hatte:
»Dieser für das Unternehmen ganz unerläßliche Schritt wird nicht nur den ohne jede
Machtmittel in der Walfischbai sitzenden englischen Beamten in Verlegenheit bringen,
sondern eventuell bei aller Rücksichtnahme leicht Störungen und Konflikte herbeiführen
können. Doch diese mögliche Fatalität wäre beseitigt, wenn Eure Durchlaucht die Abtre-
tung der Walfischbai mit England vereinbaren würden«.33 Die kaum verhüllte Pression
zahlte sich nicht aus. Bismarck, der sich ohnehin nur zögernd auf das politische Engage-
ment in Übersee eingelassen hatte und in den Wochen nach dem Telegramm vom 24. April
in schwierigen Verhandlungen mit dem Foreign Office stand, war nicht gewillt, sich das
diplomatische Tauziehen zwischen Berlin und London durch neue Forderungen noch er-
schweren zu lassen. Wie Herbert von Bismarck schon am 23. Mai notierte, sah sich sein
Vater »nicht in der Lage, mit Herrn Fabri in Verhandlungen einzutreten«.34

Daß sich Fabris Ankündigung, die »Deutsche Südwestafrikanische Gesellschaft« werde
in absehbarer Zeit mit einem nach Millionen zählenden Startkapital ins Leben treten, auf
den Chef der Diskontogesellschaft bezog, dem er seit 1880 in Südwestafrika den Boden zu
bereiten suchte, wurde auf den Tag genau einen Monat nach seiner Eingabe an Bismarck
vom 17. Mai 1884 offenbar: Am 17. Juni verkaufte F.A. Hasenclever seine Rechte im
Hereroland an ein von Hansemann, Bleichröder und dem Hamburger Großkaufmann Dyes
geführtes Konsortium. Damit war der Kreis geschlossen. 1880 hatte sich Hansemann Fabris
Angebot gegenüber zurückhaltend gezeigt. Als er sein Investitionskapital im Hereroland
auch politisch sicher glauben konnte, griff er zu. Was dem Missionsinspektor und dem Düs-
seldorfer Industriellen nicht gelang, erreichten Hansemann und der Privatbankier des
Reichskanzlers schon zwei Monate später. Am 20. August 1884 ordnete Bismarck an, in
den von der Diskontogesellschaft erworbenen Gebieten im Hinterland der Walfischbai die
deutsche Flagge zu hissen.35

Damit aber war zugleich die Konstellation eingetreten, die Fabri zu vermeiden gesucht
hatte. Vergeblich forderte er am 5. Juni vor der dritten Generalversammlung des Westdeut-
schen Vereins in Düsseldorf, »das ganz anomale Verhältnis, daß England eine Bai besetzt
hält, deren Hinterland dem Interessenkreise eines fremden Staates zugehört«, zu beenden
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und dem »an Hypertrophie überseeischen Besitzes so sichtbar leidenden England« mit der
Aufgabe der Walfischbai einen Schlußstrich unter seinen »kläglichen Protektionsversuch«
vom Jahr 1877 abzuverlangen.36 Ebenso vergeblich unterstützte die Kölnische Zeitung sei-
nen Appell an das Auswärtige Amt Anfang August 1884 mit der an London und Kapstadt
gerichteten Forderung: »Rein und klar ab!«37 Noch 1890 stellte Fabri provozierend fest,
»ohne die Walfischbai ist unser Südwestafrika wertlos«, und forderte, ebenso erfolglos, die
Bai, deren Besitz »lediglich vexatorischen Charakter« haben könne, weil sie für England
»absolut ohne Wert« sei, post festum noch als Gegenleistung für Sansibar einzufordern.38

Seine Bemühungen waren erfolglos. Das Hinterland der Walfischbai wurde deutsches
›Schutzgebiet‹, die Bai blieb englisch. C.H. Hahns Stimme hatte in Kapstadt mehr Gewicht
als Fabris Votum in Berlin.

Geradezu Hals über Kopf versuchte Fabri zuletzt noch, Lüderitz wenigstens im Hinter-
land der Walfischbai mit einem weiteren Unternehmen die Prärogative abzujagen. Er ver-
mittelte H. Kleinschmidt, den Lüderitz nicht anstellen wollte, an den Elberfelder Industri-
ellen von Lilienthal. Kleinschmidt und der dem Westdeutschen Verein nahestehende Geo-
graph Pechuel-Loesche trafen erst Ende 1884 als Bevollmächtigte Lilienthals in Südwest-
afrika ein. Sie sollten im Inneren des Hererolandes weitere Minenkonzessionen, vor allem
aber den »Küstenstrich von Sandwichharbour bis zum 18. Grad südlicher Breite« gegen
einmalige oder jährliche Zahlungen erwerben. Zur gleichen Zeit waren Agenten von Lüde-
ritz mit den gleichen Absichten auf dem Marsch nach Okahandja, dem Sitz Mahareros. Im
September 1884 trafen beide Expeditionen kurz nacheinander in der Residenz des Herero-
fürsten ein.39

Fabri hatte die Hereromissionare schon im Februar 1882 dazu aufgefordert, Lüderitz re-
serviert zu begegnen. Es bestünden »lebhafte Zweifel« an seiner Firma. »Im allgemeinen
empfehlen wir den Brüdern gegenüber diesen Unternehmungen Vorsicht und Weisheit in
der Beratung ihrer Häuptlinge«, lautete die Anweisung, »namentlich wo es gilt, Land als
Eigentum zu veräußern. Die öden Küstenstriche, die eigentlich niemandem gehören und
gehörten, rechnen wir dazu allerdings nicht«.40 1884 wurden die Missionare nochmals dazu
angehalten, der von Lüderitz ausgerüsteten Expedition »keinen Vorschub zu leisten«.
Kleinschmidt und Pechuel-Loesche dagegen sollten bei ihrem Vorhaben gefördert wer-
den.41 Als diese Instruktionen Fabris Ende 1884 im Wettlauf der Agenten von Lüderitz und
Lilienthal um die Gunst der einheimischen Verhandlungspartner aktuell wurden, gehörte
Fabri der Rheinischen Mission schon nicht mehr an. Seine Instruktionen fanden nur noch
zum Teil Gehör. Maharero wies 1884 zwar beide Interessentengruppen ab, weil er über die
widerrechtliche Flaggenhissung in Angra Pequena empört war. Unter Vermittlung des rhei-
nischen Missionars Böhm und des Missionsagenten Koch aber verkaufte der Topnaar-
häuptling Piet Heibib den Küstenstreifen, der die Walfischbai umschloß, an die Vertreter
der Firma Lüderitz. Kleinschmidt und Pechuel-Loesche konnten im November 1884 eine
Minenkonzession in der Umgebung der Walfischbai aus englischer Hand erwerben. Einige
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weitere Konzessionen erhielt von Lilienthal im folgenden Jahr noch von Maharero zuge-
sprochen. Sie gingen zusammen mit derjenigen vom November 1884 bald in die Hände von
Hochfinanz und Schwerindustrie über.42

Fabris Gedanke, die gemeinsam mit Hasenclever projektierte »Deutsche Südwestafrika-
nische Gesellschaft« zusammen mit allen anderen künftig in Südwestafrika beginnenden
Unternehmen in eine übergreifende Monopolgesellschaft mit weitreichenden Selbstver-
waltungsbefugnissen einzubringen, traf sich mit Bismarcks Vorstellung von einem deutsch-
afrikanischen ›informal empire‹ unter verantwortlicher Leitung der Wirtschaftsinteressen-
ten, denen dieses finanziell riskante Konzept indes wenig zusagte. Trotz seiner persönlichen
Enttäuschungen beteiligte sich Fabri schon Ende 1884 auch an der höchst mühsamen Inve-
stitionswerbung für die »Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika«, die nach Bis-
marcks Vorstellung eine Chartergesellschaft hätte werden sollen.43 Als sie im April 1885
auf den unnachgiebigen Druck des Reichskanzlers hin endlich zusammentrat, zeigte sich,
daß Fabris Hoffnungen auf ein Engagement des deutschen Großkapitals, vor allem der Dis-
kontogesellschaft, in der deutsch-südwestafrikanischen »Bergwerkskolonie« voreilig gewe-
sen und auf Jahre hinaus nicht zu erfüllen waren.44
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15. Eine »politische Plantagengesellschaft«
für West-Äquatorialafrika

Seit 1880 suchte Fabri für Südamerika, Südwestafrika, seit 1884/85 auch für Deutsch-
Ostafrika, Neuguinea, Kamerun und andere ›Schutzgebiete‹ ganz bewußt Vermittlungs-
und Zubringerdienste im Interesse des großen Kapitals zu leisten. Im Gegensatz zu »Kolo-
nialpionieren« wie Peters bemühte er sich dabei nicht darum, selbst mit ins Geschäft zu
kommen. Deswegen konnte er in der zweiten Hälfte der 1880er Jahre zum Vertrauensmann,
zuweilen sogar zum Berater verschiedener Kolonialunternehmen avancieren. Hübbe-
Schleiden sperrte sich gegen die Einsicht in die Aussichtslosigkeit eines Versuches, mit
übermächtigen Interessenten vom Schlage eines Woermann in Konkurrenz zu treten. Er
übersah, daß mittelständische Propagandisten zwar als Erfüllungsgehilfen, nicht aber als
Geschäftspartner des umworbenen Handels-, Industrie- und Bankkapitals erwünscht waren.
Der bislang unbekannte Fall Hübbe-Schleiden1, der mit dem Rückzug eines der bekannte-
sten deutschen Expansionspropagandisten in die Zirkel einer nach außen hin abgekapselten,
zwischen Theosophie und Okkultismus siedelnden Subkultur endete, gehört zur Vorge-
schichte der Erwerbung des Kameruner ›Schutzgebietes‹. Die Beweisführung gestaltete
sich außerordentlich schwierig, da die Beteiligten bestrebt waren, die Hintergründe des
Geschehens im Dunkel zu halten oder doch harmonisierend zu ummänteln, um den
Nachruhm einer überseeischen Initiative des »hanseatischen Geistes«2 und insbesondere
den eines »königlichen Kaufmanns« in der »aurora colonialis« (M. Buchner) ungetrübt zu
erhalten.

15.1. Die Diskussion um die »Rentabilität der Kultur Afrikas«

Seit seiner Rückkehr aus Gabun trug sich Wilhelm Hübbe-Schleiden mit dem Gedanken an
ein neues, größeres Unternehmen, das zunächst an der westafrikatischen Küste einen kom-
merziellen Brückenkopf zu weiterem Vordringen nach Zentralafrika errichten sollte. Wäh-
rend seines zweijährigen Aufenthaltes hatte er dort neben einer Liverpooler Firma das Haus
»C. Woermann« als das größte Handelsunternehmen dieses Gebietes kennengelernt.3 Woer-
mann arbeitete seit 1868 in Kamerun und hatte dort eine stattliche Anzahl von Faktoreien
eingerichtet. 1875, als Hübbe-Schleiden erstmals westafrikanischen Boden betrat, faßte
dort auch das erst im November 1874 gegründete Hamburger Haus »Jantzen u. Thormäh-
len« Fuß, dessen Teilhaber ursprünglich beide in Woermanns Diensten standen.4 Die Ge-
winnspannen des in seinem Import- (besonders Palmöl, Palmkerne und Elfenbein) und Ex-
portvolumen (allem voran Spirituosen, dann Salz, alte Gewehre und Munition) seit dem
Ende der 1870er Jahre stark zunehmenden Westafrikahandels der beiden Hamburger Fir-
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men – die zusammen mehr als die Hälfte der gesamten Ein- und Ausfuhr im Kamerunge-
schäft bestritten – lagen außerordentlich hoch.5

Das stand Hübbe-Schleiden vor Augen, als er im April 1879 in einem Artikel der Deut-
schen Revue vorschlug, in Westafrika eine »politische Handelsgesellschaft« mit Plantagen-
produktion nach dem Vorbild der britischen East India Company einzurichten. Es dürfte bei
der kommerziellen Erschließung dieser Gebiete zwar kaum ohne »blutige Köpfe« abgehen,
schätzte er. Doch schon »irgendein tüchtiger, preußisch geschulter Unteroffizier« würde
genügen, um mit geringem Aufwand eine kleine Miliz zu organisieren und damit die unter-
einander rivalisierenden, politischer Organisation noch entbehrenden und darum zu ge-
schlossenem Widerstand kaum fähigen »Erzwilden« in Schach zu halten. Die Widerstands-
kämpfe in der späteren deutschen Kolonie Kamerun sollten diese Prognose nachhaltig kor-
rigieren.6 Ganz im Sinne jenes ›kolonialpädagogischen‹ Programms, mit dem Fabri zur
gleichen Zeit an die Öffentlichkeit trat, betrachtete auch Hübbe-Schleiden die »Erziehung
dieser Völker zur Arbeit und durch Arbeit zur Kultur« als die einzig »stichhaltige Basis für
eine kommerzielle Erschließung« und damit auch für den Erfolg des propagierten Großun-
ternehmens. Sein Topos: »Rentabilität der Kultur Afrikas« verband, seiner »Theorie von
der Produktivität der Kulturkräfte« entsprechend, kulturmissionarisches Sendungsbewußt-
sein unmittelbar mit ökonomischen Zwecken zu der Absicht, »die Verbreitung unserer
Kultur in Afrika« als rentables »Geschäft« zu betreiben. Der Erfolg war primär davon ab-
hängig, ob es gelang, den Eingeborenen den importierten Mechanismus kalkulierbarer so-
zialökonomischer Zwänge in Konsumtion und Produktion dauerhaft aufzuoktroyieren: Als
Konsumenten billig hergestellter und teuer verkaufter Fertigwaren sollten sie dem Export
einen neuen Absatzmarkt mit hohen Profitraten bieten. Durch Konsumtionsreize verlockt
und an neue Bedürfnisse gewöhnt, deren Befriedigung neben dem Tauschhandel nur bei
fester Lohnarbeit möglich war, sollten sie genötigt werden, ihre Arbeitskraft als Plantagen-
arbeiter oder Lastenträger anzubieten. »Sozialer Zwang« mit dem Ziel, die Eingeborenen
»produktions- und zahlungsfähig zu machen«, sollte den afrikanischen Konsumenten der
deutschen Exportproduktion also zugleich als Tauschhändler, Plantagenarbeiter und »na-
turgemäßestes Transportmittel« in den Dienst des Importhandels (insbesondere Elfenbein,
in Küstennähe auch Edelhölzer) und der projektierten Importproduktion (vor allem Palmöl
und Kautschuk, dann auch Kaffee, Kakao und Erdnüsse) stellen.7

Daß der Tauschhandel nur so lange als Zwischenstufe funktionieren konnte, bis der na-
türliche und für den Import kommerziell interessante Reichtum des Landes »wegexportiert«
war, wußte auch Fabri aus den negativen Erfahrungen der Barmer MHG nur allzu gut.8

Nach dem Versiegen des Tauschhandels mußte darum der wechselseitige Kausalmecha-
nismus zwischen Konsumtion und Produktion unmittelbar wirksam werden, wenn die
»Rentabilität« eines solchen überseeischen Großunternehmens weiterhin sichergestellt
werden sollte. Ohne für konkurrierende Interessen potentiell ergiebige Detailangaben zu
bringen, und wegen der auch ihm noch fast gänzlich unbekannten Verhältnisse im Landes-
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inneren häufig auf bloße Schätzungen angewiesen, suchte Hübbe-Schleiden die von ihm
gepriesene »Rentabilität« einer solchen Gesellschaft aufgrund eigener Erfahrungen im Kü-
stengebiet, einiger Expeditionsberichte und mit Hilfe von Analogieschlüssen zu kalkulie-
ren. Aufgrund solcher Annäherungswerte stellte er ein zweites »Indien« im Westen Äquato-
rialafrikas in Aussicht, auf welches die aus dem sprunghaften Industrialisierungsprozeß und
dem gestörten Wirtschaftswachstum resultierende sozialökonomische Krise des Reichs auf
dem Weg über expansive kommerzielle »Kultivation« abgewälzt werden sollte. »Wird die-
se erst durch den massenhaften und billigen Anbau tropischer Produkte ins Leben gerufen
sein, dann werden wir dort irgendwelche deutsche Waren jeder Qualität bei nur einigerma-
ßen hübscher Aufmachung absetzen können«, prophezeite er verlockend. »Dann werden
der Arbeiter in Deutschland mehr nötig sein, als daß irgend ein Proletarier ohne Arbeit und
reichliches Brot bei uns umherzuwandern oder gar auszuwandern bräuchte«.9

Hübbe-Schleiden gab sich keiner Illusion darüber hin, daß eine solche »systematische
Organisation der Kultur des Landes« nur auf weite Sicht zu dem erträumten Eldorado für
Exporthandel und Importproduktion führen konnte. Eine derartige »Erziehung des tiefer
stehenden Menschen zu selbständiger Arbeit und Erwerbsfähigkeit« werde den »latenten
Reichtum« dieser westafrikanischen Gebiete keinesfalls etwa mit einem »Zauberschlage«
ans Licht bringen, warnte er im Frühjahr 1879. Darum sollte sich ein finanzstarkes Konsor-
tium frühzeitig Konzessionen für diese Gebiete sichern, auf Klein-Eloby in der Corisco-
Bucht10 einen Stützpunkt errichten und dann vom Festland aus auf einer den Expeditionen
folgenden »Etappenstraße« in Richtung auf den mittleren Kongo Station um Station ins
Landesinnere vorschieben. Obwohl er zu dieser Zeit noch sehr zurückhaltend mit kolonia-
len Plänen umging, erschien ihm doch schon 1879 der Gedanke »sehr natürlich und nahe-
liegend […], in solchem Falle die Hohheitsrechte auf das deutsche Reich übertragen zu
sehen und Äquatorialafrika im Namen unseres deutschen Kaisers in Besitz zu nehmen«.11

Er drängte zur Eile, weil er – wie Fabri – die Engländer im Vormarsch auf Zentralafrika
glaubte.12

Adolph Woermann, der in dem von Hübbe-Schleiden angesprochenen Gebiet mit Jantzen
u. Thormählen rivalisierte, verwarf schon im Mai 1879 in einem Vortrag vor der Hambur-
ger Geographischen Gesellschaft solche »Kulturbestrebungen in Westafrika« als »vorläufig
noch weite Perspektiven und Luftschlösser«. Ein Großunternehmen wie das von Hübbe-
Schleiden vorgeschlagene sei bis auf weiteres höchst problematisch, weil in seiner »Renta-
bilität« derzeit noch nicht kalkulierbar, und könne bestenfalls »in vielen Jahren« ins Auge
gefaßt werden.13 Offensichtlich fürchtete der Hamburger Großkaufmann und Reeder einen
neuen Rivalen, der die eigenen Pläne im Kamerungebiet durchkreuzen könnte, denn das
Haus C. Woermann legte zu dieser Zeit selbst erste Versuchspflanzungen im Hinterland der
Corisco-Bucht an.14 Die Etablierung einer »politischen Handelsgesellschaft« im Sinne
Hübbe-Schleidens hätte den erhofften Entwicklungsvorsprung in der Plantagenproduktion
beträchtlich mindern können. Doch auch die scheinbar uneigennützige Warnung des Groß-
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kaufmanns vor übereilten und darum unrentablen Experimenten in den noch unzureichend
erschlossenen Gebieten konnte den Reiz des weithin faszinierenden Traums von einem
neuen »Indien« in Zentralafrika – welches Weber von der Ostküste, Hübbe-Schleiden von
der Westküste aus zu realisieren vorschlugen – kaum relativieren, zumal Woermann selbst
die vage Hoffnung nicht zu unterdrücken vermochte, daß Zentralafrika vielleicht sogar
»neue Goldmassen spenden« könnte.15 Im Gegensatz zu Woermann unterstützten Landes-
kenner die Pläne des früheren Westafrikakaufmanns. Die bekanntesten unter ihnen, beide
Freunde Hübbe-Schleidens, waren die Afrikareisenden Gerhard Rohlfs und Eduard Robert
Flegel.16

Anmerkungen

1 In der Literatur habe ich nur zwei mehr oder weniger falsche, wenige Zeilen umfassende Hinweise auf
diese Ereignisse finden können. Beide liegen mehr als 50 Jahre zurück. Der erste, aus dem Jahr 1905
(Coppius, S. 130), klittert harmonisierend, der zweite, aus dem Jahr 1914 (Zimmermann, S. 24), gründet
darauf eine verfehlte Spekulation, Washausen, S. 36, Anm. 75 hat die Angaben von Coppius übernom-
men; ebenso Klauß, S. 128, der Hübbe-Schleidens Pläne überdies irrtümlich dem Kolonialverein zu-
schreibt.

2 Hübbe-Schleiden, Weltmacht, S. 3f., 6, 8, 11.
3 Hübbe-Schleiden, Ethiopien, S. 76f.
4 Jantzen arbeitete für Woermann als Leiter einer Faktorei in Liberia, J. Thormählen als Filialleiter in Ka-

merun. Die beiden Afrikakaufleute, die ihre Unternehmen von Hamburg aus dirigierten, besaßen 1883
allein im Kamerun bereits fünf Niederlassungen.

5 Der Handel im Kamerungebiet lag in den 1860er Jahren noch fast ausschließlich in englischer Hand.
Nach dem Einstieg der Hamburger Firmen C. Woermann und Jantzen u. Thormählen wuchs der deutsche
Handelsanteil progressiv an. 1883 bereits hatte der deutsche Westafrikahandel (an dem neben diesen bei-
den größten Firmen seit 1870 noch G.L. Gaiser, seit 1876 Witt u. Büsch, seit 1882 dann auch Goedelt u.
Gütschow führend teilnahmen), für den Woermann wie auch Jantzen u. Thormählen eigene Schiffsver-
bindungen einrichteten, den englischen überrundet. Enorme Profitraten (bis 1884 pendelte z.B. bei Palm-
öl die Marge des Reingewinns in der Regel zwischen 40% und 50%) ermöglichten dieses rapide Wachs-
tum. So konnte Woermann 1883 allein für Gabun einen Nettogewinn von 200.500 Mark buchen. Ein-
und Ausfuhrquoten des deutschen Westafrikahandels, der in Hamburg seinen zentralen Umschlaghafen
besaß, bei Koschitzky, II, S. 128; vgl. Coppius, S. 119–122; Schramm, Übersee, S. 298–301; Washausen,
S. 67–78; Wehler, S. 228, 299f.

6 Hierzu: Stoecker, Kamerun, II, S. 11–54, 99–257.
7 Hübbe-Schleiden, Rentabilität, S. 372f., 382; ders., Weltwirtschaft, S. 25. Über Hübbe-Schleidens Pro-

gramm einer »Kulturerziehung der Neger« s. ders., Ethiopien, Kap. IV–VII, Xf., XIV; -, Kulturfähigkeit;
-, Erschließung, S. 9, 16f.; -, Motive zur Begründung einer Guinea-Companie, S. 1–3, NL Hübbe-
Schleiden; -, Ergänzungen zu den Motiven für eine Guinea-Companie, Nr. 3–6, ebd.; -, Welt-Hegemonie;
-, Missionsgelder; -, Weltwirtschaft, S. 20, 24–30; -, Weltmacht S. 29–31; vgl. S. 174–176.

8 Vgl. Fabris Ausführungen über die Grundbedingungen »produktiver Tätigkeit« in tropischen Zonen in
seiner Rede vor der zweiten Generalversammlung des Westdeutschen Vereins am 7.3.1883: »Hier bildet
die meist dichte, eingeborene, farbige Bevölkerung die einzig brauchbare Arbeitskraft. Solange dieselbe
in unkultiviertem Zustande sich selbst überlassen ist, bietet der Handel wegen ihrer Bedürfnislosigkeit
nur kurze Zeit größere Chancen […], weil die einheimische Bevölkerung an stetig produzierende Arbeit
nicht gewöhnt ist. Es gilt daher für den mit höherer Intelligenz und mit Kapital in solche Gebiete treten-
den Europäer, die Bevölkerung zunächst zur Arbeit zu erziehen und ihr allmählich die materiellen und
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moralischen Vorteile derselben vor Augen zu stellen. Mit anderen Worten: Handelskolonien in solchen
Gebieten sind nur dann lebensfähig, wenn sie […] auf eigenen und ausgedehnten Plantagenbau sich stüt-
zen« (CPC 1. 1883, Nr. 3, S. 4f.).

  9 Hübbe-Schleiden, Weltwirtschaft, S. 29.
10 Auf dieser seit 1843 de jure spanischen Insel lagen neben denen der kleineren Hamburger Firma Goedelt

u. Gütschow die Depots der beiden großen Hamburger Handelshäuser C. Woermann und Jantzen u.
Thormählen (Jaeck, S. 49).

11 Hübbe-Schleiden, Rentabilität, S. 382; vgl. S. 375.
12 Ebd., S. 367f., 381.
13 Woermann, Westafrika, S. 71.
14 Hübbe-Schleiden, Motive zur Errichtung einer Guinea-Companie, S. 7, NL Hübbe-Schleiden; vgl. Wo-

ermann in DKZ 1. 1884, S. 383.
15 Ders., Tauschhandel, S. 43.
16 Hübbe-Schleiden, Rentabilität, S. 370; ders., Erschließung, S. 4; RNL Hübbe-Schleiden, TB, S. 139;

Friederichsen, Lebenserinnerungen, S. 114f.; Münchener Neueste Nachrichten, 24.9.1882, zit. bei: Saur,
S. 10f.
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15.2. Investitionswerbung für die »Guinea-Companie«
und Scheitern des Projekts

Seit dem Frühjahr 1879 verfolgte Hübbe-Schleiden seinen Plan, konnte aber während der
drei folgenden Jahre weder in den Seestädten noch im Binnenland finanzkräftige Interes-
senten gewinnen, obgleich er ein sogar auf einschlägige kaufmännische Überseerfahrungen
gegründetes Projekt anbot. Auch Fabris Versuch, Hansemann über Kusserow im Juni 1880
für Hübbe-Schleidens Projekt zu erwärmen1, blieb zunächst ohne sichtbaren Erfolg. »Nen-
nenswertes Kapital für dergleichen war bis vor kurzem im Inneren Deutschlands nicht zu-
sammenzubringen«, klagte Hübbe-Schleiden Anfang 1882.2 Um so eifriger rührte er ge-
meinsam mit Fabri die Werbetrommel für den direkten Kapitalexport. »Überseeische Pro-
duktiv-Assoziationen erheischen große Kapitalien«, mahnte Fabri, sekundiert von Hübbe-
Schleiden, am 4. März 1882 vor der Generalversammlung des Westdeutschen Vereins.
»Wird unser deutscher Geldmarkt, werden unsere großen Geldinstitute zu bewegen sein,
diese ungewohnten neuen Bahnen zu betreten?« Er drängte die »leitenden Kräfte des deut-
schen Geldmarktes«, zunächst einmal, »das Eis zu brechen, die Bahn zu eröffnen«.3 Am 20.
April 1882 warb Hübbe-Schleiden vor Hasses Leipziger Verein für sein »Deutsch-Ethiopien,
ein Indien in Afrika«. Am 4. Mai trat er in Greifswald in einem weiteren, bald auch ge-
druckten Vortrag für die »Erschließung des Inneren Afrikas« über eine »Etappenstraße«
von der Westküste ins Landesinnere ein. Vor dem Verein Berliner Kaufleute und Industri-
eller sprach er am 25. Mai zum Thema: »Überseeischer Handel, das Mittel zur Hebung
unseres Wirtschaftslebens«.4

Parallel zur Propaganda in der Öffentlichkeit warb Hübbe-Schleiden hinter den Kulissen
in direkten Verhandlungen weiter um Investitionskapital für seine westafrikanischen Pläne.
Er suchte es, rastlos von einem Gesprächstermin zum anderen eilend, bei den führenden
deutschen Bankhäusern und beim überseeischen Großhandel, in Berlin und Hamburg. In
Berlin bemühte er sich am 24. Mai vergeblich, mit der Deutschen Bank ins Geschäft zu
kommen. Die Guinea-Companie fand hier ebensowenig Interesse wie die für das Paraguay-
projekt wichtige »Transozeanische Bank«. Unverdrossen bediente sich Hübbe-Schleiden
Anfang Juni über Kusserow jener Verbindung zu Hansemann, die ihm Fabri zwei Jahre
zuvor auf dem gleichen Wege geschaffen hatte. Dieser Vorstoß brachte größeren Erfolg. In
der bereits erwähnten vertraulichen Unterredung, an der auch Kusserow teilnahm, ließ sich
Hansemann eingehend über das Vorhaben informieren und ersuchte Hübbe-Schleiden fürs
erste, ihn auf dem laufenden zu halten, falls er »weitere Schritte in dieser Richtung« zu
unternehmen gedenke.5

In Hamburg stellte Hübbe-Schleiden sein Westafrikaprojekt schon am 21. April dem El-
fenbeinimporteur H.A. Meyer vor, stieß jedoch bei dem ganz auf Ostafrika konzentrierten
Handelshaus verständlicherweise nur auf wohlwollende Zurückhaltung.6 Am aufgeschlos-
sensten zeigten sich zunächst Jantzen u. Thormählen, mit denen Hübbe-Schleiden noch am
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gleichen Tag anknüpfte. Woermanns Konkurrenten im Westafrikahandel ließen an Ort und
Stelle Erkundungen über die kommerziellen Chancen seines Vorhabens anstellen.7 Das
Ergebnis war positiv. Mitte September sicherte das Afrikahaus Hübbe-Schleiden nach ein-
gehenden Verhandlungen in einer präliminaren Vereinbarung seine Beteiligung an dem
geplanten Unternehmen zu.8 Doch das gute Einvernehmen hielt nicht lange vor. Mitte Ok-
tober schon sprangen Jantzen und Thormählen wieder ab und waren trotz verschiedener
Konferenzen, die sich noch bis zum Jahresende erstreckten, nicht mehr zur Teilnahme zu
bewegen.9 Woermanns Rivalen besaßen nun alle Detailinformationen über Hübbe-
Schleidens Pläne, die in den bislang überwiegend von Woermanns Faktoreien besetzten
Gebieten verwirklicht werden sollten.

Verbissen kämpfte Hübbe-Schleiden weiter um die Verwirklichung seines westafrikani-
schen Traumes. Nach der Absage der Deutschen Bank und dem Rückzug von Jantzen u.
Thormählen konzentrierte er sich ganz auf die dritte große Chance, welche er in seinen
Kontakten zur Diskontogesellschaft zu erkennen glaubte. Er maß ihnen große Bedeutung
bei, weil Hansemann, wie er zu Recht urteilte, »die Finanzwelt der Reichshauptstadt be-
herrscht und auch im übrigen Deutschland großen Einfluß hat«.10 Im Herbst 1882 schrieb
Hübbe-Schleiden in Hamburg »Motive zur Begründung einer Guinea-Companie« nieder
und überreichte sie am 2. November, wenige Tage nach der Absage von Jantzen u. Thor-
mählen, dem Direktor der Diskontogesellschaft.11 Den »Motiven« lagen eingehende Be-
richte über die Entwicklung der ersten westafrikanischen Versuchsplantagen Woermanns
seit dem Jahre 1879 bei. Hübbe-Schleiden verdankte diese wertvollen Indiskretionen dem
Botaniker und Forschungsreisenden Hermann Soyaux, der die Woermannschen Plantagen
in Gabun leitete und sich ein Jahrfünft später in der südbrasilianischen Kolonisationsarbeit
engagierte.12 Die Erfahrungen von Soyaux bestätigten, von selbstverschuldeten Fehlern
abgesehen, jene günstigen Aussagen Hübbe-Schleidens über die »Rentabilität« tropischer
Plantagenproduktion, welchen Adolph Woermann 1879 nicht grundlos so nachdrücklich
entgegengetreten war.13

Nach Hübbe-Schleidens neuerlichen »Motiven« sollte das Unternehmen zunächst in den
noch nicht okkupierten Gebieten des Festlandes vom Cameroon-Gebirge bis zur Corisco-
Bucht Fuß fassen, zugleich aber auch im Hinterland der Bucht und auf der spanischen Insel
Fernando Po Grundbesitz erwerben. Die Hauptaufgabe erblickte die Denkschrift darin,
»daß die Gesellschaft durch möglichst umfassenden Erwerb fruchtbaren und prominent
gelegenen Grundbesitzes, sowie durch teilweise Kultivation solchen Bodens mit einheimi-
schen Arbeitskräften und durch Wiederverkauf von Parzellen des erworbenen Bodens an
deutsche Kapitalisten die wirtschaftliche und nationalpolitische Okkupation der betreffen-
den Gebiete bewirkt«. Direkter Konkurrenz mit den dort bereits ansässigen Unternehmen
solle man sich zunächst enthalten, um unnötigen und gegenseitig lähmenden Streit zu ver-
meiden. Es komme statt dessen darauf an, »durch Güte und Humanität jene Küstenvölker in
seine Gewalt zu bekommen«, die Fürsten und Häuptlinge zu bewegen, in Schutzgesuchen
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ihre Souveränitätsrechte freiwillig an die Gesellschaft abzutreten.14 Eine Flottenstation im
Golf von Guinea würde der deutschen Flagge Anreiz sein, sich häufiger in jenen Gewässern
zu zeigen, die Einrichtung von Konsulaten deutschen Beamten die Chance bieten, sich suk-
zessive an Ort und Stelle mit den Verhältnissen vertraut zu machen. Hübbe-Schleiden vo-
tierte in seinen »Motiven« für ein Verwaltungssystem nach dem Vorbild der britischen East
India Company. Er dachte an eine »Kaiserliche Konzession« im Sinne der Royal Charters,
wie sie erst jüngst wieder der British North Borneo Company zugesprochen worden waren,
diskutierte aber, auf weite Sicht, auch schon eingehend Möglichkeiten und Probleme eines
Übergangs zu direkter Kolonialherrschaft des Reichs in Westafrika. »Tropische Rohpro-
duktion mit europäischer Intelligenz, Energie und Kapitalmacht betrieben«, warb Hübbe-
Schleiden, »ist das geeignetste Mittel, um von den […] Gebieten in möglichst kurzer Zeit
möglichst intensiv wirtschaftlich Besitz zu ergreifen. – Wer darin jetzt und in den nächsten
Jahren im Herzen Guineas der erste sein wird, dem wird schließlich Afrika gehören. Es
steht in unserer Hand, den besten Teil dieses Kontinents für unsere Nation zu gewinnen«.15

Am 3. November, einen Tag nach der Übergabe seiner »Motive« an den Direktor der
Diskontogesellschaft, konferierte Hübbe-Schleiden mehrmals mit Kusserow, der sich eben-
so interessiert zeigte wie sein Schwager. Der Auftakt war vielversprechend und wurde eine
Woche später noch übertroffen. Am Vormittag des 10. November traf Hübbe-Schleiden
erneut mit Kusserow zusammen, der für ihn abends ein Diner gab, zu dem neben Hanse-
mann auch Lothar Bucher erschien, den Hübbe-Schleiden als »Intimus des Reichskanzlers«
zu schätzen wußte. Hansemann bekundete nicht nur reges Interesse, sondern stellte jetzt
sogar seine Beteiligung in Aussicht.16 Zwei Tage nach dem Gespräch mit Kusserow, Bu-
cher und Hansemann konnte Hübbe-Schleiden auch den später als Kolonialfinanzier be-
kannten Leipziger Baron Oscar von Hoffmann für die Guinea-Companie gewinnen.17 In
Berlin drang Hansemann am 17. November interessiert auf »nähere Ausbreitung« des Pro-
jekts. Drei Tage später folgte die »Durcharbeitung der politischen Gestaltung des Unter-
nehmens mit von Kusserow«.18 Die auf Hansemanns Wunsch hin näher konkretisierte
kommerzielle und die mit Kusserow abgesprochene politische Seite des Unternehmens
präsentierte Hübbe-Schleiden schon im Dezember 1882 in seinen präzisen »Vorschlägen
zur Vorbereitung und Begründung der Guinea-Companie«.19 Die Vervielfältigung der Pro-
jektstudie zu diskreten Werbezwecken übernahm der Großbankier selbst. Das Zustande-
kommen der Gesellschaft schien nur noch eine Frage der Zeit zu sein. Zuversichtlich gab
Hübbe-Schleiden der Überzeugung Ausdruck, es werde ihm gelingen, »die Gesellschaft
schon in ihrem embryonalen Stadium eines Syndikats oder Konsortiums in einem Zeitraum
von etwa zwei bis höchstens drei Jahren privatwirtschaftlich und politisch soweit zu ent-
wickeln, daß dieselbe dann unmittelbar in Form einer kaiserlich konzessionierten Aktienge-
sellschaft definitiv konstituiert werden könnte«. Seiner Einschätzung nach sollte das Unter-
nehmen im Sommer 1884 imstande sein, als Fait accompli an die Öffentlichkeit zu treten.20

Die Foliohefte mit seinen detaillierten Vorschlägen wurden während der folgenden Monate
unter strengster Diskretion einem engen Kreis potentieller Interessenten unterbreitet, denn
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auch Hansemann folgte bei überseeischen Vorhaben generell der Maxime, daß ein »Be-
kanntwerden des Projekts« dessen »Tod« bedeute.21

Um die Jahreswende konferierte Hübbe-Schleiden wiederholt mit Hansemann und mit
Kusserow im Auswärtigen Amt.22 Mitte Januar 1883 bereits schlugen sich die Verhandlun-
gen mit Hansemann in aufschlußreichen Vertragstexten nieder: Hübbe-Schleiden unter-
breitete dem Bankier einen Vertragsentwurf mit dem »Konsortium zur Vorbereitung und
Errichtung einer Guinea-Companie«. Hansemann seinerseits diktierte ihm schon am 17.
Januar die ersten »Instruktionen des Konsortiums« in die Feder.23 Diesen Entwürfen zufol-
ge sollte Hübbe-Schleiden auf Rechnung des Konsortiums »sobald als tunlich« nach West-
afrika aufbrechen und berechtigt sein, in dessen Namen an Ort und Stelle mit fremden Ko-
lonialregierungen oder einheimischen Fürsten und Häuptlingen Präliminarverträge über
Landerwerb und Konzessionen abzuschließen. Bei einer definitiven Konstituierung der
Gesellschaft aufgrund seiner Berichte sollte er »in Anbetracht seiner bisherigen, mehrjähri-
gen Vorarbeiten für diese Aufgabe« ein ansehnliches Aktienpaket zugeschlagen erhalten.24

Hübbe-Schleiden hatte einen detaillierten Fragenkatalog für seine Untersuchungen in Hän-
den, aus dem das bohrende Profitinteresse des Konsortiums sprach.25 Er drängte Hanse-
mann, den Repräsentanten des noch anonymen Konsortiums, sein zunächst auf 10% des
Vorbereitungsfonds (200.000 M) angesetztes Aktienpaket auch im Vergleich zum Grün-
dungskapital in einer Relation zu halten, die hinreichte, um ihm eine »direktoriale Stellung«
in der Aktiengesellschaft zu sichern. Er glaubte nämlich mit einem Startkapital von 10
Millionen Mark rechnen zu können, dachte mithin in den gleichen Größenordnungen wie
bei dem Paraguayprojekt des Westdeutschen Vereins. Allein für seine ›Forschungsreise‹
veranschlagte er maximal 60.000 Mark – eine Summe, die höher lag als das gesamte, von
Fabri ein Jahrzehnt zuvor für die Barmer MHG angesetzte Startkapital.26 Er wähnte sich am
Ziel seiner Wünsche. In der ihm eigenen, mit seinem überaus wachen Geschäftssinn kon-
kurrierenden Neigung zu völliger Hingabe an ideal verklärte kommerzielle Unternehmun-
gen, hinter denen er eine Chance zu dem langerhofften steilen sozialen Aufstieg vermutete,
schwor Hübbe-Schleiden seinem Vater am 20. Januar 1883: »Wenn ich einen Kontrakt zur
Leitung der Ausführung eines Deutsch-Ethiopien abschließen kann, so werde ich mich die-
ser Aufgabe so ausschließlich widmen, daß ich mich dann allem anderen absolut verschlie-
ßen werde, denn dagegen ist in meinen Augen alles andere zur Agitation wertlos.«27

Es ist nicht auszuschließen, daß Bismarck schon zu dieser Zeit, also noch vor dem Ein-
treffen der ähnlich ausgerichteten, bekannten Denkschrift Woermanns vom 4. März 188328,
von solchen Plänen informiert und ihnen durchaus nicht abgeneigt war; denn neben Kus-
serow war auch der »Intimus des Reichskanzlers« und langjährige Freund Hansemanns,
Lothar Bucher29, detailliert über das Projekt unterrichtet. Interesse und Initiative Hanse-
manns, auch die wiederholten Rücksprachen Hübbe-Schleidens mit Kusserow im Auswär-
tigen Amt legen die Vermutung nahe, daß Hansemann zumindest um die Jahreswende noch
mit einem wenigstens stillschweigenden Placet des Reichskanzlers glaubte rechnen zu kön-
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nen. Überdies trafen sich Hübbe-Schleidens Gedanken über eine »politische Handelsgesell-
schaft« nach dem Vorbild der britischen Chartergesellschaften – wie die Haltung Bismarcks
gegenüber den Woermannschen Kamerunplänen noch im gleichen Jahr zeigte – mit den
Vorstellungen des Reichskanzlers von einem Kaufmannsregime in Afrika.30

Aus Gründen, die Hübbe-Schleiden erst später in ihrer ganzen Tragweite zu erkennen
vermochte, trat Ende Januar plötzlich eine merkwürdige Verzögerung ein. Hansemann gab
sich zwar gewillt, auch weiterhin an den Verabredungen mit Hübbe-Schleiden und der ge-
planten Afrikaexpedition festzuhalten, zögerte jedoch die definitive vertragliche Zusage
hinaus. Der Propagandist mußte sich dem Großbankier fügen, obwohl seine Ungeduld im
gleichen Maße wuchs, in dem er sich psychisch in die scheinbar endlich in Reichweite ge-
rückte, einträgliche Lebensaufgabe hineinsteigerte. Auch im Februar 1883 wartete er noch
immer vergeblich in Berlin auf die endgültige Entscheidung Hansemanns. Erfolglos suchte
er neben einigen anderen hanseatischen Firmen, wie dem bereits im Frühjahr 1882 ange-
sprochenen Ostafrikahaus H.A. Meyer und dem Elfenbeinspezialisten W. Westendarp, auch
Jantzen u. Thormählen noch einmal für seine Pläne zu gewinnen.31 Seine Unruhe wuchs
um so mehr, als er zu gleicher Zeit von erneut in Hamburg umlaufenden Gerüchten erfuhr,
denen zufolge England nun zielstrebig die »Annexion von Cameroons« vorbereitete.32 Die
Demaskierung der Favoriten im »großafrikanischen Wettrennen« hatte begonnen.33

Auf der zweiten Generalversammlung des Westdeutschen Vereins in Düsseldorf am 7.
März 1883 stellte sich Fabri in einer flammenden Rede aufs neue hinter Hübbe-Schleiden,
ohne jedoch nähere Hinweise zu geben. »Was wir wollen, wenigstens zunächst wollen«,
rief der Verbandsvorsitzende in die Versammlung, »läßt sich in dem Satz aussprechen: es
genügt für Deutschlands wirtschaftliche und soziale Lage nicht mehr, nur an dem überseei-
schen Handel und der Seeschiffahrt sich zu beteiligen; es gilt, daß wir auch in steigendem
Maße mit unserem Kapital und unserer Arbeitskraft sonstige überseeische Produktionen in
Angriff nehmen, wie Engländer, Amerikaner, Franzosen, Belgier es seit langem tun«. Weit
nachdrücklicher als eine in subtropischen Zonen tätige Gesellschaft werde ein derartiges, in
den Tropen arbeitendes Erwerbsunternehmen darauf dringen, sein Gebiet in eine Kolonie
zu verwandeln. Wenigstens eine Machtbefugnis, wie sie die North Borneo Company kürz-
lich erhalten habe, sei hier unabdingbar, um die »Anarchie der politischen Verhältnisse« zu
steuern. Erneut appellierte Fabri an die Geduld seines Auditoriums. Eine Reihe innerhalb
der Kolonialbewegung entwickelter Pläne für deutsche Überseeprojekte befinde sich bereits
in einem fortgeschrittenen Stadium der Vorbereitung. »Ich wünsche nur«, mahnte der Mis-
sionsinspektor, »daß, wenn dieselben in die Öffentlichkeit treten, unsere Kapitalisten, na-
mentlich die ungeduldigen unter ihnen, willig und freudig entgegenkommen und die in
Worten so vielfach gezollte Anerkennung unserer Bestrebungen durch die Tat bekräftigen«.34

Für Hübbe-Schleiden blieb Fabris Wunsch unerfüllt. Hansemann, von dessen Initiative
das Zustandekommen des Konsortiums letztlich abhing, verharrte weiter in merkwürdiger
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Zurückhaltung. Sie nährte bei Hübbe-Schleiden die beklemmende Sorge, daß er seine afri-
kanischen Pläne »als aufgegeben oder als undurchführbar« betrachten müsse.35 Das ständi-
ge Zuwarten in plagender Ungewißheit wurde für ihn schließlich unerträglich. Zwischen
immer mehr schwindender Hoffnung und nagenden Zweifeln an der Aufrichtigkeit seiner
Berliner und Hamburger Verhandlungspartner schwankend, flüchtete er sich, physisch wie
psychisch am Ende seiner Kräfte, im April 1883 in das österreichische Kurbad Lindewiese.
Dort erreichte ihn Ende des Monats die in nervöser Anspannung erwartete, endgültige
Nachricht aus Berlin. Sie zog einen desillusionierenden Schlußstrich unter sein jahrelanges,
unausgesetztes Bemühen um einen neuen geschäftlichen Start in Westafrika und alle darauf
gegründeten Hoffnungen. Am 28. April 1883 teilte Hübbe-Schleiden seinem Vater mit,
»daß Herr von Hansemann mein afrikanisches Unternehmen jetzt definitiv fallengelassen
hat«.36 Die weitere Entwicklung brachte ihm näheren Aufschluß über die mutmaßlichen
Motive und Hintergründe für den Rückzug von Jantzen u. Thormählen und das hinhaltende
Taktieren Hansemanns. Schon bald mußte er erkennen, daß sein Vorhaben weder pauschal
als »aufgegeben« noch gar als »undurchführbar« betrachtet, daß nicht das Projekt, sondern
nur er selbst als dessen geistiger Urheber »fallengelassen« worden war. Ein Blick auf die
weitgehend bekannte Vorgeschichte der Erwerbung Kameruns wirft Licht auf die Kehrseite
der Medaille.37
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15.3. Der Weg nach Kamerun und Hübbe-Schleidens Kollision
mit Woermann

Am 4. März 1883 legte Adolph Woermann, der seit 1879 das Wirken Hübbe-Schleidens
mißtrauisch verfolgte, dem Auswärtigen Amt seine Denkschrift über die »Gestaltung der
politischen Verhältnisse an der Westküste Afrikas und Mitwirkung des Deutschen Reiches
bei denselben« vor.1 Die Nachrichten von der beabsichtigten portugiesischen Annexion der
Kongomündung, mutmaßliche spanische Ambitionen, von dem bislang nur de jure mit Be-
schlag belegten Hamburger Handelsstützpunkt Klein-Eloby in der Corisco-Bucht auch de
facto Besitz zu ergreifen, und die auf Annexionsabsichten hindeutenden Verhandlungen des
britischen Konsuls Hewett mit den Duala-Häuptlingen motivierten sein Gesuch. Am 2.
April lenkte Kusserow durch seine Fehlinterpretation des britisch-französischen Sierra-
Leone-Abkommens und den Hinweis auf die angeblich bedrohlichen Folgen für den deut-
schen Westafrikahandel Aufmerksamkeit und Interesse des Reichskanzlers auf Woermanns
Notsignal.2 In seinen Anweisungen »für die Behandlung von Anträgen auf dem Gebiete der
überseeischen Handelspolitik« hatte Bismarck die generelle Maxime ausgegeben, »auf
Kolonialprojekte, welche die Erwerbung der Landeshoheit über ferne Gebiete zur Voraus-
setzung oder zur Folge haben können, nicht einzugehen, dagegen den deutschen Handels-
stand in seinen überseeischen Unternehmungen auf jede sonst mögliche Weise gegen Be-
nachteiligungen zu schützen und in seiner Konkurrenz mit den Angehörigen der Kolonial-
mächte zu unterstützen«.3 Das Zusammentreffen des Woermannschen Alarmrufs zum
»Schutz des deutschen Handels« mit Kusserows gleichgerichteter und indirekt bestätigen-
der Fehlinterpretation der Vereinbarungen zwischen London und Paris veranlaßte Bis-
marck, bei den Senaten der Hansestädte Berichte über die Interessenlage des deutschen
Westafrikahandels einholen zu lassen. Spätestens am 25. April informierte sich Woermann
selbst bei Kusserow im Auswärtigen Amt über die Chancen seiner Eingabe und die erfolg-
versprechendste Art des weiteren Vorgehens. Der Legationsrat deutete ihm vielsagend an,
»daß es für das Auswärtige Amt von besonderem Werte sein würde, wenn ihm Wünsche
wie der vorliegende unter Vermittlung und mit der Befürwortung der Senate der Hanse-
städte zugingen«.4 Mit diesem Wink sicherte er dem Großkaufmann indirekt seine Unter-
stützung zu. Hansemann scheint durch Kusserow oder durch Woermann selbst sogleich von
diesen Erfolgsaussichten informiert worden zu sein. Das war das geschäftliche Ende Hüb-
be-Schleidens. Sein wachsender Zweifel an Hansemanns Zusage, das von ihm projektierte
»politische Desideratum« in Westafrika unter seiner Beteiligung zu realisieren5, wurde nun
zur Gewißheit. Rebus sic stantibus hätte Hansemann bei einem weiteren Festhalten an den
Absprachen mit dem Propagandisten nicht allein die wohldurchdachte Taktik seines
Schwagers im Auswärtigen Amt durchkreuzen, sondern auch in direkte Konkurrenz mit
dem Hamburger Geschäftspartner seiner Diskontogesellschaft treten müssen. Bei dieser
Alternative lag seine Entscheidung nahe: Drei Tage später schon erhielt Hübbe-Schleiden
in Lindewiese die Nachricht, daß ihn der Berliner Großbankier »definitiv fallengelassen«
hatte.
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Woermann erkannte die Chance, die sich mit der Berliner Anregung zu »Gutachten aus
dem Interessentenkreise« bot.6 Sie fiel in jene Monate, in denen er der Hamburger Han-
delskammer als Präses vorstand, bevor er als nationalliberaler Abgeordneter in den
Reichstag gewählt wurde. Am 21. Juni inspirierte der mächtigste unter den Hamburger
Westafrikakaufleuten in der Handelskammer die bekannte Denkschrift vom 6. Juli 1883,
die Ende des Monats in Berlin eingereicht wurde. Sie markierte einen deutlichen Wandel in
der Haltung der Handelskammer zur Frage des Kolonialerwerbs, der sich unter dem Druck
des zunehmenden Konkurrenzkampfes im Überseehandel vollzogen hatte. Die wichtigsten
Forderungen der Hamburger Denkschrift zielten in die gleiche Richtung wie die Pläne
Hübbe-Schleidens: Neben Verhandlungen um die Gleichberechtigung des deutschen Han-
dels in den von fremden Kolonialmächten okkupierten Gebieten Westafrikas, dem Ab-
schluß von Schutz- und Meistbegünstigungsverträgen mit den Häuptlingen, neben der Ein-
richtung eines Berufskonsulats, einer Flottenstation und regelmäßigen Kriegsschiffbesu-
chen wurde der Erwerb eines Küstenstriches gegenüber Fernando Po zur »Begründung ei-
ner deutschen Handelskolonie« vorgeschlagen.7 In ihrem letzten Vorschlag zu direktem
Engagement des Reiches in den »vorzüglich zur Anlage von Plantagen« geeigneten Gebie-
ten ging die Denkschrift im Gegensatz zu Hübbe-Schleidens Plan einen Schritt über die
Intentionen Bismarcks hinaus. Als Woermann schließlich am 21. Oktober 1883 auf einer
Konferenz der Hamburger Westafrikahäuser dem Delegierten des Auswärtigen Amtes, Ge-
neralkonsul Krauel, ganz im Sinne Hübbe-Schleidens mit der Frage entgegenkam, ob man
nach dem Lüderitzschen Beispiel in Angra Pequena vielleicht zunächst Privatbesitz erwer-
ben und erst dann um die Protektion des Reichs nachsuchen solle, war auch die letzte Bar-
riere aus dem Weg geräumt. In ständigem Kontakt mit Kusserow erwarben Woermann und
Jantzen u. Thormählen seit Oktober 1883 erstmals größere Landstrecken im Kamerunge-
biet. Im Frühjahr 1884 begann das Wettrennen mit dem rivalisierenden England in West-
afrika. Am 31. Mai 1884 traten der eben ernannte »Reichskommissar« für die afrikanische
Westküste, Dr. Nachtigal, und der Arzt Dr. Buchner von Lissabon aus ihre »Informations-
reise« mit dem Kanonenboot »Möve« an. Von englischer Seite aus war die »Flirt« mit dem
Bevollmächtigten Hewett an Bord in gleicher Richtung unterwegs. Anfang Mai schlossen
die Agenten von Woermann und Jantzen u. Thormählen jene auch von Hübbe-Schleiden
geplanten Verträge, in denen die Häuptlinge ihre Hoheitsrechte auf die beiden Privatfirmen
übertrugen. Am 14. Juli 1884 unterstellten sich die Vertreter der Hamburger Handelshäuser
der Oberhoheit des Reichs, dessen Repräsentant Nachtigal eilends die deutsche Kriegsflag-
ge hißte. Konsul Hewett traf wenige Tage zu spät ein und fand Buchner als ersten deut-
schen Zivilkommissar und Vertreter der deutschen »Schutzherrlichkeit« in Kamerun vor.8

Adolf Coppius, der für seine 1905 publizierte Arbeit bei Hamburger Afrikakaufleuten di-
rekte Informationen einholen konnte, schrieb »die Ehre, die Kultivierung afrikanischen
Bodens in Angriff genommen zu haben« zwar »unbestritten« dem Haus C. Woermann zu,
konzedierte aber vage: »Man geht vielleicht nicht fehl, anzunehmen, daß durch den Ham-
burger Hübbe-Schleiden diese Weltfirma zu solchem Beginnen angeregt wurde«.9 Die
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Deutschen Geographischen Blätter betonten bereits 1883 ausdrücklich »das Verdienst die-
ses Mannes, auf die hohe wirtschaftliche Bedeutung der Anlage deutscher Kulturkolonien
an der Westküste Afrikas aufmerksam gemacht zu haben«.10 »Schon damals«, erinnerte
Hübbe-Schleiden selbst später im Rückblick, »hatte ich Gelegenheit, im Auswärtigen Am-
te, unterstützt von den bedeutendsten Kapitalkräften Deutschlands, für eine Annexion die-
ser Küstenstriche zu wirken«. Achtzehn Monate später wurden diese Pläne wenigstens teil-
weise durchgeführt.11 Was Hübbe-Schleiden unter führender Beteiligung von Hansemann
und Jantzen u. Thormählen vergeblich ohne und gegen Woermann ins Werk zu setzen ver-
sucht hatte, war Woermann selbst in Kooperation mit Jantzen u. Thormählen und unter
Ausschluß des Propagandisten in jenem Sommer 1884 gelungen, in dem Hübbe-Schleiden
seine Guinea-Companie ins Handelsregister eintragen zu können gehofft hatte. Die Ent-
wicklung der »Plantagenkolonie« Kamerun, an deren Ausbeutung sich Woermann, Jantzen,
Thormählen und, seit 1897, auch Hansemann führend beteiligten, bestätigte vollauf jene
kommerziellen Prognosen Hübbe-Schleidens über die »Rentabilität der Kultur Afrikas«, die
Woermann 1879 als »Luftschlösser« denunziert hatte.12

Die Ereignisse des Frühjahrs 1883 setzten den Hoffnungen Hübbe-Schleidens auf eine
»direktoriale Stellung« in jenem Unternehmen, das einem »Deutsch-Ethiopien« vorarbeiten
sollte, ein Ende. Sein Versuch, selbst in der Führungsspitze eines Großunternehmens ins
Westafrikageschäft einzusteigen, führte nur zu einer folgenschweren Kollision mit Adolph
Woermann. Der von Bismarck hochgeachtete größte deutsche Westafrikakaufmann, den
Treitschke als hervorragenden Vertreter deutscher Macht im Ausland rühmte13, verfolgte
aus geschäftlichen Gründen mit wachem Interesse die Entwicklung der kolonialen Bewe-
gung im Binnenland. Soweit sie ihm selbst in die Hände arbeitete, zeigte er sich höchst
aufgeschlossen für die Gedanken der Fabri, Hübbe-Schleiden und Weber und gab bekannt,
daß er ihnen »natürlich nur zustimmen« könne. Sobald er jedoch die eigenen Interessen und
Pläne tangiert sah, sperrte er sich gegen »positive Vorschläge« der Kolonialpropagandisten.
Schon im Frühjahr 1879 war er bemüht, Hübbe-Schleidens »Illusionen« über die kommer-
zielle Zukunft Westafrikas und die Werbung für ein konkretes Überseeprojekt im Interes-
sengebiet seiner eigenen Firma auf das »richtige«, für ihn selbst akzeptable Maß zurückzu-
schrauben.14 Ungleich härter wirkte der gleiche Mechanismus vier Jahre später, als Hübbe-
Schleiden aufs neue vorstieß. Wegen der eindeutigen Absage aus dem Jahr 1879 hatte er
das Haus C. Woermann weder auf eine eventuelle Beteiligung hin angesprochen noch
überhaupt informiert. Seine konkreten »Vorschläge«, die einem engeren Kreis potentieller
Aktionäre zugeleitet wurden, waren vielmehr darauf abgestellt, Woermann im Kamerunge-
biet beim Erwerb der geeigneten Distrikte zuvorzukommen. Möglicherweise durch Jantzen
u. Thormählen oder – als »Vertrauensmann der Diskontogesellschaft«15 – durch Hanse-
mann selbst diskret über Hübbe-Schleidens Absichten informiert, schlug der »kaufmänni-
sche Bismarck« mit aller Härte zurück. Quellen, welche über seinen Angriff auf den lästi-
gen früheren Afrikakaufmann im einzelnen Aufschluß geben, existieren nicht mehr. Die
Tatsache jedoch, daß dieser Zusammenprall im Frühjahr 1883 stattfand, ist gesichert.16 Die
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Kollision mit Woermann warf Hübbe-Schleiden völlig aus der Bahn und zeitigte auch für
seine bislang äußerst rege Tätigkeit innerhalb der kolonialen Bewegung schwerwiegende
Folgen.

In optimistischem Vertrauen auf die Erfolgsaussichten seines Überseeprojekts hatte
Hübbe-Schleiden Mitte 1882 den Dienst als Konsulent des Westdeutschen Vereins quittiert
und sich zuletzt ganz auf die Investitionswerbung für seine Guinea-Companie konzentriert.
Als das Scheitern seiner Pläne nur noch eine Frage der Zeit war, suchte er im Frühjahr 1883
den Weg zurück in die professionelle Arbeit für die koloniale Bewegung. Im März 1883
ging er seinen Barmer »Freund und Gönner« ein letztes Mal in einem fast flehentlichen
Notruf um Protektion und Hilfe an.17 Er informierte ihn über Woermanns Angriffe18, doch
seine Hoffnungen, durch Fabris Vermittlung zum Generalsekretär des Kolonialvereins zu
avancieren, als festbesoldeter Konsulent für den Frankfurter Interessenverband arbeiten
oder als reisender Agitator in seinen Dienst treten zu können19, zerschlugen sich. Fabri
vermied einen Konflikt mit Woermann. Im Grunde wußte Hübbe-Schleiden selbst, daß sein
Ersuchen aussichtslos war. »Würde Woermann mich in Frankfurt finden, er würde ohne
Zweifel sehr bald hinter meinem Rücken alle Hebel in Bewegung setzen, mir den Boden
unter den Füßen herauszuziehen und mich in möglichst infamer Weise unmöglich zu ma-
chen«, schrieb er an Fabri. »Ich bin dagegen völlig machtlos«.20 In Frankfurt rückte man
diplomatisch von der geplanten Einrichtung eines Generalsekretariats für den Kolonialver-
ein ab und begnügte sich anstelle dessen mit der Berufung eines festangestellten Bürochefs.
Die neugeschaffene Stelle eines Präsidialsekretärs für das Führungsgremium, auf die Hüb-
be-Schleiden ebenfalls gehofft hatte, erhielt Thimotheus Fabri. Hübbe-Schleidens Versuch,
durch ein festes Engagement in Frankfurt endlich »ins reguläre bürgerliche Leben einzu-
treten«21, war damit gescheitert. Von Fabris Angebot, ihn ab 1884 als Konsulenten unter-
zubringen, machte er keinen Gebrauch mehr. Kurz ehe die Kolonialfrage erstmals als
Wahlkampfthema debütierte, Adolf Lüderitz seinen Schutzbrief für Angra Pequena erhielt,
Nachtigal und Buchner in Kamerun und Togo die ersten Schutzverträge für das Reich
schlossen, wandte sich einer der erfolgreichsten deutschen Expansionspublizisten, durch
einen Repräsentanten des von ihm so vielgerühmten »Welthandelsgeistes« zu Fall gebracht,
enttäuscht von der Expansionspropaganda ab.

Auf der Mitte September 1884 nach Eisenach einberufenen außerordentlichen General-
versammlung des Kolonialvereins trafen neben Vertretern der Handelskammern von Kiel
und Lübeck, neben Lüderitz und H.H. Meier aus Bremen auch die Hamburger Woermann,
Jantzen, Thormählen und Brohm (»Woelber u. Brohm«) mit den Protagonisten der kolo-
nialen Propaganda, unter ihnen auch Fabri und E. v. Weber, zusammen. Hübbe-Schleiden
fehlte. Die Eisenacher Versammlung zeugte von der Annäherung zwischen Interessenver-
tretern des Überseehandels aus den Seestädten und den Führungsgruppen der organisierten
Kolonialbewegung des Binnenlandes, um die gerade er lange vergeblich geworben hatte.
Bennigsen rühmte »die Herren Woermann, Jantzen, Thormählen und Lüderitz« als die



364 Eine »politische Plantagengesellschaft« für West-Äquatorialafrika

»deutschen Pioniere an der Westküste Afrikas, die den Anlaß und die Unterlage geboten
haben für die Wendung der deutschen Reichspolitik auf dem Gebiete der kolonialen Fra-
gen, wie sie der Reichskanzler in so rascher und entschlossener Weise proklamiert hat, ge-
tragen von der anwachsenden Bewegung im ganzen Volke, welches nicht länger die Mitar-
beit am großen Werke der Kolonisation fremder Weltgegenden sich verschlossen sehen
will«. Woermann, der in der Rolle des »Kolonialpioniers« posierte, bereitwillig vorgab, es
seit jeher tief bedauert zu haben, in Übersee seinen »Fuß nicht auch einmal auf deutschen
Boden setzen zu können«, zugleich aber vorsichtig anmerkte, »daß der Kaufmann keinen
Patriotismus kennen darf und kaufen muß, wo er am billigsten kauft«, referierte ausführlich
über Kamerun und die Vorgeschichte seiner Erwerbung, ohne den Namen Hübbe-Schleiden
auch nur zu erwähnen. Sein Vorredner Fabri schwieg.22 Im gleichen Monat noch trat Woer-
mann selbst an Fabri heran und suchte ihn für seine Zwecke einzuspannen.23

Außer den direkten Verhandlungspartnern Hübbe-Schleidens in Berlin und Hamburg war
der bekannte Afrikareisende E.R. Flegel neben Fabri als einer der wenigen Zeitgenossen
mit den Hintergründen des Rückzugs seines Freundes aus dem kolonialpropagandistischen
Metier vertraut. Auch er hütete sich, Lärm zu schlagen und gegen den seit 1884 als Berater
Bismarcks geltenden Woermann aufzutreten. 1885, ein Jahr vor seinem Tod, bedauerte
Flegel dunkel, »daß ein solcher Mann, auf dessen Arbeit sich in der Hauptsache unsere
heutige Politik stützt, fern der großen Bewegung, die er durch seine umfangreichen Studien
und Schriften mit in die rechte Bahn der privaten Initiative lenken half […] – durch einen
dummen Zufall vielleicht – beiseitegedrängt, zürnend feiert«.24 Doch auch Flegels Laudatio
und die ungetrübte Anerkennung, die ihm in der Kolonialpublizistik allgemein gezollt wur-
de, vermochten Hübbe-Schleiden nicht mehr zu einem auch nur annähernd demjenigen vor
1883 vergleichbaren Engagement in der kolonialen Bewegung zu veranlassen.25 Die kleine-
ren Beiträge, mit denen er sich während der folgenden Jahre zu Wort meldete, bestätigten
als Ausnahmen nur die Regel.26

Nach seinem Rückzug aus der kolonialen widmete sich Hübbe-Schleiden mit gleicher
Intensität der Organisation der theosophischen Bewegung in Deutschland, die, von Ameri-
ka ausgehend, seit Mitte der 1870er Jahre auch in Deutschland in zahllosen Zirkeln aufleb-
te.27 Wenige Jahre später schon galt er als ein Protagonist der deutschen Sektion der
»Theosophical Society« und auch international als ein Repräsentant der theosophischen
Bewegung.28 »Leider haben theosophische Ideen ihn der Kolonialpolitik entfremdet«, be-
dauerte Ludwig Friederichsen in seinen Lebenserinnerungen, »aber glücklicherweise doch
erst dann, als die Fundamente einer energischen deutschen überseeischen Politik durch
Fürst Bismarck gelegt waren«.29 Das Jahr 1883 leitete auch das Ende der engen Zusam-
menarbeit der beiden führenden deutschen Expansionspropagandisten ein. Während Hübbe-
Schleiden der kolonialen Bewegung den Rücken kehrte, sich Ende 1884 in Neuhausen bei
München, einem der Zentren seiner neuen Interessengebiete, ansiedelte30 und sich in der
Folgezeit vornehmlich der theosophischen Bewegung verschrieb, kündigte Fabri 1883 sei-
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nen Rücktritt vom Amt des leitenden Inspektors der Rheinischen Mission an, verließ Ende
1884 das Alte Missionshaus in Barmen, übersiedelte nach Godesberg und widmete sich
fortan um so mehr der Arbeit innerhalb der kolonialen Bewegung.
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16. Fabris »Entlassung« aus der Rheinischen Mission:
Vorgeschichte und Hintergründe

Nach 27jähriger Amtszeit als leitender Inspektor verließ Fabri 1884 die Rheinische Missi-
on. Wiederholt war dem Theologen, Kirchenpolitiker und Missionsleiter in dieser Zeit hohe
Anerkennung zuteil geworden. 1868 verlieh ihm die evangelisch-theologische Fakultät
Bonn den Doktor honoris causa, nachdem sie ihn schon 1866 als Ordinarius für praktische
Theologie und evangelischen Universitätsprediger in Aussicht genommen hatte.1 1871 fun-
gierte er bei dem Gouverneur für Elsaß-Lothringen in Straßburg, Bismarck-Bohlen, als
Beirat für Kirchen- und Schulfragen.2 1875 war er Mitglied der außerordentlichen, 1879
der ersten ordentlichen Generalsynode.3 In den Jahren 1856 bis 1870 wurden ihm insge-
samt fünfmal Berufungen zu ordentlichen theologischen Professuren angeboten: aus Bern,
Leipzig und dreimal aus Preußen.4 In seiner Missionsarbeit beschränkte er sich nicht allein
auf die Rheinische Gesellschaft, sondern bemühte sich von Anbeginn an, die Rivalitäten
und Reibungen zwischen den verschiedenen evangelischen Organisationen innerhalb und
außerhalb Deutschlands im Sinne gegenseitiger Verständigung und Kooperation abzubau-
en. So ging die seit 1866 in zweijährigem Turnus zumeist unter seiner Leitung in Bremen
tagende Kontinentale Missionskonferenz auf seine Initiative zurück.5 Als leitender Inspek-
tor führte er die Rheinische Mission in ihr »Mannesalter«. Von 1857 bis 1884 wurden 95
Missionare auf außereuropäische Stationen und 53 Prediger in die Gemeinden deutscher
Siedler in Nordamerika und Brasilien entsandt. Insgesamt bildete Fabri im Barmer Missi-
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onsseminar mindestens 160 Missionare und Prediger aus.6 Er eröffnete die beiden wichtig-
sten Arbeitsgebiete der Rheinischen Mission: Sumatra und Nias. In seinem letzten Amts-
jahr gehörten der Missionsgesellschaft einschließlich des überseeischen Hilfspersonals und
der Missionarsfamilien 1.172 Personen an; die überseeische Missionsgemeinde in Afrika,
Niederländisch-Indien und China umfaßte die stattliche Zahl von über 26.000 Mitgliedern.7

Fabri konnte sich Wachstum und Erfolge seiner Gesellschaft zu einem erheblichen Anteil
zugute halten.8 Und doch war sein Ausscheiden aus der Mission überschattet.

Anhaltende Spannungen trübten in seinem letzten Barmer Jahrzehnt das Verhältnis zu
seiner beruflichen Umgebung. Längere Zeit über konnten sie innerhalb der Deputation ab-
geklärt werden. Das war geboten, denn die Rheinische Mission lebte von den laufenden
Spenden, den Kollekten und Vermächtnissen, die besonders der engeren Wuppertaler und
Ravensberger Missionsgemeinde, aber auch einer weiteren Gruppe von individuellen oder
in Hilfsvereinen zusammengeschlossenen Förderern entstammten. Die materielle Existenz
der Gesellschaft hing unmittelbar von ihrem Ruf in diesen Kreisen ab. Darum war für die
Rheinische Mission das Ende der Ära Fabri gekommen, als Spannungen, in deren Mittel-
punkt der leitende Inspektor und seine Familie standen, auf die Missionsgemeinde über-
griffen und hier Anfang der 1880er Jahre zum offenen Konflikt führten. Nach mehr als ei-
nem Vierteljahrhundert Missionsarbeit lief, nicht ganz zu Unrecht, die Rede von der »Ent-
lassung Fabris« um.9

Die »Mißstimmung gegen Fabri«10, die zu Beginn der 1880er Jahre aus aktuellem Anlaß
durchbrach und die Mission in eine ihrer schwersten inneren Krisen stürzte, hatte eine
langjährige Vorgeschichte. Die bestimmenden Faktoren dieser Entwicklung sind viel-
schichtig, komplex und ineinander verwoben. Ihre Verankerung in drei Motivkreisen
schafft eine gewisse Transparenz: Im Zentrum des ersten stand die Familie des Inspektors.
Als ein zweiter läßt sich die Vielfalt seiner häufig disparaten und arbeitstechnisch nur auf
Kosten der Missionstätigkeit zu bewältigenden Interessengebiete herausschälen. Der dritte
ist in der Persönlichkeit und dem Stil der Amtsführung Fabris zu suchen. Alle drei Ursa-
chen trugen am Schluß nicht wenig zu jener schweren, auch finanziellen Krise der Rheini-
schen Mission bei, die er als leitender Inspektor nicht überstand.

In der ihrem Selbstverständnis nach stark familiär strukturierten Rheinischen Mission
gab es traditionsgemäß drei »Familien«. Vom weiten Kreis der alle Missionsangehörigen in
Deutschland und in Übersee umfassenden »Missionsfamilie« hob sich der engere Kreis des
Barmer Personals ab, in dessen Zentrum wiederum die Familie des leitenden Inspektors
stand. Ihrem Verhältnis zum Missionsbetrieb, vor allem zur heimischen Missionsgemeinde,
kam daher erhebliche Bedeutung zu. Sie hatte im Missionshaus Anspruch auf freie Woh-
nung und Station und zählte in den 1870er Jahren sechs Köpfe: Friedrich und Henriette
Fabri, die drei Söhne Timotheus, Carl, Hermann und die Tochter Sophia.11
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Die Familie des Inspektors erfüllte die von ihr erwartete Zentralisierungs- und Integrati-
onsfunktion im Barmer Missionsleben nicht und entwickelte sich statt dessen im Laufe der
Jahre mehr und mehr zu einem Krisenherd. Offensichtlich sperrte sich zuerst Henriette Fa-
bri, dann auch die beiden ältesten Söhne Timotheus und Carl, die auf Kosten der Missions-
kasse das Gymnasium besuchten und studierten, gegen die beengenden, überkommenen
Verhaltensnormen für die Inspektorfamilie. Der allseits beliebte jüngste Sohn des Inspek-
tors, der spätere Pfarrer Hermann Fabri, vermochte das ausgleichende Gegengewicht nicht
zu schaffen.12 Die südhannoverische Gutsbesitzerstochter Henriette Fabri konnte oder
wollte von Anbeginn die ihr traditionsgemäß als Gattin des leitenden Inspektors (»Hausva-
ter«) zufallende Rolle der »Hausmutter« nicht übernehmen. Sie führte statt dessen, im Wi-
derspruch zu den überkommenen Bräuchen, einen eigenen Haushalt. Schon frühzeitig be-
gann sich die Inspektorfamilie als geschlossene Gruppe von den übrigen Mitgliedern der
Barmer »Missionsfamilie« abzukapseln. Hinzu kam ihr nach Ansicht der engeren Missi-
onsgemeinde ungewöhnlich hoher Lebensstandard.13 Skeptische Stimmen rügten im Blick
auf die Jahresabrechnungen, Henriette Fabri sei »nicht an sparsames Wirtschaften ge-
wöhnt« und der Inspektor selbst »geneigt, etwas vornehm zu leben«. Nach dem Urteil der
gleichen Kritiker entsprach Fabris als zu straff empfundenem Regiment in der Missionslei-
tung innerhalb seiner Familie ein »unbeschreiblich schwacher Stand«, auf den man es zu-
rückführte, »daß er das vornehme Treiben seiner Söhne, die die großen Herren zu spielen
sich nicht entblödeten, nicht zügelte«.14 Derlei trivial anmutende persönliche Gründe bil-
deten in Verbindung mit den schwerwiegenderen finanziellen Problemen die Causa prima
zunächst für interne Reibungen im Missionshaus, dann für »allerlei Klatsch« in der ge-
rüchtehungrigen Missionsgemeinde, schließlich aber für üble und nur noch im Kern stich-
haltige Nachreden und Unterstellungen15, die zuletzt ebenso nachteilig auf die Person des
leitenden Inspektors wie auf die Missionskasse rückwirkten. Nicht nur für seine Familie,
auch als Missionsleiter scheint Fabri die Barmer Kasse wiederholt erheblich überfordert zu
haben. Merkwürdigerweise scheint der gleiche Mann, der im Westdeutschen Verein und in
Zusammenarbeit mit Hübbe-Schleiden kommerzielle Überseeprojekte detailliert durch-
rechnete und bei seiner Werbung um das Kapital von Bankiers und Industriellen überseei-
sche Investitionsgewinne zu kalkulieren suchte, ausgerechnet mit den aus Spenden zusam-
mengebrachten Geldern der Mission etwas großzügig umgegangen zu sein. Um ihn gegen
seine Kritiker abzuschirmen, zeigten sich Anhänger Fabris bemüht, seine Familie als Ur-
sprung der finanziellen Misere namhaft zu machen. Auch das fiel letztlich wieder auf den
Inspektor selbst zurück. So bürgerte sich in dem über die Familie Fabri zirkulierenden
Klatsch der Missionsgemeinde in den 1870er Jahren die Rede von »Fabris Mißwirtschaft«
als fester Topos ein.16 Das war eine für die auf großzügige Spenden angewiesene Gesell-
schaft lebensgefährliche Schelte. Bis zum Ende der Amtszeit Fabris konnte das Gerücht
nicht mehr abgebaut oder überspielt werden, da es in der zunehmend defizitären Entwick-
lung des Missionshaushalts stets neue Nahrung fand.



372 Fabris »Entlassung« aus der Rheinischen Mission: Vorgeschichte und Hintergründe

Als man in Barmen 1878 das erste halbe Jahrhundert rheinischer Missionsarbeit feierte,
fehlten zum Ausgleich der Rechnungen 60.000 Mark. Seither ging es rapide bergab. Schon
im nächsten Jahr schnellte das Defizit auf mehr als das Doppelte – 125.000 Mark – in die
Höhe, kletterte beängstigend kontinuierlich auf 156.000 Mark im Jahr 1880, 185.000 Mark
im Jahr 1881 und erreichte 1882, im fünfundzwanzigsten Amtsjahr Fabris, die katastro-
phale Höhe von 205.000 Mark.17 Der seit Ende der 1870er Jahre fortschreitend defizitäre
Trend im Barmer Missionshaushalt konnte zwar auch von den böswilligsten Kritikern
Fabris nur zu einem Bruchteil mit dem vielgerügten, kostspieligen Haushalt der Inspektor-
familie begründet werden, denn in diesen Jahren waren außerordentlich hohe Rechnungen
für das südwestafrikanische Missionsgebiet zu verbuchen. Schon vor Kriegsausbruch aber
hatte die von Fabri gegründete MHG dort schwere Verluste hinnehmen und 1880 Konkurs
anmelden müssen. Darum konnte auch dem seither sprunghaft ansteigenden Defizit ein
zumindest indirekter Kausalnexus mit »Fabris Mißwirtschaft« zugesprochen werden. Die
finanzielle Misere in Fabris letzten Amtsjahren stellte das Resultat seiner jahrzehntelangen
Bemühungen um Ausbau und Intensivierung der Missionsarbeit am Ende in Frage. Nach
dem Zusammenbruch der MHG schien nun die Rheinische Mission selbst am Rande des
Ruins angelangt, denn auf dem Höhepunkt der finanziellen Krise wurden fast zwei Drittel
des gesamten Jahresetats vom anstehenden Defizit verschlungen. Die Aussendungen muß-
ten auf ein Minimum reduziert werden. Sie ähnelten mehr und mehr einer persönlichen
Auszeichnung der Absolventen des Missionsseminars als ihrem eigentlichen Ausbildungs-
zweck. Die meisten, ausgebildete Missionare, mußten in diesen Jahren den Weg als Predi-
ger nach Nordamerika oder Brasilien wählen.18 Wie Inspektor Kriele, nach dessen Urteil
Fabri der unbestrittene »geistige Führer der Rheinischen Mission« war, in beschwichtigen-
den Worten andeutete, war Fabri »der Mann mit dem weiten Gesichtskreis und mit den
großen Entwürfen, die ihn oft, vielleicht mehr als gut war, die geringen Dinge in ihrer Be-
deutung für das Ganze übersehen ließen«.19 Auch ein der Fabrifeindschaft so unverdächti-
ger Gewährsmann wie der ihm seit Mitte der 1880er Jahre näher bekannte Gustav von
Goßler, der 1889 als preußischer Kultusminister trotz heftiger Widerstände seine Berufung
als Honorarprofessor an die theologische Fakultät Bonn durchdrückte20, mußte in seinem
Ernennungsgesuch an Wilhelm II. vermerken, Fabri habe 1884 sein Amt »infolge von Dif-
ferenzen« niedergelegt, »welche ihren Ursprung darin hatten, daß er in seinem energischen
Schaffensdrang auf die verfügbaren Mittel der Missionsgesellschaft nicht immer die erfor-
derliche Rücksicht nahm«.21 Goßlers monokausale Motivierung bedarf der Ergänzung um
zwei weitere, ebenso schwerwiegende Beweggründe für den Rücktritt Fabris. An erster
Stelle ist hier die Tatsache zu nennen, daß der Inspektor nach den Worten eines Deputati-
onsmitglieds »einen großen Teil seiner Kraft und Zeit verschiedenen, der Mission abseits
liegenden Arbeiten zu opfern, Neigung gezeigt hatte«.22

Die große Zahl der Interessengebiete, denen sich Fabri neben seiner Missionsarbeit wid-
mete, erregte wachsendes Unbehagen gegenüber einem »Mangel an Konzentration, der
seinem Hauptberuf nicht immer zuträglich« schien.23 Hierher gehören neben seinen vielbe-
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achteten kirchenpolitischen Diskussionsbeiträgen aus den 1870er Jahren das Interesse an
den sozialen und ökonomischen Problemen seiner Zeit, sein Engagement in der Auswande-
rungsfrage, verbunden mit seiner Rolle in der kolonialen Bewegung. Die Aufmerksamkeit
der Presse galt in den 1870er Jahren dem »Kirchenpolitiker«, in den 1880er Jahren dem
»Kolonialpolitiker«, nur beiläufig aber dem »Missionsdirektor« Fabri. Nach alledem lag es
nahe, daß die Rheinische Mission »nicht selten empfand, daß die Vollkraft ihres Inspektors
nicht ungeteilt ihr gehöre«, und eine kritische Stimme vorsichtig anmerkte, »daß er oft nach
Berlin und Hamburg fuhr, vielleicht öfter […], als seinem unmittelbaren Dienst gut war«.24

Fabris Stellvertreter, Inspektor von Rohden, galt in der Rheinischen Mission als »Minister
des Inneren«. Fabri wurde zwar als »Minister des Äußeren« geschätzt, doch schien die
»Weltklugheit« des leitenden Inspektors skeptischen Missionsangehörigen zu viel von »Po-
litik und Diplomatie an sich zu haben, um innere Zustimmung und freudige Bejahung«
finden zu können.25 Die Kritik galt vornehmlich der Überschneidung missionarischer und
kolonialer Interessen im Denken des Missionsleiters.

Hatte sich Fabri in seinem ersten Dialog mit Berlin in den Jahren 1868/69 bemüht, die
Politik in den Dienst der Mission zu stellen, so bot er seit 1879 wiederholt die Dienste der
Mission für Handel und koloniale Expansion an. Sein Versuch, Mission und »Zivilisation«
in Gestalt der Barmer MHG in ein auf organisatorische Abgrenzung und praktische Koope-
ration, auf kommerzielle Gewinne ohne Risiko für die Missionskasse abgestelltes Verhält-
nis zu bringen, scheiterte. Das verzweifelte Bemühen um Schutz für die bedrohten Interes-
sen der Mission und der schwer angeschlagenen Handelsgesellschaft blieb in Berlin er-
folglos. Das kommerzielle Abenteuer der Rheinischen Mission in Südwestafrika endete mit
einem Fiasko. Die Liquidation brachte eine große Zahl von Kleinaktionären aus der Missi-
onsgemeinde um ihre Ersparnisse. Sie hatten ihr Geld im Glauben investiert, daß auf einer
der Mission nahestehenden Handelsfirma »ein besonderer Segen« ruhen müsse. Das einfäl-
tige Vertrauen wurde seiner Naivität überführt, denn am Ende war »alles verloren«.26 Die
erfolglosen Schutzgesuche Fabris in Berlin legten zu Recht die Vermutung nahe, daß der
Missionsinspektor als Kolonialpropagandist ungewollt die Vertrauenswürdigkeit seiner
Anträge untergraben hatte. Die hierdurch geweckte Skepsis wuchs im gleichen Maße an, in
dem seine kolonialpolitischen Interessen Raum griffen. »Die Stellung Fabris im rheinischen
Missionshause war, wie ich öfters vernommen, gerade keine glückliche«, schrieb 1888 der
frühere Barmer Oberbürgermeister Wilhelm August Bredt. »Er hatte mit besonderer Vor-
liebe die äußere Seite der Mission gepflegt. Die Gründung der verkrachten Missions-
Handelsgesellschaft für Westafrika mit ihren großen Verlusten wird in Barmen-Elberfeld so
bald nicht vergessen werden. Hiermit in Zusammenhang steht die bekannte kolonialpoliti-
sche Tätigkeit Fabris, der er heute vorzugsweise seine Aufmerksamkeit widmet.«27

Es konnte der Rheinischen Mission nicht verborgen bleiben, daß das Barmer Alte Missi-
onshaus in den Jahren 1881/82 ein Zentrum der deutschen Kolonialpropaganda war. Die
Arbeit Fabris an der Spitze des Westdeutschen Vereins, an dessen Veranstaltungen anfangs
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sogar einzelne Seminaristen teilnahmen, erregte zunehmend Mißfallen.28 »Es bot vor allem
in der ersten Zeit für manchen ein eigenartiges Bild«, räumte selbst die Deutsche Kolonial-
zeitung in einem Nachruf auf Fabri ein, »den protestantischen Missionsinspektor und
Geistlichen hier im Kreise der Großindustrie und des Großkaufmannsstandes Verhandlun-
gen über rein wirtschaftliche Fragen leiten zu sehen«.29 Je mehr Fabri seine Zusammenar-
beit mit Hübbe-Schleiden, dem »gelehrten Herren« aus Hamburg, gegen den Einblick der
Mission abschirmte, desto stärker schlichen sich Argwohn und Mißtrauen ein. Je mehr er
seinen profanen »Nebentätigkeiten« außerhalb des Missionshauses in Düsseldorf und Ber-
lin, Frankfurt, Leipzig und Hamburg nachging, desto häufiger sah er sich genötigt, Barmen
»auf geheimnisvolle Weise« den Rücken zu kehren.30 Auch das förderte die Entfremdung
zwischen dem Missionsinspektor und seiner beruflichen Umgebung. »Fabri begann je län-
ger je mehr die enge Fühlung zu verlieren mit der Umwelt, in die ihn sein unmittelbarer
Beruf hineinwies«, bestätigte Missionsinspektor Kriele.31 Inspektor Zahn von der Nord-
deutschen Missionsgesellschaft pflichtete diesem Urteil sogar in seinem Nachruf bei, als er
es in einer Nebenbemerkung betont dahingestellt sein ließ, »ob es Fabri gelungen ist, die
Gefahren eines vielseitigen Geistes zu vermeiden, ob er insbesondere in der Kolonialbewe-
gung, in welcher er eine so hervorragende Rolle spielte, der Mission die Dienste geleistet
hat, die gerade von ihm erwartet werden konnten«.32

Ein Blick in die Korrespondenz der Barmer Deputation mit dem südwestafrikanischen
Arbeitsgebiet vom Jahre 1884 zeigt deutlich den Stimmungsumschwung nach Fabris Aus-
tritt. In den Briefen des ersten Halbjahres wurden noch eingehende Empfehlungen für das
Verhalten der Missionare gegenüber den rheinischen Interessenten und dem mißliebigen
Lüderitz gegeben und die »politischen Gesichtspunkte« der von Fabri und Hasenclever
konzipierten Minengesellschaft eingehend diskutiert, für deren Konzessionsverträge die
Missionare Vermittlungsdienste zu leisten hatten. Im August 1884 zog Fabri endgültig ei-
nen Schlußstrich unter seine Barmer Jahrzehnte. Kaum ein Vierteljahr später schon drang
die Deputation in einem Instruktionsschreiben an die Namakonferenz der rheinischen Mis-
sionare ausdrücklich auf »neutrales und zuwartendes Verhalten«, verordnete »reinliche
Auseinanderhaltung von Mission und Zivilisation« und gab im Hinblick auf Kaufleute,
Bergbauinteressenten und künftige Siedler generell und kategorisch zu verstehen: »Eure
Aufgabe ist es, Christum zu predigen und die Seele Eures Volkes zu retten; jene aber wol-
len sich selbst bereichern, wollen Handel, Gewerbe, Industrie, unbekümmert, ob das Volk
darüber zugrunde geht. Noch nirgend ist in der Heidenwelt eine europäische Kolonie ent-
standen ohne die schwersten Ungerechtigkeiten. Portugiesen und Spanier, Holländer und
Engländer haben darin ziemlich gleichen Schritt gehalten. Die Deutschen werden es
schwerlich viel besser machen, und Ihr werdet die Aufgabe haben, Euer Volk vor Miß-
handlungen und Vergewaltigung der Weißen zu schützen, solange Ihr könnt […]. Haltet
Euch von allen politischen Fragen fern«.33
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Neben die anhaltenden Reibungen um »Fabris Mißwirtschaft« und seine »abseits liegen-
den« Sonderinteressen traten persönliche Gründe und solche, die im Stil seiner Amtsfüh-
rung wurzelten. Der früheste unter den hier wichtigen Krisenherden ist in der bereits
mehrfach erwähnten Kontroverse zwischen Fabri und seinen Anhängern im Barmer Missi-
onshaus und C.H. Hahn und den ihm zuneigenden südwestafrikanischen Missionaren um
die Begründung der Barmer MHG zu lokalisieren. Die Fronten brachen auf, als der Be-
gründer und Präses der Hereromission, von Fabri überspielt, 1873 aus dem Dienst der
Rheinischen Mission schied. Die Krise konnte mit Mühe überwunden werden, doch der
Konflikt schwelte latent fort. Er erhielt neue Nahrung, als die MHG 1880 mit Totalverlust
liquidierte, und wirkte bis in die Vorgeschichte der Erwerbung des ersten deutschen
»Schutzgebietes« hinein nach.

Daß der Barmer Inspektor und der Präses der Hereromission, die in der weiteren Öffent-
lichkeit bekanntesten und innerhalb der Rheinischen Mission profiliertesten Köpfe, nicht
zusammen- oder wenigstens nebeneinander, sondern auf die Dauer nur gegeneinander ar-
beiten konnten, lag nicht zuletzt in der Persönlichkeit Fabris begründet. Im Wuppertal hatte
Fabri als Missionsleiter und als Exponent der neueren Erweckungsbewegung34 mehr als
zwei Jahrzehnte lang Gelegenheit, sich in die Rolle einer nachgerade charismatischen Füh-
rer- und Vaterfigur einzuleben, deren Spuren sich auch in seinem Auftreten und Wirken in
der kolonialen Bewegung verfolgen lassen. In seiner Barmer Zeit hatte er die Rheinische
Mission besonders mit Hilfe der alljährlichen Festwochen35 zum geistigen Mittelpunkt,
seinen Betsaal im Alten Missionshaus zum »Mekka für die innerlichsten Schriftfreunde des
Wuppertals«36 gemacht und so in der Tat mehr als zwei Jahrzehnte lang »theologisch das
Tal beherrscht«.37 Die führende Stellung, zu der Fabri sich und damit auch die Rheinische
Mission im Wuppertal erhoben hatte, wirkte nicht nur positiv auf den Barmer Missionsbe-
trieb zurück, wo Fabri ebenfalls die »unbestrittene Führerstellung« einnahm. Die Schatten-
seite waren der unbedingte Führungswille und eine gewisse Überheblichkeit des Inspektors,
die wesentlich zu den Reibungen in der Rheinischen Mission beitrugen. Fabri hatte, wie
Inspektor Kriele urteilte, schon äußerlich, »in seiner ganzen Erscheinung und Haltung et-
was Gebietendes, um nicht zu sagen Beherrschendes. Er konnte wohl zunächst den Ein-
druck eines sich vornehm abschließenden, unnahbaren Mannes machen«.38 Sein engster
Mitarbeiter und kommissarischer Nachfolger gab in wenigen Worten eine vorsichtige, aber
vielsagende Charakteristik Fabris: »Er überragte uns alle um Hauptes Länge. Aber sein
Fehler war, daß er sich nicht beschränken konnte«. Mit diesem Urteil blieb von Rohden
nicht allein. »Die Meisterschaft, die sich in der Beschränkung zeigt, war ihm nicht gege-
ben«, pflichtete ihm später auch Kriele bei.39

Wilhelm August Bredt, der im Gegensatz zu den beiden Barmer Missionsangehörigen
keinen Anlaß hatte, mit einem offenen Urteil über Fabri zurückzuhalten, ging bedeutend
weiter. Er kennzeichnete »das ganze Wesen des Mannes« als »unsympathisch, unklar und
wegen einer gewissen Suffisance und Eitelkeit wenig angenehm«.40 Schon angesichts der
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Tatsache, daß der umfangreiche Nachlaß als verloren gelten muß, wäre es verwegen, mit
Hilfe der verstreuten Korrespondenzen mit und über Fabri ein stichhaltiges Psychogramm
seiner umstrittenen Persönlichkeit in den Barmer Jahren entwerfen zu wollen, zumal selbst
Zeitgenossen zugestehen mußten, daß der »zu Paradoxen« neigende Inspektor »wegen sei-
ner Proteus-Natur an und für sich schwer zu beurteilen« sei.41 Immerhin lassen sich anhand
des Barmer Materials und der Geschichte der Rheinischen Mission in seiner Zeit einige für
unseren Zusammenhang wesentliche Charakterzüge der Persönlichkeit und Amtsführung
Fabris aus dem Dunkel widersprüchlicher Aussagen herausheben. Selbstlose Hilfsbereit-
schaft, sensibles Einfühlungsvermögen, aber auch Verletzbarkeit vereinten sich bei Fabri
mit einem ebenso ausgeprägten Ichbezug.42 In seiner Amtsführung umkleidete die patriar-
chalische Fürsorge und Zuvorkommenheit, in welcher der »Hausvater« dem Barmer Perso-
nal, der Missionsleiter den Seminaristen und Missionaren begegnete, ein im Grunde auto-
ritär forderndes und diktierendes Regiment. Es trat zutage, sobald er auf beharrlichen Wi-
derstand stieß, zumal wenn die Opposition geeignet schien, seine eigene Position in Frage
zu stellen. Patriarchalische Fürsorge und autoritärer Machtwille waren zwei Seiten der glei-
chen Medaille. Mit der gebotenen Vorsicht gegenüber weitgreifenden Analogieschlüssen
läßt sich in Fabris »sozialpolitischem« Engagement ein dieser autoritären Charakterstruktur
auffällig entsprechendes Verhaltensmuster herausschälen. Der sozialkonservative Missi-
onsinspektor forderte, von Wichern, dann von Huber beeinflußt, Fürsorge für das vom
»Pauperismus« bedrohte Industrieproletariat. Politische Artikulation sozialer und ökonomi-
scher Interessen der »Arbeiterklassen« aber gedachte er zuweilen sogar durch die Deporta-
tion ihrer politischen Avantgarde in »Verbrecherkolonien« zu ahnden. Sofern und solange
die Opfer sozialer »Notstände« als Bittsteller auftraten, war nach Fabris Auffassung »ret-
tende Liebe« von oben nach unten angebracht. Wurden solche Interessen dagegen von un-
ten nach oben als Ansprüche gegen das bestehende Wirtschafts- und Gesellschaftssystem
formuliert, dann war seines Erachtens sozialdefensive Repression geboten.

In der Rheinischen Mission konnten hartnäckige Kontrahenten Fabris damit rechnen, von
einem unnachgiebigen Gegner unter Druck gesetzt zu werden. Aus seinen zahlreichen lite-
rarischen Kontroversen spricht, schon in der Frühzeit, mitunter eine ätzend scharfe Pole-
mik, die zeigt, was es auch für Missionsangehörige bedeuten konnte, sich mit dem ebenso
streitbaren wie sensiblen und nachtragenden Inspektor anzulegen. Fabri bediente sich indes
nur in Ausnahmefällen der offenen Repression, operierte vielmehr in der Regel im Hinter-
grund mit den bewährten Winkelzügen des divide et impera, vor allem in Gestalt der Isola-
tion des Gegners. Das ausgeprägte Bewußtsein der Machtfülle und Überlegenheit, das noch
bis zum Ende der 1870er Jahre zweifelsohne der Wirklichkeit entsprach, ließ ihn vermeint-
lichen Angriffen auf sein patriarchalisch-autoritäres Regiment und seine Richtlinienkom-
petenz zunächst mit sanftem, aber unnachgiebigem Druck, später auch gereizt und aggres-
siv begegnen. Die nicht nur sachlich, sondern auch persönlich motivierte Kollision mit C.H.
Hahn war nicht zuletzt auch eine der Folgen solchen Verhaltens. Der Pyrrhussieg ging zu
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Lasten der Rheinischen Mission, die dadurch ausgelöste, immer wieder durchbrechende
Vertrauenskrise zu Lasten Fabris.

Ein ähnlicher Vorfall rückte wenige Jahre später all die langjährig aufgespeicherten Sen-
timents gegen Fabri mit einem Schlag ins Licht der Öffentlichkeit. Im Mittelpunkt stand
Ernst Faber (∗1839), ein von Fabri ausgebildeter Chinamissionar der Rheinischen Mission,
der seiner eminenten Sprachbegabung wegen vornehmlich als Sinologe arbeitete. Als Se-
minarist war er der »Lieblingsschüler« Fabris. Er gehörte gleichsam mit zur Familie des
Inspektors und kannte die Persönlichkeit seines Lehrers, zumal in ihren Schwächen, besser
als alle anderen Missionsangehörigen. Seiner bevorzugten Stellung zum Missionsleiter ent-
sprach eine ebenso exponierte Position im Alten Missionshaus und später unter den Mis-
sionaren. Faber erwarb sich als Sinologe durch Arbeiten zur chinesischen Geschichte, Phi-
losophie und Literatur rasch Anerkennung. Zum Stein des Anstoßes wurde in Barmen die
Tatsache, daß er die aus seiner literarischen Arbeit stammenden, beträchtlichen Einkünfte
seinem eigenen Konto zugute kommen ließ. Vorhaltungen Fabris wies er mit »einem etwas
starken Selbstgefühl« zurück.43 An die Stelle des einst einer Vater-Sohn-Beziehung ähnli-
chen Vertrauensverhältnisses zwischen Fabri und Faber trat schon beim ersten Heimatur-
laub des Sinologen Argwohn und Mißtrauen. Faber zeigte sich nicht mehr zur bedingungs-
losen Unterordnung gegenüber seinem ehemaligen Lehrer bereit. Eine Krise bahnte sich an.
Ein »übler Geist der Entfremdung und Verbitterung« habe seinen Einzug gehalten, verkün-
dete Fabri und rief zum Gebet. Während die Missionsangehörigen »Fürbitte« leisten sollten,
schrieb er weiterhin »väterlich ernste« Briefe nach China. Die später zur Schlichtung einge-
setzte »Vertrauenskommission« qualifizierte einen der ihr vorgelegten Briefe immerhin als
»scharfes Schreiben«.44 Diesmal zahlte sich Fabris Taktik, die Missionsleitung vorab gegen
potentielle Widersacher zu mobilisieren, nicht aus.

Für unseren Zusammenhang irrelevante organisatorische Meinungsdifferenzen zwischen
Fabri und vier Chinamissionaren, unter ihnen auch Faber, führten 1880/81 zu einem hefti-
gen Briefwechsel zwischen Barmen und dem fernöstlichen Missionsgebiet. Als die vier
Korrespondenten Fabris von der Aussichtslosigkeit ihrer Opposition gegen den Inspektor
überzeugt waren, traten sie mit einer 20 Druckseiten umfassenden »Appellationsschrift« die
Flucht nach vorn an. Die Schrift wurde zum Anlaß einer für die Rheinische Mission und
vor allem für Fabri überaus »unerquicklichen«, skandalösen Affäre, die weite Kreise zog.
Die Verfasser des Protestschreibens bedienten sich, wohl von Faber dazu inspiriert, der
Methoden ihres Barmer Kontrahenten. Sie suchten Fabri mit einem überraschenden Vor-
stoß bloßzustellen und innerhalb der Missionsgemeinde zu isolieren. Fabri zählte nicht zu
den Adressaten der Druckschrift. Auch die unter seinem Einfluß stehende Deputation wur-
de bewußt übergangen. Hauptadressat war die Generalversammlung der Rheinischen Mis-
sion, welcher Vertreter der wichtigsten Hilfsvereine angehörten. Hiermit richteten die vier
Chinamissionare ihren Angriff ganz bewußt auf die verwundbarste Stelle der Mission.
Doch damit nicht genug. Außerdem ging die »Appellationsschrift« an eine Reihe von Au-



378 Fabris »Entlassung« aus der Rheinischen Mission: Vorgeschichte und Hintergründe

ßenstehenden, ja sogar an andere Missionsgesellschaften. Sie stellte einen Frontalangriff
gegen Fabris Regiment dar und bezweckte offensichtlich, den Inspektor mit Hilfe der em-
pörten Missionsgemeinde und der weiteren Öffentlichkeit aus seinem Amt zu nötigen. Sie
enthielt eine Reihe scharfer und persönlich beleidigender Angriffe gegen Fabri und seine
Amtsführung, stellte seine »Kniffe« und »anderen kirchen- und kanzleipolitischen Künste«
bloß und gipfelte in der auf den Inspektor gezielten, aber die gesamte Missionsleitung tref-
fenden sarkastischen Frage: »Ist denn niemand in Barmen, der ein Kompendium der Moral
zur Hand hat?«45:

Fabri und die Deputation erfuhren erst von der »Appellationsschrift«, als deren Inhalt
schon Tagesgespräch der Missionsgemeinde und anderer Missionsgesellschaften war. Die
Deputation reagierte auf das »unerhörte Vorgehen« der Chinamissionare, das von Fabri als
»betrübende Katastrophe« und auch von der Generalversammlung als »beugende Heimsu-
chung« der »an den Pranger« gestellten Mission empfunden wurde, mit einem Schritt, der
in der Geschichte der Rheinischen Mission wie aus der Sicht anderer Gesellschaften ebenso
»unerhört« war: Sie schloß die vier Verfasser der »Appellationsschrift« kurzerhand aus.46

Der unvermittelte Gegenzug der Missionsleitung setzte eine Lawine gegen Fabri in Gang.
Er mußte mit Bestürzung erkennen, daß der offen bekundete »Widerstand« der Chinamis-
sionare »auch von Seiten etlicher in der Sache übel oder ungenügend unterrichteter Freun-
deskreise der Heimat Nahrung« fand.47 Den »Verstimmtesten« unter Fabris Gegnern diente
der Eklat als willkommener Anlaß, erstmals »ihrer Mißstimmung den lautesten Ausdruck
zu geben«. Der ausgeschlossene Faber stieß mit einer Kampfschrift gegen Fabri nach, um
sich ex post auf Kosten des Inspektors zu rechtfertigen.48 Die Wuppertaler Presse, beson-
ders die Elberfelder Reformierte Kirchenzeitung, griff die Affäre auf.49 Andere Missionsge-
sellschaften schalteten sich in den Streit ein. Eine siebenköpfige »Vertrauenskommission«
wurde einberufen, um anhand des vorliegenden Korrespondenzmaterials und durch Zeu-
genbefragungen den Sachverhalt aufzuhellen, die Schuldfrage zu klären und die Gemüter
zu beruhigen. Sie befand zwar nach außen hin, die schweren Beschuldigungen gegen Fabri
seien »völlig unbegründet«.50 Im engeren Kreise der Mission jedoch wußte man, daß Fabri
in Wirklichkeit von den Vertrauensleuten nur »größtenteils gerechtfertigt« worden war. Er
mußte zur Kenntnis nehmen, daß seine Kritiker ihre Angriffe »nicht ganz ohne Grund«
vorgebracht hätten, wobei im Blick auf die übrigen Krisenherde allerdings eingeräumt wur-
de, »daß die Verschuldung aber mehr auf seiner Familie lastete, als auf Fabri selbst«.51 Der
Friede, den die Kommission zu stiften suchte, war nur ein Waffenstillstand, der zudem von
außen her immer wieder torpediert wurde. Besonders von reformierter Seite folgten weitere
Angriffe auf Fabri.52 »Es ist der niedrige Schmutz, den kleinliche (reformierte) Theologen
um sich werfen, die das Christentum nur im Talar, den Kopf aber voll konfessionellem
Stroh haben«, schrieb Hübbe-Schleiden, der zu dieser Zeit im Barmer Missionshaus wohn-
te, noch im Januar 1882 über eine der Streitschriften gegen Fabri53, die durch die inzwi-
schen »weithin bekannte chinesische Angelegenheit«54 ausgelöst worden waren.
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Die Affäre Faber, die im Grunde eine Affäre Fabri war, gab nur den ausschlaggebenden
Anstoß für den Rückzug des leitenden Inspektors aus der Rheinischen Mission, denn aus
den erwähnten Gründen bestand »längst eine gewisse Mißstimmung gegen Fabri«. Die
»chinesische Angelegenheit« war für ihn vor allem deswegen eine »beklagenswerte Kata-
strophe«, weil sie wie ein Dammbruch wirkte, alle in langen Jahren gegen seine Person und
seine Amtsführung aufgestauten Emotionen auf einmal freigab und so in der Mission und
weiten Teilen ihrer Förderkreise zum Anlaß wurde, »den Wunsch der Pensionierung Fabris
rege zu machen«.55 Schon 1882 trug sich Fabri mit Rücktrittsgedanken. Er vertagte die
Entscheidung angeblich nur, weil er »mitten im Sturm das Schiff nicht verlassen« wollte.56

Es scheint jedoch weniger um das »Schiff«, als um die Ehrenrettung des schwer beschul-
digten Steuermannes gegangen zu sein. Ein Rücktritt auf dem Höhepunkt der Krise konnte
den ohnehin naheliegenden Eindruck nur bestätigen, daß ihn der größtenteils selbst ent-
fachte »Sturm« von Bord gefegt habe. Ein Jahr noch harrte Fabri aus. Er zog sich aber seit
Ende 1882 mehr und mehr aus dem äußeren Leben der Missionsgemeinde zurück. Schon
im Februar 1882 berichtete Hübbe-Schleiden aus Barmen von Fabris Enttäuschung über
»die über alle Begriffe gehende Engherzigkeit der eigentlichen alten Barmer« und moti-
vierte vordergründig in seinem Sinne: »Eben deshalb verkehren Fabris, und ich mit ihnen,
auch mit fast niemandem in Barmen«.57 Die Mission feierte das fünfundzwanzigste Amts-
jubiläum des Inspektors – das einzige seiner Art in Barmen – im Oktober 1882 zwar »in
aller Ruhe und allen Ehren«. Sie sah aber vorsorglich auch von »allen Festlichkeiten außer-
halb des Missionshauses« ab.58 Als Fabri der Deputation im Herbst 1883 definitiv den
Rücktritt erklärte, »wurde sein Antrag gern akzeptiert, um jede Mißstimmung zu beseiti-
gen«.59

Da die Frage seiner Nachfolge noch nicht geklärt war, blieb Fabri noch ein halbes Jahr in
Barmen. Pfingsten 1884 übersiedelte er mit seiner Familie nach Godesberg.60 Er kehrte
während der folgenden Monate noch einige Male zurück, um liegengebliebene Arbeiten
abzuschließen, Unterricht im Missionsseminar zu erteilen und verabschiedete sich auf dem
Jahresfest der Rheinischen Mission am 13. August 1884 in einer letzten Rede endgültig von
der Gesellschaft, die er 27 Jahre lang geleitet hatte.61 Der 59jährige motivierte seinen
Rücktritt mit Altersgründen. Es konnte nicht wundernehmen, daß diese Begründung, wie
von Rohden, sein um 10 Jahre älterer kommissarischer Nachfolger, vorsichtig andeutete,
»keineswegs allen einleuchtete«.62 »Glaube niemand, daß mich irgendwelche Verstimmung
bei diesem Schritte geleitet habe«, warnte Fabri die Missionsgemeinde nachdrücklich, aber
gewiß vergeblich, in seinem Abschiedswort vom 13. August 1884.63

Erst die Vorgeschichte der Amtsniederlegung Fabris erhellt auch die Hintergründe der
finanziellen Misere der Rheinischen Mission in seinen letzten Barmer Jahren. Alles deutet
darauf hin, daß er sich zuletzt aufgrund finanzieller Sanktionen der Missionsgemeinde zum
Rücktritt genötigt sah. Die Verlagerung des um Person und Amtsführung des Inspektors
entbrannten Konflikts in die Öffentlichkeit traf die Mission schwer. Sie sah sich in Sorge
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um die Reaktion ihrer finanziellen Förderer genötigt, schon Anfang 1881 an alle Hilfsver-
eine die dringende Bitte zu richten, »sich durch diese Vorgänge in ihrem Eifer für die Rhei-
nische Mission nicht wankend machen zu lassen«.64 Der Appell fruchtete nicht viel. Ver-
geblich beklagte Schatzmeister Th. Gundert die »schlechten Zeiten in den Leistungen unse-
rer Hilfsvereine«.65 Im August 1882 bekannte Fabri resigniert, daß eine »Steigerung der
Einnahmen nicht zu erzielen« und darum das weitere »Anschwellen des Defizits unver-
meidlich« war.66 Seine Hoffnung, »endlich ohne Defizit durchzukommen«, erfüllte sich
nicht. Er mußte feststellen, daß eine Reihe der Hilfsvereine »statt voran, vielmehr zurück-
gegangen sind in ihren Leistungen«.67 Die Missionsarbeit drohte ins Stocken zu geraten.

Im April 1883 deutete Fabri an, daß sich das »bei uns leider fehlende Gleichgewicht zwi-
schen Ausgaben und Einnahmen am leichtesten durch eine bedeutende Reduktion unserer
Missionsarbeit würde ersetzen lassen«. Dazu war man in Barmen nicht bereit.68 Die ver-
schwiegene Alternative war ein Wechsel im Amt des Missionsleiters. Das zeigt ein Blick in
die Jahresabrechnungen der Rheinischen Mission. Die laufenden Spenden für die Missions-
arbeit hielten sich zwar annähernd in gleicher Höhe.69 Die Fördererkreise der Mission wa-
ren aber nicht bereit, den, Gerüchten zufolge, durch die »Mißwirtschaft« des umstrittenen
Inspektors verursachten defizitären Trend des Missionshaushalts durch zusätzliche Gaben
abzufangen. 1880 konnten an zweckbestimmten Spenden zur Deckung des aus dem Vorjahr
anstehenden Defizits in Höhe von 125.000 Mark gerade 2.300 Mark zusammengebracht
werden. Obgleich eine regelrechte Werbekampagne zum Abbau des Defizits eingeleitet
wurde, hielten sich die Deckungsspenden auch in den Jahren 1881 (156.000 : 3.500) und
1882 (205.000 : 15.000) unverändert im gleichen Mißverhältnis zum Fehlbetrag. Im Herbst
1883 kündigte Fabri seinen Rücktritt an. Noch im gleichen Jahr konnte das Defizit um rund
40.000 Mark gesenkt werden.70 Als der Inspektor 1884 ausschied, wurde der verbliebene
Minusbetrag mit einem Schlag durch zweckbestimmte Spenden in Höhe von 166.000 Mark
ausgeglichen. Den auffälligsten Beleg für den unmittelbaren Zusammenhang zwischen der
Krise um Fabri und der Zahlungsbereitschaft der Missionsfreunde bietet das Beispiel der
engeren Missionsgemeinde Barmen-Elberfeld. Zur Deckung des Defizits wurden hier von
1880 bis 1883 insgesamt nur 4.500 Mark gespendet. Als Fabri sein Amt niederlegte, steu-
erte die Missionsgemeinde des Wuppertals in einem einzigen Jahr das Zehnfache, 42.000
Mark, allein zur Deckung des Defizits bei.71 Ausdrücklich betonte Dr. A. Schreiber, ein
enger Freund C.H. Hahns, der den kommissarischen Missionsleiter von Rohden abgelöst
hatte72, in seinem Jahresbericht: »In dem Jahr 1884 haben unsere Freunde an Gaben für die
Mission mehr aufgebracht, als in irgendeinem der vorhergehenden Jahre, über 500.000
Mark«.73 In den nächstfolgenden Jahren gab es in Barmen kein Defizit mehr und keine
»Mißwirtschaft«. Die Zahlungsbilanz blieb ausgeglichen.74 »Inspektor Fabri hatte zum
Schluß seiner Amtsführung noch die Freude zu sehen, daß sein Aufruf zur Deckung des
Defizits den gewünschten Erfolg hatte«, schrieb Rohden vier Jahre nach dem Rücktritt
Fabris in seiner Missionsgeschichte75 und harmonisierte damit den wahren Sachverhalt.
Jahrelang waren Fabris Aufrufe ohne Erfolg geblieben. Erst als er seinen Rücktritt bekannt
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gab, stiegen die Defizitspenden ruckartig an. Sein Drängen, Mahnen, ja selbst die ver-
steckte Drohung mit einer Einschränkung der Missionsarbeit erreichte nichts, sein Rücktritt
alles. Er selbst hatte dem Erfolg seiner Aufrufe im Wege gestanden. Wilhelm August Bredt
erinnerte sich genauer als von Rohden. »Von mehreren Seiten«, schrieb er, ebenfalls 1888,
»vernahm man nach seiner Amtsniederlegung, daß der Vorstand des Hauses froh sei, daß er
gegangen«.76 Bei der Suche nach einem geeigneten Nachfolger mußte die Deputation je-
doch erkennen, daß Fabri trotz seiner Fehler in der Missionsleitung nicht gleichwertig zu
ersetzen war. Sein Nachfolger A. Schreiber wußte, daß die Rheinische Mission 1884 den
»ohne allen Zweifel bedeutendsten Mann« verloren hatte.77

Auch nach dem Rückzug aus Barmen blieben die mit kolonialen Intentionen ver-
schränkten und zunehmend in deren Dienst rückenden Missionsinteressen Fabris für seine
Tätigkeit von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Eingaben zu Fragen der Mission in den
Schutzgebieten trugen wesentlich dazu bei, den Kolonialpropagandisten schließlich zu
Bismarck in jenes Vertrauensverhältnis mit sachbezogenen Einflußmöglichkeiten zu brin-
gen, um das er sich als Missionsinspektor lange vergeblich bemüht hatte. Das Jahr 1884
beendete Fabris umstrittenes Barmer Doppelleben. Am 13. August 1884 erst hatte er sich
endgültig als Inspektor von der Wuppertaler Missionsgemeinde verabschiedet. Wenig spä-
ter schon, in den Wochen vor den Wahlen vom 28. Oktober 1884, kehrte er als Reichstags-
kandidat in den Wahlkreis Barmen-Elberfeld zurück.
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gern gesellten sich junge Griechen, die nach Barmen gesandt wurden, um unter Fabris Leitung für den
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England und Schottland), ins Missionshaus kamen, um entweder einen ganzen Lehrgang zu absolvieren
oder eine Zeitlang zu hospitieren (DZA II, Rep. 76 Va Sekt. 3 Tit. IV, Nr. 36. Bd. 5, S. 79; Rohden, S.
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17. Koloniale Wahlpropaganda und erste Reichstagskandidatur

Im Herbst 1881 hatte Fabri in der Kölnischen Zeitung von drei Stadien auf dem Weg zu
kolonialer Politik gesprochen. Nach der Konzentration auf die propagandistische Mobilisie-
rung einer kolonialfreundlichen »öffentlichen Meinung« sollte im zweiten Stadium einer-
seits die koloniale Diskussion »vom Markte der öffentlichen Erörterung in die Arena der
politischen und parlamentarischen Verhandlungen« getragen, andererseits kolonialer Politik
durch »private Initiative« vorgearbeitet und so die Grundlage geschaffen werden für das
dritte Stadium, dessen Anbruch dadurch gekennzeichnet sein sollte, daß »die Regierung
zum Handeln übergeht«.1 Das Wahlergebnis vom Herbst 1881 vertagte den erstrebten par-
lamentarischen Auftakt zum zweiten Stadium. Die folgenden Jahre standen im Zeichen
verstärkter Bemühungen um die Organisation der kolonialen Interessen und die Investiti-
onswerbung für konkrete Überseeprojekte. Die beiden Fabris verstanden das zweite Stadi-
um überdies als eine Art nationaler Vorschule zu kolonialer Politik. Darum traten sie 1883
voreiligen Rufen nach praktischen Erfolgen in Übersee wiederholt entgegen. Die »deutsche
Arbeit kolonialer Natur« könne nur »Schritt für Schritt« zum Ziel führen, dämpfte Timo-
theus Fabri, »Menschen rechnen mit Jahren, Nationen mit Jahrzehnten, ja Jahrhunderten«.2

»Ob und wann Deutschland zu eigenem überseeischen Kolonialbesitz im politischen Sinne
des Wortes kommen wird, überlassen wir getrost der Zukunft«, unterstrich Fabri selbst im
März 1883 vor der zweiten Generalversammlung des Westdeutschen Vereins. »Was wir
gegenwärtig öfter ›Lösung der deutschen Kolonialfrage‹ nennen hören, wird eine Arbeit
sein, die vielleicht erst unsern Söhnen für das zwanzigste Jahrhundert aufbehalten ist«.3 Im
September 1883 wiederholte er im Blick auf Angra Pequena unbeirrt diese Prognose.4

Im Herbst 1883 konnte sich Fabri noch nicht mit dem Gerücht befreunden, daß der An-
bruch des dritten Stadiums so unerwartet nahegerückt sein sollte. Er drängte Bismarck,
Lüderitz gegenüber eindeutig Stellung zu beziehen.5 Hübbe-Schleiden sah in dem Bremer
Kaufmann zu dieser Zeit ebenfalls noch keinen »Kolonialpionier«. Die eigenmächtige
Flaggenhissung im Ödland der Angra Pequena-Bai war auch für ihn kein beachtenswertes
Datum. »Die Nachricht betreffend Angra Pequena«, schrieb er abschätzig, sei »ein ganz
gemeiner Schwindel. Es ist charakteristisch, daß wohlwollende Berliner Kreise auf so et-
was hereinfallen müssen«.6 Hübbe-Schleiden und Fabri hatten ihrerseits, jeweils für ihre
besonderen afrikanischen Interessengebiete, Pläne für kapitalstarke Chartergesellschaften
entworfen. Hübbe-Schleidens Projekt einer Guinea-Companie für das Kamerungebiet und
Fabris Plan einer Deutschen Südwestafrikanischen Gesellschaft für das Hinterland der
Walfischbai schienen in der Tat bei weitem geeigneter, einmal zu »Kausalfaktoren«7 deut-
scher überseeischer Politik zu avancieren als ausgerechnet die ebenso weitgreifenden wie
vagen Pläne des Bremer Kaufmanns für die »sterile Sandfläche« (Fabri) von Angra Pe-
quena. Im Vorwort zur dritten, unbedeutend erweiterten Ausgabe seiner ersten Kolonial-
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schrift, das er im Oktober 1883 unterzeichnete, stellte Fabri zwar fest, daß seine sozialöko-
nomischen Argumente für den kolonialen »Bedarf« Deutschlands in den letzten Jahren
»Gemeingut vieler geworden« seien, und bestärkte seine Adressaten um so mehr in der
Erwartung, daß die von diesen Vorstellungen getragene »Bewegung« anhalten werde, bis
sie zu »wirklichen, praktischen Erfolgen« geführt habe. Aber er vermochte noch immer
keine regierungsamtlichen Indizien dafür zu erkennen, daß »die koloniale Frage in nächster
Zukunft eine größere praktische Lösung bei uns finden werde«. Solange sich die Reichsre-
gierung der kolonialen Bewegung gegenüber ablehnend oder doch abwartend zeige, be-
harrte er, könne »an einen größeren Erfolg in dieser Richtung ja nicht gedacht werden«.8

Am 28. März 1884 gründeten Karl Peters und Graf Behr-Bandelin in Berlin die »Gesell-
schaft für deutsche Kolonisation« (GfdK) in der Absicht, sich »lediglich mit praktischer
Kolonisation« zu befassen und »sobald als möglich zu Taten überzuleiten«.9 Am 30. April
rückte der konkurrierende Kolonialverein mit der Gründung einer Berliner Abteilung
nach.10 Fabri wußte zwar Ende April, »daß bald die deutsche Flagge in überseeischen Ge-
bieten nicht wie bisher allein vom Bord, sondern auch vom Wall wehen« werde, widerriet
aber allen auf bloßen Annexionseifer gegründeten Kolonialillusionen und hielt an seiner
Überzeugung fest, daß auch die »vorbereitende Arbeit« der nächsten Jahre »wesentlich erst
dem 20. Jahrhundert zugutekommen« werde.11 Mit einem unverkennbar auf den »Tromm-
ler« Karl Peters gezielten Seitenhieb erklärte er darum auch in seiner Rede vor der konsti-
tuierenden Versammlung der Berliner Abteilung am 30. April 1884, fast eine Woche nach
der telegraphischen Schutzerklärung Bismarcks für Lüderitz: »Aktuelle Kolonialpolitik
wird Sache des 20. Jahrhunderts sein; dem 19. Jahrhundert liegt es ob, den Kolonialgedan-
ken in Deutschland lebendig werden zu lassen«.12 Als die Nachricht durch die Presse lief,
zwischen Berlin und London werde über eine zugunsten von Lüderitz abgegebene Schutz-
erklärung verhandelt, und schließlich im Juli auch in den Boden von Kamerun und Togo
die ersten Fahnenmasten gegraben wurden, stand außer Frage, daß das dritte Stadium über-
raschend begonnen hatte, bevor noch das zweite recht eröffnet war. Mit seiner Prognose,
eine »wirkliche Lösung« der »deutschen Kolonialfrage« durch »aktuelle Kolonialpolitik«,
ein funktionsfähiges und effektives koloniales Herrschafts-, Verwaltungs- und Ausbeu-
tungssystem werde »Sache des 20. Jahrhunderts« sein13, sollte Fabri zwar recht behalten.
Doch die überseeischen territorialen Voraussetzungen für die »Lösung der deutschen Kolo-
nialfrage« wurden für ihn unerwartet früh und überstürzt geschaffen. Jahrelang war die ko-
loniale Propaganda der Wirklichkeit vorausgeeilt. 1884/85 wurde die »Theorie« von der
»Praxis« überholt.

Schon die Nachricht von der telegraphischen Schutzerklärung für Angra Pequena wirkte
nach einem Urteil Treitschkes in den Preussischen Jahrbüchern vom November 1884 »wie
ein elektrischer Schlag« und riß die »ganze Nation«, d.h. die kolonialfreundlich gestimmten
und durch die Pressegerüchte über Südwestafrika in Spannung gehaltenen Teile der bürger-
lichen Öffentlichkeit, zu einem »freudigen Endlich, endlich!« hin.14 In einem Artikel der
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offiziösen Grenzboten glaubte Ernst von der Brüggen zu dieser Zeit bereits Fabris langjäh-
rig propagierte These von dem nationalideologischen Reiz- und sozialpsychologischen
Kompensationseffekt erster überseepolitischer Aktionen bestätigen zu können. Für ihn lag
»der Vorteil dieses wüsten Landstriches«, aus dem »noch kein Pfennig Gewinn in die Ta-
schen des Volkes« gefallen war, darin, »daß Lüderitzland schon heute einen großen Nutzen
für uns gehabt hat […] bloß dadurch, daß es das Bewußtsein der Kraft und des Vertrauens
in die Zukunft vermehrt hat«.15 Im frenetischen Jubel kolonialenthusiastischer Publikatio-
nen16 ging die kritische Frage nach den Motiven und Grenzen der unerwarteten Konzessi-
onsbereitschaft Bismarcks zunächst unter. Erst in den folgenden, letzten Jahren seiner
Kanzlerschaft griff die ernüchternde Einsicht Platz, daß seine vermeintliche »Sinnesände-
rung«17 1884/85 offensichtlich nur vordergründig, pragmatisch-politisch gewesen und Bis-
marck selbst nach wie vor »kein Kolonialmensch«18 war.

Treitschke erinnerte 1884 an die propagandistische Initiative Fabris vom Jahr 1879, in
deren Folge der Ruf nach Kolonien »gleich einem Naturlaut« hervorgebrochen sei.19 Der
Propagandist indes zeigte sich von Anbeginn an weit nüchterner als die meisten »Führer der
Kolonialbewegung«.20 Er nahm Bismarck die in zahllosen Artikeln, Flugschriften und Bro-
schüren gepriesene, angeblich längst wohldurchdachte und in einer außenpolitisch günsti-
gen Situation mit »genialer« Raffinesse vollzogene Wendung zu deutscher »Kolonialpoli-
tik« nicht ganz ab, zumal er Ende April 1884 im Auswärtigen Amt den Eindruck gewonnen
hatte, »daß noch mehr zufällige Impulse als wirklich durchdachte Pläne in Kolonialsachen
regieren«.21 Angesichts der erneuten Vorlage zur Dampfersubvention, der Entsendung des
von ihm wiederholt vergeblich erbetenen Berufskonsuls für die südwestafrikanische Küste,
der beabsichtigten Errichtung einer Kohlen- und Marinestation auf Fernando Po, der Hal-
tung Bismarcks in der Kongofrage und vor allem der definitiven Schutzerklärung für Lüde-
ritz glaubte zwar auch er im Juni 1884, »früher als wir eigentlich erwartet, sagen zu kön-
nen: die Sache ist im Fluß«. Sein Urteil über Ausmaß und Bedeutung der »Sinnesänderung«
Bismarcks aber faßte er abwartend und sehr zurückhaltend nur in die vorsichtige Bemer-
kung: Anscheinend habe »auch die Reichsregierung in jüngster Zeit zur deutschen Kolo-
nialfrage im bejahenden Sinne Stellung zu nehmen begonnen«.22

Jüngste Forschungsergebnisse23 lassen in Bismarcks überseeischer Politik wesentlich
drei große, interdependente Motivationskomplexe und Funktionsebenen mit wechselnder
Priorität erkennen. Ohne den wirtschafts- und konjunkturpolitischen Scharfblick Bismarcks
zu überschätzen und seine subjektiven Motivationen ex post aus der objektiven Funktion
seiner überseeischen Politik zu deduzieren, konnten diese Momente auch als Interpretati-
onshilfen für seine nur vordergründige und darum lange vergeblich hinterfragte »Sinnesän-
derung« verfügbar gemacht werden. Dabei scheidet die Auswanderungsfrage als direkter
Antriebsfaktor für Bismarck als erklärten Gegner »jeder Art von Auswanderung« a priori
aus.24 Sie kann hier nur insofern mittelbar in Betracht kommen, als sie wesentlich dazu
beitrug, jene koloniale Bewegung in Gang zu bringen und zu halten, deren Forderungen
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Bismarck auf die Dauer nicht beharrlich überhören konnte, ohne sein politisches Prestige
dem »Stigma der Inaktivität«25 auszusetzen. Dem in den Kausalargumenten der Kolonial-
propaganda wie zunehmend auch in Sondierungen und direkten Anträgen der Exponenten
kommerzieller Interessengruppen (wie Hansemann und Woermann über Kusserow) artiku-
lierten, objektiven ökonomischen Expansionsdruck gab Bismarck zögernd, zunächst in
Form von handelspolitisch gedachten, territorialen Protektionserklärungen nach und suchte
seine Konzessionen innen- und insbesondere parlamentspolitisch zu nutzen. Der Primat der
Innenpolitik motivierte in einer außenpolitisch günstigen Situation die ersten Schritte in die
überseeische Expansion, welche, in Umkehr von Ursache und Wirkung, dem behaupteten
Primat der äußeren auf Kosten der inneren Politik weitere, nationalideologisch und sozi-
alpsychologisch attraktive Argumente stellte. Der Politik einer »pragmatischen Expansion«
in Übersee (Wehler), die sich nach dem Scheitern des vergeblich erstrebten, zwischen Frei-
handelsexpansionismus und formeller Kolonialpolitik siedelnden Schutzbriefsystems al-
lenthalben schrittweise in eine »Kolonialpolitik wider Willen« (Fabri) verwandelte, korre-
spondierte ein teils bewußt erstrebter, teils nur ausgenutzter Kompensations- und Integrati-
onseffekt, mit Hilfe dessen Bismarck die 1878/79 eingeleitete konservative Sammlungspo-
litik verlängern, die Restauration einer gouvernementalen Reichstagsmehrheit anstreben,
seine eigene Position charismatisch neu festigen und die gesellschaftlichen Krisenerschei-
nungen, die weder mit dem Sozialistengesetz noch mit dessen »Komplement«, der Sozial-
politik26, abzufangen waren, für kurze Zeit in den Schatten überseeischer Erfolge stellen
konnte. All das waren systemstabilisierende Steuerungsmechanismen, welche zunächst
Fabri und Weber, dann auch Hübbe-Schleiden in ihren Propagandaschriften seit Jahren
offen und verlockend dem Zugriff ›von oben‹ angeboten hatten.27 In ihrer Nachfolge for-
mulierte Ernst von der Brüggen 1883 in den Preußischen Jahrbüchern ein Bekenntnis, wel-
ches schon wenig später dem Inhalt nach ebensogut von Bismarck selbst hätte stammen
können: »Wenn ich das Heil Deutschlands nicht in einer künftigen Kolonialpolitik be-
schlossen sehe, so erkenne ich doch in dem kräftigen und von allen Teilen der Nation aus-
gehenden Erfassen unserer kolonialen Aufgaben den Beginn einer äußeren Bewegung, von
der ich reichen Segen in ihrer Rückwirkung auf unsere inneren Zustände erwarte.«28 Im
Januar 1885 bestätigte der Reichskanzler, daß »die Kolonialfrage aber schon aus Gründen
der inneren Politik eine Lebensfrage für uns ist«.29

Die von der kolonialen Propaganda seit einem Jahrfünft betriebene Aufwertung der ko-
lonialen zur »nationalen Frage« kam Bismarcks Versuch entgegen, das Wahlergebnis vom
Herbst 1881 zugunsten einer regierungstreuen, konservativen Mehrheit im Reichstag zu
revidieren. Die »Kolonisationsfrage« war ihm parlamentspolitisch »eine zukunftsreiche, zu
pflegende«, weil er insbesondere beabsichtigte, die Nationalliberale Partei, die durch den
wirtschaftspolitischen Kurswechsel 1878 aus ihrer gouvernementalen Anhänglichkeit ge-
nötigt, 1880 durch die Sezession schwer getroffen, 1881 durch das Wahlergebnis dezimiert
und 1883 durch den Rücktritt Bennigsens ihrer parlamentarischen Führung beraubt worden
war, zu gemeinsamem Kampf gegen die linksliberale Opposition wieder in sein Lager her-
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überzuziehen. Auf dem parlamentarischen Frühschoppen vom 20. Juli 1884 riet er den Na-
tionalliberalen direkt an, die Postdampfervorlage zum Anlaß zu nehmen, um »wieder in den
Zirkus zu springen«, und betonte zwei Tage später im Ministerrat vertraulich die »notwen-
dige Annäherung an die Nationalliberalen«, mit denen es sich nun nach sechsjähriger Un-
terbrechung erneut regieren lasse, »bis sie wieder stark und üppig geworden« seien.30

Die Intentionen der 1881 geschwächten nationalliberal-konservativen Parteien deckten
sich in einem wesentlichen Punkt mit den Absichten Bismarcks: Nicht nur der freikonser-
vative Präsident des Kolonialvereins, sondern auch führend an der organisierten Kolonial-
bewegung beteiligte Politiker und Anhänger der Nationalliberalen Partei wie Miquel, Ben-
nigsen und der Vorsitzende des Münchener Vereins zum Schutz deutscher Interessen im
Auslande, Friedrich Ratzel, sahen in der kolonialen Frage als Wahlkampfthema die geeig-
nete Waffe, um auf Kosten der ›doktrinär‹ kolonialkritischen Linksliberalen im Reichstag
verlorene Bastionen zurückzuerobern. Schon 1882 war für Miquels Interesse an einer kolo-
nialen Interessenorganisation als Druckmittel gegenüber dem Reichstag die Hoffnung auf
eine endliche Restauration der mittelparteilichen Mehrheitspolitik der 1870er Jahre mitbe-
stimmend gewesen.31 Sein Parteifreund Bennigsen, der im folgenden Jahr seine Mandate
niederlegte, weil ihm von dem »elenden, immer gemeiner und dümmer werdenden Partei-
gezänk« die parlamentarische Arbeit »ganz verleidet« worden war32, sah in der kolonialpo-
litischen »Bahn« eine Chance, »über den Fanatismus des Fraktionswesens hinauszukom-
men«.33 Noch deutlicher motivierte Friedrich Ratzel das parlamentspolitische Interesse an
der kolonialen Thematik im Wahlkampf. In seiner Rede vor der konstituierenden Ver-
sammlung der Nationalliberalen Partei in München am 16. September 1884 stellte er ohne
Umschweife klar, »daß die Nationalliberale Partei das Hervortreten einer solchen Kolonial-
politik als eine hocherwünschte Tatsache zu verzeichnen hat, die ihr, sei es in diesen, sei es
in späteren Kämpfen, nur zum Vorteil gereichen kann«.34 Die Propaganda hatte dem kolo-
nialen Engagement erfolgreich und nachhaltig den »Stempel des Nationalen« aufgeprägt.
Damit war nach Ratzels Auffassung der »für unsere Partei bedeutsame Zusammenhang mit
der Geschichte der früheren nationalen Bestrebungen« gegeben. So glaubte er für die auf
der Heidelberger Kundgebung von Miquel um den Preis der folgenschweren konservativen
Schwenkung neu formierten Nationalliberalen »ganz besonders eine Verstärkung ihrer ei-
genen Stellung erwarten«, die Rückkehr auf den parlamentarischen Sockel der »regie-
rungsfähigen Partei« erhoffen zu können.35 Die Verbindung der nationalen mit der kolo-
nialen Idee erleichterte es dem Reichskanzler erheblich, die Nationalliberalen seit 1884 als
gouvernementale Stütze seines wirtschafts-, sozial- und wehrpolitischen Programms zu-
rückzugewinnen und den Boden zu bereiten für das politische Kartell, in dem sie sich, auf
ein Drittel ihrer früheren Fraktionsstärke zusammengeschmolzen, 1887 unter dem von
Bismarck wahltaktisch betonten außenpolitischen Krisendruck mit den konservativen Par-
teien zusammenschweißen ließen.36 Schon im Frühjahr 1884 begann Bismarck, den kolo-
nialen Enthusiasmus mit Hilfe der regierungsfreundlichen Presse für seine Zwecke zu nut-
zen.37 Im Wahlkampf fand er von seiten der kolonialen Propagandaorganisationen bereit-
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willige Unterstützung. Ihre beiden wichtigsten, für die Wahlen vom 28. Oktober bedeutsa-
men Werbeveranstaltungen waren die dritte Generalversammlung des Westdeutschen Ver-
eins vom 5. Juni in Düsseldorf und die außerordentliche Generalversammlung des Kolo-
nialvereins in Eisenach vom 20. und 21. September 1884. In beiden Fällen spielte Fabri
eine hervorragende Rolle.

Als sich die Mitglieder und Sympathisanten des Westdeutschen Vereins am 5. Juni in
Düsseldorf zu ihrer in der westdeutschen Presse vielbeachteten Generalversammlung tra-
fen, deren Verhandlungsbericht wenige Wochen später als Broschüre erschien38, lag Bis-
marcks entscheidendes Telegramm an Lippert in Kapstadt gerade anderthalb Monate zu-
rück. Die in den vergangenen drei Jahren immer wieder angeklungene Mißstimmung über
die konstante Absage Bismarcks an kolonialpolitische Ambitionen war gewichen. Ge-
schäftsführer Scherenberg rühmte es in seinem Jahresbericht als »erfreulichste Wahrneh-
mung« des verflossenen Vereinsjahres, »daß die deutsche Reichsregierung nunmehr allem
Anscheine nach die Zeit für gekommen erachtet, um aus ihrer, der Kolonialbewegung ge-
genüber bisher – zweifelsohne aus wohlerwogenen politischen Gründen – beobachteten
Reserve herauszutreten […], daß der geniale Leiter unserer auswärtigen Politik gesonnen
ist, in der ihm eigenen, zielbewußten Weise die deutschen Interessen und die deutsche
Macht nunmehr auch bei der Entscheidung überseeischer Fragen kräftig in die Waagschale
zu werfen«.39 Fabri war nach wie vor von Lüderitz, seinem Unternehmen und dessen frag-
würdigen Praktiken wenig angetan und suchte dem Bremer zu dieser Zeit in Südwestafrika
sogar noch die kommerzielle Prärogative abzujagen. Dennoch pries er nach der formellen
Schutzerklärung in der Öffentlichkeit bereitwillig das »kühne und erfolgreiche Vorgehen
der Firma« und sprach dem »geschickten und energischen Vorgehen des Bremer Handels-
herren« unter stürmischem Beifall den »Dank seiner deutschen Mitbürger« aus.40 Er hielt
aber unbeirrbar fest an seiner wirtschaftlichen Geringschätzung für die von Lüderitz bislang
›erworbenen‹ Gebiete um Angra Pequena, drang erneut auf ihre Ausdehnung nach Norden,
forderte den Abzug der britischen Beamten aus der Walfischbai und konnte sich nur zu der
Konzession verstehen, daß es hier »zunächst weniger auf das Was, Wie, Wo, als auf das
Daß« angekommen sei.41 In einer von der Versammlung einstimmig gebilligten telegraphi-
schen Grußadresse trug er Bismarck noch einmal jene Wünsche vor, denen er schon im
September 1883 in der Presse und in seiner Eingabe vom Mai 1884 Ausdruck gegeben
hatte:

1. »Mit freudiger Genugtuung begrüßt die Versammlung die von der Deutschen Reichsre-
gierung in jüngster Zeit getanen, vorbereitenden Schritte zur Wahrung gegenwärtiger
und zukünftiger Interessen Deutschlands im Gebiete des Kongostromes und der mitte-
lafrikanischen Westküste.

2. Mit noch größerer dankbarer Befriedigung erfüllt die Versammlung die Erklärung des
deutschen Reichskanzlers, daß die Angra Pequena-Bai und die Küstenstriche des Groß-
Namaqua-Landes unter den Schutz des Reiches gestellt seien.
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3. Sie gibt sich der zuversichtlichen Hoffnung hin, daß auch dem nördlicheren Küstenge-
biete des anstoßenden Herero-Landes die Protektion des Deutschen Reiches zuteil wer-
de, sowohl im Blick auf die seit langen Jahren dort bestehenden deutschen Interessen,
als auch zur Gewinnung einer genügenderen wirtschaftlichen Basis für deutsche Unter-
nehmungen an der Küste Südwestafrikas.«42

Im Blick auf die kommenden Reichstagswahlen hatte Fabri, wie die Deutsche Kolonialzei-
tung hervorhob, schon in seiner Berliner Rede vom 30. April 1884 erklärt: »Das Wichtig-
ste« scheine ihm, »daß die Kolonialbewegung auch in die politischen Vertretungskörper
getragen werde. Geschehe dies mit Erfolg, dann werde es nicht wieder möglich sein, daß
eine Samoa-Vorlage abgelehnt werde […]. Die Regierung müsse in allen ihren Bestrebun-
gen, Deutschland den ihm zukommenden Welthandel zu sichern, seitens der Volksvertre-
tung unterstützt werden. Hierzu gehöre vor allem auch die Zustimmung zu allen die He-
bung unserer Marine ins Auge fassenden Vorlagen«.43

Kaum mehr als eine Woche nach der Generalversammlung des Westdeutschen Vereins
kam das ›zweite Samoa‹: Am 14. Juni 1884 verweigerte der Reichstag die Abstimmung
über Bismarcks erneute Vorlage zur Dampfersubvention.44 Nach den scharfen Angriffen
Bambergers und Richters wurde die Vorlage auf einen Zentrumsantrag hin zu erneuter Be-
ratung an die Budgetkommission verwiesen, wo sie vom 18. bis 27. Juni verhandelt wurde.
Die Zurückweisung kam einer Ablehnung gleich, weil die Schließung des Reichstages be-
reits auf den 28. Juni festgelegt war. Am 23. Juni versetzte Bismarck den Kritikern der
Vorlage, vor allem seinen linksliberalen Opponenten, einen wahltaktisch berechneten
Schlag, indem er die Vorlage in seiner Rede vor der Kommissionssitzung nachträglich zum
konstituierenden Bestandteil kolonialer Politik aufwertete, damit dem Votum des Reichsta-
ges ex post den Charakter einer kolonialpolitischen Grundsatzentscheidung aufnötigte und
die Kommission nach außen hin ebenfalls zu einer Art Offenbarungseid preßte. Als sie sei-
nen Antrag auf eine erneute Plenardebatte abwies und Bamberger die Vorlage sogar ins
Zwielicht einer Gründeraffäre rücken konnte, brach sowohl im Kreis der kommerziellen
Interessengruppen wie in den durch Bismarck, die offiziöse Presse und kolonialenthusiasti-
sche Broschüren in eine »Hochflut kolonialer Begeisterung«45 gesetzten Teilen der bürger-
lichen Öffentlichkeit ein »Sturm von Entrüstung«46 los, welcher den Schwur auf »Rache für
Samoa« in seiner antiparlamentarisch-affektgeladenen Aggressivität noch übertraf. Er wur-
de erheblich verstärkt, als im August die Nachrichten über die im Juli vollzogenen Flag-
genhissungen in Kamerun und Togo Schlagzeilen machten. Bismarcks Worte vom 26. Juni,
er könne überseeische Politik nur betreiben, »wenn die Nation mit Begeisterung der Regie-
rung zur Seite steht«, richteten sich weniger an die Adresse von Kommission und Plenum
des Reichstages, deren Mehrheit sich nach Ansicht Ratzels »im Geist der Krittelei« auf
»das ewige hohle Nein« hatte festlegen lassen.47 Sie waren ein Appell an die außerparla-
mentarische Öffentlichkeit zur plebiszitären Sanktion der linksliberalen Opposition im
Wahlentscheid vom 28. Oktober.
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Bewußt mobilisierte Bismarck Presse und Interessenverbände zum massierten Angriff
auf die politischen »Nörglerparteien« (Ratzel). Neben der Diskussion von Sozialpolitik und
Sozialistengesetz trat nun noch stärker die Kolonialpolitik als Wahlkampfthema in den
Vordergrund.48 Der Kolonialverein folgte dem indirekten Ruf des Reichskanzlers sogleich
und suchte mit großem Aufwand die »in allen Schichten unseres Volkes mit wahrhaft ele-
mentarer Gewalt« durchbrechende »großartige Erregung« im Sinne Bismarcks zu kanalisie-
ren. Auch aus verbandspolitischem Egoismus befleißigte er sich des regierungsfreundlichen
propagandistischen »Ausdrucks des Volkswillens«.49 Der Kolonialverein fürchtete zu
Recht eine Schmälerung des Mitgliederreservoirs durch die schon in den ersten Monaten
ihres Bestehens lautstark vordrängende Berliner GfdK, die dem Frankfurter Dachverband
das koloniale Interessenmonopol streitig zu machen begann.50 So nutzte er die Gelegenheit,
die propagandistisch erhitzten »Gemüter der Massen« zugleich auf sich selbst, als die zen-
trale Repräsentanz kolonialer Interessen, zu projizieren. Die Frankfurter erkannten, daß sich
hier im Blick auf ihren Mitgliederbestand die Chance eines beträchtlichen »Wendepunktes
in der Geschichte des Vereins« bot. Die Vermutung erwies sich als zutreffend. In seinem
Jahresbericht vor der Berliner Generalversammlung vom Februar 1885 konnte Geschäfts-
führer Major Thiel rückblickend verkünden, daß sich die Propagandaorganisation »in dem
Augenblick, wo das Bewußtsein der Massen zum sieghaften Durchbruch« formiert wurde,
»plötzlich in den Mittelpunkt der Volksbewegung gerückt« sah. Die propagandistische Ma-
nipulation der »Sympathien des Volkes« im Dienst der Wahlkampftaktik Bismarcks war
vor allem für den Kolonialverein selbst ein rentables Geschäft. Davon zeugte nicht nur die
große Zahl der innerhalb weniger Wochen eingegangenen Zustimmungskundgebungen,
sondern, wie Thiel berichtete, auch »ein plötzliches Anwachsen des Vereins um ungefähr
2.000 Mitglieder aus allen Teilen Deutschlands«.51 Dem Appell Bismarcks folgend, hatte
der Kolonialverein eilends eine außerordentliche Generalversammlung einberufen. Fünf
Wochen vor den Wahlen tagte sie am 20. und 21. September in Eisenach.

Der bereits erwähnte, glanzvolle erste »Deutsche Kolonialtag« in Eisenach, auf dem die
sämtlich anwesenden Hamburger und Bremer west- und südwestafrikanischen »Kolonial-
pioniere« von den 800 Anwesenden52 ebenso gefeiert wurden wie der Reichskanzler, war
eine mächtige, ganz auf die anstehenden Wahlen zugeschnittene Demonstration der organi-
sierten Kolonialbewegung gegen das Einfrieren der Dampfersubventions-Vorlage im
Reichstag. Das brachte eine von Fabri, dem nationalliberalen Montanindustriellen Hamma-
cher und dem Kathedersozialisten Nasse gemeinsam redigierte, einstimmig angenommene
und sogleich an Bismarck telegraphierte Resolution zum Ausdruck, in der die Versamm-
lung die »zuversichtliche Erwartung« aussprach, »daß die Reichsregierung bei ihrem weite-
ren tatkräftigen Vorgehen auf die volle Unterstützung der Nation rechnen kann«.53 In den
Eisenacher Reden dominierten die politisch konservativen und sozialdefensiven Argumente
der nationalen Integration durch überseeische Expansion, die Fabri seit 1879 vorgetragen
hatte. Noch einmal bekräftigte er, daß die koloniale »recht eigentlich eine neutrale«, auf
»drängende wirtschaftliche Motive« gegründete »sozialpolitische Frage« sei, und stellte die
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propagandistisch manipulierte und zu Wahlzwecken bewußt eskalierte »Bewegung, die
unser Volk ergriffen hat«, als eine »aus dem Volke geborene Bewegung« hin.54 Auch Ho-
henlohe appellierte an die aus »Alldeutschland« herbeigeströmten Gäste, »die Kolonialbe-
strebungen im deutschen Volke« als eine »allen politischen Parteibestrebungen vollständig
fern« stehende, »rein nationale Aufgabe« zu betrachten, welche »die ganze deutsche Na-
tion« hinter sich wissen müsse.55 Miquel bestätigte jetzt, daß man die »Notwendigkeit«
eines Eintretens Deutschlands in die Reihe der »kolonialen Völker« gar nicht mehr zu beto-
nen brauche. Hier sei die »öffentliche Meinung durchschlagend klar geworden«.56 Vor den
»großen gemeinsamen Zielen, die sich vor uns auftun«, mußte auch nach Bennigsens An-
sicht »aller Partikularismus zurücktreten und verschwinden«. Er versicherte Bismarck für
die Worte in der Kommissionssitzung des Reichstags der »Zustimmung des ganzen deut-
schen Volkes«.57 Noch einmal drahteten die zum Festdiner Versammelten Bismarck auf
Hasses Anregung hin »dankerfüllt für das entschlossene und erfolgreiche Vorgehen auf
dem Gebiete der Kolonialpolitik ihre ehrfurchtsvollen Grüße«. Bismarck nahm die vielbe-
achtete Eisenacher Wahlkampfhilfe hocherfreut entgegen. Unverzüglich und »verbind-
lichst« dankte er der Propagandaorganisation telegraphisch »für die tätige Unterstützung
unserer überseeischen Bestrebungen«.58 Der »Kolonialtag« vom September 1884, auf dem
mit kolonialen Argumenten zur nationalen Sammlung in »Alldeutschland« (Hohenlohe)
gerufen wurde, markierte eine wichtige Etappe in der ideologischen Transformation der
kolonialen in die alldeutsche Bewegung, welche schon im folgenden Jahr auf dem »Allge-
meinen Deutschen Kongreß zur Förderung überseeischer Interessen«, der auch Fabri zu
seinen Hauptrednern zählte, einen ersten, wenn auch nur kurzlebigen organisatorischen
Vorläufer finden sollte.59

In Eisenach war positiv gesprochen worden. Wenn jedoch die nationalliberal-konserva-
tive Führungsgruppe des Kolonialvereins die koloniale Expansion als »rein nationale Auf-
gabe« propagierte und die Kolonialzeitung eifrig versicherte, der koloniale Gedanke habe
»im Herzen unseres Volkes Wurzel gefaßt«60, so implizierte dies unausgesprochen bereits
die negative Argumentation, in der die oppositionelle Kolonialkritik en bloc und in ihren
parlamentarisch führenden Exponenten des rücksichtslosen Angriffs auf die Interessen von
»Nation« und »Volk« verdächtigt werden konnte. Den von der Logik des Arguments ange-
botenen, in Eisenach aber noch nicht expressis verbis genutzten Einsatz der kolonialexpan-
siven Integrationsparolen als radikalnationalistische Angriffswaffen einer innerpolitischen
Diffamierungskampagne erbrachte Friedrich Ratzels Schlachtruf »Wider die Reichsnörg-
ler« schon drei Wochen nach der Eisenacher Versammlung. Ratzel hatte den Text seiner
Rede vor den Münchener Nationalliberalen vom 16. September inzwischen zu einer Bro-
schüre erweitert, die er am 12. Oktober in das Getümmel der letzten beiden Wochen vor
dem Wahltag warf. Es war der »Widerwille gegen die Politik der kleinlichen Anfeindungen
und Hemmungen, die zerstört, wo aufgebaut werden sollte, gegen die neidischen Krittler
und Nörgler, welche es nicht ertragen können, daß einen großen Staatsmann, der von ihrer
Weisheit nicht viel hält, die Begeisterung eines aufstrebenden Volkes in seinem schöpferi-
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schen Wirken von Erfolg zu Erfolg trage«, der ihm die emotional geladenen, aggressiven
Verleumdungen eingegeben hatte.61 In organizistischen Metaphern schwelgend, suchte der
Münchener Geographieprofessor und Künder der Geopolitik zu guter Letzt auch noch einen
von den ökonomischen Notwendigkeiten abgehobenen, nationalideologisch motivierten
Volksimperialismus im Wahlkampf aufzubieten. »Immer weiter streben sie, immer dichter
drängen sie sich, die durstigen Saugwurzeln nationaler Größe und Reichtums, die rückstän-
digen Völker machen Platz, wenigen Kulturvölkern gehört offenbar die Welt«, lehrte Rat-
zel. Die Schlußfolgerung dieser, auf den Glauben an die aus dem »Baum jedes kräftigen
Volkstums« zu den »rückständigen Völkern« hinauswuchernden »Saugwurzeln« gegrün-
deten Vorstellungen von einer völkischen »Naturnotwendigkeit« der überseeischen Expan-
sion lag auf der Hand: »Und damit hat denn fast jeder unter uns, welchem Stande er ange-
höre, auch heute seine überseeischen Interessen«. Das war Ratzels ideelle Ausgangsbasis.

Wie das Wahlergebnis bestätigen sollte, ging er mit seiner Behauptung nicht fehl, daß
Bismarcks aufsehenerregende Rede vor der Kommissionssitzung des Reichstags »den
Nörglern etwas in die Glieder gefahren« sei. Mit seinem Hilferuf an die »Begeisterung« der
Nation hatte der Reichskanzler den »Tiraden der Nichtswoller« in der Tat ein wahltaktisch
»unerbittliches Matt gesetzt«.62 Ratzel attackierte Bamberger, Richter und Rickert, aber
auch Virchow und Windthorst, die den »Sinn für die wahren, in Parteischablonen nicht zu
fassenden Bedürfnisse der Nation verloren« hätten, und begnügte sich nicht damit, die ko-
lonialkritischen, parlamentarischen »Störer unseres ruhigen Weges« pauschal als »gemein-
schädlich« anzuprangern.63 Er erwartete die schwerwiegendste Kritik der kommenden
Reichstagssessionen von seiten jener Kräfte, an deren Widerstand in der vorletzten Legis-
laturperiode die Samoa-Vorlage gescheitert war: der taktischen Opposition des Zentrums
und dem ›doktrinären‹ Widerstand der Linksliberalen, die sich 1884 unter Eugen Richter
im Freisinn formierten. Er wußte das anläßlich der Dampfersubventions-Debatte erneut
aufgebrochene, von einem gefährlichen Antiparteienaffekt belastete Samoa-Trauma für
seine Zwecke auszubeuten, erinnerte an das Echo der Niederlage Bismarcks in der französi-
schen Presse und scheute sich nicht, eine »auffallende Übereinstimmung der Wünsche des
Erbfeindes mit der Haltung der Opposition« zu konstatieren.64 Ratzels polemisches »Wort
zur Kolonialfrage aus Wählerkreisen«, in dem er die innere Opposition als »gemeinschäd-
lich« zu diffamieren, am äußeren »Erbfeind« zu denunzieren suchte und mit diesen Prakti-
ken als Sprecher des gouvernementalen Nationalliberalismus eben jene »Diskreditierung
des Parlamentarismus« betrieb, welche er der »Parteitaktik« angeblich skrupelloser »Nörg-
lerparteien« anlastete65, war der makabre und letzte Höhepunkt der kolonialen Wahlpropa-
ganda. Ratzel ging in Fabris Augen einen Schritt zu weit. 1880 hatte sich Fabri indirekt von
Weber distanziert, aus dessen Schriften im Grunde ebenfalls nur die Konsequenzen seiner
eigenen Gedanken sprachen. Auch er bescheinigte unnachgiebigen Kolonialoppositionellen
zwar seine »Zweifel, ob mehr Unkenntnis dieser Dinge oder ein noch zu schwach entwik-
keltes oder irregeleitetes nationales Empfindungsvermögen die Ursache solch bedenklicher
Haltung ist«. Als »nationales Mißgeschick« beklagte er es jedoch – natürlich nicht in Hin-
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sicht auf die Sozialdemokratie –, wenn »Regungen der Opposition sofort als Reichsfeind-
schaft gebrandmarkt werden«.66

Die Reden Fabris in Düsseldorf, Eisenach und im Rahmen der Vortragsagitation des
Westdeutschen Vereins, seine Presseartikel und die Neuausgabe seiner Schrift »Bedarf
Deutschland der Kolonien?«, deren Argumente Timotheus Fabri gleichzeitig in seiner Bro-
schüre »Kolonien als Bedürfnis unserer nationalen Entwicklung«67 unterstützte, kamen
auch der Vorbereitung einer eigenen Reichstagskandidatur zugute. Fabri bewarb sich am
28. Oktober im Wahlkreis Barmen-Elberfeld zum ersten Mal um ein Reichstagsmandat.
Nationalliberale und Konservative hatten sich auf ihn als gemeinsamen Kandidaten geei-
nigt. Mit ihm rivalisierten der ›freisinnige‹ Berliner Notar Albert Traeger und der Elberfel-
der Kaufmann Friedrich Harm, den die Sozialdemokratie der beiden Wupperstädte nach
langen Kontroversen nominiert hatte.68

Fabris Kandidatur stand aus zwei Gründen unter einem unglücklichen Stern. Zum einen
wirkte die Krise der Rheinischen Mission, die nur durch seinen Rücktritt endgültig hatte
beigelegt werden können, noch nach. Zum anderen mußte er in der sozialdemokratischen
Hochburg Westdeutschlands um das Wählerreservoir der Partei kämpfen, die er in seinen
Schriften wiederholt verteufelt hatte und deren Führer er – der kaum veränderten Neuaus-
gabe seiner Kolonialschrift nach zu schließen – scheinbar noch immer als politische »Ver-
brecher« in Strafkolonien zu deportieren empfahl. Gerade die Wuppertaler Sozialdemokra-
tie mußte in dem früheren Missionsinspektor einen ihrer schärfsten Gegner erkennen. Sein
Antisozialistenaffekt speiste sich nicht zuletzt auch aus dem Erlebnis ihrer Propaganda- und
Untergrundarbeit im näheren Umkreis der Rheinischen Mission. In der Geschichte der
Wuppertaler Sozialdemokratie gab es eine kurze Phase anarchistischer Radikalisierung.
Noch 1883 wurden zwei Dynamitattentate in Elberfeld als politische Anschläge der Sozial-
demokraten interpretiert.69 Hier existierte zeitweise eine Minderheit jener »Grimmigen«
unter den Sozialdemokraten, denen erklärtermaßen Fabris Deportationsvorschlag vom Jahr
1879 galt.70

Seit einem Jahrzehnt schwankte der sozialdemokratische Stimmenanteil im Wahlkreis
Barmen-Elberfeld ausnahmslos um die Grenzmarke der absoluten Mehrheit.71 Im Jahr 1877
war zum letzten Mal ein gemeinsamer Kandidat der Nationalliberalen und Konservativen
mit der knappen Mehrheit von gerade 0,4% über das Wuppertal in den Reichstag gekom-
men. Der Sozialdemokrat Moses Oppenheimer hatte zwar 1881 wegen des totalen Wahlter-
rors unter dem Sozialistengesetz vergeblich kandidiert, aber dennoch 48% der abgegebenen
Stimmen auf sich vereinen können. In der folgenden Legislaturperiode vertrat zum ersten
und einzigen Mal ein ›fortschrittlicher‹ Abgeordneter, der Elberfelder Fabrikant Reinhart
Schmidt, das Wuppertal im Reichstag. Der Druck des Sozialistengesetzes konsolidierte die
Sozialdemokratie der Wupperstädte. Erfolgreich widerstand sie allen Einschleichungsver-
suchen eines eigens zu diesem Zweck ins Wuppertal beorderten Kommissars der Berliner
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politischen Polizei und seiner Agenten.72 Sie entfaltete seit 1881 im Untergrund und in
zweckfremd etikettierten Vereinen (»Liederlust«) eine rege politische Aufklärungs- und
Werbearbeit. Wichtiger noch war, daß sie sich in ihrer Wahlpropaganda 1884 strikt in den
gesetzlichen Grenzen hielt und den Polizeibehörden damit jeden legalen Grund zur Anwen-
dung des Sozialistengesetzes entzog. Harm verzichtete in seinem letzten Wahlaufruf sogar
darauf, die Worte »Sozialdemokratie« oder »sozialistisch« überhaupt zu verwenden, und
suchte so auch nichtsozialdemokratische Arbeiter für seine Kandidatur einzunehmen.73

Diesem Versuch stemmte sich Fabri in »sozial«- und kolonialpolitischen Wahlreden entge-
gen. In der Hauptwahl vom 28. Oktober 1884 entfielen bei einer Wahlbeteiligung von
69,8% auf Fabri 8.149 (29,8%), auf Traeger nur 6.200 (22, 6%), auf Harm dagegen 13.031
(47,5%) der abgegebenen Stimmen.74 Damit standen sich in der für den 6. November anbe-
raumten Stichwahl der nationalliberal-konservative und der sozialdemokratische Kandidat
gegenüber. »Ich freue mich, Sie meiner vollsten Zustimmung zum Gegenstand Ihres Vor-
trages versichern zu können«, schrieb der rheinische Industriemagnat Mevissen am 4. No-
vember an Fabri, der ihm eine seiner Wahlreden übersandt hatte. Er hoffe, »daß das Wup-
pertal bei der demnächstigen Stichwahl den sachkundigsten und beredsten Vertreter ins
Parlament senden wird«.75 Mevissen hoffte vergebens.

Wären die durch das Ausscheiden des Fortschrittskandidaten freigesetzten Stimmen auf
den gemeinsamen Kandidaten der Nationalliberalen und Konservativen übergegangen,
dann hätte es möglicherweise ein Rennen Kopf an Kopf gegeben. Doch auch das starke
Andrängen der sozialdemokratischen Stimmen im ersten Wahlgang vermochte das bürger-
liche Lager nicht zu einem »Kartell der Angst« (Wehler) zu formieren. Die nationale
Sammlung funktionierte nicht im Wuppertal. Die Perspektive der kolonialexpansiven »na-
tionalen Aufgabe«, welche die Industriearbeiter offensichtlich nur wenig reizte, war nicht
einmal imstande, den Streit im bürgerlichen Lager beizulegen. Linksliberale und Anhänger
religiös-politischer Splittergruppen des sektenreichen Wuppertals blieben entweder der
Stichwahl fern oder votierten sogar für den sozialdemokratischen Kandidaten. So stieg
Fabris Stimmenanteil am 6. November von 29,8% nur auf 39,9% (11.445), während derje-
nige Harms von 47,5% auf 60,1% (17.257) hochschnellte.76 In einer Nachricht an Mevissen
bedauerte Fabri, »daß trotz der sorgfältigsten und rührigsten Organisation und Agitation die
Sozialdemokratie siegte«, und begründete: »Gegen das Bündnis der Sozialdemokratie mit
Ultramontanen und Fortschritt war nicht aufzukommen«.77 Die Hoffnung, über eine Nach-
wahl im Siegener Wahlkreis, wo Stöcker gegen Virchow kandidierte, in den Reichstag zu
kommen78, erfüllte sich ebenfalls nicht. Stöcker unterlag in seinem zweiten Wahlkreis, als
es Liebknecht im Sinne der Parole Bebels: »Nicht für Virchow haben die Sozialdemokraten
zu stimmen, sondern gegen Stöcker«79 gelang, zwei Drittel der für die Stichwahl freige-
setzten sozialdemokratischen Stimmen auf Virchow zu lancieren.80 Außer Fabri bewarb
sich neben dem Großagrarier Heeremann von Zuydwyk (Zentrum), der dem Reichstag von
1871 bis zu seinem Tod (1903) angehörte und auch 1884 in Münster siegte81, von den Vor-
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standsmitgliedern des Westdeutschen Vereins noch der Remscheider Industrielle C. Friede-
richs um ein Reichstagsmandat. Auch er scheiterte.82

Für die eigene Kandidatur konnte Fabri keinen Gewinn aus seinem Anteil an der kolo-
nialen Wahlpropaganda ziehen. Auch der von den Nationalliberalen erhoffte starke Zu-
wachs blieb aus. Der von ihnen zusammen mit Freikonservativen und den gestärkten
Deutsch-Konservativen gestellte Block von immerhin 157 Mandaten konnte dem Reichs-
kanzler noch keine stabile parlamentarische Stütze bieten. Bei insgesamt 397 Sitzen lag das
letzte Wort künftig bei den 99 Zentrumsabgeordneten. Auch die von Propagandisten wie
Fabri und Weber erwartete Eindämmung der Sozialdemokratie durch »ein neues Hoff-
nungsbild« in Übersee blieb aus. Die Sozialdemokratie verdoppelte als einzige Partei die
Zahl ihrer Mandate und zog mit einer Fraktion von 24 Abgeordneten in den neuen Reichs-
tag ein. Bei den linksliberalen »Nörglern« hingegen erbrachte das Ergebnis eine beträchtli-
che Annäherung an das sowohl von Bismarck wie von der nationalliberal-konservativen
Führungsspitze des Kolonialvereins erstrebte Wahlkampfziel: Von den 99 Mandaten, die
der Freisinn unmittelbar vor der Wahl innehatte, gingen 32 verloren. In der Hauptwahl
konnten nur 27 gehalten werden. Nach 47 Stichwahlen konnten die Linksliberalen nur noch
67 Sitze im neuen Reichstag halten. Gegenüber 1881 hatten sie 41 Mandate eingebüßt und
überdies als einzige Partei Verluste an Stimmen (fast 100.000) zu verzeichnen.83

Triumphierend konnte Jannasch in einem Leitartikel seines »Export« schon am 18. No-
vember verkünden, »daß die Führer der deutsch-freisinnigen Partei bezüglich der im Lande
herrschenden Meinungen über die kolonialen Bestrebungen sich völlig getäuscht haben.
Erst durch die Wahlen mußten sie überzeugt werden«.84 Innerhalb der kolonialen Bewe-
gung herrschte einhellig die Auffassung, daß ihnen die Kritik an der Dampfersubventions-
vorlage zum Verhängnis geworden war. Die Kolonialzeitung wußte im Februar 1885 zu
berichten, daß jene durch die Vertagung der Vorlage im Reichstag geweckte Empörung,
welche die Kolonialpropaganda mit Hilfe von Protesten und Demostrationsveranstaltungen
wie dem Eisenacher »Kolonialtag« eskaliert hatte, »nicht nur halbe Zweifler mit sich fort-
riß, sondern sogar die Gegner zum mindesten von der Unzweckmäßigkeit eines ferneren
Widerstandes zu überzeugen schien«.85 Das Organ des Kolonialvereins spielte damit auf
den Wandel in der Haltung der linksliberalen »Nörglerpartei« an, der sich schon einen Mo-
nat nach dem Wahlausgang vollzogen hatte. Am 14. Dezember 1884 stellte sich die freisin-
nige Fraktion auf den Boden des Bismarckschen ›Kolonialprogramms‹ vom Juni 1884.86

Sie konnte es, ohne ganz mit wirtschaftsliberalen Vorstellungen brechen zu müssen, denn
Bismarcks sogenanntes Kolonialprogramm stand, wie Fabri scharfsichtig erkannte, »in sei-
nem Grundgedanken in einem prinzipiellen Gegensatz zu der gesamten Wirtschaftspolitik
des Deutschen Reiches«, nämlich »auf dem Boden des Laisser-aller«.87 Fortan suchte der
Freisinn in einer, von der Partei her betrachtet nur konsequenten, doch dem Objekt gegen-
über nachgerade paradoxen Haltung darüber zu wachen, daß die Grenzen des »Laisser-
aller« in der Kolonialpolitik nicht überschritten wurden, und blieb so auch in den folgenden
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Jahren stets in halber Opposition zur kolonialen Politik, bis er 1888, im gleichen Jahr, in
dem das Zentrum einlenkte, wieder zu voller Kolonialopposition überging.88

Das exakte Wahlergebnis vom Ende des Jahres 1884 stand noch nicht fest, als schon der
zweite Versuch Bismarcks, Kolonialfragen innen- und parlamentspolitisch einzusetzen,
abzusehen war. Der Reichskanzler dürfte die bevorstehende Kongokonferenz »benutzen,
um durch die öffentliche Meinung einen günstigen Einfluß auf die Verhandlungen des
Reichstages auszuüben«, schätzte Jannasch. »Diese Mise en scène ist taktisch sehr ge-
schickt gewählt und wird ihre Wirkung nicht verfehlen«, sagte er korrekt voraus.89

Als die eigene Niederlage im Wuppertal bereits feststand, die Hoffnung auf Stöckers
Siegener Wahlkreis sank, das Gesamtergebnis der Wahlen aber noch eine unbekannte Grö-
ße war, räsonierte Fabri am 12. November 1884 in einem Brief an Mevissen, es könne ko-
lonialpolitisch »fatale Zwischenfälle geben und wäre sehr zu bedauern, wenn wohlwollen-
de, sachkundige Kritik im Reichstage fast ganz fehlte«.90 Die Wahlkreise Barmen-Elberfeld
und Siegen versperrten ihm den Weg in den Reichstag. Sein Versuch, dem Austritt aus der
Rheinischen Mission den Einzug ins Parlament folgen zu lassen, war gescheitert. Er sah
sich auf die Rolle des außerparlamentarischen Propagandisten zurückgewiesen. Unverzüg-
lich ging er daran, einen der veränderten politischen Situation Rechnung tragenden Katalog
»kolonialer Aufgaben« zu entwerfen, in dem er auch jene »wohlwollende, sachkundige
Kritik« an Regierung und Parlament heranzutragen suchte, die im Reichstag selbst zu üben
ihm nicht möglich war.
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18. Fabris »Koloniale Aufgaben« für die »zweite Phase
in der kolonialpolitischen Arbeit unseres Volkes«

18.1. Die »veränderte Frontstellung« der organisierten Kolonialbewegung
und der Funktionswandel der kolonialen Propaganda

Die außenpolitische Lage, in welcher die Protektionserklärungen über die in rascher Folge
›erworbenen‹ Gebiete in Afrika und der Südsee ausgesprochen wurden, war denkbar gün-
stig: Englische und russische Interessen kollidierten in Mittelasien und im Vorderen Orient,
Italien und Frankreich rivalisierten in Tunis, Frankreich und England in Ägypten, Westafri-
ka und im Kongogebiet. Hinzu kam das Kolonialinteresse der Regierung Ferry, welches die
französische Differenz zu England mehrte und Revancheabsichten gegenüber dem östlichen
Nachbarn in den Hintergrund drängte. Bismarck nutzte die außenpolitische Bewegungsfrei-
heit, um in jener raffinierten diplomatischen Strategie, die sich auch im deutschen Eingriff
in den englisch-französischen Interessengegensatz in Ägypten und im deutsch-französischen
Zusammenspiel auf der Kongokonferenz spiegelte, die in überseeische Interessenkämpfe
verstrickten außenpolitischen Partner mit einem kolonialpolitischen Fait accompli zu über-
raschen. Fast das gesamte deutsche Kolonialterritorium, das nur drei Jahrzehnte überdauern
sollte, wurde innerhalb eines Jahres zusammengebracht. Als Ferry im März 1885 von Cle-
menceau verdrängt wurde und Anfang Juni auch das liberale Kabinett Gladstone dem kon-
servativen Ministerium Salisbury weichen mußte, dem es rasch gelang, die für Bismarcks
außenpolitische Zugfreiheit wichtige englisch-russische Spannung abzubauen, war die
deutsche »Annexionsperiode« bereits abgeschlossen.1 Der kolonialenthusiastische Grün-
dungstaumel begann einer kritischen Bestandsaufnahme Platz zu machen. Ihre ernüchtern-
den Ergebnisse sollten das »Kolonialfieber« bald merklich senken.

Während in Übersee die »Kolonialpioniere« ihre »Verträge« schlossen, waren die kolo-
nialen Propagandaorganisationen in eifriger Eigenwerbung bemüht, ihren Anteil an den
praktischen »Erfolgen« hervorzukehren. Hohenlohes Behauptung, man hätte in Übersee
»die gegenwärtigen Erfolge nicht aufzuweisen«, wenn nicht der Kolonialverein »die ganze
Sache in Bewegung gebracht« hätte2, ging schon insofern erheblich zu weit, als die Füh-
rungsgruppe des Kolonialvereins noch kurz vor Beginn der deutschen Festsetzung in Afrika
in ihren eigenen Reihen prononcierte Befürworter von afrikanischen Handelskolonien nie-
dergestimmt hatte und nach schweren Flügelkämpfen darauf hinstrebte, die Diskussion um
Fragen der Auswanderung und südamerikanischen Kolonisation stärker »in Bewegung« zu
bringen. Bescheidener, aber zutreffender war das Urteil Scherenbergs, der sich als Ge-
schäftsführer des Westdeutschen Vereins auf die Feststellung beschränkte, daß die »agitato-
rische Tätigkeit an ihrem Teile fruchtbringend mitgewirkt« habe.3
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Für Fabri war im Grunde die Frage, ob dem Drängen der kolonialen Propaganda oder der
über die Verwirklichung eines Teils ihrer Forderungen bestimmenden, politischen Ent-
scheidung Bismarcks ursächlich höhere Bedeutung für den Anbruch deutscher überseei-
scher Politik beizumessen sei, im Grunde nicht nur müßig, sondern sogar abwegig, weil
falsch gestellt. Als Propagandist ließ er sich zwar 1885 im Westdeutschen Verein von dem
Journalisten Hugo Zöller und dem Elberfelder Industriellen Louis Simons als »Vater der
kolonialen Bestrebungen« feiern4 und konnte rückblickend feststellen, daß »durch eine aus
dem Volke selbst entstandene Bewegung einem etwaigen Vorgehen der deutschen Reichs-
regierung der Weg gebahnt und Verständnis in weiteren Kreisen bereitet« worden sei.5 Für
seinen ökonomischen Determinismus jedoch waren beide, Propaganda und Politik, in glei-
cher Weise nur Funktionen des objektiven ökonomischen Expansionsdrucks. Seine Arbeit
als Propagandist hatte er von Anbeginn an nicht als künstliche, demagogische Produktion,
sondern nur als Artikulation einer sozialökonomischen Notwendigkeit verstanden, der Fol-
ge zu leisten auch die Reichsregierung schließlich genötigt sein werde. 1884/85 glaubte er
unerwartet frühzeitig jene Überzeugungen bestätigt zu sehen, die er schon Jahre, in Ansät-
zen bereits Jahrzehnte zuvor ausgesprochen hatte. »Es ist keine weit angelegte politische
Kombination, vielmehr ein völkergeschichtlicher Naturprozeß, dessen Anfänge sich in
jüngster Zeit vor unseren Augen vollzogen haben«, schrieb er im Mai 1885 in der ihm eige-
nen, auch in der internationalen Entwicklung nach ökonomischen Schubkräften von gera-
dezu »naturgesetzlicher« Gewalt tastenden Diktion. »Natürlich hatte derselbe die politische
Einigung Deutschlands und die in den letzten zwanzig Jahren gewonnene große Macht-
stellung zur Voraussetzung. Aufgrund dieser Tatsache war es unvermeidlich, daß längst
vorhandene wirtschaftliche Bedürfnisse Deutschlands das neue Reich auch zu einer über-
seeischen Politik allmählich führen würden«. Als »treibende Ursachen« für die unentwegt
geforderte deutsche überseeische Expansion hatte er seit jeher »wesentlich wirtschaftliche,
nicht politische Gesichtspunkte« angegeben. »Die Überzeugung, daß die Wirtschaftspolitik
Deutschlands dessen überseeische Ausbreitung anrate, war ohne Zweifel auch für den
Reichskanzler ausschlaggebend«, interpretierte er im Frühjahr 1885. Nur das Wissen um
seinen ökonomischen Determinismus, welcher der Kolonialpropaganda die Aufgabe zu-
wies, die Regierung durch die Artikulation des objektiven Expansionsdrucks unter politi-
schen Zugzwang zu bringen, erschließt das Verständnis seiner Worte: »Unsere koloniale
Bewegung ist von niemandem gemacht, sie ist geworden. Die Kraft, mit welcher sie die
öffentliche Meinung in Deutschland ergriff und aufgrund dieser Bewegung auch unerwartet
rasch zu überseeischen Besitzergreifungen führte, war nur möglich, wenn dieselbe wirklich
auf ein nationales Bedürfnis sich stützte, das mit instinktiver Gewalt in ihr einen Ausdruck
suchte und fand«.6

Das politische Prestige des ›Reichsgründers‹ erfuhr eine neue Legitimation durch die
›zweite Reichsgründung‹ in Übersee, die von zeitgenössischen Kolonialenthusiasten ebenso
wie noch Jahrzehnte später von der Forschung als der »notwendige Abschluß der Reichs-
gründung«7 angesehen wurde. Die Ereignisse von 1884 lösten einen Freudentaumel aus, der
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zwar kurzlebiger und als Kollektivphänomen unbedeutender, in seiner Intensität aber dem
des Jahres 1871 durchaus vergleichbar war. Eine Zeitlang hatte Bismarck sein Desinteresse
an einer Politik der überseeischen Expansion in bewährter Manier mit dem Schlagwort
»Samoa« dem Reichstag anlasten können. Auch Fabri interpretierte die Samoa-Vorlage
zunächst als »unwillkürliche Regung der deutschen Regierung zur Einleitung einer deut-
schen Kolonialpolitik«, welche allein am Veto des Reichstags gescheitert sei.8 Je länger
indes die Reserve des Reichskanzlers gegenüber den propagierten Gründen, welche
»Deutschland zur Kolonialpolitik zwingen« (Hübbe-Schleiden), anhielt, desto fragwürdiger
erschien eine solch vordergründige Motivation seines beharrlichen Desinteresses. Im Lager
der organisierten Kolonialinteressen begann Bismarcks Prestige merklich zu schrumpfen.
Fabri zeigte sich zwar wie der unter seinem Einfluß stehende Scherenberg immer wieder
bemüht, Bismarcks Zurückhaltung als von »wohlerwogenen politischen Gründen« getragen
hinzunehmen.9 Er vermochte aber ebensowenig wie andere Kolonialinteressenten seine
zunehmende Skepsis gegenüber der Aussicht zu verhehlen, daß der »Reichsgründer«, den
gerade er wiederholt in Wort und Schrift gefeiert hatte, der Kolonialpolitik gegenüber als
uneinsichtiger Cunctator in die Geschichte eingehen könnte. Als Bismarck zögernd seinen
Widerstand aufgab und 1884, auch von persönlichen Prestigeerwägungen geleitet, handelte,
galt der »geniale Leiter unserer auswärtigen Politik« in der Kolonialpublizistik wieder ein-
hellig als die »allbewährte« charismatische Vaterfigur, bis 1889 aus aktuellem Anlaß erneut
Skepsis und Enttäuschung die Oberhand gewannen und die letzte »Kanzlerkrisis« beträcht-
lich mit eskalierten.10

Als sich der Reichskanzler im Zuge des 1884 im Wahlkampf bewußt forcierten Bis-
marckkults11 allzu bereitwillig als souveräner Vertreter deutscher Überseeinteressen feiern
ließ, suchte ihn auch Scherenberg nachdrücklich auf die propagandistische Vorarbeit und
die außerparlamentarische Pression auf die »anfangs ziemlich widerwillige Reichstags-
mehrheit« hinzuweisen. Die Reichsregierung würde solche Erfolge »bei aller Genialität
ihres Leiters« doch wohl kaum zu verbuchen haben, »wenn die öffentliche Meinung
Deutschlands sie bei ihrem Vorgehen nicht in so unzweideutiger Weise unterstützt hätte«,
erinnerte er im Juni 1885, zwei Monate nachdem die Dampfersubventionsvorlage im
Reichstag angenommen worden war, vor der Kölner Generalversammlung des Westdeut-
schen Vereins.12 Fabri wurde nun noch deutlicher. Er brachte mahnend eine Art ›cultural
lag‹ Bismarcks in der Erkenntnis des ökonomischen »Bedarfs« der überseeischen Expansi-
on in Erinnerung, welcher seines Erachtens aus dessen langjährig abweisender Haltung
gegenüber kolonialexpansiven Ambitionen sprach. Man habe sich im Ausland »mit oft ko-
mischer Übertreibung« daran gewöhnt, »nachgerade fast alles, was in Europa, ja bis in die
entlegensten Länder der Erde auf politischem Gebiet geschieht, auf eine offene oder ver-
borgene Initiative des Fürsten Bismarck […] zurückzuführen«, monierte er. »Bei der deut-
schen Kolonialbewegung wäre dies sicherlich nicht zutreffend. Fünf Jahre ist der Reichs-
kanzler derselben mit der ausgesprochensten Reserve gegenübergestanden«.13 Wie Fabri
jetzt interpretierte, hatte Bismarck, der doch die auswärtige Politik als seine ureigenste
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Domäne betrachtete, mit der Vorlage von Weißbüchern, die über den Gang kolonialdiplo-
matischer Verhandlungen Auskunft gaben, selbst zugestanden, daß sich seine Wendung zu
überseeischer Politik auch »im Anschluß und aufgrund der öffentlichen Meinung Deutsch-
lands« vollzogen habe. »Eben in diesem Blicke lag es ihm offenbar an, sich in dieser An-
gelegenheit mehr als es sonst wohl seine Gepflogenheit ist, mit der öffentlichen Meinung
auch in unmittelbarer Berührung zu halten«.14

Unbestreitbar war die Rückwirkung der vermeintlichen »Sinnesänderung« des Reichs-
kanzlers auf die organisierte Kolonialbewegung selbst. Schon in Eisenach stellte Fabri auf-
richtig fest, daß die Bewegung dem überseepolitischen »gewaltigen Schritt vorwärts« so-
wohl einen »starken Impuls« als auch den eigentlich entscheidenden »Hintergrund« ver-
dankte.15 Von der vielpropagierten innerpolitischen Integrations- und Kompensationsfunk-
tion kolonialer Politik profitierte zunächst ausgerechnet der Kolonialverein selbst, weil der
äußere »Impuls« von den inneren Flügelkämpfen um die Priorität von Kolonisation in Süd-
amerika oder »Kultivation« in afrikanischen Handelskolonien ablenkte. Wie gezeigt, kam
überdies Ende 1884 ein Beitritt zu der überregionalen kolonialen Interessenorganisation,
welche Bismarcks politische Initiative feierte und die Dampfersubventionsvorlage gegen
ihre parlamentarischen Kritiker verteidigte, einem plebiszitären Votum zugunsten des
Reichskanzlers gleich. Der überseeische »Hintergrund« und der Demonstrationscharakter
des Beitritts brachten dem Kolonialverein starken Mitgliederzuwachs ein. Auch nach der
Eisenacher Demonstration, die den Verein allein mit etwa 2.000 neuen Mitgliedern ent-
lohnte, hielt der Zuzug noch unvermindert an. Als Hohenlohe vor der Generalversammlung
am 21. Februar 1885 bekanntgeben konnte, im verstrichenen Vereinsjahr sei die Mitglie-
derzahl von rund 3.000 auf insgesamt 10.275 hochgeschnellt, mußte auch er zugestehen:
»Es wäre unbescheiden und ungerecht, wollten wir unsere erfreulichen Erfolge allein der
Tätigkeit des Vereins zuschreiben. Wir müssen bedenken, daß die großen weltbewegenden
Ereignisse […] wesentlich mit beigetragen haben zum Anwachsen unseres Vereins, und
daß namentlich auch die Stellung, welche wir in der Kolonialpolitik eingenommen haben,
uns wesentlich neue Mitglieder zugeführt hat«.16

Mit dem Erwerb der überseeischen ›Schutzgebiete‹ aber schien der Kolonialverein, von
der Auswanderungsfrage abgesehen, seinen propagandistischen Zweck bereits erfüllt zu
haben. So brachten die Ereignisse der Jahre 1884/85 nicht nur einen einmaligen Höhepunkt
in der äußeren Entwicklung, sondern auch eine Krise für Selbstverständnis und Zweckbe-
stimmung des Interessenverbandes: »Viele werden glauben, daß nun angesichts der letzten
Ereignisse die eigentliche Tätigkeit des Vereins ihr Ende gefunden hat«, sorgte sich der Präsi-
dent des Kolonialvereins nicht zu Unrecht im Frühjahr 1885.17 Fabri war einer der wenigen,
die hier in die Bresche springen konnten, um das angeschlagene Selbstwertgefühl der kolo-
nialen Propagandaorganisation zu stabilisieren. Dankbar rief ihm die Deutsche Kolonialzei-
tung sechs Jahre später die Worte nach: »Er war es, der im Jahre 1879 […] den zündenden
Funken in die überall sich regenden Expansionsgedanken des deutschen Volkes hineinschleu-
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derte. Und als der Gedanke Tat geworden, wer war wie er unablässig bemüht, den brausenden
Strom der kolonialen Begeisterung zu lenken, im rechten Augenblick der Entwicklung das
rechte Mittel zum erfolgreichen Weiterschreiten zu finden«. Er sei mit seinen Ideen »immer
um Jahre voraus« gewesen. Das habe ihn »in der Tagespolitik fast immer genötigt, gegen
den Strom zu schwimmen«.18

Schon im Herbst 1884 schwamm Fabri erneut gegen den Strom. Er hatte sich nach Kräf-
ten in Wort und Schrift an der kolonialen Wahlkampagne beteiligt. Doch zu den »lautesten
Schreiern«19 zählte er nicht. Seine Stellungnahmen blieben zumeist nüchtern, zurückhal-
tend. Als sich die Stimmung in den Monaten vor der Reichstagswahl zu überschlagen be-
gann, trat der Propagandist, wie schon so oft, als Mahner auf. In Eisenach warnte er, »unse-
re koloniale Bewegung muß, soll sie nicht Schaden nehmen, ohne jeden nationalen Chau-
vinismus betrieben werden«. Das galt den im Frühsommer 1884 für kurze Zeit durchbre-
chenden, von einer aggressiv nationalistischen Agitation geschürten und dem Reichskanzler
nicht unwillkommenen, scharf anglophoben Emotionen. Sie bezogen Motiv und Argument
aus den wenig geschickten englischen Obstruktionsversuchen gegen die deutsche Expansi-
on in Afrika, dann auch in der Südsee. Fabri opponierte, wiewohl er ihre stützende und
werbende, außen- und innenpolitische Zubringerfunktion als Verhandlungs- und Wahl-
kampfhilfe für Bismarck durchaus erkannte. Im Herbst 1884 verwies er die »Freunde und
Leiter unserer Bewegung« nachdrücklich auf die Notwendigkeit, die »Aufgaben für den
deutschen Kolonialverein« neu zu überdenken. »Was nun die weitere Entwicklung betrifft«,
mäßigte er, »so gestehe ich, daß ich eigentlich wünschte, es würde nun für einige Zeit eine
Ruhepause in den überseeischen Erwerbungen eintreten. Es ist nicht anders möglich, als
daß gerade auf einem so neuen Gebiete der Geist der Nation, einmal lebhaft angeregt, leicht
in einen gewissen ungesunden Eifer kommt, während es zunächst gilt, das, was wir gewon-
nen haben, für Deutschlands wirtschaftliche Interessen dienstbar zu machen«. Zugleich
mahnte er, die im Kolonialrausch der letzten Monate etwas in den Hintergrund getretene
»große sozialpolitische Frage der deutschen Auswanderung« nicht aus den Augen zu verlie-
ren. Durch Sperrdruck hob die Deutsche Kolonialzeitung in ihrem Verhandlungsbericht
über den Eisenacher »Kolonialtag« Fabris hilfreiche und zugleich programmatische Erklä-
rung hervor, daß »der Kolonialverein jetzt, nachdem die Regierung aktive Stellung ge-
nommen […], nicht überflüssig geworden ist, sondern die Aufgabe hat, aufklärend zu wir-
ken, weiter anzuregen und besonnene Kritik zu üben«.20

Im Frühjahr 1885 ging Fabri daran, in einer Reihe von aufsehenerregenden, auch separat
erschienenen und nachgedruckten Beiträgen die angedeuteten neuen Aufgaben für die ko-
loniale Bewegung näher zu konkretisieren. Mit seinem umfangreichen Beitrag über »Deut-
sche Colonial-Politik« vom Mai 1885, der auch separat erschien, eröffnete die aus der Am-
sterdamer Kolonialausstellung hervorgegangene »Revue Coloniale Internationale« im Juli
1885 ihren ersten Jahrgang.21 Im gleichen Monat erschien eine ursprünglich für die Kölner
Generalversammlung des Westdeutschen Vereins vom 10. Juni 1885 vorgesehene Rede22
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unter dem programmatischen Titel »Koloniale Aufgaben« als Leitartikelserie der Kölni-
schen Zeitung.23 Ein Jahr später, im August 1886, trat Fabri mit einer aufs neue in vieler
Hinsicht richtungweisenden Schrift über »Deutsch-Ostafrika« hervor, die ebenfalls zuerst in
Leitartikeln der Kölnischen Zeitung erschienen war.24 Die Deutsche Kolonialzeitung
druckte seine mehr als dreißig Spalten umfassende Artikelfolge »Koloniale Aufgaben«, die
auch im Auswärtigen Amt zur Kenntnis genommen wurde25, ungekürzt nach26, da sie nach
Ansicht des Kolonialvereins »eine zweite Phase in der kolonialpolitischen Arbeit unseres
Volkes einzuleiten berufen« war.27

Im Frühjahr 1885 war für Fabri die »Zeit der kolonialen Agitation beendet«.28 Er präsen-
tierte Perspektiven für den nötigen Funktionswandel der kolonialen Propaganda nach dem
Beginn deutscher überseeischer Politik. Die »deutsche Kolonialbewegung, soweit sie auf
dem Boden öffentlicher Meinung sich vollzieht«, habe nun eine »etwas veränderte Frontstel-
lung« einzunehmen: »War es zunächst ihre Aufgabe, dem Bedürfnis einer überseeischen Aus-
breitung Deutschlands in weiteren Kreisen Anerkennung zu verschaffen, so gilt es nun, in
verständnisvoller Kritik die Aufgaben, welche das kolonialpolitische Vorgehen der Reichsre-
gierung unserm nationalen Gemeinwesen stellt, klar zu machen. Es gilt zu betonen, daß Kolo-
nialpolitik treiben kein Kinderspiel ist, daß jedes Vorgehen in dieser Richtung vielerlei staat-
liche Opfer erheischt und zugleich an die Privat-Initiative und den Unternehmungsgeist eines
Volkes neue und gesteigerte Anforderungen stellt. Es gilt in Erinnerung zu bringen, daß man
auch hier erst säen muß, ehe man, vielleicht erst nach langer Zeit, wirklich ernten kann«.29 Er
selbst war dieser ›nationalpädagogischen‹ Aufgabenstellung schon wiederholt nachgekom-
men und hatte seit 1882 aus gegebenem Anlaß immer wieder vor hypertrophen Erwartun-
gen und illusionären Hoffnungen gewarnt. Seine Kritik an den »übertriebensten Meinun-
gen«, welche kolonialutopische, »ungeheuerliche Darstellungen« produzierten30, traf sich
in ihrer Härte zuweilen sogar mit den Argumenten der linksliberalen Kolonialopposition
gegen den zur »Schützenfeststimmung« (Bamberger) eskalierten Kolonialenthusiasmus.31

Die Artikel Fabris in der Kölnischen Zeitung fielen zum Teil so scharf aus, daß kolonial-
kritische Stimmen in Unkenntnis des anonymen Verfassers mutmaßten, »die früher so ko-
lonialchauvinistische Kölnische Zeitung habe nun selbst ihre Irrwege erkannt«.32 »Diese
rückhaltlosen, nüchternen Betrachtungen hatten anfangs etwas Befremdendes für den Le-
ser«, mußte selbst die Kolonialzeitung vor dem Abdruck anmerken.33 Nicht ohne Grund
hielt Fabri es für nötig, seine Stellungnahmen im Kontext wiederholt und betont als kon-
struktive »ruhige, sachgemäße Kritik« auszuweisen.34

Doch die Mahnungen des Propagandisten zeitigten wenig Erfolg. Vergeblich warnten auch
A. Bastian in einer Broschüre und Jannasch in seinem »Export« vor »kolonialen Phantas-
magorien«.35 Selbst im Westdeutschen Verein gelang es Fabri 1884 kaum noch, die erwach-
ten Kolonialträume von Interessenvertretern der Exportindustrie in Grenzen zu halten. Ein
beredtes Beispiel für solch »falsche Illusionen« (Fabri) boten die Verhandlungen der Düssel-
dorfer Generalversammlung vom Juni 1884: Henry Axel Bueck, Generalsekretär des mächti-
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gen Centralverbandes Deutscher Industrieller und Vorstandsmitglied des Westdeutschen
Vereins, trat in Düsseldorf als Vertreter der exportinteressierten Fertigwarenindustrie auf.
Fabri stand Buecks Auffassung zwar nicht fern, es sei »die Hauptaufgabe der Handelskolo-
nie, diese Bevölkerung an den Absatz unserer Produkte zu gewöhnen, sie zu veranlassen,
uns etwas abzunehmen«, wobei die »Gewöhnung an Bedürfnisse« überdies eine hervorra-
gende Methode sei, »sie zur Arbeit zu veranlassen«.36 Selbst mit der brutalen »kulturellen«
Verschleierungsideologie des Gründungsmitglieds Koenigs – »unsere Kultur drängt da-
hin, die außereuropäischen Länder durch europäische Kultur zu beherrschen«37 –
stimmte Fabri, dem »Kultur« ebenfalls eine zunächst ökonomische Kategorie war, im
Grunde überein. Im Lauf der Verhandlungen indes erklärte sehr zu seinem Befremden der
von ihm selbst eingeladene Danckelmann, von dem Generalsekretär des CDI bedrängt und
inspiriert, er stehe schließlich nicht auf »so übertriebenem humanem Standpunkte« und sei
durchaus der Überzeugung Buecks. Überdies lehre die Erfahrung, daß »die Neger« sogar
durch die Gewöhnung an »gewisse europäische Bedürfnisse« – wie »möglichst viel
Schnaps und Tabak« – zur Arbeit gebracht werden könnten. Doch damit nicht genug.
Danckelmann wußte noch weitere Winke zu geben, Konsumtions- und Produktionsniveau
»der Neger« hochzuschrauben. »Die Frauen«, berichtete er an Bueck gewandt, »sind in
Afrika sehr teuer«. Die »betreffenden Eheherren« würden sich daher um »möglichst viel
bunte Tücher und schöne Schmuckgegenstände« bemühen. Und diese Artikel könnten sie
»nicht anders erwerben, als dadurch, daß sie sich eine Zeitlang in den Dienst der Weißen
stellen«. Danckelmann erdreistete sich zu der schon zynischen Schlußfolgerung: »So liegt
also auch in der Frauenfrage ein Agens für die Fortentwicklung und Erziehung der Völker
der unzivilisierten Welt« – im Dienst der Export und Importinteressen der ›zivilisierten
Welt‹, wie der unausgesprochene Schluß des Gedankens lauten mußte. Als Koenigs auch
noch eine »Zukunftskolonie Deutschlands« am Kongo auszumalen begann, riß Fabri die
Geduld. Mit dem barschen Einwurf: »Das werden wir demjenigen, der bei uns die politi-
sche Route vorzeichnet, überlassen müssen«, versuchte er die Diskussion abzuschneiden.
Seine Intervention fruchtete nicht viel. »Wenn es der Versammlung bekannt wäre, welche
verhältnismäßig kostspieligen Waren zum Absatz an Eingeborene angekauft werden…«,
nörgelte Bueck empört, eifrig unterstützt von Danckelmann, der die »Gewöhnung an Lu-
xusbedürfnisse« bereitwillig als »Hilfsmittel der Zivilisation« anpries.38

Bueck irrte gründlich. Die inhumanen Implikationen seiner Äußerungen wurden zwar
Wirklichkeit, doch der erhoffte Profit blieb unerwartet lange aus. Wie sich rasch zeigen
sollte, fürchtete Fabri nur zu Recht ein Umschlagen der maßlosen Erwartungen in eine
»Stimmung der Enttäuschung«.39 »Eine politische Aktion, die so mächtig auf die Einbil-
dungskraft der Menge wirkt, wie überseeische Besitzergreifungen, wird natürlich in weiten
Kreisen übertriebene, nicht selten törichte Erwartungen hervorrufen. Auch in Deutschland
ist das mannigfach der Fall, und um so mehr, da eine genauere Kenntnis überseeischer Ver-
hältnisse, wie sie zur Beurteilung praktischer Unternehmungen nötig ist, uns in weiten
Kreisen noch vielfach mangelt«, schrieb er im Frühjahr 1885. »Enttäuschungen, vielleicht



410 Fabris »Koloniale Aufgaben« für die »zweite Phase in der kolonialpolitischen Arbeit«

selbst ein zeitweiliger Rückschlag in der öffentlichen Meinung können unter diesen Verhält-
nissen nicht ausbleiben«.40 Sie blieben in der Tat nicht lange aus.

Ende 1885 war zu erkennen, daß sich das »Kolonialfieber« senkte und, wie die Deutsche
Kolonialzeitung zugestand, »die anfängliche, mit den überraschenden Erfolgen verbundene
schwärmerische Begeisterung einer nüchterneren, besonnenen Auffassung Platz gemacht
hat«.41 Im Frühjahr 1886 bereits war die enthusiastische Hochstimmung verflogen. Der vor
der Karlsruher Generalversammlung des Kolonialvereins vom 30. April 1886 erstattete
Jahresbericht stellte ohne Umschweife fest, daß an die Stelle der weithin verbreiteten Illu-
sion, »allein durch die Befriedigung bloßer Annexionslust praktische Kolonialpolitik zu
treiben«, herbe Ernüchterung getreten war: »Die edle Begeisterung, wie sie seit einigen Jahren
unserer Kolonialpolitik die Wege ebnete«, sei einer »fast kalten Reflexion gewichen«.42 Die
Bestandsaufnahme hatte begonnen und rasch gezeigt, daß vor die erhoffte einträgliche Ausbeu-
tung die langfristige »Erschließung« gesetzt, daß Kolonialpolitik, wie Fabri schon im Vorjahr
pointiert hatte, politisch »kein Kinderspiel« und wirtschaftlich keine »Wünschelrute zur Hebung
überseeischer Schätze« war.43 1885 hatte er die »Urheber und Leiter der deutschen Kolonialbe-
wegung« gedrängt, es müsse »jetzt die Pflicht derer sein, die einer überseeischen Ausbreitung
Deutschlands mit Überzeugung das Wort geredet, über die uns vorliegenden kolonialen Aufga-
ben in weiteren Kreisen ein richtiges Verständnis zu verbreiten«.44 Um so mehr war man im
Kolonialverein nun bereit, die neuen »Kolonialen Aufgaben«, die Fabri als einer der ersten
aufgezeigt hatte, näher ins Auge zu fassen. Ihre Diskussion bestimmte auf der Karlsruher Ge-
neralversammlung, an der Fabri maßgeblichen Anteil nahm, den Gang der Verhandlungen.45

Im Zentrum des von Fabri präsentierten umfassenden Aufgabenkatalogs, der den Leitka-
tegorien ›Aufklärung‹, Kritik und Anregung Rechnung tragen sollte, standen das Kolonial-
programm und die Kolonialpolitik der Regierung, die Kolonialwirtschaft und das große
Kapital, die ökonomische »nationale Erziehungsaufgabe« in den »Schutzgebieten« zugun-
sten von Fertigwarenexport und Importproduktion, die ebenfalls ökonomische Funktion der
Kolonialmission, die Kritik am überseeischen Branntweinhandel, auch schon die Diskussion der
Möglichkeiten einer »Lösung« der afrikanischen »Sklavereifrage«. Daneben forderte Fabri die
Neubelebung der 1884 einige Monate lang in den Hintergrund getretenen Auswanderungs-
und Kolonisationsdiskussion46, mit dem Primärziel einer positiven, nicht auf Repressionsvor-
schriften beschränkten Auswanderungsgesetzgebung. Er begnügte sich in seinen Beiträgen,
welche die Kolonialzeitung als »Richtschnur für ernste, pflichtbewußte Tätigkeit« wertete47,
nicht mit dem bloßen Appell, suchte auch hier die seines Erachtens geeignetsten Realisie-
rungswege vorzuzeichnen und sie zugleich im Rahmen seiner Möglichkeiten zu beschreiten.
Die folgenden Kapitel gelten der Darstellung und Analyse der zentralen Inhalte seines Aufga-
benkatalogs. Die Korrelation von Ideologiekritik und Realanalyse erstrebt die Prüfung von
Intention, Funktion, Realisierungschancen und realem Ergebnis dieses Programms, welches in
den folgenden Jahren nicht nur für Fabri selbst, sondern auch für den Kolonialverein, die
GfdK und schließlich noch die Deutsche Kolonialgesellschaft wichtig wurde.
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18.2. Koloniale Aufgaben: »Theorie und Praxis«

18.2.1. Koloniale Politik als »Friedensgarantie«. Schutzbriefsystem und Großkapital

Als Fabri im Mai und Juli 1885 eingehender zu der jüngst eröffneten Kolonialpolitik des
Reichs und Bismarcks Kolonialprogramm vom Juni 1884 Stellung bezog1, bekannte er sich
noch »ganz und voll zu der kolonialpolitischen Aktion der deutschen Reichsregierung«.2

Von seinem immer wieder vorgetragenen, aber nie erfüllten Wunsch nach einer Übernahme
der britischen Walfischbai abgesehen, distanzierte er sich von allen über den territorialen
Besitzstand des Jahres 1885 hinausgreifenden, von ökonomischen, politischen Interessen
oder gar »bloßer Annexionslust« getragenen Kolonialambitionen. Auch außenpolitische
Erwägungen veranlaßten ihn, wie Bismarck selbst, nachdrücklich zu betonen, der langjäh-
rig propagierte koloniale »Bedarf« Deutschlands sei nunmehr gedeckt. Die koloniale Pro-
paganda hatte selbst zu einer Zeit, in der in Berlin »alles noch ruhig und von überseeischen
Erwerbungen keine Rede« war vor allem in England argwöhnisches Mißtrauen hervorge-
rufen, welches durch die zeitweise radikal nationalistischen und aggressiv anglophoben
Begleittöne der im Frühjahr 1884 anhebenden kolonialdiplomatischen Verhandlungen noch
verstärkt worden war. Angesichts solcher Erfahrungen hielt es Fabri für nötig, die Friedfer-
tigkeit einer kolonial saturierten Nation hervorzukehren, ja nachgerade für die chauvinisti-
sche Kolonialagitation Abbitte zu leisten. Er nutzte dazu seinen Artikel über »Deutsche
Kolonialpolitik« in der holländischen Revue Coloniale Internationale, einem Blatt, das es
sich zur Aufgabe gemacht hatte, »in möglichst objektiver Erörterung friedlicher, internatio-
naler Verständigung der öffentlichen Meinung Europas in überseeischen Fragen das Wort
zu reden«.3

Pragmatische Nüchternheit und der aller nationalistischen Attitüde abholde, betonte
Wille zur Beschränkung auf die Grenzen des Erreichten bestimmten seine Erklärung: »Al-
les in allem genommen, sind unsere überseeischen Besitzergreifungen nicht dazu angetan,
den Neid unserer Nachbarn zu wecken, sondern haben zunächst wohl nur den Wert, zur
Lösung kolonialer Aufgaben sowohl unsere Reichsregierung, wie unser Volk allmählich zu
erziehen«. Im Blick auf den radikalen Nationalismus der von Mittelstand und Kleinbürger-
tum getragenen GfdK des Karl Peters indes sprach mehr Wunsch als Wirklichkeit aus sei-
ner nachdrücklichen Versicherung: »Ein nationaler Ehrgeiz nach kolonialem Besitz ist in
Deutschland, vielleicht von einer Minderzahl etwas erregter Idealisten abgesehen, nicht
vorhanden, und am wenigsten würde der durch und durch realistische, politische Lenker
des deutschen Reiches einem derartigen Triebe Folge gegeben haben«.4 Fabri kam Miquel
zuvor, der im April 1886 die deutsche Kolonialpolitik als »auswärtige Friedenspolitik«
hinstellte5, als er im Frühjahr 1885 an die »öffentliche Meinung Europas« appellierte, das
»Friedenswerk« der Kongokonferenz und die Rolle des deutschen »Friedensmaklers« zum
Beleg dafür zu nehmen, »daß das kolonialpolitische Vorgehen Deutschlands für niemanden
bedrohlich, sondern vielmehr eine neue Friedensgarantie in Europa und Übersee sein wer-
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de«.6 Den weitgehenden Plänen des Afrikaforschers und Kolonialpolitikers Eugen Wolf zur
Befreiung Emin Paschas hielt Bismarck im Dezember 1888 schroff die bekannten Worte
entgegen: »Ihre Karte von Afrika ist ja sehr schön, aber meine Karte von Afrika liegt in
Europa. Hier ist Rußland und hier […] liegt Frankreich, und wir sind in der Mitte; das ist
meine Karte von Afrika«.7 Mit der durch die europazentrische Perspektive bestimmten,
bedingungslosen Unterordnung der Kolonialpolitik unter die europäische Sicherheitspolitik,
die aus den Worten Bismarcks sprach, befand sich Fabri 1885 noch im Einklang, als er er-
klärte: »Die Lage Deutschlands, in der Mitte Europas, nötigt für alle Zeiten die deutsche
Reichsregierung, den Schwerpunkt ihrer politischen Macht durchaus in die kluge und kraft-
volle Handhabung einer friedliebenden Politik in Europa zu legen. Jedes zu rasche und zu
weitgehende kolonialpolitische Vorschreiten wäre für Deutschland ein Fehler, und das Be-
streben, vor allem eine Kolonialmacht werden zu wollen, würde eine verhängnisvolle Tor-
heit sein. Deutschland kann nur unter fester Zusammenhaltung seiner Macht nebenbei Ko-
lonialpolitik treiben, und es wird sich, wie wir hoffen, hierbei stets in den Schranken trei-
bender und legitimer wirtschaftlicher Bedürfnisse halten«.8 Drei Jahre später sollte er dem
Reichskanzler gegenüber wie in der Öffentlichkeit in harter Kritik von einem der Kernsätze
dieser Erklärung abrücken, als sich zeigte, daß die Vorstellung, unter dem Primat der Si-
cherheitspolitik »nebenbei Kolonialpolitik treiben« zu können, von Bismarck allzu konse-
quent vertreten wurde.

Trotz seiner betont loyalen Haltung gegenüber der »kolonialpolitischen Aktion« ver-
mochte sich Fabri nicht recht mit dem dahinterstehenden »kolonialpolitischen« Programm
des Reichskanzlers vom Juni 1884 anzufreunden und sprach schon zu Ende des ersten Jah-
res deutscher überseeischer Politik jene »idealistischen kolonialpolitischen Vorstellungen«
in Bismarcks Charterillusion an, die er vier Jahre später als »verhängnisvollen irrigen
Grundsatz unserer deutschen Kolonialpolitik« in den Mittelpunkt seiner aufsehenerregen-
den Kritik stellen sollte.9 Von Anbeginn an verlangte er nach einheitlicher, sachbezogener
Klärung und Lösung aller Probleme, die sich aufgrund der überseeischen Protektionserklä-
rungen stellten und noch stellen würden, und schlug dazu als institutionelle Grundlage, wie
schon 1879, ein als Reichsamt konzipiertes, besonderes »Überseeisches Amt« vor.10 Er
machte deutlich, daß die koloniale eine Verfassungsfrage war, und forderte Regierung wie
Reichstag auf, sie legislativ zu klären, zumindest in einstweiligen Grundsatzentscheidungen
das staatsrechtliche Verhältnis zu den ›Schutzgebieten‹ – die Bismarck in der Regel als
Ausland betrachtete11 – zu bestimmen.12 Obgleich er den kaufmännischen Grundgedanken
des Bismarckschen »Kolonialprogramms« im Sinne seiner Kolonialtheorie als ersten
Schritt zur Einrichtung von Handelskolonien akzeptierte, sagte er doch der »bloßen Schutz-
herrschaft« treffend nur kurze Lebensfähigkeit voraus.13 Bismarck hatte im Juni 1884 vor
dem Reichstag in seiner ersten programmatischen Stellungnahme zu Fragen der jüngst er-
öffneten überseeischen Politik ein Verwaltungssystem nach Art der britischen Charterge-
sellschaften ins Auge gefaßt.14 Dieser Gedanke gründete sich, wie Fabri richtig interpre-
tierte, vor allem auf die trügerische Hoffnung, »daß alle Kultivationsaufgaben mit den von
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ihnen unzertrennlichen Ausgaben durch privates Vorgehen, durch die Bildung kapitalkräf-
tiger und mit kaiserlichem Schutzbrief ausgestatteter Gesellschaften in die Hand genommen
und gelöst werden würden«.15 Schon im Sommer 1885 verwies er nüchtern auf die wach-
sende Realitätsferne dieses »Kolonialprogramms«, das, im Grunde noch stark freihandel-
sexpansiv orientiert, auf ein deutsches überseeisches ›informal empire‹ abzielte. Das
Schutzbriefsystem hatte sich bis dahin nur in Ostafrika und in der Südsee in Gestalt der
Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft (DOAG) und der Neuguinea-Kompanie (NGK)
institutionalisieren lassen. Nach Togo wie nach Kamerun, wo dieser Plan am Widerstand
der nur auf den unnachgiebigen Druck Bismarcks hin zum Westafrikasyndikat zusammen-
getretenen Kaufleute scheiterte, mußten Reichsbeamte entsandt werden. Ähnlich stand es in
Südwestafrika, wo schon 1885 Reichskommissar Göring als Gouverneur eintraf, weil sich
die mit geringem Kapital und ohne Privileg mehr aus politischer Gefälligkeit denn aus ei-
genem Erwerbsinteresse konstituierte Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika
(DKGfSWA) ebenfalls an der Ausübung von Hoheitsrechten mit finanziellen Risiken des-
interessiert zeigte.16

Ein Musterbeispiel für die Fragwürdigkeit dieses Systems als Dauerlösung erblickte Fa-
bri in der DOAG. Angesichts der Auseinandersetzungen mit dem Sultan, die im August
1885 zu der ersten Demonstration des deutschen Flottengeschwaders unter Admiral Knorr
vor Sansibar führten17, erkannte er schon im Juli 1885 in der »Wahrscheinlichkeit bedenk-
licher Zusammenstöße« das politisch-militärische Damoklesschwert über dem Schutz-
briefsystem in Ostafrika. »Wie soll dann aber Deutschland seine Schutzherrschaft zur An-
erkennung bringen?«, fragte Fabri, als ob er den Beginn des ostafrikanischen Widerstands-
kampfes im Spätsommer 1888 vorausgesehen hätte. »Wir können uns doch kaum auf einen
abessinischen Feldzug, der in diesen Klimaten noch ungleich höhere Opfer kosten würde,
einlassen! »In dem an sich »lobenswerten patriotischen Eifer« der kleinbürgerlichen Con-
quistadorengruppe um Peters vermochte er keinerlei Garantie für die Überlebenschance
dieses Systems im Krisenfall zu erkennen. Angesichts der starken Privatarmeen der großen
arabischen Händler ahnte Fabri für das DOAG-Regime ein Ende mit Schrecken voraus.18

Drei Jahre später schon sollte ihm selbst eine wichtige Rolle dabei zufallen, dem Reichstag
jene Mittel abzunötigen, mit Hilfe deren Wißmanns Söldner die »Revolte der arabischen
Sklavenhändler«, implicite aber auch Bismarcks Charterillusionen in Ostafrika zerschlugen.
Doch nicht nur aus politisch-militärischen Erwägungen im Blick auf potentielle überseei-
sche »Verwicklungen« beurteilte Fabri die Chancen des Schutzbriefsystems skeptisch, son-
dern auch deswegen, weil er ein solches überseeisches Herrschafts- und Verwaltungssystem
existentiell von der Frage abhängig wußte, »wie weit das deutsche Kapital überseeisch zu
machen ist«.19

Im Rahmen seiner Investitionswerbung für konkrete Überseeprojekte hatte er hinrei-
chend Gelegenheit gehabt, sich von der einzig nach möglichst hoher »Rentabilität« aus-
schauenden und alles andere als risikofreudigen Haltung des großen Kapitals bei überseei-
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schen Pionierinvestitionen zu überzeugen. »Es war von Anfang an klar«, räsonierte er im
September 1884 in Eisenach, »daß wir bei allen Anstrengungen zu privater Initiative be-
züglich überseeischer Unternehmungen, so nötig sie waren und sind, nicht sehr weit kom-
men würden, bevor die Reichsregierung zu unserer Bewegung Stellung genommen hatte«.20

Die Stellungnahme erfolgte rascher als erwartet. Doch die erhoffte finanzielle Attraktion
der politischen Entscheidung erwies sich – von schon frühzeitig drängenden Interessen-
gruppen wie der Diskontogesellschaft abgesehen – als ungemein schwach. »Bis jetzt ist das
deutsche Kapital im ganzen sehr wenig geneigt, auf derartige überseeische Unternehmun-
gen einzutreten«, klagte Fabri unverändert auch im Juli 1885. »Es gibt zwar heute sehr vie-
le, die pro patria und in freudiger Zustimmung zu unseren kolonialpolitischen Anfängen
eine größere oder kleinere Summe unter der Standarte irgendeines kolonialen Versuchs
wagen. Aber darum allein handelt es sich im Blick auf unseren kolonialen Besitz heute
nicht mehr. Derselbe verlangt, soll er sich nicht bald als ein etwas unnützer Luxus erweisen,
die Anziehung und Festlegung größerer deutscher Kapitalien«. Für das »kleinere Kapital«
gab es nach seinem Urteil auf weite Sicht keine Gewinnchancen im Kolonialgeschäft. Ohne
bedeutende Investitionen seien die ersten »mageren Jahre«, in denen in der Regel auf Divi-
dende verzichtet, unter Umständen sogar mit erheblichem »Lehrgeld« gerechnet werden
müsse, nicht durchzustehen. Die finanziellen Startrisiken lägen zwar zweifelsohne höher als
die besser kalkulierbaren Anfangsverluste bei Inlandsinvestitionen. Doch die Bereitschaft,
erste Investitionsrisiken in Übersee zu tragen, lockte Fabri, werde erfahrungsgemäß auch
um so höhere Profitraten einbringen. Nicht ohne Grund sei es in England und Holland »für
viele Kapitalisten eine alt eingebürgerte Gewohnheit, neben der sicheren Anlage in Konsols
[kons. Obligationen], heimatlichen Betrieben und Hypotheken einen Teil ihres Vermögens
in überseeischen Werten nutzbringend zu machen«. Ohne Umschweife betonte Fabri, daß
die koloniale Politik nicht nur unmittelbar abhängig war von der Investitionsbereitschaft
des großen Kapitals, sondern umgekehrt auf weite Sicht auch nur das große Kapital als
Nutznießer der überseeischen »Erwerbungen« in Frage kam.21

Es war das gleiche Ergebnis, das ihm schon Hübbe-Schleiden in seiner ersten Auftrags-
studie für den Westdeutschen Verein analog über die Möglichkeiten einer Auswandereror-
ganisation mit Hilfe südamerikanischer Kolonisationsgesellschaften vorgelegt hatte. Darum
mußte nach Fabris Urteil auch nach dem Anbruch deutscher überseeischer Politik die Inve-
stitionswerbung um das noch immer zurückhaltende große Kapital als »koloniale Aufgabe«
von entscheidender Bedeutung im Auge behalten werden: »Eine derartige Wendung in den
Kreisen unserer Finanzmänner und Kapitalisten ist heute die erste und unentbehrliche
Grundlage zu einer wirklichen und wirtschaftlich bedeutungsvollen Kolonialpolitik. Solan-
ge dieselbe uns fehlt, bleiben unsere kolonialpolitischen Anläufe ein frommes Wollen ohne
wirkliches Vollbringen«.22 Auch der Kolonialverein sah sich 1885 veranlaßt, »die Ängst-
lichkeit des deutschen Großkapitals« anzuprangern. In seinem Jahresbericht stellte sich der
Interessenverband ebenfalls die Aufgabe, die »Scheu des deutschen Kapitals vor überseei-
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schen Unternehmungen zu beseitigen […], das Großkapital für eine Initiative in dieser
Richtung zu erwärmen«.23

Begründete Aussicht auf Gewinn im Kolonialgeschäft konnte es nach Fabri nur geben,
wenn »Intelligenz«, »Kapital« und »Arbeit« hinreichend zusammenwirkten.24 Bei den
praktischen Folgerungen stand er auf dem Boden der theoretischen Aussagen seiner ersten
kolonialen Propagandaschrift, lehnte sich aber auch unverkennbar an Hübbe-Schleidens
»Theorie von der Produktivität der Kulturkräfte« an.25 »Kapital« meinte aus den erwähnten
Gründen ausschließlich Großkapital. »Intelligenz« sollte zunächst in »gründlichen Experti-
sen« und Projektstudien, dann im Management Ausdruck finden. Die »Arbeit« hingegen
sollte von der einheimischen Bevölkerung geleistet werden.26 Im gleichen Sinne verstand
auch Hübbe-Schleiden »Negerarbeit, großes Kapital und gutes Management« als Voraus-
setzungen für »Kultivation« als profitables »Geschäft«.27 Vor die Ausbeutung der »Ne-
gerarbeit« war nach Auffassung beider Propagandisten – bis auf Südwestafrika, wo die kli-
matischen Verhältnisse auch Europäern die Arbeit gestatteten – zunächst die »Erziehung
der Eingeborenen zur Arbeit« gesetzt. Bei dem Versuch, die Chancen bereits bestehender
größerer Erwerbsunternehmen in den Schutzgebieten zu kalkulieren, konnte Fabri 1885 nur
die beiden ersten Faktoren, Kapital und »Intelligenz«, als Bewertungskriterien ansetzen. Er
zog drei überseeische Gesellschaften in Betracht, zu denen er entweder bereits näheren
Kontakt hatte oder noch im gleichen Jahr finden sollte: die NGK und die DOAG, die als
Chartergesellschaften begonnen hatten, und die ohne Hoheitsrechte konstituierte
DKGfSWA. Mit der NGK kam er als Vermittler in Fragen der Mission in näheren Kontakt.
Die Brücke zur DOAG bildeten propagandistische, finanzielle Zubringerdienste und seine
Beiträge zur »Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit«. Für die vom Kolonialverein ge-
stützte DKGfSWA betrieb er bereits seit längerem Investitionswerbung.

Der von Hansemanns Diskontogesellschaft ausgegangenen, kapitalstarken NGK, die im
Mai 1884 zusammengetreten war, den Vertragsabschlüssen des Forschungsreisenden Dr.
Otto Finsch ein Gebiet von 200.000 qkm verdankte und erst im Mai 1885 ihren Schutzbrief
erhalten hatte28, glaubte Fabri im Juli 1885 noch eine gute Zukunft voraussagen zu können.
Er bescheinigte ihr »gutes Vertrauen« erstens, weil er sie kapitalkräftig wußte und zweitens,
weil er sie »klug und wohlwollend geleitet« glaubte.29 Das letztere ergab sich für ihn aus
den umfassenden Voruntersuchungen und der Errichtung von Versuchsstationen. Zum
dritten glaubte Fabri 1885 noch, die NGK werde, ihren Angaben entsprechend, in der Tat
»freundschaftliche Beziehungen« zu der einheimischen Bevölkerung suchen und pflegen
können. Hieraus sprach gutgläubige Naivität, die schon bald durch die Wirklichkeit wider-
legt werden und Fabri von einem Befürworter in einen Kritiker der NGK verwandeln sollte.
Die politische Organisation der NGK als Schutzbriefgesellschaft, über die er sich 1885 öf-
fentlich noch ausschwieg, erschien ihm aus finanziellen Gründen zwar tragfähiger als die
der DOAG, jedoch ebenfalls nur als eine Lösung auf Zeit.30 In der Tat überlebte die NGK
die DOAG, deren Selbstverwaltungsbefugnisse schon im November 1890 vom Reich über-
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nommen werden mußten, als Schutzbriefgesellschaft; jedoch nur um ganze acht Jahre. In
einem Abkommen vom Oktober 1898, das im April 1899 rechtskräftig wurde, wälzte sie
gegen die horrende Summe von 4 Millionen Mark die politische Verantwortung auf das
Reich ab und behielt von ihrem ursprünglichen Gesellschaftsgebiet ›nur‹ 50.000 ha Land
zurück.31

Erheblich schlechter beurteilte Fabri die Chancen der mit Mühe auf 800.000 Mark be-
gründeten DKGfSWA, die erst im April 1885 mit der Übernahme der von Lüderitz ›erwor-
benen‹ Gebiete begonnen hatte und nach Abschluß der Transaktion im Oktober 1885 über
240.000 qkm unter Reichsschutz stehenden Landes in Südwestafrika verfügte. Seine eige-
nen, zusammen mit Hasenclever entworfenen Pläne einer Deutschen Südwestafrikanischen
Gesellschaft hatte Fabri, obgleich das projektierte Unternehmen zunächst nur im Hinterland
der Walfischbai Bergbau betreiben sollte, bereits auf ein Startkapital von 5 Millionen hin
angelegt. Hasenclevers Rechte gingen im Juni 1884 auf Hansemann über.32 Doch Fabris
Hoffnung, die von ihm so geschätzte Diskontogesellschaft werde hier »die nötigen Millio-
nen« investieren, blieb unerfüllt. Als seine Artikelreihe vom Juli 1885 im Herbst von der
Deutschen Kolonialzeitung nachgedruckt wurde, war die unerwartete Weitergabe der Han-
semannschen Rechte an die DKGfSWA vom 4. August 1885 bereits erfolgt. Damit war der
großangelegte Plan, in welchem die Transaktion Hasenclever-Hansemann ein wichtiger
Schachzug zu sein schien, bis auf weiteres gescheitert. An Erfolge der DKGfSWA ver-
mochte Fabri bei der geringen Kapitalkraft der Gesellschaft nicht zu glauben, denn »nicht
mit einigen hunderttausend Mark, sondern nur mit mehreren Millionen« konnten nach sei-
ner Einschätzung die begonnenen Geländeuntersuchungen in dem riesigen Areal weiterge-
führt und die systematische Ausbeutung des Landes betrieben werden.33 Abermals sollte er
Recht behalten.

Weniger die vermeintliche Unergiebigkeit des Territoriums – welche Fabris auf Erfah-
rungen der Mission und »gründliche Expertisen« gestützte Angaben in der Tat Lügen ge-
straft hätte – verursachte die fast ein Jahrzehnt andauernde, enttäuschende Verzögerung der
kolonialwirtschaftlichen Ausbeutung Deutsch-Südwestafrikas.34 Retardierend wirkte viel-
mehr die von Fabri wie auch der Deutschen Kolonialzeitung wiederholt angeprangerte
»Ängstlichkeit des deutschen Großkapitals […], welches sich immer noch ungern zur selb-
ständigen Leitung überseeischer Unternehmungen entschließt, sich vielmehr meist hierin
willig der Leitung anderer Nationen überläßt«.35 Die Schelte traf selbst in dem deutschen
›Schutzgebiet‹ zu. »Unsere südwestafrikanische Gesellschaft ist faul, bankerott und unlu-
stig«, schrieb Herbert von Bismarck, der zu dieser Zeit den Vorschlag Joseph Chamber-
lains, Deutsch-Südwestafrika gegen Helgoland einzutauschen, ernsthaft erwog, im März
1889 aus London. Im Herbst des gleichen Jahres trug sich auch die untätig stagnierende, ja
schrumpfende DKGfSWA selbst mit der Absicht, zwei Drittel ihres Gebietes an eine engli-
sche Gesellschaft abzutreten, weil sie sich noch immer nicht entschließen konnte, die Aus-
beutung selbst in die Hand zu nehmen. Nur Bismarcks Sorge, die letzte, auch durch Fragen
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der Kolonialpolitik forcierte »Kanzlerkrisis« durch einen derartigen Rückzug, der einer
Aufgabe des ›Schutzgebietes‹ gleichgekommen wäre, weiter zu belasten, verhinderte noch
Ende Februar 1890 diese wenig »nationale« Transaktion.36

Im Oktober 1890 schlug Fabri dem neuen Reichskanzler vor, die kapitalstarke Mansfel-
dische Kupferschiefer bauende Gesellschaft (MKbG) für Südwestafrika zu interessieren. In
offiziösem Auftrag Caprivis sondierte er bei der MKbG. Er verhandelte vergebens. Schon
im Januar 1891 schied auch die »Möglichkeit« Mansfeld aus. Das britische Kapital, das
Fabri dem deutschen immer wieder als Vorbild empfahl, bedurfte seiner Ermunterung
nicht. Im Oktober 1890 hatte ihn Caprivi davon unterrichtet, daß bereits englische Interes-
senten um die Genehmigung für den Bergbau in Südwestafrika nachsuchten. »Wenn keine
deutsche, dann lieber eine englisch-deutsche, als gar keine Gesellschaft«, drängte Fabri. Es
sei zu bedauern, daß die »finanziellen Kreise« des Reichs leichtfertig die besten Investition-
schancen verspielten. »Aber ich zweifle nicht«, schrieb er an Caprivi, »sowie von den er-
sten Bankiers in London mit Zeichnungen für die neue Gesellschaft vorangegangen ist,
wird auch in Berlin, Hamburg und Frankfurt die Lust zur Beteiligung in vielleicht unge-
ahnter Weise sich regen«.37 Sie regte sich sogleich.

Im August 1892 stieg die in London ansässige South-West-Africa Company Limited, die
auch deutsches Kapital aufzunehmen bereit, aber dennoch eine überwiegend englische Ge-
sellschaft war, mit einem für die DKGfSWA beschämenden finanziellen Aufwand in Süd-
westafrika ein: Ihr Kapital belief sich 1901 auf 20 Millionen Mark. 1895 schon rückte The
South African Territories Limited (ebenfalls London) nach, die 1901 mit 10 Millionen im
Land arbeitete.38 Erst mit der englischen Initiative war für das risikoscheue deutsche Groß-
kapital der Bann gebrochen. Seit 1893 zogen in rascher Folge deutsche Unternehmen nach,
aus deren Firmennamen erst jetzt jene Kombination und Konzentration von Profitinteressen
sprach, für die Fabri immer wieder geworben und derenthalben er Lüderitz schon 1883
dringend, aber vergeblich Fusion und Kooperation mit Hasenclever empfohlen hatte: Berg-
bau, Handel, Landspekulation und Eisenbahnbau. Unverzüglich folgte dem ersten engli-
schen Unternehmen 1893 die Hamburger Hanseatische Land-, Minen- und Handelsgesell-
schaft für Deutsch-Südwestafrika, die 1901 immerhin schon mit 2,4 Millionen Mark im
Land engagiert war. 1895 rückte die gleichgerichtete Berliner Kaoko-Land- und Minen-
Gesellschaft nach, die 1901 bereits über 10 Millionen Mark (davon 8 Millionen emittiert)
verfügte. Erst jetzt begann auch die DKGfSWA die Gewinnchancen wahrzunehmen, auf
welche sie Landeskenner jahrelang vergeblich hingewiesen hatten. Bis 1901 stockte sie ihr
Kapital auf 2 Millionen Mark auf. 1900 fand sich auch Hansemann mit der zunächst auf
eine Million Mark begründeten Otavi-Minen- und Eisenbahngesellschaft in Südwestafrika
ein, die bei Tsumed (Otavimine) auf ungemein ergiebige Kupferlager stieß, welche in ihrer
Bedeutung mit den 1908 entdeckten Diamantfeldern der Namibwüste wetteiferten.39 In
Südwestafrika sorgte das im Kolonialgeschäft gänzlich unerfahrene deutsche Großkapital
mit seiner für Pionierinvestitionen in Übersee nachgerade absurden Verbindung von Hoff-
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nung auf rasche »Rentabilität« und fast panischer Risikoscheu dafür, daß Fabris Prognose,
die deutsche Kolonialpolitik werde wirtschaftlich erst »Sache des 20. Jahrhunderts« sein,
Wirklichkeit wurde.

Das schlechteste Zeugnis stellte Fabri im Juli 1885 der DOAG aus, die ihm auch aus po-
litischen Gründen als Schutzbriefgesellschaft überaus fragwürdig erschien. Die Tochterge-
sellschaft der GfdK war erst im April 1885 ins Handelsregister eingetragen worden, nach-
dem Wilhelm I. im Februar den Schutzbrief für die zunächst 140.000 qkm umfassenden
ostafrikanischen »Erwerbungen« unterzeichnet hatte, die anfangs von den »Verträgen« der
Peters, Jühlke und Graf Pfeil ausgingen.40 Die DOAG war wie die GfdK im Gegensatz zum
Kolonialverein eine ausgesprochene »Mittelstandsgesellschaft«. Im Juli 1885, als Fabri das
junge Erwerbsunternehmen kritisch beleuchtete, befanden sich unter den 200 Personen,
welche ihre Mitgliedschaft durch den Kauf von Anteilscheinen der DOAG erworben hatten,
neben einer Reihe meist mittlerer Adeliger an beruflich faßbaren Anteilhabern: 59 Offiziere
und Beamte, 10 Kaufleute und Unternehmer, 6 Lehrer, 4 Ärzte, 3 Pastoren, ein Professor,
aber kein einziger Bankier oder bedeutender Vertreter des Industrie- und Handelskapitals.41

Das Vorgehen der kleinbürgerlichen »Eroberer« als Kolonialunternehmer war für Fabri
ein schlechterdings negatives Lehrbeispiel, ein Versuch, der »in wohl ziemlich klarer Weise
zeigt, wie man es mit derartigen Unternehmen nicht machen darf«. Hier vermißte er beides:
Kapital und »Intelligenz«. Die DOAG hatte sich erdreistet, in einer Broschüre »Allgemeine
Auskunft für den Auswanderer in die Deutsch-Ostafrikanische Kolonie Usagara«42 zu er-
teilen. Scharf rügte Fabri, daß die zu dieser Zeit noch unter dem Diktat der Gründer stehen-
de Gesellschaft entweder in abenteuerlicher Unkenntnis oder bewußt unter Vorspiegelung
falscher Tatsachen für eine »Massenauswanderung« nach Ostafrika warb und sich mit
ebenso vagen wie phantastischen Angeboten für sogenanntes Siedlungsland irgendwo »ge-
genüber der Insel Sansibar« aus den Taschen von »Kleinkapitalisten« jene Mittel zu be-
schaffen suchte, die das Großkapital ihr vorenthielt.43 Peters' GfdK war anfangs nicht ein-
mal davor zurückgescheut, Anteilscheine zwischen 50 und 5.000 Mark für Land anzubie-
ten, das erst erobert werden sollte, um damit die erste Expedition zu finanzieren. Dieses
Vorgehen war auch für den Kolonialverein ein willkommener Anlaß, den mißliebigen Ri-
valen unseriöser Methoden zu bezichtigen.44 Schon solches Geschäftsgebaren war in Fabris
Augen ein »ziemlich bedenkliches Vorgehen«. Die ganze »Naivität eines solchen Versu-
ches« aber sprach für ihn aus der nachgerade lächerlichen Finanzkraft der DOAG und ihrer
Absicht, als Chartergesellschaft mit lediglich 550.000 Mark in à fonds perdu gezeichneten
Anteilscheinen die »Erschließung« des ostafrikanischen ›Schutzgebietes‹ zu betreiben.
Hätte man »das Vierzigfache« investiert, erklärte Fabri, dann könnte begründete Aussicht
bestehen, die »sieben mageren Jahre« durchzuhalten. »Aber eine halbe Million Mark ist
jedenfalls eine Zeichnung à fonds perdu im vollsten Sinne des Wortes«.45 »Im allgemeinen
charakterisiert sich unsere koloniale Neulingschaft noch darin, daß unsere überseeischen
Unternehmungen finanziell viel zu niedrig kalkuliert werden«, schrieb er im Juni 1885 an
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den preußischen Kultusminister, mit dem er zu dieser Zeit über die Einrichtung deutscher
Missionen für Kamerun und Neuguinea verhandelte. »Ein Unternehmen, wie das mir auch
sonst sehr bedenkliche ostafrikanische, mit einer halben Million Mark finanzieren zu wol-
len, ist geradezu komisch. Vor dem Lüderitz'schen freilich hat dieses ostafrikanische Un-
ternehmen wenigstens das voraus, daß es von einem gewissen Schwung idealer, wenn auch
unreifer Begeisterung getragen zu sein scheint«.46

Fabri beschränkte sich nicht auf die Kritik von Geschäftsmethoden und Kapitalkraft der
ostafrikanischen Schutzbriefgesellschaft. Es ging ihm bei seinem – keineswegs im rivalisie-
renden Interesse des Kolonialvereins abgegebenen – Votum nicht darum, die DOAG als
skandalösen Gründungsschwindel bloßzustellen. Er suchte sie zur Überprüfung ihrer Ge-
schäftsmethoden zu nötigen und sie zugleich in ihrer finanziellen Schwäche dem großen
Kapital als hilfsbedürftig zu empfehlen. Seiner schon wenige Wochen später einsetzenden
Investitionswerbung für die DOAG war mehr Erfolg beschieden als den Bemühungen um
Kapital für die DKGfSWA. Im Herbst 1885, als die Kolonialzeitung seine Kritik an der
DOAG und der mißliebigen GfdK nachdruckte, hatte Fabri bereits jenen Vermittlerdienst
zwischen Peters, GfdK, DOAG und Kolonialinteressenten aus den Kreisen des Westdeut-
schen Vereins geleistet, welcher nicht nur für die DOAG finanziell entscheidend, sondern
auch für die weitere organisatorische Entwicklung der in zwei Lager gespaltenen Kolonial-
bewegung bedeutsam wurde.47 Fabri sollte wesentlich dazu beitragen, daß das von ihm
zunächst kritisierte Unternehmen die »mageren Jahre« überlebte. Daß es dennoch, wie er
1885 vorausahnte, schon ein Jahrfünft später als Schutzbriefgesellschaft Fiasko machte, war
damit nicht zu hindern.

Kapital und »Intelligenz« waren die Investitionen, welche die kolonialen Erwerbsunter-
nehmen von sich aus zu erbringen hatten. Für den dritten Faktor, Arbeit, sollte in der Süd-
see, in West- und Ostafrika die einheimische Bevölkerung eingespannt werden. Hierzu in
»Theorie« und »Praxis« beizutragen, zählte ebenfalls zu jenen »kolonialen Aufgaben«, die
Fabri sich und der organisierten Kolonialbewegung im Juli 1885 stellte.

Anmerkungen
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18.2.2. Die »Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit«

In seiner kolonialen Typologie hatte Fabri 1879 subtropische Ackerbau- und tropische
Handelskolonien unterschieden. Die 1884/85 zu ›Schutzgebieten‹ des Reichs erklärten Ter-
ritorien in Afrika und in der Südsee gehörten – bis auf das südwestafrikanische, dem Fabri
jedoch nur als »Bergwerkskolonie« ökonomische Bedeutung zusprach – der zweiten Gat-
tung an. Den deutschen »Bedarf« an Handelskolonien hatte er wirtschaftlich mit der Not-
wendigkeit sicherer überseeischer Rohstoffquellen und aufnahmefähiger Absatzmärkte für
die industrielle Überproduktion begründet. Die »Produktionskraft« der Schutzgebiete für
den deutschen Import und ihre »Rückkaufskraft« im Interesse des deutschen Exports war
abhängig vom sozialökonomischen »Kulturstand ihrer Bevölkerungen«.1 Der Absatz deut-
scher Exportwaren setzte bei der einheimischen Bevölkerung die »Gewöhnung an höhere
Bedürfnisse«2 und eine erhebliche Steigerung der Kaufkraft voraus, während ein anhalten-
der und preisgünstiger Import wertvoller tropischer Rohstoffe ohne organisierte Produktion
im Plantagenbau nicht möglich war. Da Europäer in tropischen Zonen für Plantagenarbeit
nicht in Frage kamen, waren bedeutende und anhaltende Export- und Importgewinne ab-
hängig von einem leistungsfähigen kolonialen »Kultursystem«, also einer Organisation der
überseeischen Produktionsverhältnisse mit Hilfe jener einheimischen Arbeitskräfte, die
Fabri selbst als »mehr oder minder schlaff, sorglos und träge« eingestuft hatte.3 Die aus-
schlaggebende Frage lautete für ihn: »Wie bringt man ohne die Einrichtung der Sklaverei
den bedürfnislosen und trägen Neger zu ständiger Arbeit?«4 Das entscheidende Gewicht
dieser Frage war nicht nur Fabri und Hübbe-Schleiden bewußt. Adolph Woermann, der im
Kamerungebiet seit nunmehr einem Jahrfünft Versuchsplantagen betrieb, war ebenfalls
schon frühzeitig zu der Überzeugung gelangt, »daß in Afrika zwei große ungehobene Schät-
ze sind: Die Fruchtbarkeit des Bodens und die Arbeitskraft vieler Millionen Neger« und
daß auf weite Sicht »nicht mehr durch Handel, sondern nur durch den Anbau und durch
Hebung der Produktion« in tropischen Zonen hohe Profitraten zu erzielen und zu halten
waren.5 Der Barmer Arzt Dr. Gustav Adolf Fischer, der sich lange in Ostafrika aufgehalten
hatte, bestätigte 1885 fast gleichlautend: »In der unerschöpflichen Arbeitskraft der Einge-
borenen besteht allein der große Schatz, den Afrika birgt«.6 In der ökonomischen Notwen-
digkeit, »diese Schätze zu heben« (Woermann), sah Fabri 1885 eine zentrale »koloniale
Aufgabe« Deutschlands in Afrika und der Südsee.

Schon 1879 hatte er die »zur Arbeit erziehbare Bevölkerung« tropischer Handelskolonien
als den entscheidenden Faktor im Kolonialgeschäft vorgestellt.7 1885 rückte er die »Erzie-
hung der Eingeborenen zur Arbeit« in den Mittelpunkt seines kolonialen Programms. Als er
diese »nationale Erziehungsarbeit«8 jetzt mit stärkerem Praxisbezug erörterte, suchte er
sein ›kolonialpädagogisches‹ Programm erneut mit humanitär-kulturellen »Pflichten« zu
legitimieren, arbeitete jedoch auch hier mit ökonomischen Argumenten, die den Bona fide
konstruierten humanitären Überbau unversehens aufs neue seines ideologischen Charakters
überführten. »Alle Kolonialpolitik hat zur Voraussetzung, daß eine höher entwickelte Rasse
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über niedriger stehende Völkerschaften die Herrschaft sich zueignet«, erklärte er.9 Dem lag
nicht etwa der plumpe rassistische Glaube an eine Art biologischer Überlegenheit des Eu-
ropäers zugrunde. Fabri, der schon frühzeitig den ökonomischen Grundcharakter der »mo-
dernen Kulturentwicklung« erkannt hatte und darum »ökonomisch« und »kulturell« zuwei-
len sogar synonym gebrauchte, verstand unter dem »Kulturabstand des herrschenden Vol-
kes zu den ihm unterworfenen Stämmen und Völkerschaften« den industriewirtschaftlichen
Entwicklungsvorsprung des staatlich organisierten kolonisierenden »Kulturvolks« gegen-
über den »Stämmen und Völkerschaften« der überseeischen Kolonien. Die schon 1879 ge-
forderte »Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit« war ihm »nicht nur die Voraussetzung
jeder wirtschaftlichen Bedeutung unserer Kolonien, sondern zugleich die Grundlage einer
kulturellen Erziehung des Negers, der farbigen Eingeborenen«.10 Der ideologische Cha-
rakter des »kulturellen« Arguments erhellt schon aus textimmanenter Kritik. Seine objekti-
ve Verschleierungsfunktion läßt sich anhand einer exemplarischen Analyse des höchst in-
humanen ökonomischen Zwecks der »kulturellen Erziehung« herausarbeiten.

Fabri lehrte: »Die moderne Kultur hat sich von dem bloßen Ausbeutungssystem losge-
macht, sie verlangt von den Kolonialpolitik treibenden Staaten und Völkern, es als ihre
Aufgabe zu erkennen, die unterworfenen Völkerschaften auch auf eine höhere Kulturstufe
emporzuheben«. Die »moderne Kultur« war das von Überkapazitäten der Industrieproduk-
tion in die überseeische Marktexpansion getriebene, dann auch durch das zunehmende In-
teresse an preisgünstigen Rohstoffimporten wesentlich mitbestimmte System des aufkom-
menden Kolonialimperialismus. Von einem »bloßen Ausbeutungssystem« hatte sie sich
fernzuhalten, weil die heimischen Import- und Exportbedürfnisse nicht durch kurzlebigen
»Raubbau« an den natürlichen Gütern der Kolonie, sondern langfristig nur durch einen
dauerhaften aufnahmefähigen überseeischen Markt befriedigt werden konnten, von dem
zugleich in organisierter Produktion gewonnene Importwaren zurückflossen. So sprach
selbst aus Fabris Appell, »die unterworfenen [!] Völkerschaften auch auf eine höhere Kul-
turstufe emporzuheben«, mithin also Produktions- und Konsumtionsniveau zu steigern,
weniger der Glaube an »sittliche Aufgaben« als das ökonomische Interesse des politisch
»herrschenden Volkes«. Darum war es kein Widerspruch, wenn er im Kontext erläuterte,
daß »der Ausgangspunkt unserer kolonialen Bestrebungen auch heute auf dem Gebiete des
Mein und Dein« liege: »Wir verlangen zunächst nach wirtschaftlichen Vorteilen aus über-
seeischen Besitzungen. Das hat seine Berechtigung […]. Was in dieser Richtung zunächst
not tut, ist die Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit«.11

Deutlicher als durch textimmanente Kritik läßt sich die objektive Verschleierungsfunkti-
on der hervorgekehrten humanitären Intentionen gegenüber den ökonomischen Primärinter-
essen anhand eines konkreten Falles fassen. Hierzu bietet sich exemplarisch das von Fabri
selbst als besonderes Objekt einer »Erziehung zur Arbeit« exponierte »bedenkliche Ge-
schlecht der Küstenbummler«12 an. Die eingeborenen »Küstenbummler« beherrschten das
einträgliche Zwischenhandelsmonopol. Sie strichen hohe Gewinnspannen ein und sperrten
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häufig – wie die Duala in Kamerun sehr zum Leidwesen Woermanns – den europäischen
Kaufleuten die direkte Handelsverbindung ins Landesinnere.13 Freiherr A. v. Danckelmann,
der als Meteorologe zwei Jahre im Dienst der Association internationale africaine Leopolds
II. von Belgien in Zentralafrika verbracht hatte14 und den vergleichsweise hohen Lebens-
standard der »Küstenbummler« aus eigener Anschauung kannte, berichtete 1884 in seiner
Rede vor den Exportinteressenten des Westdeutschen Vereins, »daß man z.B. bei den sehr
wohlhabenden Leuten, welche den Zwischenhandel der weißen und einheimischen Bevöl-
kerung im Inneren des Landes bewerkstelligen, Petroleumkochapparate und Nähmaschinen,
ja selbst Mahagonikleiderschränke findet. Natürlich springt der Mahagoni bei Feuchtigkeit
ab; aber das schadet nichts, er wird teuer bezahlt. All dieser Luxus jedoch, der bei einem
gewissen Teile der Bevölkerung zum Vorteil für unsere Industrie in Europa eingerichtet ist,
erstreckt sich eigentlich nur auf die unmittelbare Küstenbevölkerung, auf Leute, die nicht
durch Handarbeit, sondern durch den gewinnbringenden Zwischenhandel ihr Geld verdient
haben«.15 Dies nach Fabri so »bedenkliche Geschlecht« hatte also in seiner Konsumtions-
kraft, seiner »Gewöhnung an höhere Bedürfnisse« längst jene »höhere Kulturstufe« er-
reicht, an der die Exportgüterproduktion interessiert war. Da es jedoch mit seinem mißlie-
bigen Zwischenhandelsmonopol die Gewinnspannen und die Bewegungsfreiheit des deut-
schen Handels in einem Maße schmälerte, welches durch seine »Luxusbedürfnisse«
(Danckelmann) an Industrieprodukten nicht aufgewogen wurde, sollte es »kulturell« mit
Hilfe der »Erziehung zur Arbeit« im Plantagenbau »emporgehoben« und auf diese Weise
im Interesse der deutschen Kaufleute aus dem Markt gedrängt werden. So boten sich die
»menschenfreundlichen Gesichtspunkte«16 in Fabris Programm der »kulturellen Erziehung«
selbst als humanitäre Verschleierungsideologie an. Nichts vermag diese Funktion solcher
»kultureller« Argumente deutlicher zu demonstrieren als die Tatsache, daß ausgerechnet
Adolph Woermann sich ihrer ausgiebig bediente, 1884/85 auch persönlich mit Fabri Füh-
lung aufnahm17 und immer wieder erklärte: »Dem Neger Westafrikas den Segen der Arbeit
zu bringen, das sollte der Kernpunkt aller Bestrebungen sein«.18 Der Hamburger Westafri-
kakaufmann wußte nur zu gut, warum er vor allem die mißliebigen westafrikanischen Zwi-
schenhändler – als deren »Lieblingsbeschäftigung« er »Schwatzen und Lügen« ausgab –
unbedingt auf eine »höhere Kulturstufe« heben wollte und vorschlug, »den Neger vom va-
gabundierenden trader zum ruhigen und seßhaften Arbeiter zu machen«. Man werde dabei
»nicht nur Geld verdienen, sondern auch gleichzeitig eine große Kulturmission erfüllen«,
ereiferte sich Woermann. Man werde »eine wahrhaft zivilisatorische und philanthropische
Aufgabe erfüllen können, nämlich den Neger Afrikas zur Arbeit zu erziehen«.19

Fabri war nüchtern genug, um vorauszusehen, daß nicht nur die wohlsituierten »Küsten-
bummler«, sondern auch die übrigen »trägen Neger« wenig Interesse an einer solchen hu-
manitär etikettierten »kulturellen Erziehung« zur Vertragsarbeit auf den Plantagen bekun-
den würden. »Mit den Grundsätzen unbeschränkter Freiheit, individueller Selbstbestim-
mung und möglichst schrankenlosen Wettbewerbs«, konstatierte er barsch, »ist bei der
Kulturstufe der Eingeborenen [!] in unseren überseeischen Besitzungen nichts zu schaffen«.
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Es werde bei der »Erziehung des Negers (wie der Südsee-Insulaner und Papuas) zur Arbeit«
ohne einen »gelinden«, allerdings »menschlich und verständig eingeleiteten und beaufsich-
tigten Zwang« nicht abgehen.20 Diesen nicht näher konkretisierten Zwang, den Fabri ähn-
lich wie Hübbe-Schleiden und G.A. Fischer für erforderlich hielt21, wollte er aus humanitä-
ren (zum Schutz der eingeborenen Bevölkerung) wie aus ökonomischen Gründen (zum
Schutz der Ware Arbeitskraft) in erträglichen Grenzen gehalten wissen, zumal übereiltes
Vorgehen und Pressionen nur Widerwillen, wo nicht Widerstand provozieren konnten.

Drei Gruppen von Repräsentanten des europäischen »Kulturvolks« hatten nach Fabris
Auffassung die »nationale Erziehungsaufgabe« in Übersee wahrzunehmen: Möglichst unter
Kontrolle von Reichsbeamten sollten Plantagenleiter und Kaufleute die äußere »Erziehung«
bewerkstelligen, während Missionare die innere Stabilisierung des aufoktroyierten Lern-
prozesses zu sichern hatten.22 Fabris praktischer Beitrag bestand positiv in der Vermittlung
zwischen Missionsgesellschaften, politischen und kommerziellen Interessenten, negativ in
der Kritik des überseeischen Branntweinhandels, in dem er einen ökonomisch widersinni-
gen Boykott der »kulturellen Erziehung« erblickte.

Mit jenen »Greueln übelster Art«, an welchen die Geschichte der Kolonialpolitik vergan-
gener Jahrhunderte so reich war, glaubte Fabri in den deutschen ›Schutzgebieten‹ nicht
rechnen zu müssen, weil er auf die »wirtschaftliche Klugheit« der Kolonialunternehmer23

setzte, die solch »törichtem Unverstande« entraten werde: »So stark oftmals das Verlangen
gewesen sein mag, andere, zumal niedriger stehende Völkerschaften nur als einen Gegen-
stand der Ausbeutung zu betrachten, so haben sich die Folgen doch stets gegen die Urheber
selbst gewertet. Es ist bekanntlich nicht klug getan, den Ast abzusägen, auf dem man sitzt,
um dessen Früchte einzuheimsen«. In dieser ökonomischen Lehre der Kolonialgeschichte
lag seines Erachtens »ein providentieller Zwang, welcher den Trieb nach Gewinn von selbst
zügelt und mäßigt«.24 Fabri irrte. Hübbe-Schleiden, der in Westafrika von Anbeginn an
»blutige Köpfe« einkalkulierte25, sollte ebenso recht behalten wie A. v. Danckelmann, der
1884 vor dem Westdeutschen Verein daran erinnerte, daß in der Kolonialpolitik »nur das
nackte Recht des Stärkeren« regiere und nicht selten »der Weg der sogenannten Zivilisation
durch brennende Dörfer und Haufen von Leichen bezeichnet wird«.26

Anmerkungen

1 Fabri, Koloniale Aufgaben, S. 536. Vgl. Kap. 6.1.2.
2 Fabri, Koloniale Aufgaben, S. 544.
3 Ders., Kolonien, S. 37.
4 Ders., Koloniale Aufgaben, S. 541.
5 Woermann, Westafrika, S. 69, 71.
6 G.A. Fischer, Mehr Licht im dunklen Weltteil, Hamburg 1885, S. 80.
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  7 Fabri, Kolonien, S. 88.
  8 Den ›nationalpädagogischen‹ Grundgedanken seiner ersten Kolonialschrift entsprechend, sollte auch die

»nationale Erziehungsarbeit« in »doppeltem Sinne« funktionieren: »wir müssen erziehen, und werden
dabei selbst national nach neuen Seiten in Erziehung genommen werden« (ders., Koloniale Aufgaben, S.
542).

  9 Ebd., S. 541.
10 Ebd., S. 541f.
11 Ebd. Fabri wußte, daß die propagierte »Erziehung zur Arbeit« ein Langzeitprogramm war, und warnte

darum von Anbeginn an: »Es ist ein Irrtum, und zwar ein bei uns sehr verbreiteter, daß unsere kolonialen
Erwerbungen in Afrika und in der Südsee dem deutschen Handel unmittelbar große Vorteile zuführen
würden« (ebd., S. 538).

12 Ebd., S. 541f.
13 Rudin, S. 76f., 227f., 229ff.; Jaeck, S. 33–39; Hausen, S. 11, 91; Wirz, S. 36ff.; 225.
14 Kolonialbestrebungen, S. 18.
15 Ebd., S. 33f., 37.
16 Fabri, Koloniale Aufgaben, S. 542.
17 Im September 1884 sprach Woermann in Hamburg erstmals eingehender mit Fabri über seine kommer-

ziellen Interessen in Kamerun. Auch auf dem Eisenacher Kolonialtag vom 20./21.9.1884 begegneten sich
Fabri und Woermann (Fabri an Goßler, 2.6.1885, DZA I, RKA 6893, S. 86ff.; DKZ 1. 1884, S. 373ff.).

18 Woermann, Westafrika, S. 68.
19 Ders., Tauschhandel, S. 43; ders., Westafrika, S. 66, 68ff. Vgl. hierzu das vielsagende Pauschalurteil

Woermanns über die »arbeitsscheuen Menschen« an der Westküste Afrikas: »Überall« in Kamerun sei
»die Bevölkerung faul, verlogen, diebisch und jedem Laster ergeben« (DKZ 1. 1884, S. 381).

20 Fabri, Koloniale Aufgaben, S. 541.
21 Zu Hübbe-Schleiden vgl. S. 348; zu G.A. Fischer: ders., Mehr Licht im dunklen Weltteil, S. 77–88.
22 Fabri, Koloniale Aufgaben, S. 542, 545ff.
23 DKZ 3. 1886, S. 316.
24 Fabri, Koloniale Aufgaben, S. 542.
25 S. dazu S. 347f.
26 Kolonialbestrebungen, S. 25.
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18.2.3. Kolonialmission und »Erziehung zur Arbeit«: Neuguinea und Kamerun

Fabris Programm der »kolonialen Aufgaben« sprach der Mission in den ›Schutzgebieten‹
die Funktion zu, durch innere »Umbildung« das absehbare Desinteresse der einheimischen
Bevölkerung, sich durch »Erziehung zur Arbeit« auf eine »höhere Kulturstufe« heben zu
lassen, abzubauen. Ohne systematische Einflußnahme auf »die Gesinnung, die Intelligenz,
die sittlichen und religiösen Vorstellungen unzivilisierter, noch barbarischer Völkerschaf-
ten« konnte nach seiner Überzeugung »die Anleitung zur Arbeit nur vorübergehend wirken
und einen genügenden Erfolg nicht erreichen«.1 Eine solche innere »Umbildung« konnte,
wie Fabri glaubte, nicht von Plantagenleitern,Kaufleuten und Beamten, sondern nur von
Missionaren bewerkstelligt werden, da sie im Gegensatz zu Angestellten von Erwerbsun-
ternehmen und Vertretern der Administration schon durch ihre Arbeitsmethode in ein enge-
res Vertrauensverhältnis zu den Einheimischen rückten und in der Regel auch erheblich
länger, wenn nicht auf Lebenszeit an Ort und Stelle blieben.2

Schon 1879 hatte Fabri mit profanen Argumenten für die Mission geworben, ihre »kultu-
rellen Pionierdienste« und deren »Nutzbarkeit« für den nachrückenden Handel und die ko-
loniale Expansion angepriesen. Warnecks Kritik vermochte ihn nicht von dem einmal ein-
geschlagenen Weg abzubringen. Vor der sechsten Kontinentalen Missionskonferenz, die
vom 20. bis 23. März 1884 unter seinem Vorsitz in Bremen tagte, referierte er über »Die
Bedeutung geordneter politischer Zustände für die Entwicklung der Mission«. Wohl im
Blick auf die Entwicklung in Südwestafrika erklärte er: Bei »unkultivierten und zugleich
freien Völkerschaften« gestalte sich die Missionsarbeit nicht unwillkürlich, sondern not-
wendig zu einer »Etappe und Vorarbeit für die Besitzergreifung durch eine europäische
Kolonialmacht«. Er rückte Mission und koloniale Politik in ein Verhältnis gegenseitiger
Abhängigkeit. Die Mission erleichtere die koloniale Okkupation, die wiederum jenen Zu-
stand politischer Ordnung schaffen und erhalten sollte, auf welchen die Mission bei ihrer
Arbeit angewiesen war.3

Fabris Erwartung, der erstrebte Anbruch deutscher überseeischer Politik werde der Mis-
sion die lang entbehrte Anerkennung selbst in den an ihrer religiösen Aufgabe desinteres-
sierten Kreisen der Öffentlichkeit eintragen, bestätigte sich.4 Habe sich in der »Stimmung
der öffentlichen Meinung« schon in den vergangenen Jahren ein zögernder Wandel abge-
zeichnet, schrieb er im Juni 1885 an Goßler, so sei dies seit dem Beginn der deutschen
überseeischen Expansion in erhöhtem Maße der Fall. Nicht nur in den Kolonialvereinen,
selbst im Lager der Liberalen werde es »Mode, der Mission einige Komplimente zu ma-
chen«.5 Dies wiederum lockte Skeptiker wie Warneck aus ihrer Reserve gegenüber jeder
Zuordnung von Mission und Kolonialpolitik. Schon 1884 rühmte seine Allgemeine Missi-
ons-Zeitschrift die neuaufgelegte, kaum veränderte Broschüre Fabris als »bedeutungsvolle
Schrift, die auch heute noch die allgemeinste Beachtung verdient«, warb sogar indirekt für
den Kolonialverein und glaubte, ihn der »eminenten Wichtigkeit der Kolonialfrage für die
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Zukunft unseres Volkes« wegen »auch christlich gesinnten Leuten« empfehlen zu sollen.6

Als die »Tatsachen«, deren Mangel Warneck 1879 sarkastisch gegen Fabris koloniale
»Theorien« ausgespielt hatte, in Übersee geschaffen waren, rückte der bekannte Missions-
wissenschaftler von seiner ursprünglichen Position ab. 1886 mußte auch er anerkennen, daß
erst die »große Kolonialbewegung« die Mission »eigentlich hoffähig gemacht« habe. Nun
glaubte Warneck »in der deutschen Kolonialbewegung eine göttliche Aufforderung zur
Steigerung unserer Missionsleistungen« erkennen zu sollen. Er wußte, daß die »öffentliche
Meinung« nicht aus religiösen Motiven so überraschend Interesse an der Missionsarbeit
gewonnen hatte, sondern weil sie »von den zivilisatorischen Erfolgen der Mission eine För-
derung der kolonialpolitischen Pläne« erwartete. Man konzediere der Mission die »pietisti-
sche Reminiszenz« im Grunde nur insofern, als sie bereit sei, »den Wünschen der neuen
Freunde entgegenzukommen«. Und doch rief Warneck nun die »alte Missionsgarde« ganz
bewußt in den Dienst ihrer »neuen Freunde«: »Die deutsche Kolonialbewegung, so fern sie
auch in ihren Motiven wie Zielen dem Reiche Gottes steht, ist eine große göttliche Missi-
onsangelegenheit, und wenn Gott im Himmel Gelegenheiten macht, so müssen seine
Knechte auf Erden die Hände rühren«.7

Schon Fabris erster öffentlicher Hinweis auf die »Nutzbarkeit« der Mission für ökonomi-
sche und politische Expansionsinteressen war nicht ungehört verhallt. 1880 erging an ihn
im Interesse der von Hansemann dirigierten Deutschen Seehandelsgesellschaft, welche die
Godeffroyschen Anlagen sanierte, eine Berliner Anfrage, ob er »die für die Gewinnung der
Inseln für unbedingt nötig erachteten Missionare stellen« könne.8 Es handelte sich wohl um
einen eigenmächtigen, diskreten Vorstoß Kusserows. Spätestens im Juni 1880 fühlte der
Legationsrat vertraulich ohne Umschweife bei Fabri vor, ob und inwieweit sich die Rheini-
sche Mission auch für die ersten Neuguinea-Pläne seines Schwagers Hansemann einspan-
nen lasse. Wie Fabri erfreut konstatieren konnte, war der seit dem Vorjahr zunehmend auf
überseeische Expansion hindrängende Direktor der führenden deutschen Großbank rasch zu
der Überzeugung gelangt, »daß deutsche Missionsarbeit für die bezüglichen kulturellen,
nationalen Unternehmungen ein kaum entbehrlicher Faktor sei«. Er ließ Hansemann über
Kusserow mit einem »freudigen Ja« antworten und schlug angesichts des chronischen Defi-
zits seiner Gesellschaft die Finanzierung der aus höchst profanen Motiven erbetenen Neu-
guinea-Mission durch die projektierte Handelsgesellschaft vor. Seine einzige Bedingung
lautete, daß die Missionare in ihrer Arbeit durch die kommerziellen Interessen ihrer Geld-
geber nicht eingeengt, seiner eigenen Instruktionskompetenz nicht entzogen werden soll-
ten.9 1880 mußte Hansemann seine Neuguinea-Pläne noch vertagen. Vier Jahre später
konnte Kusserow bei Bismarck durchdringen. Kusserows Schwager und Bismarcks Bankier
Bleichröder arrangierten sich in einem Neuguinea-Konsortium, zu dem wenig später, neben
weiteren bedeutenden Vertretern des Bankkapitals und Exponenten des Industriekapitals,
als Vertreter des hanseatischen Handelskapitals auch Adolph Woermann stieß. Im März
1885 wurde der von Kusserow entworfene Schutzbrief genehmigt.10 Sogleich bezeugten die
um die Diskontogesellschaft gescharten Südseeinteressenten erneut reges Missionsinteres-
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se. Da es sich nunmehr um ein nach dem Chartersystem zu verwaltendes ›Schutzgebiet‹
handelte, vermochten sie sich nun sogar offiziell der Vermittlung des Auswärtigen Amtes
zu bedienen.

Nicht nur die Neuguinea-Kompanie interessierte sich lebhaft für die Missionsarbeit.
Auch für das ebenfalls noch nicht von einer deutschen Mission besetzte Kamerungebiet, auf
das Fabri in einem Artikel über die »kolonialen Aufgaben« der Mission besonders hin-
wies11, wurde politisches und kommerzielles Interesse an der Missionsarbeit bekundet.
Schon als er im September 1884 in Hamburg erstmals mit Woermann über die jüngst voll-
zogenen Schutzerklärungen im Kamerungebiet sprach, äußerte der Reeder, Großkaufmann
und Besitzer westafrikanischer Plantagen »mit Nachdruck: Ohne deutsche Mission kom-
men wir in der Kultivation jener Küstenländer länger nicht vorwärts«. Woermann, der es
Fabri gegenüber nicht für notwendig hielt, religiöse Motive vorzuschützen, ja im Gegenteil
betonte, daß er »persönlich unkirchlich« sei, bat seinen Gesprächspartner »dringend, doch
für Aufnahme einer Kamerunmission zu wirken«.12 Aus Westafrika schrieb Hugo Zöller,
der sich inzwischen zum »Kolonialpionier« im Dienst der Reichsregierung gewandelt hat-
te13: »Das Nötigste für unsere hiesigen Besitzungen ist eine deutsche Mission«. Der neue
Gouverneur von Kamerun, Freiherr Julius von Soden, suchte Fabri eigens zu diesem Zweck
sogar persönlich auf und bat ihn vor seiner Abreise noch einmal brieflich, seine Bitte nicht
zu vergessen.14 Fabri zeigte sich gern bereit, diesem Wunsch, der ihm nicht nur von Woer-
mann, Soden und Zöller, sondern auch von anderen Interessenten vorgetragen wurde, zu
entsprechen. Direkten Kontakt zum Auswärtigen Amt besaß er nicht mehr, seit der ihm
vertraute Legationsrat Kusserow, der bis dahin als Kontaktmann von kommerziellen Ex-
pansionsinteressenten und organisierter Kolonialbewegung in der Wilhelmstraße fungiert
hatte, seines mißliebig gewordenen kolonialen Übereifers halber im April 1885 von Bis-
marck auf den Posten eines preußischen Gesandten für Mecklenburg und die Hansestädte
abgeschoben worden war.15 So wandte sich der frühere Missionsinspektor am 2. Juni 1885
nach einer Reihe vertraulicher Vorbesprechungen mit einer für Bismarck bestimmten Ein-
gabe an Gustav von Goßler als den sachlich zuständigen preußischen Kultusminister. Die-
ser Schritt leitete einen für die letzten Lebensjahre Fabris wichtigen Wandel in seinem Ver-
hältnis zu Bismarck ein.

In seiner Eingabe an Goßler trug Fabri – ausdrücklich, »ganz abgesehen von den unmit-
telbar religiösen Motiven«, die er mit dieser Nebenbemerkung eliminierte, nur ökonomi-
sche Argumente für die Einrichtung einer deutschen Kolonialmission im Kamerungebiet
vor. Hier überantwortete er die »Erziehungsaufgabe« sogar allein der Mission: »Nur Mis-
sionare […] sind imstande, allmählich regenerierend auf ein barbarisches Volk zu wirken,
dasselbe zur Arbeit – der Grundlage aller Kulturentwicklung – zu erziehen. Ohne diese
Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit ist aber der reichste Besitz tropischen Gebietes
ziemlich wertlos […]. Nur auf solchem Wege gewinnen unkultivierte tropische Länder
allmählich steigende Export- wie Konsumtionsfähigkeit«. Da Fabri erfahrungsgemäß wenig
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Vertrauen zu den »Geldbeuteln der Liberalen« hatte, ersuchte er Goßler, Bismarck vorzu-
schlagen, aus seinem Jubiläumsfonds eine entsprechende Summe für die Einrichtung deut-
scher Kolonialmissionen abzuzweigen. Er werde gegebenenfalls Westafrikakaufleute wie
Woermann aus Hamburg und Vietor aus Bremen veranlassen, offiziell in diesem Sinne mit
einer Eingabe nachzustoßen.16 Einer Aktennotiz vom 15. Juni zufolge sah sich Bismarck
zwar »nicht in der Lage, die Mission aus den Mitteln, welche in der Anlage von Herrn Fabri
vorgeschlagen werden«, zu finanzieren, betonte aber, »daß im übrigen die Ausführungen
desselben vielleicht der Erwägung wert sind«.17

Zum ersten Mal fand Fabri mit einem kolonialpolitischen Antrag Gehör. Zu dem ökono-
mischen und einem ebenfalls wichtigen parlamentstaktischen18 gesellte sich ein aktuelles
kolonialpolitisches Interesse Bismarcks an der vorgeschlagenen deutschen Kamerunmissi-
on. Pressegerüchten zufolge, die Gouverneur von Soden Fabri vertraulich bestätigt hatte,
war man im Foreign Office geneigt, Victoria und das Hinterland am Kamerungebirge, jene
Gebiete also, die der russisch-polnische Afrikareisende Scholz-Rogozinski 1884 im Wett-
lauf mit Buchner und Zöller für England ›erworben‹ hatte, Deutschland zu überlassen. Das
Anerbieten war jedoch mit dem Wunsch verbunden, die am Kamerun-Fluß und in Victoria
arbeitende englische Baptistenmission möge samt ihren Anlagen von einer deutschen evan-
gelischen Gesellschaft übernommen werden.19 Schon ein halbes Jahr nach der deutschen
Flaggenhissung begann in Kamerun die lange Reihe blutiger Kämpfe. Die in den Alarmru-
fen des um seine Umsätze bangenden Westafrikasyndikats maßlos übertriebenen »Tumul-
te« veranlaßten Bismarck und Caprivi zum Einsatz von Kanonenbooten. Das westafrikani-
sche Geschwader unter Admiral Koch stellte »Respekt vor der deutschen Flagge« her: Die
Granaten der deutschen Kriegsschiffe verwüsteten vier Dörfer. Marinesoldaten brannten die
Reste ab. Zu den frühen deutschfeindlichen Unruhen, die das Massaker der »Züchtigung«
herbeiführten, hatten englische Kaufleute nicht unbedeutend beigetragen.20 Um so mehr
war Bismarck daran interessiert, den englischen Einfluß in Kamerun so rasch und weitge-
hend wie möglich abzubauen.21 Auch deswegen kam ihm die Eingabe gelegen.

Als Missionsinspektor hatte Fabri in früheren Jahren wiederholt vergeblich seine Dienste
als vertraulicher Ratgeber und Mittelsmann in der Wilhelmstraße angeboten. »Es möchte
sich bei einem etwaigen Eingehen auf das hier Vorgetragene empfehlen, die Schritte zur
eventuellen Ausführung nicht einem ebenso wohlwollenden als in der Sache unerfahrenen
Geheimen Rat zu übertragen«, drängte er auch im Juni 1885, »sondern zunächst die Vor-
schläge eines Mannes zu hören, der die in Betracht kommenden Verhältnisse kennt und
überschaut«.22 Jetzt wurde sein Wunsch erfüllt. Fabri sprach Goßler zwar sein Bedauern
darüber aus, daß die Baptisten offensichtlich aus Furcht vor der deutschen Herrschaft das
Land verlassen wollten, machte aber keinen Versuch, sie zum Bleiben zu bewegen, ließ
sich vielmehr gleich von Hugo Zöller, der ihre Anlagen inspiziert hatte, einen Kostenvoran-
schlag machen und ersuchte über Stöcker den Superintendenten Merensky23, die Verhand-
lungen mit der Londoner Baptist Missionary Society zu übernehmen.24 Er unterrichtete
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Bismarck davon, daß er bei Inspektor Zahn von der Norddeutschen Missionsgesellschaft,
dem offiziellen Sekretär der Bremer Kontinentalen Missionskonferenz, für den Herbst 1885
eine außerordentliche Konferenz der deutschen Missionsgesellschaften beantragt hatte, auf
der die »Stellung der Mission zur deutschen Kolonialbewegung« grundsätzlich geklärt wer-
den sollte.25 Der Reichskanzler ließ sich durch das Kultusministerium eingehend über den
Charakter der 1866 von Fabri begründeten Bremer Institution und das für die außerordent-
liche Konferenz vorgesehene Programm informieren. Auf Vorschlag Goßlers entsandte er
einen Delegierten des Auswärtigen Amts. Er beorderte Ludwig Raschdau, den früheren
deutschen Konsul in Havanna26, nach Bremen, »sowohl um die Wünsche der Versammlung
entgegenzunehmen, wie authentische Mitteilungen über die Ziele seiner Kolonialpolitik
machen zu lassen«.27

Alle eingeladenen deutschen Missionsgesellschaften entsandten Delegierte zu der Bre-
mer Konferenz28, die vom 27. bis 29. Oktober 1885 im Hause des Fabri gut bekannten
Westafrikakaufmanns Fritz Vietor tagte.29 Aus Bremen kamen Inspektor Zahn und der
Bruder des Westafrikakaufmanns, Pastor D. Vietor, aus Basel Inspektor Th. Oehler und
Kaufmann Pfleiderer30, aus Barmen Fabris Nachfolger Dr. Schreiber. Als Vertreter der
beiden Berliner Missionsgesellschaften trafen Direktor Dr. Wangemann und Inspektor Prof.
Plath, aus Breklum Inspektor Piensch, von der Brüdergemeinde Direktor Reichel, aus Her-
mannsburg und Leipzig die Direktoren Harms und D. Hardeland, aus Königsberg Konsisto-
rialrat Dr. Hase ein. Neben Fabri als Konferenzleiter und Fr. Vietor als Gastgeber nahmen
auch die beiden Missionswissenschaftler Grundemann und Warneck an der Tagung teil.31

Es war Fabri gelungen, die hervorragendsten Vertreter der evangelischen deutschen Missi-
on zu einer Grundsatzdiskussion der Kolonialfrage nach Bremen zusammenzurufen. Die
Eingeladenen folgten der Aufforderung bereitwillig, zumal nun »aus dem Agitator« in der
Tat »eine offiziöse Persönlichkeit geworden«32 war, welche Missions- und Kolonialinteres-
sen in einer von Bismarck offensichtlich neuerdings geschätzten Form miteinander ver-
band. Der Reichskanzler selbst hatte dazu beigetragen, Fabris Stellung im Missionslager,
die durch die Krise der Rheinischen Mission in den letzten Jahren vor seiner »Entlassung«
aus Barmen vorübergehend geschwächt worden war, neu zu festigen.33 Die außerordentli-
che Bremer Missionskonferenz vom Oktober 1885 markierte einen wichtigen Wendepunkt
in der Geschichte der deutschen evangelischen Mission im letzten Drittel des 19. Jahrhun-
derts.

Raschdau erklärte zu Beginn der Verhandlungen, daß die Reichsregierung durch seine
Sendung nicht nur ihrer Sympathie mit den Beratungen der Konferenz, sondern auch dem
Wunsch Ausdruck geben wolle, »daß die gegenseitigen Wege, so verschieden sie ja auch
sein müßten, doch allezeit parallel laufen möchten«.34 Nach zum Teil heftigen Auseinan-
dersetzungen über das Problem der »Erziehung zur Arbeit«, in denen besonders die Basler
Delegierten gegen die von Fabri einkalkulierte »Notwendigkeit eines gewissen Zwangs zur
Arbeit« protestierten und davor warnten, eine solche »Erziehung« überdies noch der frag-
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würdigen Verantwortung privater Interessenvertreter auszuliefern, erklärte sich die Bremer
Konferenz zwar aufgrund der Differenzen in Motiven und Zielen und im Interesse beider
Seiten gegen eine Verquickung von Mission und Kolonialpolitik schlechthin. Sie wollte
»aber gerne für den ihr gewährten Schutz mit ihrem moralischen Einfluß und ihrer Sach-
kenntnis der kolonialen Macht freiwillige Gegendienste leisten«. In dieser Erklärung wurde
die »heilige Pflicht« (Warneck) der Verkündung des Evangeliums mit der »nationalen
Pflicht« (Kriele) zur Kooperation mit der Kolonialmacht verbunden.35 Das entsprach dem
Kern des aufsehenerregenden und umstrittenen Referats, das Fabri vor der Missionskonfe-
renz im März des Vorjahres gehalten hatte.36 Als künftiger Vermittler zwischen Missions-
gesellschaften, Reichsregierung und kolonialen Erwerbsunternehmen wurde in Bremen ein
geschäftsführender Ausschuß (Fabri, Reichel, Warneck, Zahn) begründet, dem Fabri und
Warneck präsidierten, bis 1890 der Basler Missionsinspektor Th. Oehler die Leitung über-
nahm.37

In Bremen wurden die ersten offiziellen Schritte zur Einrichtung von deutschen Kolo-
nialmissionen in Neuguinea und Kamerun unternommen. In beiden Fällen hatte Fabri vor-
gearbeitet. Raschdau verlas am letzten Verhandlungstag ein Schreiben des deutschen Kon-
suls im Bismarck-Archipel, in dem um die »schleunige Inangriffnahme der Mission auf
Neuguinea« gebeten wurde, und ersuchte die Rheinische Mission direkt, in Neuguinea zu
beginnen. Die Bremer Delegierten votierten ebenfalls für die 1880 erstmals vertraulich an-
gegangene Barmer Gesellschaft, die ja schon auf den benachbarten Inseln von Holländisch-
Indien arbeitete.38 Nach Fabris Rücktritt standen sich in Barmen Befürworter und Gegner
einer deutschen Kolonialmission unversöhnlich gegenüber. Während es die Anhänger des
ausgeschiedenen Missionsleiters als nationale »Ehrenpflicht« betrachteten, deutsche Über-
seegebiete mit deutschen Missionaren zu besetzen, beharrten die Gegner noch immer auf
dem Standpunkt, neutrale Missionare fänden besseren Kontakt zu den Eingeborenen als
solche, die dem »herrschenden Volke« angehörten.39 Noch am 11. August 1885 hatte sich
die Generalversammlung nicht über das Für und Wider der Missionsarbeit in deutschen
Kolonialgebieten, wie sie die Barmer als erste deutsche Gesellschaft faktisch bereits in
Südwestafrika betrieben, einigen können. Man vertagte die Entscheidung in der Absicht,
sich von »Gottes Winken« leiten zu lassen. Der von Raschdau übermittelte Antrag des
Auswärtigen Amts und das Votum der Bremer Delegierten wurden als solche »Winke des
Herrn« verstanden. Nun zeigten sich die Barmer ebenso bereitwillig wie der frühere Skep-
tiker Warneck. In Bremen mußte sich Inspektor Schreiber noch auf eine unverbindliche
Zusage beschränken. Schon am 9. November stimmte die Barmer Deputation seiner Auf-
fassung bei, es harre wohl »eine besondere Aufgabe für die Rheinische Mission« im Inter-
essengebiet der Diskontogesellschaft. Einmütig schloß sich die nächste Generalversamm-
lung am 12. Mai 1886 dem von Fabri lebhaft unterstützten Votum der Deputation an.40

Mit der Zusage begann für die Rheinische Mission eine Kette von Enttäuschungen, die
bis zum Ersten Weltkrieg nicht abreißen sollte. Langwierige Verhandlungen mit der NGK
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standen am Anfang. Seit der Bremer Konferenz war das Missionsinteresse der »Diskonto-
leute« (Schulze) merklich abgeflaut. Man verhielt sich reservierter. Offensichtlich verfolgte
die NGK ebenso mißtrauisch wie das Hamburger Westafrikasyndikat41 die mit dem all-
mählichen Rückgang des enthusiastischen kolonialen Gründungstaumels und dem Beginn
der ernüchternden Bestandsaufnahme durchdringende, erste Kritik an Ausbeutungsprakti-
ken in Übersee. Diese frühe Protestbewegung hatte zwei Stoßrichtungen: gegen den
Branntweinhandel und die meist nur gerüchteweise bekannten Methoden der Arbeiterre-
krutierung in den neuen deutschen ›Schutzgebieten‹. In beiden Fällen weckte die Beteili-
gung evangelischer Missionskreise an diesen ersten oppositionellen Regungen bei den
kommerziellen Interessenten beträchtliche Skepsis gegenüber der zunächst so begehrten
Missionsarbeit. Die Kritik am überseeischen Branntweinhandel traf nur das Westafrikasyn-
dikat, denn in den deutschen Südseegebieten war der Schnapsimport seit 1885 untersagt.42

Betroffen fühlen mußte sich die NGK indes durch die ersten Kritiken an den Methoden des
Arbeitskräfteimports und der »Arbeiterwerbung« in Neuguinea. Schon 1884 hatte Staatsse-
kretär Hatzfeld in treffender Voraussicht bei der »Arbeiterwerbung« für die Plantagenpro-
duktion in der Südsee »einen schlecht verhüllten Sklavenhandel« nicht auszuschließen
vermocht. Auch Bismarcks barsch abweisende Frage: »Was geht das uns an?« vermochte
die Tatsachen nicht aus der Welt zu schaffen.43 Die »Erziehung zur Arbeit« war, wie die
Bremer Konferenz gezeigt hatte, in Missionskreisen umstritten. Der Exponent dieses Pro-
gramms im Lager der Mission, Friedrich Fabri, stand seit 1884 nicht mehr an der Spitze der
Rheinischen Mission. Um so mehr war die NGK bestrebt, die Rheinische Mission vor der
Aufnahme ihrer Arbeit in Neuguinea auf die Mitwirkung bei der »Erziehung zur Arbeit«
festzulegen44 und sie überdies durch entsprechende Vorkehrungen von Anbeginn an als
potentiellen Störfaktor auszuschalten. Beides zögerte den Beginn der 1885 geforderten
Missionsarbeit um fast zwei Jahre hinaus. Die NGK war zwar bereit, dem schon von Fabri
1880 vorgetragenen Wunsch in Grenzen zu entsprechen und die Mission materiell zu unter-
stützen45, sperrte aber den sogleich bereitgestellten Missionaren bis auf weiteres die Einrei-
se, da sie zunächst gewisse »Anweisungen wegen ihrer Aufnahme« verwirklicht sehen
wollte.46 Erst nachdem sie selbst »festen Fuß im Lande gefaßt« hatte, sollte die Mission
nachrücken.47 Damit wurde Fabris Programm im Grunde von Anbeginn an auf den Kopf
gestellt.

Nach langem, untätigem Warten durften die ersten beiden Rheinischen Missionare
schließlich im Frühjahr 1887 in Neuguinea mit der Suche nach einem geeigneten Gebiet für
die Eröffnung der Missionsarbeit beginnen. Ausgesucht wurde das große Dorf Tugumor
hinter dem von der Gesellschaft ausgebauten Anlegeplatz »Hatzfeldhafen« in der Frankun-
Bai.48 Die Mission hatte eben den Platz für die erste Station festgelegt, als auch in diesem
Gebiet die Kolonialgreuel der NGK begannen. Die Gesellschaft suchte sich durch drakoni-
sche Strafen für geringfügige, in Unkenntnis europäischer Rechtsnormen begangene »Ver-
gehen« den ihres Erachtens vor allem nötigen »Respekt« zu verschaffen.49 Über die Gefan-
gensetzung eines Stammesgenossen empört, überfielen aufgebrachte Einheimische eine
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Pflanzung, brachten einen malaiischen Plantagenarbeiter um und verwundeten mehrere
andere. Zur Vergeltung und Abschreckung wurde auf einer Strafexpedition gegen die »auf-
rührerischen Dörfer« ausgiebig die bewaffnete Macht des europäischen »Kulturvolks« de-
monstriert. »Eine solche Schandtat, sagten die Herren von Hatzfeldhafen, dürfe nicht unge-
rächt bleiben«, berichtete von Rohden schon 1888 bitter, »und so zogen sie in kriegeri-
schem Zuge hinaus, schossen in die Häuser, steckten schließlich das Dorf in Brand, auch
wohl noch ein zweites und drittes und meinten, dadurch den Schwarzen einen so gründli-
chen Respekt eingeflößt zu haben, daß keiner mehr einen Angriff wagen würde. Aber so
leicht sind diese wilden Menschen nicht einzuschüchtern: Nur um so größer wurde ihr In-
grimm gegen die Weißen. Von einem friedlichen Verkehr war keine Rede mehr, auch den
Missionaren war der Weg in die Dörfer verschlossen«.50 Dabei blieb es. Die Rheinische
Mission mußte abziehen und begann in der nördlich von der Dampier-Insel abgegrenzten
Astrolabe-Bai mit der Anlage von einigen Stationen in dem kleinen Gebiet um den in
»Hansemannberg« umbenannten Nobonob.51

Im gleichen Jahr, in dem von Rohden in seiner Geschichte der Rheinischen Mission Kla-
ge gegen Uneinsichtigkeit und Brutalität der NGK führte, meldete sich auch Fabri als Kriti-
ker der Gesellschaft zu Wort, der er 1885 noch »gutes Vertrauen« bescheinigt hatte. Im
Gegensatz zu von Rohden jedoch prangerte er die Fehler der NGK nicht coram publico an,
sondern trug seine Kritik diskret in einer über Goßler an Bismarck weitergereichten Denk-
schrift vor, während er sich in der Öffentlichkeit vielmehr bemüht zeigte, Angriffe von der
NGK abzulenken.52 Als den schwerwiegendsten »Mißgriff« der NGK kritisierte Fabri den
Versuch, der in unzählige Stämme mit jeweils verschiedenen Sprachen und Gebräuchen
zersplitterten Bevölkerung Neuguineas, die im Gegensatz zur Bevölkerung der afrikani-
schen ›Schutzgebiete‹ noch nicht an die Kommunikation mit »Weißen« gewöhnt war, ab-
rupt ein kompliziertes Verwaltungssystem aufzuoktroyieren, »Was ein Händler, was ein
Missionar eigentlich will, wird nach einiger Zeit des Mißtrauens dem Eingeborenen ver-
ständlich«, schrieb Fabri. »Was diese plötzlich ins Land fallenden deutschen Beamten
wollen, muß ihm unverständlich sein. Er kann nur den Eindruck gewinnen: Sie wollen über
uns herrschen, und dem widersetzt er sich naturgemäß, wenn nicht Gewalt ihn zwingt. Hin-
zu kommt, daß bis heute kein Deutscher im Lande ist, der sich auch nur mit einem kleinen
Teile der Bevölkerung wirklich verständlich zu machen vermöchte. Was Wunder, wenn der
durch einige Zeichen und ihm unverständliche Worte erschreckte Papua gegenüber den
vielleicht höchst wohlgemeinten Absichten eines Beamten, dem jedes Verständnis der
Denkungsart, Sitten und Gewohnheiten des Volkes fehlt, sich zur Wehr setzt, und, wie ge-
schehen, dessen Niederlassung blockiert und angreift! Wer ist dann der Schuldige?« Die
NGK habe noch nicht zu warten gelernt. Mit Gewinnen sei in Neuguinea erst in Jahrzehn-
ten zu rechnen. Diese Zeitspanne müsse genutzt werden, um die Bevölkerung schrittweise
so weit zu bringen, daß sie »ein europäisches Verwaltungssystem einigermaßen verstehen
und ertragen kann«. Jeder Versuch, diesen Prozeß in der Hoffnung auf rasche Gewinne zu
beschleunigen, müsse Gewalt an die Stelle friedlicher Kommunikation rücken. »Daß die
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Neuguinea-Kompanie dies übersehen hat, wird, wie wir fürchten müssen, ihr viele Opfer an
Geld, Zeit und auch an Menschenleben kosten«. Nicht unerfahrenen Beamten, sondern der
»Pionierarbeit der Missionen« müsse es die NGK nach englischem und holländischem Bei-
spiel überantworten, die einheimische Bevölkerung »ganz allmählich in die Bahnen der
Zivilisation« zu führen.53 Die NGK zeigte sich nicht gewillt, auf die Mission zu warten.

Mühsam und nur zeitweilig vermochten die rheinischen Missionare das Vertrauen der
Einheimischen zu gewinnen. Von einer »Erziehung zur Arbeit« konnte nicht die Rede sein.
Fabri, der die Papua für faul und träge hielt, kannte Neuguinea ebensowenig wie die NGK,
die – umgekehrt und ebenso falsch – zunächst erwartete, daß sich die Einheimischen in
beträchtlicher Zahl sogar freiwillig zur Arbeit melden würden. Sie zeigten indes wenig In-
teresse an der Plantagenarbeit und bebauten statt dessen ihre eigenen Gärten, mit deren
Ertrag sie einen Großteil ihres Lebensunterhalts bestreiten konnten. Die Erwartung, mit
Hilfe von Konsumtionsreizen die Grenzen der Subsistenzwirtschaft zu durchbrechen und
sukzessive einen aufnahmefähigen kolonialen Absatzmarkt zu schaffen, erwies sich als
ebenso illusionär wie die daran geknüpfte Hoffnung, die Einheimischen durch »Gewöhnung
an höhere Bedürfnisse« zur regelmäßigen Arbeit in der Plantagenproduktion verlocken zu
können. Das Gegenteil war der Fall. Sobald sie ihren Bedarf an den für sie interessanten
Importwaren gedeckt hatten, sanken die entsprechenden Artikel beim Tauschhandel im
Wert. Nur eine geringe Zahl von Einheimischen ließ sich, meist unter Vermittlung der Mis-
sionare, zur Arbeit anwerben.54 Schon in den 1880er Jahren wurden von der vergeblich
nach rascher Amortisation ihres Investitionskapitals strebenden NGK aus dem Bismarck-
Archipel, dann auch aus Java, Sumatra und Singapur Fremdarbeiter »eingeführt«.55 Neben
der Steigerung dieses Imports von Arbeitskräften – den die Mission mit Skepsis verfolgte,
da die »eingeführten« Arbeiter meist keine Christen waren56 – blieb nur der Arbeits-
zwang.57 Denn die dritte, langfristige Möglichkeit, die der Mission von Fabri zugesproche-
ne ökonomische Zubringerfunktion in Gestalt der »Erziehung zur Arbeit«, wurde unbeab-
sichtigt durch die NGK selbst blockiert: Das Mißtrauen der Einheimischen, welches durch
die Maßnahmen der Verwaltung geweckt und bestärkt wurde, behinderte die Missionsarbeit
außerordentlich.

Die Methoden der NGK ließen den »gut informierten« elsässischen Reichstagsabgeord-
neten Charles Grad (Protestpartei) 1886 sogar vor der Generalversammlung des Kolonial-
vereins die vor diesem Auditorium unerhörte Feststellung wagen, »daß in den deutschen
Plantagen auf Neuguinea Sklaverei getrieben« werde. NGK-Aktionär Hammacher beteuerte
zwar, ihm sei von »diesem Unfug« nichts bekannt, war jedoch nicht imstande zu leugnen,
daß der »tatsächliche Zustand vielfach die Form der unfreiwilligen Arbeit annimmt«.58 In
Umkehr der ursprünglichen Intentionen Fabris sahen Rheinische Neuguinea-Missionare
ihre Aufgabe zuweilen darin, in den – durch den Vertrag zwischen Missions- und Kolonial-
gesellschaft59 definierten – überaus engen Grenzen ihrer Möglichkeiten den Methoden der
NGK entgegenzuwirken. »Dort sind unsere Missionare zunächst Anwälte der Eingeborenen
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manchen gewissenlosen Europäern gegenüber. Wie manches Blutbad ist durch ihre Ver-
mittlung verhütet worden, wie mancher Ungerechtigkeit und Gemeinheit haben sie wehren
dürfen«, heißt es 1903, fünf Jahre nachdem das Reich anstelle der NGK auch in der Südsee
in die direkte Verantwortung getreten war, in einem Arbeitsbericht der Rheinischen Missi-
on. In Neuguinea komme die »Erhaltung des Volkes zum großen Teil auf das Konto der
Mission«.60

Die unter schwersten personellen Verlusten betriebene Missionsarbeit selbst kam zur
Zeit der deutschen Kolonialherrschaft kaum voran. Zu den außerordentlichen Schwierig-
keiten, die sich für die Missionsarbeit aus Spannungen, Reibungen und blutigen Konflikten
zwischen Kolonialverwaltung, importierten Fremdarbeitern und Einheimischen ergaben,
gesellte sich das gefährliche Klima, welches entscheidend dazu beitrug, die »dunkle Insel«
Neuguinea zum »Todesland« der Rheinischen Mission werden zu lassen.61 Als »Statistik«
konnte Missionsinspektor Kriele 1896 nur angeben: »3 (augenblicklich nur 2) Stationen,
keine Christen; aber 10 Gräber in 8 Jahren!«62 Der Versuch, Eingeborene in »Kostschulen«
von frühester Jugend an aus dem Bannkreis ihres kultischen Dorflebens zu lösen und in
jahrelanger Kommunikation an das Christentum zu gewöhnen, zeitigte ebensowenig dauer-
hafte Erfolge wie das Bestreben, mit Hilfe der missionseigenen Pflanzungen, durch deren
Ertrag sich diese Erziehungsheime selbst finanzieren sollten, einen Beitrag zur »Erziehung
zur Arbeit« zu leisten.63

Nach 16jährigen Bemühungen gelang es lediglich, einen festangestellten Hausjungen zu
taufen.64 Das Mißtrauen der Einheimischen brach aus vielfach gebotenem Anlaß immer
wieder durch. Es konnte dies nicht wundernehmen angesichts jener absurden, aber nachge-
rade klassischen Situation der Kolonialmission, in der die Angehörigen des gleichen »herr-
schenden Volkes« in einer Minderheit Frieden und Nächstenliebe predigten, in der Mehr-
heit aber zu Mitteln der Repression griffen, um die von Fabri auch im Interesse der Mission
geforderten »geordneten politischen Zustände« zu schaffen. 1906 konnten auf den nunmehr
insgesamt vier Stationen der Rheinischen Mission zwar 24 Einheimische getauft und 51 als
Taufschüler gewonnen werden. Schon im folgenden Jahr jedoch mußten auf einer einzigen
Station wieder 27 Getaufte aus der ›Gemeinde‹ ausgeschlossen werden. Im Gebiet dieser
Station (Siar-Ragetta) feierte die ehemalige Missionsgemeinde 1912 anstelle des Weih-
nachtsfestes demonstrativ wieder ihren überkommenen Geheimkult.65 In diesem Jahr, in
dem die Barmer Gesellschaft das 25jährige Jubiläum ihrer Neuguinea-Mission feierte, wur-
de, ähnlich wie schon 190466, eine neuerliche, auf das Leben aller Weißen einschließlich
der Missionare gerichtete Verschwörung aufgedeckt. Die Bewohner der sechs am meisten
belasteten Inseln und Dörfer – ein Großteil der Bevölkerung des Missionsfeldes – wurden
deportiert. Dadurch wurde hier, wie man in Barmen bitter registrierte, die »Missionsarbeit
ihrer Objekte beraubt«.67 Bis zum Ende der deutschen Kolonialherrschaft durften die De-
portierten nicht heimkehren. Erst die Australier, die 1914 das Land besetzten, riefen später
die Vertriebenen zurück.68 Als der Weltkrieg ausbrach, zählte die Rheinische Mission nach
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27jähriger, verlustreicher Arbeit gerade 96 zum Teil höchst unsichere Gemeindemitglieder
in Neuguinea.69 »Der Beginn der Neuguinea-Mission bestätigte die alte Erfahrung«, räso-
nierte Inspektor Kriele ernüchtert, »daß wirkliche Missionsliebe eben doch auf einem ande-
ren Boden wurzelt, wie auf dem einer noch so edlen und warmen vaterländischen Gesin-
nung«.70

Die Erfahrungen der Basler Mission mit den Vertretern kommerzieller Interessen in Ka-
merun waren nicht besser als diejenigen der Rheinischen in Neuguinea. Die Vorgeschichte
der Basler Kamerunmission begann ebenfalls auf der außerordentlichen Bremer Missions-
konferenz vom Oktober 1885. Die Delegierten der Schweizer Gesellschaft unterrichteten
die Konferenz davon, daß Woermann und von Soden in Basel um die Errichtung einer Ka-
meruner Kolonialmission nachgesucht hätten.71 Offensichtlich hatte Fabri die beiden politi-
schen und kommerziellen Interessenten zunächst an die ihm nahestehenden Basler verwie-
sen, denn er selbst konnte, wie er Stöcker am 14. August 1885 vertraulich mitteilte, vor
dem Beginn der Konferenz für eine Kamerunmission »nichts tun, schon im Blick auf Bar-
men nicht«.72 Die Bremer Konferenz empfahl den Baslern, die bereits an der Goldküste
arbeiteten, in Anbetracht ihrer Westafrikaerfahrung die Kolonialmission in Kamerun zu
übernehmen. Am 1. Juni 1886 konnte der von Fabri und Warneck geleitete ständige Missi-
onsausschuß dem Auswärtigen Amt das offizielle Basler Gesuch zuleiten.73 Bismarck wil-
ligte sofort ein und betonte in seinem Genehmigungsschreiben vom 12. Juni 1886 aus-
drücklich, »daß das Syndikat für Westafrika die Absicht der Basler Missionsgesellschaft,
sich in Kamerun niederzulassen, mit Freuden begrüßt, und daß die dort angesessenen Fir-
men erklärt haben, derselben ihre volle Sympathie entgegenzubringen und sie nach Kräften
unterstützen zu wollen«.74 Die wenig aufrichtige Versicherung des Reichskanzlers suchte in
einem heftigen Streit um den westafrikanischen Branntweinhandel zwischen der hanseati-
schen Interessengruppe um Woermann und der Mission zu vermitteln, welcher das anfangs
starke Interesse des Westafrikasyndikats an evangelischer Missionsarbeit merklich ge-
dämpft hatte.75 Bismarck drängte auf möglichste Beschleunigung, »um den durch die Bap-
tisten geübten englischen Einfluß zu beseitigen«. Noch im Dezember 1886 trafen die ersten
drei Basler Missionare auf der baptistischen Station Bethel an der Dualaküste ein.76

Die Basler Mission konnte in Kamerun, wo insbesondere die Küstenbevölkerung durch
den Handel schon an den Kontakt mit Europäern gewöhnt war, bei weitem schneller vor-
dringen als die Rheinische in Neuguinea. In den ersten drei Jahrzehnten brachten die Basler
hier eine Missionsgemeinde zusammen, die 1914 die enorme Zahl von 22.000 getauften
Christen und 21.000 Schülern umfaßte.77 Schon im ersten Jahrzehnt der Missionsarbeit
stießen die Basler tief ins Landesinnere vor. Doch der Weg zu ihren »Erfolgen« war lange
Zeit ein Weg der Gewalt. Der Basler Missionshistoriker, Pfarrer Wilhelm Schlatter, der die
Missionierung Kameruns im Stile eines Kriegsberichterstatters abhandelte, berichtete naiv
und offen, daß die Kameruner Missionsgemeinde im ersten Jahrzehnt »sozusagen im
Sturm« durch die »Betäubung der ersten Überrumpelung« erobert worden sei. Inspektor Th.
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Oehler urteilte 1891: »Es ist ein Wehen des Lebensodems Gottes auf dem weiten Felde
voller Totengebeine; die Zeit der gnädigen Heimsuchungen für dieses Land ist gekom-
men«.78 Die »Heimsuchungen« kamen im Gefolge der »Schutztruppe«. Sie zerbrach mit
Waffengewalt das Zwischenhandelsmonopol der Duala, das Fabri durch »gelinden Zwang«
und »geordnete Plantagen« auflösen wollte.79 Die Basler rückten häufig in Breschen nach,
welche die Truppe dem gemeinsam mit der Mission vorstoßenden Handel gegen den zähen
Widerstand der einheimischen Bevölkerung ins Landesinnere schlug. Auch Wilhelm
Schlatter führte die in der Tat »beispiellose rasche Entwicklung« der Basler Kamerunmissi-
on weniger auf die Vorarbeit der englischen Baptisten80 als auf das »Vorgehen der jungen
deutschen Kolonialmacht« zurück. Er suchte das deutsche Eindringen in Kamerun, dem die
Basler im ersten Jahrzehnt ihre »Erfolge« dankten, in apologetischen Worten zu harmoni-
sieren, aus denen indes nur das beschämende Bekenntnis eines Missionshistorikers zu den
gerade in Kamerun besonders krassen Methoden der kolonialen Okkupation und Herrschaft
spricht: Die deutsche Kolonialherrschaft in Kamerun »erzwang Gehorsam, zerbrach den
Arm des Tyrannen, strafte Verbrechen ohne Rücksicht […]. Diesen wuchtigen Streichen
hielt das hergebrachte heidnische Wesen nicht stand […]; es wurde zuschanden«. Der Han-
del »erfüllte das Land mit den Erzeugnissen europäischer Geschicklichkeit, freilich auch
mit Schnaps, und zeigte den Eingeborenen die Überlegenheit Europas, vor welcher sich
beugend sie zum Lernen willig wurden«.81 So kam den Baslern in Kamerun im Gegensatz
zur Rheinischen Mission in Neuguinea anfangs sogar die bewaffnete Macht ihrer »neuen
Freunde« zugute. Doch die Basler Mission profitierte nur vordergründig von den »geord-
neten politischen Zuständen«, die Deutschland in Kamerun schuf. Auch in Westafrika
zeigte sich bald die Kehrseite.

Fabris Hoffnung auf eine human betriebene »Erziehung der Eingeborenen zur Arbeit«
mit Hilfe der Mission konnte auch in Kamerun nicht Wirklichkeit werden. Der frühere
Barmer Missionsinspektor war hier erheblich kurzsichtiger als andere führende Repräsen-
tanten der deutschen evangelischen Mission. So gut sein Verhältnis zur Basler Mission
auch war, gegen die von ihm eingeplante Möglichkeit, ja »Notwendigkeit« des Arbeits-
zwangs hatten die Basler Delegierten von Anbeginn an Widerspruch eingelegt. In ihren
Augen war es durchaus kein »falscher Liberalismus«, der einheimischen Bevölkerung
»völlige Freiheit« in der Entscheidung für oder gegen die Plantagenarbeit zu lassen. Sie
vertraten im Gegensatz zu Fabri die Auffassung, »daß es nur die Ungeduld des schnell ver-
dienen wollenden Kapitals, nicht der Erziehungseifer sei, was zum Zwangssystem drän-
ge«.82 Die Ereignisse in Kamerun zeigten, wie berechtigt diese Warnung war.

Der Basler Missionsleiter Th. Oehler weigerte sich vorsorglich, den wirtschaftlichen In-
teressenten unmittelbar in die Hände zu arbeiten. Seiner ausdrücklichen Ablehnung einer
»Erziehung der Neger zur Plantagenarbeit«83 indes hätte es nicht bedurft. Die Plantagenge-
sellschaften waren auch hier nicht gewillt, die langfristigen indirekten Erziehungserfolge
der Mission abzuwarten. Auf raschen und maximalen Profit hindrängend, hielten sie sich
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erst gar nicht mit der »nationalen Erziehungsaufgabe« auf. Die Methoden, mit Hilfe derer
sie sich die nötigen Arbeitskräfte für die Plantagen verschafften, nötigten die Basler Mis-
sionare bald zu scharfer Kritik. Auch hier verweigerten die Einheimischen die Vertragsar-
beit nicht, weil sie, wie Fabri glaubte, »schlaff, sorglos und träge« waren84, sondern weil sie
dabei, fern von ihren Familien, unter Bedingungen arbeiten mußten, deren »häufig tödliche
Folgen« bald kein Geheimnis mehr waren. In Kamerun regierten in der »Arbeitsbeschaf-
fung« nicht die Kolonialbehörden, sondern die zunächst in mächtigen Konzessionsgesell-
schaften zusammengeschlossenen Plantagen- und Handelsunternehmen. Um den chroni-
schen Arbeitskräftemangel zu beheben, verlegten sie sich zeitweise auf Methoden der
»Werbung«, die denen der vielgeziehenen arabischen Sklavenhändler in Ost- und Mittel-
afrika um nichts nachstanden. Amtliche und halbamtliche »Werber«, die sogar einen
Dienstausweis besaßen, sich aber aus guten Gründen der Regierungskontrolle entzogen,
machten im Auftrag der Konzessionsgesellschaften im ganzen Land Jagd auf die arbeitsfä-
hige Bevölkerung. Sklaventreiber des europäischen »Kulturvolks«, die für jeden »Gewor-
benen« eine Kopfprämie von 50 Pfennig einstrichen, fingen Arbeitskräfte wie Freiwild ein.
Man hielt sie gefangen und deportierte sie, wenn eine genügende Anzahl zusammengetrie-
ben war, aneinandergefesselt wie bei den arabischen Sklavenzügen zur »freiwilligen« Ar-
beit auf die Plantagen. Auf diese Weise wurden rasch ganze Bevölkerungsgruppen ausge-
rottet. Hinzu kam die Überschwemmung des Landes mit Alkohol. 1911 mußten selbst An-
gestellte Woermanns eingestehen, daß sich bereits nach einem Vierteljahrhundert deutscher
Kolonialherrschaft die »Entvölkerung Kameruns« abzeichnete. Als die katastrophalen Fol-
gen der Ausbeutung offenkundig wurden, stemmte sich das Bremer Haus Vietor, das seit
1911 auch in Kamerun arbeitete, im Verein mit den Basler Missionaren, die das Beobach-
tungsmaterial stellten, unnachgiebig, aber vergeblich gegen Zwangsarbeit und Alkoholim-
port an. Das christliche Bremer Westafrikahaus, das in Missionskreisen in hohem Ansehen
stand, war zu schwach, um gegen den einflußreichen Woermann und die hinter ihm stehen-
den, mächtigen Kameruner Großunternehmen anzukommen. Die Interventionsversuche der
Kolonialbehörden wurden lange durch den Widerstand der vereint opponierenden Konzes-
sionsgesellschaften blockiert.85

Die von Fabri propagierte und praktisch angestrebte Zuordnung missionarischer und
kommerziell-politischer Interessen konnte in der gedachten Form weder in Neuguinea noch
in Kamerun verwirklicht werden. Sein Glaube an die Möglichkeit einer ökonomischen In-
teressen dienenden, aber mit humanen Missionsmethoden betriebenen »Erziehung der Ein-
geborenen zur Arbeit« mußte Illusion bleiben. Denn es fehlte, wie die Basler richtig einge-
schätzt hatten, an der Voraussetzung, jener »wirtschaftlichen Klugheit« nämlich, die nach
Fabri das rücksichtslose Drängen auf kurzfristige und maximale Profite hätte bändigen sol-
len. Daß eine Reihe der später in kapitalstarken Monopolgesellschaften konzentrierten
Wirtschaftsinteressenten nicht einmal davor zurückschreckte, sich selbst in – fern aller hu-
manitären Erwägungen – sogar ökonomisch »törichtem Unverstande« jenen »Ast abzusä-
gen, auf dem man sitzt« (Fabri), zeigt die folgende Fallstudie.
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Kulturkampfes, im Grunde sachfremd motiviert. Sie spitzte sich seit dem Herbst 1885 mehr und mehr auf
die Frage der Zulassung katholischer Missionare in den ›Schutzgebieten‹ zu. Dieses Problem stand in di-
rektem Zusammenhang mit dem Verbot des Jesuitenordens. Denn jede äußere Mission war abhängig von
einer zentralen Organisation, die nicht nur die Missionare auszubilden, sondern auch die finanziellen
Mittel aufzubringen hatte. Den evangelischen Missionsgesellschaften entsprachen in dieser Funktion die
katholischen Orden, vor allem die im Reich verbotene Gesellschaft Jesu, der Bismarck am 8.11.1885 vor
dem Reichstag eine »Neigung zur Vaterlandslosigkeit« zu bescheinigen suchte (Hahn/Wippermann, V, S.
135). Darum stand auch nach dem Ende des Kulturkampfes die zunehmend von der Missionsfrage beein-
flußte Haltung des Zentrums zur Kolonialpolitik noch immer in enger Wechselbeziehung zu kirchenpoli-
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tischen Fragen. 1885 wurde ein Antrag zweier Pariser Missionare der Congrégation du St. Esprit auf Zu-
lassung in Kamerun vom AA mit der Begründung abschlägig beschieden, daß die Kongregation als mit
dem Jesuitenorden verwandt anzusehen sei und »folgeweise Niederlassungen derselben so wenig in den
deutschen Schutzgebieten wie in Deutschland selbst zugelassen werden dürfen« (ebd., S. 133). Im Win-
ter 1886/87 fanden Windthorst und Rintelen eine neue Legitimation ihrer taktischen Opposition, als zwei
französischen Antragstellern die Einreise nach Togo nicht wegen ihrer Zugehörigkeit zum Jesuitenorden
verweigert wurde, sondern weil die Reichsregierung in den Schutzgebieten deutsche Missionare
wünschte. Die Katholiken befanden sich in einer Zwickmühle, da ihnen eine »deutsche« Mission abver-
langt wurde, die jedoch eine heimische Organisation zur Voraussetzung hatte, welche wiederum auf-
grund des Ordensgesetzes von den verbotenen Orden nicht aufgebaut, sondern nur neu begründet werden
konnte. Windthorst machte nun seine kolonialpolitischen Voten offen von Konzessionen in der Missi-
onsfrage abhängig (Spellmeyer, S. 16f., 20f., 24; AMZ 12. 1885, S. 555f.; Mohr, S. 35–45; Kade, S.
65ff.; Bachem, V, S. 50ff., 55; bei Hüsgen finden sich über die Missionsfrage als kolonialpolitisch-
parlamentstaktisches Argument keine weiterführenden Darlegungen). Schon im Juni 1885 schlug Fabri
Bismarck vor, der taktischen Kolonialopposition des Zentrums den Wind aus den Segeln zu nehmen: Der
Jubiläumsfond stamme zwar nicht aus den Kreisen des Zentrums. Aber gerade deswegen könne man
durch das Angebot einer Unterstützung deutscher katholischer Missionen aus Mitteln des Fonds dem
Zentrum »feurige Kohlen aufs Haupt legen«. Fabri ersuchte Goßler, Bismarck zu »raten, nach dem Maß-
stab der Bevölkerung ein Drittel der für den bezeichneten Zweck eventuell zu bewilligenden Summen für
eine römisch-katholische Mission zu bestimmen, aber für eine deutsche. Die katholischen Missionen sind
fast ausnahmslos in Paris, Lyon, Rom usw. domiziliert […] Daß man unter solchen Umständen einer rö-
misch-katholischen Mission keine Bewilligung machen könnte, ist klar. Es könnte nur eine Mission sein,
die in Deutschland domiziliert wäre, von Deutschland aus geleitet würde, und deren Glieder deutsche
Untertanen wären. Es würde lehrreich sein, zu beobachten, ob auf jene Anregung hin eine solche Mission
sich bilden würde. Geschähe es, so wäre dies ein überraschendes und nicht bedeutungsloses nationales
Zugeständnis. Im anderen, wahrscheinlicheren Falle könnte man nach Ablauf eines bestimmten Termins
die betreffende Summe ja noch einer deutsch-evangelischen Mission zuwenden. Jedenfalls würde ein
solches Anerbieten von Seiten des Fürsten Reichskanzler die Stimmung der katholischen Bevölkerung
nicht verschlechtern, selbst wenn das Zentrum – timeo danaos et dona ferentes – scheel dazu sähe« (Fabri
an Goßler, 2.6.1885, s. Anm. 12). Obgleich sich Bismarck mit dem finanziellen ›Danaergeschenk‹ in der
vorgeschlagenen Form nicht anfreunden konnte, drang er doch gleich im Kultusministerium auf Aus-
kunft darüber, »ob es, wie Herr Fabri glaubt, eine katholische deutsche Mission gegenwärtig nicht gibt«,
ging mit dem Gedanken an eine »amtliche Unterstützung der deutschen [!] Missionen in Afrika« um und
forderte eine detaillierte »schriftliche Zusammenstellung über den Sitz, Charakter, Einkünfte und Wirk-
samkeit der einzelnen Missionen« an (DZA I, RKA 6893, S. 85). Goßlers Recherchen fielen negativ aus
und bestätigten Fabris Angaben: Es würden zwar »katholisch-deutsche Missionare« von im Reich zuge-
lassenen Orden ausgebildet, aber bislang in der Regel französischen Kongregationen unterstellt. »Eine
deutsche Missionsgesellschaft, wie die große Lyoner in Frankreich, gibt es nicht«. Der Gedanke an eine
solche sei bislang über den Plan nicht hinausgekommen (ebd., S. 102–106). Darum war der im Oktober
1885 von dem Delegierten des AA, Raschdau, vor der Konferenz deutscher evangelischer Missionen in
Bremen zur Überraschung der Versammelten abgegebenen Erklärung, die Reichsregierung werde »die
Mission in unseren Kolonien natürlich paritätisch behandeln«, nur wenig Bedeutung beizumessen (AMZ
12. 1885, S. 555). Der Gedanke an eine »katholische Konkurrenzmission« erschien den protestantischen
Gesellschaften höchst fragwürdig. »Als wenn es eine deutsche römisch-katholische Mission geben
könnte!«, kommentierte Warneck polemisch. »Die sind alle zusammen römisch; höchstens gibt es eine
französische, denn Frankreich marschiert für Rom und darum Rom für Frankreich« (ebd.). Dennoch trug
sich Bismarck zeitweise schon im Winter 1885/86 mit dem Gedanken, die Missionsfrage gegenüber dem
Zentrum parlamentstaktisch im Sinne der Eingabe Fabris zu nutzen. Seine Haltung war zu dieser Zeit
noch schwankend. Guten Aufschluß darüber gibt seine Reaktion auf einen einschlägigen Vorstoß Krau-
els vom 21. Januar 1886. Windthorst hatte seine Haltung in kolonialen Etatfragen namens des Zentrums
am 16.1.1886 von Konzessionen in der Missionsfrage abhängig gemacht (Spellmeyer, S. 24). Krauel
legte Bismarck am 21.1.1886 als Entwurf für eine »Erklärung über Zulassung katholischer Missionare in
den Schutzgebieten« die »Aufzeichnung über eine mündliche Direktive Eurer Durchlaucht für die
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Reichstagsverhandlungen« vor. Sie hatte den Wortlaut: »Wir stehen in dieser Hinsicht auf dem Stand-
punkt der religiösen Freiheit, wie sie durch die Kongoakte für die im Art. 1 derselben bezeichneten afri-
kanischen Gebiete gewährleistet wird, und werden uns freuen, wenn recht viele katholische Priester das
Missionswerk in den Kolonien übernehmen«. Sie müßten allerdings »Deutsche und Angehörige eines im
Reich domizilierten Ordens« sein. Bismarck strich seine eigene Direktive ersatzlos, wollte ein Eingehen
auf diese Frage nun überhaupt »nur auf direktes Befragen als Antwort« und »ohne Bezugnahme auf den
Reichskanzler« noch gestatten: »ex officio haben wir nichts zu erklären, und es ist nicht meine Absicht,
die Bewilligung durch irgendeine Zusage extra legem zu erkaufen«. Krauels Hinweis auf Windthorsts
Pressionsversuch veranlaßte ihn nur zu der ärgerlichen Marginalie: »Ich habe nichts zu erklären und die
Drohung Windthorsts tut uns nichts, auch wenn er sie ausführt« (Entwurf Krauels: DZA I, RKA 6894, S.
92–94; Marg. Bismarcks, ebd.). Zwei Jahre später sollte Bismarck dann auf Fabris Vorschlag rekurrieren,
als er ihm in verwandter Form von dem früheren Missionsinspektor erneut unterbreitet wurde. Denn im
Winter 1888/89, als es um die Bewilligung der Mittel zur Niederschlagung des ostafrikanischen Wider-
standskampfes ging, war die »Drohung Windthorsts« trotz des Stimmengewichts der Kartellparteien kei-
ne Quantité négligeable mehr.

19 Fabri an Goßler, 2.6.1885, s. Anm. 12. Ders., Koloniale Aufgaben, S. 548. Der polnische Afrikareisende
Stephan Scholz (Szolc)-Rogozinski hatte zuvor als Marineoffizier in russischen Diensten gestanden und
arbeitete 1884 als »Kolonialpionier« für England in Westafrika. Über Scholz-Rogozinski s.: P. Sebald,
Die Kolonialbestrebungen des Stephan Szolc-Rogozinski und anderer Polen in Westafrika im letzten
Viertel des 19. Jh., in: Wiss. Zeitschrift Leipzig 11. 1962, S. 503–509; J.A. Betley, Stefan Szolc Rogo-
zinski and the Anglo-German Rivalry in the Cameroons, Journal Hist. Soc. Nigeria 5. 1969, S. 101–136.

20 Jaeck, S. 60–86; vgl. Wehler, S. 321f.
21 Kaeselitz, S. 63.
22 Fabri an Goßler, 2.6.1885, s. Anm. 12.
23 Merensky, nach Fabri und C.G. Büttner drittwichtigster Exponent des kolonialen Lagers der Mission,

zählte zu der Gruppe um Peters, gehörte dem ersten GfdK-Vorstand an und war Initiator des von Peters
und der GfdK vor der Usagara-Expedition zunächst ins Auge gefaßten südwestafrikanischen Mossame-
des-Projekts (Wagner, Ostafrika, S. 22f., 65).

24 Zöller an Fabri, 13.8.1885, DZA II, Rep. 92, Stöcker I 2f.; Fabri an Stöcker, 14.8.1885, ebd.
25 Fabri an Goßler, 2.6.1885, s. Anm. 12; AMZ 12. 1885, S. 545.
26 Raschdau war im Sommer 1885, zunächst als Vertreter des Legationsrats Krauel, in die Wilhelmstraße

berufen worden (Raschdau, S. 2).
27 DZA I, RKA 6893, S. 110f., 113, 118–120, 125, 132f., 141f., Raschdau war jedoch nicht ermächtigt,

seitens des AA bindende Erklärungen abzugeben (Bismarck an Zahn, Konz. Krauel, 23.10.1885, ebd., S.
144f.); vgl. Kaeselitz, S. 57.

28 Es fehlten nur die Neukirchener und die Allgemeine ev. prot. Gesellschaft, welche nicht oder zu spät
eingeladen worden waren (BRM 42. 1885, S. 356; AMZ 12. 1885, S. 546. Vgl. die Bismarck unter dem
15.8.1885 vom Kultusministerium überstellte Liste der eingeladenen Gesellschaften: DZA I, RKA 6893,
S. 118–120). Eingeladen wurde auch die sog. Königsberger Missionsgesellschaft (da sie zeitweise für ei-
ne selbständige Kolonialmission in Kamerun Interesse gezeigt hatte), die in Wirklichkeit nur ein Missi-
onsverein war, der materielle Hilfsdienste leistete, aber selbst weder Missionare ausbildete noch ent-
sandte (AMZ 12. 1885, S. 546).

29 AMZ 12. 1885, S. 550. Pastor D. Vietor gehörte wie sein Bruder, Fritz Vietor, dem Vorstand der Nord-
deutschen Missionsgesellschaft an. Das Bremer Haus Vietor (Fr.M. Vietor Söhne) stand in enger Verbin-
dung zur Norddeutschen Missionsgesellschaft. Ihr verdankte es sein Westafrikageschäft. Der Firmen-
gründer Fr.M. Vietor (+1835) war wie sein Sohn J.K. Vietor (1810–1870) mit eigenen Schiffen im Ta-
bakhandel vor allem mit Nordamerika tätig. J.K. Vietor sandte auf ein Ersuchen der Norddeutschen Mis-
sionsgesellschaft, deren seit 1847 im Gebiet der späteren Kolonie Togo arbeitenden Missionare von
europäischer Versorgung abgeschnitten waren, sein erstes Schiff nach Westafrika. Die einmal aufge-
nommene Handelsverbindung zu der Missionsgesellschaft blieb bestehen. Damit begann der Westafrika-
handel des Hauses Vietor, das unter seinem dritten Geschäftsführer, Fritz Vietor (1821–1901), zahlreiche
Faktoreien in Westafrika anlegte und zusammen mit der Firma Woelber u. Brohm dazu beitrug, daß
Nachtigal die deutsche Schutzerklärung über Togo 1884 so rasch vollziehen konnte. Unter seinem vierten
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Leiter, J.K. Vietor (1861–1934), endete die Geschichte des Westafrikahauses. Durch Kriegsverluste
schwer getroffen, konnte das Unternehmen in den 1920er Jahren mühsam wieder aufgebaut werden und
brach infolge der Bankenkrise 1931 endgültig zusammen (Bohner, Kaufmann, S. 475ff.; DZA I, RKA
6893, S. 118–120). Die Firma Vietor stand neben der Norddeutschen auch mit der Rheinischen Mission
in guter Verbindung (Kriele, S. 238). Seit der Gründung der Bremer Kontinentalen Missionskonferenz,
die wiederholt in den Privaträumen der Vietors tagte, hielt sich Fabri häufig im Haus der Westafrikafirma
auf. Das Bremer Haus hatte in Missionskreisen einen guten Ruf, weil es den Spirituosenhandel grund-
sätzlich ausschloß und offen gegen jene skrupellosen Ausbeutungsmethoden in dem westafrikanischen
›Schutzgebiet‹ ankämpfte, an denen Deutschlands größter Spirituosenhändler Woermann maßgeblichen
Anteil hatte. Dennoch wußten auch die Vietors in Afrika – zuweilen mit 400% Gewinn – profitable Ge-
schäfte auf Kosten der Einheimischen zu machen (J.K. Vietor, Geschichtliche und kulturelle Entwick-
lung unserer Schutzgebiete, Bremen 1913; vgl. dazu Nußbaum, S. 126, der die Vietors jedoch allzu
leichtfertig in die Nähe von Händlern vom Schlage eines Woermann rückt.).

30 Die Basler Mission galt in Missionskreisen als deutsche Gesellschaft und war deshalb auch in Bremen
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Tat verübt ist«, vorgesehen (abgedr. bei: Schulze, S. 115). Allgemein hierzu demn.: P.G. Sack, Law,
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18.2.4. Branntweinhandel und »Erziehung zur Arbeit«: Westafrika

Als negative Voraussetzung für eine erfolgreiche »Erziehung des Negers zur Arbeit« be-
trachtete Fabri die Beschränkung des überseeischen Branntweinhandels. Im Mittelpunkt
seiner Kritik stand der Spirituosenexport nach Westafrika, der besonders in den Händen
Woermanns lag. Die Exportstatistik zeigte zu Beginn der 1880er Jahre ein ruckartiges An-
steigen des Anteils der Spirituosenausfuhr am Gesamtvolumen des deutschen Westafrika-
handels, der seinen Weg über Hamburg als den zentralen Umschlaghafen nahm: Während
der Gesamtexport über Hamburg nach Westafrika 1881 (417.000 dz) bis 1884 (531.501 dz)
um rund ein Viertel anwuchs, verdoppelte sich die Spirituosenausfuhr in der gleichen Zeit-
spanne (176.775 dz : 350.888 dz). Die Spirituosenausfuhr, die sich von 1875 bis 1884 ver-
dreifachte, betrug 1884 64% des gesamten Hamburger Westafrikaexports.1 In den übrigen
Schutzgebieten des Reichs spielte der Handel mit dem sogenannten veredelten Kartoffel-
branntwein ostelbischer Gutswirtschaften und dem von Kennern als »abscheuliches Gift«2

eingestuften Hamburger »trade rum« keine vergleichbare Rolle. In den Südseegebieten galt
das 1885 auf der Londoner Südseekonferenz zwischen England und Deutschland verein-
barte Importverbot für alkoholische Getränke (auch für Waffen und Munition).3 In Süd-
westafrika stieg der Spirituosenimport ins Namaland nur mäßig an. In Ostafrika war die
Lage am besten; allerdings weniger, weil die DOAG für Transport und Verkauf von Alko-
hol auf ihrem Gebiet scharfe Kontrollvorschriften erlassen hatte, sondern weil der Küsten-
handel dort Mitte der 1880er Jahre noch in mohammedanischen Händen lag und der Sultan
von Sansibar den Spirituosenhandel durch Verbote blockierte.4 Fabri empfand es nicht oh-
ne Grund als eine »Beschämung«, daß dieser Vorzug gerade jenen arabischen Händlern zu
danken war, die wenige Jahre später, pauschal als »Sklavenjäger« denunziert, zur humanitä-
ren Verschleierung des Wißmannschen Söldnerkrieges in Ostafrika herhalten mußten.5 Die
progressive Zunahme des westafrikanischen Spirituosenimports stand ihm vor Augen, als er
1885 die Beschränkung des Branntweinhandels in Westafrika zur negativen »kolonialen
Aufgabe« erklärte.6 Im gleichen Jahr traten auch G.A. Fischer und der eben aus Westafrika
zurückgekehrte Hugo Zöller als Kritiker des afrikanischen Spirituosenhandels auf und
prangerten seine verheerenden gesundheitlichen Folgen für die einheimische Bevölkerung
an.7

In den Begründungen, mit denen Fabri seine Wendung gegen den westafrikanischen
Branntweinhandel motivierte, zeigte sich erneut die für sein Denken bestimmende Ge-
wichtsverteilung zwischen humanitären und ökonomischen Argumenten. Er führte insge-
samt »sittliche wie auch politisch-nationale und wirtschaftliche« Gründe ins Feld. Die Prio-
ritätenfolge indes war umgekehrt. Sittlich und politisch-national wußte Fabri nur die vage
Drohung anzuführen, »daß der sittliche Geist des Volkes sich in weiten Kreisen dagegen
erheben« werde, die »koloniale Morgengabe« Alkohol ungehindert, ja sogar vermehrt in die
Schutzgebiete strömen zu lassen. Seit den Flaggenhissungen in Westafrika bestehe für
Deutschland die Pflicht, »jene Länder in ihrer Kultur zu heben, nicht aber sie zugrunde zu
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richten«.8 Von entscheidendem Gewicht war die breit ausgeführte ökonomische Argumen-
tation. Fabri suchte die kommerziellen Interessenten zu widerlegen und mit ihren eigenen
Waffen zu schlagen. Schnapshändler wie Woermann pflegten sich mit drei Argumenten zu
verteidigen: Erstens sei der deutsche Handel in Westafrika nicht lebensfähig ohne den Al-
koholimport. Dieses Täuschungsmanöver wußte Fabri mit dem Verweis auf die Tatsache zu
entlarven, daß in Westafrika einige deutsche Handelsfirmen – wie der ihm gut bekannte
Bremer Fr. Vietor – ganz auf den profitablen Spirituosenimport verzichteten und dennoch
einträgliche Geschäfte machten. Das zweite Argument lautete, der Alkoholkonsum sei oh-
nehin nicht zu verhindern. Ein Verbot der europäischen Branntweineinfuhr würde die Ein-
geborenen nur animieren, verstärkt selbst zu brennen.9 Drittens stimuliere, wie Woermann
angab, der Alkohol als »außerordentlich günstiges Reizmittel« sogar die Arbeitswillig-
keit.10 Solch vordergründigen Rechtfertigungsversuchen trat Fabri mit seinem attraktivsten,
der ökonomischen Interessenpolitik jedoch nicht minder verpflichteten Argument entgegen:
Produktions- und Konsumtionsfähigkeit der Eingeborenen, also jene durch »Erziehung zur
Arbeit« erstrebten »neuen Vorteile« für den deutschen Export- und Importhandel, würden
geschwächt. Mit der ungehinderten Alkoholeinfuhr werde die »Erziehungsaufgabe«
schlechthin unterlaufen. »Wie soll die Arbeits- und Arbeiterfrage, an deren Lösung die gan-
ze Zukunft jener Gebiete hängt, gelöst werden«, fragte er provozierend, »wenn wir den oh-
nehin trägen und zur Arbeit unlustigen Neger zuvor noch durch den Alkohol verdorben
haben! Das hieße, nicht nur unsere Kolonien für kurze Weile einem Raubhandel zur Beute
preisgeben, sondern zugleich sie wirtschaftlich für uns nutzlos machen. Wozu dann aber
unsere kolonialpolitischen Opfer und Mühen?« Jeder Verkauf im Kolonialhandel sei »für
den Neger eine Förderung in der Gewöhnung an höhere Bedürfnisse«. Durch den Alkohol
hingegen müßten Arbeits- und Konsumtionsfähigkeit der Bevölkerung »vollends ge-
schwächt« werden. Ohne ihn würde beides zugunsten der kommerziellen Interessen »je-
denfalls zunehmen«.11

Fabris Haltung gegenüber Adolph Woermann zeigt Grenzen und Widersprüchlichkeit
seiner Kritik am überseeischen Spirituosengeschäft. Schon mit seinem ersten publizisti-
schen Vorstoß gegen den westafrikanischen Branntweinhandel traf er – unausgesprochen –
den größten deutschen Alkoholimporteur in Westafrika. Im Kontext seiner Kritik aber
rühmte er die frühen Kameruner Plantagenversuche des Schnapshändlers12 und bemühte
sich zur gleichen Zeit, eine Kolonialmission für Kamerun zu vermitteln, die sich Woer-
mann aus kommerziellen Gründen ausgerechnet für jene »Erziehungsaufgabe« wünschte,
welcher er nach Fabris Auffassung mit seinem enormen Spirituosenimport direkt entgegen-
arbeitete.

Über die Chancen eines Kampfes gegen den Alkoholexport in die ›Schutzgebiete‹ gab
sich Fabri keinen Illusionen hin. Er wußte, »daß die vorliegende Frage mit unseren agrari-
schen Verhältnissen in nahem Zusammenhange steht«.13 Seit Jahrzehnten hatte sich die
Produktion von Kartoffelbranntwein und Spiritus zu einem bedeutenden Nebengewerbe
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ostelbischer Agrarier entwickelt.14 Die anhaltende strukturelle Agrarkrise, welche durch die
Schutzzölle des Jahres 1878 zugunsten der Produzenten und auf Kosten der inländischen
Verbraucher in ihren Folgen gedämpft, aber nicht behoben wurde, spiegelte sich auch in
den 1880er Jahren noch im Absinken der Getreidepreise unter dem Druck des internatio-
nalen Überangebots. Um so mehr suchten direkt betroffene ostelbische Gutswirtschaften
mit Unterstützung der Regierung die Folgen der Krise auch durch die Exportoffensive an
Kartoffelbranntwein zu mindern. Das Exportvolumen dieser Spirituosenart wuchs von
durchschnittlich je 49.000 Tonnen in den Jahren 1870–79 auf 77.000 Tonnen in den Jahren
1880–86. Je stärker seit 1883 auch im Branntweinhandel der internationale Konkurrenz-
druck fühlbar wurde, desto mehr konzentrierten sich die Exporteure (neben dem zollfreien
Import nach Spanien) auf die Ausfuhr nach Westafrika, die 1884 bereits rund zwei Fünftel
des Gesamtexports an Spirituosen dieser Art umfaßte.15 Nüchterne Einsicht in die politi-
sche Macht ökonomischer Interessen ließ Fabri die Widerstandskraft der hanseatischen und
ostelbischen Spirituosenproduzenten und -exporthändler hoch einschätzen und die Erfolg-
schancen einer Kampagne gegen den sogar durch Ausfuhrvergütungen begünstigten Spiri-
tuosenexport16 gering veranschlagen. Der »Zusammenhang mit gewichtigen wirtschaftli-
chen Verhältnissen der Heimat« mußte seines Erachtens ein »durchgreifendes Vorgehen
wie eine völlige Unterdrückung der Spirituoseneinfuhr in unsere Kolonialgebiete für heute
der Reichsregierung unmöglich machen«.17

Die Erfahrungen seiner Jahre in Afrika hatten den Barmer Arzt G.A. Fischer gelehrt:
»Wo der Geldsäckel anfängt, da hört die Humanität auf«.18 Auch Fabri wußte, daß kom-
merziellen Interessen gerade im Kolonialgeschäft schwerlich mit humanitären Argumenten
beizukommen war.19 Wenn er auf einen wenigstens in Grenzen erfolgreichen Widerstand
hoffte, so vor allem deshalb, weil er in dem als »Reichsregierung« angesprochenen Reichs-
kanzler irrtümlich einen geheimen Verbündeten zu erkennen glaubte. Es ist merkwürdig,
daß Fabri, der von der starken ostelbischen Interessentengruppe ebenso wußte wie von dem
zeitweise beträchtlichen Einfluß Woermanns bei Bismarck20, so naiv sein konnte, dem
Reichskanzler den »rühmlichen Versuch« zu unterstellen, auf der Kongokonferenz ein Im-
portverbot für Spirituosen (wie Gewehre und Munition) durchzusetzen, welches nur am
Widerspruch anderer Nationen gescheitert und deshalb im Schlußprotokoll zum bloßen
Wunsch herabgemindert worden sei.21 Das Gegenteil war der Fall. Fabri übersah, daß der
leitende Politiker den kommerziellen Interessenten nicht nur überaus gewogen war, sondern
privatwirtschaftlich sogar selbst zu ihnen zählte.

Schon 1876 erkannte Bismarck, der selbst vier Brennereien betrieb, »die hohe wirt-
schaftliche Bedeutung, welche die Spirituosenindustrie für einen großen Teil Deutschlands
hat, in vollstem Maße an« und versicherte, er werde »auch in Zukunft jede Gelegenheit
ergreifen«, sie zu fördern.22 Er stand zu seiner Versicherung, auch in der von Fabri als »zei-
chenhaftes Friedenswerk« in ihren humanitären Intentionen erheblich überbewerteten Ber-
liner Kongokonferenz.23 Leopold II. von Belgien hatte Bismarck über Bleichröder vertrau-
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lich versichern lassen, die Association Internationale sei bereit, Deutschland am Kongo
»diejenigen Garantien zu geben, die E. D. wünschen«.24 Das Angebot Belgiens trug we-
sentlich dazu bei, daß Deutschland nach von Bismarck ganz unter wirtschaftspolitischen
Gesichtspunkten geführten Verhandlungen als erste europäische Macht die Association
anerkannte.25 Auf der Kongokonferenz beantragte nicht die deutsche, sondern die englische
Delegation, unterstützt von der belgischen, Einfuhrzölle für Spirituosen (und Waffen). Zur
deutschen Delegation zählte neben Hatzfeld, dem Unterstaatssekretär von Busch und Kus-
serow, auch Woermann. Er fertigte als »technischer Delegierter« verschiedene »Gutachten
von ausschlaggebender Bedeutung« an, in denen er davor warnte, den Handel an der west-
afrikanischen Küste »irgendwelchen Beschränkungen zu unterwerfen«.26 Er betonte wie-
derholt, daß der »englische Vorschlag eine erhebliche Schädigung unseres Handels zur
Folge haben« müsse. Woermann, der für die Interessen »der Nation« mit Vorliebe dann
eintrat, wenn es sich dabei um seine eigenen handelte, sah bei einer Beschränkung des
westafrikanischen Spirituosenimports »ein wichtiges Glied in der Kette des wirtschaftlichen
Lebens der deutschen Nation schwinden«.27 Doch es bedurfte der Einwände Woermanns
nicht. Der Reichskanzler selbst untersagte der deutschen Delegation strikt, für eine Kon-
trolle der Spirituoseneinfuhr zu votieren, die für ihn »außerhalb des Konferenzzwecks« lag.
Nur Deutschland und Holland traten in Berlin den »Humanitätstarifen« als »lediglich auf
humanitären Erwägungen beruhenden Beschränkungen oder Verboten« entgegen.28 Des-
halb standen in § 6 der Generalakte nur einige unverbindliche Formulierungen zum Schutz
der afrikanischen Bevölkerung ohne genauere Einzelbestimmungen über den Spirituosen-
handel.29 Noch 1889/90 wußte Bismarck auf der Brüsseler Antisklavereikonferenz mit Er-
folg einschneidende Zollerhöhungen für den westafrikanischen Branntweinimport zu ver-
hindern.30

Mit Hilfe von Resolutionsanträgen im Kreis der organisierten Kolonialbewegung suchte
Fabri die »Bewegung wider diesen Branntweinhandel«31 zu forcieren, in der zunächst drei
Missionsgesellschaften vorangegangen waren. In Eingaben an Bismarck protestierten die
Norddeutsche (Bremen), die Basler, dann auch die Rheinische Mission gegen den Brannt-
weinhandel in den ›Schutzgebieten‹.32 Inspektor Zahn von der Norddeutschen Missionsge-
sellschaft, die seit 1847 an der Sklavenküste im Süden von Togo arbeitete33, stieß mit Arti-
keln, Reden und Streitschriften nach, die eine Kontroverse auslösten, in deren Folge sich
Woermann im Reichstag wie auch seinerseits in Broschürenform teils ausweichend, teils
aggressiv-apologetisch Stellung zu nehmen genötigt fühlte.34 Am 29. Mai 1885 schon hatte
sich die Dresdener Generalversammlung des Tausende von Mitgliedern zählenden »Deut-
schen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke« mit dem Appell an die Öffentlich-
keit gewandt, dem Branntweinhandel zu wehren, um »die Ehre des deutschen Namens zu
wahren«.35 Die vierte Generalversammlung des Westdeutschen Vereins vom 10. Juni 1885
in Köln verabschiedete eine Resolution Fabris, welche anregte, die auf der Londoner Süd-
seekonferenz aufgestellten Bestimmungen über den Spirituosenhandel auch auf die afrika-
nischen »Schutzgebiete« auszudehnen.36
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Die Bremer Missionskonferenz trat in einer Petition an Bismarck und in einer Erklärung
»an unser ganzes deutsches Volk« heran. Sie wollte damit ihrerseits »Anstoß geben zu einer
Bewegung« gegen den überseeischen Branntweinhandel.37 Von Bedeutung für die Mei-
nungsbildung der Konferenz war eine Erklärung des Westafrika-Kaufmanns Fr. Vietor. Er
setzte sich in offenen Widerspruch zu dem von Woermann geführten Westafrikasyndikat,
dem auch er angehörte, als er nachdrücklich bestritt, daß der westafrikanische Branntwein-
handel geschäftlich irgendwie »notwendig« sei, und das Profitinteresse als einziges Motiv
für die Beteiligung am Spirituosengeschäft enthüllte.38 Die Konferenz erklärte »diesen
Branntweinhandel für der Ehre Deutschlands nicht würdig« und warnte davor, das Reich
mit seinem hervorragenden Anteil am Spirituosenexport »vor anderen Nationen als Verder-
ber heidnischer Völker« in Übersee auftreten zu lassen. Sie schloß sich ausdrücklich den
Resolutionen des Deutschen und des Westdeutschen Vereins an und forderte den Kolonial-
verein auf, dem Beispiel seines rheinisch-westfälischen Zweigvereins zu folgen. In ihrer
Petition an Bismarck monierte sie, daß ein großer Teil der aus deutschen Häfen exportier-
ten Spirituosen überdies gesundheitsschädliche Stoffe enthalte, und beantragte eine Quali-
tätskontrolle der Ausfuhr. Sie bat, die Forcierung des Alkoholexports durch Ausfuhrvergü-
tungen ohne Importsteuer einzuschränken und auf weite Sicht ein den Vereinbarungen der
Londoner Konferenz entsprechendes generelles Verbot in Erwägung zu ziehen.39 Anfangs
wollten die Bremer Delegierten erheblich weiter gehen und hatten sogar den Antrag auf
eine Revision der Kongoakte ins Auge gefaßt.40 Bismarcks Delegierter, Raschdau, wußte
das zu verhindern. Seine Erfolgsmeldung an Bismarck lautete: »Der Antrag, Eure Durch-
laucht zu bitten, nachträglich die Aufnahme eines den Spirituosenimport betreffenden Zu-
satzes in die Kongoakte zu vermitteln, wurde auf meinen Einwand, daß ein solcher Antrag
bei der Lage der Verhältnisse und mit Rücksicht auf die über die Spirituosenfrage in der
Kongokonferenz geführten Erörterungen aussichtslos sei, zurückgezogen«.41

Selbst die mäßigen Forderungen der Bremer Petition versetzten das Westafrikasyndikat
in helle Empörung. Schon am 9. November rief Woermann das Syndikat zu einer Sitzung
zusammen. Wie Kusserow aus Hamburg berichtete, war das Interesse des Syndikatspräsi-
denten an evangelischer Missionsarbeit merklich zurückgegangen. Kaum mehr als eine
Woche nach der Bremer Missionskonferenz, auf der seiner erst kurz zuvor an Fabri gerich-
teten Bitte um Vermittlung einer evangelischen Kamerunmission entsprochen wurde,
wußte Woermann dem Syndikat plötzlich zu berichten, katholische Missionare hätten sich
in verschiedenen afrikanischen Kolonien »als nützlichere Kulturelemente erwiesen, als die
protestantischen Deutschen«42, die es gewagt hatten, ihm ins Geschäft hineinzureden.
Wunschgemäß und einstimmig protestierten die anwesenden Syndikatsmitglieder – es
fehlten nur der Hamburger Gaiser und der Bremer Vietor, der sich nachträglich von dem
Beschluß distanzierte43 – gegen die Bremer Petition. Woermann scheute nicht einmal davor
zurück, hinterhältig zu drohen, »charity begins at home«. Es sei bedenklich, »zugunsten der
Schwarzen sich Tausende von Deutschen, welche von dem Handel mit Spirituosen leben,
außer Verdienst zu setzen«.44 Aus dem indirekten Erpressungsversuch des Hamburger Syn-
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dikatspräsidenten zugunsten seiner eigenen Interessen und auf Kosten »der Schwarzen«
sprach einzig das skrupellose Profitstreben des »königlichen Kaufmanns«. Auch von Soden,
der Fabri ebenfalls um eine Kamerunmission angegangen hatte, denunzierte nun bei Bis-
marck die »Missions- und Pharisäerlogik« in der Kritik am westafrikanischen Branntwein-
handel, die ihn als Gouverneur ebenso traf wie Woermann als Spirituosenimporteur.45

Sichtlich beeindruckt von der scharfen Opposition aus dem Lager der unmittelbaren In-
teressenten, aber auch bestärkt durch den Appell der Bremer Missionskonferenz, legte Fabri
der Karlsruher Generalversammlung des Kolonialvereins vom 30. April 1886 eine weitere
Resolution gegen den westafrikanischen Branntweinhandel vor.46 Erneut stellte er bei der
Begründung seines Antrages die ökonomischen Argumente in den Vordergrund und gab
nochmals zu bedenken, daß es »eine ganz verkehrte Politik« wäre, »den Ast abzusägen, auf
dem man sitzt«.47 Miquel unterstützte die Forderung, die »reinen Naturkinder« Westafrikas
vor den in Europa zur Genüge bekannten Gefahren der »Branntweinpest« zu bewahren, in
einem vehementen Plädoyer. Der Frankfurter Oberbürgermeister ließ jedoch durchblicken,
daß er darin vornehmlich deswegen eine »verdammte Pflicht und Schuldigkeit« erkannte,
weil Fabri »nicht bloß eine moralische und sittliche Pflicht eines höherstehenden Kultur-
volkes«, sondern die »wirtschaftliche Klugheit« als Begründung angegeben hatte. »Allein
dadurch werden wir diese Völker zur Arbeit erziehen«, schloß Miquel sich den ökonomi-
schen Argumenten Fabris an, »daß wir ihre Produktivkraft vermehren, daß wir ihre Tausch-
und Kaufkraft, und damit die Fähigkeit, unsere Produkte aufzunehmen und sie mit ihrer
Arbeit zu bezahlen, vermehren. Wie wollen Sie mit Völkern, deren sittliche und körperliche
Kraft Sie durch Schnaps und Fusel ruiniert haben, dauernd Handel und Wandel treiben!«48

Dennoch meldeten kommerzielle Interessenvertreter Protest an. Der Frankfurter Kauf-
mann Adolf Baumann, der selbst gar nicht am westafrikanischen Spirituosenhandel betei-
ligt war, forderte »freie Einfuhr von Branntwein in die deutschen Schutzgebiete« und
warnte vor dem seines Erachtens absurden Versuch, deutschen Westafrikakaufleuten einen
»humanistischen Standpunkt« abzuverlangen.49 Fabri wich noch einen Schritt zurück. Die
Resolution habe keineswegs »die Spitze, den Branntweinhandel nach Westafrika überhaupt
schlechthin zu unterdrücken«, konzedierte er. Es gehe nur darum, das rapide Anwachsen
des Alkoholexports in Grenzen zu halten. »Alle Kreise«, in denen er sich im Vorjahr gegen
den Spirituosenhandel eingesetzt habe, seien ebenfalls davon ausgegangen, daß »bei Lage
des deutschen Handels in jenen Gegenden und im Blick auf agrarische Verhältnisse der
Heimat eine völlige Unterdrückung des Branntweinhandels nicht möglich« sei und darum
bestenfalls eine Beschränkung der starken Zuwachsrate erstrebt werden könne.50 Nach sol-
chen Zugeständnissen und eindringlichen Appellen an die »wirtschaftliche Klugheit« des
Auditoriums gelang es Fabri und Miquel zwar, die Resolution mit großer Mehrheit durch-
zubringen. Ihr Wortlaut aber, in dem die ökonomischen Motive gleichrangig neben den
humanitären standen, zeugte von jener Konzessionsbereitschaft gegenüber den agrarischen
und kommerziellen Interessenten, welche die »Bewegung wider diesen Branntweinhandel«
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ihres Demonstrationscharakters beraubte und a priori in ihren Erfolgschancen begrenzte. Im
Sinne des Resolutionsantrages erachtete es die Generalversammlung des Kolonialvereins
lediglich als »nationale Ehrenpflicht«, der »wachsenden Einfuhr« von Alkohol in Westafri-
ka »ebenso im Interesse des Schutzes der Eingeborenen, wie zur Gewinnung einer gesünde-
ren Grundlage des deutschen Ein- und Ausfuhrhandels« zu wehren. Die Erwägung entspre-
chender Maßnahmen stellte sie bereitwillig »dem wohlwollenden und einsichtigen Ermes-
sen der deutschen Kolonialbehörden« anheim, von denen, wie Fabri selbst wiederholt er-
klärt hatte, ein energisches Einschreiten kaum zu erwarten stand.51

Fabris Bestreben, den Spirituosenexport nach Westafrika aus humanitären und ökonomi-
schen Gründen einzudämmen und zugleich den zuwiderlaufenden agrarischen und kom-
merziellen Interessen Rechnung zu tragen, war paradox und darum von vornherein vergeb-
lich. Die von ihm selbst gering eingeschätzte Effektivität der oppositionellen »Bewegung«
spiegelte sich in der anhaltend starken Zuwachsrate des westafrikanischen Spirituosenim-
ports im folgenden Jahrzehnt der deutschen »Schutzherrschaft«: Während der Wert des
gesamtwirtschaftlich irrelevanten deutschen Exports in sämtliche afrikanischen Kolonien
(Kamerun, Togo, Deutsch-Ostafrika und Deutsch-Südwestafrika) 1891 alles in allem ledig-
lich rund 5,7 Millionen Mark betrug und bis 1894 sogar auf 4,4 Millionen schrumpfte, stieg
der Wert des Alkoholexports allein nach Kamerun von 593.678 Mark jährlich 1891 bis
1894 nochmals auf fast das Doppelte, 980.061 Mark, an. Auch in Togo entwickelte sich bis
1894 die Spirituoseneinfuhr zum größten Posten (676.013 Mark, Baumwollwaren 608.413
Mark, Kupfer- und Metallwaren nur 31.786 Mark). Allein auf den Spirituosenhandel in
Kamerun entfiel in diesem Jahr fast ein Drittel des Gesamtwerts des deutschen Exports
nach ganz Westafrika.52 Die »koloniale Morgengabe« Alkohol hielt ungehindert ihren Ein-
zug, während die Gouverneure von Kamerun und Togo, von Soden und Falkenthal, ebenso
wie Woermann den Reichskanzler in beschwichtigenden Berichten davon zu überzeugen
suchten, daß die Kritik der Missionsgesellschaften hysterisch und die angebliche Gefähr-
dung der eingeborenen Bevölkerung durch den Spirituosenimport maßlos übertrieben sei.53

Noch 1889 konnte Woermann im Reichstag in schon verbal brutaler Apologetik betonen,
der Branntweinhandel sei »der Punkt gewesen, wodurch sich die Deutschen überhaupt in
den Handel in Westafrika haben hineinbohren können und sich so fest in den Handel Afri-
kas hineinsetzen konnten, daß wir jetzt eine ganz bedeutende Macht dort haben«.54 Erfolg-
los trat ihm Inspektor Zahn aufs neue als Vertreter der Togomission entgegen.55 Ebenso
vergeblich wie Zahn protestierten 19 Basler Kamerunmissionare noch im Jahre 1900 auf
einer allgemeinen Brüderkonferenz in Bonaku gegen den »verderblichen Handel mit Spiri-
tuosen«, der neben der Zwangsarbeit wesentlich für die »physische und moralische Zerrüt-
tung der Kameruner Bevölkerung« verantwortlich war.56 Je mehr sich seit den 1890er Jah-
ren kapitalstarke Monopolgesellschaften in Westafrika etablierten, desto geringer wurde die
Chance, ihre Tätigkeit effektiven Kontrollen zu unterwerfen. Eine nennenswerte Ein-
schränkung des hanseatischen Alkoholhandels in Westafrika war, wie Fabri vorausgesehen
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hatte, »bei der Lage des deutschen Handels in jenen Gegenden und im Blick auf agrarische
Verhältnisse der Heimat« in der Tat »nicht möglich«. Sein Versuch, ökonomische Argu-
mente auch für diese negative »koloniale Aufgabe« beizusteuern, mündete in einen Zirkel
imperialistischer Imperialismuskritik, denn mit seiner konsequent ökonomischen Argu-
mentation bewegte er sich auf der gleichen Ebene wie die Adressaten seiner Kritik und sah
sich darum zu Konzessionen genötigt, welche die Stoßkraft seines Angriffs neutralisierten.
Was von seinem Plädoyer für die »sittliche Aufgabe« einer »kulturellen Erziehung« blieb,
war eine gerade von Interessengruppen der Kolonialwirtschaft eifrig propagierte Ver-
schleierungsideologie, die er selbst bereits als solche angeboten hatte. Sie war ein Kern-
stück des auch in Deutschland viel propagierten, als Legitimationsideologie funktionieren-
den Glaubens an die »große Kulturmission« (Woermann), für dessen Verbreitung auch er
schon 1879 eingetreten war. Sie diente den wenigen Nutznießern der deutschen Kolonial-
politik, die, wie er richtig absah, nahezu ausschließlich zum »großen Kapital« zählten, nicht
zum »sittlich« motivierten, humanitär intendierten Kampf für eine »philanthropische« –
und darum eben gewinnschmälernde – »Aufgabe« (Woermann), sondern nur allzu oft zur
Verschleierung oder Rechtfertigung des Gegenteils.57

Von den Strafexpeditionen der NGK, den lange vergeblichen Bemühungen der Rheini-
schen Mission um das Vertrauen der verbitterten einheimischen Bevölkerung, der »unfrei-
willigen Arbeit« (Hammacher) »eingeführter« Arbeitskräfte auf NGK-Plantagen anstelle
einer allmählichen »Erziehung« der Papuas zur Arbeit, erhielt Fabri noch Kenntnis. Nur
vertraulich beklagte er den »Mißgriff« der NGK. In der Öffentlichkeit dagegen zeigte er
sich sogar wiederholt bemüht, heftige Angriffe abzufangen, die sich gegen vorgeschlagene
oder angewandte Methoden der Zwangsarbeit nicht nur auf den Plantagen der NGK, son-
dern auch auf denen der DOAG richteten.58 Ebenso nahm er die zum Teil ungemein bruta-
len Vorschläge, welche die 1885 wesentlich von ihm forcierte ›Erziehungsdiskussion‹ zuta-
ge förderte, zur Kenntnis, ohne coram publico Widerspruch einzulegen.59 Die Erfahrung
der Kameruner Kolonialgreuel hingegen blieb ihm erspart. Auch die Praktiken der »Ar-
beitsbeschaffung« im Gebiet der großen Konzessionsgesellschaften können ihm, zumindest
in größerem Umfang, nicht mehr bekannt gewesen sein. Die Tatsache hingegen, daß die
»Erziehung zur Arbeit«, so wie er sie verstand, von Kolonialunternehmern wie Woermann
zwar eifrig propagiert, aber nicht praktiziert wurde, war ihm bekannt. Noch 1888 kritisierte
er, daß der Handel in den westafrikanischen Schutzgebieten nach wie vor »Raubhandel«
sei, weil er »sich noch nicht auf stetige Produktion einer arbeitswilligen Bevölkerung
stützt«. Ebenso wußte er um die Erfolglosigkeit seiner Opposition gegen den zunehmenden
Spirituosenexport nach Kamerun und beklagte darum auch 1888/89 noch »die nicht nur
human, sondern auch wirtschaftlich verderbliche Begünstigung des Branntweinhandels«.60

Als Fabri am 1. Juli 1890 vor der aus Anlaß des Helgoland-Sansibar-Vertrages einberu-
fenen Kölner »Volksversammlung mit Wißmann-Feier« noch einmal auf jene »koloniale
Aufgaben« zu sprechen kam, die er ein Jahrfünft zuvor propagiert hatte, schienen sich die
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Relationen seiner ökonomisch-humanitären Argumentation auffällig verschoben zu haben:
»Diejenige Nation, welche mit Anspannung ihrer wirtschaftlichen, moralischen und intel-
lektuellen Kraft das meiste für Afrika tut, welche in wahrhaft humanem Sinne an der Her-
anbildung des Negers arbeitet, verständnis- und kraftvoll die eiternde Wunde Afrikas, den
Sklavenhandel, schließt, welche nicht Giftwasser, sondern die Segnungen der christlichen
Zivilisation der Negerwelt bringt – das Volk, das hier den Vortritt gewinnt, dem wird auch
die Zukunft Afrikas gehören. Das sei unser deutsch-afrikanisches Programm«.61 Fabri
wußte, warum er von »wahrhaft« humanitären Intentionen und nicht von einer »Erziehung«
der eingeborenen Bevölkerung »zur Arbeit« für die Plantagenproduktion sprach, sondern
umgekehrt zur Arbeit »für Afrika« im Interesse einer »Heranbildung« der einheimischen
Bevölkerung aufrief. Hinter seinem scheinbar ganz von den egoistischen Interessen des
›Mutterlandes‹ abgehobenen »deutsch-afrikanischen Programm« verbarg sich nicht etwa
eine generelle Absage an die vorwiegend ökonomischen Grundgedanken seiner »kolonialen
Aufgaben«. Er wich bis zuletzt nicht von ihnen ab. Er war, wie führende Vertreter der deut-
schen evangelischen Mission ihm selbst in Nachrufen bescheinigten62, ohnehin bei weitem
zu viel Politiker, um mit einem solch prinzipiellen Positionswechsel auf Enttäuschungen zu
reagieren. Der Kolonialpropagandist, der im Frühjahr 1889 als Kritiker von Kolonialpolitik
und Kolonialwirtschaft an die Öffentlichkeit trat63, und, wie ein Rezensent seiner letzten
Kolonialschrift überrascht feststellte, »überall Fehler« aufspürte64, hatte selbst Anlaß ge-
nug, Mitte 1890 »wahrhaft humanem Sinne« das Wort zu reden. Denn als offiziösem Pro-
pagandisten war ihm 1888/89 in der kurzlebigen deutschen Antisklavereibewegung, auf die
er in seiner Rede vom Juli 1890 anspielte, eine zum Teil überaus zwiespältige Rolle zuge-
fallen. Fabris Engagement in der Antisklavereidiskussion und der ihr folgenden Antisklave-
reibewegung gehört in seinen Anfängen noch ganz in den Rahmen der »kolonialen Aufga-
ben«, die er Mitte der 1880er Jahre vorstellte.
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18.2.5. Die Unterdrückung des Sklavenhandels: Ostafrika

Die »koloniale Aufgabe« der Unterdrückung des afrikanischen Sklavenhandels sprach Fabri
erst im April 1886 vor der Karlsruher Generalversammlung des Kolonialvereins in einem
längeren Diskussionsbeitrag an, den er wenig später in seiner Artikelserie über »Deutsch-
Ostafrika« ergänzte.1 Die neuere Antisklavereidiskussion, zu der er hiermit zwei frühe Bei-
träge lieferte, hatte ihren Ursprung in der 1884 bis 1886 vollzogenen Aufteilung Mittel- und
Ostafrikas, verdichtete sich 1888 auch in Deutschland zu einer kurzlebigen Antisklaverei-
bewegung und fand ein Jahrfünft nach der Kongokonferenz 1889/90 in der Brüsseler Anti-
sklavereikonferenz auch international politischen Ausdruck.

Die zunächst von England ausgegangene, dann durch die Propaganda des Kardinals La-
vigerie mit Zustimmung des Papstes forcierte neue Antisklavereibewegung2 griff in der
zweiten Hälfte der 1880er Jahre auch auf Deutschland über. Mit dem Beginn der zweiten
Jahrhunderthälfte hatte der seit dem 17. Jahrhundert gerade von England schwunghaft be-
triebene, internationale Sklavenhandel stark abgenommen. Der Durchbruch des Freihandels
im England der ersten Jahrhunderthälfte, die hier wurzelnde Abolitionsbewegung und der
Verlust der amerikanischen Sklavenmärkte (1863) minderten den organisierten Menschen-
raub in Afrika, der bis dahin nach Schätzungen allein im Kongo die Zahl von etwa
13.250.000 ausgeführten Sklaven erreicht hatte. Seit Mitte der 1860er Jahre blockierten
britische Kreuzer mit zunehmendem Erfolg den überseeischen Sklaventransport. 1865 be-
reits ging der transatlantische Sklavenhandel zu Ende. 1873 wurde auf englischen Druck
hin auch der große öffentliche Sklavenmarkt in Sansibar geschlossen. Der Sultan ließ sich
sogar bewegen, dem Sklavenhandel selbst entgegenzutreten. Vom Schmuggel abgesehen,
wurde damit auch in Ostafrika dem überseeischen Sklavenhandel Einhalt geboten.3 Die
Berliner Kongokonferenz verpflichtete die Signatarmächte in Artikel 6 und 9 der Kongo-
akte allgemeinhin, »an der Unterdrückung der Sklaverei und insbesondere des Sklavenhan-
dels mitzuwirken«, und konkret, den Sklavenhandel zu Wasser und zu Land zu verbieten
und unter Strafe zu stellen.4 Für die ostafrikanischen Gebiete, die einen Tag nach dem Ende
der Konferenz, am 27. Februar 1885, unter den Schutz des Reiches gestellt wurden, waren
diese Bestimmungen zunächst nur von historischem Interesse, denn die großen Sklavenzü-
ge aus Innerafrika an die Ostküste und nach Sansibar gehörten hier schon vor 1884/85 der
Vergangenheit an. Nur weil die Macht des Sultans durch die Festsetzung Deutschlands und
Englands auf dem ostafrikanischen Festland eingedämmt wurde, lebte die Sklavenausfuhr
in der zweiten Hälfte der 1880er Jahre für kurze Zeit und in weit geringerem Umfange als
etwa im Sudan noch einmal in Gestalt des Schmuggelhandels auf.5 Das war der sachliche
Hintergrund der deutschen Antisklavereibewegung. Ihre Greuelpropaganda stand zu den
Tatsachen in Deutsch-Ostafrika in keinem Verhältnis. Sie war 1888/89 in der Tat insoweit
»reine Demagogie«6, als sich Vertreter kommerzieller und politischer Interessen manipula-
tiv ihrer philanthropischen Losungen bedienten.
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Die frühen Beiträge Fabris zur Antisklavereidiskussion sind hier nicht nur von Belang,
weil sie das Bild seiner »kolonialen Aufgaben« abrunden, sondern auch, weil seine Rolle in
der zwei Jahre später mobilisierten Antisklavereibewegung ohne ihre Kenntnis nicht hinrei-
chend zu klären ist. Fabris Engagement in der Antisklavereibewegung monokausal mit dem
»Humanum« zu motivieren7 ist ebenso vordergründig wie der Versuch, ihm und der »Be-
wegung«, zu deren Protagonisten er zählte, humanitäre Motive und Ziele schlichtweg abzu-
sprechen.8 Es gilt vielmehr zu prüfen, ob und inwieweit er die propagierten humanitären
Intentionen instrumentalisierte oder ihrer Manipulation Vorschub leistete. Das Ergebnis
wird in der weiteren Folge in insgesamt drei analytischen Schritten erarbeitet: Vorab muß
geklärt werden, in welcher Beziehung Fabri schon frühzeitig zu Interessengruppen stand,
die sich der Antisklavereipropaganda zu bedienen suchten. Zuerst sind dann seine humani-
tär begründeten Emanzipationsgedanken als solche zu hinterfragen. In einem zweiten
Schritt werden zunächst die wichtigsten jener Funktionen der Antisklavereipropaganda
skizziert, die faßbar sind, bevor die Diskussion in eine »Bewegung« einmündete. Dann ist
zu klären, ob und inwieweit Fabri schon zu dieser frühen Zeit zum manipulativen Einsatz
philanthropischer Argumente im Sinne dieser später wichtigsten Funktionen der Antiskla-
vereipropaganda beitrug. Der dritte, im weiteren Verlauf der Untersuchung nachfolgende
Teil der hier einsetzenden Analyse9 hat die propagandistische und politische Schlüsselrolle
Fabris in der deutschen Antisklavereibewegung der Jahre 1888/89 zum Gegenstand und
wird die ungemein vielfältigen kolonial-, innen-, parlaments- und parteipolitischen Ein-
satzmöglichkeiten der Antisklavereipropaganda im Dienst der verschiedensten – kommer-
ziellen, politischen, sozialen und konfessionellen – Interessen aufzeigen.

Fabri, der nach seinen eigenen Worten frühzeitig »politisch zu denken gelernt« hatte10,
zählte auch in der Antisklavereibewegung nicht zu jenen religiösen oder liberalen Philan-
thropen, die mit ihren humanitären Intentionen nur versehentlich zu Propagandisten im
Dienst politisch-ökonomischer Interessen wurden. Wie gezeigt, waren humanitäre Grund-
gedanken im Katalog seiner »kolonialen Aufgaben« zwar keineswegs allein Mittel zum
ökonomischen Zweck, inhaltlich, in Reichweite und Konsequenz jedoch häufig durch öko-
nomische Erwägungen mitbestimmt, beschränkt oder relativiert. Angesichts der Tatsache,
daß Fabri die Kolonialpolitik, besonders die Chancen der Bismarckschen Chartervorstel-
lungen, existentiell vom Investitionsinteresse des großen Kapitals abhängig wußte, kann es
nicht wundernehmen, daß er gerade die DOAG von Anbeginn an sorgfältig im Auge be-
hielt. Denn in dem ostafrikanischen Unternehmen sah er Bismarcks »Kolonialprogramm«
auf eine entscheidende Bewährungsprobe gestellt. Im Juli 1885 erst hatte er die schwache
Kapitalkraft der DOAG als Gefahr für die politische Stabilität des Schutzbriefsystems in
Ostafrika angeprangert. Wenige Wochen später schon startete er eine aufsehenerregende,
erfolgreiche, auch im folgenden Jahr noch fortgesetzte Werbekampagne für GfdK und
DOAG, deren Hauptzweck die Investitionswerbung für das ostafrikanische Kolonialunter-
nehmen war. Die Hintergründe seiner raschen Schwenkung auf die Seite einer Gesellschaft,
deren Geschäftspraktiken er noch kurz zuvor als »sehr bedenklich« eingestuft hatte, werden
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noch näher ausgeleuchtet.11 Hier ist vorab nur die Tatsache als solche festzuhalten, daß
Fabri seit dem Spätsommer 1885 mit den Führungsgruppen von GfdK und DOAG, vor al-
lem mit Karl Peters selbst, in Kontakt stand, sogar »Ehrenmitglied« des GfdK-Vorstands
war12; daß ferner Timotheus Fabri seit Februar 1887 als professioneller Propagandist die
von der GfdK herausgegebene und vor allem für die DOAG werbende »Kolonial-Politische
Correspondenz« redigierte13, ein Jahr später zum Generalsekretär der DOAG avancierte
und sich in dieser Funktion dann 1888 in Ostafrika aufhielt.14 Dieser Verbindung der bei-
den Fabris zu den Führungsgruppen von GfdK und DOAG ist für die vorliegende Frage-
stellung erhebliches Gewicht beizumessen, denn die Antisklavereipropaganda kam dem
Image der DOAG zugute. Wie Woermann für Westafrika sein Profitinteresse mit dem Hin-
weis auf seine »Kulturmission« absicherte, so berief sich die DOAG auf ihre »Mission«
gegenüber dem angeblich noch immer unverändert betriebenen Sklavenhandel in Ostafrika.

Zunächst sind nun Fabris Emanzipationsgedanken als solche zu analysieren. Mit der
Festsetzung in Ostafrika, schrieb er 1886, sei Deutschland »eine Aufgabe zugefallen, von
der wir hoffen, daß sie den öffentlichen Geist unseres Volkes lebhaft erfassen und dauernd
bewegen werde«. Er rief dazu auf, den »mehr oder minder organisierten Sklavenraub« zu
unterdrücken, und trug damit einer der zentralen humanitären Bestimmungen der Kongo-
akte Rechnung. 1886 befürwortete auch er noch administrative Verbote und Kontrollen.15

Der Gedanke an paramilitärische Freiwilligenexpeditionen, an einen »Kreuzzug« gegen die
»arabischen Sklavenhändler« wurde erst zwei Jahre später durch die Emin-Pascha-
Diskussion und das Auftreten des Kardinals Lavigerie geweckt. Der zweiten Forderung der
Kongoakte, die neben dem Verbot und der Bestrafung des Sklavenhandels auch die Unter-
drückung der Sklaverei schlechthin verlangte, trug Fabri nur bedingt Rechnung. In der so-
genannten Antisklavereibewegung und der ihr vorangehenden Diskussion wurde in aller
Regel nicht gefordert, die Sklaverei als solche zu unterdrücken. Versuche, diesen Wider-
spruch bereits als Indiz für im Grunde bloß demagogische Intentionen zu werten, sind je-
doch wenig überzeugend.16 Die auch von Fabri vertretene Auffassung, daß die in der arabi-
schen Küstenkultur wie auch bei den innerafrikanischen Eingeborenen soziokulturell fest
verankerte, vor allem ökonomisch konstituierende Institution der Sklaverei17 nicht abrupt
mit »raschen und übergreifenden Maßregeln« (Fabri) aufgehoben werden könne und dürfe,
war nicht heuchlerisch vorgeschoben, sondern begründet und zutreffend.

Aufschlußreicher ist eine Untersuchung der Vorschläge Fabris für den langfristigen Ab-
bau der »sozialen Sklaverei« als Institution. Er trat dafür ein, sie allmählich durch ein nicht
näher konkretisiertes, »wohldurchdachtes System des Überganges zur freien Selbstbestim-
mung des bisherigen Negersklaven« aufzulösen. Zu diesem Zweck sollten zunächst euro-
päische Missionare »eine neue und tiefgreifende Gedanken- und Willensbewegung in dem
Neger« in Gang setzen.18 Das politische Emanzipationsinteresse, welches aus diesen Wor-
ten zu sprechen scheint, lag jedoch nicht vor. Wie gezeigt, vertrat Fabri grundsätzlich die
Auffassung, die einheimische Bevölkerung überseeischer Handelskolonien dürfe nie aus
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der »Herrschaft des Europäers« entlassen werden, da sie, »sich selbst überlassen«, sofort
»degenerieren«, ihre für die Kolonialwirtschaft konstituierende »Exportkraft« einbüßen
würde. Zudem stellte er diese Gedanken in apologetischer Absicht einem im Winter 1885
vorgetragenen Angriff auf die Idee der »kulturellen Erziehung« entgegen.19 Auch die nahe-
liegende Vermutung, er habe der Sklaverei als Institution gegenüber ein allein humanitär
motiviertes, soziales Emanzipationsinteresse geltend gemacht, ist nur bedingt haltbar, denn
das von Fabri vorgeschlagene »System« für den sozialen Wandel hieß »Erziehung zur Ar-
beit«. Der Gedanke, hiermit »jene auf die Sklaverei basierten sozialen Verhältnisse der
innerafrikanischen Völker allmählich umzuwandeln«, war ein Widerspruch in sich. Zum
ersten lebten die von Arabern und auch von innerafrikanischen Eingeborenen gehaltenen
Sklaven in der Regel nicht unter einem brutalen Joch, sondern in einem an feudale Hörig-
keit erinnernden Abhängigkeitsverhältnis, welches humaner war als etwa die Zwangsarbeit
auf verschiedenen Plantagen in Kamerun, Neuguinea und in Ostafrika selbst. Zum zweiten
waren diese Sklaven – soweit sie nicht aus bloß repräsentativen Gründen von ihren Besit-
zern erworben wurden – bereits zur Arbeit »erzogen«, denn ihr Handelswert bestand aus-
schließlich in ihrer Arbeitskraft.20 Angesichts dieser Tatsachen, die Fabri durchaus bekannt
waren21, bleibt nur die Vermutung, daß eine »Erziehung zur Arbeit« hier mit der nicht al-
lein von ihm verfolgten Absicht verbunden war, die Sklaven aus der Verfügungsgewalt
ihrer eingeborenen Herren zu lösen, in Lohnarbeiter zu verwandeln, dadurch für die Planta-
genarbeit verfügbar zu machen und zu diesem Zweck in die bekannte »Erziehung zu geord-
neter und fruchtbringender Arbeit« zu nehmen.22

Fabri widersprach nicht, als der Schriftführer des Frankfurter Vereins für Geographie und
Statistik, Dr. E. Cohn, seine Äußerungen vor dem Kolonialverein sogleich lebhaft mit strikt
antiemanzipatorischen und kommerziellen Argumenten zu unterstützen suchte. Ausdrück-
lich trat Cohn allen auf soziale oder politische Emanzipation gerichteten »utopistischen
Ideen« entgegen, weil die »unbedingte Freiheit des Negers in Afrika […] ganz abschrek-
kende Zustände schaffen würde«, und erklärte unmißverständlich: »Das Problem, die Neger
auf eine höhere Kulturstufe zu heben, kann nur durch Arbeit geschehen. Ebenso wie wir in
Deutschland den Schulzwang und die allgemeine Militärpflicht beispielsweise haben, muß
man auf den Neger einen Zwang zur Arbeit, die im Sinne einer höheren Kultur geschieht,
ausüben«.23 Ähnlich, nur feiner formuliert, erinnerte Fabri selbst wenig später in seiner für
die DOAG werbenden Broschüre im Blick auf die Sklaverei an »die moralische Verpflich-
tung Deutschlands, wohlwollend, doch mit fester Hand in die ostafrikanischen Verhältnisse
einzugreifen und, indem es eigene Vorteile sucht, sich zu erinnern, daß die verständnisvolle
zivilisatorische Hebung jener afrikanischen Volksstämme von jetzt an wie seine Pflicht, so
sein eigenster Vorteil sein wird«.24 Auch aus der »kolonialen Aufgabe« einer langfristigen
Aufhebung der Sklaverei als sozialer Institution sprach mithin die bekannte, teils offene,
teils latente Verschränkung der humanitären Absichten mit ökonomischen Erwägungen und
Interessen.
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An zweiter Stelle ist zu fragen, ob und inwiefern Fabri 1886 bereits zur Instrumentalisie-
rung des humanitären Arguments beitrug. Schon die frühe Antisklavereidiskussion erfüllte
drei wichtige, mehr oder minder manipulative Funktionen: Ablenkung, Legitimation und
Denunziation. Sie wurden teils bewußt angestrebt, teils nur genutzt. Erstens lenkte die An-
tisklavereidiskussion von Mißständen bei jener »Vertragsarbeit« in den ›Schutzgebieten‹
ab, die – wie die von Hammacher mit »unfreiwilliger Arbeit« umschriebene Zwangsarbeit
in Neuguinea – für die Betroffenen in der Regel erheblich härter war als etwa die Hausskla-
verei der ostafrikanischen Araber und zentralafrikanischen Eingeborenen.25 Zweitens wur-
de die Antisklavereidiskussion zur humanitären Legitimation kolonialer Herrschaft, darüber
hinaus aber auch zur Begründung jener Expansion des ostafrikanischen ›Schutzgebietes‹ ins
Landesinnere genutzt, die bald auch im Wettlauf um die »Rettung« Emin Paschas eine be-
trächtliche Rolle spielte.26 Konstituierende Voraussetzung für diese Funktion der Antiskla-
vereipropaganda war die im Zuge der englischen und deutschen Besitzergreifungen in Ost-
afrika sich durchsetzende Auffassung, daß der Sklavenhandel nicht mehr nur durch See-
blockaden (England) unterdrückt werden könne, sondern auf dem Festland mit seiner
»Wurzel«, den Sklavenjagden in Innerafrika, »ausgerottet« werden müsse. Die dritte, schon
angedeutete Funktion der Antisklavereibewegung war die moralische Denunziation gefähr-
licher Handelskonkurrenten der DOAG. Betroffen waren jene arabischen Händler, die sich
vorwiegend auf den Tausch des begehrten Elfenbeins gegen Waffen und Munition konzen-
triert, Handelswege von Sansibar über die ostafrikanische Küste bis nach Innerafrika ange-
legt hatten und kontrollierten. Wie Fabri schon 1885 erkannt hatte, war eine Kollision ihrer
kommerziellen Interessen mit denen der DOAG nur eine Frage der Zeit. Da die reichen
arabischen Händler – wie der berühmte Hamed Bin Said el-Murgebi, genannt Tippu Tipp27

– über eine erhebliche bewaffnete Macht verfügten, lag ein gewaltsamer Austrag der Han-
delskonkurrenz mit politischen Folgen für das Schutzbriefsystem in Deutsch-Ostafrika in
der Tat in Reichweite. Die in der Antisklavereidiskussion seit der Errichtung des ostafrika-
nischen ›Schutzgebietes‹ zunehmende, pauschale Denunziation der ostafrikanischen Han-
delskonkurrenten als »Sklavenhändler« schuf jene psychologischen Voraussetzungen, mit
Hilfe derer 1888 die Sklavereifrage rasch in eine »Araberfrage« verkehrt28 und die Nieder-
werfung des ostafrikanischen Widerstandskampfes als humanitäre Intervention gegen eine
»Revolte der arabischen Sklavenhändler« gefordert und gefeiert (»Wißmann-Feiern«) wer-
den konnte.

Fabri kannte die werbende Kraft des Antisklavereiarguments und setzte es schon 1886
geschickt im Interesse der DOAG ein. Die ungemein attraktive Antisklavereipropaganda
lebte von der Provokation moralischer Entrüstung und philanthropischer Empörung durch
emotional ansprechende, in der Regel maßlos übertriebene Greuelbotschaften. Fabri trug
wesentlich dazu bei. Er entwarf ein von Brutalität und unsäglichen Qualen sprechendes
Schauergemälde der angeblich unverändert »jahraus, jahrein fortgesetzten Sklavenjagden«,
welche »mit all ihren Schändlichkeiten noch immer in Blüte« stünden29, und operierte
schon 1886 mit den rasch bekannten, vagen Überschlagsrechnungen. Sie waren ebenso
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wirkungsvoll wie die problematischen ›Erziehungskapitalverlust‹-Statistiken in der Aus-
wanderungsdiskussion und zählten bald zum festen Repertoire der Antisklavereipropagan-
da. Als Beleg für seine Schreckensbotschaft führte Fabri an, daß 1874, also im ersten Jahr
nach dem Verbot der Sklavenausfuhr durch den Sultan, »wenigstens 100.000 Negersklaven
über die ostafrikanische Küste wieder ausgeführt« worden seien, griff weit in die Ge-
schichte des Sklavenhandels zurück und gab zu bedenken, »daß jeder ausgeführte Sklave
auf soundsoviele eingeäscherte Dörfer, auf soundsoviele Leichname seiner Stammesgenos-
sen zurückblickt, daß man auf jeden wirklich ausgeführten Sklaven vier bis fünf getötete
oder auf der Flucht und auf dem Marsche verkommene Stammesgenossen rechnen« müsse.
Darum stünden hinter der genannten Zahl in Wirklichkeit »etwa 500.000 getötete oder doch
zugrundegerichtete Menschen«. Das wiederum wurde schlichtweg als Beleg für »die Sum-
me des heute noch durch den Sklavenraub hervorgerufenen Elends« ausgegeben.30 Ob-
gleich damit kein Beweis für die Behauptung erbracht wurde, die Sklavenausfuhr »über die
ostafrikanische Küste« lebe »heute noch« in unverändertem Ausmaße fort und die über-
holten, selbst für die angegebene Zeit überaus fragwürdigen Angaben31 keinerlei Aussage-
wert für die Gegenwart besaßen, erwiesen sich derartige Kalkulationen als sehr attraktiv,
zumal wenn der jeweilige Propagandist wie Fabri versichern konnte, sein Informant sei ein
»gründlicher«, ein »genauer Kenner Ostafrikas«.32 Fabris Gewährsmann dürfte mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit in den Reihen der DOAG zu finden gewesen sein.
Die Schreckensbotschaft selbst entstammt einem Kontext, dessen ausschließlicher, sogar
ausgesprochener Zweck es war, für die DOAG zu werben. Mit dem Hinweis auf den Skla-
venhandel, den »Schrecken des ostafrikanischen Binnenlandes«, begründete Fabri »die
moralische Berechtigung der Ostafrikanischen Gesellschaft«.33

Nicht allein in ihrer Funktion der Legitimation bestehender Kolonialherrschaft tauchte
die Sklavereifrage schon 1886 bei Fabri auf, sondern auch schon als Argument für eine
Ausdehnung des ostafrikanischen ›Schutzgebietes‹ ins Landesinnere. Die Sklavenjagden
könnten »nur durch europäische Besitzergreifungen im Innern« unterbunden werden, er-
klärte er in Übereinstimmung mit Livingstone und Gordon. Die »Besitzergreifung« selbst
aber sollte die DOAG übernehmen – ein Gedanke, der seinen Erklärungen aus dem Jahr
1885 zuwiderlief.34

Selbst der später wichtigsten, kommerziellen und politischen Funktion des Antisklave-
reiarguments, die in der moralischen Denunziation der arabischen Oberschicht zugunsten
der DOAG Ausdruck fand, arbeitete Fabri 1886 schon vor. Er verklagte die alteingesesse-
nen Rivalen der DOAG als »Würgeengel der Sklaverei« und betonte immer wieder, die
mörderischen Sklavenjagden seien »in Afrika noch durchaus nicht ausgerottet; auch heute
noch durchziehen zahlreiche arabische Sklavenhändler das östliche und das innere Afrika
und bringen Hunderttausenden von Menschen alljährlich Not und Verderben«. Darum hät-
ten die kleinen befestigten Handelsstützpunkte der DOAG, »welche den arabischen Skla-
venhändlern den Weg ihres Handwerks verlegen sollen, eine weltgeschichtlich bedeutende
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zivilisatorische Aufgabe zu lösen«. Auch diese Worte schrieb Fabri in jener Propa-
gandabroschüre, deren Zweck es war, das angeschlagene Image der DOAG aufzubessern
und für die finanzschwache Gesellschaft Investitionswerbung zu treiben.35 Wie wenig die
von einer angeblich »barbarischen Sklaverei« geschundene Bevölkerung Deutsch-
Ostafrikas bereit war, sich durch die DOAG vom Joch der »arabischen Sklavenhändler«
befreien zu lassen, wurde zwei Jahre später offenbar, als sie sich gemeinsam mit ihnen ge-
gen das DOAG-Regime erhob.

Auch die Möglichkeit, kritisierte Mißstände bei der »Arbeitsbeschaffung« in den
›Schutzgebieten‹ mit Hilfe des düsteren Kontrastbildes der »barbarischen Sklaverei« zu
relativieren, suchte Fabri frühzeitig bewußt oder instinktiv zu nutzen. Exemplarisch hierfür
ist bereits der aktuelle Anlaß, der ihn dazu brachte, vor dem Kolonialverein erstmals die
Themen Sklaverei und Sklavenhandel anzuschneiden. Wie erwähnt, schockierte der elsässi-
sche Fabrikbesitzer Charles Grad die Versammlung und vor allem den Fabri gut bekannten
NGK-Aktionär Hammacher mit der Bemerkung, auf den Plantagen der NGK werde »Skla-
verei getrieben«. Das Verhandlungsprotokoll vermerkte »Bewegung« im Auditorium. Em-
pört glaubte Hammacher »aufs entschiedenste widersprechen« zu sollen, verwickelte sich
sogleich in vielsagende Widersprüche, steuerte in eine peinliche Aporie und wagte sich in
eine riskante Flucht nach vorn. In sichtlich übertriebener Selbstsicherheit forderte er Grad
heraus, seine Kritik »hier näher zu detaillieren«. Fabri, der zu dieser Zeit in die kapitalstar-
ke NGK noch große Hoffnungen setzte, bemühte sich nach Kräften, dem nationalliberalen
Bergwerksbesitzer und Kolonialfinanzier mit einer geschickten Intervention aus der Verle-
genheit zu helfen. Er suchte den elsässischen NGK-Kritiker sanft aus der Diskussion zu
drängen, bezeugte seiner »Tendenz« allgemeinhin Sympathie, griff scheinbar bereitwillig
das Thema »Sklaverei« auf, schweifte in einem unverkennbaren Ablenkungsmanöver so-
gleich und in aller Breite auf den afrikanischen Sklavenhandel ab – und erntete im Gegen-
satz zu dem mißliebigen Elsässer lebhaften Beifall. Doch der offenkundige Versuch, Grads
Kritik und Hammachers taktischen Fehler durch seinen langen, nur entfernt sachbezogenen
Diskussionsbeitrag belehrend zu überspielen, zahlte sich nicht aus. In feiner Ironie griff
Charles Grad Fabris im Grunde deplazierte Erklärungen über die Unterschiede von Sklave-
rei und Sklavenhandel in Afrika auf, gestand »gerne« zu, daß die NGK nicht Sklaverei,
sondern verdeckten Sklavenhandel betreibe, und bemerkte beiläufig: »daß auf deutschen
Plantagen in Neuguinea Arbeiter zwangsweise eingeführt werden, ist mir durch den be-
kannten Forscher Freiherrn von Miklucho Maclay bestätigt worden«.36 Dem Namen des in
Kolonialkreisen als deutschfeindlich geltenden Petersburger Forschungsreisenden37 sowie
der Ankündigung Grads, der Neuguineakenner bereite soeben in Petersburg »seine Berich-
te« über diese Mißstände vor und habe überdies das englische Ministerium bereits in Depe-
schen informiert, hatten Fabri und Hammacher nichts entgegenzusetzen. Miquel mußte
eingreifen und brach die unerfreuliche Diskussion kurzerhand ab: »Die angeregte Frage der
Zulässigkeitsgrenze des Arbeitszwangs«, erklärte er und gestand damit ein, daß auch er die
Zwangsarbeit in Übersee jedenfalls nicht für unzulässig erachtete, »können wir unmöglich
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bei dieser Gelegenheit erschöpfen. Es will mir bedenklich erscheinen, wenn wir in dieser
Diskussion fortfahren«. Falls man in dieser Hinsicht überhaupt »Regeln und feste Grenzen«
zu erarbeiten für nötig halte, dann gelte es, eine solche Diskussion »sorgfältig und gründlich
vorzubereiten und sie hier auf die Tagesordnung zu setzen«.38 Der Kolonialverein hütete
sich, die NGK bewußt durch derartige Verhandlungen bloßzustellen. Auf seiner Tagesord-
nung stand statt dessen zwei Jahre später aus gebotenem Anlaß wiederholt jene Frage des
afrikanischen Sklavenhandels, die Fabri bei seiner ersten Stellungnahme im Kolonialverein
als Ablenkungsmanöver eingebracht hatte. Das blieb kein Einzelfall.

Ähnlichen Vorwürfen wie die NGK sah sich im Winter 1885 auch die DOAG ausgesetzt.
Anstoß zur Kritik gab ausgerechnet jene Diskussion über die »Erziehung zur Arbeit«, die
von Fabri im Sommer 1885 miteröffnet, von der DOAG sogleich aufgegriffen und weiter
forciert worden war. Die Gesellschaft schrieb 500 Mark als Preis für die beste literarische
Antwort auf eine Frage aus, die ohne Umschweife enthüllte, welchen Interessen die »kultu-
relle Erziehung« dienen und zu welcher Art von Arbeit »erzogen« werden sollte. Die Preis-
frage der DOAG lautete: »Wie erzieht man am besten den Neger zur Plantagenarbeit?«
Fabri gehörte zu der dreiköpfigen Jury.39 40 Autoren beteiligten sich an dem Preisaus-
schreiben.40 Während in Berlin die Kongokonferenz tagte, die Fabri ihrer humanitären In-
tentionen halber rühmte, prüfte er gleichzeitig im Interesse der DOAG als Preisrichter Vor-
schläge für eine »Erziehung« zur Plantagenarbeit. Das Zusammentreffen der von der Kon-
gokonferenz beförderten Emanzipationsdiskussion mit dieser ›Erziehungsdiskussion‹ ver-
anlaßte eine Frankfurter Frauenorganisation, den Reichstag im Winter 1885 in einer mit
Tausenden von Unterschriften versehenen Petition zu ersuchen, er möge »dem üblen Be-
streben, in Deutsch-Ostafrika die Sklaverei einzuführen oder fortzusetzen, einen kräftigen
Damm entgegenstellen«. Offensichtlich fühlte sich Fabri durch die Kritik der »paar tausend
Frauen und Jungfrauen« auch persönlich getroffen. Ungehalten verwahrte er sich gegen
»alles Theoretisieren in der Heimat«, das er, der Afrika nie gesehen hatte, doch selbst be-
trieb, suchte auch hier die schweren Verdächtigungen gegen die DOAG durch das »Elend
des Sklavenraubes« in den Schatten zu stellen und folgerte: »Die tatsächliche Lage ist also
gerade umgekehrt, als jene Frankfurter Frauen meinten und besorgten. Die deutschen Er-
werbungen in Ostafrika stellen unsere Nation und deren Vertreter vor eine der größten Hu-
manitätsaufgaben, nämlich die Unterdrückung des Sklavenraubes«.41

Es gilt hier festzuhalten, daß sich Fabri nicht erst 1888, als der ostafrikanische Wider-
standskampf bereits ausgebrochen war, zu Wort meldete, sondern schon zwei Jahre zuvor
mit den Gegenständen Sklaverei und Sklavenhandel beschäftigt war. Daß sein Eintreten für
eine Unterdrückung des Sklavenhandels von humanitären Motiven getragen war, steht
ebenso außer Frage wie die Tatsache, daß – wie bei den übrigen »kolonialen Aufgaben« –
das »Humanum« auch hier von Anbeginn an seine ökonomische Seite hatte. Schon 1886
stellte er die Antisklavereifrage in den Dienst kommerzieller Interessen (DOAG). Das poli-
tische Interesse (Bismarck) an der Antisklavereibewegung wurde erst durch den Zusam-
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menbruch des DOAG-Regimes und damit des Schutzbriefsystems in Ostafrika geweckt.
Ebenfalls bereits 1886 verbreitete Fabri jene wirklichkeitsfremden Greuelnachrichten über
den ostafrikanischen Sklavenhandel, von denen dann zwei Jahre später die Propaganda der
Antisklavereibewegung lebte.

Die Frage indes, ob er 1886 als Propagandist noch bona fide handelte, kann nur annä-
hernd geklärt werden. In seinen Informationen über die Lage in Deutsch-Ostafrika war er
1886 zweifelsohne noch weitgehend von der DOAG abhängig, die ihrerseits von der Antis-
klavereipropaganda profitierte. Möglicherweise verwechselte er anfangs auch die Züge der
ostafrikanischen Trägersklaven mit Sklavenkarawanen. Die Arbeits- und Lebensbedingun-
gen der Trägersklaven waren in der Tat erheblich härter als die der Haussklaven. Träger-
sklaven waren das herkömmliche »Transportmittel« Ostafrikas, nicht jedoch das »schwarze
Elfenbein« voraufgegangener Jahrzehnte und Jahrhunderte. Nicht nur die großen arabischen
Händler tauschten im Landesinneren einen Teil ihrer Waren gegen Trägersklaven ein, wel-
che das Elfenbein zur Küste und anschließend die Handelswaren wieder ins Landesinnere
schaffen mußten. Bis in die 1890er Jahre hinein kauften auch europäische Expeditionen,
selbst solche, die zur »Unterdrückung des Sklavenhandels« ausrückten, Trägersklaven an.42

In England, dem Ursprungsland der Antisklavereibewegung, wurde auch 1888, sehr zum
Mißfallen deutscher Antisklavereipropagandisten, noch ausdrücklich darauf verwiesen, daß
die Züge der Trägersklaven nichts mit den Sklavenkarawanen der Vergangenheit gemein
hätten.43 So mögen Fehlinformationen und Mißverständnisse zu dem ebenso grauenhaften
wie wirklichkeitsfremden Bild des Sklavenhandels beigetragen haben, das Fabri 1886 ent-
warf. Zwei Jahre später hingegen, auf dem Höhepunkt der Antisklavereibewegung, standen
ihm durch seinen Sohn, den Generalsekretär der DOAG, hinreichend gesicherte Informa-
tionen über Deutsch-Ostafrika zur Verfügung. Dennoch arbeitete er auch 1888 unverändert
mit den wenig beweiskräftigen, aber beeindruckenden historischen Versatzstücken und
phantasievollen Überschlagsrechnungen des Jahres 1886 und ließ sogar zu, daß sich andere
Propagandisten in seiner Anwesenheit auf diese höchst fragwürdigen Angaben als zuverläs-
sige Quelle beriefen. Was er 1886 möglicherweise noch bona fide vertrat, propagierte er
1888 zu weiten Teilen wider besseres Wissen. Die Untersuchung seiner Rolle in der Antis-
klavereibewegung des Jahres 1888 und damit bei der propagandistischen Vorbereitung und
Legitimation des ostafrikanischen Kolonialkrieges wird den hier gebotenen Aufriß ergän-
zen und differenzieren.

Fabris Eintreten für GdfK und DOAG, das sein Engagement in der Antisklavereidiskus-
sion mitbestimmte, war von erheblicher Bedeutung auch für die weitere organisatorische
Entwicklung der seit 1884 in zwei rivalisierende Lager gespaltenen Kolonialbewegung.
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19. Der Weg zur Deutschen Kolonialgesellschaft

19.1. Gesellschaft für deutsche Kolonisation, Deutsch-Ostafrikanische
Gesellschaft und Deutscher Kolonialverein:
Konkurrenz der Organisationen und Krise der Bewegung

In der Ende März 1884 gegründeten Gesellschaft für deutsche Kolonisation (GfdK) kam es
während der ersten Monate ihres Bestehens zu ähnlich schweren Flügelkämpfen um die
Priorität von Kolonisation (Südamerika) oder ›Kultivation‹ (Afrika), wie sie sich im Vor-
jahr auch im Kolonialverein abgespielt hatten. In den programmatischen Thesen, mit denen
Peters am 28. März 1884 zu der Vereinsgründung aufrief, die dann formell am 4. April er-
folgte, stand die Auswanderungsfrage noch obenan. Die 30 Anwesenden der Zusammen-
kunft vom 28. März 1884, die zumeist aus den Reihen des jüngst gegründeten Berliner
Konservativen Klubs stammten, zeigten sich, wie Peters erklärte, »von der Überzeugung
durchdrungen, daß Deutschland einzutreten habe in eine energische nationale Kolonisati-
on«. Diese sei »so schnell und so nachdrücklich als möglich praktisch einzuleiten, damit
nicht noch jahrelang der Strom unserer Auswanderung ungehemmt in fremde Rassen ab-
fließt«.1 Auch in dem Aufruf, mit dem die GfdK am 3. April 1884 ihre marktschreierische
Mitgliederwerbung eröffnete, rangierte die Auswanderungsfrage an erster, die Begründung
tropischer Handelskolonien an zweiter Stelle. Das gleiche galt für die in § 1 der Satzung
formulierten Vereinszwecke. Generell wurde die »Begründung von deutschen Ackerbau-
und Handelskolonien« als Ziel genannt, als Endzweck die »Hinlenkung der deutschen
Auswanderung in diese Gebiete« angegeben.2

Wie im Kolonialverein schieden sich auch hier die Geister bei der Diskussion erster kon-
kreter Überseeprojekte. Der geschäftsführende Ausschuß, das Führungsgremium der GfdK,
zerfiel schon wenige Wochen nach der Gründung in zwei Lager. Eine starke Gruppe ver-
steifte sich auf ein argentinisches Kolonisationsprojekt. Obgleich Peters die attraktive Aus-
wanderungsfrage, die gerade im Mittelstand mehr Interesse fand als die Exportfrage, in der
Vereinspropaganda immer wieder in den Vordergrund rückte, vermochte er sich mit sol-
chen Südamerikaplänen doch nicht zu befreunden. Peters, der von einem schweren Sozial-
komplex und daraus resultierenden Aufstiegsneurosen belastete, von Geld- und Machtgier
zerfressene Psychopath und selbstwertgestörte Künder der »Herrenrasse«, träumte davon,
»mir persönlich ein Reich nach meinem Geschmack zu erwerben«. Ein solches »Reich«
war in Südamerika auch mit Hilfe langfristiger »Germanisierung« kaum zu »erwerben«.
Die von Peters in seiner ungemein brutalen Diktion geforderte »durchgreifende und radi-
kale Inangriffnahme« schien nur in den noch »herrenlosen« afrikanischen Gebieten mög-
lich. Mit Hilfe einer Reihe von Winkelzügen gelang es Peters, »Bestrebungen, die hierbei
hinderlich werden konnten, unnachsichtlich« auszuschalten.3 Der Flügelkampf endete wie
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im Kolonialverein mit dem Austritt der Unterlegenen. Während in Frankfurt Ende 1883 die
Gründungsmitglieder Maltzan und Rohlfs mit ihren Anhängern aus Protest gegen das Para-
guayprojekt zurücktraten, wandten umgekehrt im Frühsommer 1884 die »Südamerikaner«
der Berliner GfdK den Rücken. Sieben Gründungsmitglieder – die Peters zum Teil durch
einen unfairen und der Satzung nach unzulässigen Kooptationstrick eliminiert hatte – ver-
ließen den zwölfköpfigen Ausschuß und distanzierten sich später, als die Usagara-
Expedition bereits unterwegs war, von dem Ostafrikaprojekt der GfdK.4

Noch bevor Peters überstürzt nach Sansibar aufbrach, um nicht in Gefahr zu geraten, die
ursprünglich für das Mossamedesprojekt (Südwestafrika) zusammengebrachten Gelder
zurückzahlen zu müssen5, hatte sich die GfdK wiederholt vergeblich um ein Arrangement
mit dem Kolonialverein bemüht und vorgeschlagen, alle bestehenden, gleichgerichteten
Organisationen in einem »allgemeinen Kolonisationsverbande« zu vereinigen. Gleichbe-
rechtigung und organisatorische Selbständigkeit sollten in diesem »Kartell« der kolonialen
Interessen herrschen.6 Die GfdK erhielt aus Frankfurt die gleiche Absage, die Jannaschs
Centralverein zwei Jahre zuvor dem Kolonialverein erteilt hatte. Am 20. September 1884
erklärte der in Eisenach versammelte Vorstand des Kolonialvereins empört, der von Peters
erstrebte »Kolonialverband« bestehe bereits in Frankfurt, und bescheinigte der GfdK die
Absicht, »die möglichst zusammenzufassenden Kräfte zu zersplittern«.7 Fortan haftete der
GfdK der Makel eines Spalters der Kolonialbewegung an.

Während der Kolonialverein auf dem Eisenacher »Kolonialtag« seine Stellung als zen-
trale Repräsentanz der organisierten Kolonialinteressen zu festigen suchte, wurden in Ber-
lin in hektischer Eile die Vorbereitungen für die erste Expedition abgeschlossen. Wenige
Tage nach der Eisenacher Demonstration, am 25. und 26. September, reisten die Expediti-
onsteilnehmer der GfdK aus Deutschland ab.8 Als Peters wider Erwarten schon am 5. Fe-
bruar 1885 aus Ostafrika zurückkehrte, in Berlin eine Reihe von mit Dorfvorstehern und
Häuptlingen (»Sultanen«) geschlossenen »Verträgen« über das Hinterland von Sadani und
Bagamojo vorlegen konnte und Wilhelm I. schon am 27. Februar 1885 den Schutzbrief für
die GfdK unterzeichnete9, verschärfte sich die Rivalität zwischen Kolonialverein und GfdK
erheblich. Denn nun hatten Peters, Jühlke und Graf Pfeil in Usagara, Nguru, Useguha und
Ukami jene »praktischen Erfolge« vorzuweisen, die dem »theoretischen« Kolonialverein
abgingen. Seither stiegen die Mitgliederzahlen der GfdK, die sich nun ihrerseits als Dach-
verband empfahl und die Gründung von Abteilungen anstrebte, rapide an. Im April 1885
zählte sie noch 400, im März des folgenden Jahres 1.050, Ende 1886 schon 3.300 und ein
Jahr später 4.500 Mitglieder aus dem ganzen Reich, zum großen Teil sogar aus lokalen
Abteilungen, die an Ort und Stelle mit solchen des Kolonialvereins rivalisierten.10 Vergeb-
lich bemühte sich Richard Lesser, dann sein Nachfolger Gustav Meinecke, mit der Deut-
schen Kolonialzeitung der von der Kolonial-Politischen Correspondenz der GfdK betriebe-
nen Werbung Paroli zu bieten, zumal auch Friedrich Langes Berliner Tägliche Rundschau
direkt und Jannaschs »Export« verdeckt für die GfdK warben.11 Der auch 1886, als die
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»Kolonialmüdigkeit« bereits um sich griff, noch anhaltende Zuzug der GfdK fand sein Ge-
genbild in der Stagnation der Mitgliederzahlen des Kolonialvereins. Er zählte 1885 rund
11.000 Mitglieder. Im gleichen Zeitraum, in dem die GfdK fast 3.000 neue Mitglieder ge-
wann, wuchs der Kolonialverein nur um die Hälfte an und erreichte im September 1886 mit
12.500 Mitgliedern bereits die bis zur Gründung der Deutschen Kolonialgesellschaft nicht
mehr zu steigernde Höchstzahl. Während die GfdK auch im folgenden Jahr nochmals um
rund 1.500 Mitglieder anwuchs, ging der Bestand des Kolonialvereins bis Ende 1886 auf
12.100 zurück und lag im Frühjahr 1887 mit einer Zahl von 12.400 Mitgliedern noch immer
unter der schon im Spätsommer des Vorjahres erreichten Marke. 1887 erst begann auch der
Mitgliederzuwachs der GfdK zu schrumpfen.12

Der zuletzt für beide Organisationen lähmende Konkurrenzkampf hatte schon im Früh-
jahr 1884, wenige Wochen nach der Gründung der GfdK eingesetzt. Obgleich der Kolo-
nialverein in den ersten Monaten noch vorgab, die neue Berliner Organisation durch bloße
Nichtachtung strafen zu können, nahm er den zunächst noch kleinen, aber lautstark wer-
benden Rivalen doch sehr ernst, zumal sich die GfdK bald der Sympathie von Jannaschs
Centralverein erfreute, dessen Führungsgruppe seit 1882 in einem gespannten Verhältnis
zum Kolonialverein stand.13 Eilends wurde am 30. April 1884 eine Berliner Abteilung des
Kolonialvereins ins Leben gerufen. Die Abteilung, vor deren konstituierender Versamm-
lung auch Fabri sprach, war eine direkte Gegengründung zur GfdK und sollte die Okkupa-
tion des Mitgliederreservoirs der Reichshauptstadt durch die GfdK vereiteln.14 Der Versuch
zeitigte, wie Gründungsmitglied Hammacher bedauerte, »nur höchst klägliche Resultate«.15

Gegen den zunächst heftigen Widerstand Miquels, der 1886 – auch der anwachsenden Par-
teiarbeit für die Nationalliberalen halber – seinen Sitz im Präsidium abgab16, wurde darum
auf der Berliner Generalversammlung vom 21. Februar 1885 beschlossen, den Sitz des
Kolonialvereins selbst nach Berlin zu verlegen. Seit dem 1. Mai 1885 lagen in der Reichs-
hauptstadt die Zentralen beider rivalisierender Organisationen, von denen jede als Dach-
verband ein Netz von Nebenzentren über das Reich zu breiten suchte.17

Die langwährende Unvereinbarkeit der beiden Dachverbände resultierte aus programma-
tisch-ideologischen, organisatorischen, vor allem aber sozialen Differenzen. Die program-
matischen Differenzen sprachen schon aus den konträren Mottos, welche GfdK und Kolo-
nialverein ihrer Tätigkeit voranstellten. Der Kolonialverein mäßigte: »Erst wäg's, dann
wag's« (Hohenlohe), die GfdK wollte umgekehrt »kühn und besonnen!« vorangehen.18

Während Hohenlohe allen Angriffen zum Trotz immer wieder betonte, daß der Kolonial-
verein »nur aneifernd und beratend«, in Propaganda und Investitionswerbung tätig werden
könne, als ›pressure group‹ einen »moralischen Faktor in der Nation« darstellen solle und
grundsätzlich – im Vergleich zur GfdK – »kein Gründerverein« sei19, erklärte Peters schon
in seinem ersten Werbeschreiben, die GfdK wolle »in entschlossener und durchgreifender
Weise die Ausführung von sorgfältig erwogenen Kolonisationsprojekten selbst in die Hand
nehmen«.20 Von dem nachgerade blindwütigen, voluntaristischen Tatglauben der Peters-
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gruppe, dem in der GfdK herrschenden »unbeugsamen Willen, durch Taten auf kolonialem
Gebiet« hervorzutreten, sprach auch der erste Paragraph ihrer Satzung, in dem barsch ge-
fordert wurde: »1. Beschaffung eines entsprechenden Kolonisationskapitals, 2. Auffindung
und Erwerbung geeigneter Kolonisationsdistrikte«.21 Die um Seriosität bemühte nationalli-
beral-konservative Führungsgruppe des Kolonialvereins, die sich von dem Chauvinismus
der Kolonialjingos abzusetzen suchte, zeichnete sich im Vergleich zur GfdK nachgerade
durch ideologische Enthaltsamkeit aus. In der GfdK bündelte sich schon in den 1880er Jah-
ren all das, was ein halbes Jahrhundert später zu obligatorischen, politischen und sozialen
Ideologien erhoben werden sollte: Radikaler Nationalismus mit extremer Expansionsten-
denz, Sozialdarwinismus, Vulgärsozialismus, politischer Biologismus und besonders anti-
semitisch ausgerichteter Rassismus, getragen von einer intellektuellen Primitivität und
brutalen Aggressivität, welche jenen Jahrzehnte später auftretenden Exzessen gegenüber
wie geistiges Probehandeln anmutet. Als Ideologen und Propagandisten ergänzten sich hier
Peters und der Antisemit Friedrich Lange.22

Nicht nur der Charakter des »Gründervereins«, die überaus fragwürdigen, häufig an der
Grenze zwischen grober Fahrlässigkeit und vorsätzlichem Betrug siedelnden Geschäftsme-
thoden der GfdK und ihre lärmende Propaganda mit aggressiv-nationalistischen Expansi-
onsparolen weckten Mißtrauen und Skepsis in den Kreisen des Kolonialvereins.23 Auch die
Organisation der GfdK erregte Mißfallen. Sie stand in schroffem Gegensatz zu der in Ver-
einen und Gesellschaften üblichen Organisationsform, welche den Haupt- oder Generalver-
sammlungen erhebliches Gewicht einräumte.24 Während den Vorständen des Westdeut-
schen und des Kolonialvereins, aus denen im ersten Fall der Vorsitzende, im letzten das
vierköpfige Präsidium zu wählen war, bis zu 36 (WV) und 50 Mitglieder (KV) angehör-
ten25, die in dieser Funktion den Haupt- und Generalversammlungen verantwortlich waren,
gehörten – der »Agilität« (Peters) halber – dem Ausschuß der GfdK zusammen mit seinem
Vorsitzenden nur sechs Mitglieder an, die ihre Zahl durch Kooptation verdoppeln durften.26

Die praktisch unumschränkte Kompetenz des Ausschusses sprach aus dem durch Sperr-
druck hervorgehobenen Artikel V. 3. der GfdK-Satzung: »Der Ausschuß hat alle äußeren
und inneren Angelegenheiten der Gesellschaft selbständig zu erledigen. Er faßt bündige
Beschlüsse über alles, was den Zweck der Gesellschaft fördern kann, und hat das Recht,
rechtsgültige Verträge im Namen der Gesellschaft zu schließen. Er verfügt über die einge-
gangenen Gelder für die Zwecke der Gesellschaft«. Die offizielle Interpretation im Sinne
des Führer- und Identitätsprinzips lautete: »War der Zweck der Gesellschaft die Tat, so
entsprach demselben diese Verfassung in ausgezeichneter Weise. Wenn etwas geschehen
sollte, so war dies nur möglich durch straffes Zusammenfassen aller dem Grundgedanken
der Gesellschaft sich anschließenden Kräfte. Wer ihr beitrat, begab sich damit vorläufig
jedes Einflusses auf die in Aussicht genommene Tätigkeit zugunsten des Ausschusses. Die-
sem war durch § V. 3. der Satzung völlig freie Hand gelassen. Es lag darin ein Vertrauens-
beweis, welcher, wenn die rechten Männer an der Spitze standen, deren Tatendrang gerade-
zu herausfordern mußte. Von jeher ist Großes nur von einzelnen hervorragenden Männern
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ausgegangen, denen Raum zur Entfaltung ihrer Fähigkeit gestattet war; die sich um jene
begeistert scharenden Anhänger mußten mit dem Bewußtsein, einer großen Sache zu die-
nen, auf eigene Einwirkung zeitweise verzichten«.27

Wichtiger noch als die programmatischen und organisatorischen Gegensätze von GfdK
und Kolonialverein war die soziale Diskrepanz der Führungsgruppen. Zur Führungsspitze
des Kolonialvereins zählten nationalliberale und konservative Politiker, Industrielle und
Bankiers. In seinem Mitgliederbestand dominierten mittlere Unternehmer und Kaufleute
sowie Vertreter des Bildungsbürgertums, während die unteren Mittelschichten nahezu ganz
fehlten.28 Die GfdK dagegen, zu deren Mitgliedern, von einigen Adeligen abgesehen, vor-
wiegend kleinere Gewerbetreibende, Offiziere, untere Beamte und kleine bis mittlere
Kaufleute zählten, wurde von einer Gruppe junger Abenteurer geführt, die, wie der Histori-
ker Peters und der Jurist Jühlke, kaum mehr besaßen als einen akademischen Titel und den
Willen zur Tat.29 Die im Kolonialverein und seinem westdeutschen Zweigverein vertrete-
nen, überseeischen Pionierinvestitionen gegenüber ohnehin vorsichtigen Geldgeber zeigten
sich nicht gewillt, ihr Kapital einer solchen Gruppe junger, unerfahrener Kolonialunter-
nehmer anzuvertrauen, zumal die GfdK anfangs mit vagen Versprechungen um Investitio-
nen à fonds perdu zur freien Verfügung ihres Ausschusses bat. Der Kolonialverein wollte,
die GfdK konnte zunächst kein »Kapitalistenverein« sein.30 Um so mehr sah sich die GfdK
nach dem mißglückten Versuch einer Annäherung an den Kolonialverein genötigt,
Kleininteressenten mit Anteilen bis herab auf die für direkte Überseeinvestitionen absurde
Höhe von 50 Mark zu gewinnen.31 Die Zurückhaltung des Kolonialvereins wirkte sich
ebenso auf die Tochtergesellschaft der GfdK, die DOAG aus, nach deren Gründung im
April 1885 sich die GfdK in eine reine Propagandaorganisation verwandelte. Auch die ost-
afrikanische Schutzbriefgesellschaft mußte mangels anderer Möglichkeiten zunächst eine
reine Mittelstandsgesellschaft bleiben.32 Erst der zögernde Einzug des großen Kapitals in
die DOAG setzte die Entwicklung in Gang, die im Winter 1887/88 zur Fusion von Kolo-
nialverein und GfdK zur Deutschen Kolonialgesellschaft (DKG) führte. Friedrich und Ti-
motheus Fabri trugen wesentlich dazu bei, diesen Prozeß in Gang zu bringen und zu halten.

Anmerkungen

1 Wagner, Ostafrika, S. 1; vgl. Müller, S. 101.
2 Wagner, Ostafrika, S. 2; vgl. dagegen Wehler, S. 340.
3 Peters, Wie Deutsch-Ostafrika entstand, S. 7; Wagner, Ostafrika, S. 5, 7; Stuemer, S. 21; Müller, S. 111;

Klauß, S. 156f.
4 Müller, S. 111.
5 Ebd., S. 113, 115.
6 GfdK an KV, 5.7., 21.8.1884, abgedr. bei Wagner, Ostafrika, S. 9f.
7 DKZ 1. 1884, S. 375; vgl. Wagner, Ostafrika, S. 12f.



476 Der Weg zur Deutschen Kolonialgesellschaft

  8 Müller, S. 115.
  9 Kienitz, S. 78f.
10 Pierard, S. 73; Wagner, Ostafrika, S. 121.
11 KPC 1. 1885ff.; Prager, S. 46; Pierard, S. 59, 72. Jannaschs Centralverein beobachtete die GfdK miß-

trauisch, solange sie die Auswanderungs- und Kolonisationsfrage im Vordergrund hielt und sich mit
Südamerikaplänen trug. Auch als die KPC der GfdK in ihrer ersten Nummer Überseeinformationen für
Auswanderer und Exportinteressenten ankündigte, witterte der Export Konkurrenzgefahr und murrte:
»Nichts Neues! Denn dieses selbe Programm hat der Centralverein für Handelsgeographie etc. schon vor
nunmehr 8 Jahren aufgestellt und seit der Zeit getreu durchgeführt« (Export 7. 1885, S. 380). Als sich die
GfdK mehr und mehr zur Werbeorganisation der DOAG entwickelte und ihr Augenmerk von Südameri-
ka nach Ostafrika wandte, kam rasch gutes Einvernehmen zustande. Seither warb der Export mit Hilfe
von Vereinsnachrichten für die GfdK, während Jannasch sich zu seinem »Kollegen« Peters bekannte
(ebd., S. 172; vgl. z.B. die umfangreiche Berichterstattung über den Allgemeinen deutschen Kongreß in:
Export 8. 1886; Verhandlungen ADK, S. 2, 87).

12 Pierard, S. 48.
13 Der Centralverein verübelte es dem Kolonialverein nach wie vor, daß er ihm seinerzeit Zweigvereine

(wie den Westdeutschen Verein) abgeworben und damit seine »zentrale« Stellung unterhöhlt hatte. Noch
1885 verkündete Jannaschs »Export« bissig im Sperrdruck, man müsse »nach dem Umfang der Aufgaben
und nach dem Entstehungsalter den Kolonialverein in gewissem Sinn als einen Zweig- oder Tochterver-
ein der handelsgeographischen Gesellschaften betrachten« (Export 7. 1885, S. 214).

14 DKZ 1. 1884, S. 191f. Kolonialbestrebungen/Berlin, S. 8.
15 DKZ 2. 1885, S. 192.
16 Herzfeld, II, S. 44.
17 DKZ 2. 1885, S. 192f.; Prager, S. 44.
18 DKZ 1. 1884, S. 377; Fabri, Ostafrika, S. 15; Pierard, S. 64, 69. Die Devise der GfdK wurde am

16.9.1884 von Graf Pfeil vorgeschlagen und vom Ausschuß als fortan gültig bestätigt (Wagner, Ostafri-
ka, S. 24).

19 DKZ 1. 1884, S. 192, 377.
20 Wagner, Ostafrika, S. 2.
21 Ebd., S. 3.
22 Hierzu bietet neben den Schriften von Peters, Pfeil und Lange, neben der Arbeit des ersten GfdK-

Historikers Wagner und dem Restnachlaß Pfeil (DZA I, bes. Fasz. 4 mit Pfeils Ideen über Deportation in
die Kolonien und »Erziehung zur Arbeit«) vor allem der NL Peters (ebd., bes. Fasz. 85, 87 mit der pri-
vaten Korrespondenz) aufschlußreiches Material, das nur zum Teil bei Krätschell (Peters) und Klauß (S.
155ff.) ausgeschöpft ist. Müller (hier bes. S. 97ff.), der schon 1959 erstmals das erst kurz zuvor aus
Moskau an das DZA abgegebene Aktenmaterial aufgearbeitet hat, konnte den NL Peters zwar noch nicht
benutzen, ist aber aufgrund der DKG- und GfdK-Akten dennoch zu Ergebnissen gelangt, die auch heute
noch weithin Geltung beanspruchen können. Allzu schroffe Kritik und polemische Abwertung der stel-
lenweise in der Tat vordergründigen, »bieder-moralisierenden Anklagen« Müllers bei Wehler, S. 336.

23 DZA I, NL Hammacher 57, S. 33–41; vgl. dazu Bein, S. 94.
24 Müller, S. 102f.
25 § 5. 1f. der Satzungen des Kolonialvereins (abgedr. in: DKZ 2. 1885, S. 194). § 6 der Satzungen des

Westdeutschen Vereins (StadtA Krefeld, Best. 4, Nr. 656, S. 12).
26 Art. V. 2 der GfdK-Satzungen (abgedr. bei: Wagner, Ostafrika, S. 4).
27 Ebd., S. 4f.
28 Vgl. S. 300f.
29 Eine Ausnahme bildet Peters' erster Gönner, Graf Behr-Bandelin (Besitzer des 1.052 ha großen Fidei-

kommisses Bandelin mit Stresow und Hohenmühl im Kreis Greifswald). Vgl. Wagner, Ostafrika, S. 64f.;
Müller, S. 99, 104f.; Klauß, S. 156f., 158.

30 S. den Aufruf der GfdK vom 25.7.1884, abgedr. bei Wagner, Ostafrika. Vgl. S. 308f.
31 Ebd., S. 18.
32 Vgl. S. 420f.



Fabri und Peters, Westdeutscher Verein und Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft 477

19.2. Fabri und Peters, Westdeutscher Verein und Deutsch-Ostafrikanische
Gesellschaft

Ob Friedrich Fabri schon im Frühjahr 1884 – etwa anläßlich der Gründung der Berliner
Abteilung des Kolonialvereins – Kontakt zu den »Kreisen Jung-Ostafrikas«1 gesucht oder
unbeabsichtigt gefunden hat, ist ungewiß.2 Zu dieser Zeit, wohl bis zur Rückkehr Peters'
aus Ostafrika, fürchtete auch er »allerlei Abenteuer«, die geeignet schienen, die koloniale
Bewegung ins Zwielicht skandalöser Gründeraffären zu bringen.3 Seine Schrift »Deutsch-
Ostafrika« läßt den Schluß zu, daß er jedenfalls noch vor dem Aufbruch von Peters, Jühlke
und Pfeil nach Ostafrika im September 1884 Gelegenheit fand, sich einen persönlichen
Eindruck von der »neuen Gesellschaft junger, heißblütiger Kolonialpolitiker« zu verschaf-
fen. Er erlebte ein »Gähren und Treiben, eine jugendliche, oft überschäumende Kraftfülle,
eine oft bis zum Chauvinismus sich steigernde patriotische Begeisterung«. Es waren »Bil-
der von hohem psychologischem Interesse« für den aufmerksamen Beobachter. »Adel, Of-
fiziere, Schriftsteller, Landwirte, Beamte, Gelehrte, Kaufleute, alles, aus den verschieden-
sten Parteilagern gemischt, wogte hier bunt durcheinander«, schrieb Fabri über seine Berli-
ner Erlebnisse. »Alle Linien der Bewegung konzentrierten sich aber zuletzt immer wieder
in der Person des jugendlichen Führers. Klar und von rascher Fassungskraft, stets bestimmt,
nicht selten wohl auch diktatorisch in seinem Auftreten, wider Gegner seiner Bestrebungen
manchmal selbstbewußt herausfordernd und rücksichtslos, beherrschte er seine von den
lebhaftesten Impulsen erregte Umgebung […]. Dr. Peters glaubte eben an seine Sache und
deren siegreiche Durchführung, und es gelang ihm, vielen in seinen Kreisen denselben
Glauben einzuhauchen«. Zu diesen Kreisen zählte Friedrich Fabri nicht. Der »junge Pro-
phet«, der seit dem Frühjahr 1884 »die koloniale Lärm- und Werbetrommel« rührte und
»Gläubige« für seinen »kolonialpolitischen Kreuzzug« um sich sammelte, übte zwar gerade
wegen seines extrem autoritären Charakters und Auftretens eine beträchtliche Faszination
auf den um mehr als 30 Jahre älteren Propagandisten aus, vermochte Fabri aber nicht in den
Sog dieser »eigentümlichen Bewegung« zu ziehen. Fabris Worte über Peters und die GfdK
aus dem Jahr 1886 dienten propagandistischen Zwecken. Sein persönliches Urteil über Pe-
ters und das auf ihn eingeschworene »entschlossene Häuflein«, in dem er eine Reihe von
Gestalten »zweifelhaften Charakters« entdeckte, sah anders aus. Nur nach außen hin zollte
er dem »kühnen Vorwärtsdrängen des jugendlichen Führers« und dem »lobenswerten pa-
triotischen Eifer« seiner Anhänger solche Anerkennung.4 Seinem persönlichen, nüchternen
Urteil zufolge waren die GfdK und ihre Tochtergesellschaft von »unreifer Begeisterung«
getragen.5 Er wußte, daß Peters' »jugendliches Abenteuer«, welches er 1886 rühmte, in
Wirklichkeit ein Vabanque-Spiel um »Sein oder Nichtsein« mit dem Geld und dem Ver-
trauen der GfdK-Anhänger war. Der »Cäsarenwahn« (Müller), die pathologischen Züge der
Persönlichkeit Peters' waren nicht geeignet, ihn zu einem Anhänger des GfdK-Diktators
werden zu lassen. »Nicht mit Unrecht ist derselbe von vielen Seiten Gegenstand scharfer
Kritik geworden«, schrieb er im Juli 1889 vertraulich in einem Promemoria zur Emin-
Pascha-Expedition an Bismarck. Hier bescheinigte er Peters »eine an Größenwahn streifen-
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de Eitelkeit«, aus der seines Erachtens eine durch den »Weihrauch der Menge« überreizte
Veranlagung sprach.6 Dennoch trug gerade Friedrich Fabri 1885/86 als Propagandist er-
heblich zu dem »Weihrauch« um Peters bei. Er tat es nicht um der Person, sondern um der
DOAG willen.

Fabris Wandlung vom Kritiker zum Propagandisten der DOAG vollzog sich im Sommer
1885 innerhalb weniger Monate. Im Juli war er in der Kölnischen Zeitung als Kritiker der
ostafrikanischen Schutzbriefgesellschaft hervorgetreten. Er rügte, daß die zu dieser Zeit
noch unter dem Diktat der Gründer stehende Gesellschaft unter Vorspiegelungen »Sied-
lungsland« an Kleininteressenten verkaufte, um sich jene Mittel zu beschaffen, die das gro-
ße Kapital ihr noch vorenthielt. Er fürchtete nicht nur politischer Komplikationen – wie sie
bereits in Gestalt der Sansibar-Krise begonnen hatten –, sondern auch der Kapitalschwäche
der DOAG wegen einen frühzeitigen Zusammenbruch des Schutzbriefsystems in Ostafri-
ka.7 Als die Deutsche Kolonialzeitung wenige Monate später seine Artikelserie nach-
druckte, hatte sich der Verfasser, wie er im November 1885 vor der Düsseldorfer Vor-
standssitzung des Kolonialvereins erklärte, bereits von einem »sehr bedenklichen zu einem
wohlwollenden Kritiker der DOAG« gewandelt.8 Dafür gab es vier Gründe. Erstens stellten
GfdK und DOAG die Auswandererwerbung und den betrügerischen Verkauf von angebli-
chem »Siedlungsland« ein. Nicht nur Fabri hatte dagegen protestiert. Als die ersten gut-
gläubigen Auswanderer bei Gerhard Rohlfs auftauchten, der zu dieser Zeit noch als deut-
scher Generalkonsul in Sansibar fungierte, schrieb Rohlfs im Juni 1885 entsetzt nach Ber-
lin: »Das ist der reinste Schwindel«.9 Am 10. Juli schon richtete Herbert von Bismarck
seine erste Mahnung an die DOAG. Am 31. Oktober schließlich stellte er die Landmani-
pulationen mit der Androhung geeigneter »Maßregeln« rigoros ab.10 Seit dem Spätherbst
gestand die DOAG in einer Reihe von Veröffentlichungen ein, Ostafrika könne, »für jetzt
wenigstens, in keiner Weise ein Zielpunkt deutscher Auswanderer sein« und erklärte sich
zum Rückkauf der ausgegebenen kleinen Anteilscheine gegen ein Aufgeld von 20% be-
reit.11 Zweitens wurde die Sansibarkrise wider Erwarten Fabris, der mit Bismarcks Abnei-
gung gegen ein Engagement des Reichs in den »Schutzgebieten« gerechnet hatte12, schon
im August durch eine deutsche Flottendemonstration beendet, welche der Marine überdies
das Recht einbrachte, den Hafen von Daressalam zu benutzen.13 Drittens zeigte sich Peters
ungemein aufgeschlossen gegenüber Fabris Kritik. Ihre »Fehler und Jugendstreiche«,
konnte Fabri befriedigt feststellen, habe die DOAG, »sowie sie öffentlich gerügt wurden,
verbessert und abgestellt«.14

Peters bemühte sich auffällig um Fabris Gunst. Schon am 16. August 1885, wenige Wo-
chen nach der Veröffentlichung seiner »Kolonialen Aufgaben« in der Kölnischen Zeitung,
in denen er, auch im Blick auf Ostafrika, besonders über die »Erziehung der Eingeborenen
zur Arbeit« gehandelt hatte, berichtete die Kolonial-Politische Correspondenz, Fabri sei
zum Preisrichter für das bereits erwähnte DOAG-Preisausschreiben berufen worden.15 We-
nig später schon wurde der Vorsitzende des Westdeutschen Vereins zum »Ehrenmitglied«
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des GfdK-Ausschusses ernannt.16 Auf diese Weise suchten die finanzschwachen Berliner
Kolonialunternehmer, vom Kolonialverein noch immer kühl ignoriert, über Fabri an die
kapitalkräftige Führungsgruppe der wichtigsten Regionalorganisation des Kolonialvereins
heranzukommen; denn im Sommer 1885 stand die erst wenige Monate alte DOAG und mit
ihr das Schutzbriefsystem in Ostafrika bereits am Rande des Ruins. Obgleich Fabri nur we-
nig Vertrauen in den Chartergedanken des Bismarckschen ›Kolonialprogramms‹ besaß,
wußte er doch, daß rebus sic stantibus ein Zusammenbruch der DOAG einen empfindlichen
»Rückschlag« sowohl für die deutsche Kolonialpolitik wie für das ohnehin schon abneh-
mende Kolonialinteresse der »öffentlichen Meinung« mit sich bringen mußte. Diese Erwä-
gung war das vierte und ausschlaggebende Motiv für seine Hinwendung zu Peters, GfdK
und DOAG. Von Peters umworben, zeigte er sich nicht nur bereit, die Vermittlung zwi-
schen DOAG und Westdeutschem Verein zu übernehmen, sondern auch eine regelrechte
Werbekampagne für die Schutzbriefgesellschaft zu eröffnen. Denn dem Kapitalmangel der
DOAG, den er im Juli 1885 kritisiert hatte, war nur durch Investitionswerbung abzuhel-
fen.17 Damit tat er einen ersten Schritt auf dem Weg, an dessen Ende der Einzug des großen
Kapitals in die DOAG, die Ausschaltung ihrer Gründer und die Fusion von GfdK und Ko-
lonialverein zur DKG standen.

Am 26. August 1885 brachte Fabri Vertreter von GfdK und DOAG mit dem Vorstand
des Westdeutschen Vereins zusammen: Er lud Karl Peters, Graf Behr-Bandelin und Hof-
marschall von Saint Paul-Illaire nach Godesberg ein und präsentierte sie dem dort versam-
melten Vorstand des westdeutschen Interessenverbandes. Er gab Peters Gelegenheit, einge-
hend über GfdK und DOAG zu referieren, empfahl die DOAG, lebhaft unterstützt von sei-
nem ebenfalls anwesenden Sohn Timotheus, dem Interesse der westdeutschen Vorstands-
mitglieder und konnte zum Schluß die aufsehenerregende Erklärung abgeben, »daß der
Vorstand das Deutsch-Ostafrikanische Kolonialunternehmen von allen bestehenden für das
bedeutendste und zukunftsreichste halte und daß er hoffe, es werde der Gesellschaft gelin-
gen, die mannigfaltigen Schwierigkeiten, mit denen sie naturgemäß noch zu kämpfen habe,
mit Energie und Erfolg zu überwinden, um mit ganzer Kraft die ihr vorgesteckten großen
nationalen Aufgaben zu lösen; die Wünsche und die Unterstützung des Westdeutschen Ver-
eins seien mit der Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft«.18 Nicht zu Unrecht schrieb der
erste GfdK-Historiker J. Wagner, für den Fabri »einer der Urheber der heutigen Kolonial-
bewegung und damit der deutschen Kolonien« war, der Godesberger Erklärung »die höch-
ste Bedeutung« für DOAG und GfdK zu.19 Noch im Sommer 1885 fand sich der erste Ver-
treter des Bankkapitals in der DOAG ein. Der Fabri gut bekannte Elberfelder Bankier Karl
von der Heydt, der seit 1884 zum Vorstand des Westdeutschen Vereins gehörte und Peters
flüchtig von England her kannte, rettete die wankende DOAG zunächst mit einer Investiti-
on von 100.000 Mark vor dem drohenden Bankrott.20 Ihm folgte der später als Kolonialfi-
nanzier bekannte Dr. Schröder-Poggelow, dann F.A. Krupp (50.000 Mark), der ebenfalls
zum Vorstand des Westdeutschen Vereins zählte.21 Allgemein aber hielt sich das westdeut-
sche Industriekapital noch zurück und wartete den Einzug des Bankkapitals in die DOAG
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ab, dessen erster Vertreter, Karl von der Heydt, sich von Anbeginn an mit Erfolg bemühte,
dem ostafrikanischen Gründerunternehmen organisatorisch ein für Großfinanziers vertrau-
enerweckenderes Gesicht zu geben. Erst als dieser Wandlungsprozeß abgeschlossen war,
sollte auch das Industriekapital aus den Reihen des Westdeutschen Vereins nachrücken.

Zu der für den 17. Juni 1886 in die Düsseldorfer Tonhalle einberufenen Generalver-
sammlung lud Fabri neben Friedrich Ratzel auch Carl Jühlke, den Begleiter Peters' auf der
Usagara-Expedition, als Hauptredner ein und ließ damit aufs neue einen Vertreter der
DOAG im Kreis des Westdeutschen Vereins für seine Gesellschaft werben.22 Vor der Ge-
neralversammlung, über die Kölnische Zeitung und mit Hilfe seiner schon erwähnten Bro-
schüre »Deutsch-Ostafrika« warb Fabri unter Einsatz aller verfügbaren Propagandaargu-
mente um Sympathie und Investitionen für die DOAG. Er suchte das Image »des jungen
Gelehrten« (Peters), der in Kreisen des Mittelstandes, nicht aber beim großen Kapital Ver-
trauen besaß, aufzubessern. Das war nötig, denn noch hatte von der Heydt den »kleinen
Doktor« in der Geschäftsleitung der DOAG nicht ausgeschaltet.23 Er sprach und schrieb
von der »großartigen, Schlag auf Schlag sich entwickelnden Tätigkeit« der GfdK, rühmte,
»mit welchem Mute und welcher Energie diese Pioniere [der DOAG] im dunklen Erdteil
vordringen«, und bescheinigte dem ostafrikanischen Unternehmen, dessen »großen Erfolg«
ja nicht nur die eigene Tatkraft und »der feste Glaube an eine ihm gewordene Mission«
habe ermöglichen können, sogar »eine höhere Handleitung«.24 Bei Fabris Sympathiewer-
bung kam dem bereits erwähnten manipulativen Einsatz des Antisklavereiarguments für die
»moralische« Legitimation der DOAG und die Denunziation ihrer mißliebigen arabischen
Handelskonkurrenten ausschlaggebende Bedeutung zu. Seit Jahrhunderten werde dort das
»schreckliche Gewerbe des Sklavenraubes in einer so furchtbar grausamen Weise getrie-
ben«, ergänzte er Jühlkes Referat vor der Generalversammlung des Westdeutschen Vereins
vom Juni 1886. Hier einen Wandel zu schaffen, werde Aufgabe der DOAG sein, »unter
deren Schutz sich die armen Eingeborenen um so lieber stellen werden, als auch zu ihnen
schon der Ruhm vom Deutschen Reich und seinem glorreichen Kaiser Wilhelm gedrungen
ist und sie in diesem Reiche einen starken Rückhalt gegenüber den grausamen Arabern
erblicken«.25 Um für die DOAG zu werben, bediente sich Fabri jetzt ganz bewußt der Ma-
nipulation sogenannter Aufgaben »der Zivilisation und der Humanität« im Dienst der
»christlichen Menschenliebe«. Das erhellt aus seiner Stellungnahme zum Ende der Sansi-
barkrise. Die »armen Eingeborenen« und ihre angeblichen Peiniger, die »so furchtbar grau-
samen« arabischen »Sklavenhändler«, hatten mit jenem »Deutschen Reich und seinem glor-
reichen Kaiser Wilhelm« erst im August des Vorjahres ihre Erfahrungen gemacht, als das
deutsche Flottengeschwader unter Konteradmiral Knorr vor Sansibar aufkreuzte, nicht et-
wa, um »die Neger« vor »den Arabern«, sondern die hilferufende DOAG vor beiden zu
schützen und den Sultan zur Räson zu bringen. Aus Rücksicht gegenüber England, das
nicht wenig zum Protest des Sultans gegen die DOAG-Methoden beigetragen hatte, gab
Bismarck – zum Bedauern Fabris – Caprivis Wunsch nicht nach, die Insel kurzerhand mit
Kanonenbooten sturmreif schießen und gleich besetzen zu lassen.26 Ganz im Gegensatz zu
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der »christlichen Menschenliebe«, von der er im Juni 1886 in Düsseldorf gesprochen hatte,
zweifelte Fabri schon Anfang August in seiner Propagandabroschüre, ob diese Demonstra-
tion »auf die Araber, auf die Neger einen bleibenden Eindruck gemacht« habe. »Sie haben
für eine Flotte, die ihre Feuerschlünde nicht erdröhnen läßt und deren drohende Erschei-
nung mit einem Handelsvertrage schließt, noch kaum Verständnis«.27 Notfalls also sollten
nicht nur die in Ostafrika herrschenden Araber, sondern auch die »armen Eingeborenen«
mit den Salven deutscher Kanonenboote der »christlichen Menschenliebe« gefügig gemacht
werden.

Die Generalversammlung des Westdeutschen Vereins entwickelte sich im Verlauf der
Verhandlungen zu einer regelrechten Werbeveranstaltung für die DOAG. Auch die von
Fabri seit 1879 betriebene sozialpsychologische Kolonialpropaganda mit kompensations-
ideologischen Argumenten funktionierte gut im Dienst der DOAG-Werbung. Wie Jühlke
selbst eifrig betonte, hatte der kleinbürgerliche Konquistadorenzug in Ostafrika dem seit
der Depression von sozialer Existenzangst gequälten »Mittelstande heilsamen Erfolg auf-
weisen« können. Damit habe sich gezeigt, suggerierten Jühlkes Worte, daß »die den Deut-
schen eigentümlichen Eigenschaften der Ausdauer, des Fleißes und des unerschütterlichen
Mutes« – und nicht etwa die perhorreszierte Sozialrevolution – den Weg in die Zukunft
wiesen. Solche Worte fanden im Kreise der in Düsseldorf versammelten Interessenvertreter
der westdeutschen Industrie regen Widerhall. Vielleicht biete sich später doch einmal die
Möglichkeit, »einen Teil des deutschen Auswandererstromes nach Ostafrika, namentlich in
die Gebiete des Kilimandjaro zu lenken«, tastete Jühlke in Anwesenheit Fabris vorsichtig
nach. »Wie erfreulich«, sekundierte ihm plump und offen der Düsseldorfer Regierungsrat
Königs, Gründungsmitglied des Westdeutschen Vereins, Beamter und Interessenvertreter
der Exportindustrie. »Diese Gebiete seien auch nach der Richtung hin wichtig, daß sie den
Unzufriedenen einen Aufenthalt gewähren und damit zur Verringerung der sozialdemokra-
tischen Gefahren für Deutschland beitragen könnten. Da sei es denn um so dringender zu
wünschen, daß die ›Gesellschaft für Deutsche Kolonisation‹, wenn sie sich demnächst an
das deutsche Kapital wenden werde, offene Hände finden möge«.28 Doch so attraktiv die
beliebte Perspektive einer kolonialen ›Lösung der sozialen Frage‹ auf Aktien, in diesem
Fall der Gedanke, »den Unzufriedenen« am Kilimandjaro »einen Aufenthalt« zu verschaf-
fen, auch war, der Antisozialistenaffekt allein reichte nicht hin, dem großen Kapital für die
DOAG »offene Hände« zu machen. Um so mehr verlegte sich Fabri auf die direkte Investi-
tionswerbung in Wort und Schrift.

Schon auf der Godesberger Zusammenkunft vom August 1885 hatte Peters die Gewinn-
chancen in Ostafrika gerühmt. Er nahm es, wie so oft, mit der Wahrheit nicht eben genau,
als er prahlend verkündete, die DOAG »beherrsche alle großen Karawanenstraßen zu den
Seen von Zentralafrika und damit den Handel von Ostafrika überhaupt«.29 Das war
schlichtweg erlogen, denn diese Herrschaft – und zwar die des Reiches und nicht die der
DOAG! – über »den Handel von Ostafrika überhaupt« begann bekanntlich erst ein Jahrfünft
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später, nachdem Wißmanns Söldner die konkurrierenden »arabischen Sklavenhändler« aus-
geschaltet hatten.30 Jühlke war vorsichtiger. Die Stationen der DOAG würden sich künftig
»in der Weise ausdehnen, daß die künstlichen, ins Innere führenden Karawanenstraßen von
ihnen beherrscht werden«, erklärte er – versehentlich in direktem Widerspruch zu Peters –
ein Jahr später vor der Generalversammlung des Westdeutschen Vereins. »Eine wirtschaft-
liche Ausbeutung der ostafrikanischen Gebiete ist in hohem Grade möglich.« Gegen
Baumwolle, Kattune, Eisenwaren, Stahl-, Messing- und Kupferdraht, Werkzeuge, Nägel,
Schmuck und Petroleum erhalte man im Tauschhandel Elfenbein, Kautschuk, Kopal (für
die Firnisproduktion) sowie den (für das Einfärben der Wolle, Seide und die Kattundrucke-
rei wichtigen) Farbstoff Orseille.31 Diese weitgehend stichhaltigen Informationen32 ließen
die versammelten Exportinteressenten der westdeutschen Eisen- und Textilindustrie auf-
horchen. Man werde mit kolonialen Unternehmungen nicht weiterkommen, mahnte so-
gleich ein Remscheider Vereinsmitglied unter lebhaftem Beifall, »wenn das deutsche Ka-
pital nicht den Mut habe, sich mit größeren Summen an denselben zu beteiligen«. Das gelte
vor allem für das deutsche Bankkapital.33

Zwei Monate später half Fabri auch hier nach. Er appellierte an die »Selbsthilfe unserer
Nation« und meinte damit das große Kapital. Es gelte, »ein verbrauchsfähiges«, ein »ver-
sprechendes neues Absatzgebiet«, ein »neues Indien« mit deutschem Kapital zu erobern.
»Und diesem unvergleichlichen Treffer in der Reihe überseeischer Erwerbungen sollte un-
ser Volk gleichgültig und teilnahmslos gegenüberstehen?«, fragte er provozierend. »Wir
achteten es für eine Beleidigung unseres nationalen Bewußtseins, solche Frage zu bejahen,
ja, selbst ihr nur zweifelnd zu begegnen«. Nicht das Handelskapital, sondern das Bankka-
pital habe bei der Erschließung, besonders durch den Bau von Eisenbahnlinien, voranzuge-
hen. Man dürfe in Ostafrika nicht auf eine »monopolisierte Handelsgesellschaft«, also die
Chance einer zentralen Kontrolle des gesamten Handels und damit eine weitgehende Kal-
kulierbarkeit der Investitionsrisiken warten. Ein »unbedingtes Handelsmonopol« wie das
der Diskontogesellschaft in Neuguinea war, wie Fabri richtig erkannte, schon wegen der
Freihandelsbestimmungen der Kongoakte für Zentralafrika, außerdem wegen der Größe des
Territoriums, vor allem aber wegen der bereits fortgeschrittenen Entwicklung des ostafrika-
nischen Handels nicht mehr zu errichten. Er schlug statt dessen die »Ausbeutung einzelner
Produktionszweige« durch Großunternehmen vor, wie sie seit Mitte der 1890er Jahre dann
auch in Ostafrika Wirklichkeit wurden.34 »Alles in allem genommen, würde es so ziemlich
einer Bankerotterklärung der deutschen Kolonialpolitik gleichkommen, wenn die Deutsch-
Ostafrikanische Gesellschaft nicht die für die Fortführung ihrer Arbeiten nötigen Mittel im
deutschen Volke fände«, polemisierte Fabri. »Auch wenn die Reichsregierung […] im
Notfalle mit Reichsmitteln eintreten wollte, hätte unsere deutsche Kolonialbewegung sich
jedenfalls moralisch bloßgestellt«.35

Das hier mit der »Kolonialbewegung« identifizierte Bankkapital stellte sich mit Aus-
nahme von der Heydts der DOAG gegenüber in der Tat zunächst »moralisch bloß«. Fabri
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zog hier am gleichen Strang wie Bismarck. Der Reichskanzler hütete sich zwar, das große
Kapital durch die Investition von »Reichsmitteln«, die von der Bewilligung des Reichstags
abhingen und das ohnehin schwächliche Schutzbriefsystem unterlaufen hätten, nach Ost-
afrika zu locken. Er wählte einen geschickteren Weg und erwirkte im Spätsommer 1886
eine Beteiligung des Kaisers in Höhe von 500.000 Mark an der DOAG. Die Hohenzollern-
sche halbe Million floß der DOAG für die Öffentlichkeit getarnt als Beteiligung der Preußi-
schen Seehandlung zu. Die auf Drängen Bismarcks gerade von der Seehandlung umworbe-
nen Großfinanziers wußten die von der DOAG als »moralische« Unterstützung erbetene
indirekte politische Garantie der Hohenzollernschen Privatbank zu schätzen.36 Doch auch
die inoffizielle Initiative Bismarcks vermochte das große Kapital noch nicht vollends aus
seiner Distanz gegenüber dem vom Staat weitgehend unabhängigen DOAG-Regime in Ost-
afrika zu lösen. Wie Fabri schon im August 1886 vorsichtig andeutete, wurde die Zurück-
haltung des großen Kapitals nicht allein durch »finanzielle Vorsicht«, sondern auch durch
»andere Gründe, die zum Teil aus der Vorgeschichte der Ostafrikanischen Gesellschaft
stammen«, motiviert.37

Diese Gründe bestanden in der Organisation der DOAG als Kommanditgesellschaft ohne
Mitspracherecht der Anteilscheininhaber und in ihrer Führung durch die Gründer aus den
Reihen der GfdK. Karl von der Heydt schaffte beides, Organisationsform und Gründer, aus
dem Weg und machte so die Bahn frei für den Einzug des großen Kapitals. Er konnte sei-
nen Willen durchsetzen, weil die DOAG von seiner Einlage abhängig war. Während Fabri
seit dem Spätsommer 1885 um Investitionen für die DOAG warb, baute von der Heydt das
Unternehmen Schritt für Schritt um. Aus der Kommanditgesellschaft unter Peters wurde
noch im Dezember 1885 ein Syndikat, in dessen Aufsichtsrat der Elberfelder Bankier ein-
rückte. Der Transformationsprozeß in Richtung auf eine Organisationsform, in der nicht die
Eroberer, sondern die meistengagierten Finanziers regierten, endete im Februar 1887 mit
der Konstituierung der »Korporation Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft«. Bemühungen,
das Kleinkapital aus der Gesellschaft zu drängen, begannen ebenfalls schon 1885. Beteili-
gungen unter 10.000 Mark wurden nicht mehr zugelassen. Die bereits bestehenden suchte
man zunächst gegen 25%, dann sogar gegen 35% und 50% Verzinsung hinauszukomple-
mentieren. Zum Schluß folgten die Gründer selbst. Sie erhielten Abfindungen, Peters selbst
wurde als »Direktor« nach Sansibar abgeschoben und dann mit der Führung der Emin-
Pascha-Expedition betraut.38 »Daß er geeignet sei, eine schwierige afrikanische Expedition
zu leiten, ist mehr als fraglich«, schrieb Fabri, der die Hintergründe der Übernahme der
DOAG durch das große Kapital sehr genau kannte, im Juli 1889 vertraulich an Bismarck.
»Daß man ihm doch dieselbe anvertraute, ging aus […] dem Wunsche der ihm nahestehen-
den Kreise hervor, ihn von Berlin zu entfernen«.39

Schon bevor es zur Gründung der Korporation DOAG kam, hatte von der Heydt seine
Einlage auf 400.000 Mark aufgestockt. Als sich der Kaiser 1886 über die Preußische See-
handlung mit 500.000 Mark beteiligte, stellte sich auch das Berliner Bankhaus Mendelsohn
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und Bartholdy mit 100.000 Mark in der DOAG ein. Fabris Freund Eugen Langen, der schon
seit Ende 1885 abwartend im Hintergrund stand, trat bei der Neukonstituierung der DOAG
neben anderen Großfinanziers wie W. Oechelhäuser, M. Duttenhofer, L. Kluepfel (F.A.
Krupp), H. Oppenheim und C.M. Martius ebenfalls hinzu. Von der Heydt wurde Vorsitzen-
der des neuen Direktionsrates. Als seine Stellvertreter fungierten Eugen Langen und Ban-
kier Adalbert Delbrück an der Spitze der Korporation, in die im Februar 1887 bei einem
Startkapital von rund 3,5 Millionen Mark die ersten jener »nötigen Millionen« flossen, um
die Fabri seit 1885 geworben hatte.40 1901 arbeitete die DOAG mit einem Gesamtkapital
von 7,1 Millionen Mark.41

Aus dem Vorstand des Westdeutschen Vereins folgten Karl von der Heydt und Eugen
Langen in die DOAG: Arthur vom Rath (Köln), Otto Andreae (Mülheim), G. Pastor (Aa-
chen) und nicht zuletzt auch der weitgereiste Aachener Amtsgerichtsrat Richard Dilthey,
der 1882 für südamerikanische Kolonisationsunternehmen geworben hatte und sich sieben
Jahre später, nach einer Ostafrikareise, als DOAG-Propagandist hervortat.42 Diese Aktionä-
re, vor allem wohl die Fabri nahestehenden beiden Spitzenfinanziers Eugen Langen und
Karl von der Heydt, dürften dafür gesorgt haben, daß der beruflich ungemein mobile Ti-
motheus Fabri bis 1888 zum Generalsekretär der DOAG im Außendienst avancierte.43 Par-
allel und unmittelbar abhängig vom Einzug des großen Kapitals in die DOAG vollzog sich
die von den beiden Fabris ebenfalls wesentlich mit vorangetriebene, schrittweise Annähe-
rung von GfdK und Kolonialverein.
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19.3. Die Gründung der Deutschen Kolonialgesellschaft
und das Ende des Westdeutschen Vereins

Im Konkurrenzkampf zwischen GfdK und Kolonialverein zeichnete sich im Spätsommer
1885 eine neue Konstellation ab. Einen Tag nach der Godesberger Zusammenkunft vom
26. August 1885 verabredeten Fabri und Peters, »in der Kolonial- und Verbandsfrage künf-
tig gemeinschaftlich vorzugehen«. Damit traten die Verhandlungen um ein »Kartell« der
organisierten Kolonialinteressen, die ein Jahr vorher am Widerstand des Kolonialvereins
gescheitert waren, in ein neues Stadium. Schon im Juni 1885 war es Peters gelungen, die
vom Kolonialverein gegen die GfdK betriebene Politik der Isolation zu durchbrechen und
sich mit Jannaschs Centralverein und Ratzels Münchner Verein zum Schutz deutscher In-
teressen im Ausland über die »Schaffung eines deutschen Kolonialverbandes« als Fernziel
zu verständigen.1 Als der Vorsitzende des Westdeutschen Vereins im August diesen Plänen
zustimmte, drohte der Kolonialverein, wie vordem der Centralverein, seinerseits in die Iso-
lation zu geraten. Während Peters in der Kolonial-Politischen Correspondenz auf eine
»Konsolidierung der deutschen Kolonialbewegung« drängte2, setzte sich Fabri in der Vor-
standssitzung des Kolonialvereins, die am 3. November nicht ohne Grund in Düsseldorf
stattfand, für ein Zusammengehen mit der GfdK und eine engere Fühlung mit der DOAG
ein. Um den Entscheidungsprozeß im Kolonialverein zu beschleunigen, präsentierte er dem
Vorstand eine Reihe von Anträgen des Westdeutschen Vereins, in denen unmißverständlich
die Drohung mitschwang, der seiner Führungsspitze, aber auch seiner Mitgliederstärke we-
gen wichtigste Zweigverband des Kolonialvereins werde unter Umständen »in manchen
Beziehungen eine größere Aktionsfreiheit anzustreben« haben. Gegen den Widerstand Ho-
henlohes, der fürchtete, bei einem Zusammengehen mit der GfdK durch Peters aus dem
Vorsitz verdrängt zu werden, setzte Bennigsen eine Wiederaufnahme der im Vorjahr abge-
brochenen Verhandlungen durch und erreichte so, daß Fabri die Anträge des stark vertrete-
nen westdeutschen Vorstandes zurückzog.3

Fabri schlug vor, den Westdeutschen Verein, den Centralverein, die GfdK und den Kolo-
nialverein zunächst in einem »Zentralausschuß für koloniale Bestrebungen und Arbeiten«
unter dem Namen »Deutscher Kolonialkonvent« in ein »Kartellverhältnis« zu bringen, mit
dem Zweck, »zwischen den angeschlossenen Vereinen eine fortlaufende Fühlung zu unter-
halten, zu neuen Arbeiten anzuregen, über beabsichtigte sich vertraulich zu verständigen
und überhaupt auf eine gewisse Verteilung der durch den Gang der deutschen Kolonialpo-
litik und nationale Bedürfnisse uns gestellten Aufgaben hinzuwirken«. Auch »gemeinsame
Schritte gegenüber der Reichsregierung wie gegenüber der Öffentlichkeit« sollten hier be-
raten und vorbereitet werden.4 In den während der folgenden Wochen zwischen den einzel-
nen Interessenverbänden geführten Verhandlungen einigte man sich rasch auf eine lockere
Verbindung in Gestalt von regelmäßigen Delegiertenkonferenzen unter wechselndem Vor-
sitz.5 Doch der Versuch, auf diese Weise dem erstrebten Ziel näherzukommen, schlug zu-
nächst fehl. Hohenlohe und Peters waren so rasch nicht zusammenzubringen.
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Am 5. Januar 1886 trafen sich in den Berliner Geschäftsräumen des Kolonialvereins un-
ter dem Vorsitz Hohenlohes die Vertreter des Kolonialvereins (Hohenlohe, Hammacher,
Kurella), des Westdeutschen Vereins (Fabri, Bunge), des Centralvereins (Jannasch, Ker-
sten, Gellert) und der GfdK (Peters, Vizeadmiral Livonius, Schröder) zu einer ersten Dele-
giertenkonferenz.6 Schon hier brachen die Fronten erneut auf. Die bis Juni 1886 noch fol-
genden Delegiertenkonferenzen standen im Zeichen scharfer Kontroversen zwischen GfdK
und Kolonialverein. Peters überwarf sich mit Hohenlohe, der ebenso um die Vorrangstel-
lung des Kolonialvereins wie um seine eigene Spitzenposition bangte, bei der Diskussion
um die von der GfdK angeregte, vom Centralverein und vom Westdeutschen Verein unter-
stützte Einberufung eines Allgemeinen Deutschen Kongresses zur Förderung überseeischer
Interessen. Hohenlohe versteckte sein Mißtrauen hinter der Befürchtung, der Kongreß, den
Peters schon im Juni abzuhalten gedachte, könne mangels hinreichender Vorbereitungszeit
ein Fiasko werden und die organisierte Kolonialbewegung desavouieren. In Wirklichkeit
hatte er richtig erkannt, daß der Kongreß von Peters in erster Linie zum Zweck der Eigen-
werbung angeregt worden war und ein Pendant zu dem Eisenacher »Kolonialtag« des Ko-
lonialvereins werden sollte. Aus dem gleichen Grund zeigte sich Peters nur in der Termin-
frage konzessionsbereit, nicht aber den Bedingungen Hohenlohes für eine Teilnahme des
Kolonialvereins gegenüber, welche darauf gerichtet waren, den alten Dachverband auf Ko-
sten seines jungen Rivalen in den Vordergrund zu rücken. Die Pressefehde zwischen GfdK
und Kolonialverein entbrannte aufs neue und in einer bislang nicht erlebten Härte. Während
die GfdK zur Empörung Hohenlohes den »Weg der Einzelverhandlungen« mit Zweigorga-
nisationen des Kolonialvereins wählte, betonte das Präsidium des Kolonialvereins wieder,
daß der Deutsche Kolonialverein bereits eine »Verbandschaft aller deutschen Kolonialver-
eine« sei, und denunzierte die GfdK und jetzt auch den ihr beistehenden Centralverein er-
neut als Spalter und »Schädiger der deutschen Kolonialbestrebungen«.7

Beide Seiten warben um den Westdeutschen Verein und seinen Vorsitzenden, dem als
Vorstandsmitglied des Kolonialvereins, »Ehrenmitglied« des GfdK-Ausschusses, Vertrau-
ensmann und Propagandisten der DOAG mehr und mehr eine Schlüsselposition zukam. Der
Kolonialverein rief seine Vermittlung an8, während ihn Peters für eine aktive Teilnahme
am Kongreß zu gewinnen suchte.9 Fabri übernahm im Auftrag des Kolonialvereins die
Vermittlung, vermochte aber die erneut verfestigten Fronten zwischen den konkurrierenden
Organisationen nicht zu lockern. Eine Einigung kam nicht zustande. Vieles deutet darauf
hin, daß Fabri es bewußt darauf anlegte, die Vermittlungsversuche scheitern zu lassen und
vor allem dem störrischen Hohenlohe einen nachhaltigen Denkzettel zu verabreichen. Wie
erwähnt, trug die Generalversammlung des Westdeutschen Vereins vom 17. Juni 1885 den
Charakter einer Werbeveranstaltung für GfdK und DOAG. In seiner Broschüre »Deutsch-
Ostafrika«, die im August 1886, wenige Wochen vor dem schließlich für den 13. bis 16.
September nach Berlin einberufenen Kongreß erschien, erwähnte Fabri die umstrittene
Veranstaltung zwar mit keinem Wort. Er setzte sich aber deutlich vom Kolonialverein ab,
rühmte Peters' wiederholte Bemühungen, »Streit und Nebenbuhlerschaft fernzuhalten und



488 Der Weg zur Deutschen Kolonialgesellschaft

eine Vereinbarung aller Glieder und Organe der deutschen Kolonialbewegung herbeizufüh-
ren« und gab dem Kolonialverein zu verstehen: »Dafür, daß die DOAG zu sehr in den ruhi-
gen, würdigen Schritt anderer, wesentlich auf Agitation und Aufklärung der öffentlichen
Meinung berechneter Kolonialvereine falle, ist sie nicht nur durch ihre Entwicklungsge-
schichte, sondern vor allem auch durch die Fülle der ihr vorliegenden schwierigen prakti-
schen Aufgaben wohl genügend geschützt. Kühn und besonnen! ist ihr Wahlspruch […]. Es
ist ein altbewährtes Sprichwort: Erst wäg's, dann wag's! Die GfdK hat, so könnte man sa-
gen, das Wort umgedreht und ist nach dem Grundsatz verfahren: Erst wag's, dann wäg's!
Wenn überhaupt, so hat in der Kolonialpolitik diese Umkehrung ein gewisses Recht«.10

Der Westdeutsche Verein hatte an der Vorbereitung des Kongresses mitgewirkt. Um es
nicht zum offenen Bruch mit seinem Dachverband kommen zu lassen, nahm er jedoch nicht
als Organisation teil, sondern beschränkte sich darauf, seinen Mitgliedern die individuelle
Teilnahme zu empfehlen. Scherenberg gab deutlich zu erkennen, daß der Westdeutsche
Verein den Kongreß begrüßte und sich offiziell nur zurückhielt, um den Kolonialverein, der
demonstrativ abgesagt hatte, nicht öffentlich bloßzustellen.11 So wurde der Kongreß von
GfdK und Centralverein allein veranstaltet. Der Württembergische Verein für Handelsgeo-
graphie und Förderung deutscher Interessen im Auslande, der Deutsche Schulverein (der
Vorläufer des späteren Vereins für das Deutschtum im Auslande), der Deutsche Exportver-
ein Berlin und drei deutsche Missionsgesellschaften entsandten Delegationen.12 Fabri er-
schien nicht als Vorsitzender des Westdeutschen Vereins, sondern privat als Leiter der
Kongreßsektion für Auswanderungsfragen.13 Wichtigstes Ergebnis des Kongresses war der
auf Antrag Peters' gefaßte Beschluß, einen Allgemeinen Deutschen Verband zur Vertretung
Deutsch-Nationaler Interessen als Dachorganisation zu begründen. Organisatorische Vor-
ausabteilung dieses Allgemeinen Deutschen Verbandes (ADV), eines direkten Vorläufers
des späteren Alldeutschen Verbandes, sollte ein bleibender Ausschuß des Kongresses wer-
den. Der am letzten Verhandlungstag konstituierte Ausschuß, dem Fabri fernblieb, erreichte
das gesteckte Ziel nicht. Der ADV wurde zwar im Dezember 1886 gegründet, kam aber
über die Funktion einer Werbeorganisation der GfdK für die DOAG nicht hinaus. Ange-
sichts der absoluten Majorität der GfdK im Präsidium verloren Centralverein und Schulver-
ein rasch an Interesse und kündigten ihre Mitgliedschaft auf. Ein Jahr nach seiner Grün-
dung schon zerfiel der ADV. Ein Wiederbelebungsversuch Peters' scheiterte 1888.14

Als Werbeveranstaltung für die GfdK aber hatte der jeweils von 600 bis 800 Gästen be-
suchte Kongreß15, zu dem Bismarck Raschdau als seinen Vertreter entsandte16, seine
Funktion durchaus erfüllt. Die Mitgliederzahlen der GfdK stiegen 1886 noch einmal stark
an. Doch 1887 bekam auch sie das Abflauen des kolonialen Interesses zu spüren. Schon im
Juni 1886 hatte Ernst Scherenberg vor der Generalversammlung des Westdeutschen Ver-
eins den neu aufgebrochenen Konflikt zwischen den beiden führenden Organisationen der
Kolonialbewegung besonders im Hinblick auf die Tatsache bedauert, »daß das Jahr 1884
gleichsam der Frühling der kolonialen Begeisterung gewesen, dem im vorigen Jahr mit
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seinen gewaltigen Errungenschaften ein bedeutsamer Sommer gefolgt sei, der aber nun
durch einen Herbst abgelöst werde, der auf diesem Gebiete eine gewisse Ernüchterung
zeigt«.17

Mit dem »Herbst« der »kolonialen Begeisterung« kam auch die Verschmelzung der bei-
den führenden Kolonialorganisationen. Ihr Konkurrenzkampf hatte mit dem Streit um den
Allgemeinen Deutschen Kongreß seinen Höhepunkt überschritten. Voraussetzung für das
rasche Zusammenrücken der beiden rivalisierenden Propagandaorganisationen war die
Übernahme der DOAG als Tochtergesellschaft der GfdK durch das große Kapital. Damit
waren die sozialen Gegensätze zwischen Kolonialverein und GfdK überbrückt. Im Februar
1887 wurde das Erwerbsunternehmen als Korporation neu konstituiert. Schon im Mai be-
gannen die Fusionsverhandlungen zwischen den Propagandaorganisationen.18 Offiziell
wurden die Gespräche nun von Hammacher (Kolonialverein) und Arendt (GfdK) geführt.19

Intern trugen die beiden Fabris wesentlich zum raschen und erfolgreichen Abschluß der
Verhandlungen bei. Timotheus Fabri konnte hier über seinen Vater, der im Vorstand des
Kolonialvereins saß, wichtige Vermittlerdienste leisten, da er im Frühjahr 1887 die Redak-
tion der Kolonial-Politischen Correspondenz der GfdK übernommen hatte und seither auf
Antrag Arendts hin an den Sitzungen des GfdK-Ausschusses teilnahm, in denen über den
jeweiligen Stand der Verhandlungen mit dem Kolonialverein beraten wurde.20 Ein halbes
Jahr nach Verhandlungsbeginn schon war die endgültige Einigung erzielt. In einer gemein-
samen Generalversammlung beschlossen GfdK und Kolonialverein am 19. Dezember 1887
die Verschmelzung beider Organisationen zur Deutschen Kolonialgesellschaft (DKG) unter
Hohenlohe als erstem und Peters als zweitem Präsidenten.21 Das zuletzt von Timotheus
Fabri redigierte Blatt der GfdK wurde eingestellt und die bislang vom Kolonialverein her-
ausgegebene Deutsche Kolonialzeitung – von nun an als Wochenzeitung und in neuem
Format – als zentrales Sprachrohr der organisierten Kolonialbewegung in die DKG über-
nommen.22 Seit dem 1. Januar 1888, dem offiziellen Gründungstag der DKG, in deren Vor-
stand auch die beiden Fabris einrückten, gehörten GfdK und Kolonialverein der Vergan-
genheit an.23

Das Programm des neuen Dachverbandes spiegelte den zwischen der »praktischen«
GfdK und dem »theoretischen« Kolonialverein ausgehandelten Kompromiß. Die DKG
verfolgte den Zweck:

1. die nationale Arbeit der deutschen Kolonisation zuzuwenden und die Erkenntnis der
Notwendigkeit derselben in immer weitere Kreise zu tragen;

2. die praktische Lösung kolonialer Fragen zu fördern;

3. deutsch-nationale Kolonisations-Unternehmungen anzuregen und zu unterstützen;

4. auf die geeignete Lösung der mit der deutschen Auswanderung zusammenhängenden
Fragen hinzuwirken;
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5. den wirtschaftlichen und geistigen Zusammenhang der Deutschen im Auslande mit dem
Vaterlande zu erhalten und zu kräftigen;

6. für alle auf diese Ziele gerichteten, in unserem Vaterlande getrennt auftretenden Be-
strebungen einen Mittelpunkt zu bilden.24

Mit der Gründung der DKG kam das Ende des Westdeutschen Vereins. In den Jahren
1882/83 hatte Fabri wiederholt vergeblich versucht, den Vorstand mit dem Gedanken an
den Aufbau lokaler Nebenzentren durch organisierte Propaganda zu befreunden.25 Die di-
chotomische Struktur des Verbands war nicht zu überwinden. Sein Vorstand, ein kapital-
kräftiger Honoratiorenklub, hielt zu den in Rheinland und Westfalen ansässigen Vereins-
mitgliedern im Grunde nur über die jährlichen Generalversammlungen lockeren Kontakt.
Fabris Hoffnung, diesen Zustand durch ein Zusammengehen mit dem Kolonialverein zu
ändern, erfüllte sich nicht. Der zunächst in Frankfurt ansässige Dachverband war nicht im-
stande, in Rheinland und Westfalen die Organisationsarbeit zu leisten, die der Westdeut-
sche Verein vermissen ließ. Als der professionelle Expansionsagitator Hübbe-Schleiden
1882 sein Vertragsverhältnis mit dem Westdeutschen Verein beendete, der von ihm und
Friedrich Fabri geschulte Propagandist Timotheus Fabri Ende 1883 die Geschäftsführung
abtrat und der Vereinsvorsitzende schließlich 1884 nach Godesberg übersiedelte, war an
eine »planmäßige Agitation« (Fabri) erst recht nicht mehr zu denken.

Überdies setzte sich Fabri nicht mehr in dem Maße aktiv für die Eigenwerbung des Inter-
essenverbandes ein, wie er es in den ersten drei Vereinsjahren getan hatte. Die geringe
Aufgeschlossenheit des Vorstandes gegenüber seinen organisatorischen Vorstellungen war
nur ein Anlaß dafür. Die für ihn »nicht ganz sympathische Weiterentwicklung der Vereins-
tätigkeit«26 hatte ihren Grund auch in Reibungen innerhalb der Führungsspitze des Interes-
senverbandes. Im Mittelpunkt der Differenzen stand auch hier wieder das Tauziehen um die
Priorität von »Kolonisation« (Südamerika) oder »Kultivation« (vornehmlich Afrika). In den
ersten drei Vereinsjahren hatte Fabri die Diskussion der Auswanderungsfrage mit Hilfe
südamerikanischer Kolonisationsprojekte im Vordergrund halten können. Es zeigte sich
jedoch rasch, daß der im Westdeutschen Verein für Colonisation und Export anfangs ver-
folgte Gedanke an Export durch Kolonisation ein für das aktuelle Interesse an Exportförde-
rung durch überseeische Marktexpansion allzu langfristiges Unternehmen war, da zunächst
Kapital ›auswandern‹ mußte und Siedler in großer Zahl erst später folgen konnten. Die
Auswanderungs- und Kolonisationsfrage wurde von Fabri, unterstützt durch Scherenberg
und eine größere Gruppe von Vorstandsmitgliedern, zwar auch weiterhin auf der Tagesord-
nung gehalten. Seit 1884 aber meldete sich eine von CDI-Generalsekretär H.A. Bueck und
Gründungsmitglied Königs geführte Gruppe vernehmlich zu Wort, die ihre Exporthoffnun-
gen weniger auf subtropische Einwanderungsgebiete als auf tropische Handelskolonien
gründete. »Ich glaube«, murrte Bueck vor der 3. Generalversammlung des Westdeutschen
Vereins am 5. Juni 1884, »daß die Bedeutung der Handelskolonien nicht in genügender
Weise beachtet wird, wenigstens von den vielfach hervortretenden Kolonialbestrebungen
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hier im Lande«.27 Königs suchte die Auswanderungsfrage abzudrängen und den Beweis zu
führen, »daß der Export Deutschlands […] nicht mit der Auswanderung der Deutschen in
diese Gebiete zusammenhänge«. Der Vorsitzende dagegen lud Friedrich Ratzel ein, der zu
begründen suchte, daß eine »vielseitige Gestaltung des Auswanderungswesens« sich in
»vermehrten Handelsbeziehungen« niederschlagen und darum wirtschaftlich »das Heil der
Zukunft« bringen werde.28 Fabri gab nicht nach und sorgte gemeinsam mit Scherenberg
und dem ihm zuneigenden Flügel des Vorstandes dafür, daß, wie 1885 im Jahresbericht
diplomatisch formuliert wurde, die »Aufgaben unseres Vereins nach allen Seiten im Auge«
behalten wurden.29 Der Gruppe um Bueck und Königs kam Fabri durch seine Propaganda
für GfdK und DOAG in den Jahren 1885/86 weit entgegen. Dies aber wirkte ungünstig auf
den Mitgliederzuwachs des Westdeutschen Vereins und des Kolonialvereins in Rheinland
und Westfalen zurück. Da der westdeutsche Zweigverein des Kolonialvereins, vor allem
durch Fabri dazu veranlaßt, so vernehmlich für die konkurrierende GfdK warb, konnte es
nicht wundernehmen, daß sich beitrittswillige Interessenten gleich der GfdK anschlossen:
1885 war die Mitgliederzahl des Westdeutschen Vereins, welche auch die in Rheinland und
Westfalen ansässigen Mitglieder des Kolonialvereins umfaßte, auf 2.000 gestiegen. Dabei
blieb es auch im folgenden Jahr, in dem die GfdK noch einmal sprunghaft zunahm.30

Das offene Eintreten des Westdeutschen Vereins für die mit seinem Dachverband kon-
kurrierende GfdK beförderte Reibungen mit dem Kolonialverein, die bereits eine längere
Vorgeschichte besaßen. 1883 noch hatte der Westdeutsche Verein durch die Konzentration
prominenter Vertreter des rheinisch-westfälischen Industrie- und Handelskapitals in seinem
Vorstand den eben erst begründeten Kolonialverein nachgerade in den Schatten stellen,
deswegen eine weitgehend selbständige Stellung gegenüber dem Frankfurter Dachverband
einnehmen und auch vertraglich vereinbaren können. In diesem Fall kam ihm die anfangs
ausschließlich betriebene, gezielte Notabelnwerbung zugute. Doch das Anfang 1883 noch
deutliche Abhängigkeitsverhältnis des Dachverbandes von seinem Zweigverein kehrte sich
bald um. Der Kolonialverein überrundete den Westdeutschen Verein quantitativ und quali-
tativ in seinem Bestand an Direktmitgliedern. Reibungen entstanden, als der Zweigverein
sich nicht gewillt zeigte, aus seiner bald objektiv weitaus schwächeren Position gegenüber
dem Dachverband die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen, und nach wie vor dem
Kolonialverein gegenüber auf seine besondere Stellung pochte.31

Ein weiteres kam hinzu. Den Vereinbarungen beider Verbände vom Frühjahr 1883 ent-
sprechend, gab es im Einzugsgebiet des Westdeutschen Vereins nur Doppelmitgliedschaf-
ten. 1883 profitierte der Kolonialverein erheblich durch den momentanen Zuwachs um die
indirekten Mitgliedschaften aus dem Einzugsgebiet des Westdeutschen Vereins. Seit 1884
aber zog mehr und mehr nur noch der Regionalverband einseitig Nutzen aus diesem Ab-
kommen. Der Westdeutsche Verein war und blieb aufgrund seines großen Einzugsgebietes
zwar der mitgliederstärkste Zweigverein des Dachverbandes.32 Seinen Mitgliederzuwachs
bis auf die Höhe von 2.000 im Jahr 1885 aber verdankte der Honoratiorenverein bei annä-
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hernd 1.200 indirekten Mitgliedschaften überwiegend dem Kolonialverein.33 Um so ärger-
licher mußte es dem Präsidium des Dachverbandes sein, daß der Zweigverein seine Stärke
obendrein als Druckmittel nutzte, um seine herkömmliche, relativ autonome Position zu
halten, ja in immer neuen Anträgen noch auszubauen. Als der Westdeutsche Verein, den
Fabri zu dieser Zeit im Hinblick auf die erstrebte Kooperation von GfdK und Kolonialver-
ein als Mittel zum Zweck benutzte, auch noch auf Kosten des Kolonialvereins für GfdK
und DOAG eintrat, damit wesentlich zur Stagnation der Mitgliederzahlen in seinem Ein-
zugsgebiet beitrug und seinen Dachverband überdies mit Hilfe unmißverständlicher Sezes-
sionsdrohungen mit dem bekämpften Rivalen zusammenzuzwingen suchte, war es mit dem
ehemals guten Einvernehmen endgültig vorbei. Da sich die GfdK nach Kräften um die
Sympathie des Westdeutschen Vereins und seines Vorsitzenden bemühte, mußte der Kolo-
nialverein zu dieser Zeit trotz allem noch sorgsam darauf achten, seinem aufsässigen
Zweigverein keinen Anlaß zur Abspaltung oder gar zum Überlaufen ins Lager der Konkur-
renz zu bieten. Bald sollte sich zeigen, daß der Westdeutsche Verein die Fusion von Kolo-
nialverein und GfdK auf Kosten seiner eigenen Existenz beschleunigt hatte. Als sich die
beiden größten kolonialen Propagandaorganisationen des Reichs nach erbittertem Konkur-
renzkampf Ende 1887 zusammenschlossen, war es um die Schlüsselposition des westdeut-
schen Interessenverbandes geschehen. Jetzt hätte nur noch das Eigengewicht einer propa-
gandistisch leistungsfähigen regionalen Organisation die Autonomieansprüche legitimieren
können, die der Westdeutsche Verein auch der DKG gegenüber anzumelden suchte. An
einer solchen Legitimationsbasis aber fehlte es gänzlich. Das zeigt ein Blick auf die Ent-
wicklung der Sektionsbildung in Rheinland und Westfalen, zu der bis 1884 einige durchaus
erfolgversprechende Anläufe unternommen worden waren.

Die Sektion Bielefeld, die sich im November 1883 mit 65 prominenten Gründungsmit-
gliedern, zu denen die ganze Handelskammer korporativ zählte, als Verein für Kolonialpo-
litik konstituierte, war eine Honoratiorengruppe wie der Westdeutsche Verein selbst.34 Die
Bielefelder wurden zwar selbstgefällig als Sektion in den Regionalverband aufgenommen,
erhielten eine Vertretung im Vorstand und wurden von diesem stolz als neue Errungen-
schaft präsentiert35, blieben aber sonst auf sich allein gestellt, wußten mit sich und ihrem
feierlich gegründeten Verein offensichtlich nichts Rechtes anzufangen und kamen über eine
passive Verteilerfunktion nicht hinaus.36 Bis Ende 1884 hatte die Bielefelder Sektion le-
diglich um 18 Mitglieder zugenommen.37 1885 gab sie ihren Vereinscharakter auf, wurde
in eine reguläre Abteilung des Kolonialvereins umgewandelt, stagnierte dennoch,
schrumpfte sogar und zählte 1892 nur noch 42 Mitglieder. Noch unglücklicher sah es in der
1884 mit sogar 98 Gründungsmitgliedern unter dem Vorsitz des Industriemagnaten Emil
Kirdorf konstituierten Sektion Gelsenkirchen und Umgebung aus. Sie hatte mit der Grün-
dung ebenfalls schon ihren Zenit überschritten. Seither ging es kontinuierlich bergab. Die
»Sektion« Gelsenkirchen bestand 1892 nur noch aus 9 individuellen DKG-Mitgliedern und
konnte erst im folgenden Jahr mit 40 Mitgliedern als DKG-Abteilung neu konstituiert wer-
den. Von den Ortsgruppen Elberfeld, Essen, Gladbach, Hagen und Krefeld, die man 1885
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glaubte begründen zu können, kam zu Lebzeiten des Westdeutschen Vereins keine einzige
zustande. Abteilungen der DKG entstanden erst 1890 in Essen (1892: 131 Mitgl.), Hagen
(1892: 54 Mitgl.), Krefeld (1892: 192 Mitgl.) und 1891 in Elberfeld (1892: 86 Mitgl.).38

Auf der Berliner Vorstandssitzung des Kolonialvereins vom 11./12. März 1887, an der
auch Fabri und Scherenberg teilnahmen, betonte Hammacher die »Notwendigkeit, auch im
Rayon des Westdeutschen Vereins eine größere Zunahme der Mitgliederzahlen herbeizu-
führen und dahin mehr als bisher durch geeignete Maßnahmen, wie durch Veranstaltung
von Vortragsrundreisen zu wirken«.39 Mit dem gleichen Appell hatte Fabri schon ein Jahr-
fünft zuvor vergeblich auf den Vorstand des Westdeutschen Vereins einzuwirken gesucht.
Der 63jährige Vorsitzende des Regionalverbandes zeigte wenig Interesse, nun selbst noch
einmal die Verwirklichung jener Pläne zu übernehmen, mit denen er den Vorstand seiner-
zeit nicht recht hatte befreunden können. Vom Westdeutschen Verein selbst aber war in
dieser Hinsicht nur wenig zu erwarten.

Die letzte Krise um den Regionalverband und seine Sonderwünsche als Organisation
dauerte nur wenige Wochen und endete mit seinem Untergang. Fabri hatte den Westdeut-
schen Verein zuletzt nur noch als Mittel zum verbandspolitischen Zweck benutzt. Als die-
ser Zweck erreicht war, half er mit, die überholte Organisation aus dem Weg zu schaffen.
Die GfdK riet dem Westdeutschen Verein, dem sie viel zu danken hatte, dringend zur Inte-
gration in die künftige DKG.40 Die Westdeutschen begrüßten zwar die selbst erstrebte und
nun in greifbare Nähe gerückte Fusion von Kolonialverein und GfdK, forderten aber wieder
Sonderbehandlung und Vorrechte, mußten darum hingehalten und schließlich sanft aber
bestimmt schachmatt gesetzt werden. Das erledigten die beiden Fabris, die hier die wichtig-
sten Fäden in Händen hielten: Friedrich Fabri unterstützte Hammacher im Auftrag des Ko-
lonialvereins bei den Fusionsverhandlungen mit der GfdK. Zugleich aber hatte er als Vor-
sitzender des Westdeutschen Vereins dessen Sonderwünsche gegen beide Organisationen
zu vertreten, während sein Sohn Timotheus als Sonderbeauftragter der GfdK in Absprache
mit der Führungsspitze des Kolonialvereins versuchen sollte, den Westdeutschen Verein »in
seiner Gesamtheit« in die DKG herüberzuziehen.41 Der Kreis war lückenlos geschlossen. In
einem Scheinsieg gelang es dem Westdeutschen Verein auf dem Weg von Einzelverhand-
lungen mit dem zuvor wiederholt düpierten Kolonialverein, dessen Zustimmung zu einer
»den Verhältnissen angepaßten« Regelung gegenüber der geplanten neuen Holding-
Organisation einzuholen. Im letzten Moment vor der Fusion mit dem Kolonialverein wei-
gerte sich die GfdK plötzlich, ein solches Fait accompli zu akzeptieren und von vornherein
einen Krisenherd in die DKG zu übernehmen.42 Damit war das Schicksal des Westdeut-
schen Vereins als Organisation im Grunde schon entschieden. Als sich GfdK und Kolonial-
verein im Dezember endgültig einigten, war seine künftige Stellung zur DKG noch immer
ungewiß. Sie brauchte nicht mehr geklärt zu werden. Einen Monat nach der offiziellen
Konstituierung der DKG teilte Fabri ihrem Präsidium im Februar 1888 in lakonischen
Worten mit, er kenne »keine geeignete Persönlichkeit, die die Bildung von Abteilungen in
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Rheinland und Westfalen in die Hand nehmen« könne. In der Berliner Zentrale wurde dar-
aufhin beschlossen, »die Agitation in Rheinland und Westfalen dem Präsidium zu überlas-
sen«.43 Dem Westdeutschen Verein wurde mit dieser seiner eigentlichen Funktion auch die
Existenzberechtigung abgesprochen. In den Protokollen der Ausschuß- und Vorstandssit-
zungen der DKG taucht sein Name seither nicht mehr auf.44

Möglicherweise bestand ein Rest des westdeutschen Vorstandes noch eine Zeitlang als
informelle Runde kolonialwirtschaftlicher Interessenten fort. Namen seiner ehemaligen
Mitglieder finden sich seit dem Ende der 1880er Jahre in den Führungsgremien verschiede-
ner Kolonialunternehmen wieder.45 Ein Teil seiner führenden Mitglieder wechselte 1888 in
den Vorstand der neuen DKG über. Neben Friedrich und Timotheus Fabri – der über die
GfdK in dieses Gremium kam – saßen hier 1888 und 1889: H.A. Bueck, Kommerzienrat
Friederichs (Remscheid), A. Heimendahl (Krefeld), Karl von der Heydt (Elberfeld, seit
1892 Berlin), der Geheime Kommerzienrat Eugen Langen (Köln) und Freiherr Clemens
Heeremann von Zuydwyk (Münster i.W.). Nachdem Timotheus Fabri (1889), Bueck (1890)
und Friederichs (1890) ausgeschieden, Heimendahl (1890) und Friedrich Fabri (1891) ver-
storben waren, verblieben im Vorstand der DKG zu Anfang der 1890er Jahre noch Karl von
der Heydt, Eugen Langen und Heeremann von Zuydwyk als die drei letzten der ehemaligen
Vorstandsmitglieder des Westdeutschen Vereins für Colonisation und Export.46

Wir greifen vor, um das Bild der kolonialen Vereinstätigkeit Fabris abzurunden: Vieles
deutet darauf hin, daß er 1888 ganz bewußt dazu beitrug, den Westdeutschen Verein als
Organisation rasch in Vergessenheit geraten zu lassen. In diesem Jahr trat die Abteilung
Köln der DKG, der zwei Vorstandsmitglieder des zerfallenen Vereins, Eugen Langen und
Arthur vom Rath, angehörten, binnen weniger Monate als neues Zentrum der organisierten
Kolonialbewegung in Westdeutschland hervor. In Köln gab es 1885 schon rund 100 Mit-
glieder des Westdeutschen Vereins.47 1890 zählte die nach Berlin (870) und Dresden (607)
drittgrößte Abteilung der DKG 434 Mitglieder.48 Sie konstituierte sich am 19. Oktober
1888 auf dem Höhepunkt der populären Antisklavereibewegung, in der Fabri, unterstützt
von DOAG-Aktionär Eugen Langen, vorne anstand. Der Kölner Zuckerindustrielle über-
nahm den Vorsitz. Als seine Stellvertreter fungierten Oberlandesgerichtspräsident Dr.
Struckmann, Kommerzienrat Michels und Oberstaatsanwalt Hamm49, der Fabri ebenso
vertraut war wie Eugen Langen selbst.50 Zu den sieben Beisitzern zählte neben Arthur vom
Rath auch der letzte Geschäftsführer der Barmer Missions-Handels AG, F.A. Spiecker, und
der katholische Geistliche Hespers51, der zusammen mit Fabri und Major Wißmann die
große Antisklavereiversammlung im Kölner Gürzenich vom 27. Oktober 1888 bestritt52

und dem im Anschluß an diese Volksversammlung begründeten Afrikaverein deutscher
Katholiken präsidierte.53 Fabri gehörte zwar, in Godesberg ansässig, dem Kölner Vorstand
nicht an. Er arbeitete jedoch in seinen letzten drei Jahren als eine Art graue Eminenz eng
mit der Führungsgruppe der größten und wichtigsten DKG-Abteilung Westdeutschlands
zusammen und hielt hier auch wiederholt Vorträge. Sein Wort hatte in Köln entscheidendes
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Gewicht. Den Grund nannte Oberstaatsanwalt Hamm am 6. Oktober 1891 in seiner großen
Rede vor den zum Gedenken Fabris versammelten Mitgliedern der DKG-Abteilung Köln:
»War Fabri doch der eigentliche Gründer unserer Abteilung, und verdankt doch unsere
Abteilung, wenn sie sich rühmen darf, auf die koloniale Bewegung mehrfach einen nicht
unwesentlichen Einfluß ausgeübt zu haben, dies vor allem seiner Anregung und Förde-
rung«.54

Der Sozialstruktur ihres Mitgliederbestandes nach war die neue DKG55, in die der Kolo-
nialverein und der Westdeutsche Verein eine kleine, aber gewichtige Gruppe von hervorra-
genden Vertretern des Industrie-, Handels- und Bankkapitals, Politiker, zahlreiche Unter-
nehmer, Kaufleute, Gewerbetreibende und Vertreter des gehobenen Bildungsbürgertums,
die GfdK in größerer Zahl Mitglieder aus den Reihen des Mittelstandes einbrachten, eine
Organisation mit einer geschlossenen und im Vorstand erheblich überrepräsentierten Spit-
zengruppe professioneller Überseeinteressenten und breiter Basis im gehobenen Mittel-
stand. Einen gewissen Eindruck von der Sozialstruktur der organisierten Kolonialinteressen
vermittelt die folgende, von der DKG selbst im April 1893 aufgestellte ›Berufsstatistik‹
ihres Mitgliederbestandes56:

Beruf Mitgliederzahl Prozent

(1) Kaufleute, Fabrikanten, Gewerbetreibende 7.099 49,49
(2) Regierungsbeamte 2.298 13,10
(3) Offiziere 1.462 8,34
(4) Richter, Anwälte, Notare 1.115 6,58
(5) Geistliche, Lehrer 1.063 6,06
(6) Ärzte 826 4,71
(7) Rentiers 370 2,11
(8) Landwirte 421 2,40
(9) Gelehrte, Schriftsteller, Künstler 209 1,19
(10) Adelige 149 0,85
(11) Diverse 2.477 14,13

Eine Diskussion der statistischen Positionen anhand der zugrundeliegenden Mitgliederli-
sten57 definiert ihren Informationswert. Erstens wurde in der Statistik wie in den zugrunde-
liegenden Listen mit zum Teil disparaten Schlüsselbegriffen gearbeitet. Eine solche, in der
Berufsstatistik deplazierte, weil nach Standes- und nicht nach beruflichen Kriterien akku-
mulierte Gruppe stellt die außerordentlich vage Position 10 (Adelige) dar. Sie umfaßt der
traditionellen ständischen Nomenklatur nach Vertreter des niederen Adels (wie Ernst Frei-
herr von der Brüggen) bis hinauf zu solchen des Hochadels (wie Hermann Fürst zu Hohen-
lohe-Langenburg), aber auch berufliche, ökonomische und soziale Extrempositionen, wie
etwa ökonomisch degradierte bloße Titelträger mit zum Teil kleinbürgerlicher Existenz
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(wie Graf Pfeil), Großagrarier (wie Graf Felix Behr-Bandelin) und mächtige Vertreter des
Industriekapitals (wie Graf Guido von Henckel-Donnersmarck). Die Position 10 stellt je-
doch mit ihrer geringen Partizipation von gerade 0,85% am Mitgliederbestand der DKG das
Gesamtergebnis der Statistik kaum in Frage. Zweitens versperrt der Mangel an einer sozia-
len Differenzierung des Mitgliederbestandes in den Listen die soziale Aufschlüsselung der
wichtigen kumulativen Position 1 (in die zum Beispiel auch Privatbankiers wie Karl von
der Heydt eingingen), wogegen die Positionen 2 bis 9 schon durch die Berufsangaben rela-
tiv sichere Rückschlüsse auf die soziale Stellung ihrer Angehörigen gestatten. Drittens ist
eine genauere Ermittlung des numerischen und prozentualen Anteils der Mitglieder aus den
unteren Mittelschichten auf dem Weg über Berufsstatistiken nicht mehr möglich, weil die
DKG in ihren Listen bezeichnenderweise um Berufsangaben von ihres Erachtens geringem
»Belang« nicht eben viel Aufhebens machte. Dies hatte drei Gründe. Erstens kam die Ver-
schmelzung der mitgliederschwächeren und mittellosen GfdK mit dem vergleichsweise
mitgliederstarken und finanziell gut gestellten Kolonialverein in Wirklichkeit weniger einer
Fusion beider Organisationen als einem Aufgehen der GfdK im Kolonialverein gleich. Da-
mit vererbte sich auch das großbürgerliche Klassenbewußtsein des Kolonialvereins auf die
DKG, die sich ebenfalls vorwiegend als Interessenvertretung von »gebildeten und bemit-
telten Kreisen« verstand.58 Zweitens brachten die aus den Reihen des unteren Mittelstandes
stammenden Mitglieder der DKG in der Regel keine größeren freiwilligen, sondern nur ihre
regulären Mitgliedsbeiträge ein, mit denen allein jedoch die Öffentlichkeitsarbeit des
Dachverbandes nicht bestritten werden konnte. Drittens schließlich zeigte sich, daß die
kleinbürgerlichen Mitglieder wesentlich zu der in der Zentrale mit heftigem Mißfallen regi-
strierten, starken Fluktuation des Mitgliederbestandes (anfangs der 1890er Jahre mehr als
30%) beitrugen.59 Das aus den Listen sprechende, geringe Interesse an Berufen kleinbür-
gerlicher Mitglieder hingegen läßt wiederum den Schluß zu, daß Angehörige dieser
Schichten, die zum Teil auch in Position 1 (kleine Kaufleute und Gewerbetreibende) erfaßt
sind, auch einen beträchtlichen Anteil an der Position 11 (»Diverse«) stellten. Insgesamt
gesehen jedoch waren sie an Zahl wie Einfluß unbedeutend. Sie wurden aufgenommen,
aber nicht umworben.

Mit dem Programm des Dachverbandes, auf den er lange Zeit hingearbeitet hatte, war
Fabri einverstanden. Seine Hoffnung auf eine Massenorganisation jedoch erfüllte die Inter-
essenvertretung der sozial Privilegierten nicht. Schon Anfang 1889 bemängelte er, daß sich
die DKG, wie seinerzeit der Kolonialverein, zu einseitig »in den höheren und gebildeteren
Kreisen« angesiedelt und übersehen habe, daß die sozial elitäre pressure group nur, wie im
Programm vorgesehen, um die überfällige Massenbasis zu ergänzen sei, wenn die DKG
ganz bewußt »möglichst in weite Volkskreise« vorstoße.60 Dazu kam es nicht.

Die neue Holding-Organisation DKG bewirkte eine beträchtliche Konzentration der ko-
lonialen Interessen, zumal in den folgenden Jahren der organisatorische Aufbau planmäßig
und nach Maßgabe geradezu wissenschaftlicher Recherchen vorangetrieben wurde: von der
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Zentrale in Berlin über regionale Gauverbände, lokale Abteilungen (in der Regel über 50
Mitglieder) und Ortsgruppen (in der Regel unter 50 Mitglieder) bis hinab zu »Vertrauens-
männern« der Propagandazentrale in Städten mit nur einigen Mitgliedern.61 Bei statisti-
schen Analysen, die die DKG selbst anstellte, zeigte sich, daß die Mitgliederreservoire
nicht, wie anfangs vermutet, in den Groß-, sondern gerade den Kleinstädten vornehmlich
der hochindustrialisierten Gebiete und der agrar-industriewirtschaftlichen Mischzonen des
Reichs lagen. Ausnahmen bildeten, wie die folgende, aufgrund von DKG-Statistiken62 er-
mittelte geographische Verteilung des Mitgliederbestands über das Reich erkennen läßt, nur
Hannover, Brandenburg63, Pommern und Schlesien:

Wirtschaftsstruktur Gebiet DK-Mitglieder auf 1.000
der Gesamtbevölkerung (‰)

1890 1895

vorwiegend agrarisch Ostpreußen 0,04 0,07
Posen 0,06 0,11

Westpreußen 0,18 0,09
(Berlin) (0,42)

Pommern 0,33 0,22
Hannover 0,36 0,32

Mischzonen Württemberg 0,24 0,22
Bayern 0,28 0,25

Prov. Sachsen 0,35 0,40
Großh. Hessen 0,50 0,41

Baden 0,68 0,45

vorwiegend Schlesien 0,15 0,18
industriewirtschaftlich Westfalen 0,33 0,44

Sachsen 0,38 0,49
Hessen-Nassau 0,39 0,49
Rheinprovinz 0,56 0,50

Das koloniale Interesse – soweit es in Beitrittserklärungen zur DKG Ausdruck fand – stieg
wie das Interesse an eigener kolonialer Vereinsbildung umgekehrt proportional zur abneh-
menden Einwohnerzahl an. So lag 1890 der prozentuale Anteil der DKG-Mitglieder auf je
Tausend der Einwohnerzahl in deutschen Städten

von über 100.000 Einw. bei 1,26‰
von 50.000–100.000 Einw. bei 2,80‰
von 20.000–50.000 Einw. bei 4,20‰
unter 20.000 Einw. bei 10,50‰.
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Die Großstadtabteilungen der DKG stellten zwar ein beträchtliches Mitgliederkontingent
und waren darum die wichtigsten Zentren des kolonialen Vereinslebens. So stammten im
Jahr 1890 aus den neun größten (über 200 Mitglieder) Abteilungen der DKG in Berlin
(870), Dresden (607), Köln (434), München (300), Hannover (296), Frankfurt a.M. (256),
Magdeburg (255), Nürnberg (241) und Koblenz (235) allein rund 20% (3.499) des gesam-
ten Mitgliederbestands der DKG (16.996).64 Das Gros der Mitglieder aber rekrutierte sich
aus den zahlreichen kleineren Abteilungen der mittleren und Kleinstädte, innerhalb derer
auch das Organisationsinteresse mit sinkender Bevölkerungszahl weiter anstieg. So bestan-
den von den insgesamt 238 DKG-Abteilungen des Jahres 189465

  20   (8,4%) in Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern,
  20   (8,4%) in Städten mit 50.000 bis 100.000 Einwohnern,
  43 (18,1%) in Städten mit 25.000 bis 50.000 Einwohnern,
155 (65,1%) in Städten unter 25.000 Einwohnern.

Von der Bedeutung der Wirtschaftsstruktur des jeweiligen Gebietes für die kolonialpropa-
gandistische Erreichbarkeit seiner Bevölkerung und den oben genannten Ausnahmen abge-
sehen, konnte die DKG mit einem gewissen Recht allgemeinhin zu dem Ergebnis kommen:
Je kleiner die Stadt, je weiter ihre Entfernung von den Seestädten (also je erlebnisärmer
sowie sachbezogen informations- und erfahrungsärmer ihre Einwohner), desto ansprechba-
rer ihre Bevölkerung für koloniale Propaganda. Wie Fabri schon frühzeitig erkannt hatte
und wie nun durch DKG-Analysen bestätigt wurde, lag in der lokalen Organisation der
Schlüssel für die Mobilisierung und dauerhafte Institutionalisierung kolonialer Interessen.
Die Bildung von Abteilungen wurde zügig vorangetrieben. Es bestanden im Jahr 1888: 138,
1889: 148, 1890: 186, 1891: 243, 1892: 261 Abteilungen. Ende des Jahres 1888 stammten
von insgesamt 16.742 DKG-Mitgliedern rund 64% (10.697) aus Abteilungen, während
noch 36% (6.045) ohne lokale Organisation waren. Von den 16.264 Mitgliedern des Jahres
1894 dagegen waren rund 90% (14.622) organisiert in Abteilungen (83% = 13.403 Mitglie-
der) und Ortsgruppen (7% = 1.219 Mitglieder), während nur noch 10% (1.555) ohne lokale
Organisation dem Dachverband unmittelbar angehörten.66

Doch all diese Bemühungen um den planmäßigen Aufbau lokaler Nebenzentren, die als
propagandistische »Verteiler« der Zentrale funktionierten67, vermochten die Mitglieder-
zahlen der organisierten Kolonialbewegung seit der Gründung der DKG auf Jahre hinaus
nur noch mäßig, zeitweise gar nicht mehr anzuheben. Kolonialverein und GfdK hatten im
Dezember 1887 insgesamt 14.838 Mitglieder in die DKG eingebracht.68 Die Fluktuation
der Ein- und Austritte, mithin der rasche Wechsel von momentan durch organisierte Propa-
ganda gewecktem Interesse und enttäuschter Abwendung in den ersten vier Jahren der
DKG spricht aus folgender Übersicht: Es gab
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im Jahr 1888  1889 1890  1891 1892

Eintritte 1.904 1.603 3.403 4.140 3.344
Austritte 1.014 1.075 2.775 3.427 3.027.

Das Resultat hieß Stagnation: Die Zahl von 14.838 Mitgliedern im Herbst 1887 wuchs in
dem ersten Vereinsjahr der DKG zwar noch auf 16.742 an, rutschte 1889 aber schon wieder
auf 15.399 ab, kletterte mühsam auf 16.996 im Jahr 1890, 17.709 im Jahr 1891 und 18.250
im Jahr 1892. »Die Mitglieder, welche seit einer Reihe von Jahren unserer Gesellschaft
angehören und den soliden, unverrückbaren Stamm derselben bilden, zählen durchweg zu
den gebildeten Ständen«, meldete der Jahresbericht in einem aufschlußreichen sozial ag-
gressiven Kommentar, der zeigt, daß es der DKG mit dem im Programm anvisierten Ein-
bruch »in immer weitere Kreise« so ernst nicht war. Von dem abschätzig als »das fluktuie-
rende Element« angesprochenen »Rest der Mitglieder« erwartete sich die DKG weniger als
von den »gebildeten Ständen«, welche, wie der Jahresbericht polemisierte, »die überseei-
sche Wirtschaftspolitik aus Überzeugung« unterstützten, die »von genügender Sachkenntnis
getragen« werde. »Wir dürfen annehmen, daß 66 2/3 Prozent unserer Mitglieder diesen fe-
sten Stamm bilden, der von Jahr zu Jahr größer wird«.69 Die Prognose, aus der mehr nervö-
se Hoffnung als Überzeugung sprach, ging fehl. Die Mitgliederzahl von 18.250 fiel schon
1893 erneut ab auf 17.154, schrumpfte 1894 weiter auf 16.264, stagnierte 1895 bei 16.474,
hob sich 1896 leicht auf 17.901, schnellte jetzt erst ruckartig auf 21.252 im Jahr 1897 und
stieg seither in einem Jahrfünft steil an bis auf die Marke von 32.161 im Jahr 1902.70

Die Stagnation der Mitgliederzahlen zu Ende der 1880er Jahre hatte ihren Grund nicht
allein im sozial elitären Selbstverständnis der DKG. Sie war zugleich Ergebnis der schwe-
ren kolonialpolitischen Rückschläge und Enttäuschungen, welche, wie Fabri es abgesehen
hatte, direkt auf das koloniale Interesse zurückwirkten.71 1888/89 kam die schwere Krise
der deutschen Kolonialpolitik mit dem Zusammenbruch des Schutzbriefsystems in Ostafri-
ka, der Auflehnung Mahareros, der Flucht des Reichskommissars und der DKGfSWA-
Agenten aus Südwestafrika.72 Bismarcks zögernde, allgemein verwirrende Haltung, der
Helgoland-Sansibar-Vertrag und Caprivis koloniales Desinteresse, das demjenigen seines
Vorgängers nicht nachstand, taten ein übriges. Erst die Flottenagitation riß die Mitglieder-
zahlen der DKG wieder aus der Stagnation. Die DKG vom Jahr 1888 schuf sich zwar rasch
eine weit bessere Organisation als der Kolonialverein im Jahrfünft zuvor. Umgekehrt aber
fehlte ihr der »starke Impuls«, jener attraktive kolonialpolitische »Hintergrund« (Fabri), der
dem Kolonialverein 1884/85 so rapiden Mitgliederzuwachs eingebracht hatte.

Im August 1882 hatte Miquel in der zur Vorbereitung der Frankfurter Vereinsgründung
versammelten, informellen Runde kapitalkräftiger Überseeinteressenten betont, es gelte
nicht nur die »Wichtigkeit«, sondern die »Notwendigkeit« kolonialer Expansion zu propa-
gieren. Im Dezember stellte sich der Kolonialverein denn auch in seinen Satzungen die
Aufgabe, »das Verständnis der Notwendigkeit, die nationale Arbeit dem Gebiete der Kolo-
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nisation zuzuwenden, in immer weitere Kreise zu tragen«. Schon im September 1884, auf
dem Höhepunkt des wahltaktisch eskalierten Kolonialfiebers, glaubte Miquel das Propa-
gandaziel erreicht, die »öffentliche Meinung durchschlagend klar« von dieser Notwendig-
keit überzeugt zu sehen. Ein Jahrfünft später konstatierte Fabri, der ein feines Gespür für
die »psychologischen Stimmungen« der bürgerlichen Öffentlichkeit besaß, nüchtern, »daß
wir mit unserer Kolonialpolitik auf eine schiefe Ebene, wo nicht in Treibsand geraten
sind«. Die Krise der deutschen Kolonialpolitik erwecke »in weiten Kreisen einen nieder-
schlagenden Eindruck. So groß die Begeisterung für deutsche Kolonialpolitik in den letzten
Jahren war, so bedenklich schauen heute viele drein. Wären wir doch diesen Dingen fern-
geblieben!, meinen nicht wenige, und vielleicht noch größer ist die Zahl derer, die solches
denken, ohne es auszusprechen«.73

Ende 1887 übernahm die DKG mit der Propaganda für die bekannte »Erkenntnis der
Notwendigkeit« fast wörtlich die schon mehr als ein Jahrfünft alte, zentrale Zweckbestim-
mung des Kolonialvereins in ihr Programm.74 Schon ein Jahr später sollte mit der Krise in
Südwest- und Ostafrika jene Situation eintreten, welche diese Zweckbestimmung mit einer
seit 1884 nicht mehr erlebten »Notwendigkeit« aktualisierte und auch Friedrich Fabri, den
»Altmeister der deutschen Kolonialagitation« (Müller), noch einmal auf die Tribüne rief,
von der er 1887 glaubte abtreten zu können.

Anmerkungen
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Reuß j.L. 79 0,65
Lippe 29 0,22

In Elsaß-Lothringen, dessen Mitgliederzahl ich für 1892 nicht erfassen konnte, gab es 1895 258 DKG-
Mitglieder (0,16‰) (ebd.; DKG, Verzeichnis ihrer Organe und Abteilungen, Berlin 1892, S. 5, 23).

63 Der starke Anteil Brandenburgs resultiert aus den hohen Mitgliederzahlen im Stadtgebiet Berlin, wo der
Centralverein seit 1879, die GfdK seit 1884, der Kolonialverein seit 1885 und die DKG seit 1888 ihren
Sitz hatten. Berlin, die mitgliederstärkste Abteilung Deutschlands, überragte im März 1895 mit 668 Mit-
gliedern Brandenburg (495) erheblich und zählte mehr Mitglieder als ganz Ostpreußen, Westpreußen,
Pommern und Posen zusammen (584). Ähnliches gilt für Hannover. Die 1892 nach Berlin, Dresden,
Köln und München fünftgrößte Abteilung zählte in diesem Jahr 296, im März 1895 bereits 644 Mitglie-
der (JbDKG 1894, S. 35).

64 JbDKG 1890, S. 4; 1892, S. 1.
65 JbDKG 1894, S. 31.
66 Ermittelt aufgrund der Daten in JbDKG 1892, S. 4; 1894, S. 34 und bei Prager, S. 54.
67 JbDKG 1893, S. 4.
68 Prager, S. 54.
69 JbDKG 1892, S. 1f.
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70 Ebd.; Prager, S. 54; Pierard, S. 106.
71 Darauf hat erstmals Pierard, S. 105 hingewiesen; vgl. auch Pogge, Nationale Verbände, S. 302.
72 Hierzu oben, Kap. 21.3.
73 Fabri, Kolonialpolitik, S. IV.
74 Diese Zweckbestimmung blieb auch nach der Revision der Satzungen vom 15.4.1894 bestehen (Satzun-

gen der DKG, Berlin 1894, Art. II, S. 1).





20. »Wie weiter?« (1887/88)

Als sein Programm der »kolonialen Aufgaben« starke Resonanz gefunden hatte, die Ver-
mittlungsarbeit für Missionen in den ›Schutzgebieten‹ geleistet, die DOAG neu konstituiert
und der Weg zur Fusion von GfdK und Kolonialverein gebahnt war, zeigte Fabri Neigung,
einen Schlußstrich unter sein Engagement in der organisierten Kolonialbewegung zu zie-
hen. »Wie weiter?« lautete der Titel seiner letzten, nach zehnjährigem Schweigen1 durch
den Hammersteinschen Antrag veranlaßten, kirchenpolitischen Schrift, in der er 1887 zum
Abbau der Kulturkampfgesetzgebung Stellung nahm.2 Der Titel kam einem Bekenntnis
gleich. Der Kolonialpropagandist schien müde geworden und mit seinem letzten kirchen-
politischen Diskussionsbeitrag den Weg zurück in die Theologie antreten zu wollen. »Die
vorbereitenden Stadien sind heute durchmessen, und es handelt sich gegenwärtig um Ar-
beiten praktischer Kolonialpolitik«, hieß es im Vorwort der Schrift. »Ich bin mit tausenden
unseres Volkes darüber erfreut und auch persönlich froh, daß wir soweit sind. Jede auf die
Masse des Volkes berechnete Agitation hat ja ihre Beschwerlichkeiten, unter denen wohl
die vorneansteht, daß man so oft im Grunde dasselbe sagen muß; das ermüdet zuletzt den
Geist. Und ist die Bewegung einmal im Fluß, so hat man auch sofort ihren wahren Gehalt
gegen Überschwenglichkeiten und Übertreibungen zu schützen. Es ist mir überhaupt auch
viel sympathischer, Menschen und Dinge von stiller Warte aus ruhig zu betrachten, als in
einer die breiten Massen des Volkes ergreifenden Bewegung mit vornean zu stehen. Und,
muß man's einmal tun, so zieht man sich doch auch gerne wieder zurück, wenn man das
seine getan zu haben glaubt«. Der »Vater der kolonialen Bestrebungen« (Simons) zeigte
sich gewillt, von der Bühne abzutreten, und verabschiedete sich in Worten, aus denen noch
einmal die für sein propagandistisches Engagement grundlegende sozialökonomische Per-
spektive kolonialer Expansion sprach: »Immerhin bin ich dankbar, daß diese kolonialpoliti-
sche Episode mir beschieden worden […]. Vor allem erschien das durch sie geförderte
Nachdenken über wirtschaftliche Fragen mir lohnend. Dasselbe hat in der Gegenwart etwas
überaus Anziehendes. Fast alle großen Fragen, welche die heutige Kulturwelt bewegen,
wurzeln ja in sozialen und wirtschaftlichen Problemen; und auch die neuere Kolonialpolitik
ist im Grunde nichts anderes als ein Teil der Sozialpolitik.«3

Im Juli 1888 ersuchte Fabri den preußischen Kultusminister um seine Ernennung zum
ordentlichen Honorarprofessor an der evangelisch-theologischen Fakultät der Universität
Bonn. Er wollte Vorlesungen über neutestamentliche Exegese, dogmatische und religions-
geschichtliche Probleme halten.4 Wie er später an Goßler schrieb, handelte er »in der Ab-
sicht, die Kolonialpolitik von mir abzuschütteln und forthin mich überwiegend der Theolo-
gie zu widmen«.5 Die aus diesen Worten sprechende ideelle Motivation, die er auch im
Vorwort seiner Schrift »Wie weiter?« hervorkehrte, scheint jedoch nicht allein ausschlag-
gebend gewesen zu sein. Selbst Fabri wohlgesonnene Zeitgenossen zweifelten daran und
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vermuteten, er handle auch in der Hoffnung, sich mit Hilfe des erstrebten Bonner Lehramts
aus einer peinlichen Situation und materiellen Schwierigkeiten zu befreien.6 Die Rheini-
sche Mission hatte die beträchtlichen finanziellen Wünsche ihres scheidenden Inspektors
1884 im Glauben erfüllt, es werde sich nur um eine kurze Überbrückung handeln. Sehr zum
Mißfallen der Barmer Zentrale aber schien Fabri sein reguläres Gehalt seither als Pension
zu betrachten.7 Der hier wurzelnden Kritik konnte er nur durch einen Verzicht den Boden
entziehen. Hinzu kam, daß er seit 1884 an einer erheblichen Schuldenlast trug. Nach seiner
Amtsniederlegung hatte er in Godesberg ein größeres Haus erworben, um darin eine Privat-
schule einzurichten. Ob er den Kauf, wie es hieß, tatsächlich mit Geldern aus Amerika oder
mit Vorschüssen aus dem Kreis seiner kapitalkräftigen westdeutschen Freunde finanzierte,
bleibt ungewiß. Sicher ist jedoch, daß er die Absicht, das Haus für Erwerbszwecke zu nut-
zen, nicht verwirklichen konnte und sich 1888 zum Verkauf genötigt sah, um seine Schul-
den abtragen zu können.8 Darum liegt die Vermutung nahe, daß bei seinem Versuch, nun,
nachdem »die Kolonialsache abgewickelt« war, eine Honorarprofessur zu erhalten9, finan-
zielle Erwägungen eine beträchtliche Rolle spielten.

Mit seinem Gesuch begegnete Fabri bei Goßler zunächst »freundlichem Widerstande«.
Der preußische Kultusminister zeigte sich zwar sehr zuvorkommend und stellte dem Ge-
danken an eine Honorarprofessur keinerlei Einwendungen entgegen, suchte den Antrag-
steller aber streng vertraulich für einen »anderen Plan […] zu erwärmen«, der »die Zu-
stimmung des Reichskanzlers voraussetzte«. Fabri bekundete reges Interesse. Da Goßler
jedoch nähere Details vor einer Rücksprache mit Bismarck als »noch ganz undefiniert«
zurückhielt, ließ er sicherheitshalber beide Eisen im Feuer und entgegnete gewitzt, »viel-
leicht ist es am besten, das eine tun und das andere nicht lassen«. Der in Fabris Korrespon-
denz mit Goßler nur geheimnisvoll als »bezügliche Tätigkeit und Stellung« umschriebene
Vorschlag10 sollte schon kurz darauf Wirklichkeit werden.

Goßler war gern bereit, sich auch für die akademischen Pläne Fabris zu verwenden. »Die
Angelegenheit wegen Ihrer Honorarprofessur«, ließ er Fabri wissen, »wird nach Möglich-
keit gefördert werden«.11 Schon am 4. August 1888 ging ein Erlaß des Kultusministers an
den Geheimen Oberregierungsrat Dr. Gandtner ab, in dem der Bonner Universitätskurator
beauftragt wurde, in der evangelisch-theologischen Fakultät »vertrauliche Rücksprache
über diese Angelegenheit zu nehmen und […] mir auch Ihre eigene Ansicht darüber vorzu-
tragen, ob es sich empfehlen wird, dem Wunsch des Dr. Fabri zu entsprechen«.12 Mit dieser
Anfrage Goßlers begann ein zäher Kampf des Bonner Universitätskurators gegen die Be-
rufung Fabris. Der im Grunde merkwürdig unnachgiebige Widerstand des Vertreters einer
Fakultät, die Fabri nicht nur 1868 den Ehrendoktor der Theologie verliehen, sondern in den
1860er Jahren sogar zweimal Berufungen zu ordentlichen Professuren angeboten hatte13,
war sachlich und persönlich motiviert. Fabri hatte sich durch seine theologisch »beherr-
schende« Stellung im Wuppertal, sein monarchisches Regiment in der Rheinischen Mission
und seine Rolle in der Erweckungsbewegung, dann auch als »Vater der kolonialen Bestre-
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bungen« einen Geltungsanspruch zugeeignet, der nicht nur in der Rheinischen Mission eine
gewisse Beklemmung hervorrief. Schon bei seiner ersten vertraulichen »Erkundigung« bei
einigen Mitgliedern der Bonner Fakultät stieß Gandtner auf die gleiche, nahezu furchtsame
Abwehrhaltung.14 Er teilte Goßler mit, »daß bei der vorliegenden Frage seitens der Mit-
glieder der Fakultät sich, wenn auch unbewußt, eine gewisse Besorgnis für ihre eigene aka-
demische Tätigkeit geltend« mache, und stellte sogleich »Ermittlungen« an.15

Vom Kultusministerium informiert, erklärte Fabri beschwichtigend, sich »mit den Mit-
gliedern der gesamten Fakultät in freundlichem Einvernehmen« halten zu wollen.16 Doch
Gandtner zeigte auch sachliches Desinteresse. Man könne »nicht sagen, daß die Vermeh-
rung der Lehrkräfte für neutestamentliche Exegese oder für systematische Theologie ein
dringendes Bedürfnis wäre […]. Eher kann ein solches Bedürfnis hinsichtlich der prakti-
schen Theologie erkannt werden«. Sollte die Berufung Fabris unabwendbar sein, dann sei
es dringend anzuempfehlen, ihn wenigstens in der Venia legendi »auf gewisse Zweige der
praktischen Theologie zu beschränken«.17 Gandtners Versuch, Fabri durch Beschränkungen
abzuschrecken, war ebenfalls vergeblich. Goßler gab Fabri im Kultusministerium Kenntnis
von Gandtners zweitem Obstruktionsversuch und meinte abschätzig: »Geben Sie die […]
gewünschte Erklärung, damit die Sache erledigt sei«.18 Fabri gab sie19, ohne daß jedoch
damit die »Sache erledigt« gewesen wäre. Inzwischen war Gandtner mit seinen nachgerade
kriminalistischen »Ermittlungen« ein gutes Stück vorangekommen. Er konnte zwar nicht
verhindern, daß auch positive Auskünfte eingingen, legte es aber offensichtlich darauf an,
Denunzianten in den Zeugenstand zu berufen, die sich fürs erste in Andeutungen über »die
Einkommensverhältnisse des Herrn Missionsinspektors Dr. Fabri« ergingen.20 Allgemein
»nimmt man an, daß F. nach der Honorarprofessur strebe, um Geld zu verdienen«, berich-
tete er einseitig, verwies auf Fabris Pension aus der Barmer Missionskasse, seine Godes-
berger Schulden, suggerierte, daß er »durch Aussicht auf hohe Honorare aus dieser Verle-
genheit kommen« wolle, und kommentierte schadenfroh: »Diese Rechnung dürfte aber ohne
den Wirt gemacht sein«, da seine Honorare bei dem großen Angebot an Lehrveranstaltun-
gen »gewiß nur mäßig ausfallen« dürften. »Meines Erachtens ist gewiß auch Eitelkeit we-
nigstens mit ein Beweggrund«.21

Mit beiden Vermutungen ging Gandtner in gewissen Grenzen wohl nicht fehl. Mit der er-
sten Unterstellung aber hatte der Bonner Universitätskurator seine eigene »Rechnung« er-
neut ohne den Godesberger »Wirt« gemacht. Hinterhältig erkundigte er sich, ob Fabri denn
nicht »zum außerordentlichen Professor ohne Gehalt ernannt« werden könnte.22 »Mein
Anerbieten geschah in der einfachsten und lautersten Absicht. Ich wollte der theologischen
Jugend«, parierte Fabri nicht minder verschlagen bei Goßler, »einen Dienst leisten ohne
irgendwelche Vergütung«. Ein Honorarprofessor habe schließlich »keinerlei Gehaltsan-
sprüche« zu stellen.23 »Freilich steht dabei zu besorgen, daß die Anträge auf Gewährung
von Besoldung wahrscheinlich nicht lange ausbleiben würden«, nörgelte Gandtner aus
Bonn24, gab noch immer nicht auf, holte vielmehr zu seinem wuchtigsten Schlag gegen den
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vermeintlichen akademischen Ruhestörer aus und brachte die Krise um die »Entlassung«
Fabris aufs Tapet. Um die Jahreswende 1888/89 trafen über jene Ereignisse einige für Fabri
wenig günstige Berichte und Stellungnahmen ein, die sich Gandtner »in der Fabrischen
Angelegenheit von durchaus glaubwürdigen Seiten« beschafft hatte.25

Jetzt sah sich Goßler selbst zu Recherchen genötigt. Sein engster Mitarbeiter, der Ge-
heime Oberregierungsrat Althoff, delegierte die »Nachforschungen«, die sich besonders auf
die Hintergründe der Affäre Fabri richteten, an den Oberkonsistorialrat Prof. Dr. Weiß.26

Eine Berliner Agentur wurde eingeschaltet, die zunächst in den Antiquariaten der Reichs-
hauptstadt nach gegen Fabri gerichteten Streitschriften vom Beginn der 1880er Jahre fahn-
dete und sich dann »bei mehreren Personen in Barmen« um Informationen bemühte. In
Berlin blieb die Suche ohne Ergebnis. In Barmen kam Fabri die Schweigsamkeit seines
Amtsnachfolgers zugute, der nicht gewillt war, die unerfreulichen Hintergründe der endlich
überstandenen Krise der Rheinischen Mission erneut ins Licht zu rücken. A. Schreiber war,
wie erwähnt, demonstrativ »nichts bekannt!«27 »Die Nachforschungen […] waren leider
vergeblich«, berichteten die Rechercheure an Althoff.28

Gandtner spielte seine letzte Karte gegen Fabri aus: »Zu meinem großen Erstaunen habe
ich seine Ernennung zum Honorarprofessor in verschiedenen politischen Blättern gelesen«,
wußte er empört zu berichten. Er könne »nur annehmen, daß von ihm selbst derartige Hoff-
nungen ausgesprochen worden sind, welche sich in der Presse zu Tatsachen verdichtet ha-
ben«. Aus »akademischen Kreisen« beteuerte Gandtner gleich wiederholt, sei die Nachricht
»sicherlich nicht« in die Presse lanciert worden, »jedenfalls habe ich keinen Anlaß gege-
ben«.29 Ob es sich bei den voreiligen Pressemeldungen Ende des Jahres 1888 um eine über
Umwege gezielte Indiskretion aus Godesberg handelte, ist ungewiß. Im Kultusministerium
jedenfalls gab Weiß zu bedenken, daß Fabri bekanntlich »mit der Presse in enger Fühlung«
zu arbeiten pflege.30 Goßler zögerte.31

Im November 1888 schon war Fabri im Kultusministerium vorstellig geworden, hatte
Althoff die Zusage für eine »baldige definitive Erledigung der Angelegenheit« und das Zu-
geständnis abgenötigt, »ja, wir sind Ihnen Satisfaktion schuldig«. Gandtners letzter Vorstoß
verschleppte die endgültige Entscheidung nochmals. Am 18. April 1889 distanzierte sich
Fabri ausdrücklich von der Indiskretion und kehrte den Spieß geradewegs um. Jetzt, nach-
dem die Öffentlichkeit bereits von seiner angeblichen Ernennung unterrichtet sei, müsse er
darauf beharren, die »fatale Pressemitteilung« nachträglich und zwar »baldmöglichst« zu
verifizieren.32 Am 6. Mai 1889 fragte Goßler bei Bismarck an, ob gegen eine Berufung
Fabris nach Bonn Einwände bestünden und betonte: »Ich bin geneigt, diesem Wunsche
Folge zu geben, da mir der p. Fabri sowohl nach seinen theologischen Leistungen zu der
Stellung wohl geeignet zu sein scheint und ich mir von seiner Lehrtätigkeit in Bonn gute
Erfolge verspreche«.33 Vier Tage später schon ließ Bismarck dem Kultusministerium mit-
teilen, daß »Bedenken meinerseits nicht bestehen«.34 Auf eine Anfrage von Goßler vom 27.
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Mai äußerte sich der Evangelische Oberkirchenrat am 7. Juni im gleichen Sinne35 und wi-
derlegte damit Gandtners denunziative Behauptung, daß man Fabri »in Kreisen der Geist-
lichkeit nicht sehr hold« sei.36 Am 6. Juli wurde Fabri informiert, daß »nichts mehr im We-
ge steht, die Allerhöchste Ermächtigung« einzuholen, und befragt, ob er nach wie vor bereit
sei, sich, aufgrund seines Alters ohne Aussicht auf die Übernahme eines Ordinariats, mit
einer ordentlichen Honorarprofessur, den entsprechend unsicheren Bezügen zu begnügen
und an der Gandtner zugestandenen Erklärung festzuhalten.37 Am 17. Juli sagte er zu.38

Ende des Monats ging das offizielle Ernennungsgesuch an Wilhelm II. ab. Goßler stellte
dem Theologen und Kirchenpolitiker Fabri ein hervorragendes Zeugnis aus und konnte
anfügen, daß der Antragsteller neuerdings mit Bismarck »in Kolonisationsangelegenheiten
vielfach in Berührung gekommen« sei, »sich wie schon früher nun in erhöhtem Maße den
Kolonisationsbestrebungen gewidmet und dieselben durch Wort und Schrift erheblich ge-
fördert« (im Konzept gestrichen) bzw. »erheblich zu fördern gesucht« habe.39 An Bord
seiner Jacht »Hohenzollern« unterzeichnete der Kaiser am 10. August 1889 die Urkunde.40

Am 2. Oktober 1889 unterrichtete Goßler Fabri von seiner Ernennung zum ordentlichen
Honorarprofessor der evangelisch-theologischen Fakultät der Rheinischen Friedrich-
Wilhelms-Universität Bonn.41

In den drei Semestern, die ihm für die Bonner Lehrtätigkeit noch verblieben, scheint Fa-
bri von seiner Venia legendi kaum Gebrauch gemacht zu haben.42 Die Rückkehr zur Theo-
logie, die er 1887 im Vorwort zu seiner Schrift »Wie weiter?« ankündigte und im Juli 1888
mit seinem Gesuch an Goßler anzustreben schien, kam nicht zustande. Es unterliegt star-
kem Zweifel, ob es ihm mit der Abwendung von der Kolonialpolitik überhaupt so ernst
war, wie er vorgab. Hätte er bei dem Gesuch um seine Ernennung zum Honorarprofessor
der Theologie in Bonn wirklich in der Absicht gehandelt, die Kolonialpolitik von sich »ab-
zuschütteln«, dann erschiene es schlechterdings widersinnig, daß er sich im Juli 1888 zu-
gleich so stark für Goßlers »Gedanken an eine andere Tätigkeit« interessierte und darum
bat, »die zweite Möglichkeit ihrer eventuellen weiteren Entwicklung zu überlassen«. Diese
»zweite Möglichkeit« nahm bereits unmittelbar darauf konkrete Gestalt an. Als Fabri weni-
ge Tage nach dem Gespräch mit Goßler, welches ihn für jenen, von Bismarcks Zustimmung
abhängigen »anderen Plan« einnahm, erneut ins Kultusministerium gebeten wurde, konnte
ihm Goßler bereits »ein Schreiben aus Friedrichsruh über kolonialpolitische Angelegen-
heiten« vorlesen.43

Bismarcks vertrauliches Schreiben fehlt in den Akten. Der Inhalt läßt sich jedoch anhand
der folgenden Ereignisse und der Korrespondenz Fabris mit dem preußischen Kultusmini-
sterium zumindest seiner Tendenz nach erschließen. Der Reichskanzler, dem Fabri 1885
erstmals mit Erfolg Berater- und Vermittlerdienste angeboten hatte, zeigte sich kritischen
Urteilen von seines Erachtens konstruktiver Intention gegenüber durchaus aufgeschlos-
sen.44 Fabris aufsehenerregende frühe Stellungnahmen zur deutschen Kolonialpolitik aus
dem Jahr 1885, die zum Teil auch den Weg in die Akten des Auswärtigen Amts fanden45,
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dürften ihm kaum entgangen sein. Mit besonderem Interesse aber nahm Bismarck wohl zur
Kenntnis, daß Fabri, obgleich er die Chancen der Charteridee und damit die Grundgedan-
ken seines ›Kolonialprogramms‹ von Anbeginn an skeptisch beurteilte, nicht nur für die
DKGfSWA geworben, sondern 1885/86 auch beträchtlich dazu beigetragen hatte, die tor-
kelnde DOAG und damit den neben der NGK einzigen, schwächlichen Pfeiler des Schutz-
briefsystems mit Hilfe des großen Kapitals zu festigen. Die Vermutung liegt nahe, daß
Goßler, der mit Fabri seit 1885 im Kultusministerium nicht nur Fragen der Mission, son-
dern wiederholt auch kolonialpolitische und kolonialwirtschaftliche Probleme erörterte und
sich vom Urteilsvermögen seines Gesprächspartners sehr beeindruckt zeigte46, mit der An-
regung an Bismarck herangetreten war, Fabri von Fall zu Fall für derartige Stellungnahmen
einzuspannen. Diesen Gedanken dürfte Bismarck in dem erwähnten Schreiben vom Juli
1888 zumindest allgemein akzeptiert haben. Denn schon im August arbeitete Fabri an einer
ersten umfangreichen kolonialpolitischen Denkschrift47, die Goßler Mitte September direkt
an Bismarck weiterreichte.48 In den folgenden Monaten analysierte Fabri die kolonialpoliti-
sche Lage in Gestalt von Denkschriften und zahlreichen kleineren Eingaben, die »auf geäu-
ßerten Wunsch hin dem Reichskanzler […] jeweilig unterbreitet« wurden.49

Die Entwicklung, die sich in seinem Verhältnis zu Bismarck 1885 angebahnt hatte, er-
reichte damit ihren Höhepunkt. Den entscheidenden Anstoß hierzu gab ausgerechnet jenes
Gespräch vom Juli 1888, in dem Fabri Goßler um seine Ernennung zum Honorarprofessor
in Bonn ersuchte. Es wurde, wie er dem preußischen Kultusminister gegenüber im Juli
1889 erwähnte, »durch Ihre gütliche Vermittlung der Ausgangspunkt zu einer Reihe von
Beziehungen und Verhandlungen mit dem Herrn Reichskanzler im Auswärtigen Amt, die
sich bis Ende des vorigen Jahres ausdehnten«. Bismarck habe ihn wissen lassen, »es sei ihm
willkommen, wenn ich auch ferner meine Gedanken zur Kolonialpolitik in direkter Zu-
schrift ihm aussprechen würde«, konnte Fabri anfügen. Er habe sogar Grund zu der An-
nahme, daß eine Reichstagskandidatur »der Reichsregierung nicht unerwünscht« sei. Diese
Worte standen in jenem Schreiben, in dem Fabri Goßler die Absicht bekundete, die ein Jahr
zuvor erbetene Bonner Honorarprofessur wahrzunehmen. »So bin ich denn in einem weit-
tragenden öffentlichen Interesse gebunden«, schränkte er ein, »wenigstens einen Teil meiner
Zeit den kolonialpolitischen Dingen offenzuhalten«.50 Die »kolonialpolitische Episode« sei-
nes Lebens, die er 1887 beendet glaubte, sollte erst mit seinem Tod ihren Abschluß finden.
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1870² (vgl. Fabris Briefe gegen den Materialismus, die Anlaß zu seiner Berufung nach Barmen gaben).
Christlieb war überdies ein engagierter Missionsschriftsteller. Er schrieb: Der Missionsberuf des evange-
lischen Deutschland nach Idee und Geschichte, Gütersloh 1876; Der indobritische Opiumhandel und sei-
ne Wirkungen, ebd. 1878²; Der gegenwärtige Stand der evangelischen Heidenmission, ebd., 18804;
Ärztliche Missionen, ebd. 1884. Über Christlieb: Zum Gedächtnis Theodor Christliebs, Bonn 1889.
Christlieb wurde zwar durch Fabri informiert, konnte seinen um fast ein Jahrzehnt älteren Freund aber
nicht mehr gegen Gandtners Abwehrversuche unterstützen, weil er zu dieser Zeit bereits todkrank war. Er
starb am 16. August 1889, noch bevor Fabri seine Ernennungsurkunde erhielt (DZA II, Rep. 76 Va Sekt.
3 Tit. IV, Nr. 36, Bd. 5, S. 82, 85, 104).

15 Gandtner an Goßler, 24.10.1888, ebd., S. 16.
16 Fabri an (Althoff), 30.10.1888, ebd., S. 1.
17 Ebd., S. 18f.
18 Ebd., S. 52.
19 Die Interpretation, die Fabri im Kultusministerium aushandelte, entzog seiner Erklärung jedoch den von

Gandtner intendierten prinzipiellen Charakter. Fabri hielt sicherheitshalber schriftlich fest, daß es sich
nicht um eine »prinzipielle Verzichtleistung auf neutestamentliche Exegetica, sondern nur um die Zusage
handle, wenn, wie gegenwärtig, dieser Lehrgegenstand von seiten der vorhandenen Lehrkräfte wirklich
vertreten sei, andere Lehrstoffe zu wählen« (ebd.).

20 Bericht Gandtners an Althoff, 17.11.1888, ebd., S. 41f.
21 Ebd., S. 43f., 48.
22 Ebd., S. 44.
23 Ebd., S. 53.
24 Ebd., S. 44.
25 Ebd., S. 42.
26 Dr. jur. h. c. Friedrich Theodor Althoff (1839–1908), Geheimer Oberregierungsrat und Vortragender Rat

im Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten, Referent für Universitätsan-
gelegenheiten. Dr. phil., theol. h. c. Karl Philipp Bernhard Weiß (1827–1918), o. Prof. der Theologie a.d.
Universität Berlin, Oberkonsistorialrat und Vortragender Rat II. Klasse (Lüdicke, S. 29, 83).

27 S. hierzu S. 382, Anm. 8.
28 DZA II, Rep. 76 Va Sekt. 3 Tit. IV, Nr. 36, Bd. 5, S. 59; vgl. S. 51.
29 Ebd., S. 44f., 48.
30 Aktennotiz, ebd.
31 Goßler ließ ein (in den Akten nicht mehr enthaltenes) Schreiben an Fabri bis auf weiteres zurückhalten

(ebd., S. 52).
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32 Ebd., S. 53f.
33 Goßler an Bismarck (Konz.), 6.5.1888, ebd., S. 54.
34 Bismarck an Goßler, 10.5.1889, ebd., S. 64.
35 Ebd., S. 65, 77.
36 Gandtner an Althoff, 26.10., 17.11.1888, ebd., S. 43, 48.
37 Althoff an Fabri, 6.7.1889 (Abschr.), ebd., S. 99.
38 Fabri an Goßler, 17.7.1889, ebd., S. 81ff.; an Althoff, 17.7.1889, ebd., S. 98 (Abschr. Rep. 92, Stöcker I

2f.).
39 Goßler an Wilhelm II., 28.7.1889 (Konz.), Rep. 76 Va Sekt. 3 Tit. IV, Nr. 36, Bd. 5, S. 78ff.
40 Ebd., S. 96f.
41 Goßler an Fabri, 2.10.1889 (Abschr.), ebd., S. 100. (S. 100f. die Abschr. der amtlichen Bekanntgabe für

Reichsanzeiger und Zentralblatt sowie gleichlautende Benachrichtigungen für Bismarck, den Ev. Ober-
kirchenrat und Gandtner).

42 Die entsprechenden Akten der Bonner Theol. Fakultät sind vernichtet. Schreiber berichtet in seinem
Artikel der ADB 48, S. 476, Fabri habe sein akademisches Lehramt kaum wahrgenommen; desgl. Kriele,
S. 272. Für das Wintersemester 1889/90 jedenfalls kündigte er in Stellvertretung seines im August 1889
verstorbenen Freundes Christlieb, der ihn kurz vor seinem Tod darum gebeten hatte, eine exegetische
Vorlesung an (Fabri an Goßler, 17.7.1889, DZA II, Rep. 76 Va Sekt. 3 Tit. IV, Nr. 36, Bd. 5, S. 82; Mit-
teilung des Bonner Kuratoriums an Goßler, 11.10.1889, ebd., S. 104). Noch am 10.8.1889, am gleichen
Tag, an dem Wilhelm II. bereits Fabris Ernennungsurkunde unterzeichnete, hatte Gandtner dem preußi-
schen Kultusministerium mitgeteilt, man werde im kommenden Wintersemester bei der wohl nötigen
Vertretung Christliebs »ohne Fabris Hilfe!« auskommen. Da er jedoch eine anderweitige Vertretung nicht
zu arrangieren vermochte, mußte er sich dazu bequemen, Fabri die Vorlesung zu überantworten (Gandt-
ner an Althoff, 10.8.1889, Abschr., ebd., S. 85).

43 Fabri an Goßler, 18.4.1889, ebd., S. 52; vgl. S. 46.
44 Vgl. Hagen, S. 176, 178.
45 DZA I, RKA 6893, S. 107.
46 Goßler an Bismarck, 18.9.1888, DZA I, RKA 6924, S. 3.
47 Denkschrift Fabris vom August 1888, ebd., S. 4–21.
48 Goßler an Bismarck, ebd., S. 3.
49 DKZ NF 4. 1891, S. 145. Vgl. Fabri, Kolonialpolitik, Vorwort; Hamm, Fabri, in: KZ, 11.10.1891; G.

Meinecke, Fabri, in: Illustrierte Zeitung, 1.8.1891, S. 130. Fabri charakterisierte diese Arbeit Goßler ge-
genüber dunkel als »bezügliche Tätigkeit« und »Stellung« (s. Anm. 10). Ob damit nur auf die »Stellung«
zu Bismarck angespielt wurde oder ob Fabri für diese »Tätigkeit« zeitweise gewisse Zuwendungen (etwa
aus den Mitteln des Reptilienfonds), die ihm, wie erwähnt, nicht unwillkommen gewesen sein dürften,
erhalten hat, konnte ich nicht klären (bei Nöll v. d. Nahmer findet sich kein Hinweis darauf).

50 Fabri an Goßler, 17.7.1889, DZA II, Rep. 76 Va Sekt. 3 Tit. IV, Nr. 36, Bd. 5, S. 81. Das Gegenteil trat
ein. Schreiber berichtet, daß sich Fabri mit dem Gedanken an zwei theologische Werke, einen Kommen-
tar der Korintherbriefe und eine Arbeit über die Lehre vom Heiligen Geist trug, aber »über dieser Tätig-
keit in kolonialen Angelegenheiten nicht dazu kam« (ADB 48, S. 476).



SECHSTER TEIL:
Das Ende der »kolonialpolitischen
Episode«. Zwischen Kolonialbewegung
und Kolonialpolitik (1888–1891)

21. Die Krise der deutschen Kolonialpolitik:
Fabri und Bismarck

Um die für die folgende Darstellung und Analyse1 zentralen Aspekte und Fragestellungen
einzugrenzen und die Position Fabris zwischen kolonialer Bewegung und kolonialer Politik
zu lokalisieren, wird zunächst aufgrund der bisher erarbeiteten Ergebnisse ein Überblick
über die grundlegende Konstellation gegeben.2

21.1. Die Konstellation

Die seit dem wirtschaftspolitischen Kurswechsel anhaltende konservative Sammlungspoli-
tik, in die Bismarck 1884 auch die Nationalliberalen wieder einzubeziehen strebte, hatte
nach dem ersten Wahlkampf, in dem neben der Sozialpolitik die gerade aufgenommene
überseeische Politik als Mittel national-konservativer Integration erprobt wurde – vom An-
wachsen der Deutsch-Konservativen abgesehen – nur im negativen Sinne, in Gestalt der
schweren Verluste des Freisinns, einen gewissen Erfolg verbuchen können, in den Septen-
natswahlen dann aber auf Kosten der Linksliberalen (32 Sitze) zu einem tragfähigen natio-
nalliberal-konservativen Block mit klarer Mehrheit (220 Sitze) geführt. Die von der organi-
sierten Kolonialpropaganda erfolgreich verbreitete Interpretation der kolonialen als Verlän-
gerung »früherer nationaler Bestrebungen« (Ratzel) hatte es Bismarck wesentlich erleich-
tert, die Nationalliberalen nach 1884 auch mit Hilfe der Kolonialpolitik als Stütze seines
wirtschafts-, sozial- und wehrpolitischen Programms »wieder in den Zirkus« zu locken, sie
in die Stellung jener gouvernementalen »regierungsfähigen Partei« (Ratzel) zurückzumanö-
vrieren, deren Rest sich dann 1887 unter dem im Wahlkampf manipulativ prononcierten
außenpolitischen Krisendruck vollends mit den konservativen Parteien zum Kartell zu-
sammenschweißen ließ. Innerhalb der beiden Folgejahre entwickelte sich das ›Bindemittel‹
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Kolonialpolitik zu einem Sprengstoff der Kartellpolitik und trug schließlich nicht unbe-
trächtlich zur Isolierung Bismarcks in seiner letzten ›Kanzlerkrisis‹ bei.

Der 1889 offenkundige parlamentspolitische Desintegrationseffekt war wesentlich Re-
sultat jener zwischen Enttäuschung, Resignation und unverhohlenem Desinteresse schwan-
kenden Haltung Bismarcks zur Kolonialpolitik, die schließlich nur noch geeignet schien,
Verwirrung zu stiften. Daß Bismarcks »aggressive Aktion« der Jahre 1884/85 spätestens
nach der Verschiebung der günstigen außenpolitischen Konstellation einer »defensiven«
Haltung Platz gemacht hatte3, mißbilligte Fabri keineswegs. Mit zunehmender Skepsis in-
des registrierte er, daß dem zunächst so »scharfen und schneidigen Vorgehen« Bismarcks
nach dem deutsch-englischen Interessenausgleich in Ostafrika immer deutlicher nicht nur
wohldurchdachte »Defensive«, sondern »eine gewisse Ermattung« folgte, die schließlich zu
jenen aufsehenerregenden, resignierten und distanzierten Äußerungen des Reichskanzlers
führte, die keinen Zweifel mehr daran ließen, daß »die kolonialen Dinge ihm eigentlich
ziemlich leid geworden« waren.4 Von der Enttäuschung über die qualitativ und quantitativ
ungeahnt beschränkte Aufnahmefähigkeit der neuen deutschen Kolonialmärkte, die in Krei-
sen der Exportindustrie schon zu Beginn des letzten Drittels der 1880er Jahre Platz griff,
konnte Bismarck nicht unberührt bleiben, da er sich mit der Erwartung rascher kommer-
zieller Amortisation seiner überseepolitischen Initiativen gleichfalls beträchtlich verkalku-
liert hatte. Die mangelnde Investitionsbereitschaft des großen Kapitals und der zunehmende
Substanzverlust seines mit fortschreitender Realitätsferne zur bloßen Charterillusion herab-
sinkenden ›Kolonialprogramms‹ steigerten Bismarcks Enttäuschung zu Resignation und
demonstrativem Desinteresse. Dies wurde von seiten der DKG, die um ihren Mitgliederbe-
stand bangte, mißtrauisch registriert, gab zu Reibungen und schließlich zu schweren Kolli-
sionen Anlaß, die unmittelbar auf die Haltung der Kartellparteien rückwirken konnten, weil
die Führungsspitze der Propagandaorganisation durch Politiker wie Miquel, Bennigsen,
Hammacher, Kardorff, Hohenlohe, Mirbach-Sorquitten und Helldorf zum Teil mit derjeni-
gen des Kartells verschränkt war.

Frühzeitig schon bekam Bismarck jene Abhängigkeit seines ›Kolonialprogramms‹ von
der Bereitschaft des großen Kapitals zur Übernahme der schwer kalkulierbaren Risiken
überseeischer Pionierinvestitionen zu spüren, auf die Fabri 1885 so nachdrücklich hinge-
wiesen hatte. Es zeigte sich rasch, daß dieses Programm, dessen Grundgedanke, die Flagge
habe dem Handel zu folgen, mit der Erwartung verbunden war, der Handel werde die Flag-
ge selbst übernehmen, nur begrenzt tragfähig war. 1879 hatte auch Fabri noch wesentlich
auf eine Initiative des Handelskapitals gesetzt. 1884/85 bereits hegte er beträchtliche
Zweifel gegenüber Bismarcks Chartergedanken. »Die unmittelbare Verbindung von Han-
dels- und Kolonialpolitik, welche das 16. und 18. Jahrhundert beherrschte«, konstatierte er
schließlich 1889 in seiner letzten größeren Kolonialschrift, »hat sich infolge unserer sozial-
wirtschaftlichen Entwicklung gelöst«.5
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Das Handelskapital ließ sich nicht in die politische Verantwortung nötigen, Bank- und
Industriekapital wahrten zunächst vorsichtige Zurückhaltung. Um so weniger zeigte sich
Bismarck zu Konzessionen an den Expansionseifer bereit, der mit der Gruppe um Peters
aus der GfdK in die DKG eingezogen war. So konnte die von der DKG geplante und dann
gegen den Willen des Reichskanzlers unter Peters' Führung ausgesandte sogenannte Emin-
Pascha-Expedition Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen zwischen Reichsregierung
und DKG werden. Denn es ging dabei von Anbeginn an nicht allein um Entsatz für den von
Gordon, dem Generalstatthalter des Sudan, zum Gouverneur der ägyptischen Äquatorial-
provinz ernannten und seit 1883 durch die Mahdisten von Ägypten abgeschnittenen deut-
schen Arzt Eduard Schnitzer (Emin Pascha), sondern ebensosehr um die – auch von Fabri
befürwortete – Ausdehnung des ostafrikanischen ›Schutzgebietes‹ ins Landesinnere. Es war
ein Expansionsinteresse, welches der ägyptische Regierungsbeamte, der – zum Ärger des
Emin-Pascha-Komitees der DKG – schon im Dezember 1889 von dem ebenfalls zu seiner
»Rettung« aufgebrochenen Stanley zum Abzug veranlaßt wurde, dann 1890 – zur Enttäu-
schung der Engländer – als deutscher Reichsbeamter durch die eigenmächtige »Erschlie-
ßung des Hinterlandes« selbst zu befriedigen suchte.6 Mehr noch als der Streit um die
Emin-Pascha-Expedition, die aufbrach, als Schnitzer schon mit Stanley auf dem Weg nach
Bagamojo war, trug die zeitgleiche Krise der deutschen ›Schutzherrschaft‹ in Afrika dazu
bei, die Integrationsfunktion kolonialer Politik auf Kosten Bismarcks in ihr Gegenteil zu
verkehren. Ende 1888 brach kurz nacheinander die deutsche Kolonialherrschaft in Ost- und
Südwestafrika zusammen. Doch weniger die Krise selbst als die Tatsache, daß Bismarck
sich beharrlich weigerte, aus dem zögernd und widerwillig konzedierten direkten Engage-
ment des Reichs bei ihrer Bewältigung die geforderten Konsequenzen zu ziehen, eskalierte
die Spannungen zwischen Reichskanzler, DKG und deren Flügel im Kartell schließlich zur
Konfrontation.

Nach dieser Skizze des ereignisgeschichtlichen Zusammenhangs soll nun Fabris Position
vor dem hier grob konturierten, im folgenden klarer zu fassenden Hintergrund lokalisiert
und dann gefragt werden, warum sie für Bismarck seit dem Spätsommer 1888 zusehends an
Interesse und politischer Relevanz gewinnen konnte. Zunächst einmal deutet vieles darauf
hin, daß der Reichskanzler in den zahlreichen Stellungnahmen Fabris zur Lage der deut-
schen Kolonialpolitik nicht nur die allgemeinen Anregungen und konkreten Vorschläge,
sondern auch die nüchterne, häufig überaus treffsichere Kritik und nicht zuletzt die rück-
haltlose Offenheit, ja Unverfrorenheit, mit der sie vorgebracht wurden, schätzte und re-
spektierte. E. Kade schrieb Fabri nicht zu Unrecht eine exponierte Stellung in jener, Ende
der 1880er Jahre noch kleinen Gruppe »anerkannter Kolonialfachleute« zu, deren Ratschlä-
ge und kritische Gedanken von Bismarck »willig aufgenommen« wurden – sofern und so-
lange sie ihm konstruktiv schienen und die Grenzen zwischen dem spezifisch kolonialpoli-
tischen Entscheidungsprozeß und dem sorgsam behüteten Sperrbezirk der ›Großen Politik‹
nicht durch unerwünschtes Vorprellen tangierten oder gar transzendierten.7 Fabri war ein
hervorragender Kenner südwestafrikanischer Verhältnisse und stand auch nach seiner
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»Entlassung« aus Barmen noch in direktem Kontakt mit rheinischen Missionsstationen.8 Er
besaß einen beträchtlichen Informationsvorsprung gegenüber der Wilhelmstraße, zumal die
rheinischen Missionare in Südwestafrika Land und Leute erheblich besser kannten bzw. zu
beurteilen wußten als Reichskommissar Göring und die Vertreter der DKGfSWA. Seiner
jahrzehntelangen Erfahrungen als Missionsleiter wegen war er überdies imstande, aufgrund
der bei ihm einlaufenden Nachrichten in gewissen Grenzen mit relativ hohem Wahrschein-
lichkeitsgrad Reaktionen der Einheimischen auf das Verhalten des Reichskommissars und
der DKGfSWA-Agenten abzusehen, und konnte darum zuweilen sogar umfangreiche Stel-
lungnahmen zu Ereignissen und Entwicklungen anbieten, über die im Auswärtigen Amt
gerade erst telegraphische Nachrichten, noch nicht aber eingehendere Berichte des Reichs-
kommissars vorlagen. Informationen über die DOAG und die allgemeine Lage in Ostafrika
standen Fabri durch seinen Sohn, den Generalsekretär der DOAG, zur Verfügung, der sich
1888 vor Beginn des Widerstandskampfes in Ostafrika aufhielt.9 Direkte Verbindung zur
Führungsgruppe des ostafrikanischen Kolonialunternehmens, von der er, zumal seine offi-
ziösen Kontakte dort nicht unbekannt blieben, wiederholt als Berater zugezogen wurde,
besaß er durch seine Freundschaft mit Karl von der Heydt und Eugen Langen.10 Weiter
gehörte er dem Vorstand der DKG an und hielt sich mit deren Emin-Pascha-Komitee in
Fühlung. Außerdem zählte er zu den wichtigsten Organisatoren und Propagandisten der
kurzlebigen deutschen Antisklavereibewegung, die Bismarck und die DOAG für ihre
Zwecke zu nutzen suchten. Er war nicht nur mit wichtigen nationalliberalen Politikern wie
Miquel und Bennigsen eng vertraut, sondern rückte – vorwiegend aufgrund seiner Schlüs-
selposition in der Antisklavereibewegung – in nahe Beziehung auch zu einer Reihe von
Zentrumsführern. Das war schon deswegen von erheblichem Belang, weil ihn Goßler be-
reits wiederholt in Missionsfragen, auch in jenen, die als Überbleibsel des Kulturkampfes
zwischen Bismarck und Windthorst standen, zu Rate gezogen hatte. So konnte Fabri als
vertraulichem Kontaktmann zu Bismarck oder auch Agenten Bismarcks in den Führungs-
gruppen von DKG und DOAG, dem Emin-Pascha-Komitee und den drei wichtigsten
Schaltzentralen der Antisklavereibewegung (der DKG-Abteilung Köln, dem Afrikaverein
deutscher Katholiken und einem von beiden beschickten Kölner interkonfessionellen Ko-
mitee), als kritischem Berater, offiziösem Propagandisten und zugleich diskretem Vermitt-
ler zwischen Reichskanzler, Zentrum und Kartellparteien zeitweise eine Schlüsselrolle zu-
fallen.

Bismarck indes mußte erfahren, daß Fabri zwar ein vielfach bereitwilliges, aber keines-
wegs willenloses Werkzeug war, Kritik nicht anmeldete, um bloß gefällig zu sein, sondern
um ihr Geltung zu verschaffen, und durchaus imstande war, notfalls auch auf den vielfach
erprobten Weg der »energischen Beeinflussung der öffentlichen Meinung« zu rekurrieren.
Die Einsicht in die ökonomische Dringlichkeit überseeischer Expansion war Fabri und
Bismarck ebenso gemeinsam wie die Erkenntnis der Möglichkeit, die Absicht und die Fä-
higkeit, sie als innenpolitisches Argument zu nutzen. Was beide bis zuletzt trennte, war –
von der auch in den späten Denkschriften Fabris wichtigen Auswanderungsfrage abgese-
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hen11 – die Differenz in den Grundvorstellungen von »kolonialer« Politik und in der Ein-
schätzung ihrer Bedeutung im Vergleich zur europäischen Bündnispolitik. Wo Fabri Bis-
marck vor überseeischen und innenpolitischen Folgen des Glaubens, »Kolonialpolitik ne-
benbei treiben« zu können, warnte, wies Bismarck darauf hin, daß er sich hier auf einem
»sekundären Gebiet« bewege.12 Bismarck ging mit dem Hinweis, daß Fabri allgemein die
überseeische und besonders die koloniale Politik überbewerte, zwar nicht fehl, mußte sei-
nerseits jedoch zuletzt erfahren, daß Fabri nicht nur mit seiner Warnung vor den überseei-
schen, sondern auch vor den innen- und parlamentspolitischen Folgen einer durch den
»Charakter des Zufälligen, Beiläufigen« gekennzeichneten Kolonialpolitik13 so Unrecht
nicht hatte. Es war Bismarcks Fehler, daß er sich des diskreten Beraters, Vermittlers, Pro-
pagandisten und Demoskopen Fabri zwar ausgiebig zu bedienen suchte, ihn aber letztlich
doch nicht ernst genug nahm.

Anmerkungen

  1 Zur Materialgrundlage s. S. 49, Anm. 1.
  2 Vgl. hierzu neben Klauß, S. 208ff., Pierard, S. 120ff., Pogge und Wehler, S. 361ff. noch: Krätschell, S.

41ff.; Tetzlaff, S. 29ff.; Müller, S. 267ff., 357ff., 376ff., 392ff., 458ff.; Büttner, S. 108ff.; Drechsler, S.
51ff.

  3 Fabri, England, S. 486.
  4 Ders., Kolonialpolitik, S. IV.
  5 Ebd., S. 97; vgl. S. 18f., 21.
  6 Schnitzer stellte in Bagamojo, wo ihn Stanley nach einem Unfall zurücklassen mußte, sogleich eine

Expedition zusammen, brach einen Monat nach Bismarcks Sturz ins Landesinnere auf, unterwarf Ugogo
und Unjamwesi, okkupierte Tabora, schob die Station Bukoba ans Westufer des Victoriasees vor, über-
schritt eigenmächtig die deutsche Grenze in nordwestlicher Richtung und stieß am Westufer des Edward-
und Albertsees bis nach Andebali vor, wo ihn die Erschöpfung seiner Träger und Bewaffneten nötigte,
den Eroberungszug abzubrechen. Auf dem Rückmarsch blieb er mit der dezimierten und pockenver-
seuchten Expedition bei Undussuma liegen, wurde hilflos, krank und halb erblindet von durchziehenden
arabischen Händlern gerettet, geriet dann aber mit der zum Kongo ziehenden Karawane in vom Kampf
der Belgier gegen »arabische Sklavenhändler« erschütterte Gebiete und kam dort bei einem Überfall ums
Leben. Hierzu: DZA I, NL Pascha (i. e. Emin Pascha/E. Schnitzer), Nr. 12. Über Schnitzer – nicht, wie
häufig (z.B. bei Wehler, S. 519), Schnitzler – s. neben der von Schweinfurth und Ratzel hg. Sammlung
von Briefen und Reiseberichten (Leipzig 1888) und Vita Hassan (Die Wahrheit über Emin, die ägypti-
sche Äquatorialprovinz und den Sudan, aus dem Frz. von Moritz, Berlin 1893) noch die Biographie von
G. Schweitzer (Berlin 1898). Schnitzer war angeblich entfernt verwandt mit dem Leiter der Kolonialab-
teilung im AA (1890–1896) P. Kayser (Zimmermann, S. 153, Anm. 9).

  7 Kade, S. 149.
  8 Fabri an H. v. Bismarck, 20.12.1888, DZA I, RKA 6924, S. 66.
  9 Desgl., 28.11.1888, ebd., S. 53–61; Gandtner an Althoff, 17.11.1888, DZA II, Rep. 76 Va Sekt. 3 Tit.

IV, Nr. 36, Bd. 5, S. 43.
10 Fabri an (Goßler), 14.11.1888, Abschr. DZA I, RKA 6924, S. 43f.
11 Hierzu S. 578ff.
12 Fabri an Bismarck, 16.6.1889, DZA I, RKA 6924, S. 99 (Marg. Bismarcks).
13 Ders., Kolonialpolitik, S. 123; vgl. S. 102.
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21.2. Fabris erste Denkschrift

Für die Annäherung zwischen Fabri und Bismarck entscheidend war jenes »Schreiben aus
Friedrichsruh über kolonialpolitische Angelegenheiten«, das Goßler im Juli 1888 veran-
laßte oder in der Absicht bestärkte, mit der Anregung an Fabri heranzutreten, »seine Ge-
danken und Vorschläge in einer Denkschrift zusammenzufassen«. Wenige Wochen später
lag die Denkschrift vor. »Der Inhalt derselben, wie die Bedeutung ihres Verfassers« ließen
es Goßler »gerechtfertigt erscheinen«, sie gleich und direkt an Bismarck weiterzuleiten.1 In
dieser ersten seiner zunächst über Goßler an Bismarck weitergereichten Denkschriften, die
im August 1888 entstand und dem Reichskanzler am 18. September zugeleitet wurde, über-
prüfte Fabri die wirtschaftliche und politische Lage in den ›Schutzgebieten‹ und suchte aus
der bisherigen Entwicklung der deutschen Kolonialpolitik und Kolonialwirtschaft Rück-
schlüsse auf die Tragfähigkeit des Bismarckschen ›Kolonialprogramms‹ zu ziehen.

Wie 1885 drang Fabri auf den systematischen Auf- und Ausbau der Kolonialwirtschaft
und forderte, den »Raubhandel«, das bloße »Wegexportieren« der natürlichen Reichtümer
ohne organisierte Importproduktion aufzugeben. Ebenso nachdrücklich betonte er die Not-
wendigkeit des direkten Exports von Bank- und dann auch Industriekapital, insbesondere in
die ›Schutzgebiete‹. Daß er Bismarck, der sich selbst zäh, aber mit nur mäßigem Erfolg
bemühte hatte, das große Kapital in die erstrebten Schutzbriefgesellschaften zu locken,
damit keine neuen Einsichten vermittelte, war Fabri bewußt. Er ließ erkennen, daß ihm
durchaus bekannt war, daß Bismarck »da und dort wohl indirekt« zum Kapitalexport ge-
drängt hatte, und ersuchte darum, diese Bemühungen fortzusetzen. Er dachte an eine Art
verdeckter Kooperation von Reichsregierung und organisierter Kolonialpropaganda zur
Forcierung des Kapitalexports. »So wichtig und erfolgreich der überseeische Handel
Deutschlands sich entwickelt, so tief steckt Deutschland mit der Beteiligung an ausländi-
schen Produktivassoziationen noch in den Kinderschuhen«, monierte er. Es komme darauf
an, die deutschen Großbanken mit vereinten Kräften über die zaghaft gewahrten Grenzen
von »wohltätigen Krediten an die Handelswelt und von weniger wohltätigem Börsenspiel«
hinaus zur festen »Anlage deutschen Kapitals in solchen ausländischen und überseeischen
Produktionswerten« voranzubringen. Man müsse das deutsche Großkapital »indirekt und
durch den Druck der öffentlichen Meinung« in die Zange zu nehmen und ihm nach dem
Beispiel des englischen und des holländischen jene »Selbstverleugnung« beizubringen su-
chen, welche die Risiken überseeischer Pionierinvestitionen als »patriotische Opfer« er-
scheinen lasse.

Schon um das Vertrauen des großen Kapitals auf die politische Sicherheit von Investitio-
nen in den ›Schutzgebieten‹ zu bestärken, hielt Fabri eine vorbehaltlose Überprüfung der in
der deutschen Kolonialpolitik bisher verfolgten Richtlinien für nötig. Als Übergangslösung
habe das Schutzbriefsystem durchaus seine Berechtigung, räumte er nach wie vor bereit-
willig ein. Es stehe indes zu befürchten, daß ihm »keine allzu lange Dauer« mehr beschie-
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den sein werde: Zum einen vermochte er auch in der im Frühjahr 1887 erheblich gesteiger-
ten Kapitalkraft der DOAG noch keine Garantie für Stabilität des ostafrikanischen Koloni-
alregimes im Konfliktfall zu erkennen. Zum anderen kritisierte er indirekt jene Versuche
Bismarcks, das Reich auch in Gebieten ohne Schutzbriefgesellschaft so wenig wie möglich
zu engagieren, und verwies auf Südwestafrika, wo ein Reichskommissar ohne Macht und
eine Konzessionsgesellschaft ohne Hoheitsrechte kooperierten. Im Krisenfall könne solche
»Kompromißtätigkeit« eine rasche »Aktion« erschweren und ins Fiasko führen. Die mögli-
cherweise bald einmal »gegebene Lage«, vor der Fabri Bismarck zu warnen suchte, trat,
während er noch an seiner Denkschrift arbeitete, in Ostafrika, kurz darauf auch in Südwest-
afrika ein und aktualisierte ex post die Gedanken seiner Eingabe.

Fabri verwies Bismarck auf die beträchtliche Bedeutung seiner Haltung zur Kolonialpo-
litik für die weitere Stabilität des Kartells. Vier Jahre lang habe die Mehrheit der »vorwie-
gend nationalen Parteien« die Kolonialpolitik der Reichsregierung »kräftig unterstützt und
zugleich für ihre politischen Interessen zu verwerten gesucht«. Um so mehr sei zu beden-
ken, daß der »gute Wille« der Kartellparteien wesentlich davon abhänge, »daß man die
überseeische Ausbreitung Deutschlands und deren Kräfteverwertung im großen Stile einer
zukunftsgerichteten Aufgabe betrachtet und behandelt«. Die Zeit sei »reif« für eine Be-
standsaufnahme. Die bislang in der Wilhelmstraße »im Nebenamte« betriebene deutsche
Kolonialpolitik müsse durch umfassende und weitgreifende Planungsarbeit auf eine für die
Zukunft tragfähige Grundlage gestellt werden. Das aber, erklärte Fabri schroff, könne nicht
im Auswärtigen Amt von Legationsräten geleistet werden, denen es an »Erfahrung und
fachmännischer Kenntnis« mangele. Dazu müsse ein Reichskolonialamt eingerichtet wer-
den, dessen Beamten neben juristischen und diplomatischen auch eine »summa von geo-
graphischen, kolonialpolitischen und ethnographischen, vor allem auch wirtschaftlichen
Kenntnissen« und, wie er ausdrücklich anfügte, auch solche auf dem Gebiet der Mission
abzuverlangen seien. Es war deutlich zu erkennen, daß hinter Fabris nachdrücklicher Forde-
rung, in der Personalpolitik dabei von der »alten preußisch-deutschen Tradition, daß das
juristische Referendar- und Assessorexamen die notwendige Grundbedingung zu Leistun-
gen in den allerverschiedensten Gebieten sei, einigermaßen Abstand zu nehmen« und hinter
seiner prononcierten Erklärung, daß die Missionsarbeit für die Konsolidierung und Stabili-
sierung der Herrschaftsverhältnisse in den Schutzgebieten »von der größten Bedeutung« sei
und darum »gründliche Kenntnis derselben […] in einem solchen Reichsamte jedenfalls
nicht fehlen« dürfe, Wunsch und indirektes Angebot standen, in diesem Amt mitzuarbeiten.
Geschickt suchte er den von der Kolonialpolitik enttäuschten Reichskanzler mit der wich-
tigsten Anregung seiner Denkschrift, der Einrichtung eines Kolonialamts, zu befreunden:
Nicht zuletzt weil die Kolonialpolitik im Auswärtigen Amt nebenher abgewickelt werde,
müsse geradezu »eine gewisse Empfindung der Enttäuschung, ja des Überdrusses sich hier
und da regen«. Demgegenüber lockte er mit der Aussicht, die belastende Kolonialpolitik
auf ein besonderes Amt abwälzen, mit ihm zugleich eine Art Puffer zwischen Reichstag
und Reichsregierung einschieben, »bürokratischem Parlamentarismus« Grenzen setzen und
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es dem Reichstag erschweren zu können, »auch in die Kolonialverwaltung hineinzureden«.
Möglicherweise könne als Übergangslösung auch eine Kolonialabteilung im Auswärtigen
Amt eingerichtet werden.2

Die fetten Bleistiftstriche am Rand der Denkschrift zeigen, daß Fabri die Stimmung Bis-
marcks getroffen hatte. Schon am 24. September 1888, kaum eine Woche, nachdem Goßler
ihm die Denkschrift zugeleitet hatte, ließ der Reichskanzler Fabri durch den preußischen
Kultusminister mitteilen, er habe – wie er mit eigener Hand noch ins Konzept einbesserte –
»von dem Inhalt mit vielem Interesse Kenntnis genommen« und werde sich »freuen«, wenn
die »beachtenswerten Urteile und Anregungen des Herrn Verfassers in weiteren Kreisen
Anerkennung fänden und die Teilnahme an kolonialen Fragen belebten«.3 Was damit ge-
meint war, erhellt aus einem Bericht Goßlers vom 12. Oktober über ein Gespräch mit Fabri,
den er Ende September aufs neue ins Kultusministerium gebeten hatte: »Letzterer war be-
reit, seine Denkschrift, insbesondere auch das Projekt der Errichtung eines Kolonialamts, in
einer Reihe von Artikeln für die Kölnische Zeitung zu bearbeiten«.4 Fabri hatte seinen er-
sten offiziösen Propagandaauftrag übernommen.

Inhalt und Entstehungszeit der ersten Denkschrift Fabris zeigen, daß seine bekannte
Kritik der deutschen Kolonialpolitik vom Frühjahr 1889 nicht, wie bisher angenommen,
erst durch die Krise in Ost- und Südwestafrika veranlaßt wurde. Sie basierte vielmehr
weithin auf der Denkschrift vom August 1888, die in der Anregung, ein Reichskolonial-
amt einzurichten, bereits einen der wichtigsten Punkte jenes neuen »kolonialpolitischen
Programms«5 enthielt, das Fabri 1889 vorstellte. Bismarcks Reaktion wiederum zeigt,
daß sich auch der Reichskanzler nicht erst auf Fabris Schrift hin nach der Erschütterung
der deutschen Kolonialherrschaft in Ost- und Südwestafrika und den ihr folgenden Aus-
einandersetzungen um sein ›Kolonialprogramm‹, sondern schon im September 1888 mit
dem Gedanken an ein Kolonialamt beschäftigte, den Fabri ihm mit Argumenten
schmackhaft zu machen suchte, die Bismarck im folgenden Jahr dann selbst vortrug.6 In
jenem Gespräch mit dem preußischen Kultusminister, in dem sich Fabri Ende September
1888 bereit erklärte, für die Einrichtung eines Kolonialamts zu werben, wurde er von
Goßler vertraulich über die jüngst eingetroffene Nachricht vom Ausbruch des ostafrika-
nischen Aufstandes informiert. Fabri habe »lebhaften Anteil« an seinem Bericht über die
ostafrikanischen Ereignisse genommen und eine Denkschrift dazu angekündigt, teilte
Goßler Bismarck mit. Am 12. Oktober schon konnte der preußische Kultusminister dem
Reichskanzler diese Denkschrift zur Krise der deutschen Kolonialherrschaft in Ostafrika
zuleiten. Fabris Begleitschreiben, hob Goßler hervor, münde in das Raisonnement: »Je-
denfalls arbeite diese Lage dem deutschen Kolonialamte vor«.7 Die Krise der deutschen
Kolonialpolitik wurde kurz darauf durch die »Katastrophe im Hereroland«8 noch be-
trächtlich verschärft. Fabris Stellungnahmen zur Lage in Südwestafrika werden im fol-
genden vorweggenommen, damit dann die hier relevantere und erheblich vielschichtige-
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re, im zeitgenössischen Sprachgebrauch mit der »afrikanischen Frage« identifizierte Krise
in Deutsch-Ostafrika9 geschlossen überblickt werden kann.

Anmerkungen
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21.3. Der Zusammenbruch der Kolonialherrschaft
in Deutsch-Südwest- und Deutsch-Ostafrika

21.3.1. Deutsch-Südwestafrika

Am 30. Oktober 1888 bereitete eine von Maharero geleitete Protestversammlung der Here-
ro in Okahandja der deutschen ›Schutzherrschaft‹ ein abruptes Ende. »Wo ist euer Protekto-
rat?«, lautete die bohrende Frage, auf die Reichskommissar Göring, der sich unter dem
›Schutz‹ der deutschen Flagge selbst nicht eben sicher fühlte, in dem öffentlichen Verhör
keine befriedigende Antwort zu geben wußte. Enttäuschung und Empörung veranlaßten
Maharero, den ›Schutzvertrag‹ mit dem Reich für nichtig zu erklären und sich auf eine Ge-
neralvollmacht zu berufen, die er 1885, wenige Wochen vor dem Vertragsabschluß mit
C.G. Büttner, dem gleichfalls anwesenden englischen Händler Lewis ausgestellt hatte. Der
Rheinischen Mission, die dem deutschen Protektorat vorgearbeitet und bei seiner Errich-
tung direkte Hilfestellung geleistet hatte, untersagte Maharero vorerst jegliche geistliche
Tätigkeit. Die Atmosphäre war gespannt, aber weder für Leben noch Eigentum der Europä-
er bedrohlich. Eine Woche später verlor Göring die Nerven und flüchtete sich überstürzt
mit den Agenten der DKGfSWA unter den Schutz der britischen Flagge in der Walfischbai.
Am 13. Dezember 1888 traf die Meldung von seinem Rückzug in Berlin ein, wurde dort
strikt geheimgehalten und gelangte darum erst Anfang 1889 auf Umwegen in die Presse.1

Am 19. Dezember schon sandte Fabri, der von der in der Wilhelmstraße eingelaufenen
»Katastrophen«-Meldung informiert, seiner direkten Verbindungen nach Südwestafrika
halber aber gründlicher unterrichtet war als das Auswärtige Amt2, eine umfassende Analyse
der »Ursachen dieser Verwicklung« nach Berlin ab.3

Fabris Denkschrift, die dem Bericht des Reichskommissars um nahezu einen Monat zu-
vorkam4, erregte erhebliches Aufsehen im Auswärtigen Amt. Schon am 24. Dezember ließ
sich Bismarck Bericht erstatten. Am 30. Dezember beschäftigte sich Herbert von Bismarck
bereits zum zweitenmal mit der Godesberger Eingabe.5 Auch hier sprach Fabri »mit vollem
Freimut« und in einem zum Teil äußerst scharfen Tonfall, wie er sich in Eingaben an Bis-
marck nicht eben häufig findet. Er bemühte sich nicht um Beschönigung, da, wie er barsch
konstatierte, »ohne rückhaltlose Aufdeckung der Ursachen die eingetretene Verwicklung
weder richtig erkannt, noch die nötigen Maßregeln getroffen werden können«. Wie Fabri
wußte, war der Abschluß des Schutzvertrages mit Maharero, der die mit Hilfe von Waffen-
lieferungen erlangten »bedenklichen Erwerbungen einer Bremer Firma« unter Reichsschutz
stellte, vor allem deswegen so rasch gelungen, weil sich die Herero nach dem Scheitern des
britischen Protektionsversuchs von deutscher Seite Schutz gegen die Einfälle der Nama
versprachen. Hier lag also in der Tat sogar ein Interesse an »Schutz« vor. Die Erwartungen
der Herero wurden enttäuscht. Der Reichskommissar war machtlos. Die erst 1888 aufge-
stellte Polizeitruppe der DKGfSWA umfaßte insgesamt einen »schneidigen Leutnant« und
zwei Unteroffiziere, die sich überdies durch ihre Drillmethoden rasch unbeliebt gemacht
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hatten. Der Reichskommissar, anfangs von Maharero freundlich und zuvorkommend aufge-
nommen, ignorierte bald den Hererofürsten in maßloser Überschätzung der eigenen Macht-
position und suchte nach dem Prinzip des divide et impera sogar die Herero gegen die Na-
ma auszuspielen, um die eigene Stellung zu stärken. Vertragsrechtliche Komplikationen
steigerten Enttäuschung, Verbitterung und Empörung beträchtlich: Durch den Abschluß
von Konzessionsverträgen für den Bergbau – an dessen Gewinnen man Maharero gar nicht
zu beteiligen für nötig hielt – wurde die Souveränität des Hererofürsten bestätigt, durch das
Fait accompli der Verabschiedung eines südwestafrikanischen Berggesetzes im Reichstag
wiederum geleugnet. »Was sollen wir mit den Deutschen, wenn diese keine Macht haben
und unsere Interessen wohl schmälern, aber nicht fördern? So dachten Maharero und seine
Leute«, schrieb Fabri nach Berlin. »Und wer will's ihnen im Grunde verdenken!« Erst in
dieser Situation konnte Lewis, wie er richtig erkannte, mit Erfolg seine intrigante Berater-
rolle bei dem von Göring ignorierten Maharero übernehmen. Nicht nur im Hereroland war
nach Fabris Urteil die »erste und Hauptursache der gegenwärtigen Katastrophe« im Fehl-
verhalten der deutschen ›Schutzmacht‹ zu suchen. Auch im Namaland, ließ er Bismarck
wissen, gehe es »seit dem deutschen Schutzvertrag drunter und drüber […] wie nie zuvor«.

Fabri scheute sich nicht, Bismarck selbst auf die Anklagebank zu rufen. Einen Reichs-
kommissar als Repräsentanten der »Schutzmacht« zu ernennen und dann ohne alle
»Machtmittel« zu lassen, schien ihm allgemein und besonders in Südwestafrika eine not-
wendig folgenschwere Inkonsequenz. »Öfter wurde mir geschrieben: Bleibt der Reichs-
kommissar ohne alle Machtmittel, so wird die deutsche Protektion bald so kläglich enden
wie die englische«, teilte er Bismarck mit und betonte: »Die bis jetzt unklare Stellung von
Reich und Gesellschaft, da die DKGfSWA die ihr angebotenen Hoheitsrechte noch nicht
angenommen hatte – weshalb auch Reichsbeamte bestellt werden mußten –, aber doch ge-
wisse Verwaltungsrechte übt, mag zu dieser verhängnisvollen Unterlassung auch das ihrige
beigetragen haben«. Fabri nutzte die Gelegenheit, um den Reichskanzler spitz an das
Scheitern seiner früheren Verhandlungen mit dem Auswärtigen Amt zu erinnern. Hätte man
ihn, der doch »seit bald 30 Jahren viel Mühe und Arbeit für jene Länder aufgewandt« habe,
seinerzeit zu Rate gezogen, dann wäre wohl »die gegenwärtige, höchst schwierige und für
das Ansehen Deutschlands bedrohliche Lage« kaum eingetreten. Die deutsche »Niederla-
ge« in Südwestafrika, die in ihrem Ergebnis mit der voraufgegangenen britischen identisch
war, wertete er als Folge einer »wohlgemeinten, doch in ihren Mitteln und Wegen verfehl-
ten Politik«, als »Buße« für die von ihm schon 1885 ihrer Naivität überführte »Meinung,
daß man in ausgedehnten, unzivilisierten Ländern eine politische Schutzherrschaft ausüben
könne ohne jede Machtentfaltung«. Jetzt bedurfte es seines Erachtens »notwendig einer
militärischen Expedition«, für die er detaillierte Anweisungen entwarf. Er schlug die Ent-
sendung einer 250 bis 300 Mann starken deutschen Truppe vor, die nach der »Pazifizie-
rung« und der Wiederherstellung der »Verträge« etwa zur Hälfte als »Besatzung« im Land
bleiben und dann sukzessive durch »eine eingeübte farbige Truppe« ersetzt werden sollte.6
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Bismarck nahm die Anklagen kommentarlos hin. Mit Fabris Vorschlag zur »Pazifizie-
rung« aber, der auf ein direktes Engagement des Reichs in Südwestafrika hinauslief, ver-
mochte er sich nicht anzufreunden. Am 5. Januar ließ er sich die Eingabe ein zweites Mal
vorlegen. Was die Intrigen von Lewis angehe, beschwichtigte Bismarck, werde man sich
»an England halten« müssen. Er erklärte, daß Fabris Anregungen »zu weitgehend wären
und Auslagen involvierten, welche zu dem Werte des südwestafrikanischen Schutzgebietes
in keinem Verhältnisse stünden. Militärische Expeditionen in das Innere des Landes, deren
Folgen nicht abzusehen wären, lägen überdies außer dem Bereich unserer Kolonialpolitik«.
Man müsse zunächst die schriftlichen Berichte des Reichskommissars abwarten. Am 5.
Januar 1889 – Göring befand sich zu dieser Zeit noch auf der Rückreise – ließ Bismarck die
»Vorschläge des Dr. Fabri« zum zweitenmal an das zuständige Referat Krauels zurücklau-
fen, gab sich brüsk ablehnend, wußte aber doch, daß mit blankem Voluntarismus nichts
auszurichten war, und ließ vorsorglich am Rand der »Eingabe aus Godesberg« erneut ver-
merken: »In 14 Tagen wieder vorzulegen«.7 Bismarcks hartnäckiger Widerstand gegen den
unausweichlichen Zugzwang, der seinen Schutzbriefvorstellungen zuwiderlief, war erfolg-
los. Der Fabri vertraute Missionspräses Brincker ersuchte von Otjimbingue aus dringend
um die Aushebung einer »stehenden Miliz« für Südwestafrika. Mit dem gleichen Vorschlag
trat auch Göring an den Reichskanzler heran. Er dachte sogar an eine 400 bis 500 Mann
starke Einheit.8 Einen im Prinzip gleichgerichteten Vorschlag brachte der ehemalige rheini-
sche Missionar und südwestafrikanische »Kolonialpionier« C.G. Büttner ein.9 Bismarcks
ablehnende Haltung gegenüber derartigen Plänen und sein Versuch, die ohne Schutzbrief
arbeitende DKGfSWA zur Aushebung eines Kolonialkorps zu bewegen, verzögerten nur
die Aussendung einer Truppe durch das Reich. »Nach unserer Überzeugung gibt es keinen
anderen Weg«, hatte Fabri drohend geschrieben, es sei denn, man beabsichtige, das »pa-
triotische Interesse« der Öffentlichkeit zu provozieren und den »Versuch einer deutschen
Kolonialpolitik als einen verkehrten und vergeblichen« aufzugeben.10 Schon im Juli 1889
trafen in Südwestafrika zwei Offiziere und 21 Unteroffiziere als Anfangsbestand der deut-
schen »Schutztruppe« ein, die im Lauf der folgenden Jahre auf eine Stärke von 500 Mann
gebracht wurde.11

Im Dezember 1888 erinnerte Fabri Bismarck an seine Darlegungen vom August über die
»Zweckdienlichkeit« der Errichtung eines deutschen Kolonialamts. »Die seitdem eingetre-
tenen Ereignisse haben den damaligen Ausführungen unerwartet wohl einen starken Nach-
druck gegeben«, drängte er und deutete dunkel an, aus sicherer Quelle sei ihm bekannt, daß
auch in den Führungsgruppen der Kartellparteien »die Empfindung, wir bedürfen einer ei-
genen Kolonialbehörde, sich stark verbreitet hat«. Selbst Windthorst habe sich ihm gegen-
über kürzlich »in sehr bezeichnender Weise« geäußert. »Und diese Empfindung ist auch die
der öffentlichen Meinung, welche in ganz überwiegender Majorität die Fortführung und
festere Begründung einer deutschen Kolonialpolitik begehrt«. Es sei jetzt endlich »hohe
Zeit«, überholte, wirklichkeitsfremd gewordene kolonialpolitische Leitvorstellungen in
»einheitlicher und zielbewußter Weise« zu revidieren und auf eine neue Grundlage zu stel-
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len. »Es reicht heute nicht mehr aus, nach sonst ganz zweckdienlichen und nötigen Infor-
mationen, die aber doch stets den Charakter des Zufälligen an sich tragen, zu verfahren«,
mußte sich Bismarck von Fabri sagen lassen, der seine in den voraufgegangenen Monaten
immer wichtiger gewordene Position als vertraulicher Ratgeber, offiziöser Propagandist
und Vermittler sehr wohl einzuschätzen und auszuspielen wußte.12 Die Entwicklung hin zu
dieser Schlüsselposition Fabris hatte sich seit jenem Gespräch mit Goßler in der letzten
Septemberwoche des Jahres 1888 beschleunigt, in dem ihn der preußische Kultusminister
vertraulich über die jüngst im Auswärtigen Amt eingetroffenen Nachrichten aus Ostafrika
informierte.

Anmerkungen
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21.3.2. Deutsch-Ostafrika

In Ostafrika begann der Widerstandskampf, als die DOAG im August 1888 versuchte, den
im April mit dem neuen Sultan von Sansibar geschlossenen Pachtvertrag zu realisieren und
den Küstenstreifen in Verwaltung zu nehmen. Die arabische Oberschicht, die um ihre Han-
delsvorteile bangte, weil Said Khalifa der DOAG neben den Hoheitsrechten gegen einen
prozentualen Anteil auch die Zollpacht für den Küstenhandel überschrieben hatte, erhob
sich ebenso wie Teile der über die Herrschaftsmethoden des DOAG-Regimes verbitterten
Bevölkerung des Inlandes. Im September schon waren die meisten Stationen der DOAG
erobert, ihre Agenten vertrieben. Nur in den Hafenstädten Bagamojo und Daressalam hiel-
ten einige DOAG-Vertreter in Reichweite deutscher Schiffsgeschütze der Belagerung
stand.1 Wenngleich die Auflehnung Mahareros im Blick auf den in der organisierten Kolo-
nialbewegung vielbeklagten Prestigeverlust bedenklicher erscheinen mochte, da sich hier
ein Repräsentant des Reichs zur Flucht genötigt glaubte, während in Ostafrika nur Agenten
einer Chartergesellschaft das Weite suchten, kam dem Zusammenbruch des DOAG-
Regimes doch größere Bedeutung zu. Denn mit dieser Niederlage war der einzige, erst
1887 mühsam stabilisierte Pfeiler des Schutzbriefsystems in Afrika eingestürzt.

Kaum vierzehn Tage nach seinem Gespräch mit Fabri konnte Goßler bereits die ange-
kündigte Godesberger Denkschrift zur Lage in Ostafrika an Bismarck weiterleiten.2 Am 5.
November folgte schon eine zweite.3 Fabri stand nicht an, neben dem »Arabertum«, der
arabischen Händlerschicht nämlich, die ihre Interessen durch den Küstenvertrag der DOAG
gefährdet sah und darum rebellierte, auch in dieser »afrikanischen Frage« die Schuld nicht
zuletzt auf deutscher Seite zu suchen. Er wußte, daß die Herrschaftsmethoden der DOAG
die einheimische Bevölkerung zum Widerstand provozierten. So warf er dem ostafrikani-
schen Kolonialunternehmen, dessen Personalpolitik ihm gut bekannt war, schwerwiegende
Fehler in der Behandlung der einheimischen Bevölkerung vor. Er deutete an, daß »in Krei-
sen der einer ruhigen und einsichtsvollen Führung noch vielfach entbehrenden DOAG«
gefährliche Vorstellungen über die Verwendbarkeit jener »schneidigen Leutnants« der Re-
serve herrschten, aus denen sich das Gros ihrer Agenten zusammensetzte: »In der Behand-
lung farbiger Bevölkerungen, namentlich wenn dieselben noch mit natürlichem Mißtrauen
und Argwohn den europäischen Eindringlingen gegenüberstehen, ist Ruhe, Geduld, Beson-
nenheit, humane Gesinnung, aber auch furchtlose Entschlossenheit die Grundbedingung.
Das ist so ziemlich der volle Gegensatz von dem, was wir in der Heimat unter schneidigen
Leutnants verstehen«. Nach seinem Urteil hatten »Brauseköpfe mit engem Gesichtskreis
und Herzenswinkel und oft großer Selbstüberschätzung« durch ihre bornierte und provozie-
rende Haltung gegenüber der einheimischen Bevölkerung nur dazu beitragen können, den
Aufruf der arabischen Oberschicht zum Widerstand allgemein Gehör finden zu lassen.

Hauptsorge Fabris war es auch hier, das große Kapital, das sich erst nach langem Zögern
in der DOAG und der 1886 begründeten Deutsch-Ostafrikanischen Plantagengesellschaft
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eingestellt hatte, könnte irritiert und verschreckt werden. »Wird die erste größere Planta-
genunternehmung jetzt zerstört, so ist das Vertrauen des deutschen Kapitals, das ohnehin
für derartige Versuche noch äußerst schwer zu gewinnen ist, auf lange Zeit erschüttert«,
warnte er Bismarck und schlug deshalb vor, allem voran so rasch wie möglich die in Kü-
stennähe gelegenen Plantagen durch die Marine sichern zu lassen. Dann könnten Lan-
dungstruppen das Gebiet der DOAG zurückerobern. Fabri wußte, daß er mit diesen Vor-
schlägen an den Grundfesten der Bismarckschen Schutzbriefvorstellungen rüttelte. Goßler
gegenüber hatte er von Anfang an vorgeschlagen, die DOAG als Chartergesellschaft zu
suspendieren und Reichskommissare an ihre Stelle zu setzen. Das hätte auch de jure das
Ende des Chartersystems in Ostafrika bedeutet. »Es ist anzunehmen, daß im gegebenen
Augenblicke die Reichsregierung in keiner Weise die Absicht hat, die Privilegien der
DOAG etwa aufzugeben oder die Gesellschaft für einige Zeit zu suspendieren und unter
kommissarische Verwaltung zu stellen«, interpretierte er treffend die Haltung Bismarcks.
»Der Bestand der Gesellschaft bietet ja für die Reichsregierung den Vorteil, daß sie selbst
bei den gegen die Flagge der DOAG gerichteten Aufständen eigentlich erst mittelbar betei-
ligt ist«.

In Absprache mit dem Direktionsrat der DOAG, der ihn zu Rate gezogen hatte, versuchte
Fabri, bei Bismarck mit einem Kompromißvorschlag durchzudringen, nach dem das Reich
hätte intervenieren können, ohne formell engagiert zu sein. Nach Fabris Vorschlag sollte
das Reich der DOAG durch eine Zinsgarantie von 3,5% die Möglichkeit schaffen, mit einer
Anleihe in Höhe von 5–10 Millionen Mark eine aus 200 Weißen und 800 Farbigen beste-
hende Privatarmee (»Freiwilligen-Kolonialkorps«) auszuheben, sich in der offiziell der
DOAG zu unterstellenden Kommandozentrale (»Kommission«) aber durch einen General-
stabsoffizier unmittelbaren Einfluß sichern.4 Die Weigerung Bismarcks, diesen Kompro-
mißvorschlag aufzugreifen, war ein wichtiger Schritt auf jenem Weg, an dessen Ende im
November 1890 die Übernahme von Verwaltung und Zollerhebung in Deutsch-Ostafrika
durch das Reich5 stand. Bismarck griff Fabris Vorschlag vorwiegend aus drei Gründen
nicht auf: erstens, weil er ganz allgemein in seinen Augen zu viele Unsicherheitsfaktoren
enthielt; zweitens, weil ihn Fabris vielsagender Hinweis auf die seines Erachtens für eine
dauerhafte »Sicherung« der Kolonialherrschaft – gegenüber den im Landesinneren operie-
renden arabischen Kräften – nötige »Erweiterung der deutschen Protektion«6 erkennen ließ,
daß ein Einsatz dieser Söldnertruppe gegen die »grausamen und vertierten, disziplinlosen
Söldnerhaufen« (Fabri) der arabischen Händler höchst unerwünschte Folgen für den erst
zwei Jahre zuvor ausgehandelten deutsch-englischen Interessenausgleich in Ostafrika nach
sich ziehen konnte; drittens und vor allem aber, weil er Ausmaß und innenpolitische Rele-
vanz der »afrikanischen Frage« anfangs bei weitem unterschätzte.7 Grundsätzlich lehnte er
zunächst jede finanzielle Beteiligung des Reichs an einer militärischen Expedition zugun-
sten der DOAG ab, gab der Schutzbriefgesellschaft nicht zu Unrecht die Schuld an der
Auflehnung gegen ihre Herrschaft und verwies sie für die Niederwerfung der Erhebung auf
ihre eigenen Mittel.
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Die DOAG beschritt den Weg direkter Pression. Nach einem Hilferuf an den Kaiser vom
28.9.18888 wurde am 26.10.1888 eine Eingabe an Bismarck beschlossen und ausgefertigt,
in welcher der Direktionsrat des ostafrikanischen Kolonialunternehmens für den Fall einer
Ablehnung seines Gesuchs um Reichshilfe unmißverständlich die »Liquidation der Gesell-
schaft« und damit auch de jure das Ende des Schutzbriefsystems in Ostafrika ankündigte.9

In einem von Krauel entworfenen Promemoria rückte Herbert von Bismarck seinem Vater
die von der DOAG präsentierte Alternative klar vor Augen: »Wir müssen entweder unsere
Stellung in Ostafrika aufgeben […] oder wir müssen die Verwaltung […] von Reichs we-
gen übernehmen«. Im ersten Fall sei mit unangenehmen Folgen für die Investitionsbereit-
schaft des großen Kapitals in den übrigen ›Schutzgebieten‹ zu rechnen, weil sich die
DOAG-Aktionäre »von der Reichsregierung im Stich gelassen« fühlen könnten. Das galt
nicht zuletzt auch für die Hohenzollernsche halbe Million. Von der »Einbuße an politi-
schem Ansehen dem Auslande gegenüber« abgesehen, kalkulierten Krauel und Herbert von
Bismarck weiter, dürfte der »scheinbare Triumpf, welcher hierin für die parlamentarische
Opposition gegen die Kolonialpolitik liegt, auf innerem Gebiete und bei den Wahlen in
unerwünschter Weise ausgebeutet werden«. Im zweiten Fall wiederum müßten Reichstag
und Bundesrat mit großen Geldforderungen konfrontiert werden. Überdies könnte dabei
noch nicht einmal eine reibungslose Übernahme der Verwaltung durch das Reich garantiert
werden, weil die hierzu geeigneten Beamten schlechterdings nicht vorhanden seien. Wenn
man also in der Kolonialpolitik nicht vollends den »locus standi« verlieren wolle, so lautete
die Schlußfolgerung, dann gelte es, »im Interesse des Reiches die Gesellschaft zu stüt-
zen«.10

Fabris Kompromißvorschlag war abgelehnt. Widerstrebend sah sich der Reichskanzler
genötigt, einer direkten Intervention des Reichs zugunsten der DOAG zuzustimmen. Bis-
marck suchte die Last der Verantwortung für diesen Schritt von sich abzuwälzen, tastete
nach Möglichkeiten, sich durch Reichstag und Öffentlichkeit unter Zugzwang bringen zu
lassen, und wandelte sich zu diesem Zweck innerhalb weniger Wochen vom Verächter zum
vehementen Fürsprecher der Antisklavereibewegung. Friedrich Fabri trug wesentlich zu
dieser Wandlung und ihrem verblüffenden ›Erfolg‹ bei.

Anmerkungen

1 Büttner, S. 110; Tetzlaff, S. 29ff.; vgl. Wehler, S. 362.
2 Goßler an Bismarck, 12.10.1888, DZA I, RKA 6924, S. 23f.; Denkschrift Fabris (Anfang Okt. 1888),

ebd., S. 26–34.
3 Goßler an Bismarck, 8.11.1888, ebd., S. 36. Denkschrift Fabris (5.11.1888), ebd., S. 37–41.
4 Denkschriften Fabris, ebd., S. 26–34, 37–41.
5 Kienitz, S. 82.
6 DZA I, RKA 6924, S. 34.
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  7 Überdies erwies sich auch Fabris Gedanke, die von der DKG geplante Emin-Pascha-Expedition mit
finanzieller Unterstützung des Reichs in eine Expedition zur Niederwerfung des ostafrikanischen Wider-
standskampfes umzufunktionieren, als unpraktikabel: Als Bismarck – wohl durch die ihm am 12.10.
durch Goßler übermittelte Denkschrift Fabris dazu angeregt – dem geschäftsführenden Ausschuß des eif-
rig Spenden sammelnden Emin-Pascha-Komitees am 16.10.1888 vorschlug, die Emin-Pascha-Expedition
(allerdings ohne finanzielle Unterstützung durch das Reich) gemeinsam mit den Kräften der DOAG für
die Unterdrückung der ostafrikanischen Erhebung einzusetzen, wurde er abschlägig beschieden. Das
Komitee hielt trotz der veränderten Lage in Deutsch-Ostafrika hartnäckig an seinen ursprünglichen, von
Expansionsabsichten bestimmten Plänen fest, von denen sich Bismarck daraufhin dem Foreign Office
gegenüber ausdrücklich distanzierte (Klauß, S. 213, 219).

  8 DOAG an Wilhelm II., 28.9.1888, DZA I, RKA 360, S. 136f., abgedr. bei: Büttner, S. 139ff.
  9 Prot. der Sitzung des Direktionsrates der DOAG vom 26.10.1888, DZA I, RKA 375, S. 128f., abgedr.

bei: Büttner, S. 141f.; DOAG an Bismarck, 26.10.1888, RKA 730, S. 3.
10 Ebd., S. 6–13. Vgl. Klauß, S. 219f.
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21.4. Zentrum, Antisklavereibewegung und Kolonialkrieg in Ostafrika

Den Problemen von Sklaverei und Sklavenhandel stand Bismarck im Grunde vollkommen
desinteressiert gegenüber. Drei Wochen nach dem Ende der Kongokonferenz, auf der sich
die Signatarmächte zur Unterdrückung des Sklavenhandels verpflichteten, wies er den deut-
schen Konsul in Sansibar, Gerhard Rohlfs, der in einem Bericht die Frage der Sklaven-
emanzipation angesprochen hatte, in einem Telegramm barsch zurecht: »Die Sklaven gehen
Sie nichts an«.1 Im Auswärtigen Amt galt die Direktive, der Vertreter des Reiches in Ost-
afrika dürfe sich »mit der Sklaverei überhaupt nicht befassen«, da das ›Schutzgebiet‹ staats-
rechtlich Ausland sei, die »Fortdauer der Sklaverei« mithin durch die Schutzerklärung nicht
tangiert werde.2

1888 machte Kardinal Lavigerie, Verfasser der in Massenauflage verbreiteten »Huma-
nus«-Greuelbroschüre3, verstärkt mit seiner Agitation für einen »Kreuzzug« gegen den in-
nerafrikanischen Sklavenhandel von sich reden. Die von katholischer Seite in Gang ge-
brachte Kampagne, die dem Ansehen der katholischen Missionen in der Öffentlichkeit zu-
gute kam, wurde vom Papst nicht nur befürwortet, sondern auch materiell mit einer Spende
in Höhe von 300.000 Francs unterstützt.4 Fabri, der den Kampf gegen den Sklavenhandel
schon 1886 zur »kolonialen Aufgabe« erklärt und zugleich propagandistisch im Sinne der
DOAG zu nutzen gesucht hatte, griff den Kreuzzugsgedanken Lavigeries sofort auf, ob-
gleich er im Grunde wenig von derartigen Plänen hielt. Das »Humanum« stand hier als
unmittelbares Motiv nicht an. Denn die verheerenden Sklavenjagden, gegen die Lavigerie
zum Kreuzzug rief, fehlten in Deutsch-Ostafrika. In welchem Umfang sie in Innerafrika
noch stattfanden, war keinem Propagandisten der deutschen Antisklavereibewegung auch
nur annähernd bekannt. Die Kämpfe der Belgier gegen die »Sklavenhändler« im Kongoge-
biet hatten wesentlich kommerzielle und politische Hintergründe.5 Fabri, der auch 1888/89
nicht zu den naiven Antisklavereiagitatoren zählte, wußte überdies, daß Eisenbahnstrecken
ins Landesinnere besser geeignet waren als Kreuzzüge, um die Ziele zu erreichen, für die
Lavigerie agitierte. So war es nur konsequent, daß er sich abrupt von der manipulativen
›Bewegung‹ abkehrte, als sie ihre Funktion, die plebiszitäre und parlamentarische Legiti-
mation der Ostafrikavorlage, erfüllt hatte.

Aus Fabris Motiven und Zielen sprach allem voran noch einmal ein weitgreifender Ver-
such, eine koloniale Thematik vorwiegend als innerpolitisches Verschleierungs-, Integra-
tions- und Kampfmittel zu nutzen. Er verfolgte fünf komplexe Absichten. Erstens erwartete
er von der Antisklavereibewegung eine Neubelebung des stark zurückgegangenen kolonia-
len Interesses in der Öffentlichkeit. Zweitens versuchte er durch ein Engagement von
deutsch-evangelischer Seite, der Bewegung den zunächst dominant französisch-katholi-
schen Charakter zu nehmen, zugleich eine Brücke zwischen den Konfessionen zu schlagen
und damit die Reminiszenzen des Kulturkampfs durch ein Zusammenrücken gegenüber
dem »Arabertum« zu tilgen – ein Versuch, den Warneck durch heftige Attacken auf den
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kampfesfrohen, »edlen« Lavigerie in Grenzen zu halten strebte.6 Drittens wollte er auf dem
Umweg über die Antisklavereibewegung das Zentrum mit Hilfe der rheinischen Katholiken
aus seiner taktischen Opposition locken und für die Kolonialpolitik gewinnen. Viertens war
er, als der Widerstandskampf in Ostafrika ausbrach, sogleich bestrebt, die Antisklaverei-
propaganda als Legitimations- und Denunziationsinstrument für die Niederschlagung der
»Revolte arabischer Sklavenjäger« zu nutzen. Zuletzt noch beabsichtigte er, von der Basis
interkonfessioneller Verständigung in der Antisklavereibewegung aus »den Anstoß zu ei-
nem allgemeinen, volkstümlichen Kampf gegen die Sozialdemokratie zu geben«. Sein
letztes Gespräch mit Windthorst galt diesem Zweck.7 Die Verwirklichung der letztgenann-
ten Absicht, die zu einem Vorläufer des berüchtigten Reichsverbands gegen die Sozialde-
mokratie vom Jahr 1904 hätte führen können8, ist der Sozialdemokratie erspart geblieben.

Lavigeries Agitation vermochte Bismarck nicht nur nicht für Antisklavereibestrebungen
zu gewinnen. Die Tatsache, daß es sich hier zunächst um ein vornehmlich französisch-
katholisches Unternehmen handelte, verschärfte sein Desinteresse vielmehr zur Aversion.
Als der Kardinal im August 1888 mit einer Eingabe vorfühlte, reagierte der Reichskanzler
empört. Legationsrat Krauel, der Bismarcks Einstellung kannte, schlug schon von sich aus
vor, Lavigerie zu antworten: »Militärische Operationen in Afrika liegen außerhalb der
Grenzen, welche unserer Kolonialpolitik gezogen sind«. Daß just in diesen Augustwochen
in Ostafrika eine Entwicklung begann, die jene Grenzen rasch durchlässig werden lassen
sollte, konnte Krauel nicht ahnen. Doch selbst mit dieser schroffen Abweisung war Bis-
marck noch nicht zufrieden. Erbost sperrte er sich gegen die »Redensart« von der soge-
nannten christlichen Pflicht, dem »Sklavenhandel« zu wehren, auf die Lavigerie sich in
seinem Schreiben berufen hatte. »Deus nobis haec otia non fecit, nicht antworten«, befahl
Bismarck marginal und betonte gleich nochmals: »Nein, es ist nicht meine Aufgabe, jeden
französischen Bischof bei S. M. zu vertreten oder zu bekämpfen, ich habe mehr zu tun«.
Man könnte Lavigerie auch über den kaiserlichen Konsul in Tunis nur mündlich Bescheid
geben lassen, erwog Krauel vorsichtig. »Auch das nicht«, untersagte Bismarck strikt. »Ich
habe kein deutsches Bedürfnis mich zu äußern«. Vielleicht empfehle es sich, nur ganz all-
gemeinhin internationale »Maßnahmen gegen den Sklavenhandel« zu befürworten, be-
merkte Krauel noch beiläufig und blieb mit dieser Anregung selbst hinter den Bestimmun-
gen der Kongoakte zurück. »Auch nicht!«, lautete der wütende Kommentar Bismarcks.
»Höchstens«, fügte der Reichskanzler sarkastisch an, könnte man dem Kardinal ausrichten
lassen, »daß die Sache außerhalb meiner Aufgaben läge – Frankreich gäbe mir so viel zu
tun, daß ich für Afrika, außerhalb der deutschen Verkehrsverhältnisse, keine Zeit behielte«.
Der Gedanke an die Teilnahme Deutschlands an einem internationalen »Kreuzzug« gegen
den Sklavenhandel war nach Bismarcks nüchternem Urteil eine Chimäre. Er wußte wohl,
daß es die Sklavenjagden, die Lavigerie bekämpfen wollte, in Deutsch-Ostafrika nicht mehr
gab.9
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Wenige Wochen später schon hatte sich abrupt ein dringendes, nicht humanitär, sondern
politisch motiviertes »deutsches Bedürfnis« bei Bismarck eingestellt. Die Entwicklung
hierzu läßt sich an Bismarcks Kommentaren zu Fabris Ostafrikaeingaben deutlich ablesen.
Fabri bot dem Reichskanzler von Anbeginn an ganz offen die Manipulation der Antisklave-
reibewegung an, insbesondere zur Legitimation eines ostafrikanischen Kolonialkrieges. Es
wäre ein schwerwiegender taktischer »Fehler, wenn man die in dieser Richtung vorhandene
Willigkeit verrauchen ließe und die Kraft der gegenwärtig anhebenden Antisklavereibewe-
gung nicht rechtzeitig benutzte«, mahnte der wachsame Godesberger Beobachter.10 Lavige-
rie gewinne unter den deutschen Katholiken eine wachsende Zahl von Anhängern. Es sei
von großer Bedeutung, »daß diese Bewegung richtig weitergeführt und auch in die prote-
stantischen Volkskreise getragen werde. Es erscheint dies um so nötiger, da, so edel und
aufrichtig die Bestrebungen des französischen Kardinals sind, er doch naturgemäß in seinen
Absichten auch auf Förderung der stets unter französischen Einflüssen stehenden römisch-
katholischen Missionen in Afrika gerichtet ist«. Vor allem die innenpolitische und parla-
mentstaktische Begründung Fabris fand bei Bismarck Interesse:

»Auch für die innerdeutsche Politik wird ein wohlerwogenes und entschlossenes Vorge-
hen von hoher Bedeutung werden. Nach den Erschütterungen des Kulturkampfes, der jetzt
wohl kirchenpolitisch abgewickelt ist, aber in seinen Folgen noch immer nachzittert, bei
der Verhärtung des konfessionellen Gegensatzes von beiden Seiten in den letzten Jahren,
wäre es von hoher Bedeutung, einen praktischen Gegenstand von unmittelbar populärer
Kraft, von allgemein humanem Interesse zu finden, dem die evangelische wie katholische
Bevölkerung gleichmäßig ihre Teilnahme zuzuwenden vermöchte. Wird die hier vorliegen-
de Angelegenheit in dem vorstehend bezeichneten Sinne aufgegriffen und in die weitesten
Volkskreise getragen, so wird auch das Zentrum entschlossen, ja mit einer gewissen Begei-
sterung für eine afrikanische Expedition eintreten«.11

Diesen Worten, die Fabri Anfang Oktober 1888 schrieb, konnte er bereits einen Propa-
gandaartikel aus der Kölnischen Zeitung, der in der englischen Presse schon beträchtliches
Aufsehen erregt hatte12, sowie Zeitungsberichte über sein Auftreten vor der am 26. und 27.
September in Köln tagenden Evangelischen Allianz beifügen. Dort hatte er den Antrag ge-
stellt, man möge den »Kampf zur Unterdrückung der Sklavenjagden und des Sklavenhan-
dels in Afrika zur gemeinsamen Aufgabe der in der Evangelischen Allianz verbundenen
internationalen Kreise erklären und demgemäß in allen Ländern eine auf die weitesten
Volkskreise gerichtete Bewegung hervorrufen und fördern!« Einstimmig erklärten sich die
versammelten Delegierten bereit, ihre »Vorstände aufzufordern, in diesem Sinne zu wir-
ken«.13 Damit war die Mobilisierung der evangelischen Seite eingeleitet.

Bismarck machte keinen Hehl aus seiner Überraschung über den politisch-taktischen
Scharfsinn, die Beobachtungsgabe und die Aktivität des Godesberger Propagandisten. »Der
Herr Reichskanzler findet den Inhalt der Anlage sehr vernünftig«, vermerkte Rottenburg zu
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der aus Friedrichsruh an das Auswärtige Amt zurücklaufenden Eingabe Fabris, »und
wünscht, daß die darin enthaltenen Ratschläge beachtet werden, sowie daß mit dem Kardi-
nal Lavigerie Verbindung aufgenommen werde. Seine Durchlaucht bemerkte, er sei zwar
für die Bestrebungen der Antisklavereigesellschaften nicht eingenommen, nunmehr müsse
man aber gegen den gemeinsamen Feind zusammenhalten«.14 Obgleich Bismarck wieder-
holt betonte, er sei »für die Antislavery-Bestrebungen wenig passioniert«, fesselte ihn der
Gedanke, daß man sie »zur Förderung der Kolonialfrage fruktifizieren könne«15, doch so
sehr, daß er in einer Randbemerkung drängte: »Kann man nicht schaurige Details über
Menschenquälerei auftreiben?«16

Noch im Oktober 1888 lief die DKG-Propaganda an und trieb in blutrünstigen, rassisti-
schen Verschwörungstheorien gegen die »arabischen Sklavenhändler« einen xenophoben
Schwall von Verklemmungen und Aggressionen zutage, der weit mehr über die sozialpsy-
chische Konstitution der Propagandisten Auskunft gab als über die »gräßlichen« Verhal-
tensweisen von »Sklavenjägern« und »Sklavenhaltern«. Während ein Priester, der als Sach-
kenner posierte, in Haßgesänge gegen eine »Verschwörung« von »muselmanischen Skla-
venhäuptlingen« ausbrach, wetterte die DKG in ihrem propagandistischen Feldzug wider
»Barbarei und Unkultur« gegen die »arabischen Händler und die halb araberisierten, in
Polygamie lebenden Häuptlinge« Innerafrikas und wußte mit einem syntaktisch verkorksten
Aufschrei der Entrüstung zu berichten: »Die die Feldarbeit verachtenden Mohammedaner
und die trägen Neger wetteifern in manchen Gegenden miteinander in der Zahl ihrer Skla-
ven«. Sie pries die »Kreuzritter« wider den arabischen »Fanatismus« und schwor den »ver-
brecherischen« Handelskonkurrenten der DOAG »furchtbare Rache«.17 Und doch waren
dies nur die ersten tastenden Vorstöße in ein neues, von politischen und kommerziellen
Interessen erschlossenes Terrain der Kolonialpropaganda.

Den Gedanken Fabris, daß die Antisklavereibewegung das Zentrum mit der Kolonialpo-
litik der Reichsregierung befreunden könnte, quittierte Bismarck überrascht, verdutzt und
doch gespannt mit fettem Strich und Fragezeichen auf dem Rand der Godesberger Einga-
be.18 Ende Oktober schon lieferte Fabri den Beweis. Gemeinsam mit seinem Freund, dem
DOAG-Vizepräsidenten Eugen Langen, mit Arthur vom Rath, Oberstaatsanwalt Hamm und
Oberlandesgerichtspräsident Struckmann, dem damaligen Landtagsabgeordneten Julius
Bachem, Dompropst Berlage und zwei Kölner Chefredakteuren bereitete er die große
Volksversammlung vom 27. Oktober 1888 im Kölner Gürzenich vor, auf der er selbst,
Premierleutnant Wißmann und der katholische Geistliche Hespers »Wider die Sklaverei« zu
agitieren beachsichtigten. Aus dem Vorbereitungskomitee der Veranstaltung ging sowohl
die große Kölner DKG-Abteilung (Hamm, Langen, v. Rath, Struckmann) als auch der von
Hespers geführte Afrikaverein deutscher Katholiken hervor, der in einer eigenen Zeitschrift
unter der Kreuzzugslosung »Gott will es!« gegen den Sklavenhandel agitierte.19 Die Namen
unter dem durch die Presse weit verbreiteten Aufruf zur Teilnahme an der Versammlung
zeugten vom massiven Interesse der DOAG an der Antisklavereiagitation. Von den frühe-



534 Die Krise der deutschen Kolonialpolitik: Fabri und Bismarck

ren Vorstandsmitgliedern des Westdeutschen Vereins unterzeichneten neben den beiden
Fabris: Eugen Langen (DOAG), A. v. Rath (DOAG), F.A. Krupp (DOAG), Handelskam-
merpräsident Otto Andreae (DOAG), der Geheime Kommerzienrat Gottfried Pastor
(DOAG), Karl von der Heydt (DOAG), die Kommerzienräte G. Lange und Delius, der Ge-
heime Kommerzienrat von Heimendahl, Oberregierungsrat Königs, die Hüttendirektoren E.
Klein und C. Lueg, der Geheime Regierungsrat Melbeck und der Elberfelder Textilindustri-
elle Simons. Eintrittskarten waren schriftlich bei DOAG-Generalsekretär Timotheus Fabri
zu bestellen.20

Am 27. Oktober drängten sich vor der großen und bis auf den letzten Stehplatz gefüllten
Kölner Gürzenichhalle Hunderte von Schaulustigen, die abgewiesen werden mußten.21 Die
Kölner Volksversammlung bildete zugleich Auftakt und Höhepunkt der kurzlebigen deut-
schen Antisklavereibewegung, die in diesen Wochen mobilisiert wurde. Die Verständigung
der Konfessionen in der Antisklavereifrage fand Ausdruck in der Teilnahme des Kölner
Erzbischofs Krementz und des rheinländischen Generalsuperintendenten Baur. Auch der
Oberpräsident der Rheinprovinz von Bardeleben, der Landesdirektor Geheimrat Klein, die
höchsten Militärs in der Stadt Köln, die Präsidenten der meisten Bezirksregierungen der
Rheinprovinz und zahlreiche andere prominente Gäste fanden sich ein.22 Dennoch war bei
der Kartenausgabe sorgsam darauf geachtet worden, den Charakter einer Volksversamm-
lung zu wahren. So konnte der Versammlungsbericht melden: »Neben dem Großkaufmann
und dem über Millionen gebietenden Industriellen saß oder stand der einfache Handwerker
und schlichte Arbeiter«.23 Die von Timotheus Fabri exakt kalkulierte Überfüllung des Saals
mit »Freunden und Anhängern der idealen Kulturbestrebungen, welche ohne Rücksicht auf
ihre politische oder kirchliche Parteistellung der Einladung zur heutigen Versammlung
Folge geleistet haben«, nahm Eugen Langen in seiner Eröffnungsrede zum Beweis, »daß
unsere von idealen Anschauungen getragenen Bestrebungen praktische Ziele verfolgen,
würdig der Unterstützung aller Stände jeden Bekenntnisses«.24

In seiner betont auf die Qualen bei der Versklavung hilfloser Frauen und Kinder abge-
stellten Rede – die denn auch besonders nachhaltig auf die von Grauen geschüttelten »rhei-
nischen Frauen, denen die Galerie eingeräumt war«, wirkte – malte jetzt der katholische
Agitator Hespers jene »schaurigen Details über Menschenquälerei« aus, nach denen Bis-
marck verlangt hatte. Der heftig bewegten Versammlung kündete Hespers »von jenem
Schrei der Not und Verzweiflung, von jenem Hilferuf, den Millionen von Menschen, den
ein ganzer Weltteil an uns richtet« und behauptete von ostafrikanischen Missionaren erfah-
ren zu haben, »daß fast kein Tag vergeht, an welchem nicht Karawanen dieser Unglückli-
chen, namentlich Frauen und Kinder vorübergetrieben werden«. Was in den ehemals blü-
henden, von Sklavenjägern heimgesuchten Gebieten zurückbleibe, seien »niedergebrannte
Dörfer, ermordete Menschen, die ihren Herd verteidigten, vergewaltigte Frauen, vor Hun-
ger sterbende Kinder!« Selbst das genügte noch nicht. »Hat eine Mutter die Erlaubnis er-
halten, ihr Kind mit sich zu nehmen«, berichtete Hespers detailfreudig, »und der Treiber
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sieht, daß sie es nicht gleichzeitig mit ihrer Last tragen kann, so schleudert er das Kind zur
Erde und zerschmettert ihm den Kopf vor den Augen der Mutter!« Die Überlebenden wür-
den dann auf arabischen Dhaus, »zusammengeknebelt, die Knie am Kinn, über und über
bedeckt mit Wunden und Geschwüren, sterbend aus Mangel an Speise und Trank, die Toten
mit den Lebenden zusammengebunden«, zum Verkauf transportiert. Solche aus älteren
Expeditionsberichten über innerafrikanische Sklavenjagden und Sklavenhandel zusammen-
gestellten Greuelbotschaften aktualisierte Hespers mit einem kleinen Trick: »Herr Missi-
onsinspektor Fabri […] hat berechnet, daß noch jetzt jährlich 100.000 Sklaven an der ost-
afrikanischen Küste ausgeführt werden – wie mögen da erst die Verhältnisse im Innern
sein?«25 Es wirft ein bezeichnendes Licht auf diese Antisklavereiagitation, daß Hespers als
Beleg für »die entsetzlichen Greuel und Schandtaten, welche noch heute, und heute mehr
als zuvor [!] den Boden des dunklen Kontinents mit Blut und Tränen benetzen«, ausgerech-
net jene Zahlen angab, die Fabri schon 1886 auf so überaus fragwürdige Weise »berechnet«
hatte und – obgleich ihm nun erheblich bessere Informationen zur Verfügung standen als
zwei Jahre zuvor – im Kölner Gürzenich noch einmal vortrug, um Hespers' Ausführungen
zu bestätigen.26

Nach Hespers steuerte Premierleutnant Wißmann, der spätere Schwiegersohn Eugen
Langens, »Selbsterlebtes aus Afrika« bei.27 Fabri selbst sprach, immer wieder von Beifalls-
kundgebungen unterbrochen, über »Die afrikanische Frage und Deutschlands Aufgabe bei
deren Lösung«. Im Gegensatz zu seiner Eingabe an Bismarck bestritt er in der Öffentlich-
keit energisch den Schuldanteil der DOAG und führte die ostafrikanischen »Verwicklun-
gen« auf die »Mobilmachung der arabischen Sklavenhändler« zurück. In seinem Referat,
das dennoch bei weitem sachlicher gehalten war als die auf die Emotionen des Publikums
berechnete Agitation seiner beiden Vorredner, ließ er aber auch durchblicken, daß es hier
nicht nur um die Unterdrückung des Sklavenhandels, sondern ebenso um die Wiederauf-
richtung der deutschen Schutzherrschaft und die Handelsinteressen der DOAG ging. Nach
Bismarcks erster Absage war von einer Zinsgarantie des Reichs für die DOAG nicht mehr
die Rede. Auch Fabri stellte jetzt fest, »daß die Durchführung einer starken Expedition
nicht durch Privatmittel ausführbar ist, sondern beträchtliche Zuschüsse aus Reichsmitteln
erfordern wird«.28 Während der folgenden Tage liefen die vom Veranstaltungskomitee ein-
gebrachten und einstimmig angenommenen sogenannten Gürzenichresolutionen durch die
Presse:

»1. Die Unterdrückung der afrikanischen Sklavenjagden mit ihren die Menschheit schän-
denden Greueln ist gemeinsame Pflicht und Aufgabe aller christlichen Staaten und die
notwendige Vorbedingung der wirklichen Aufhebung des Sklavenhandels […].

 2. Wir vertrauen, daß angesichts der in Ostafrika vor allem durch die arabischen Skla-
venhändler hervorgerufenen aufständischen Bewegung die Ehre der deutschen Flagge
und die deutschen Interessen von der Reichsregierung wirksam gewahrt werden.
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 3. Darf ein solches Vorgehen auf einmütige Unterstützung des deutschen Volkes ohne
Unterschied des religiösen Bekenntnisses und der politischen Parteiung rechnen, so
wird, des sind wir gewiß, auch die tatkräftige Mitwirkung des Reichstags demselben
nicht fehlen.«29

Der Kölner Veranstaltung folgten ähnliche in vielen deutschen Städten. Die bedeutendste
unter ihnen, eine ebenfalls interkonfessionelle Versammlung, an der Tausende teilnahmen,
fand am 9. November in Freiburg i.Br. statt, wo sich noch im September katholische Verei-
ne zu einer strikt konfessionell gehaltenen Zusammenkunft eingefunden hatten.30 Auch hier
war die DOAG führend vertreten. Während in Köln Eugen Langen das ostafrikanische Ko-
lonialunternehmen repräsentierte, redete in Freiburg Ministerialpräsident a.D. Grimm, der
schon 1885 in der DOAG-Werbung hervorgetreten war31, über die »eminent christliche
humane Bewegung«. Aus Grimms Rede sprach die für die deutsche Antisklavereipropa-
ganda charakteristische Mischung von Humanität und Gewalt, Sendungsvorstellungen und
politisch-kommerziellen Interessen. Grimm wies alle Vorwürfe gegen die DOAG-Agenten
»aufgrund der Akten« als »durchaus unbegründet« ab und erklärte einem Pressebericht zu-
folge: Das Einschreiten zugunsten der Kolonialbesitzer decke sich vollständig mit jenem
zur Abschaffung des Sklavenhandels. Der Kampf gelte dem Arabertum. »Wenn wir errei-
chen, was wir wollen, den Sieg der Humanität und Kultur, die Wahrung kolonialer und
nationaler Interessen, dann gereicht es zugleich zur Ehre, zum Segen und zum Heile des
deutschen Volkes«. Einstimmig schlossen sich die in Freiburg Versammelten den Gürze-
nichresolutionen an.32

Als Beleg für seine Bemühungen, »in weiten Kreisen Stimmung zu machen«, übersandte
Fabri Herbert von Bismarck die Kölner Reden, die kurz darauf gedruckt erschienen und
auch im Reichstag verteilt wurden.33 »Seit Einreichung unserer Denkschrift von Anfang
Oktober hat die ganze Angelegenheit unerwartet rasch Fortschritte gemacht«, meldete Fabri
und konnte anfügen, daß indem in den Vordergrund die »Unterdrückung der barbarischen
Sklavenjagden gestellt wurde, ein viel größerer populärer Hintergrund gewonnen und die
politische Frage zugleich zu einer der größten Fragen christlicher Humanität […] erhoben
wurde«.34 Hocherfreut über das Gelingen des Schachzugs bedankte sich Bismarck bei dem
Kölner Veranstaltungskomitee für die willkommenen Resolutionen.35 Fabri berichtete
weiter, er habe inzwischen bereits Kontakt mit der British and Foreign Antislavery Society
und der Societé antislavagiste de Belgique aufgenommen, um die »internationale Agitati-
on«, welche vor allem England zur Beteiligung an einer gemeinsamen Aktion veranlassen
sollte, zu forcieren.36 Der Reichskanzler suchte Fabris Eingabe sogleich als Lockmittel
gegenüber London zu nutzen. Er ließ Hatzfeldt Auszüge mit Hinweisen auf die Notwendig-
keit einer Beteiligung Englands »zwecks Utilisierung gegenüber Lord Salisbury« mitteilen
und ausrichten, »daß wir im christlichen Jargon höher zu schreien im Stande wären als
England«, wodurch die englische Antisklavereibewegung leicht ins Hintertreffen geraten
könnte.37 Dennoch war von seiten Englands nicht mehr als eine gemeinsame Küstenblok-
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kade zu erreichen. Die Engländer hatten sich gehütet, so unvermittelt wie die DOAG ins
Küstengebiet einzurücken. Die englische Presse zeigte kühle Reserve, wies darauf hin, daß
Trägersklaven in Afrika »notwendige Transportmittel« seien, widerriet der in der deutschen
Antisklavereibewegung propagierten, bewaffneten Unterdrückung des Sklavenhandels und
handelte sich dafür prompt den Vorwurf ein, den Advocatus diaboli zu spielen.38 Der ma-
nipulierte »Antisklavereirausch« (Warneck), der auf seinem Höhepunkt nachgerade Sym-
ptome einer Kollektivpsychose zeitigte, erstickte jedweden Versuch rationaler Kritik. War-
neck hatte so unrecht nicht, als er die »Rauschbewegungen« der Jahre 1884 und 1889 in
dieser Hinsicht gleichsetzte: »Wie man zur Zeit des Kolonialrausches in Gefahr geriet, des
Mangels an Patriotismus beschuldigt zu werden, wenn man auch nur einige Tropfen beson-
nener Kritik in die lauter goldne Berge schauende optimistische Bewegung goß, so muß
man heute fast fürchten, für einen Verteidiger der Sklaverei gehalten zu werden, wenn man
bezüglich der Beseitigung dieses großen Übels Geduld predigt und vor Gewaltunterneh-
mungen warnt«.39

In dem Bericht über die Kölner Gürzenichversammlung, in dem Fabri Bismarck erfolgs-
bewußt davon in Kenntnis setzte, »daß es, wie ich von Anfang an ins Auge gefaßt, gelang,
sich mit den rheinischen Katholiken zu vereinigen«, stand eine Prognose, die den Reichs-
kanzler erneut zu marginalen Ausrufungs- und Fragezeichen veranlaßte. »Es war wohl das
erstemal, daß inmitten der zivilen und militärischen Autoritäten vor einer Volksversamm-
lung ein katholischer Erzbischof und ein evangelischer Generalsuperintendent in friedli-
chem Verein beieinander saßen«, schrieb Fabri, »und es ist wohl mit Sicherheit anzuneh-
men, daß eine ›Vorlage‹ der Regierung beim Reichstage in afrikanischen Angelegenheiten
die Unterstützung auch des Zentrums wahrscheinlich fast geschlossen finden wird«.40 Auch
hier hatte Fabri erst selbst den Beweis zu erbringen. Immerhin teilte Rottenburg dem Aus-
wärtigen Amt schon am 6.11.1888 definitiv mit: »Einverstanden« sei der Reichskanzler
damit, »daß bei unserem Vorgehen die Maßregeln gegen den Sklavenhandel in den Vorder-
grund gestellt würden«.41 Doch Fabris Gedanke an eine Vorlage der Regierung erschien
Bismarck noch zu riskant. »Frage, wie Fabri sich eine Vorlage an den Reichstag denkt?
›Resolution‹ wäre sicher leichter zu formulieren«, räsonierte er.42 Schon am 2.11. diktierte
der Reichskanzler das Antwortschreiben Goßlers an Fabri: Er sei »überzeugt, die Reichsre-
gierung würde Herrn Fabri dankbar sein, wenn er ihr in Aussicht stellen könnte, daß die
von ihm behauptete Übereinstimmung des katholischen und evangelischen Christentums im
Interesse der Menschheit in unserem zerklüfteten Parteileben eine sichere Grundlage finde.
Wäre dies der Fall, so erschiene als der geeignetste Weg, diese Übereinstimmung zum Aus-
druck zu bringen, der einer Resolution, durch welche der Reichstag sich bereit erklärte, die
Reichsregierung in ihren Bestrebungen zu unterstützen«. Feiner und zugleich vielsagender
Humor begann sich im indirekten Dialog zwischen Fabri und Bismarck (Goßler) einzustel-
len. Während Bismarck in dem Schreiben nach Godesberg das »Interesse der Menschheit«
aufspießte – ein Wort aus der letzten Eingabe Fabris, das dort marginal mit zwei Fragezei-
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chen kommentiert worden war – hielt Fabri dem Reichskanzler in seiner Antwort (an Goß-
ler) im gleichen Sinn das »zerklüftete Parteileben« vor.43

Es war nur zu verständlich, daß Bismarck Fabri mitteilen ließ, eine »exakte, konkrete
und mit Ziffern auszustattende Regierungsvorlage« – zur Unterdrückung von Sklavenjag-
den, die in der propagandistisch angeprangerten Form in Deutsch-Ostafrika nicht existierten
– sei doch »schwer zu formulieren«, weil daran »hinsichtlich der postenmäßigen Nachwei-
sung des Bedürfnisses und der erforderlichen Aufwendungen Ansprüche gestellt würden,
die nur schwer zu befriedigen seien«.44 Bismarck wollte sich vom Reichstag geradezu nach
Ostafrika zwingen lassen und die Angelegenheit zugleich nach dem bewährten Modell Sa-
moa regeln. »Im Interesse Eurer Majestät Regierung dürfte es daher liegen«, teilte er Wil-
helm II. am 9. November mit, »die ostafrikanische Angelegenheit so zu behandeln, daß,
falls der Reichstag eine genügende Unterstützung ablehnt, die Verantwortlichkeit für die
Vertagung bzw. für das Aufgeben der einen oder anderen kolonialen Erwerbung auf den
Reichstag fällt, ähnlich wie bei den über Samoa gemachten Vorlagen im Jahr 1880«.45 Si-
cherheitshalber bestellte er vorab über Fabri Windthorsts bekannte Resolution. Fabri wußte,
worum es dem Reichskanzler ging: »Wie bei der Gürzenichversammlung begonnen, müßte
es ja ein verstärktes Interesse für die Reichsregierung haben, wenn nun auch im Reichstage
Zentrum und Kartellparteien einmütig vorgingen und damit der Reichsregierung für ihre
Maßnahmen in Afrika eine überwältigende Majorität böten«.46 Über Goßler ließ Herbert
von Bismarck ihm schon im voraus mitteilen, die Regierung sei ihm dankbar, daß er »weite
Kreise mit den in Betracht kommenden Verhältnissen vertraut gemacht hat und hoffe, daß
derselbe dieser verdienstvollen Tätigkeit auch fernerhin seine Kräfte leihen wird«.47 Fabri
folgte den Wünschen der beiden Bismarcks.

Während im Auswärtigen Amt fieberhaft an dem Weißbuch über Ostafrika gearbeitet
wurde48, bemühte sich Fabri unausgesetzt, die ›Bewegung‹ in der Öffentlichkeit in
Schwung zu halten. Er leitete das interkonfessionelle Komitee, zu dem sich die Veranstalter
der Gürzenichversammlung zusammengefunden hatten, steuerte zugleich als graue Emi-
nenz der Kölner DKG-Abteilung deren Agitation im Rheinland, wurde von Bennigsen als
Redner nach Hannover gebeten, fungierte als Berater der DOAG-Direktion bei deren Ein-
gaben an Bismarck, wurde ferner vom DKG-Präsidium ersucht, »eine bestimmte, aktive
Stellung der DKG zur afrikanischen Frage herbeizuführen«, und sah sich darüber hinaus
noch von den verschiedensten Seiten mit Einladungen zu Antisklavereivorträgen über-
häuft.49 Mündlich verabredete er zugleich mit Herbert von Bismarck die näheren Einzel-
heiten der erwünschten Resolution. Schon am 23. November konnte er ihm Gewißheit dar-
über geben, daß sie zustandekommen werde. »Gut«, freute sich Bismarck in einer Randno-
tiz zum Bericht des Staatssekretärs im Auswärtigen Amt.50

Am 25. November konferierte Friedrich Fabri, assistiert von DOAG-Generalsekretär Ti-
motheus Fabri mit den Zentrumsführern Windthorst, von Franckenstein, Graf Hoensbroech
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von Wendt und Hitze.51 »Es zeigte sich, daß die Herren, mit Ausnahme des Grafen Hoens-
broech, zur Sache noch wenig orientiert waren«, teilte er Herbert von Bismarck am 28.
November mit. Daß Hoensbroech gut informiert war, konnte nicht wundernehmen, denn er
war mit 90.000 Mark in der DOAG engagiert.52 »Ziffernmäßige Vorlagen« auszuarbeiten,
sei »augenblicklich sehr schwierig, ja fast unmöglich«, erklärte Fabri seinen Verhandlungs-
partnern auftragsgemäß. Der Reichsregierung könne ja schließlich nach so kurzer Zeit noch
kein ausgereifter Plan für ein Vorgehen in Deutsch-Ostafrika abverlangt werden. Um so
mehr müsse es aber für sie von Interesse sein, »in Absicht auf ihr weiteres Vorgehen sich in
den Grundlinien wenigstens der Zustimmung des Reichstags versichert halten zu können«.
Den Gedanken an eine Resolution hielten die Zentrumsführer zwar als solchen für »nicht
unrätlich«, waren aber zunächst im Zweifel darüber, ob eine solche Initiative ausgerechnet
vom Zentrum ausgehen solle. »Erstlich«, lockte Fabri, »weil die Antisklavereibewegung in
jüngster Zeit zunächst in der katholischen Bevölkerung in weitesten Kreisen Teilnahme
gefunden habe, und sodann, weil bei dem Vorgehen des Zentrums der Charakter der Ein-
mütigkeit der Konfessionen wie der politischen Parteien in dieser Sache von vornherein
sich stärker auspräge«. Seine Gesprächspartner stimmten diesen Gesichtspunkten zu und
beschlossen, »die Sache der Fraktion sofort zur Stellungnahme vorzulegen«.53 Man er-
kannte, daß hier eine Möglichkeit geboten war, ohne Prestigeverlust aus der taktischen
Kolonialopposition herauszukommen, die auch im Zentrum selbst nicht mehr auf ungeteilte
Befürwortung stieß. Überdies hatte Windthorst, dessen Stellung nach der Veröffentlichung
des Papstbriefes anläßlich des Septennatskampfes geschwächt war, damit zu rechnen, daß
sich Bismarck hinter dem Rücken des Zentrums nicht nur mit Lavigerie, sondern auch mit
dem Papst in Verbindung setzen könnte.54

Schon am 27. November legte Graf Hoensbroech Fabri einige Resolutionsentwürfe vor.
Übereifrig, naiv oder lauter, plädierte Bismarcks Vermittler dafür, in den Antrag, der ihm
»ganz entsprechend redigiert« schien, der Klarheit halber nach dem Beispiel der dritten
Gürzenichresolution noch einen »Passus im Blick auf die ostafrikanischen Verwicklungen«
einzufügen. Verdutzt ob solcher Offenheit entgegnete DOAG-Aktionär Hoensbroech, die
Zentrumsfraktion betrachte doch »den Schutz der deutschen Interessen als eigentlich
selbstverständlich«.55 – »Natürlich«, kommentierte der Reichskanzler gleichermaßen ver-
blüfft auf dem Bericht Fabris.56 Noch am Nachmittag des 27.11. erfuhr Fabri von
Windthorst, die Fraktion habe die Resolution einstimmig gebilligt und ihren Druck als An-
trag bereits in die Wege geleitet. Das hingegen erschien ihm zu übereilt. Man hätte sich
vorab mit den Kartellparteien verständigen sollen, um den »Charakter der Einmütigkeit« zu
betonen, monierte er und machte Windthorsts Versäumnis gleich selbst wett. Er informierte
Bennigsen und von Helldorf vom Plan des Zentrums und suchte hier nochmals Verbündete
für seinen Gedanken zu finden, einen klärenden Passus im Sinne der dritten Gürzenichre-
solution an den Zentrumsantrag anzuhängen. »Ist das nötig?«, fragte Bismarck unwirsch in
einer Marginalie und gab sich gleich selbst die bezeichnende Antwort: »Es ist ja ganz
selbstverständlich und kaum anständig auszusprechen«.57 Fabri hatte in diesem Fall seinen
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Dienst getan. Das allseitige stillschweigende Einverständnis scheute das Licht der Öffent-
lichkeit.

Seinem Bericht an Herbert von Bismarck fügte Fabri »in ganz vertraulicher Weise« noch
einen wichtigen Hinweis an. Seine Besprechungen mit den Zentrumsführern, deutete er an,
hätten ihn in der Überzeugung bestärkt, daß Windthorsts Position im Zentrum nicht mehr
»die allbeherrschende« sei: »Dies bestätigten nicht nur einige charakteristische Äußerungen
verschiedener Zentrumsmitglieder, sondern ich hatte gleichzeitig auch den Eindruck, daß in
katholischen Kreisen und bei verschiedenen Zentrumsmitgliedern aufrichtiges Verlangen
bestehe, bei Lösung nationaler Fragen fortan mehr und mehr in offene und ehrliche Mitar-
beit zu treten«. Ihm erscheine eine »allmähliche Rückbildung der Zentrumspartei auf natio-
nale Grundlagen nicht ausgeschlossen […]. Es wird sich empfehlen, bei ähnlichen Vor-
kommnissen, wie jetzt bei den afrikanischen Angelegenheiten, nicht ohne einiges Vertrauen
dem Zentrum entgegenzukommen, denn auch bei ›zerklüfteten Parteiverhältnissen‹ ist der
psychologische Faktor des Vertrauens, wo es sich um Verständigung handelt, fast immer
das Entscheidende«.58 Die Bleistiftstriche am Rand der Eingabe zeigen, daß Bismarck auch
Fabris Anspielung auf die »zerklüfteten Parteiverhältnisse« zu verstehen und seinen neuer-
lichen Hinweis auf vermeintliche Chancen eines schwarz-blauen Brückenschlags im
Reichstag zu schätzen wußte. Rottenburg notierte denn auch auch schon am 1. Dezember
1888, Fabri sei davon zu unterrichten, daß der Reichskanzler seinen Bericht »mit Befriedi-
gung gelesen« habe.59

Am 14. Dezember 1888 brachte Windthorst im Reichstag den berühmten Resolutionsan-
trag ein, der den Wandel in der Haltung des Zentrums zur Kolonialpolitik der Regierung
markierte, und konstatierte, daß, »um Afrika für christliche Gesittung zu gewinnen, zu-
nächst die Bekämpfung des Negerhandels und der Sklavenjagden notwendig« und der
Reichstag bereit sein werde, »die Maßregeln, welche die verbündeten Regierungen zu die-
sem Zwecke vorzuschlagen gedenken, in die sorgsamste Erwägung zu ziehen und auch
seinerseits zu unterstützen«.60 Als Sprecher der Nationalliberalen bescheinigte ausgerech-
net der von seiner westafrikanischen ›Kundschaft‹ als Kaufmann geschätzte und als ver-
meintlicher Kanonenbootbesitzer gefürchtete, als »king of Hamburg« und mächtiger »Un-
terhäuptling des Emperor of Germany« eingestufte Kulturbringer Adolph Woermann61, daß
Windthorst »im wahren Sinne eine Aufgabe der christlichen Kultur« aufgewiesen habe, der
man auf nationalliberaler Seite nur zustimmen könne. Ganz so einfach indes hatte Fabri es
Bismarck nicht gemacht. Der Konservative von Helldorf verwies ausdrücklich darauf, daß
man den »wirksamen Schutz deutscher Interessen« als den »Hauptpunkt der Sache« zu be-
trachten habe. »Es ist der Gedanke, der in jenen Beschlüssen der Gürzenichversammlung
ausgesprochen worden ist, der eigentlich dem Antrag der Herren vom Zentrum fehlt«, be-
dauerte von Helldorf, merkte jedoch im Sinne Bismarcks vorsichtshalber gleich an: »er ist
aber so selbstverständlich […], daß ich gar keinen Wert darauf lege, ob dies in dem Antrag
wörtlich ausgedrückt ist«. Sofort stieß der Freikonservative Kardorff nach: »Wir haben
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deshalb davon Abstand genommen, die vierte Resolution, die im Gürzenich zu Köln gefaßt
worden ist, bei diesem Antrage hinzuzufügen, weil wir es für selbstverständlich hielten
[…], daß die Reichsregierung sich ihrer Pflicht gegen die deutschen Interessen und Rechte
im Auslande, auch in Ostafrika, immer bewußt bleiben wird«. Kardorff schloß mit einem
wörtlichen Zitat jenes Appells zur nationalen Sammlung, den Fabri ans Ende seiner Gürze-
nichrede gestellt hatte: »Möge unsere Versammlung dem einen grundlegenden Ausdruck
geben als ein heilverkündendes Zeugnis, daß es doch noch Fragen gibt von allgemeiner und
von nationaler Bedeutung, in denen unser Volk willig und einmütig zusammenzustehen
entschlossen ist. Solch einmütigem Vorgehen im Sinne christlicher Humanität wird auch
der Segen Gottes nicht gebrechen«.62

Die Sozialdemokratie, vertreten durch den Abgeordneten Singer, stimmte dem Grundge-
danken der Resolution durchaus zu. Da der Antrag jedoch, erklärte Singer in treffender
Voraussicht, »nur dazu benutzt werden wird, um der Regierung carte blanque zu geben für
eine Politik kolonialer Abenteuer«, sähen sich die Sozialdemokraten als »prinzipielle Geg-
ner« der Kolonialpolitik genötigt, Opposition zu üben.63 Weit schärfer und weitblickender
noch als die Sozialdemokratie, wenngleich nicht als grundsätzlicher Opponent, sondern als
Wächter über Bismarcks ›Kolonialprogramm‹, meldete sich der Freisinn zu Wort, der ge-
gen die Unterdrückung des Sklavenhandels selbst ebensowenig einzuwenden hatte. »Woge-
gen ich mich aber verwahre«, protestierte Bamberger in einem bohrenden Votum, welches
den grundsätzlichen Charakter der bevorstehenden Abstimmung klar herausstellte, »das ist,
daß das Programm der Kolonialpolitik, welches im Jahre 1884 vom Reichstag hier unter
beinahe allgemeiner Zustimmung festgesetzt worden ist, – daß das verlassen werde auf
Grund des heutigen Votums zu Gunsten der Abschaffung der Sklaverei. Ich verwahre mich
dagegen, daß es die Meinung des deutschen Volkes sei, daß die koloniale Gesellschaft [i.e.
die DOAG], welche mit ungenügenden Mitteln und ungenügender Vorsicht vorgegangen
und deswegen in Verlegenheit gekommen ist, aus den Mitteln der Steuerzahler unterstützt
werde; ich verwahre mich dagegen, daß es die Ansicht des deutschen Volkes, der deutschen
Wähler sei, daß ein koloniales Abenteuer nach Art von Tonkin und Massauah von
Deutschland unternommen werde«.64 Ihren Höhenpunkt erreichte die Reichstagssitzung, als
sich Herbert von Bismarck vorgeblich widerstrebend und zögernd von dem hilfreichen
Kardorff zu der angeblich ganz unerahnten Einsicht drängen ließ, daß man allem Anschein
nach nicht mit einer Seeblockade auskommen und sich darum notgedrungen mit dem Ge-
danken einer »Landblockade« (Helldorf) werde befreunden müssen. Mit großer Mehrheit
wurde die Resolution von Zentrum und Kartellparteien gegen die Stimmen von Freisinn
und Sozialdemokratie angenommen.65 Das parlamentarische Schauspiel war beendet, der
erste Schritt auf dem Weg zur Niederschlagung des Aufstandes gegen die DOAG getan.

Fabri ging gewiß nicht fehl, als er Herbert von Bismarck gegenüber die Vermutung aus-
sprach: »Die Reichstagssitzung über die Antisklavereisache und Kolonialangelegenheiten
ist wohl ganz nach dem Wunsche der Reichsregierung verlaufen«.66 Schon am 2. Januar
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1889 nahm der Reichstag trotz heftiger Angriffe des Freisinns im gleichen Stimmenver-
hältnis die ostafrikanische Vorlage an und bewilligte die ersten zwei Millionen.67 Wißmann
wurde zum Reichskommissar ernannt und zog aus, um, wie er am 26.1.1889 vor dem
Reichstag kurz und bestimmt erklärte, »die Eingeborenen traitabel zu machen«.68 Er wollte
kurz aber heftig dreinschlagen mit einer Art humaner Gewalt, die, »je energischer, desto
kürzer, und je kürzer, desto weniger störend in die Verhältnisse eingreifend, desto huma-
ner« sein sollte.69 Wie »human« seine Vorstellungen aussahen, zeigt ein Gutachten für
Bismarck, in dem er schon am 13.10.1888 vorschlug, sobald das Land von »Deutschland
erobert und besetzt« sei, kurzerhand »alle Araber« auszuweisen und die Zurückbleibenden
für »vogelfrei« zu erklären.70

Fabri, der Wißmann als »würdigen Schüler Livingstones« einstufte, weil er den afrikani-
schen Kontinent im Gegensatz zu Stanley zweimal ohne größere Gefechte mit den Einhei-
mischen durchquert hatte, stand solchen Plänen nicht eben fern. Er regte an, die Wißmann-
sche Truppe noch über die Vorschläge ihres Kommandanten hinaus zu verstärken, und trat
in seinen eigenen Anregungen für die »militärische Niederwerfung des Arabertums« bei
Bismarck ebenfalls dafür ein, daß »die Araber« am besten gleich ganz »in den dortigen
Gegenden verscheucht« würden.71 Bismarck beschwor Wißmann, der auszog, die Sklaven
zu befreien: »Ich gebe Ihnen immer wieder nur den einen Auftrag: Siegen Sie«.72 Wißmann
siegte mit in Ägypten und Moçambique angeworbenen Söldnern in einem blutigen Kolo-
nialkrieg, der im Mai 1890, zwei Monate nach Bismarcks Sturz, mit der Einnahme Lindis
im südlichen Küstengebiet seinen Abschluß fand.73 »Wir lasen neulich«, erklärte Richter
schon am 30.10.1889 vor dem Reichstag, »daß Herr von Wißmann schon 700 Araber und
Aufständische, wie sie genannt werden, hätte erschießen oder erhängen lassen; wir hören,
daß bald dieses, bald jenes Dorf in Flammen aufgeht. Seine Truppen ziehen sengend und
brennend umher, und die Aufständischen tun desgleichen, und das Ganze nennt man in der
Sprache der vorjährigen Thronrede ›Kultur und Gesittung nach Afrika tragen‹! […], wenn
mit Aufwendung von Millionen dort eine Pazifikation eingetreten sein wird, so wird es die
Ruhe des Kirchhofs sein«.74

Während Wißmann in Ostafrika nicht die sogenannte Sklaven-, sondern die »Araberfra-
ge« »löste«, diskutierte die DKG in einer eigens begründeten »Antisklavereikommission«,
der auch Eugen Langen angehörte, über das Problem der »Unterbringung der befreiten
Sklaven«.75 Selbst Bismarck sorgte sich um die »Unterbringung und Erziehung befreiter
Sklavenkinder in Ostafrika«.76 Ihre Zahl indes war so gering, daß Wißmann sie ohne
Schwierigkeiten auf einigen Missionsstationen unterbringen konnte.77

Im April 1889 – im gleichen Monat, in dem Wißmann mit seinen Operationen begann –
registrierte Fabri bereits, daß die »Volksbewegung« gegen den Sklavenhandel, die erwar-
tungsgemäß das rückläufige Kolonialinteresse in der Öffentlichkeit noch einmal kurzfristig
stimuliert hatte, ebenso rasch abebbte, wie sie mobilisiert worden war.78 Den unausgesetz-
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ten Bemühungen der DKG, die Antisklavereidiskussion immer wieder neu anzufachen,
stemmte er sich zwar nicht entgegen, wandte sich aber schon kurz nach der Verabschiedung
der Ostafrikavorlage von dem in der Propaganda hervorgekehrten Primärziel, den Sklaven-
handel mit bewaffneter Macht zu unterdrücken, ab. Das »neue Programm der Freunde der
Antisklavereibewegung« sollte eine Art Kreuzzug des großen Kapitals zur systematischen
»Erschließung« Ostafrikas sein. Denn die Sklaverei als soziale Institution – deren Aufhe-
bung in Deutsch-Ostafrika erst 1904 angebahnt wurde79 – war, wie er bereits 1886 erkannt
hatte, nur auf weite Sicht durch ein neues soziokulturelles System, die Trägersklaverei nur
durch andere ›Transportmittel‹ abzulösen. »Eine einzige Eisenbahn, die von der Küste nach
den großen Seen gebaut wird«, erklärte Fabri treffend schon im April 1889, »wirkt mehr
zur Unterdrückung der Sklavenjagden und des Sklavenhandels als ein Dutzend von Kreuz-
zügen, die Tausende das Leben kosten und Millionen ziemlich nutzlos verschlingen wür-
den«.80 Als am 25. November 1889 die von der Kölner DKG-Abteilung und dem ebenfalls
dort ansässigen katholischen Afrikaverein einberufene zweite und letzte Antisklavereiver-
sammlung im Gürzenich tagte, faßte Fabri in einer Rede rückblickend die »Ergebnisse« der
Antisklavereibewegung zusammen. Erstens habe sie »in den breiteren Volksmassen den
Sinn für afrikanische Kolonialpolitik geweckt« und zweitens die Konfessionen einander
nähergebracht. Sie habe drittens der Missionsarbeit in Afrika mehr Anerkennung in der
Öffentlichkeit verschafft und sei viertens auch »nach der politischen Seite hin nicht wir-
kungslos gewesen«.81 Nun aber gelte es, die verkehrstechnische und wirtschaftliche »Er-
schließung« voranzutreiben und dem Sklavenhandel mit Hilfe »friedlicher Kulturmittel die
Axt an die Wurzel« zu legen.82 Die »Mode« der Antisklavereibewegung (Fabri) war vor-
über.83 Wenig später löste sich auch das DKG-Komitee auf. Selbst die Brüsseler Antiskla-
vereikonferenz 1888/90 vermochte die ›Bewegung‹ nicht mehr zu neuem Leben zu erwek-
ken. Rückblickend sprach Peters 1892 nur noch abschätzig vom »Humbug des Antiskla-
vereigequatsches«84, dessen manipulative »Humanitätsduselei« ein peinlich rasches Ende
fand, als das »Maskenspiel« (Warneck) seinen Zweck erfüllt hatte.85

Im Frühjahr 1889 noch hatte Fabri versucht, für Rheinland und Westfalen ein evangeli-
sches Pendant zum Afrikaverein deutscher Katholiken zu schaffen. Die Idee verlor sich im
raschen Abflauen der ›Bewegung‹.86 Mit Erfolg hingegen bemühte er sich darum, die ein-
mal geschaffenen interkonfessionellen Kontakte von dem Kölner Gürzenich-Komitee aus
aufrechtzuerhalten. Auch Bismarck wünschte aus parlamentspolitischen Gründen, »die hier
gewonnene Tatsache festgehalten zu sehen«.87 Fabris zuversichtliche Erwartung, daß künf-
tig auf die Unterstützung der Kolonialpolitik durch das Zentrum zu rechnen sein werde88,
erwies sich als zutreffend. Um die Annäherung zwischen Bismarck und Windthorst zu be-
fördern, trat er im Sommer auf eigene Faust noch einmal als diskreter Vermittler auf. Am
15.8.1889 traf er in Bad Ems mit Windthorst zusammen, der ihm erklärte, er müsse und
werde Bismarck gegenüber auf einer endgültigen Klärung der Missionsfrage in den Schutz-
gebieten im Sinne der Parität bestehen. Fabri übermittelte dem Reichskanzler die letzte
Conditio sine qua non des Zentrums und ersuchte ihn dringend darum, den Wünschen
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Windthorsts zu entsprechen.89 Am 22.11.1889 schnitt Windthorst dann in der Debatte um
die Nachforderungen für die ostafrikanische Expedition die Missionsfrage an. Herbert von
Bismarck konzedierte die geforderte paritätische Behandlung. Am 12.12.1889 schon wurde
dem Wunsch Windthorsts durch ein Gesetz entsprochen, welches mit der strittigen Missi-
onsfrage die letzte Barriere zwischen Zentrum und Kolonialpolitik der Regierung aus-
räumte.90 Über die Frage, inwieweit Fabri auch während der folgenden Monate noch zwi-
schen Bismarck und Windthorst vermittelte und zu jener Entwicklung beitrug, die in dem
für Bismarck als Reichskanzler folgenschweren letzten Gespräch mit Windthorst ihren Hö-
hepunkt und Abschluß fand, geben die Akten keine Auskunft mehr.
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22. Koloniale »Realpolitik« contra Charterillusion:
von Bismarck zu Caprivi

22.1. Fabris Kritik der Kolonialpolitik Bismarcks

In den Wochen zwischen der Verabschiedung der Ostafrika-Vorlage im Reichstag und dem
Beginn des Kolonialkriegs in Ostafrika arbeitete Fabri an seiner letzten größeren Kolonial-
schrift. Wie er zwei Jahre zuvor nach mehr als zehnjährigem Schweigen mit seiner Schrift
»Wie weiter?« ein letztes Mal in die kirchenpolitische Diskussion eingegriffen hatte, warf
er im Frühjahr 1889 die Frage auf: »Wie weiter mit der deutschen Kolonialpolitik?«1 An-
fangs suchte er mit der Ausarbeitung der Denkschriften, die er seit August 1888 für Bis-
marck geschrieben hatte, wohl nur jenem ersten offiziösen Propagandaauftrag nachzukom-
men, den ihm der Reichskanzler im Blick auf seine erste Eingabe schon im Oktober 1888
mit dem Bemerken hatte übermitteln lassen, es sei ihm »erwünscht, wenn in dieser Rich-
tung Stimmung gemacht werde«. Damit war insbesondere Fabris Gedanke an die Einrich-
tung eines Reichskolonialamts gemeint.2 Insoweit war sein Vorgehen nachgerade mit Bis-
marck abgesprochen. Gewiß nicht eingeplant hingegen war die im Vergleich zu den Denk-
schriften zwar im Ton gemäßigte, in der Sache aber nicht minder nachdrückliche Kritik an
Bismarcks Kolonialpolitik und dem ihr zugrundeliegenden ›kolonialpolitischen‹ Programm.
»Wenn je, ist es mir bei dieser Schrift schwer geworden, die Feder zu ergreifen«, schrieb
Fabri beschwichtigend an Bismarck. »Um so lieber hätte ich geschwiegen, da ich mich in
dieser Veröffentlichung an mehreren Punkten mit der Auffassung Eurer Durchlaucht in
Widerspruch setzen mußte«.3

Anlaß für Fabris Versuch, seinen Anregungen und Forderungen auf dem Weg über die
»öffentliche Meinung« mehr Nachdruck zu verleihen und den Reichskanzler zur Anerken-
nung politischer Systemzwänge zu drängen, war Bismarcks Weigerung, auch in der Kolo-
nialpolitik »Realpolitik« zu treiben. In der Finanzierung und Aussendung der ostafrikani-
schen Expedition unmittelbar durch das Reich erkannte Fabri ein verfassungspolitisches
Präjudiz von erheblicher Tragweite: »Hatte das kolonialpolitische Programm der Reichsre-
gierung von Anfang an sich auf fast allen Gebieten nicht verwirklichen lassen, so war das-
selbe bei dem unmittelbaren Eingreifen derselben nun auch für Ostafrika aufgegeben«.4 Mit
der Verabschiedung der Ostafrika-Vorlage und der Ernennung Wißmanns zum Reichs-
kommissar sah er de facto und de jure den Wandel von der Charter- zur Reichskolonie anti-
zipiert und forderte »im Interesse des Reiches, der Gesellschaft und Deutsch-Ostafrikas«
konsequent, »das ganze Gebiet der deutsch-ostafrikanischen Interessensphäre als deutsche
Kronkolonie« zu übernehmen.5 Zu dieser Konsequenz schien Bismarck nicht bereit. In der
Debatte über die Vorlage, die notwendig grundsätzlichen Charakter annahm und ihn am 26.
Januar 1889 zu seiner letzten eingehenden Stellungnahme zur Kolonialpolitik vor dem
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Reichstag veranlaßte, vertrat der Reichskanzler nachdrücklich »den Gedanken, daß die
Gesellschaft die Herrin dort bleibt«.6 Bismarcks Absicht, an dem realiter längst gescheiter-
ten Chartergedanken seines ›Kolonialprogramms‹ festzuhalten, provozierte Fabri zu dem
Versuch, diesem illusionär gewordenen Programm einen »realpolitischen« Entwurf entge-
genzustellen. Schon im April 1889, drei Monate bevor auch in Südwestafrika der Kernbe-
stand einer ›Schutztruppe‹ an Land ging, legte er einen Teil seiner Denkschriften in erwei-
terter Fassung, verbunden mit einem kritischen Resümee der ersten »Fünf Jahre deutscher
Kolonialpolitik«, als Buch vor.7 Einen direkten Vertrauensbruch ließ sich Fabri dabei nicht
zuschulden kommen. Die Tatsache, daß seine Essays unmittelbar auf vertraulichen Einga-
ben an Kultusministerium und Auswärtiges Amt beruhten, blieb unbekannt.8

Mit seiner Schrift wollte Fabri weiter »der heute weitverbreiteten, stillen und lauten
Entmutigung entgegentreten und zeigen, daß unsere kolonialpolitischen Dinge weder aus-
sichtslos sind, noch sehr gefährlich liegen, noch große Opfer erheischen, sowie man sich
nur entschließt, auf klaren und praktischen Grundlagen vorsichtig und tatkräftig sie zu be-
handeln«.9 Schließlich und eng damit verknüpft, waren ihm bei der Niederschrift auch
wahltaktische Erwägungen »nicht fremd«. Nur diese beiden letzten Absichten gab er dem
Reichskanzler gegenüber als Zweck der Veröffentlichung an. »Sehe ich recht, so wird bei
den Wahlkämpfen unsere kolonialpolitische Lage von Seite der prinzipiellen Opposition
stark in Angriff genommen werden«, schrieb Fabri an Bismarck. »Bei der stillen Entmuti-
gung, um nicht zu sagen Verwirrung, welche in letzter Zeit auch in kolonialpolitischen
resp. kolonialfreundlichen Kreisen sich spürbar machte, war es mir darum zu tun, dieser
Stimmung ruhig, aber bestimmt entgegenzutreten und zugleich der Opposition durch sach-
liche Erörterung ihre Waffe, wo nicht zu nehmen, doch abzustumpfen. Auch in diesem
Blick hielt ich aber eine möglichst unbefangene und objektive Erörterung durchaus für ge-
boten«.10 Seine Schrift zentrierte – von dem allgemeinen Rückblick auf das erste Jahrfünft
deutscher Kolonialpolitik und Gedanken zur Auswanderungsfrage11 abgesehen – in einer
Kritik des Bismarckschen ›Kolonialprogramms‹ sowie einem Konzept von Ergänzungs-
und Gegenvorschlägen, bei dem das Schwergewicht auf drei Forderungen lag: Einführung
der Reichskolonialverwaltung, Aushebung einer fliegenden Kolonialtruppe und Einrichtung
des schon ein halbes Jahr zuvor angeregten Reichskolonialamts.

»Handelspolitischer Schutz ist noch keine Kolonialpolitik«, schrieb Fabri. »Kolonialpo-
litik« im eigentlichen Sinne des Wortes beginne »erst da, wo ein Staat auf Grund überseei-
scher territorialer Besitzergreifungen politisch und wirtschaftlich außer Landes tätig ist«.12

Er verwies auf die Unvereinbarkeit des Bismarckschen ›Kolonialprogramms‹ mit der Wirt-
schafts-, vor allem der Außenhandels- und der Sozialpolitik und enthüllte pointiert den Wi-
derspruch, »daß mitten in dieser Periode des Schutzzolles und der staatlichen Fürsorge das
kolonialpolitische Programm der Reichsregierung in seinem Grundgedanken auf dem Bo-
den des Laisser-aller steht«.13 Weit schärfer als in seinen Artikeln aus dem Jahr 1885 kriti-
sierte er jetzt »die wunderbar idealistische Vorstellung, daß irgendwo auf Erden man ein
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Land und Volk politisch beeinflussen, ja regieren könne ohne jede Machtentfaltung, wo-
möglich auch ohne alle Geldausgaben. Dieser Idealismus, der zu unserer sonstigen stram-
men deutschen Realpolitik einen wundersamen Gegensatz bildet, ist die Grundlage unserer
Niederlagen in Südwest- und in gewisser Beziehung auch in Ostafrika«.14 Nachdem sich
unerwartet selbst die »Schwarzen und Braunen« als »sehr klobige Realpolitiker« erwiesen
hätten, werde man auch in der Kolonialpolitik vom »politischen Idealismus« Abschied zu
nehmen haben.15 Allenthalben sei dem »unverantwortlichen Vorgehen von Privaten« das
»verantwortliche Eintreten« des Reiches gefolgt. »Nach diesem tatsächlichen Gang der
Dinge wäre es eine verhängnisvolle Selbsttäuschung«, folgerte Fabri, »wenn nicht auch die
Reichsregierung erkennen sollte, daß ihr erstes Programm längst überschritten und sie zu
unserer heutigen kolonialpolitischen Lage und deren Bedürfnissen klar und bestimmt Stel-
lung nehmen müsse«. Sein Urteil lautete: »Der Gedanke, die Schutzgebiete durch Gesell-
schaften zu verwalten, hat sich als undurchführbar erwiesen […], und es wird keine Wahl
sein, als allen unseren Schutzgebieten den Charakter von Kronkolonien im englischen Sin-
ne zu verleihen«.16

Das war, wie Fabri ebenfalls treffend klarlegte, auch für den Auf- und Ausbau der Kolo-
nialwirtschaft unumgänglich geworden. Ereignisse wie die Flucht Görings und der
DKGfSWA-Agenten aus Südwest- und der Zusammenbruch des DOAG-Regimes in Ost-
afrika waren nicht geeignet, zum Kapitalexport in die ›Schutzgebiete‹ zu animieren. Als
politische Sicherheitsgarantie für die nötigen Pionierinvestitionen in der Kolonialwirtschaft
erschien die geforderte Reichskolonialverwaltung zugleich als Movens zur Forcierung des
direkten Kapitalexports in die ›Schutzgebiete‹.17 Die Einrichtung einer Kolonialzentralver-
waltung mit starken Lokalregierungen in allen ›Schutzgebieten‹, die er indirekt schon 1885
gefordert hatte, war, wie Fabri 1888/89 herausstellte, in der Tat nur mehr aufzuschieben,
aber nicht mehr zu umgehen. Als neun Jahre nach der schon im November 1890 vollzoge-
nen Übernahme der Verwaltung und Zollerhebung in Ostafrika durch das Reich auch die
NGK und die unbedeutendere Jaluit-Gesellschaft (Marschallinseln) ihre noch verbliebenen
Rechte endgültig abtraten, gab es in den deutschen Kolonien keine Schutzbriefgesellschaf-
ten mehr.18

Das »Bedürfnis einer kleinen kolonialen Militärmacht« ergab sich für Fabri ebenso aus
der ostafrikanischen Erhebung, zu deren Niederschlagung bereits eine Expedition ausge-
sandt war, und aus der Auflehnung der Herero, gegen die eine solche zu erwarten stand, wie
aus den wiederholten Einsätzen von Marinetruppen in Kamerun. Er forderte keine stehende
Kolonialarmee, sondern eine schlagkräftige »fliegende Kolonne von höchstens 1.000
Mann« mit Spezialausbildung für militärische Expeditionen in den Kolonien. Sie sollte
nicht aus Dienstpflichtigen, sondern aus Freiwilligen bestehen, beim Kampf im Verhältnis
1 : 2 von farbigen, jeweils in den ›Schutzgebieten‹ selbst stationierten Mannschaften unter-
stützt werden, jederzeit auf Abruf bereitstehen, der Härte der Ausbildung und der ständigen
Einsatzbereitschaft halber besondere Zuwendungen, z.B. Invalidenversicherungen erhalten,
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im Falle eines innereuropäischen Konflikts aber auch zusammen mit den regulären Truppen
eingesetzt werden können. Die Verfassungsfrage, die außerordentlich kompliziert war, weil
die ›Schutzgebiete‹ noch immer ein »Mittelding zwischen Ausland und Inland« darstellten,
umging Fabri mit dem Vorschlag, die Spezialeinheit als »neues mobiles Seebataillon« in
Kiel zu stationieren. Mit Vorschlägen zur Niederwerfung von Aufständen in den Kolonien
durch militärische oder paramilitärische Expeditionen war Fabri, wie seine Denkschriften
zur Lage in Ost- und Südwestafrika zeigten, rasch bei der Hand und erklärte auch schroff:
»Solange es Kolonialpolitik gibt, wurde sie von der Gewalt der Waffen getragen«. Und
doch verstand er sich keineswegs als Freund, sondern als strikter Gegner einer auf die Ba-
jonette von Spezialeinheiten gestützten Kolonialherrschaft. Es war die für sein Denken cha-
rakteristische Überschneidung und zwanglose Zuordnung von politisch-kommerziellen und
humanitären Intentionen, die ihn, den Missionar und den Lehrer, zwar in ihrer Bedeutung
weit vor den »Anführer« (Kommandeur der Kolonialtruppe) rücken, Kreuz, Schulbuch und
Bajonett aber doch gleichermaßen als ›Erziehungsmittel‹ betrachten ließ, so daß selbst die
gewaltsame Repression von Widerstandsregungen in den Kolonien als »Kulturarbeit« er-
scheinen konnte: »Die richtige Kolonialpolitik ist hier wesentlich Erziehung der Völker, die
Missionsarbeit und die Schule hier nötiger als das Militär. Aber auch der Schutz von Frie-
de, Ordnung und Recht durch legitime Machtmittel ist so gut wie die Disziplin der Schule
eine Kulturarbeit«.19 Dieser zweite Kernvorschlag des Fabrischen »Kolonialprogramms«
kam bis zum Ende der kurzen deutschen Kolonialgeschichte nicht zur Geltung. Es wurde
statt dessen – mit Ausnahme des Krieges in Südwestafrika – auch keine Militärverwaltung
im Sinne einer großen Kolonialarmee eingerichtet. In den ›Schutzgebieten‹ wurden viel-
mehr in der Regel militärisch-polizeiliche, aus deutschen Offizieren und einheimischen
Mannschaften zusammengesetzte kleinere Truppenkontingente stationiert, die lange auf die
Unterstützung der Marine angewiesen und bis zum Ersten Weltkrieg nicht dem Kriegsmini-
sterium, sondern der Marineleitung unterstellt blieben, die mit der politischen Abteilung
des Auswärtigen Amts kooperierte.20

Seinen dritten Vorschlag, ein Reichskolonialamt einzurichten, begründete Fabri zum Teil
bis in die Formulierungen hinein mit Argumenten, die er in seiner ersten Denkschrift vom
Oktober 1888 vorgetragen hatte. Er gab ihr Nachdruck mit dem Hinweis auf die Krise der
deutschen Kolonialpolitik und die Haltung des Reichskanzlers, der, »wie er öfters erklärt,
nur zögernd und widerwillig an diese Kolonialsachen herangetreten« sei. Nachdem sich
nun hinlänglich erwiesen habe, daß Entscheidungen »von Fall zu Fall auf kolonialpoliti-
schem Gebiete gefährlich« seien, könne niemand mehr bestreiten, daß für die deutsche
Kolonialpolitik, der noch überall das »Zeichen der Unsicherheit und des systemlosen Ver-
suches« anhafte, eine grundlegende Neuorientierung notwendig geworden sei. Nur ein Ko-
lonialamt mit einem aus »Fachleuten« bestehenden Team von »Mitarbeitern« könne diese
neue Grundlage erarbeiten. »Koloniale Angelegenheiten«, betonte Fabri aufs neue, »sind
von politisch-diplomatischen ihrer Natur nach wesentlich verschieden«.21
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Mit seiner Werbung für ein Reichskolonialamt, die diese Forderung in der organisierten
Kolonialbewegung rasch zu einer allgemeinen werden ließ, erfüllte Fabri den Wunsch Bis-
marcks vom Oktober 1888. Im Spätsommer 1889 versuchte der Reichskanzler, der kein
Hehl mehr daraus machte, daß er »die Kolonien satt« hatte22, die Kolonialverwaltung auf
ein Hamburger »Kolonialamt« unter kaufmännischer Leitung abzuschieben – ein Plan, des-
sen Verwirklichung ein verfassungsrechtliches Unikum geschaffen hätte. Die Hamburger
vermochten sich mit diesem Angebot der »Übernahme einer gründlich verfahrenen Sache«
nicht anzufreunden und wiesen das »Danaergeschenk« aus der Wilhelmstraße höflich aber
bestimmt ab.23 Bismarck kam während seiner Amtszeit nicht mehr auf diesen Plan zurück.
Offiziösen Mitteilungen entnahm Fabri, daß der Reichskanzler daraufhin statt der ur-
sprünglich von ihm selbst befürworteten und »von der öffentlichen Meinung mit Beifall
aufgenommenen Forderung eines Deutschen Kolonialamtes die Errichtung einer neuen
Abteilung im Auswärtigen Amte für kolonialpolitische Angelegenheiten« anstrebte und
damit bis zuletzt einer institutionellen Trennung von auswärtiger und kolonialer Politik
auszuweichen suchte, weil er im Grunde nur die Bürde der verwaltungstechnischen Arbeit
und nach außen hin auch die Last der Verantwortung abschieben, nicht aber die unmittelba-
re Kontrolle aufgeben wollte. So sehr eine besondere Abteilung zur notwendigen Entla-
stung der bislang zusätzlich mit der Kolonialpolitik befaßten Sachbearbeiter im Auswärti-
gen Amt beitragen werde, warnte Fabri im September 1889, »so wenig dürfte eine solche
Änderung für die Gewinnung einer selbständigeren, sachgemäßen kolonialen Verwaltungs-
politik etwas austragen«.24 Die Kolonialabteilung wurde unter Krauels Leitung schon im
April 1890, ein Kolonialamt indes erst 1906/07 unter Dernburg eingerichtet. Fabris Vor-
stellung, Sachkennern Einfluß auf die Kolonialpolitik der Reichsregierung zu verschaffen,
wurde nur äußerlich 1890 unter Caprivi im Kolonialrat Wirklichkeit, der bis 1908 existier-
te, aber kein Gremium von uneigennützigen »Mitarbeitern«, sondern vorwiegend eine Ver-
tretung von Überseeinteressenten war.25 Fabri selbst war noch kurz vor seinem Tod für die
Schlüsselposition eines Sekretärs im Kolonialrat im Gespräch.26
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22.2. Bismarcks Reaktion und ihre Rezeption in der kolonialen Bewegung

Fabri übersandte Bismarck sein Buch am 23. Mai 1889.1 Der Reichskanzler konnte davon
ausgehen, daß er in dem Verfasser zwar einen Kritiker, aber keinen Gegner besaß, zumal
Fabri in seinem Schreiben, das am gleichen Tag an Herbert von Bismarck abging2 und von
diesem an seinen Vater weitergeleitet wurde3, ausdrücklich betonte, es sei ihm ein »leb-
haftes Anliegen, daß auch der Herr Reichskanzler meine Darlegungen wohlwollend und mit
Interesse aufnehme, die Absicht des Verfassers, der stets und auch zu einer Zeit, wo dies
noch bei wenigen der Fall war, zu dessen aufrichtigen Verehrern zählte, würdigend«. Im-
merhin mußte Fabri zugestehen, es werde »nicht zu vermeiden« sein, »daß unsere Opposi-
tion manches aus meiner Schrift in ihrem Sinne auffassen und zu ihren Zwecken verwenden
wird«.4 Beides traf zu. Es war Bismarcks Mißgeschick, daß er Fabris Schrift zwar sehr ernst
nahm, sie aber nur zu manipulativen Zwecken zu nutzen suchte. Er war nicht bereit, ganz
von seinen »Laisser-aller«-Vorstellungen (Fabri) abzurücken und einer Reichskolonialpoli-
tik vorzuarbeiten, die gerade in der öffentlichen Diskussion nach Fabris Schrift immer
nachdrücklicher gefordert wurde. Die Folge war, daß sich nicht nur die kolonialpolitische
Opposition, sondern auch die DKG und ihr vorwiegend freikonservativ-nationalliberaler
Flügel im Kartell schließlich verwirrt und enttäuscht der Argumente Fabris gegen Bismarck
bedienten. So trug Fabri, der sich zuletzt noch vergeblich bemühte, Bismarck auf eine Rei-
he taktischer Fehler hinzuweisen, selbst indirekt durch seine Schrift zur Isolation des
Reichskanzlers bei. Diese Entwicklung begann mit der Veröffentlichung der Schrift »Fünf
Jahre deutscher Kolonialpolitik«, die Ende Mai 1889 im Auswärtigen Amt diskutiert wur-
de.

Bismarck nahm Fabri die Angabe, der »einzige Beweggrund« zur Veröffentlichung sei-
ner Schrift sei der »aufrichtige Wunsch« gewesen, »angesichts der heutigen mißlichen Lage
unserer Kolonialpolitik der Sache, dem Vaterlande einen Dienst zu leisten«5, durchaus ab.
Seine Reaktion stand ganz im Widerspruch zu den Voten der Sachbearbeiter im Auswärti-
gen Amt, denen Fabris Buch sofort zur Stellungnahme vorgelegt wurde. Beide Gutachter
konnten vor allem ihren Ärger über den Godesberger Eindringling nicht verbergen, der in
ein Vertrauensverhältnis zu Bismarck gerückt war, die Qualifikation der Legationsräte im
Auswärtigen Amt zu bezweifeln wagte und, wie Krauel empört hervorhob, sogenannten
»Sachverständigen in überseeischen Dingen« den Vorzug vor angeblich »bürokratisch vor-
gebildeten Juristen« gab. Krauel ließ Fabris Schrift in Passagen »gipfeln«, die geeignet
schienen, Bismarck zu provozieren, und fragte unwillig: »Soll dem Verfasser für die Über-
reichung der Schrift gedankt werden?«6 Marginal antwortete der Reichskanzler unbeein-
druckt: »Ja!«, dankte Fabri Anfang Juni »verbindlichst« für die Übersendung der Schrift7

und ließ ihm durch den Staatssekretär im Auswärtigen Amt überdies mitteilen, daß ihm –
und zwar in direkter Zuschrift – »etwaige weitere Mitteilungen von Ihrer Seite über kolo-
niale Fragen willkommen sein würden«.8
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Bismarck richtete im Juni 1889 auf Anregung Berchems9 über Fabri einen letzten kolo-
nialpolitischen ›Appell an die Nation‹. Er benutzte dazu sein von Krauel entworfenes Ant-
wortschreiben an Fabri vom 5. Juni 1889, das im Vergleich zu den über Herbert von Bis-
marck mitgeteilten vertraulichen Worten den Charakter einer offiziellen Erklärung trug:

»Was die koloniale Frage im allgemeinen betrifft, so ist zu bedauern, daß dieselbe in
Deutschland von Hause aus als Parteisache aufgefaßt wurde, und daß im Reichstage Geld-
bewilligungen für koloniale Zwecke immer noch widerstrebend und mehr aus Gefälligkeit
für die Regierung oder unter Bedingungen eine Mehrheit finden. Die Regierung kann über
ihr ursprüngliches Programm bei Unterstützung überseeischer Unternehmungen nicht aus
eigenem Antriebe hinausgehen und kann nicht die Verantwortung für Einrichtung und Be-
zahlung eigener Verwaltung mit einem größeren Beamtenpersonal und einer Militärtruppe
übernehmen, solange die Stimmung im Reichstage ihr nicht helfend und treibend zur Seite
steht und solange nicht die nationale Bedeutung überseeischer Kolonien allseitig ausrei-
chend gewürdigt werden wird und durch Kapital und kaufmännischen Unternehmungsgeist
die Förderung findet, welche zur Ergänzung der staatlichen Mitwirkung unentbehrlich
bleibt«.10

Daß es sich hier um einen plebiszitären Appell des Reichskanzlers vor allem auf Kosten
des Reichstags handelte, ergibt sich aus einem Vergleich des Krauelschen Entwurfs mit der
von Bismarck zweimal redigierten, endgültigen Fassung. Krauel hatte folgende Formulie-
rung vorgeschlagen: »Die kaiserliche Regierung kann […] die Verantwortung für Einrich-
tung einer kostspieligen Verwaltung mit einem größeren Beamtenpersonal und einer Mili-
tärtruppe in den Schutzgebieten nicht übernehmen, falls nicht Reichstag und öffentliche
Meinung treibend wirken und die nationale Bedeutung überseeischer Kolonien für die wirt-
schaftliche Entwicklung Deutschlands allseitig gewürdigt wird«.11 Bismarck ließ erstens
die »wirtschaftliche Entwicklung« entfallen und hob dadurch die »nationale Bedeutung«
stärker hervor. Zweitens differenzierte er die Rüge, sparte die »öffentliche Meinung« sorg-
sam aus und rief an ihrer Stelle neben dem Reichstag noch das große Kapital und den
»kaufmännischen Unternehmungsgeist« in die Anklagebank. Aus Krauels ungeschickter
Wendung gegen Reichstag und Öffentlichkeit wurde so ein Appell auf Kosten des Reichs-
tags, des Handels- und Bankkapitals an die »öffentliche Meinung« als den einzig ver-
schwiegenen Adressaten.

Bismarcks Appell ähnelte demjenigen zur Dampfersubventionsvorlage im Jahr 1884.
Doch die Konstellation war 1889 wesentlich verändert. Vor den Wahlen des Jahres 1884
konnte Bismarck die organisierte Kolonialbewegung gegen die starke linksliberale Kolo-
nialkritik im Reichstag mobilisieren. Der 1887 geschwächte ›Freisinn‹ war nach dem Ein-
lenken des Zentrums Ende 1888 wieder zu voller Kolonialopposition übergegangen, bildete
aber, selbst mit der sozialdemokratischen »prinzipiellen« Kritik, keine auch nur annähernd
mit derjenigen des Jahres 1884 vergleichbare Größe mehr. Außerdem war die im Kartell



Bismarcks Reaktion und ihre Rezeption in der kolonialen Bewegung 557

vereinigte Reichstagsmehrheit – vor allem die nationalliberale und freikonservative Seite –
ausgesprochen kolonialfreundlich. Schließlich und vor allem ließ sich die organisierte Ko-
lonialbewegung des Jahres 1889 aus zwei Gründen nicht mehr wie der Kolonialverein ein
Jahrfünft zuvor gegen den Reichstag ausspielen: Erstens besaß die DKG eine beträchtliche
Repräsentation im Kartell. Zweitens hielt es die Propagandaorganisation mit gutem Grund
eher für nötig, Bismarck selbst kolonialfreundlich zu stimmen als den Reichstag, denn ge-
rade die 1889 schon unverhüllt desinteressierte Haltung des Reichskanzlers zur Kolonial-
politik beförderte den Rückgang des kolonialen Interesses in der Öffentlichkeit. Daß Bis-
marck die Zurückhaltung des großen Kapitals beklagte, vermochte die DKG nicht zu miß-
billigen. Sein Versuch jedoch, dem Reichstag jene mangelnde Einsicht in die »nationale
Bedeutung« der Kolonialpolitik anzulasten, die von der DKG, auch von Fabri, an seiner
eigenen Haltung kritisiert wurde, führte dazu, daß sich die Anklage Bismarcks in einen
Bumerang verwandelte: Die kolonialfreundliche »öffentliche Meinung« nutzte Bismarcks
Appell vorwiegend zu dem Versuch, den Reichskanzler selbst unter Druck zu setzen.

Am 22. Juni wurde Fabri ermächtigt, das Schreiben der Öffentlichkeit zu übergeben,
während man im Auswärtigen Amt gespannt erwartete, »wie sich Presse und öffentliche
Meinung zu der Angelegenheit stellen«.12 Die Kölnische Zeitung brachte am 29. Juni die
aufsehenerregende Nachricht über Bismarcks Reaktion auf Fabris Schrift.13 Das kolonial-
freundliche Blatt lenkte in seinem Begleitartikel nicht ohne Hintergedanken das Interesse
verstärkt auf Fabris Schrift, die bereits »im In- und Auslande weithin Aufmerksamkeit er-
weckt« hatte. Sie suchte Bismarck festzulegen: Sein Schreiben zeige, »welche Vorbedin-
gungen der Reichsregierung wünschenswert oder notwendig erscheinen, um zu einer mehr
durchgreifenden Kolonialpolitik überzugehen«. Das Blatt wußte zu berichten, daß Herbert
von Bismarck bereits zur Einrichtung eines Kolonialamts als »dem praktisch bedeutsamsten
Punkte des von Herrn Dr. Fabri entwickelten kolonialpolitischen Programms entgegen-
kommend« Stellung genommen habe.14 »Bei dieser Aufnahme in den bedeutendsten Krei-
sen«, folgerte die Kölnische Zeitung, »wird nicht nur unsere Presse, wie das bereits von den
angesehensten Organen, zum Teil eingehend, geschehen ist, sondern werden auch unsere
politischen Parteien zu dem in der bezeichneten Schrift begründeten kolonialpolitischen
Programm Stellung zu nehmen Anlaß haben«.15 Fabris Schrift war zu einem Politikum
geworden. Die Diskussion um Bismarcks Antwort beherrschte während der folgenden Wo-
chen die Presse. Sie führte, wie es in einem Bericht des Auswärtigen Amtes für Bismarck
hieß, zu einer »lebhaften Preßpolemik«, in der sich besonders die Berliner freisinnige Pres-
se hervortat.

Das Berliner Tageblatt vertrat die Auffassung, die Kolonialfreunde hätten von der
Reichsregierung nichts mehr zu erwarten, da Bismarck es offensichtlich ablehne, ohne
Druck von sich aus weiterzugehen und das Reich stärker zu engagieren. Der Berliner Bör-
senkurier, der zugleich die Interessen der Großbanken vertrat, gab sich zurückhaltender. Er
konstatierte, daß die Kolonialbegeisterung wesentlich abgenommen habe, und führte dies
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weniger auf die bislang ausgebliebenen »Erfolge« als auf die Einsicht zurück, daß das
Reich, von einem Zweifrontenkrieg bedroht, »von einer ausgedehnten kolonialpolitischen
Tätigkeit ausgeschlossen« sei. Die Vossische Zeitung dagegen verwies auf den eklatanten
Widerspruch in der Haltung Bismarcks, der sich doch in der Debatte um die ostafrikanische
Vorlage so zurückhaltend gezeigt, sich nur durch den Reichstag selbst habe vorandrängen
lassen und nun Fabri gegenüber beklage, daß ihm der Reichstag »nicht fördernd und hel-
fend zur Seite« stehe. Auch die Freisinnige Zeitung konstatierte diese Unvereinbarkeit von
Bismarcks Verhalten während der Debatte um die Ostafrika-Vorlage und seinem Schreiben
an Fabri und fügte scharf an, jene Verwaltung der Kolonien durch das Reich, die Bismarck
von einer »helfenden und treibenden Stimmung« im Reichstag abhängig machen wolle,
habe er de facto weithin längst übernommen. Der Grund dafür, daß sich »Kapital und
kaufmännischer Unternehmungsgeist« nicht hinreichend engagierten, liege darin, daß
»Sachkenner« wie Fabri eben »von der neuen Kolonialpolitik wenig oder gar nichts« hiel-
ten. Auch bei der nationalliberalen Berliner National-Zeitung hatte Bismarck wenig Erfolg.
Ihr Votum kam fast demjenigen der Freisinnigen Zeitung gleich: Das Verlangen nach einer
Unterstützung der Kolonialpolitik durch Reichstag, Kapital und Überseehandel erscheine
zwar gerechtfertigt, doch das Verhalten des Auswärtigen Amts sei seit längerem »nicht
geeignet, zu tatkräftiger Beteiligung an kolonialen Unternehmungen anzuregen«.16 Die
hochkonservative Kreuz-Zeitung wahrte kühle Reserve und beschränkte sich wie die ultra-
montane Germania darauf, Bismarcks Schreiben an Fabri mit einigen einleitenden Worten
abzudrucken.17

In den Hansestädten waren die Auffassungen geteilt. Der halboffiziöse, mittelparteilich
orientierte Hamburgische Correspondent sprach in einer langen Besprechung der Schrift
Fabris die vorsichtige Hoffnung aus, daß hier ein Weg »per aspera ad astra« geboten sein
könnte.18 Die liberale Bremer Weser-Zeitung, die vor allem die Interessen des deutschen
Seehandels und der Seeschiffahrt in weitgehend freihändlerischem Sinne vertrat und Fabri
schon 1879 heftig widersprochen hatte, beschäftigte sich gleich in drei Leitartikeln mit sei-
ner Schrift und Bismarcks Antwort: Die Einrichtung einer Reichskolonialverwaltung war
ihr ein überaus fragwürdiges »Axiom«. Sie verwarf den Gedanken an eine ›Schutztruppe‹
und trat der Forderung, ein Kolonialamt zu begründen, schroff entgegen. Die Weser-
Zeitung bestritt zwar, daß Bismarcks Kolonialprogramm von Anbeginn an »unzureichend«
gewesen sei, mußte jedoch zugestehen: »Das Programm, von Reichswegen gegenüber an-
deren kolonialen Mächten deutsche private überseeische Unternehmungen zu schützen,
ihnen aber selbst es zu überlassen, ob sie lebensfähig seien, war klar, allein es ist längst
verlassen, und jetzt hat allerdings Dr. Fabri Recht mit seiner Kritik«.19

Während sogar die nationalliberale National-Zeitung in den Chor freisinniger Blätter ein-
stimmte, die Fabris Schrift gegen Bismarck nutzten, brachen die beiden führenden Blätter
der organisierten Kolonialbewegung, der »Export« und die Deutsche Kolonialzeitung, vor-
dergründig eine Lanze für Bismarck: Beide Blätter beteuerten ihr Vertrauen in Bismarcks
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Ankündigung, er werde sich bei hinreichender Demonstration des erwünschten Interesses
der Kolonialpolitik stärker zuwenden, und kündigten massive Propaganda zu seiner Unter-
stützung an. In Wirlichkeit handelte es sich vor allem bei der Kolonialzeitung um den Ver-
such, Bismarck durch eine zugleich der Eigenwerbung dienende Propagandakampagne20

lautstark beim Wort zu nehmen, sich demonstrativ hinter ihn zu stellen, um ihn selbst
vorandrängen zu können. Beide Blätter anerkannten Fabris Kritik, schoben die Schuld be-
reitwillig auf den Reichstag von 1884, der formelle Kolonialpolitik nicht gestattet, den
Überseehandel, der kein Interesse an Hoheitsrechten gezeigt, und das große Kapital, das
Investitionsscheu bewiesen habe. Bismarcks Haltung zur Kolonialpolitik habe in der orga-
nisierten Kolonialbewegung das Wort von der »beginnenden Altersschwäche des Reichs-
kanzlers« aufkommen lassen, schrieb der »Export«. Das Schreiben Bismarcks an Fabri hin-
gegen zeige, daß die »Schwarzseher« im Irrtum seien. Denn hiermit habe Bismarck den
»Vertretern der kolonialen Sache […] die Gewähr geboten, daß er die ihnen am Herzen
liegende Sache nach Maßgabe der für sie vorhandenen Faktoren unterstützen wird. An ih-
nen selbst wird es also liegen, diese Faktoren durch Gewinnung des deutschen Großkapitals
für überseeische Unternehmungen zu schaffen«.21 In die gleiche Kerbe hieb das Organ der
DKG und trat dem »Gerücht« entgegen, daß sich Bismarck »von den Zielen der früher von
ihm geförderten Kolonialpolitik in neuerer Zeit mehr und mehr abgewendet« habe. Wie
unberechtigt diese Annahme sei, beweise Bismarcks Schreiben, das geeignet sei, »Mangel
an Vertrauen und Kleinmut« zu beheben, »alle Befürchtungen zu zerstreuen und zu zeigen,
daß die Stellungnahme des Herrn Reichskanzlers gegenüber der Kolonialpolitik durchaus
unverändert geblieben« sei. Die Kolonialzeitung rief nach »Unterstützung aus der Mitte der
Nation« für den angeblich willigen, aber alleinstehenden Reichskanzler, stellte sich hinter
das von Fabri angeregte »kolonialpolitische Programm« und verkündete:

»Nach dem Schreiben des Fürsten Reichskanzler darf man annehmen, daß er geneigt ist,
diesen Vorschlägen unter der Voraussetzung näher zu treten, daß der Reichstag die Gelder
bewilligt. Es wird nunmehr die Aufgabe der Freunde der deutschen Kolonialpolitik sein,
den Gründen, auf welchen Dr. Fabris Vorschläge beruhen, auch in der öffentlichen Mei-
nung Geltung zu verschaffen und in ihren Kreisen dafür einzutreten, daß aus der Nation der
Antrieb zu erneutem, kräftigem Wirken in unseren kolonialen Angelegenheiten sich ent-
wickele. Fürst Bismarck steht am Steuer und lenkt mit sicherer Meisterhand das Fahrzeug
der auswärtigen Politik Deutschlands. Aber es müssen die Segel von einem frischen Hauch
nationaler Begeisterung und Entschlossenheit geschwellt sein, wenn wir in unseren kolo-
nialen Unternehmungen vorwärtskommen und das Ziel erreichen wollen, welches der heu-
tigen Machtstellung des Reiches entspricht!«22

Die Angriffe der freisinnigen Presse, das Schweigen der konservativen und ultramonta-
nen Organe, die ärgerliche Reserve des führenden nationalliberalen Blatts waren Mißerfolg
genug. Der frenetische Jubel der Kolonialzeitung hingegen war der erste Schritt in Richtung
auf die Interessenkollision zwischen dem Reichskanzler und der Propagandaorganisation.
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Als es darum ging, die Unterdrückung des ostafrikanischen Aufstandes als humanitäre
Intervention gegen »Sklavenhändler« zu legitimieren, hatten Bismarcks Bemühungen, »na-
tionalen Wind ins Segel« zu bekommen23, wesentlich dank der DKG-Propaganda zum Er-
folg geführt. Der »frische Hauch nationaler Begeisterung und Entschlossenheit« hingegen,
den die DKG ihm in ihrem Kommentar zu seinem Schreiben an Fabri andiente, erwies sich
als ein höchst unwillkommener Sturm, der eine explosive Ladung mit sich führte: die
Emin-Pascha-Frage. Hier meldete sich der expansionistische Petersflügel zu Wort, dessen
anfangs nur geringer Einfluß in der DKG im gleichen Maße angewachsen war, in dem er
von Bismarck düpiert wurde. Eines der Ziele, welche angeblich »der heutigen Machtstel-
lung des Reiches« entsprachen, war die Expansion des ostafrikanischen ›Schutzgebietes‹
auf Kosten des 1886 mit England ausgehandelten Interessenausgleichs. Das vor allem
strebte die Gruppe um Peters mit der Emin-Pascha-Expedition an, deren Vorbereitung
Bismarck aus dem gleichen Grund mißtrauisch verfolgte. Seine ablehnende Haltung stärkte
indirekt den Petersflügel, weil sich die DKG von der Propaganda zur »Rettung« Emin Pa-
schas eine beträchtliche Neubelebung des rückläufigen kolonialen Interesses in der Öffent-
lichkeit versprach und für den Fall einer Aufgabe der »volkstümlichen« Expedition mit der
gegenteiligen Wirkung rechnen zu müssen glaubte. Auch Bennigsen widersetzte sich nicht
dem Gedanken, Peters die Führung der geplanten Emin-Pascha-Expedition anzuvertrauen,
obgleich er wie Fabri wußte, daß der Abenteurer, dem er einen gefährlichen »Stich ins
Phantastische« bescheinigte, hierzu höchst ungeeignet war.24 Außerdem sah die neue Füh-
rungsgruppe der DOAG hierin eine willkommene Chance, den mißliebigen Peters aus Ber-
lin nach Ostafrika abzuschieben.25

Dem Gedanken an die Ausdehnung des ostafrikanischen ›Schutzgebietes‹ ins Landesin-
nere war auch Fabri nicht eben abgeneigt. Er wußte überdies, welche Emotionen auf die
mit großem Aufwand propagierte »Rettung« Emin Paschas projiziert worden waren, und
fürchtete ebenfalls den »üblen, die ganze Kolonialbewegung schädigenden Eindruck, wel-
chen das Fallenlassen einer Expedition, für welche die öffentliche Meinung bereits gewon-
nen ist, machen würde«.26 Dennoch trat er nach dem Ausbruch des ostafrikanischen Auf-
standes als einziges Vorstandsmitglied der DKG dafür ein, die geplante Expedition bis auf
weiteres zu vertagen. Er vermochte nicht durchzudringen.27 Statt dessen versuchte er, wie
erwähnt, Anfang November 1888 bei Bismarck vergeblich mit dem Vorschlag Gehör zu
finden, die Emin-Pascha-Expedition, für die bereits mehr als eine halbe Million Mark an
Spenden zusammengebracht war, in eine Freiwilligen-Expedition zur Unterdrückung der
ostafrikanischen Erhebung zu verwandeln.28 Bismarck betraute Wißmann mit der Nieder-
schlagung des Widerstandskampfes, ignorierte die Gruppe um Peters, die an der Vorberei-
tung der Emin-Pascha-Expedition weiterarbeitete, und ließ das Emin-Pascha-Komitee wis-
sen, Aussicht auf Reichsschutz bestehe ebensowenig für die Expedition wie für eventuelle
sogenannte Erwerbungen. Um so mehr gewann die Petersgruppe an Zulauf in der DKG.
Ungeachtet der Warnungen Bismarcks übernahm Peters das Kommando der von englischer
Seite mit zunehmendem Mißfallen betrachteten Emin-Pascha-Expedition und traf Ende
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März 1889 in Sansibar ein. Admiral Fremantle ließ sein Expeditionsschiff vor der ostafri-
kanischen Küste als Blockadebrecher aufbringen, die Maschine zerstören und die Mann-
schaft festsetzen. Wißmann suchte ihn vergeblich am Einmarsch zu hindern. Während
Emin Pascha sich bereits mit Stanleys Expedition auf dem Weg nach Bagamojo befand,
irrte Peters »wie ein gehetztes Tier« (Fabri) im ›Hinterland‹ Deutsch-Ostafrikas umher und
schloß vielfach widersprüchlichen Meldungen zufolge sogar in den 1886 der englischen
Interessensphäre zugeschlagenen Gebieten »Verträge« über »Erwerbungen« ab.29

Vor diesem Hintergrund lief Mitte 1889 die Diskussion um Bismarcks Schreiben an Fa-
bri an. Darum konnte das Votum der Deutschen Kolonialzeitung, die nach Genugtuung
gegenüber England verlangte, für Bismarck nur lästig sein. Sie interpretierte aus Bismarcks
Schreiben die anglophobe »Mahnung« heraus, »dem Auslande gegenüber gerade in den
kolonialen Fragen, die das gesamte Interesse der Nation berühren, zusammenzustehen, und
der Parteizwietracht zu vergessen!«30 Selbst die National-Zeitung verlangte, Bismarck solle
sein koloniales Interesse durch ein Eintreten für die von englischer Seite behinderte Emin-
Pascha-Expedition unter Beweis stellen, und führte den Rückgang des »nationalen Interes-
ses« an kolonialer Politik in der Öffentlichkeit auf die Haltung des Reichskanzlers zurück,
der seinerseits empört auf dem Rand des Artikels vermerkte: »Peters!«31

Am 5. Juli 1889 meldete sich Fabri mit einem Promemoria im Auswärtigen Amt. Er be-
tonte zwar ausdrücklich seine Einsicht in die Notwendigkeit einer Verständigung mit Eng-
land, hielt aber »bei gegebener Gelegenheit ein entschlossenes Quos ego« für »dringend«
geboten. Es gelte, »die Gemüter wieder anzuregen und durch irgendwelche Tatsachen zu
zeigen, daß die Reichsregierung entschlossen ist, das Begonnene, wenn auch vorsichtig,
doch kräftig weiterzuführen. Ohne solchen Vorgang dürfte es unmöglich sein, die sich
lichtenden Reihen bewußter und entschlossener Kolonialfreunde wieder zu sammeln, und
ebenso unmöglich, den Unternehmungsgeist für unsere Kolonialgebiete wachzuhalten«. Als
Beleg fügte er den erwähnten Artikel der National-Zeitung sowie einen Kommentar der
Times bei, in dem diese Besprechung als bezeichnendes Symptom für eine aus kolonialpo-
litischen Gründen anhebende parlamentarische Krise zitiert war. Offensichtlich wähne man
in England die vermeintlich »kaum mehr mit halbem Herzen« betriebene deutsche Kolo-
nialpolitik im »Zustande der Versumpfung«. Gerade im Blick auf die kommenden Reichs-
tagswahlen, schrieb Fabri, könne diese Entwicklung höchst unerwünschte Folgen zeitigen:
»Es kann nicht ausbleiben, daß von der prinzipiellen Opposition die Lage der kolonialpoli-
tischen Dinge in den Wahlkämpfen geschickt und nachhaltend ausgenützt werden wird«. Er
erinnerte Bismarck an die starke Repräsentanz der DKG in den Kartellparteien, die seinen
Appell mißglücken lassen mußte: »Herrscht nun auf seiten der Kolonialfreunde Zweifel
und Entmutigung, fehlen klare Gesichts- und Stützpunkte, so kann das für die Kartellpartei-
en nicht unerheblichen Nachteil bringen«. Selbst das Zentrum könnte unter solchen Um-
ständen wieder in seine halbe Kolonialopposition zurückfallen. Diese Gesichtspunkte der
inneren Politik ließen es angezeigt erscheinen, »durch irgendeinen kräftigen Vorstoß der
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Reichsregierung, sei es, wie sich in erster Linie empfehlen dürfte, gegenüber England, sei
es durch eine sonst geeignet erscheinende Kundgebung, klarzustellen, daß die Reichsregie-
rung auf dem beschrittenen Wege ruhig, doch mit Nachdruck weitergehen werde«. Eine
»Schutzerklärung« über die Benadirküste, für die seit Jahren Verträge der DOAG vorlagen,
war nach seiner Ansicht ebenfalls geeignet, die gereizte Stimmung in den Kreisen der orga-
nisierten Kolonialbewegung zu dämpfen.32 Die Vorschläge der Eingabe Fabris wurden von
einem Sachbearbeiter im Auswärtigen Amt als schlichtweg »unausführbar« eingestuft.
Darum werde sich »eine Vorlage des Promemoria bei dem Herrn Reichskanzler erübri-
gen«.33

Am 20. Juli stieß Fabri mit einer Dringlichkeitsanfrage nach. Die DKG-Abteilung Köln
plane ohne sein Zutun eine Volksversammlung, auf der Resolutionen über ein »Vorgehen
Deutschlands gegenüber England in Ostafrika« gefaßt werden sollten, berichtete er und
fragte an, ob eine solche Demonstration »der Reichsregierung unangenehm, gleichgültig
oder erwünscht sein würde«.34 Diese Anfrage wurde direkt an Bismarck weitergeleitet. In
einer Nebenbemerkung wies Fabri auf sein Promemoria hin. Bismarck ließ es »cito beifü-
gen«.35 Über seine Reaktion geben die Akten keine Auskunft. Am 27. Juli ging Fabri die
Nachricht zu, daß die »Abhaltung eines indignation-meeting gegen England nach Lage der
allgemeinen Verhältnisse […] nicht erwünscht« sei. Er machte seinen Einfluß in Köln gel-
tend. Die Protestversammlung unterblieb.36 Nicht verhindern konnte er hingegen die Pro-
testversammlung, welche die große Berliner Abteilung der DKG am 17. August arrangierte.
Die Redner agitierten gegen England und meinten Bismarck. Heftige Pressediskussionen
folgten. Während die Norddeutsche Allgemeine den »Flibustier« Peters in einem scharfen
offiziösen Artikel zu diskriminieren strebte und betonte, daß das Verhältnis zu England
wichtiger sei als die Interessen der Kolonialfreunde, suchte nun auch die Kölnische Zeitung
Bismarck nach dem Beispiel der National-Zeitung in der Emin-Pascha-Angelegenheit einen
kolonialpolitischen Offenbarungseid abzuverlangen. Die Kontroverse nahm ständig an
Schärfe zu. »Mit einer seltenen Einmütigkeit verurteilte die Presse der Kartellparteien die
Haltung der Regierung«, konstatierte Fabri im September 1889, »nur die Blätter der Oppo-
sition, unser kolonialpolitisches Vorgehen grundsätzlich befehdend, riefen, zum Teil we-
nigstens, Beifall.«37

Nochmals suchte Fabri Bismarck eine Chance zuzuspielen, die zunehmende Kritik der
DKG an seiner Haltung zur Kolonialpolitik abzufangen. Durch den Delegierten der Kölner
Abteilung ließ er auf einer Berliner Vorstandssitzung den Vorschlag einbringen, noch vor
Beginn der neuen Reichstagssession eine außerordentliche Generalversammlung der DKG
nach Köln einzuberufen. Sein Plan war es, die aufgespeicherten anglophoben Emotionen zu
kanalisieren. Auf der Tagesordnung sollten weder die Emin-Pascha-Expedition noch jene
Reibungen zwischen deutschen und englischen Handelsunternehmungen in Ostafrika ste-
hen, die auf der »Entrüstungs-Versammlung« der Berliner DKG-Abteilung ebenfalls disku-
tiert worden waren. Anstelle dessen sollte für die Einrichtung eines Kolonialamts demon-
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striert und Bismarck damit die Möglichkeit geboten werden, die Gemüter durch eine ›Kon-
zession‹ zu beruhigen, die tendenziell seinen eigenen Absichten Rechnung trug. Für diese
schwierige Aufgabe schlug Fabri Miquel als Hauptredner vor.38 Das Vorhaben scheiterte.
Die DKG war nicht mehr bereit, sich an einem solchen Manöver zu beteiligen. Träfe man
sich in Köln, dann müßten notwendig die gleichen Fragen wie auf der Berliner Protestver-
sammlung diskutiert werden, erklärten jetzt sogar Hohenlohe und Hammacher als Sprecher
des gemäßigten Flügels. Man einigte sich lediglich darauf, eine vage Petition »zur Unter-
stützung der für eine bessere Konzentration der Verwaltung der kolonialen Angelegenhei-
ten beabsichtigten Einrichtungen« an den Reichstag zu richten.39

Fabri unternahm einen letzten Versuch, Bismarck selbst zum Einlenken zu bewegen. Er
wählte Mitte September den Weg über die Presse. In einem Artikel im Deutschen Wochen-
blatt40 verwies er darauf, daß die »in weiten Kreisen verstimmende Haltung der Reichsre-
gierung« für die »innenpolitische Lage« nicht ohne Folgen bleiben könne, und warnte Bis-
marck jetzt direkt davor, jenen Anfang Juni veröffentlichten Appell gegen sich selbst zu
kehren, in dem er doch angegeben habe, »daß die Reichsregierung in der Entwicklung un-
serer Kolonialpolitik von der öffentlichen Meinung nicht nur getragen, sondern eigentlich
gedrängt sein« wolle. Bedenklich sei es, in einem Appell an die »öffentliche Meinung«
Reichstag, Überseehandel und Großkapital mangelnde Einsicht in die »nationale Bedeu-
tung« der Kolonialpolitik vorzuwerfen und zugleich durch das »Preisgeben deutscher Inter-
essen« gegenüber England den Eindruck zu erwecken, daß die Reichsregierung die
›Schutzgebiete‹ im Grunde nur als eine »zufällige Zutat« betrachte und keinen Blick für
ihren »realen nationalen Wert« besitze.41 Als ob er den Helgoland-Sansibar-Vertrag, mit
dem unter Caprivi jene Verhandlungen endeten, die Bismarck selbst zuletzt noch einfädel-
te42, vorausahnte, warnte Fabri dunkel davor, die »deutschen kolonialpolitischen Anfänge«
als ein »Objekt zu allerlei Kompensationen oder doch Gefälligkeiten« zu betrachten und zu
behandeln.43

Als Bismarck im Oktober 1889 widerwillig das auch von Fabri wiederholt geforderte
Protektorat über die Benadir-Küste erklärte und im folgenden Monat die Falschmeldung
vom Tod Peters sogar die Norddeutsche Allgemeine zu einem versöhnlichen Nachruf ver-
anlaßte, ging die Kontroverse etwas zurück. Bismarck versuchte mit den Vorbereitungen
zur Einrichtung einer Kolonialabteilung im Auswärtigen Amt die Sympathie des kolonialen
Lagers zurückzugewinnen und bemühte sich zugleich, den Forderungen der Expansionisten
durch Verhandlungen mit England den Boden zu entziehen. »Überwindung der in den öf-
fentlichen Meinungen begründeten Schwierigkeiten durch gegenseitiges Vertrauen der Ka-
binette«, hieß die Devise, die er Salisbury im Dezember mitteilen ließ. Er wußte jetzt, wie
nötig es war, gerade in Fragen der zuletzt als Quantité négligeable behandelten Kolonialpo-
litik auf die Haltung der »sehr erregten öffentlichen Meinung Gewicht zu legen, zumal ge-
genwärtig, da General Elections im Anzuge!«44 Der Versuch kam zu spät. Die Fronten wa-
ren nicht mehr zu überbrücken. Der Reichskanzler hatte sich selbst ausgekreist. Wie Pogge
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von Strandmann gezeigt hat, vermochten die Vorbereitungen zur Gründung der Kolonial-
abteilung nur noch den gemäßigten Flügel der Kolonialbewegung zu beschwichtigen, wäh-
rend der expansionistische bereits Partei für den Kaiser ergriff.45

Bis zuletzt noch hatte Fabri gehofft, mit Bismarck im nächsten Reichstag als Kolonial-
politiker kooperieren oder doch auf seine Haltung zur Kolonialpolitik Einfluß nehmen zu
können. Im Juni 1889 hatte er dem Reichskanzler mitgeteilt, daß er vom Siegener Natio-
nalliberalen Verein ein Angebot zur Kandidatur erhalten habe. Er werde sich im Reichstag
insbesondere in der Kolonialpoltik engagieren und auch versuchen, »das Zentrum der nöti-
gen Weiterführung unserer Kolonialpoltik immer geneigter zu machen«, schrieb Fabri,
»vorausgesetzt, daß ich in der Lage wäre, bei solcher Tätigkeit in kolonialpolitischer Rich-
tung in Übereinstimmung mit den Intentionen Eurer Durchlaucht handeln zu können«.46

Bismarck unterstrich die Bemerkung über seine »Intentionen« und fügte marginal an: »Die
hängen nicht von der Kolonialpolitik allein ab! Ich würde mich freuen, wenn Fabri gewählt
würde, aber Zusagen, die Politik seinem Streben auf einem sekundären Gebiet derselben
unterzuordnen, kann ich nicht geben«.47 Dennoch ließ er ihm über Herbert von Bismarck
mitteilen, daß er sich »freuen würde, wenn Sie in den Reichstag gewählt werden sollten, da
es hauptsächlich darauf ankommen wird, im Reichstag, welcher die Geldmittel zu bewilli-
gen hat, Stimmung für die Kolonien zu machen«.48 Doch auch Fabris zweiter Versuch, in
den Reichstag zu kommen, scheiterte. Einen Monat vor Bismarcks Sturz zog er nach hefti-
gen Auseinandersetzungen zwischen den Siegener Nationalliberalen und Konservativen
seine Kandidatur zurück, weil Stoecker nicht bereit war, auf seinen angestammten Wahl-
kreis zu verzichten.49
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22.3. Vom Helgoland-Sansibar-Vertrag zum Allgemeinen Deutschen
Verband

Mit dem Abschluß des Helgoland-Sansibar-Vertrags trat drei Monate nach Bismarcks Sturz
ein Ergebnis jener kolonialen Kompensationspolitik zutage, vor der Fabri im September des
Vorjahres nochmals eindringlich gewarnt hatte.1 Die wichtigste Protestkundgebung der
organisierten Kolonialinteressenten war die von der DKG zum 1. Juli 1890 nach Köln ein-
berufene außerordentliche Generalversammlung, an die sich eine »Volksversammlung mit
Wißmannfeier« anschloß.2 Hauptredner waren Konsul a.D. Ernst Vohsen als Vertreter der
DOAG und Friedrich Fabri.3

Jetzt, nachdem das Resultat der »Rückwärtskonzentrierung in Afrika« (Fabri) vertraglich
fixiert war, konnte es weder im Interesse der DOAG noch des gemäßigten DKG-Flügels
liegen, coram publico durch ebenso lautstarkes wie ohnmächtiges Lamentieren über vollzo-
gene Tatsachen die eigene Position, mit ihr das koloniale Interesse der Öffentlichkeit weiter
zu schwächen und obendrein noch den »Kolonialnörglern« (Fabri) Oberwasser zu geben.4

Trotz aller Klage über den schwerwiegenden »Verzicht« und jenes bedenkliche »Fahrwas-
ser«, in welches die deutsche Kolonialpolitik unter Bismarck zuletzt abgetrieben sei, zeigte
sich Vohsen merklich bemüht, »das feste Vertrauen in unsere Regierung« ebenso hervorzu-
kehren wie die gewiß wenig tiefsitzende Überzeugung, »daß sie so handeln mußte, weil sie
nicht anders konnte«.5

Fabri, der »nicht formell« im Namen des DKG-Vorstandes zu sprechen vorgab, sprang
für die durch den Vertrag schwer getroffene Propagandaorganisation in die Bresche. Er
durchbrach die im kolonialpolitischen Stellungskrieg zu Ende der Amtszeit Bismarcks fest-
gerannte Frontlinie zwischen dem um sein Prestige, seine Attraktivität in der Öffentlichkeit
bangenden Interessenverband und der Reichsregierung und suchte der DKG den Weg aus
der Konfrontation mit Bismarck zur Kooperation mit Caprivi zu bahnen. Er tarnte sein be-
tont sachlich gehaltenes Votum, das als »Stellungnahme der leitenden Kolonialkreise« ver-
standen werden wollte, vorsichtshalber als »persönliche Meinung, als die eines deutschen
Kolonialfreundes und Kolonialpolitikers«.6 Bismarck war gestürzt. Die Folgen seines kolo-
nialpolitischen Desinteresses hatten sich im deutsch-englischen Vertrag manifestiert. Hatte
Fabri schon in seiner öffentlichen Kritik der deutschen Kolonialpolitik zuweilen nicht eben
zurückhaltend argumentiert, so konnte er nun erst recht »offen reden, da heute kein Grund
mehr ist, diese Dinge in Schweigen hüllen zu wollen«.7

Der Vertrag schien ihm seine ein Jahr zuvor geäußerten Befürchtungen im Blick auf je-
nen »Grundfehler, unsere Kolonialpolitik nicht nach den aus der Sache selbst geschöpften,
sondern ganz vorwiegend nach politisch-diplomatischen Gesichtspunkten zu beschauen und
zu leiten«8, vollauf bestätigt zu haben. Trotz der betonten Anerkennung des von der inter-
nationalen Kräftekonstellation gebotenen deutsch-englischen Zusammenrückens kritisierte
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er scharf jene vielgerügte Hintanstellung der kolonialpolitischen hinter die Interessen der
europäischen Sicherheitspolitik, die England dazu verholfen habe, ein so »glänzendes Ge-
schäft« zu machen: »Diese, seit mehr denn drei Jahren aufgekommene Passivität, um nicht
zu sagen Gleichgültigkeit gegenüber den kolonialpolitischen Dingen mußte, da eine Kurs-
veränderung in dieser Richtung inzwischen nicht eingetreten ist, auf die jüngsten Verhand-
lungen deutscherseits natürlich von vornherein verhängnisvoll und lähmend wirken«.9 Auf
diesen Weg eines »ziemlich planlosen Zurückweichens auf allen Punkten« indes habe man
nur geraten können, weil die auf ein illusionär gewordenes Programm gegründete Kolo-
nialpolitik insgesamt ohne ein tragfähiges ideelles und institutionelles Fundament geblieben
sei: »Von dem undurchführbaren Gedanken privater Gesellschaftskolonien ausgehend,
fehlte überall ein klares, praktisches Programm und eine feste Leitung in bestimmter Rich-
tung«.10 Nur so, betonte Fabri – und versteckte seine Kritik hinter einem pointierten Zitat
der russischen »Nowosti« – hätten selbst ausländische Pressestimmen zu dem Urteil kom-
men können: Wie der Vertrag dokumentiere, betreibe die deutsche Regierung Kolonialpo-
litik nicht, »um die überseeischen Interessen ihres Landes zu fördern, sondern lediglich, um
die Möglichkeit zu gewinnen, bei europäischen Fragen dadurch auf andere Staaten einzu-
wirken«.11 Um so nachdrücklicher erinnerte er an die sozialökonomische Leitvorstellung,
mit der er selbst seinerzeit in die Kolonialpropaganda eingetreten war: »Wir sind, indem
wir uns auf den Weg kolonialpolitischer Unternehmungen begaben, nicht willkürlichen
oder romantischen […] Phantasien gefolgt, auch nicht sehr zweifelhaften Gedanken einer
politischen Machterweiterung, vielmehr einer sozialwirtschaftlichen Notwendigkeit«.12 Ein
letztes Mal verwies er auf das Paket von Anregungen und Forderungen, in dem sein ein
Jahr zuvor der Öffentlichkeit vorgelegtes ›kolonialpolitisches Programm‹ zentrierte. Es
gelte jetzt, darauf hinzuwirken, den enttäuschenden »Markstein« des deutsch-englischen
Vertrages endgültig als »Wendepunkt« in einer Sackgasse zu betrachten.13

Der Gedanke an den Versuch einer organisierten außerparlamentarischen Pression auf
Regierung und Reichstag zur Annullierung des Vertrags, der in der öffentlichen Diskussion
von extrem nationalistischen Stimmen gefordert wurde, lag ihm fern. Der Vertrag war für
ihn »eine Tatsache, wenn auch eine bedauerliche«.14 Das »Gewicht der öffentlichen Mei-
nung« schien ihm überdies nach wie vor noch bei weitem zu schwach, »um in solchen Fra-
gen eine einmütige, kraftvolle nationale Kundgebung herbeizuführen«. Immerhin glaubte er
neuerdings Anzeichen für eine rasch zunehmende Emanzipation der »öffentlichen Mei-
nung« aus der oktroyierten Unmündigkeit in außenpolitischen Fragen zu erkennen: »Das
Wort: ›die politische Lage erheischt es‹ ist das Zauberwort, mit dem man in Deutschland
seit Jahrzehnten jede Erörterung von Fragen der auswärtigen Politik sorgfältig ferngehalten
hat. Solange der große und in vielem Betracht unvergleichliche Staatsmann die Geschicke
Deutschlands und […] Europas leitete, hatte diese Rückhaltung, deren sich auch unsere
parlamentarischen Körperschaften wie unsere Presse befleißigten, eine bestimmte Berech-
tigung. Sie war ein natürlicher Zoll des Dankes und des patriotischen Vertrauens auf den
Staatsmann, der […] Deutschland auf die Höhe seiner heutigen Macht gehoben hat. Seit
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Fürst Bismarck […] seine Ämter niedergelegt hat, ist naturgemäß auch die Bahn der politi-
schen Erörterung in dieser Richtung eine freiere und erweiterte bei uns geworden«.15 Das
waren die letzten Worte, die Fabri auf einer öffentlichen Kundgebung zu Fragen der deut-
schen Kolonialpolitik an den gestürzten Reichskanzler richtete.

Am 4. Juli 1890 sandte er seine Kölner Rede nach Friedrichsruh und fragte an, ob sein
Besuch genehm sei.16 Ob das erstrebte Gespräch zustande kam, ob Fabri also mit Bismarck
auch nach dessen Entlassung noch in näherem Kontakt stand, ist nicht mehr zu klären. Ein
Vierteljahr später bemühte er sich um Caprivi. Im Oktober hatte er mit ihm eine erste län-
gere Besprechung über Südamerika17 und Südwestafrika.18 »Eurer Exzellenz Herr Amts-
vorgänger hatte mir seit Jahren gestattet, ja mich dazu aufgefordert, je und dann über be-
stimmte überseeische und kolonialpolitische Fragen in unmittelbarer Zusendung ihm Pro-
memorias zu überreichen«, teilte Fabri dem Nachfolger Bismarcks am 1. Februar 1891 mit
und bot sich aufs neue als Berater in überseeischen und insbesondere kolonialpolitischen
Fragen an.19 Ob und in welchem Umfang Caprivi im letzten halben Lebensjahr Fabris noch
von diesem Angebot Gebrauch machte, bleibt gleichfalls ungewiß.

Der deutsch-englische Vertrag und die dadurch ausgelöste heftige Diskussion in der Öf-
fentlichkeit brachten eine neue Weichenstellung in der Geschichte der deutschen Kolonial-
bewegung. Während die Führungsspitze der DOAG und der gemäßigte Flügel der DKG
nach dem Fait accompli Mitte 1890 einlenkten und ihren Frieden mit dem neuen Reichs-
kanzler zu machen suchten, sammelte sich der radikale, expansionistische Flügel, angefeu-
ert durch den berüchtigten nationalistischen Alarmruf »Deutschland wach auf!«20 im All-
gemeinen Deutschen Verband (ADV), dem unmittelbaren Vorläufer des 1894 begründeten
Alldeutschen Verbands.21 Mit in die neue Organisation gingen – meist ohne deswegen ihre
Mitgliedschaft in der DKG aufzugeben – all diejenigen, die glaubten, die Propaganda des
ADV könne stärker zur Forcierung der Kolonialpolitik gegenüber der Kontinentalpolitik
antreiben, als dies der in ihrem Selbstwertgefühl erschütterten und in ihrem Mitgliederbe-
stand stagnierenden DKG gelungen war. Dieser Erwartung leistete § 3 der ADV-Satzung22

Vorschub, in dem als Zielsetzung die »Fortführung der deutschen Kolonialbewegung zu
praktischen Ergebnissen« genannt wurde – ein Passus, der deutlich an das GfdK-Programm
des Jahres 1885 erinnerte.23 Die Vorstellung, der ADV könne zum ideellen und organisato-
rischen Ausgangspunkt für eine neue »große und kraftvolle Bewegung« werden24, dürfte
wesentlich mitbestimmend dafür gewesen sein, daß auf der Mitgliederliste des ersten ADV-
Vorstandes auch der Name Friedrich Fabri stand. Fabris Beispiel folgte eine Gruppe von
führenden Vorstandsmitgliedern und Sympathisanten des zerfallenen Westdeutschen Ver-
eins: Handelskammersekretär Bernardi (Dortmund), von Eynern (Barmen), Bankier von der
Heydt (Elberfeld, 1. Vorsitzender), Generaldirektor Kirdorf (Gelsenkirchen), Kommerzien-
rat Lueg (Düsseldorf) und Fabrikant Simons (Elberfeld). Auch Hübbe-Schleiden und der
Fabri eng vertraute Oberstaatsanwalt Hamm aus der DKG-Abteilung Köln zählten zur »al-
ten Garde« der alldeutschen Bewegung.25
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So sehr Fabri zur ideologischen Vorbereitung der alldeutschen Bewegung beigetragen
hatte, seine Mitgliedschaft im ersten Vorstand des ADV – der am 9.4.1891, drei Monate
vor seinem Tod, gegründet wurde26 – stand im Grunde nur noch auf dem Papier. Immerhin
reichte dies dazu hin, daß der ADV Fabri nicht nur in seiner ideologischen Ahnengalerie
plazieren, sondern sich auch direkt auf ihn als einen seiner »ersten Mitbegründer« berufen
konnte: In den ersten »Mitteilungen« des ADV – die dann 1894 von den Alldeutschen
Blättern abgelöst wurden – folgte dem Abdruck des Gründungsaufrufs, der Satzungen und
der Mitgliederliste des ersten Vorstands mit dem Namen Fabri bereits die Nachricht:
»Friedrich Fabri ist tot. In ihm verliert der Allgemeine Deutsche Verband ein Vorstands-
mitglied, das deutsche Volk einen seiner kenntnisreichsten und hingebendsten Vorkämp-
fer«.27 Die Ortsgruppe Berlin des ADV ehrte das Andenken des Verstorbenen – von dem
sich Missionsblätter in vorsichtig distanzierten, die kolonialfreundliche Presse und die
Deutsche Kolonialzeitung in emphatischen Nachrufen verabschiedeten28 – mit einem soge-
nannten Herrenabend, auf dem sich Rechtsanwalt Stolte vom ADV-Vorstand über das
Thema »Friedrich Fabri, ein Vorkämpfer des Deutschtums« verbreitete.29

Auf den von den expansionistischen Propagandaorganisationen der 1880er Jahre immer
wieder behaupteten kontinuierlichen Übergang der nationalen in die koloniale Bewegung
folgte die partielle Transformation der kolonialen in die alldeutsche Bewegung, deren Vor-
geschichte schon 1886 mit dem von der GfdK einberufenen ersten Allgemeinen Deutschen
Kongreß begonnen hatte.30 Fabri trug zum Schluß noch mit zu dieser Weichenstellung bei,
obgleich ihm der megalomane Expansionismus und die xenophobe Deutschtümelei der
Alldeutschen ebenso fremd waren wie jene aggressive Anglophagie, gegen die er sich noch
in seiner Rede zum deutsch-englischen Vertrag ausdrücklich verwahrt hatte.31

Trotz aller Kritik glaubte Fabri im Helgoland-Sansibar-Vertrag zuletzt doch auch einen
Beitrag zur »Sicherung unserer kolonialen Verhältnisse« zu erkennen32, denen sein Haupt-
interesse in der abschließenden, »kolonialpolitischen Episode« seines Lebens galt. Die ko-
loniale »Verteilung der Erde« war mit dem späten Eintritt des Reichs in die Reihe der Ko-
lonialmächte abgeschlossen. »Nur auf europäischen Schlachtfeldern werden forthin auch
die großen Verschiebungen des kolonialen Besitzes entschieden werden«, sagte Fabri 1890
treffend voraus. »Aus den Zeiten der Kabinettspolitik schon länger herausgetreten, stehen
wir«, fügte er düster an, »vor dem unheimlichen Zeitalter der Völkerkriege«.33 Der erste
Weltkrieg schon brachte mit dem Beginn dieses »unheimlichen Zeitalters« auch das Ende
der kurzen Geschichte der deutschen Kolonialpolitik, die nach Fabris zuversichtlicher Er-
wartung wirtschaftlich »Sache des 20. Jahrhunderts« werden34, in Wirklichkeit nicht einmal
das zweite Jahrzehnt dieses Jahrhunderts überleben sollte und damit gleichfalls »Episode«
blieb.
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23. Fabri und die Auswanderungsdiskussion
in der kolonialen Bewegung:
von der Auswanderungsfrage zur Auswanderungspolitik

23.1. Rückblick: Auswanderungs- und Kolonialdiskussion vom Ende
der 1870er Jahre bis zum Beginn der deutschen Kolonialexpansion

Die vom Erlebnis der Wirtschaftsdepression und der auf ihren Einbruch folgenden »Zeiten
der Notstände und des Druckes« geprägte Überzeugung von der ökonomischen und »sozi-
alpolitischen Notwendigkeit«, die – vorwiegend an der Relation von Bevölkerungszunahme
und industriewirtschaftlichem Wachstum gemessene – relative »Übervölkerung« durch eine
kontinuierliche Massenauswanderung nach Übersee abzuleiten und den »Kräfteabfluß«
durch Organisation und Leitung dieser Auswanderung zugleich in einen »Kräftezufluß« zu
verwandeln, wurde im letzten Drittel der 1870er Jahre bestimmend für das Denken des
»Sozialpolitikers« Fabri. Die Option für die »Sozialpolitik« der überseeischen Expansion
markierte einen entscheidenden Wendepunkt in seiner zunächst von karitativem Interesse
und Revolutionsfurcht motivierten, von zunehmendem sozialökonomischem Erkenntnis-
vermögen bei gleichbleibend sozialdefensiven Intentionen bestimmten Suche nach einer
konservativen »Lösung der großen sozialen Frage«. Sie hatte ihn zuerst für die organisierte
Karitas der Wichernschen Inneren Mission, dann für Bau- und Konsumgenossenschaften
nach Huberschem Konzept eintreten lassen und führte ihn schließlich zu Propaganda, Pro-
jektarbeit und Investitionswerbung für Kolonisationsgesellschaften und überseeische »Pro-
duktivassoziationen«.1

Während subtropische Handelskolonien nach seiner ersten Propagandaschrift die Über-
produktion insbesondere der Fertigwarenindustrie absorbieren sollten, aber auch schon als
Rohstofflieferanten gedacht waren, sollten die zugleich geforderten südamerikanischen, vor
allem südbrasilianischen »Ackerbaukolonien« zunächst die relative Übervölkerung, dann
ebenfalls einen Teil der industriellen Überproduktion aufnehmen. Die überseeischen Sied-
lungsgebiete der deutschen Auswanderer würden, so hoffte Fabri, sukzessive auch politisch
unter deren Kontrolle kommen, sichere Absatzmärkte bieten und Handelsbeziehungen unter
Ausschluß gegenseitiger Konkurrenz garantieren. Noch im ersten Jahrfünft der 1880er Jah-
re rückte er, zunächst vor allem durch die Reaktion der brasilianischen Regierung auf die in
der deutschen Expansionspublizistik propagierten »Neudeutschland«-Pläne gewarnt, von
dem Gedanken an einen semikolonialen »Verdeutschungsprozeß« südamerikanischer Ein-
wanderungsgebiete ab. Von der ursprünglichen Konzeption blieb die Forderung, mit Hilfe
privater Kolonisationsgesellschaften allmählich einen Teil der deutschen Auswanderung
nach Brasilien, insbesondere Südbrasilien, zu dirigieren, von staatlicher Seite aus das gegen
die Auswanderung nach Brasilien gerichtete von der Heydtsche Reskript sowie überhaupt
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die verdeckte Restriktionspolitik der Auswanderung gegenüber aufzugeben und an die
Stelle eines Katalogs polizeilicher Verbote Gesetze zu rücken, welche den Auswanderern in
Deutschland Beratung ermöglichen, ihnen auf dem Weg ins neue Siedlungsgebiet und auch
in Übersee Reichsschutz gewähren sollten.2

Die Auswanderungsfrage, die in der zu Ende der ›Großen Depression‹ massiv einsetzen-
den Expansionsdiskussion gleichgewichtig neben der Exportfrage stand bzw. – wie bei
Fabri – unmittelbar mit ihr verschränkt war und von zahlreichen führenden Expansionspu-
blizisten als eigentlicher Ausgangspunkt der »Bewegung« verstanden wurde, nahm in den
Programmen aller größeren kolonialen und handelsgeographischen Vereine der 1880er
Jahre, vom Centralverein und seinen Zweigvereinen über den Westdeutschen, den Deut-
schen Kolonialverein und die GfdK bis hin zur DKG aus vornehmlich vier Gründen einen
hervorragenden Platz ein: erstens, weil das bedeutende Phänomen vorwiegend im her-
kömmlichen Sinne als ein schwerwiegender »Aderlaß« verstanden wurde, dem man durch
die Okkupation überseeischer Siedlungsgebiete beikommen zu können wähnte; zweitens,
weil die Auswanderung als »Sicherheitsventil« für sozialökonomischen Krisendruck, drit-
tens als ein Mittel langfristiger Exportförderung betrachtet wurde und viertens schließlich,
weil sich das geläufige und attraktive Thema Auswanderung propagandistisch nicht nur
erheblich phantasievoller vermitteln, sondern auch beträchtlich breiter einsetzen ließ als die
ebenso trockene wie komplizierte Exportfrage, deren Propaganda über die Kreise der un-
mittelbaren und mittelbaren Außenhandelsinteressenten hinaus in den lautstark umworbe-
nen »weitesten Kreisen« keine vergleichbare Zahl von Adressaten zu finden vermochte. Die
Auswanderungsfrage blieb konstituierender Bestandteil der Expansionsdiskussion, bis die
im Zuge der deutschen Kolonialexpansion in Übersee geschaffenen »Tatsachen« Auswan-
derungs- und Kolonialfrage auseinander zwangen. Als sich zeigte, daß die ›Schutzgebiete‹
sämtlich für eine deutsche Masseneinwanderung ungeeignet waren und darum von einer
»Hinlenkung der deutschen Auswanderung in diese Gebiete« (GfdK) nur auf weite Sicht
und in geringem Umfang die Rede sein konnte, konzentrierte sich die Auswanderungsdis-
kussion ganz auf südamerikanische Einwanderungsländer, in denen formell-koloniale Ter-
ritorialherrschaft nicht mehr möglich war.

In seinen »Kolonialen Aufgaben« forderte Fabri – wie auch Ratzel, Jannasch und Ho-
henlohe – wiederholt, die Auswanderungsdiskussion, die im Kolonialrausch des Jahres
1884 für kurze Zeit in den Hintergrund gerückt war, neu zu forcieren.3 Schon 1885 rückten
auch im Kolonialverein die Themen Auswanderung und Kolonisation wieder in den Vor-
dergrund, nicht zuletzt deswegen, weil der Interessenverband hier eine ›Aufgabe‹ erblickte,
welche durch den Eintritt des Reichs in aktive Kolonialpolitik nicht geschmälert worden
war und daher auch weiterhin zu seiner Existenzberechtigung beitragen konnte.4 Als auf
der großen Karlsruher Generalversammlung vom April 1886 – auf der Staatsminister Tur-
ban, im Namen des anwesenden Großherzogs, und der Karlsruher Oberbürgermeisters
Lauter den kolonialen Interessenverband nachgerade als einen überregionalen Auswande-
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rungsverein in der Landeshauptstadt begrüßten5 – die neuen »kolonialen Aufgaben« reflek-
tiert wurden, rangierte die Auswanderungsfrage, zu der auch Fabri sprach6, bereits wieder
an erster Stelle der Tagesordnung. An den Kolonialverein trete »mehr und mehr die Aufga-
be heran, die Auswanderungsfrage zu lösen«, betonte Hohenlohe in seiner programmati-
schen Eröffnungsrede. Hier liege »eine realpolitische Aufgabe von eminent nationaler Be-
deutung« vor, pflichtete ihm Geschäftsführer Prof. Dr. Eggert bei, »fast gleich wichtig wie
die sozialpolitische, mit welcher sie aus derselben Wurzel wächst«. Die entscheidende
»Schwierigkeit, die den Bemühungen des Deutschen Kolonialvereins entgegensteht«, be-
kannte Hohenlohe, »besteht darin, daß unser deutsches Kapital sich immer noch nicht daran
gewöhnen kann, selbständig in überseeischen Ländern tätig zu sein«.7 War die Förderung
des Warenexports neben der Auswanderungslenkung Hauptargument in der frühen Expan-
sionsdiskussion, so bildete der Kapitalexport die Voraussetzung für eine »Lösung der Ko-
lonial- und Auswanderungsfrage«, d.h. den Auf- und Ausbau der Kolonialwirtschaft, die
Einrichtung überseeischer »Produktivassoziationen« und Kolonisationsgesellschaften. Dar-
um blieb die Investitionswerbung in der Kolonial- wie in der Auswanderungsdiskussion
gleichermaßen auf Jahre hinaus die entscheidende propagandistische ›Aufgabe‹.

Frühzeitig schon hatte Fabri erkannt, daß bei dem Vorhaben, einen Teil der deutschen
Auswanderung von Nord- nach Südamerika abzulenken, kapitalkräftige Kolonisationsge-
sellschaften vorangehen mußten, erst dann schrittweise Auswanderer in größerer Zahl
nachgezogen werden konnten und darum auch nur auf weite Sicht mit jener erstrebten Ex-
portförderung durch Kolonisation zu rechnen war, die im Namen »Westdeutscher Verein
für Colonisation und Export« pointiert angesprochen wurde. Um so mehr warb Fabri –
ebenso wie der Kolonialverein und später die DKG – darum, »Kapital in den internationa-
len Wettbewerb ausländischer und überseeischer Produktion, wo immer solche Chancen
sich bieten, einzuführen«.8 In der ersten Hälfte der 1880er Jahre war nur in vergleichsweise
bescheidenem Umfang Kapital für die als Millionenprojekte gedachten südamerikanischen
Kolonisationsgesellschaften zu gewinnen, da die umworbenen Großbanken zwar Interesse,
noch nicht aber hinreichende Investitionsbereitschaft zeigten. Der alte Hamburger Coloni-
sationsverein von 1849, der sich Anfang der 1880er Jahre sogar mit Verkaufsplänen trug,
um dem drohenden Bankrott zu entgehen, litt ebenso an Kapitalmangel wie die von Hasse
geleitete Leipziger Südamerikanische Kolonisationsgesellschaft, die sich vergeblich darum
bemühte, das Paraguayprojekt des Westdeutschen Vereins in – im Vergleich zu den von
Hübbe-Schleiden und Fabri ursprünglich erstrebten Dimensionen – bescheidenem Umfang
zu realisieren.

Eine Wendung schien, abgesehen von der Frage der für unabdingbar erachteten Subven-
tionen seitens der Regierung des überseeischen Einwanderungslandes, ohne eine Änderung
in der Haltung des Reichskanzlers zur Auswanderungsfrage kaum absehbar. Fabri empfahl
Bismarck Einrichtung und Ausbau einer Reichskolonialverwaltung nicht zuletzt deswegen
so dringend, weil er glaubte, daß durch solche politischen Garantien die Investitionsbereit-
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schaft des großen Kapitals stimuliert werden könne. Die gleiche Wirkung versprach er sich
von regierungsamtlicher, wenn auch nur »indirekter« Unterstützung südamerikanischer
Kolonisationspläne.9 Solange Bismarck jeden Gedanken an eine Organisation der überseei-
schen Auswanderung als Versuch, ihr Volumen zu steigern, verwarf und Auswanderern
demonstrativ Reichsschutz verweigerte, mochte es verständlich erscheinen, daß Bank- und
Industriekapital zögerten, sich an Gesellschaften zu beteiligen, deren Zweck, Auswanderer
zu sammeln, in offenem Widerspruch zur Haltung der Reichsregierung stand. Um so mehr
blieben die handelsgeographischen Vereine, der Kolonialverein und schließlich noch die
DKG darauf verwiesen, Bismarck hier Konzessionen abzuringen.

Anmerkungen
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23.2. Die Auswanderungsfrage im letzten Jahrfünft der Amtszeit Bismarcks

Fabri schwebte zunächst eine weitgehend staatliche Regelung des Auswanderungswesens,
eine positive, sich nicht in Restriktionsvorschriften erschöpfende Gesetzgebung vor. 1879
hatte er ein »Überseeisches Amt«, das nicht nur Kolonial-, sondern auch Auswanderungs-
politik betreiben sollte, angeregt, diese Gedanken an staatliche Mitwirkung aber schon
1880 in seinem Resolutionsantrag vor dem ersten handelsgeographischen Kongreß auf ein
Mindestmaß zurückgeschraubt. Er handelte in der vergeblichen Hoffnung, Bismarck mit
einem Minimalprogramm aus seiner hartnäckigen Reserve locken zu können. Auch das
1882 vom Westdeutschen Verein vorgebrachte Gesuch, wenigstens das Reskript aufzuhe-
ben, blieb erfolglos.1 Vergeblich stellte im Februar 1885 die Generalversammlung des Ko-
lonialvereins den gleichen Antrag.2 Selbst Deutschbrasilianer, die Bismarck in Eingaben
versicherten, daß die berüchtigten Zustände, welche 1859 zu dem Reskript Anlaß gegeben
hatten, in Südbrasilien längst nicht mehr existierten, vermochten nicht durchzudringen.3

Die immer wieder andrängenden Forderungen veranlaßten den Sachbearbeiter im Auswär-
tigen Amt, Reichhardt, Ende November 1885 in einem Promemoria die Frage an den
Reichskanzler zu richten, ob man nicht, ohne vom Verbot der Auswandererwerbung und
des Einsatzes bezahlter Agenten abzugehen, der Leipziger Südamerikanischen Kolonisati-
onsgesellschaft auch offiziell die Erlaubnis geben könne, ihr Geschäft zu betreiben. Bis-
marck antwortete schroff: »Nein. Ich trage nach wie vor Bedenken, die Verantwortung für
irgendwelche Aufmunterung, direkt oder indirekt, der Auswanderung und besonders nach
Brasilien, zu übernehmen. Ich werde zu keiner Änderung des status quo die Hand bieten«.4

Der Entwurf für ein neues Auswanderungsgesetz, den der frühere südbrasilianische Kolo-
nialdirektor A.W. Sellin 1886 auf Anregung des Centralvereins ausgearbeitet hatte, blieb
liegen.5

In seiner Rede, die er am 14. September 1886 als Leiter der großen Sektion für Auswan-
derungsfragen vor dem Allgemeinen Deutschen Kongreß in Berlin hielt, konstatierte Fabri
bitter, »daß die bedeutungsvolle Frage, welche den ersten Anstoß zu der ganzen deutschen
Kolonialbewegung gegeben hat, in den letzten sechs Jahren eigentlich in keiner Weise ge-
fördert worden ist, sondern noch auf demselben Standpunkt steht wie damals«.6 Während
Sellin, der nach ihm das Wort ergriff, offensiv argumentierte und indirekt im Blick auf
Bismarcks anhaltendes Desinteresse gegenüber der »Los-von-Amerika«-Bewegung von
»wirtschaftlichem Selbstmord« sprach7, wählte Fabri aufs neue den Weg der Minimalforde-
rungen. Er klagte zwar ebenfalls über gewisse Ressentiments »subjektiver Natur«, hinter
denen sich, wie er wußte, vorwiegend die Sorge der Großagrarier um die schon durch Bin-
nenwanderung dezimierte Zahl ihrer lohnabhängigen Landarbeiter verbarg, trug unter leb-
haftem Beifall erneut seine bekannten Argumente vor, brachte aber einen einstimmig vom
Kongreß angenommenen Resolutionsantrag ein, der in seinen Forderungen nicht über den
1880 verabschiedeten8 hinausging:
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»1. Die deutsche Auswanderung ist eine wirtschaftlich notwendige, besonders durch unse-
re Bevölkerungszunahme gebotene Tatsache.

 2. Statt völlig unwirksamer Versuche, die Auswanderung zu hemmen, gilt es, dieselbe
soviel immer möglich so zu leiten, daß sie aus einem Kräfteabfluß zu einer wirtschaft-
lichen und nationalen Stärkung Deutschlands sich gestalte.

 3. In Rücksicht hierauf empfiehlt es sich, solange deutsche Kolonien zur Aufnahme unse-
rer Auswanderung noch nicht geeignet erscheinen, die deutsche Auswanderung nach
Südamerika, etwa südlich von 25° südlicher Breite zu fördern, und die Beseitigung der
Hemmnisse, welche der Auswanderung nach einem Teile des genannten Ländergebie-
tes durch das preußische Ministerialreskript vom 3. November 1859 noch im Wege
stehen, zu erstreben […].

 4. Es bedarf einsichtiger und uneigennütziger Hilfeleistung durch Privatassoziationen
unter Staatsüberwachung für unsere Auswanderungslustigen in der Heimat und auf der
Seereise.

 5. Es bedarf in den überseeischen Ländern ortskundiger und humaner Fürsorge für unsere
neu einziehenden Landsleute.

 6. Während eine direkte Unterstützung der Auswanderung durch den Staat nur in Aus-
nahmefällen zulässig erscheint, ist die Bildung von Kolonisationsgesellschaften drin-
gend erwünscht.«9

Obgleich in dieser Resolution der Gedanke an staatliche Auswanderungspolitik ausdrück-
lich ausgeklammert und, neben dem ökonomischen Zweck, die »sozial-humane Tätigkeit«
(Fabri) in den Vordergrund gerückt wurde, überhörte der Reichskanzler, der zu dem Kon-
greß eigens einen Vertreter des Auswärtigen Amts delegiert hatte10, auch dieses Votum.
Als Fabri im Spätsommer 1888 in näheren Kontakt zu Bismarck trat, nutzte er gleich seine
erste Denkschrift, um aufs neue und diesmal auf direktem Weg vorzustoßen. In dieser um-
fangreichen Eingabe vom August 1888, der wichtigsten Grundlage seiner bekannten Schrift
vom Frühjahr 1889, stellte Fabri dem Reichskanzler im Kontext seiner Kritik an Kolonial-
politik und ›Kolonialprogramm‹ drei »treibende Gedanken« als Ursprung der organisierten
Kolonialbewegung vor: erstens den Erwerb von Handelskolonien als sichere Absatzgebiete
für die von Überkapazitäten bedrängte Fertigwarenindustrie und Ressourcen für preisgün-
stigen Rohstoffimport; zweitens ganz allgemein die überseeische Wirtschaftsexpansion, vor
allem den direkten Kapitalexport in Gestalt »privater Produktivassoziationen«; drittens aber
die »Fürsorge für unsere deutsche Massenauswanderung«. Er entwickelte noch einmal die
Grundlinien seiner Konzeption, derzufolge die Auswanderung nicht nur eine »sozialpoliti-
sche Tatsache von großer Bedeutung«, sondern eine »sozialpolitische Notwendigkeit« war,
die es wirtschaftlich zu nutzen galt. Sein Programm, das sich mit den Auffassungen der
Führungsgruppen der kolonialen Bewegung decke, habe im »Urteil der öffentlichen Mei-



Die Auswanderungsfrage im letzten Jahrfünft der Amtszeit Bismarcks 579

nung« im Gegensatz zur »Meinung entscheidender Kreise« längst Anerkennung und Zu-
stimmung gefunden.11

Dunkel, aber unmißverständlich monierte Fabri, von »manchen Orten« aus suche man
noch immer eine Diskussion der Auswanderungsorganisation »nach Kräften fernzuhalten«
und ergehe sich in fragwürdigen Abwehrversuchen, etwa mit dem Argument, daß, vor al-
lem im Osten und Nordosten des Reichs, noch »genug Arbeit im Lande« vorhanden sei.
Dem setzte er den unzweideutigen Hinweis entgegen, die Auswanderung sei verständli-
cherweise dort am stärksten, »wo der Arbeitslohn am niedrigsten steht und die agrarischen
Verhältnisse derartig sind, daß der Landarbeiter nicht imstande ist, eigenes, für den Famili-
enbestand ausreichendes Besitztum zu erwerben«. Nicht politische, sondern ausschließlich
sozialökonomische Gründe drängten dazu, »daß die deutsche Regierung auch auf diesem
Gebiete den Hemmschuh mit dem Fortschritt vertausche, d.h. daß sie im Anschluß an die
deutsche Kolonialpolitik auch zu einer nationalen Auswanderungspolitik sich entschließe«;
daß sie zunächst das Reskript aufhebe, die ohnehin wirkungslosen Versuche, die Auswan-
derung zu behindern, einstelle und allgemeinhin dafür sorge, »daß die Tatsache, daß Mil-
lionen von Deutschen bereits an den verschiedensten Orten über See wohnen und Hundert-
tausende ihnen alljährlich nachströmen, von großen Gesichtspunkten aus erfaßt und für die
soziale und wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands […] fruchtbar gemacht« werde.
Auswanderungspolitik müsse als Sektor der Wirtschafts-, besonders der Außenhandelspoli-
tik und zugleich als Teilbereich der Sozialpolitik betrachtet und betrieben werden. Des An-
tiparteienaffekts und der gerade bei Fragen der auswärtigen Politik tiefsitzenden Aversion
des Reichskanzlers gegen jede »Vergrößerung des parlamentarischen Exerzierplatzes« ein-
gedenk, trat Fabri in einem vermeintlich geschickten Schachzug seiner eigenen Forderung
nach umfassender Auswanderungsgesetzgebung entgegen und schlug vor, das angeregte
Kolonialamt als ein »Reichsamt für koloniale und Auswanderungsangelegenheiten« zu
institutionalisieren, dessen Aufgabe in der Auswanderungsfrage gerade nicht in der Ver-
mehrung, sondern der »Verminderung unserer reichsgesetzgebenden Tätigkeit und in deren
Beschränkung auf das wirklich Unerläßliche« bestehen solle.12

Der Vorstoß vom August 1888 brachte ebensowenig Erfolg wie alle vorherigen. Bis-
marck nahm Fabris taktisches Lavieren zur Kenntnis und spaltete den auswanderungspoliti-
schen Teil der Denkschrift unbeeindruckt vom kolonialpolitischen ab, der zum Teil sein
Interesse fand. »Daß die Ausführungen der Denkschrift, welche speziell die Organisation
der überseeischen Auswanderung […] betreffen, mit den Anschauungen des Herrn Reichs-
kanzlers nicht im Einklange stehen, dürfte […] bekannt sein«, ließ Herbert von Bismarck
Fabri über den preußischen Kultusminister mitteilen.13 Der Adressat erklärte sich, dem von
Goßler übermittelten Wunsch der beiden Bismarcks entsprechend, sogar bereit, seine
Denkschrift, vor allem »das Projekt der Einrichtung eines Kolonialamtes«, in Presseartikeln
zu verbreiten, »hierbei aber die Auswanderungsfrage unberührt zu lassen«.14 Als er Bis-
marck im Mai 1889 jedoch andeutete, er habe sich der Aufrichtigkeit halber in seiner so-
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eben ausgedruckten Kolonialschrift »an mehreren Punkten mit der Auffassung Eurer
Durchlaucht in Widerspruch setzen« müssen15, war damit auch die Auswanderungsfrage
gemeint. Fabri hatte sie in seiner Schrift »Fünf Jahre deutscher Kolonialpolitik« nicht nur
nicht ausgeklammert, sondern den auswanderungspolitischen Teil seiner Denkschrift sogar
fast wörtlich abdrucken lassen.16

Auch diese Gedanken waren Gegenstand der Pressediskussion über Fabris Schrift und
Bismarcks Antwortschreiben.17 Sie wurden besonders nachdrücklich von den Organen der
DKG und des Centralvereins aufgegriffen. Die Kolonialzeitung unterstützte Fabris Vor-
schlag, dem geforderten Kolonialamt auch die Regelung des Auswanderungswesens zu
überantworten.18 Jannaschs »Export« ging noch weiter. Er forderte scharf, die Auswande-
rungsfrage endlich auf die Tagesordnung zu bringen. Seit einem Jahrzehnt sei man hier
keinen Schritt vorangekommen. Wie die Kolonialzeitung Bismarck in der Kolonialpolitik
auf ihre Interpretation seiner Antwort an Fabri festzulegen und voranzudrängen strebte,
suchte der »Export« dem Reichskanzler die von Fabri geforderte Auswanderungspolitik
abzuverlangen. »Regierung, Volksvertretung, Großkapital und Presse haben diese bekla-
genswerte Lage in gleichem Maße verschuldet. An ihnen ist es jetzt, den Fehler wieder
gutzumachen, soweit dies noch möglich ist: Regierung und Volksvertretung dadurch, daß
sie ihr leidiges Laisser-faire in der Auswanderungsfrage aufgeben und wenigstens einen
Versuch machen, die deutsche Auswanderung nach nationalen und wirtschaftlichen Prinzi-
pien zu organisieren; das deutsche Großkapital, indem es endlich aus seiner Reserve her-
austritt und mit Hilfe der deutschen Auswanderung dauernde Anlagen in überseeischen
Ländern schafft […]; die Presse endlich, indem sie die hier angedeuteten Bestrebungen mit
Verständnis und Energie unterstützt. Treten diese Faktoren aber zu gemeinsamer, nationaler
Arbeit zusammen, so sind wir überzeugt, daß Fürst Bismarck keinen Augenblick zaudern
wird, […] um dieser zielbewußten, nationalen Arbeit den denkbar günstigsten Erfolg zu
sichern. Dafür sind uns seine eigenen Worte […] Bürge«.19

Die vermeintliche Bürgschaft wurde nicht eingelöst. Bismarck ignorierte Fabris Appell
in der Auswanderungsfrage und erwähnte ihn auch in seinem von Jannasch fehlinterpre-
tierten Antwortschreiben mit keinem Wort.20 Auch Herbert von Bismarck überhörte, was
dem Reichskanzler mißfiel.21 Selbst in dem Pressebericht des Auswärtigen Amtes für Bis-
marck wurde die Auswanderungsfrage sorgsam ausgespart.22 Fortan berührte Fabri in sei-
nen Eingaben an den Reichskanzler und das Auswärtige Amt dieses Thema nicht mehr.23

Er wußte endgültig, daß zur Amtszeit Bismarcks hier nichts mehr zu erreichen war.
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23.3. Fabris »kolonialpolitisches Vermächtnis«:
von der Kolonial- und Auswanderungspolitik zur ›Weltpolitik‹

Schon im ersten Amtsjahr Caprivis bahnte sich ein Wandel in der Haltung der Reichsregie-
rung gegenüber Auswanderung und südamerikanischen Kolonisationsplänen an. Die politi-
sche Entwicklung in Brasilien leistete dem Vorschub. Wenige Monate vor Bismarcks Sturz
noch wurde am 15. November 1889 im Kaiserreich Brasilien die Republik ausgerufen. Der
Regimewechsel brachte jene Verbesserungen für die rechtliche Stellung der Einwanderer,
nach denen Fabri schon 1879 vergeblich verlangt hatte. Durch die »große Naturalisation«
wurde allen Personen, die am 15. November 1889 in Brasilien ansässig waren und keinen
Widerspruch dagegen einlegten, die brasilianische Staatsbürgerschaft ohne rechtliche Ein-
schränkungen zugesprochen. Die brasilianische Föderalregierung nahm die staatliche Ein-
wanderungsförderung wieder auf. Eine neue sogenannte Kolonialverordnung kündigte ver-
lockende Subventionen für Einwanderer, Kolonisationsunternehmungen und Schiffahrtsge-
sellschaften an.1

Drei Monate nach Bismarcks Entlassung trat mit Miquel als preußischem Finanzminister
ein entschiedener Befürworter der in der kolonialen Bewegung verbreiteten Südamerika-
pläne in die Regierung ein.2 Auch Caprivi setzte solchen Gedanken nicht mehr den Wider-
stand entgegen, mit dem Bismarck ihnen begegnet war. Als Fabri im Oktober 1890 mit dem
neuen Reichskanzler zusammentraf, waren neben Südwestafrika auch Südamerika, vor
allem Brasilien und die Auswanderungsfrage bevorzugte Gesprächsthemen.3 »Zunächst ist
es mir gelungen, die politischen Schwierigkeiten hinwegzuschaffen, worüber [sic!] ich
Bismarck gegenüber vergeblich gearbeitet habe«, konnte er seinem Freund G. Stutzer mit-
teilen. »Ich hatte Ende Oktober eine lange Unterredung mit dem Reichskanzler über deut-
sche Auswanderung nach Brasilien. Er war sehr entgegenkommend, und ebenso tags darauf
die Minister von Bötticher, Miquel und von Berlepsch. Ich bat um schleunige Anerkennung
der Republik, die auch unmittelbar darauf erfolgte. Das ist ein guter Schritt vorwärts, wenn
nur unsere konservativen Agrarier, die jede rationelle Behandlung der Auswanderungsfrage
als einen Angriff auf ihre Interessen betrachten, nicht etwa beim Kaiser dieser erfreulichen
Wendung ein Bein zu stellen versuchen! Doch ich vertraue, daß wir in der so wichtigen
Auswanderungsfrage in neue Bahnen gekommen und darin fortgehen werden«.4

Mit seiner letzten großen Rede versuchte Fabri noch, die Entwicklung in diesen Bahnen
voranzutreiben. Am 30. Juni 1891 sprach er im Nürnberger Rathaussaal vor der General-
versammlung der DKG über »Die deutsche Auswanderung, ihre nationale Bedeutung und
wirtschaftliche Verwertung«, präsentierte noch einmal sein Schwerpunktprogramm für eine
»nationale Auswanderungspolitik«5 und rief die DKG dazu auf, »die Auswanderungsfrage
forthin in den Mittelpunkt ihres Interesses zu stellen«. Er hinterließ, wie ihm die Deutsche
Kolonialzeitung nachrief, der organisierten Kolonialbewegung mit seiner »kolonialpoliti-
schen Abschiedsrede« ein weit über die Auswanderungsfrage hinausgehendes »kolonialpo-
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litisches Vermächtnis«, welches, ähnlich wie seine Reden und Artikel aus den Jahren
1884/85, noch einmal ein »neues«, dem zunehmenden ökonomischen Expansionsdruck
Rechnung tragendes »Stadium der deutschen Kolonialbewegung inaugurieren« helfen soll-
te.6

Das von der DKG auch aus Gründen der Eigenwerbung so gerühmte »Vermächtnis«
Fabris schien zugleich eine Chance zu bieten, das seit dem Ende der 1880er Jahre schwin-
dende Interesse an der Propagandaorganisation, das in der Stagnation ihrer Mitgliederzah-
len und dem hohen Fluktuationsgrad ihres Mitgliederbestandes Ausdruck fand, nochmals
mit »neuen Aufgaben« zu beleben. Es waren Aufgaben für eine imperialistische Propagan-
daorganisation im weitesten Sinne, die nicht mehr nur »kolonialen Aufgaben« dienen, son-
dern dafür eintreten sollte, »auf allen Punkten der Erde, in den verschiedensten überseei-
schen Ländern« die Politik in den Dienst der Wirtschaftsexpansion zu stellen: »Es genügt
für die Bedürfnisse der modernen Kulturstaaten heute nicht, nur Kolonialpolitik im eigent-
lichen Sinne dieses Wortes zu treiben; zu ihr muß sich auch eine überseeische Politik in der
allgemeinsten und umfassendsten Bedeutung dieses Wortes gesellen«, erklärte Fabri in
Nürnberg. Damit warb der frühe propagandistische Wegbereiter des deutschen Kolonialim-
perialismus zuletzt verstärkt für die Expansion eines deutschen informal empire jenseits der
Grenzen der seit 1884/85 etablierten formell-direkten Territorialherrschaft: »Ich meine die-
se Unterscheidung in dem Sinne, daß die Kolonialpolitik eines Staates sich auf die über-
seeischen Ländergebiete, welche der Flagge desselben unmittelbar unterstellt und in den
staatlichen Besitz übergegangen sind, bezieht, während der überseeischen Politik die Auf-
gabe zufällt, die wirtschaftlichen und nationalen Interessen des Mutterlandes auf allen
Punkten der Erde, in den verschiedensten überseeischen Ländern mit Einsicht und Ent-
schiedenheit zu beobachten und wahrzunehmen«.7 Die Grenze zur ›Weltpolitik‹ war über-
schritten.

Wie im ersten Jahrfünft der 1880er Jahre, so schien es Fabri auch hier »Sache der öffent-
lichen Meinung, sich als Pfadfinder in neuen nationalen Aufgaben bahnbrechend zu erwei-
sen«. Die Propaganda für eine Auswanderungspolitik der Regierung im Interesse der über-
seeischen Wirtschaftsexpansion sollte nur eine dieser Aufgaben sein.8 »Wie nie zuvor im
Leben der Völker greifen die Handels- und Wirtschaftsinteressen bestimmend in die Politik
der Staaten ein«, hatte Fabri im gleichen Sinne schon in seiner Denkschrift vom August
1888 an Bismarck geschrieben und gefordert: »Nicht nur auf den Gebieten der inneren und
Handelspolitik, auch auf jenen der überseeischen Angelegenheiten sollte die deutsche Poli-
tik dementsprechend sich gestalten«.9 Auch hier war ihm England »bis heute ein uner-
reichtes Vorbild«.10 Die DKG rief er dazu auf, für die geforderte Auswanderungspolitik als
einen Sektor der so verstandenen überseeischen Politik »in den weitesten Kreisen Propa-
ganda zu machen«. Wie aus dem Text seiner letzten Rede deutlich hervorgeht, wußte er,
daß er es diesmal beim Appell belassen mußte.11 Die »kolonialpolitische Episode« seines
Lebens war an ihrem Ende angelangt.
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Im Frühjahr 1891 hatte Fabri noch versucht, vor der in Florenz tagenden Generalver-
sammlung der Evangelischen Allianz zu einem religiös-theologischen Thema zu spre-
chen.12 Er kam nicht ans Ziel seiner Reise, wo ihn sein jüngster Sohn, der Pfarrer Hermann
J. Fabri erwartete. Ein schweres, zu spät erkanntes Herzleiden zwang ihn zur Umkehr. Nach
langer Krankheit fuhr er, kaum mehr genesen, zur DKG-Generalversammlung nach Nürn-
berg. Freunde beobachteten, welche Anstrengung es den 67jährigen kostete, die lange Re-
de, die an seinen letzten Kräften zehrte, überhaupt noch durchzustehen. Sie mußten erken-
nen, daß es mit dem »Vater der deutschen Kolonialbewegung« zu Ende ging.13 Erschöpft
suchte Fabri Erholung in einem kleinen Pfarrdorf im Spessart, wo ein Neffe als Geistlicher
tätig war. Ein letztes Mal bemühte er sich der Aufgabe nachzukommen, der er sich in sei-
nem Leben zuerst gewidmet hatte. Er drängte, den nächsten Gottesdienst abhalten zu dür-
fen. Vergeblich riet man dem Entkräfteten zuletzt von dem Vorhaben ab. »Ich habe noch
nie in meinem Leben eine Predigt abgesagt«, war die einzige Antwort. Am Sonntag, dem 4.
Juli, wenige Tage nach seiner Rede über die »neuen Aufgaben« der organisierten Kolonial-
bewegung, bestieg er, schon vom Tode gezeichnet, anstelle seines Neffen die Kanzel der
kleinen Pfarrkirche. Die Predigt endete mit seinem Zusammenbruch. In ein Würzburger
Hospital eingeliefert, starb Friedrich Fabri zwei Wochen später, am 18. Juli 1891 in der
Stadt, in der er seine Jugend verbracht hatte.14

Anmerkungen

1 In den neuen Einwanderungsbestimmungen wurden den Siedlern freie Überfahrt und Verpflegung sowie
Vorschüsse für Gerätschaften, Sämereien und Unterhaltsmittel während der ersten neun Monate im neu-
en Siedlungsgebiet zugesagt. Außerdem wurden Landverkaufsbedingungen und Maximalpreise festge-
legt, um die Landspekulation auf Kosten der Siedler zu steuern. Schiffahrtslinien erhielten Prämien für
die Auswandererbeförderung nach Brasilien. Kolonisationsgesellschaften sollten für ihr Kapital eine
staatliche Zinsgarantie von 6% und andere Vergünstigungen erhalten (DKZ NF 2. 1889, S. 62, 134f.,
180f., 229f., 277f.; Sudhaus, S. 173; Schoen, S. 361; Herring, S. 844f.; Brunn, S. 11ff., 130f.; Mar-
schalck, S. 109).

2 Herzfeld/Miquel, I, S. 380; II, S. 42, 196f. Bei Brunn, S. 131 wird Miquels Interesse an der Auswande-
rungs- und Kolonisationsfrage beträchtlich unterschätzt. S. hierzu nur einmal die von Miquel im An-
schluß an Fabri gehaltene Rede über die »große historische Tatsache« der Auswanderung vor der Karls-
ruher Generalvers. des KV am 30.4.1886, in der er die Bedeutung der Auswanderung als »Präservativ
gegen eine große soziale Gefahr« hervorhob, nach ihrer »Regelung« verlangte und für überseeische Ko-
lonisation, gerade in Südbrasilien, eintrat (DKZ 3. 1886, S. 302f.). Vgl. auch S. 290 und Kap. 12.2.

3 Fabri an G. Stutzer, 31.12.1890, abgedr. bei: Stutzer, S. 318f. Vgl. ders. an Caprivi, 1.2.1891, DZA I,
RKA 6925, S. 76–78. Bei Brunn, S. 132 Verwechslung Fr. Fabris mit C. Fabri, der am 19.11.1890 mit
einer von interventionistischen Vorstellungen bestimmten und im AA nicht weiter beachteten Denk-
schrift Gehör zu finden suchte (ebd., S. 17).

4 Fabri an G. Stutzer, 31.12.1890, s. Anm. 3. Vgl. dazu die nach der mir nicht zugänglichen Ausgabe der
Lebenserinnerungen Stutzers vom Jahr 1927 zitierte Fassung bei Sudhaus, S. 173. Stutzer erwähnt (S.
314f.), Miquel habe Fabri ersucht, den Entwurf eines neuen Auswanderungsgesetzes auszuarbeiten. Fabri
habe diesen Auftrag mit ihm (Stutzer) zusammen »im Winter während einer Woche in Berlin« ausge-
führt, wobei sich »wiederholte Besprechungen mit dem sehr kurzsichtigen Dezernenten im Kolonialamt
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[i.e. Kolonialabteilung], Geheimrat Kayser, und mit der weitsichtigen, geistvollen Exzellenz Miquel« er-
gaben.

  5 Rede Fabris in: DKZ NF 4. 1891, S. 109–111, 117–119; leicht gekürzt auch in: Ansiedler 29. 1891, S.
67–71, 77f. Fabris Schwerpunktprogramm enthielt auch die Forderung nach der Auswanderungsgesetz-
gebung, von der er Bismarck gegenüber aus taktischen Rücksichten abgewichen war.

  6 DKZ NF 4. 1891, S. 108, 110, 144.
  7 Ebd., vgl. Fabri, Kolonialpolitik, S. 127.
  8 DKZ NF 4. 1891, S. 109.
  9 DZA I, RKA 6924, S. 5, 14.
10 DKZ NF 4. 1891, S. 109.
11 Ebd., S. 119. Der Appell zeitigte eine so nachhaltige Wirkung, daß sich E. Hasse, selbst einer der propa-

gandistischen Promotoren der Auswanderungsdiskussion, im Frühjahr 1892 sogar genötigt sah, in der
Kolonialzeitung die skeptische Frage zu stellen, ob die DKG, die »neuerdings entschiedener denn je« den
»Standpunkt der Auswanderungspolitik« bezogen habe, ihre »doch vorwiegend in der Agitation gelege-
nen Kräfte« etwa auf Kosten der Beschäftigung mit der deutschen Kolonialpolitik und Kolonialwirtschaft
»ausschließlich der Auswanderungsfrage widmen« wolle (DKZ NF 5. 1892, S. 75).

12 Für die Generalversammlg. der Ev. Allianz vorgesehene Rede Fabris: Wie die Kraft des Glaubens sich in
der Liebe vollendet, posthum mit einer Einl. von H. J. Fabri veröffentlicht in: Christl. Welt 5. 1891, S.
974–980.

13 G. Meinecke, Friedrich Fabri, Illustrierte Zeitung, 1.8.1891, S. 129.
14 DZA II, Rep. 76 Va Sekt. 3 Tit. IV, Nr. 36, Bd. 5, S. 313. Chronik der Christl. Welt 1. 1891, S. 264;

Illustrierte Zeitung, 1.8.1891; BRM 48. 1891, S. 250, 260–264; KZ, 24.4.1937.
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23.4. Ausblick: Carl Fabri und die Hanseatische Kolonisationsgesellschaft

Theologie, Kolonialwirtschaft und südamerikanische Kolonisation, drei der wichtigsten,
disparaten Interessengebiete, denen die Lebensarbeit Friedrich Fabris galt, traten in den
Berufen seiner Söhne wieder auseinander: Während der jüngste, Hermann J. Fabri, wie sein
Vater als evangelischer Pfarrer begann1, wurden den älteren die beiden überseewirtschaftli-
chen Interessengebiete zum Beruf, die Fabri zuletzt am meisten beschäftigt hatten. Der älte-
ste, Timotheus Fabri, der zunächst als professioneller Propagandist im Dienst des West-
deutschen Vereins und später der GfdK gestanden hatte, arbeitete zuletzt als Generalsekre-
tär für die DOAG. Sein jüngerer Bruder, »Carlos« Fabri, hatte 1887 die Geschäftsführung
des Hamburgischen Colonisationsvereins von 1849 (HCV) übernommen. Er suchte in den
1890er Jahren die Pläne zu verwirklichen, die sein Vater schon Anfang der 1880er Jahre
propagiert, aber nicht hatte realisieren können, weil die von der brasilianischen Regierung
erbetenen Subventionen ausblieben, die Reichsregierung sich Plänen einer Auswande-
rungsorganisation gegenüber abweisend verhielt und »die nötigen Millionen« trotz aller
Bemühungen nicht aufzutreiben waren.2 Der erste Mangel wurde durch die Rückkehr der
neuen brasilianischen Föderalregierung zur staatlichen Einwanderungsförderung behoben.
Für die zögernde Zunahme der Investitionsbereitschaft des Bankkapitals war die Wandlung
in der Haltung der Reichsregierung mitbestimmend. Sie wurde möglich durch Bismarcks
Entlassung und beschleunigt durch den seit Ende der 1880er Jahre zunehmenden Druck
wirtschaftlicher Interessengruppen.

1884 hatte H.A. Bueck die Auffassung vertreten, man werde eine Exportoffensive auf
afrikanischen Kolonialmärkten rascher in Gang bringen als in neuen südamerikanischen
Siedlungsgebieten. Im ersten Fall schien feste ›Kundschaft‹ schon zu warten, während sie
im letzteren erst mit Hilfe von Kolonisationsgesellschaften angesiedelt werden mußte. Die
optimistischen Prognosen für »die Zukunft des Absatzes unserer Industrieartikel durch die
Handelskolonien«, mit denen der Generalsekretär des CDI Fabris Südamerikaplänen entge-
genzutreten suchte, erwiesen sich als Fehlkalkulationen. Bueck hatte übersehen, daß sein
Wunsch, »diese Bevölkerung an den Absatz unserer Produkte zu gewöhnen«, so rasch nicht
erfüllt werden konnte, weil die Voraussetzung, »die Eingeborenen an Bedürfnisse zu ge-
wöhnen«, die sich mit den Exportinteressen der Fertigwarenindustrie deckten, nur auf weite
Sicht zu schaffen war. Das gleiche galt für Königs' zuversichtliche Erwartung, »ein wirklich
großer Export« werde sich schon durch »europäische Herrschaft« bewerkstelligen lassen.3

Je mehr sich zeigte, daß die Hoffnung auf rasche Exportgewinne in den ›Schutzgebieten‹
allzu voreilig war, desto stärker rückte der südamerikanische Absatzmarkt wieder in den
Blickpunkt der Exportinteressenten.

Ähnlich wirkten die weitgehende Abriegelung des nordamerikanischen Absatzmarktes
durch die Schutzzölle der Mac-Kinley-Bill, die Friedrich Fabri in seiner Nürnberger Rede
als handelspolitischen »Faustschlag ins Gesicht« Europas wertete4, sowie englische Versu-
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che einer Monopolisierung des größten kolonialen Absatzmarktes der Welt. Hanseatische
Transatlantikreeder zeigten sich, durch die von der brasilianischen Regierung offerierten
Vergünstigungen und Prämien für Auswandererpassagen verlockt, interessiert an der Auf-
hebung von Vorschriften, welche die Auswanderung nach Südbrasilien behinderten. Ham-
burger Frachtreeder und Überseekaufleute unterstützen solche Bestrebungen, denn die See-
stadt war das Zentrum des deutsch-brasilianischen Handels, der seit dem Ende der 1880er
Jahre stark zunahm.5 Das Drängen der Export- und Schiffahrtsinteressenten wurde durch
die Anfang der 1890er Jahre von der DKG, dem Centralverein, dann auch dem Allgemei-
nen Deutschen Verband betriebene Propaganda erheblich verstärkt. 1894 konnte C. Fabri
feststellen: »Es dürfte heute wohl keine Frage des öffentlichen Interesses geben, welche in
der gesamten Presse, die Organe der Großgrundbesitzer des Ostens ausgenommen, so ein-
mütig und übereinstimmend zum Ausdruck gebracht worden ist wie die berechtigte Forde-
rung, ja Notwendigkeit der Aufhebung des von der Heydtschen Reskriptes«.6

Im Juni 1896 fiel das Reskript. Schon im April 1891 hatte Caprivi eine Kommission zur
Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes für das Auswanderungswesen eingesetzt. Im Oktober
1896 drängte der Kaiser auf beschleunigte Verabschiedung. Am 1. April 1898 schließlich
trat das am 9. Juni 1897 verabschiedete Reichsgesetz über das Auswanderungswesen in
Kraft. Seine beiden – neben den Vorschriften zum Schutz der Auswanderer – wichtigsten
Bestimmungen waren das mit dem Konzessionszwang verbundene sogenannte Spezialisie-
rungsprinzip und die Reichsaufsicht über die Auswandererberatung. Beide Bestimmungen
bezweckten der Begründung im Bundesratsentwurf nach die »Erhaltung des Deutschtums
unter den Auswanderern und Nutzbarmachung der Auswanderung für die Interessen des
Mutterlandes, und zwar durch Ablenkung der Auswanderung von ungeeigneten und Hin-
lenkung nach geeigneten Zielen«.7 Dem Spezialisierungsprinzip zufolge durfte die Erlaub-
nis zur Beförderung von Auswanderern nach Übersee einzelnen Unternehmen jeweils nur
für bestimmte Einwanderungshäfen erteilt werden. Auf diese Weise hoffte man die Ziel-
richtung der Auswanderung negativ durch die Verweigerung von Konzessionen an Aus-
wanderungsagenturen beeinflussen zu können. Dem gleichen Zweck sollte positiv die
Reichsaufsicht über die Auswandererberatung dienen. Noch 1897 wurden Verhandlungen
mit der DKG über eine zentrale Auswandererberatung aufgenommen. Die Propagandaorga-
nisation baute ein Netz von Beratungsstellen für Auswanderungswillige auf. Die Direktiven
für ihre Beratung stellte das Auswärtige Amt.8 Im Interesse von Seeschiffahrt, Überseehan-
del und Exportindustrie wurden südamerikanische Einwanderungsgebiete, vor allem Süd-
brasilien, mit Abstand auch Misiones und Mato Grosso bevorzugt.9

1891 bereits hatte C. Fabri den Bremer Norddeutschen Lloyd, die Hamburg-Südamerika-
nische Dampfschiffahrtsgesellschaft und eine Reihe von Exportfirmen für die Umwandlung
des HCV in ein kolonisatorisches Großunternehmen interessieren können.10 Gemeinsam
mit Wiegand, dem Direktor des Norddeutschen Lloyd, dessen Mitbegründer H.H. Meier
sich ein Jahrzehnt zuvor noch gegen die vom Westdeutschen Verein verfolgten Südameri-
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kapläne ausgesprochen hatte, erwarb er 1895 von der Regierung in Santa Catharina eine
Landkonzession über 650.000 ha. Dem Vertrag mit der Provinzialregierung entsprechend,
sollte das riesige Areal innerhalb von 20 Jahren mit jährlich maximal 6.000 Einwanderern
besiedelt werden können. Am 30. März 1897, ein Jahr nach der Aufhebung des Reskripts
und zwei Monate vor der Veröffentlichung des Reichsgesetzes über das Auswanderungswe-
sen, wurde die Hanseatische Kolonisationsgesellschaft (HKG) als Rechtsnachfolgerin des
alten HCV mit einem Startkapital von 1,1 Millionen Mark konstituiert. In ihrem Aufsichts-
rat fanden sich neben den beiden großen hanseatischen Schiffahrtsgesellschaften die mei-
sten am Brasilienhandel beteiligten Hamburger und Bremer Firmen, aber auch Großfinan-
ziers wie der bald an zahllosen Kolonialunternehmen beteiligte und als Spekulant berüch-
tigte Hamburger Rechtsanwalt Dr. Julius Scharlach.11 Die Regierung stützte die HKG nach
Kräften. Mit Hilfe von Bankbeteiligungen, die über die Seehandlung vermittelt wurden,
konnte die HKG den Bau einer Eisenbahnlinie ins Auge fassen. Speziell auf Eisenbahnbau
und Kolonisation oder die Verbindung von beidem hin ausgerichtete Gesellschaften, wie
die der HKG nahestehende deutsche Santa Catharina-Eisenbahn AG (Deutsche Bank, Dis-
kontogesellschaft, Schaaffhausen'scher Bankverein, Bank für Industrie und Handel,
Bleichröder) und die deutsche Rio Grande Nordwestbahn- und Siedlungsgesellschaft folg-
ten.12

Mit dem Positionswechsel der Reichsregierung und der langsam zunehmenden Bereit-
schaft des großen Kapitals, sich an Kolonisationsgesellschaften, die zugleich als »Produkti-
vassoziationen« arbeiteten, zu beteiligen, schienen nun die beiden Bedingungen erfüllt zu
sein, die Friedrich Fabri als notwendige Voraussetzungen für die erstrebte allmähliche Ab-
lenkung der deutschen Massenauswanderung von Nord- nach Südamerika, insbesondere
nach Südbrasilien, angesehen und unermüdlich, aber lange vergeblich propagiert hatte.
Doch eine Reihe ausschlaggebender Faktoren stellte einer Verwirklichung seiner Pläne
unüberwindbare Barrieren entgegen.

Der erste und wichtigste Faktor war die kontinuierliche Abnahme der deutschen Aus-
wanderung. »Es gibt nur ein Mittel gegen Massenauswanderung: das ist lohnende Arbeit in
der Heimat«, hatte Fabri 1889 geschrieben.13 Seinem »sozialen Gesetz«, nach dem die re-
lative Übervölkerung zur Auswanderung genötigt war, wurde bald die Grundlage entzogen,
denn die weltwirtschaftliche Hochkonjunkturphase, deren Anbruch er nicht mehr erlebte,
brachte jenes »Mittel gegen Massenauswanderung«. Die deutschen Auswanderungsziffern,
in denen er bis zuletzt einen Beleg für die Gültigkeit seines »Gesetzes« zu erblicken glaub-
te, überschritten noch in seinem Todesjahr (1891: 120.089) ihren letzten Höhenpunkt. Die
dritte wirtschaftliche Depressionsphase im ersten Jahrfünft der 1890er Jahre war nicht nur
erheblich schwächer als die beiden 1873–1879 und 1882–1886 voraufgegangenen, sondern
brachte mit ihrem Abschluß auch das Ende der seit 1873 anhaltenden Trendperiode wirt-
schaftlicher Wachstumsstörungen. Die seit den 1880er Jahren anhaltende leichte Auf-
schwungtendenz setzte sich langsam durch und mündete 1896 in die bis 1913 anhaltende
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Hochkonjunktur ein. Das im Vergleich zur Bevölkerungszunahme mangelnde industrie-
wirtschaftliche Erwerbsangebot, früher die Causa prima der Auswanderung, verwandelte
sich in der Hochkonjunkturphase mehr und mehr in sein Gegenteil. Hinzu kam, daß die
Anziehungskraft der USA in der ersten Hälfte der 1890er Jahre erheblich gemindert wurde,
weil die nordamerikanische Wirtschaft von der dritten Depressionsphase am stärksten be-
troffen wurde. Im Jahr 1892 ging die Zahl der deutschen Auswanderer bereits leicht zurück
auf 116.339, stürzte dann über 87.677 (1893) und 40.964 (1894) auf 37.498 im Jahr 1895
ab, blieb seither vergleichsweise niedrig und hielt sich auch 1910 (25.531) noch immer
unter der Marke des Jahres 1895.14

Die Massenauswanderung gehörte der Vergangenheit an. An ihre Stelle rückte verstärkt
die Binnenwanderung in die expandierenden Industriereviere. Die wachsende Anziehungs-
kraft der industriewirtschaftlichen Ballungsräume, die nicht nur den Zuzug einheimischer,
sondern in zunehmendem Maße auch ausländischer, besonders polnischer Arbeitskräfte
förderte, wirkte zusammen mit dem Schrumpfen der Auswanderung dahin, daß sich das
Reich – im Sinne der Statistik – seit Mitte der 1890er Jahre nachgerade in ein Einwande-
rungsland zu verwandeln begann: Von 1895 bis 1905 schon übertraf die Stärke der Ein-
wanderung das Volumen der Auswanderung um nicht weniger als 130.000 Personen.15

Zwischen 1897 – dem Jahr, in dem das Auswanderungsgesetz verabschiedet und die HKG
konstituiert wurde – und 1901 lag die Zahl der amtlich registrierten Auswanderer sogar
unter 25.000 jährlich. Überdies war nach wie vor nur ein Bruchteil von ihnen zu bewegen,
nicht in die USA, wo noch immer ein attraktiveres sozialökonomisches Chancenangebot
vorlag, sondern nach Brasilien auszuwandern. Während von den insgesamt 373.129 Aus-
wanderern, die Deutschland in den Jahren 1897–1910 verließen, 333.590 (89,4%) in die
Vereinigten Staaten gingen, waren nach der Reichsstatistik nur 7.002 (1,9%) dafür zu ge-
winnen, sich in Brasilien anzusiedeln.16 Die annexionistischen Hoffnungen des Allgemei-
nen Deutschen Verbandes, Rio Grande do Sul werde sich nach der erstrebten Invasion
deutscher Einwanderer in einen »eigenen Staat« verwandeln und »politisch an das Deutsche
Reich binden« lassen17, wurden enttäuscht. Die HKG hatte sich sogar die Genehmigung
besorgt, auch Deutsch-Russen, Deutsch-Österreicher und Deutsch-Schweizer ansiedeln zu
dürfen. Dennoch vermochte die Gesellschaft, die – ihrem Konzessionsvertrag entsprechend
– bis 1905 rund 48.000 Einwanderer hätte ansiedeln können, bis dahin lediglich an rund
3.000 Personen, von denen überdies nur ein Teil aus Deutschland kam, Siedlungsland zu
verkaufen.18

Für dieses geringe Interesse deutscher Auswanderer, sich nach Brasilien »lenken« zu las-
sen, war die nicht eben verlockende Entwicklung der Verhältnisse in den deutschen Sied-
lungsgebieten ausschlaggebend. Nicht allein die politischen Wirren in der noch jahrelang
krisengeschüttelten brasilianischen Republik und das erneute Schrumpfen der kostspieligen
Subventionen seit Mitte der 1890er Jahre oder die Schwierigkeiten der deutschen Koloni-
sten mit dem korrupten Beamtenapparat der Einwanderungsbehörden verschiedener süd-
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brasilianischer Bundesstaaten hielten die Zahl der amtlich registrierten deutschen Auswan-
derer nach Brasilien niedrig.19 Deutsche Kolonisationsgesellschaften wie die HKG trugen
auch selbst dazu bei, Auswanderer vom Weg nach Südbrasilien abzuschrecken. Friedrich
Fabri hatte ein Jahrzehnt lang dafür geworben, Kolonisationsgesellschaften als »Produkti-
vassoziationen« rentabel und damit für das große Kapital attraktiv zu machen. Nach außen
hin entsprach die Monopolgesellschaft HKG – die bestorganisierte und stärkste deutsche
Kolonisationsgesellschaft für Südbrasilien – seinen Vorstellungen. Doch die Hoffnungen,
die er auf eine solche Verbindung gegründet hatte, erfüllten sich nicht. Versuche, aus der
Kolonisationsarbeit selbst Maximalprofite herauszuwirtschaften, gingen auf Kosten der
Siedler und führten dahin, daß die Kolonisten in den angeblich »blühenden deutschen
Siedlungen« der HKG (Kolonie »Hansa«) zeitweise weniger um die Erhaltung ihres
»Deutschtums« als gegen die Ausbeutung durch ihre Kolonisationsgesellschaft zu kämpfen
hatten.20 Mit dem alten Hamburgischen Colonisationsverein von 1849, dessen Liquidation
1899, zwei Jahre nach der Gründung der HKG, abgeschlossen war, ging ein halbes Jahr-
hundert deutsch-brasilianischer Siedlungsgeschichte zu Ende. Das Profitinteresse des seit
1899 in der »Produktivassoziation« HKG unter Führung Scharlachs diktierenden Großka-
pitals verdarb die Chancen der HKG als Kolonisationsgesellschaft.

C. Fabri hatte sich seit 1887 mit Erfolg darum bemüht, den HCV zu konsolidieren, die
Verhandlungen mit dem Auswärtigen Amt und der brasilianischen Regierung geführt, zu-
letzt noch die beiden größten hanseatischen Schiffahrtsgesellschaften gewonnen und 1897
auch die Geschäftsführung der neuen HKG übernommen. Ende des folgenden Jahres schon
wurde er von Großfinanzier Scharlach aus der Direktion gedrängt. Als das ein Jahrzehnt
lang von ihm umworbene große Kapital in die HKG einrückte, gab es für ihn keinen Platz
mehr in der Unternehmensleitung. Er hatte seinen Dienst getan und wurde kurzerhand aus-
geschaltet. Insofern kam sein geschäftliches Ende demjenigen von Hübbe-Schleiden und
Peters gleich. C. Fabri war Scharlach zuletzt offen entgegengetreten und hatte ihn daran zu
hindern gesucht, die Siedler in Südbrasilien ebenso auszubeuten wie die einheimische Be-
völkerung der ›Schutzgebiete‹, in denen Scharlachs Imperium ständig expandierte. Er
wollte »zu solchen Versuchen, wie sie die Tätigkeit des Herrn Dr. Scharlach inaugurierte,
niemals die Hand bieten und damit Mitschuldiger werden auf zweifellos irriger Bahn«.
Auch darum mußte er gehen.21 Während die HKG ihre Siedlungen nach außen hin als
»erstklassige Musterkolonien« pries, suchte sie sich intern nach Kräften an dem »geradezu
miserablen Kolonistenmaterial« (HKG) gutzuhalten.22 C. Fabri trat dem Geschäftsgebaren
der HKG, das der deutschen Siedlungsarbeit in Südbrasilien einen »recht unerfreulichen
und herben Beigeschmack« eingebracht hatte, 1902 in einer scharfen Streitschrift entgegen
und sah sich nun sogar veranlaßt, vor der Auswanderung in die von der Gesellschaft be-
herrschten südbrasilianischen Siedlungsgebiete zu warnen.23 Erst ein zu spät erkannter
›Fehler‹ der HKG brachte in Grenzen Abhilfe. Mangels Einwanderungswilliger hatte das
Unternehmen im Gegensatz zu anderen Gesellschaften, die sich aus gutem Grund davor
hüteten, auch sozialdemokratische Fabrikarbeiter und Bergleute als Kolonisten angesiedelt.
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Sie organisierten in dem 1904 begründeten Allgemeinen Kolonistenbund den kollektiven
Widerstand der HKG-Siedler gegen die Ausbeutungsmethoden ihrer Kolonisationsgesell-
schaft. Seither trat für die Siedler Besserung ein.24 Doch der üble Ruf, den sich die HKG
mit den Geschäftsmethoden im ersten Jahrfünft ihrer Siedlungsarbeit eingehandelt hatte,
war trotz aller Propaganda so rasch nicht mehr abzubauen. Wenngleich kleinere Parallel-
unternehmen, wie das bekannte Meyersche (Kolonien Neuwürttemberg und Xingú in Rio
Grande do Sul) mit der Siedlungsarbeit besser vorankamen, war insgesamt gesehen die
kontinuierliche Abnahme der amtlich registrierten deutschen Auswanderung nach Brasilien
nicht aufzuhalten. Vom Jahr der Gründung des Allgemeinen Kolonistenbundes (1904) bis
1910 wanderten insgesamt nach ganz Brasilien nur noch 2.083 Deutsche aus.25

Die demgegenüber ausgesprochen realitätsferne »Kryptokolonialpolitik« (Vagts), insbe-
sondere die von alldeutscher Seite betriebene, teils latent, teils offen annexionistische
Deutschtumspropaganda weckte in lusobrasilianischen Nativistenkreisen nur Argwohn
gegenüber der »deutschen Gefahr«.26 Von solchen Vorstellungen hatte sich Friedrich Fabri
noch in seiner letzten Rede ausdrücklich distanziert. »Wollen wir uns bemühen einen Teil
unserer Auswanderung nach Südamerika zu lenken, so muß dieses Bestreben sich von allen
politischen Hintergedanken freihalten«, hatte er vor der DKG-Generalversammlung gefor-
dert. Nicht auf »irgendwelche politische Annexion« gelte es hinzuarbeiten, sondern darauf,
mit der »Erhaltung des Deutschtums« insbesondere »den wirtschaftlichen Zusammenhang
mit dem Mutterlande in genügender Weise zu sichern«. Seine in Nürnberg ein letztes Mal
vorgetragene – im Grunde noch stark den in der Auswanderungsdiskussion der 1840er Jah-
re verbreiteten Vorstellungen verpflichtete – Hoffnung, daß auf weite Sicht »überseeischer
Handel und Export durch größere Kolonisation in Südamerika eine kräftige Steigerung
erfahren« würden27, war spätestens mit dem Abebben der auf Jahrzehnte hinaus letzten
größeren Auswanderungswelle kurz nach seinem Tod definitiv Illusion geworden. Obgleich
die bestehenden Siedlungsgebiete in der Tat eine wichtige Stütze des von 1902–1913 um
insgesamt 441% zunehmenden deutschen Exports nach Brasilien bildeten, erwies sich
Fabris Annahme, das »Deutschtum« der Siedler werde nachgerade konkurrenzfreie deut-
sche Absatzmärkte schaffen und sichern, doch als ein anachronistisches Wunschbild.28

Weit über ihn und seine Zeit hinaus auf den Imperialismus des 20. Jahrhunderts indes wies
seine Propaganda für den direkten Kapitalexport, die gerade im Blick auf südamerikanische
›Einwanderungsländer‹ von der Erkenntnis bestimmt war, daß industriewirtschaftlich min-
derentwickelte Überseegebiete »ohne jede besondere politische Aktion wirtschaftlich« –
durch den Export von Bank- und Industriekapital, das im Gegensatz zu Kolonisten keines-
wegs von ›Entnationalisierung‹ bedroht war – »okkupiert werden« konnten.29

Doch auch diesen Vorstellungen wurde in den Jahrzehnten bis zum Vorabend des Ersten
Weltkrieges weitgehend die materielle Grundlage entzogen. Die Hochkonjunkturphase
kehrte die Bedingungen, von denen Fabri ausgegangen war und ausgehen mußte, nachgera-
de um: Der von der Expansionspropaganda in der Depressionsphase angeprangerte Kapi-
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talüberhang auf dem binnenländischen Geldmarkt wurde in der Hochkonjunkturphase
durch die rapide industrielle Produktionsexpansion und die kreditäre Finanzierung industri-
eller Exportaufträge aufgesogen.30 Darum konnte die deutsche Wirtschaft im zunehmenden
Konkurrenzkampf des Finanzkapitals der industriewirtschaftlich hochentwickelten »mo-
dernen Kulturstaaten« (F. Fabri) – insbesondere England und zunehmend auch Nordameri-
ka – um die informelle Kontrolle über Teile der brasilianischen Wirtschaft ebenfalls nicht
den ihr von Fabri zugedachten Platz einnehmen.31

Fabris krisengeborene Expansionsvorstellungen, die wesentlich vom mangelnden indu-
striewirtschaftlichen Erwerbsangebot ausgingen, waren zwar in der Hochkonjunkturphase
weitgehend wirklichkeitsfremd geworden, aber dennoch auf weite Sicht keineswegs abge-
tan. »Das Arbeitsangebot« war, wie Fabri wußte, »abhängig von den internationalen Kon-
junkturen im Gebiete der Industrie und des Handels, und auf Zeiten des Aufschwungs fol-
gen hier stets Zeiten des Stillstandes und des Rückganges«.32 1913 ging das »goldene Zeit-
alter« der Weltwirtschaft (Wehler) zu Ende. Hatte der Beginn der deutschen Kolonialex-
pansion Kolonial- und Auswanderungsdiskussion auseinandergedrängt, so ließen ein halbes
Jahrhundert später sozialökonomische Krisenangst und »Kolonialraub«-Agitation in der
Weimarer Republik33 beide vereint und mit Argumenten wieder auferstehen, die sich, zum
Teil wörtlich, mit denjenigen deckten, zu deren Verbreitung Fabri Anfang der 1880er Jahre
wesentlich beigetragen hatte.

Regierungsrat von Zanthier, der sich vor anderen Expansionspropagandisten der Weima-
rer Republik dadurch auszeichnete, daß er sich besonders ausgiebig der Argumente aus
Fabris erster kolonialer Propagandaschrift bediente, grub 1925 sogar dessen düsteres so-
zialökonomisches »Prognostikon« aus dem Jahr 187934 wieder aus und konstatierte über-
rascht: »Diese Ausführungen Fabris erscheinen wie zugeschnitten auf die Verhältnisse in
Deutschland in den Jahren 1922 und 1923«.35 In Massenauflage verbreitete »Koloniale
Volksschriften« warben unter dem Motto »Siedeln und nicht verzweifeln!« aufs neue,
diesmal mit größerem Erfolg, für die Auswanderung nach Brasilien36 und für die »Erhal-
tung des Deutschtums« ganz im Sinne Fabris als »Erhaltung der Auswanderer als Verbrau-
cher«.37 Fabris kumulative sozialökonomische Krisentheorie aus dem Jahr 1879 diente ein
halbes Jahrhundert später wieder als Fundgrube für Argumente zur »Theoretischen Begrün-
dung der Notwendigkeit von Kolonien für Deutschland« und zur Untermauerung der »For-
derung, daß uns die entrissenen Kolonialgebiete zurückgegeben werden«.38 Der in der Ex-
pansionsagitation der 1880er Jahre erprobte und bewährte propagandistische Einsatz der
Auswanderungsfrage als koloniales Argument fand reichlich Nachfolge. »Voraussetzung
für jede Art der Wiedererlangung eines Kolonialbesitzes ist, daß der koloniale Gedanke im
deutschen Volke lebendig bleibt«, hieß es 1924 in einer unter dem einschlägigen Titel
»Auswanderung und Kolonialpolitik« vorgelegten Broschüre des Geheimen Oberregie-
rungs- und Ministerialrats J. Gerstmeyer. »Deshalb ist es notwendig, das Verständnis für
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die Kolonialfrage in die weitesten Kreise des Volkes zu tragen. Gerade eine Betrachtung
des Auswanderungsproblems ist geeignet, dies Verständnis zu fördern«.39

Anmerkungen

  1 Der »Mangel an Konzentration«, den die Rheinische Mission im Blick auf die zahlreichen, zum Teil
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dem Tod des »alten Fabri« von dem »entgleisten Pastor« Hermann J. Fabri (K. Krafft an Kriele,
5.10.1925, ARM M Fabri).

  2 Vgl. S. 331f.
  3 Kolonialbestrebungen, S. 31–33.
  4 Fabri, Auswanderung, DKZ NF 4. 1891, S. 110.
  5 Hier ging Hamburg voran, dessen Handel mit Brasilien den des gesamten Reichs übertraf. Der Gesamt-
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im Wert von 169,5 und 208,3 Millionen Mark (HbDA, S. 362ff.; Washausen, S. 15f., 138; Bohner,
Kaufmann, S. 256ff.; Sudhaus, S. 174).

  6 C. Fabri, Brasilien, S. 23.
  7 E. v. Philippovich, Das Reichsgesetz über die Auswanderung, in: DKZ NF 5. 1892, S. 31ff.; Vagts, S.

542ff., 552ff.; Böttger, Auswanderungspolitik, S. 5; Sudhaus, S. 177. Vgl. die Gesetzeskommentare bei:
Mönckmeier, S. 254ff.; Joseephy, S. 134ff.
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wanderungsziele einig werden konnten. Das Auswärtige Amt drängte jetzt im Interesse des Exporthan-
dels so stark auf eine Hinlenkung der Auswanderung durch »Beratung« nach Südbrasilien, daß die DKG
Mühe hatte, die Genehmigung durchzusetzen, in den Grenzen des überhaupt Möglichen wenigstens einen
Bruchteil der Auswanderung auch in die ›Schutzgebiete‹ »leiten« zu dürfen. Die Auswanderung dorthin
blieb jedoch minimal. Neben den klimatischen Bedingungen, die ohnehin nur eine kleine Einwanderung
(vornehmlich nach Südwestafrika) zuließen, wirkte hemmend, daß zur wirtschaftlichen Selbständigkeit in
den ›Schutzgebieten‹, wo Kleinbauern keine Chance hatten, beträchtliches Kapital notwendig war und
überdies ein Geldbetrag mitgebracht werden mußte, mit dem gegebenenfalls die Rückfahrt bestritten
werden konnte (Prager, S. 116ff.; Stuemer, S. 31; Hell, S. 124ff.; Brunn, S. 145f., 148; Vagts, S. 563f.;
Mönckmeier, S. 223f.; Marschalck, S. 46).

  9 Ebd. Vgl. Joseephy, S. 134ff.; Blancke, S. 32ff., 51ff.; 75–80.
10 DZA I, DKG 260, S. 85–99, 129–139. Fabri, Auswanderung, DKZ NF 4. 1891, S. 118. Vgl. Hell, S. 148.
11 C. Fabri, Siedlungsarbeit, S. 12f. Vgl. Hell, S. 149f.; Brunn, S. 155ff. Der Sekretär des Hamburger Groß-

finanziers prahlte 1898 C. Fabri gegenüber, Scharlach sei derzeit »in mehr als 40 Aktiengesellschaften
Vorsitzender des Aufsichtsrats, ungerechnet der Gesellschaften, denen er als Mitglied des Aufsichtsrats
angehörte« (C. Fabri, Siedlungsarbeit, S. 77).

12 Sudhaus, S. 180; Hell, S. 156ff.
13 Fabri, Kolonialpolitik, S. 134.
14 Mönckmeier, S. 19; Joseephy, S. 64–70; Marschalck, S. 36f.
15 Mönckmeier, S. 21f.; W.G. Hoffmann, Wachstum, S. 173; Vagts, S. 538f.; W. Köllmann, Industrialisie-

rung, Binnenwanderung und »Soziale Frage«, in: VSWG 26. 1959, S. 60; Vowinckel, Auswanderung, S.
147f.; Wehler, S. 43ff.; ders., Die Polen im Ruhrgebiet bis 1918, in: Krisenherde des Kaiserreichs 1871–
1918, Göttingen 1970, S. 219ff.
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16 Aus der folgenden Übersicht (Mönckmeier, S. 192) erhellt die Erfolglosigkeit der Bemühungen um die
Ablenkung der deutschen Auswanderung von Nord- nach Südamerika, vor allem Südbrasilien, bis ins er-
ste Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts.

EinwanderungsländerJahr Gesamtvolumen
der registrierten
Auswanderung USA Brasilien

übriges Amerika,
bes. Argentinien

1897 24.631 20.346 936 l.226
1898 22.221 18.563 821 l.139
1899 24.323 19.805 896 997
1900 22.309 19.703 346 330
1901 22.073 19.912 402 271
1902 32.098 29.211 807 363
1903 36.310 33.649 693 252
1904 27.984 26.085 355 316
1905 28.075 26.005 333 681
1906 31.074 29.226 182 697
1907 31.696 30.431 167 412
1908 19.883 17.951 326 980
1909 24.921 19.930 367 3.889
1910 25.531 22.773 353 l.724

Mönckmeier geht hierbei von den auf deutscher Seite amtlich registrierten Auswandererziffern aus.
Demgegenüber konnte Brunn (S. 153, 162f.) wie vor ihm schon F. Burgdörfer in seinem berühmten Auf-
satz aus dem Jahr 1930 (-, Die Wanderungen über die deutschen Reichsgrenzen im letzten Jahrhundert;
in: Köllmann/Marschalck, S. 281–322, hier S. 296) bei einem Vergleich der amtlichen deutschen Aus-
wanderungsstatistiken (die nur die Zahlen der über deutsche Häfen Ausgewanderten nachweisen) mit den
brasilianischen Einwanderungsstatistiken feststellen, daß das tatsächliche Volumen der deutschen Aus-
wanderung, insbesondere in den Jahren 1907–1913 erheblich höher anzusetzen ist. Während etwa die
deutsche Statistik in diesem Zeitraum nur 1.941 Auswanderer erfaßte, registrierte man auf brasilianischer
Seite 31.079 Einwanderer, die insbesondere über holländische oder französische Häfen auswanderten
oder, in geringerem Umfang, auch deswegen nicht erfaßt wurden, weil sie bei der Ausreise das südame-
rikanische Einwanderungsland nicht angaben. Es handelte sich dabei vorwiegend um von den im Reich
strafrechtlich verfolgten, aber schwer zu fassenden brasilianischen Agenten angeworbene Auswanderer,
die großenteils auf brasilianischen Staatskolonien angesiedelt wurden und sich dort rasch assimilierten,
mithin ihr aus kommerziellen Gründen so geschätztes »Deutschtum« aufgaben. Ebendies sollte mit Hilfe
der halbamtlichen Auswanderungslenkung verhindert werden. Für die Frage nach dem Erfolg dieser offi-
ziösen Auswanderungslenkung können darum hier nur die amtlichen Angaben der deutschen Reichsstati-
stik von Belang sein.

17 Hell, S. 74; vgl. Brunn, S. 119, 126.
18 Hell, S. 152f.; vgl. C. Fabri, Siedlungsarbeit, S. 21ff.
19 DKZ NF 2. 1889, S. 20, 60ff.; Das Ausland 62. 1889, S. 481ff.; Brunn, S. 22ff., 130f.
20 Hell, S. 153f.
21 C. Fabri, Siedlungsarbeit, S. 5–9, 66, 76ff., 99. Vgl. ders., Brasilien, S. 77ff.
22 Ders., Siedlungsarbeit, S. 95f.
23 Ebd., S. 6, 64, 94, 99.
24 Hell, S. 153f.
25 S. Anm. 16. Vgl. Müller, Bevölkerungsstatistik, S. 251.
26 Brunn, S. 201ff.; Vagts, S. 545f., 557.
27 Fabri, Auswanderung, DKZ NF 4. 1891, S. 111.
28 Brunn, S. 151, 232ff.
29 S. hierzu S. 322f.
30 Fischer, Krieg, S. 32ff.
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31 Brunn, S. 236, 241, 249f., 253ff.
32 Fabri, Kolonialpolitik, S. 134.
33 Hierzu neben Hildebrand, S. 40ff. noch: Kuczynski, Imperialismus, II, S. 148ff.
34 S. hierzu S. 137f.
35 R. v. Zanthier, Siedeln und nicht verzweifeln! Gedanken zur Auswanderungsfrage und Kolonialpolitik,

Berlin 1925, S. 10. Vgl. ders., Neue Kolonisationspolitik. Die Lösung der Erwerbslosenfrage, Berlin
1927. 1923 erreichte die deutsche Auswanderung mit einer Gesamtzahl von 115.416 erstmals wieder ein
den 1880er Jahren vergleichbares Niveau (Marschalck, S. 47).

36 Allein im Jahr 1921 (6.872) wanderten nach amtlichen Angaben mehr Deutsche nach Brasilien aus als in
den vorausgegangenen beiden Jahrzehnten zusammen (1901–1920: 4.921). 1922 ging die Zahl der deut-
schen Auswanderer nach Brasilien nur leicht zurück auf 5.261, stieg im folgenden Jahr auf 8.920 und
stellte 1924 schließlich mit 21.071 mehr als ein Drittel der gesamten überseeischen Auswanderung dieses
Jahres (ebd. Vgl. Müller, Bevölkerungsstatistik, S. 251; Thalheim, S. 51).

37 Zanthier, Siedeln, S. 18.
38 A. Sistig, Theoretische Begründung der Notwendigkeit von Kolonien für Deutschland, Diss. Köln 1927;

J. Gerstmeyer, Auswanderung und Kolonialpolitik, Berlin 1924, S. 39.
39 Ebd., S. 40.
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257f. Buch der Gründer (April 1932–Mai 1933).
259 Jahresberichte des Colonisationsvereins von 1849 in Hamburg (1852–1892).
260 Der Colonisationsverein von 1849 in Hamburg (Mai 1891–Aug. 1906).
261f. Südamerikanische Kolonisationsgesellschaft in Leipzig (Juli 1882–Mai 1885).
263–265 Gesellschaft für deutsche Kolonisation zu Berlin (Juni 1884–1901).
698 Anträge des Ausschusses und der Abteilungen, Resolutionen (Dez. 1890–Mai

1900).
731 Mitgliederbestand der Abteilungen der Deutschen Kolonialgesellschaft (1888–

1895).
852 Emin-Pascha-Komitee (Aug. 1888–Nov. 1890).
899 Ausschuß- und Vorstandssitzungsprotokolle (Dez. 1882–Nov. 1885).
900f. Ausschußprotokolle (April 1885–Dez. 1887).
902 Sachregister, Protokolle der Ausschußsitzungen, Berichte der Vorstandssitzun-

gen und Hauptversammlungen (1888–1892).
903–907 Protokolle der Ausschußsitzungen (Jan. 1888–Sept.1894).
929 Berichte über die Vorstandssitzungen (Jan. 1889–Dez. 1896).

Akten des Alldeutschen Verbandes (AV):
1f.: Vorgeschichte des Alldeutschen Verbandes (vom Allgemeinen Deutschen

Kongreß (1886) zum Allgemeinen Deutschen Verband (1891)).

Akten des Reichswirtschaftsministeriums (RWM):
670 Errichtung einer Bank für überseeischen Handel (Mai 1884–Nov. 1918).

Akten der Reichskanzlei (RKZ):
2140 Eisenzölle und Eisenindustrie (April 1878–März 1888).

Reichstagsakten (RTA):
1051 Die ostafrikanischen Kolonien (Nov. 1885–März 1889).
1092 Das südwestafrikanische Schutzgebiet (Dez. 1884–Nov. 1892).

Akten des Reichsministeriums des Inneren (RMdI):
2980 Die den deutschen Schutzgebieten gemeinsamen Angelegenheiten (Nov. 1885–

März 1888).

2. Deutsches Zentralarchiv II, Merseburg (DZA II)

Rep. 76 Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten/Unter-
richtsabteilung, Va Sekt. 3 Tit. IV, Nr. 36: Anstellung und Besoldung der au-
ßerordentlichen und ordentlichen Professoren in der evangelisch-theologischen
Fakultät der Universität Bonn, Bd. 4f. (Jan. 1873–Dez. 1891).

Rep. 92 Stöcker I 2f.: Fabri an Stöcker (Jan. 1876–Aug. 1885).
Althoff B, Nr. 39, Bd. 1: Korr. Fabri/Althoff (Juli 1889).
Althoff C, Nr. 2, Bd. 1: Fabri an Althoff (Nov. 1888).
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3. Archiv der Rheinischen Mission Wuppertal-Barmen (ARM):

Quartalberichte Nr. 1–6 (Okt. 1857–März 1859) (QS).
Quartalschreiben Nr. 7–19 (Juni 1859–Juni 1863) (QS).
Rundschreiben Nr. 20–37 (Okt. 1863–Dez. 1877) (RS).
Copierbuch D, Jan. 1848–Febr. 1857 (CB D).
Copierbuch E, Febr. 1857–Aug. 1868 (CB E).
Copierbuch F, Sept. 1868–Juli 1874 (CB F).
Copierbuch G, Okt. 1874–Dez. 1880 (CB G).
Copierbuch H, Jan. 1881–Sept. 1887 (CB H).
Protokollbuch der Deputation der Rheinischen Missionsgesellschaft 1861–1872, 1873–
1883 (PB).
Mappe Auswärtiges Amt 1886–1929 (M AA).
Mappe Behördensachen 1820–1872 (M Behörden I).
Mappe Politische, auch kirchliche Behörden 1874–1902 (M Behörden II).
Mappe Dr. Friedrich Fabri (M Fabri).
Mappe Briefe von und an Dr. Fabri, C.H. Hahn. Erste Anfänge deutscher Kolonialpolitik in
Südwestafrika, Sept. 1868–Dez. 1884 (M SWA).
Mappe Hugo Hahn, Südwestafrika, Febr. 1863–1874 (M Hahn).
Tagebuch für den Senior der Brüder des Missionshauses zu Barmen, Febr. 1881–Juli 1884
(TB Sen.).
Tagebuch von Rohden (Chronik des Barmer Missionshauses seit dem Austritt des Inspek-
tors Wallmann am 18. Mai 1857), Mai 1857–Jan. 1889 (TB v. Rohden).
Verschiedene Personalakten (PA).

4. Niedersächsische Staats- und Universitätsbibliothek Göttingen, Handschriftenabteilung
(SB Göttingen)

NL Hübbe-Schleiden
6 Kisten, ungeordnet: 3 Kisten Korrespondenz,
3 Kisten Vortrags- u.a. Mss., Exzerpte, Handexemplare.

Aus privater Hand:
Restnachlaß Hübbe-Schleiden (RNL Hübbe-Schleiden):
Tagebuch April 1878–Dez. 1884 (TB Hübbe-Schleiden)
Notizblöcke (1881), 1884/85, 1885, 1886/87, 1887, 1889/90, 1890/92, 1892/93 (NB Hüb-
be-Schleiden);
Hübbe-Schleiden an W. Hübbe, 5.1.1882–25.8.1883 (63 Briefe und Karten).

5. Stadtarchiv Wuppertal-Barmen (StadtA Barmen)

Bestand P III, Nr. 33: Deutsche Kolonialgesellschaft 1889–1915.

6. Staatsbibliothek Preußischer Kulturbesitz, Berlin, Handschriftenabteilung (SB Preuß.
Kulturbes.)

Sammlung Darmstädter, Afrika 1875/77: 3 Ernst von Weber, 4 Wilhelm Hübbe-Schleiden.
NL Georg Moritz Ebers 5



Quellen- und Literaturverzeichnis 605

NL Gerhard 1.

7. Stadtarchiv Bielefeld

Jahresberichte der Handelskammer Bielefeld 1883ff.

8. Staatsarchiv Bremen (StA Bremen)

7.15, NL Lüderitz A.5.

9. Stadtarchiv Düsseldorf (StadtA Düsseldorf)

Bestand III 5891: Vermischte Vereine 1880–1883.

10. Schloß Friedrichsruh (Friedrichsruh)

Bestand A, Kolonialpolitik.

11. Stadtarchiv Godesberg (StadtA Godesberg)

Akten des Standes- und Einwohnermeldeamtes.

12. Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg, Handschriftenabteilung (SB Hamburg)

Campe-Sammlung, Mappe 20d.

13. Stadtarchiv Köln (StadtA Köln)

Abt. 1073, NL Mevissen, Nr. 119, 155.

14. Stadtarchiv Krefeld (StadtA Krefeld)

Bestand 4/656: Deutscher Kolonialverein 1883ff.

15. Universitätsarchiv Erlangen (UA Erlangen)

Universitätsakten T. II, Pos. 1, Lit. F, Nr. 8a, 8b.
T. III, Pos. 13, Nr. 25.
T. IV, Pos. 10, Nr. 54, 55.

Strafregister über die Studierenden (6.1.1812–24.12.1857).

16. Universitätsarchiv Tübingen (UA Tübingen)

Dekanatsakten der Phil. Fak.: 55/23 Fabri.

17. Autographen:

Fabri an Heinrich W.J. Thiersch, 9.5.1854, SB München, Handschriftenabteilung, NL
Thiersch, II, 149.
Fabri an I.H. Fichte, 2.8.1856, WLB Stuttgart, Handschriftenabteilung, cod. hist. 4°593, Ie,
112.
Fabri an Lejeune, 28.11.1887, UB Frankfurt, Handschriftenabteilung, 1450/23.
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2.2. Schriften, Artikel und Reden Fabris (1848–1891)

Die politische Bewegung in Deutschland und die Geistlichkeit. Ein Sendschreiben an Herrn
Dr. Eisenmann, Würzburg 1848 (zit. Fabri, Politische Bewegung).

Die materiellen Nothstände der protestantischen Kirche Bayerns und deren mögliche Ab-
hülfe. Eine Denkschrift, Nürnberg 1848 (zit. Fabri, Notstände).

Armut und Armenpflege (1851).

Die Bedeutung der Theosophie für das Zeitbedürfnis einer christlichen Religionsphiloso-
phie, in: Protestantische Monatsblätter für innere Zeitgeschichte (hg.v. H. Gelzer) 1.
1852/53, S. 422–439 (Mai 1853).

Einiges über Sympathie und Ekstase, in: EKZ, Jg. 1852, Sp. 595–604.

Vom Tischrücken und einigen anderen Dingen, in: EKZ, Jg. 1853, Sp. 413–416, 421–424.

Kirchliche Briefe aus Bayern, in: EKZ, Jg. 1853, Sp. 970–976, 1031–1032, 1035–1040; Jg.
1854, Sp. 6–8, 14–16 (zit. Fabri, Briefe aus Bayern).

Über Kirchenzucht im Sinne und Geiste des Evangeliums. Eine Synodalfrage im Zusam-
menhange kirchlicher Zeitfragen beantwortet, Stuttgart 1854.

Briefe gegen den Materialismus, Stuttgart 1855; 2., um zwei Abhandlungen über den Ur-
sprung und das Alter des Menschengeschlechts vermehrte Aufl. Stuttgart 1864 (zit. Fa-
bri, Materialismus).

Kritische Umschau in der materialistischen Streitliteratur, in: EKZ, Jg. 1856, Sp. 614–629,
633–638, 641–646, 649–654, 656–662, 665–671.

Zur Anthropologie. Mit unmittelbarer Beziehung auf I.H. Fichtes ›Anthropologie‹, in: DVS,
Jg. 1856, IV, S. 156–207.

Zur Abwehr und Verständigung in Sachen kirchlicher Restauration, in: Allgemeine Zei-
tung, Dezember 1856.

Rezension von: Wagner, Rudolf, Der Kampf um die Seele vom Standpunkt der Wissen-
schaft, Göttingen 1857, in: EKZ, Jg. 1857, Sp. 1065–1078.

Quartalberichte Nr. 1–6 (Okt. 1857–März 1859);
Quartalschreiben Nr. 7–19 (Juni 1859–Juni 1863);
Rundschreiben Nr. 20–37 (Okt. 1863–Dez. 1877);
(zit. ARM QS bzw. RS).

Herausgeber von: BRM 14. 1858ff. und ›Der kleine Missionsfreund‹ Jg. 1858ff.

Zum neuen Jahr, in: BRM 1858ff.

Die Entstehung des Heidenthums und die Aufgabe der Heidenmission, nebst zwei Beila-
gen: Über den Ursprung der Sprache und: Über den christlichen Staat, Barmen 1859 (zit.
Fabri, Heidentum).

Die neuesten Erweckungen in Amerika, Irland und anderen Ländern, Barmen 1860.

Arbeiten zur christlichen Belebung des Morgenlandes, in: Die 7. Hauptversammlung der
Evangelischen Allianz, Basel 1860, S. 559–576.

Der sensus communis, das Organ der Offenbarung Gottes in allen Menschen. Eine biblisch-
psychologische Betrachtung, Barmen 1861 (zit. Fabri, Sensus communis).
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Die Erweckungen auf deutschem Boden. Eine Darstellung und Beleuchtung der Erweckun-
gen im Elberfelder Waisenhause und der daran sich knüpfenden Vorkommnisse, Barmen
1861.

Die Wohnungsnoth der Arbeiter in Fabrikstädten und deren Abhülfe. Mit besonderer Be-
ziehung auf die Verhältnisse des Wupperthales, Elberfeld 1862 (zit. Fabri, Wohnungs-
not).

Die Stellung des Christen zur Politik. Eine religiös-politische Betrachtung, Barmen 1863
(zit. Fabri, Politik).

Die Lage und Stellung der Rheinischen Missionsgesellschaft, in: Evangelisches Gemeinde-
blatt aus und für Rheinland und Westfalen (red. v. B. Huyssen) 8. 1863, S. 33–43, 57–
61, 144–155, 161–173.

Das Christentum und die Arbeiterfrage, ebenda 9. 1864, S. 209–219 (zit. Fabri, Arbeiterfra-
ge).

Zeit und Ewigkeit. Eine Betrachtung auf dem Gebiete religiöser Spekulation, Bar-
men/Elberfeld 1865.

Blätter der Erinnerung an den seligen Kirchenrath Dr. E.F.W. Fabri zu Würzburg, Würz-
burg 1866 (zit. Fabri, Blätter der Erinnerung).

Die politischen Ereignisse des Sommers 1866. Ein Wort zur Verständigung und zum Frie-
den zwischen Nord- und Süddeutschland in einem Antwortschreiben an einen Freund in
Süddeutschland, Barmen/Elberfeld 1866 (zit. Fabri, Ereignisse 1866).

Die politische Lage und die Zukunft der evangelischen Kirche in Deutschland. Gedanken
zur kirchlichen Verfassungsfrage von einem deutschen Theologen, Gotha 1867 (zit. Fa-
bri, Zukunft der Kirche).

Die Unions- und Verfassungsfrage. Ein Wort zur Abwehr und Verständigung. Zugleich zur
Fortsetzung und Ergänzung der Schrift: Die politische Lage und die Zukunft der evan-
gelischen Kirche in Deutschland. Gedanken zur kirchlichen Verfassungsfrage von einem
deutschen Theologen, Gotha 1867 (zit. Fabri, Unions- und Verfassungsfrage).

Kirchenpolitische Fragen der Gegenwart. Die politische Lage und die Zukunft der evangeli-
schen Kirche in Deutschland. Die Unions- und Verfassungsfrage, Gotha 1867.

Die Rheinische Mission im Juni 1869. Eine Denkschrift mit allerlei Betrachtungen über
allgemeine Missionsfragen, Barmen 1869 (zit. Fabri, Rhein. Mission).

Vorwort zu: Allgemeine Bestimmungen für die Angehörigen der Rheinischen Mission, H.
1: Die persönliche Stellung der Angehörigen der Rheinischen Mission, Barmen 1869.

Vorwort zu: Aus dem Leben eines Unbekannten, Abdruck aus den ›Jugendblättern‹, hg.v.
Dr. Barth und Dr. Gundert, Stuttgart 1869.

Einiges über Kirche und Schule in Elsaß-Lothringen, in: Protestantische Kirchenzeitung,
Jg. 1872, S. 733ff.; wieder abgedr. in: Fabri, Staat und Kirche, S. 137ff.

Staat und Kirche. Betrachtungen zur Lage Deutschlands in der Gegenwart, 2. Aufl. Gotha
1872 (zit. Fabri, Staat und Kirche).

Kirchenpolitisches Credo. Mit einem Wort der Abwehr an den Verfasser der Schrift ›Mo-
derne Kirchenbaupläne‹, Gotha 1872 (zit. Fabri, Kirchenpolitisches Credo).
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Gedanken zur bevorstehenden Generalsynode 1874, in: Deutsche Blätter (hg.v. E.F. Wyne-
ken), Jg. 1874, S. 133ff.

Friedrich Fabris Kirchenpolitische Schriften. Neue Ausgabe in einem Sammelbande, Gotha
1874.

Eine Betrachtung über Epheser 3. 14–19, nebst Bemerkungen über die Oxforder Bewegung,
Barmen 1875 (Separatdruck aus: BRM, 1875, S. 1ff.).

R. Pearsall Smith's Rede, gehalten in der theologischen Conferenz im Barmer Missions-
haus, mit einleitender Ansprache von Dr. Fr. Fabri, Barmen 1875.

Nach der Generalsynode. Betrachtungen über die Lage der evangelischen Landeskirche in
Preußen in Briefen an einen Freund in England, Gotha 1876.

Zur orientalischen Krisis, in: KZ, 6.–9., 12., 13.11.1876.

Mitteilungen aus Macedonien, Elberfeld 1877.

Englands Ausbreitung in Südafrika, in: KZ, 17., 18., 20., 21.6.1877.

Bedarf Deutschland der Colonien? Eine politisch-ökonomische Betrachtung, Gotha 1879,
3. Ausg. 1884 (zit. Fabri, Kolonien).

Ein dunkler Punkt. Beleuchtet in einem offenen Briefe, Gotha 1880 (zit. Fabri, Dunkler
Punkt).

Vorwort zu: Th. Weber, Betrachtungen über die Predigtweise und geistliche Amtsführung
unserer Zeit, 2. Aufl. Barmen 1880.

Die Samoa-Vorlage, in: KZ, 29.4.1880.

Die deutsche Auswanderung und deren Organisation. Rede vor dem ersten Kongreß für
Handelsgeographie und Förderung deutscher Interessen im Auslande am 26.10.1880 in
Berlin, abgedr. in: Verhandlungen, S. 3–11; KZ, 27.– 29.10.1880 (zit. Fabri, Auswande-
rung).

Englands Lage in Südafrika, in: KZ, 25., 26., 28.1.1881.

(Die Ziele des Westdeutschen Vereins). Rede vor der konstituierenden Versammlung des
WV am 29.1.1881 in Düsseldorf. Verhandlungsbericht in: KZ, 30.1.1881.

Reichstagswahl und überseeische Politik, in: KZ, 4.8.1881.

(Die Tätigkeit des Westdeutschen Vereins). Rede vor der 1. Generalversammlung des WV
am 4.3.1882 in Köln. Verhandlungsberichte in: KZ, 4.3.1882; Export 4. 1882, S. 132.

(Die Organisation der kolonialen Bewegung). Rede vor der konstituierenden Versammlung
des KV am 6.12.1882, Verhandlungsberichte in: Kasseler Journal 6.12.1882; KZ,
7.12.1882; Norddeutsche Allgemeine Zeitung 17.12.1882.

Herausgeber von: Der deutsche Ansiedler 20. 1882ff.

(Die Tätigkeit des Westdeutschen Vereins). Rede vor der 2. Generalversammlung des WV
am 7.3.1883 in Düsseldorf. Verhandlungsbericht in: Düsseldorfer Volksblatt 8, 9.3.1883.

Deutsche Unternehmungen in Südwest-Afrika, in: KZ, 9.–12.9.1883.

Unsere Überproduktion an geistiger Arbeitskraft, in: CPC 1. 1883, Nr. 2.

Der Orient und die deutschen Colonialbestrebungen, in: CPC 1. 1883, Nr. 5.

Arbeitercolonien daheim und draußen, in: CPC 1. 1883, Nr. 7/8.
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Ein Niederländischer Colonialverein, in: CPC 1. 1883, Nr. 9.

Die Bedeutung geordneter politischer Zustände für die Entwicklung der Mission. Rede vor
der 6. Kontinentalen Missionskonferenz am 20.3.1884 in Bremen, abgedr. in: AMZ 11.
1884, S. 314f.

(Koloniale Bewegung und koloniale Politik). Rede vor der konstituierenden Versammlung
der Abt. Berlin des KV am 30.4.1884 in Berlin. Verhandlungsberichte in: DKZ 1. 1884,
S. 193; Kolonialbestrebungen/Berlin, S. 10; Peters, Deutsch-Ostafrika, S. 37.

Vorwort zu: Olpp, Johannes, Angra Pequena und Groß-Nama-Land. Auf Grund vieljähriger
Beobachtung kurz geschildert, Elberfeld 1884.

Angra Pequena und Südwestafrika. Rede vor der 3. Generalversammlung des WV am
5.6.1884 in Düsseldorf, in: Deutsche Kolonialbestrebungen, hg.v. WV, Elberfeld 1884,
S. 11–18. Verhandlungsbericht in: DKZ 1. 1884, S. 255f.

(Koloniale Bewegung, koloniale Politik und Auswanderungsfragen). Rede vor der außeror-
dentlichen Generalversammlung des KV am 21.9.1884 in Eisenach, in: DKZ 1. 1884, S.
377–379.

Aufgaben, Welche die Kolonialpolitik dem deutschen Volke stellt. Rede vor dem Württem-
bergischen Verein für Handelsgeographie am 11.3.1885 in Stuttgart. Verhandlungsbe-
richt in: Export 7. 1885, S. 213ff.

Deutsche Colonial-Politik. Separatdruck aus der Revue Coloniale Internationale 1. 1885
(zit. Fabri, Colonial-Politik).

Koloniale Aufgaben, in: KZ, 13.–16.7.1885; erweiterte Fassung in: DKZ 2. 1885, S. 536–
551, auch als Separatdruck erschienen (zit. Fabri, Koloniale Aufgaben).

Ansprache als Vorsitzender der Evangelischen Gesellschaft für die protestantischen Deut-
schen in Amerika (Barmen) an Mitglieder der deutsch-evangelischen Synode der Pro-
vinz Rio Grande do Sul, Ende März 1886, in: Ansiedler 24. 1886, S. 35f.

(Branntwein- und Sklavenhandel. Die Auswanderungsfrage). Reden und Diskussionsbeiträ-
ge auf der 3. Generalversammlung des KV am 30.4.1886 in Karlsruhe, in: DKZ 3. 1886,
S. 301f., 309f., 314f.

Deutsch-Ostafrika. Eine colonialpolitische Skizze, Köln 1886 (zit. Fabri, Ostafrika).

Die deutsche Auswanderung. Rede vor dem Allgemeinen Deutschen Kongreß zur Förde-
rung überseeischer Interessen am 14.9.1886 in Berlin, in: Verhandlungen ADK, S. 19–
23, 86f. Verhandlungsberichte in: DKZ 3. 1886, S. 690; Export 8. 1886, S. 601–603, 660.

Wie weiter? Kirchenpolitische Betrachtungen zum Ende des Kulturkampfes, Gotha 1887
(zit. Fabri, Wie weiter?).

Der Gustav-Adolf-Verein und die überseeische deutsch-evangelische Diaspora. Vortrag vor
der 41. Hauptversammlung des GAV in Nürnberg am 15.9.1887, in: Ansiedler 26. 1888,
S. 9ff., 17ff.; als Ms. gedruckt o.O. u. J.

Höhere Schulen in Südbrasilien, in: DKZ NF 1. 1888, S. 11f.

(Auswanderung und südamerikanische Kolonisation). Rede vor der öffentlichen Vorstands-
sitzung der DKG am 11.9.1888 in Wiesbaden, in: DKZ NF 1. 1888, S. 300, 318.
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Die afrikanische Frage und Deutschlands Aufgabe bei deren Lösung. Rede vor der Volks-
versammlung im Kölner Gürzenich am 27.10.1888, in: Wider die Sklaverei. Bericht
über die Verhandlungen der Volksversammlung im Gürzenich zu Köln am 27.10.1888
nach stenograph. Aufzeichnungen, Düsseldorf 1888, S. 45–64 (zit. Sklaverei); desgl. in:
KZ, 28.10.1888.

Die Unterdrückung des Sklavenhandels. Rede vor der Hauptversammlung der DKG am
22.11.1888 in Berlin. Verhandlungsbericht in: DKZ NF 1. 1888, S. 383f., 401f.

Fünf Jahre Deutscher Kolonialpolitik. Rück- und Ausblicke, Gotha 1889 (zit. Fabri, Kolo-
nialpolitik).

Deutschland und England, in: Deutsches Wochenblatt 2. 1889, S. 482–487 (zit. Fabri,
England).

(Sklaverei und Antisklavereibewegung). Rede vor der Volksversammlung im Kölner Gür-
zenich am 25.11.1889. Verhandlungsberichte in: KZ, 26.11.1889; DKZ NF 2. 1889, S.
332.

In piam memoriam, in: Zum Gedächtnis Theodor Christliebs, Bonn 1889, S. 3–18.

Vorwort zu: G. Huyssen, Das Oberammergauer Passionsspiel, o.O. 1890.

Der deutsch-englische Vertrag. Rede vor der Volksversammlung mit Wißmann-Feier am
1.7.1890 in Köln, Köln 1890 (zit. Fabri, Vertrag).

Die deutsche Auswanderung, ihre nationale Bedeutung und wirtschaftliche Verwertung.
Rede vor der Generalversammlung der DKG in Nürnberg am 29.6.1891, in: DKZ NF 4.
1891, S. 109ff., 117ff. Auszug in: Ansiedler 29. 1891, S. 67ff. (zit. Fabri, Auswande-
rung).

Wie die Kraft des Glaubens sich in der Liebe vollendet. Für die Generalversammlung der
Evangelischen Allianz in Florenz vorgesehene Rede. Posthum mit einer Einleitung von
Hermann Jonathan Fabri veröffentlicht in: Christliche Welt 5. 1891, Sp. 975–980.

Im Lenze der Liebe. Briefe aus dem Nachlasse von Friedrich Fabri. Mit einem Geleitwort
hg.v. Emil Frommel, Berlin 1895 (zit. Fabri, Briefe).

2.3. Zeitungen, Zeitschriften, Periodica

Der Ansiedler im Westen. Zeitschrift der Berliner Gesellschaft für die deutsch-evangelische
Mission in Amerika 1. 1862–19. 1881; ab 20. 1882: Der deutsche Ansiedler. Organ der
evangelischen Gesellschaft für die protestantischen Deutschen in Amerika zu Barmen
und der Berliner Gesellschaft für die deutsche evangelische Mission in Amerika 20.
1882 – 29. 1891 (zit. Ansiedler).

Das Ausland. Wochenschrift für Erd- und Völkerkunde 52. 1879 – 64. 1891 (52. 1879ff.
unter dem Titel: Überschau der neuesten Forschungen auf dem Gebiete der Natur-, Erd-
und Völkerkunde; 55. 1882ff. hg.v. Friedrich Ratzel unter dem Titel: Wochenschrift für
Länder- und Völkerkunde; 53. 1890ff. hg.v. Karl von den Steinen).

Bericht des Comité für die protestantischen Deutschen in Südbrasilien 1. 1865 – 7. 1878.
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Berichte der Rheinischen Missions-Gesellschaft 13. 1857 – 48. 1891.

Die christliche Welt. Evangelisch-Lutherisches Gemeindeblatt für die Gebildeten 1. 1887 –
5. 1891 (Chronik der christlichen Welt 1. 1891).

Colonialpolitische Correspondenz 1. 1883 (H. 1–3 Organ des Westdeutschen Vereins für
Colonisation und Export; H. 4–10 Organ des Deutschen Kolonialvereins).

Evangelisches Gemeindeblatt aus und für Rheinland und Westfalen (red. v. Gotthelf Huys-
sen) 8./9. 1863/64.

Export. Organ des Centralvereins für Handelsgeographie und Förderung deutscher Interes-
sen im Auslande 1. 1879 – 13. 1891.

Geographische Nachrichten für Welthandel und Volkswirtschaft. Hg.v. Centralverein für
Handelsgeographie und Förderung deutscher Interessen im Auslande 1. 1879 – 3. 1881.

Koloniales Jahrbuch 11. 1899, Berlin 1899.

Jahrbuch der Diaspora-Konferenz für das Jahr 1891, Rudolstadt 1892.

Jahresberichte der Deutschen Kolonialgesellschaft 1888–1894, Berlin 1889–1895.
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Jahresberichte der Rheinischen Missions-Gesellschaft 51. 1880 – 56. 1885.

Kölnische Zeitung, Jge. 1877–1891.

Kolonial-Politische Correspondenz. Organ der Gesellschaft für deutsche Kolonisation und
der Deutsch-Ostafrikanischen Gesellschaft 1. 1885 – 3. 1887.

Deutsche Kolonialzeitung 1. 1884 – NF 4. 1891. (1. 1884 – 4. 1887 Organ des Deutschen
Kolonialvereins; NF 1. 1888 – 4. 1891 Organ der Deutschen Kolonialgesellschaft).
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rung, Siedlungskolonisation) 27f., 42f.,
45f., 112f., 143f., 149, 169–171, 180f.,
201–206, 239, 251f., 256–263, 275–
277, 289f., 306f., 310, 316f., 321–332,
404, 416, 471, 489f., 517, 573–578,
584f.

Auswanderungsdiskussion, -vereine vor
der, um die Jahrhundertmitte 40, 110,
112f., 180f., 272, 330

Auswanderungsgesetzgebung 41, 110,
201, 410, 577, 579, 581, 584f., 589

›Auswanderungspolitik‹ 23, 41, 115, 251,
259, 332, 577–580, 582f., 585

Badische Anilin- und Sodafabriken 298,
309

Baltischer Lloyd 182
Banda-Inseln s. Molukken
Bank für Industrie und Handel 588
Bankkapital: Objekt der Expansionsdis-

kussion, Adressat der Investitionswer-
bung (s.a. Investitionswerbung, Kapi-
talexport) 47, 152, 182, 262, 278, 324,
326f., 347, 430, 479, 482, 495, 556,
586

Benadir-Protektorat 562f.

Bergbau: Afrika, Südamerika (Projekte,
Konzessionen) 47, 335–340, 374,
418f., 423, 523

Berliner Börsen-Kurier 557
Berliner Lokal-Anzeiger 270
Berliner Tageblatt 269, 557
Bevölkerungswachstum: Expansionsdis-

kussion (s.a. Aus-, Ein-, Binnenwande-
rung, Soziale Frage, Sozialimperialis-
mus) 11, 28, 39–43, 45, 135–144, 152,
156, 161f., 168f., 192f., 197, 272, 277,
289, 291, 573, 588

Bielefelder AG für mechanische Weberei
246

Binnenkolonisation 71, 138
Binnenwanderung, Urbanisierung 15, 81f.,

90, 307, 311, 577, 589
Bismarck-Archipel 422, 434, 437
Blätter für Politische Kritik 67
Bonapartismus 29, 87f.
Bontoux-Krach 325f., 333
Borneo 106, 153
Branntweinhandel: Export nach Übersee,

in die Schutzgebiete, Diskussion um,
Protestbewegung gegen 105f., 410,
427, 435, 439, 445, 448–458

Bremer Handelsblatt 314
British and Foreign Antislavery Society

536
British East India Company 152, 348, 354
British North Borneo Company 279, 354,

356, 359, 365
Burenfrage, s. Transvaal
Burschenschaften 56, 75

Cäsarismus s. Bonapartismus
Cape Copper Mining Company 335
Centralverband Deutscher Industrieller

237f., 242, 246, 297, 409, 490, 586
Centralverein für Handelsgeographie und

Förderung deutscher Interessen im
Ausland, Berlin (Ztschr.: Export,
Geogr. Nachr.) 26, 180–184, 187, 195,
202, 204, 237f., 240, 243, 248, 250,
252f., 258, 260, 264, 267f., 271–274,
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284, 294–305, 310, 313, 317, 326,
329,411, 472f., 476, 486–488, 502,
574, 577, 580, 587

Chile 158
Colonial-Politische Correspondenz s.

Westdeutscher Verein für Colonisation
und Export, Deutscher Kolonialverein

Colonial-Politische Korrespondenz s. Ge-
sellschaft für deutsche Kolonisation

Comité für die protestantischen Deutschen
in Südbrasilien, Barmen 26, 111, 141,
330

Corisco-Bucht 349, 353, 360

Dampfersubventionsvorlagen: Diskussion
im Reichstag, in der außerparl. Öffent-
lichkeit 241, 264, 313, 315, 317, 387,
391f., 394, 397, 400, 405f., 556

Delagoa-Bai 212, 216, 219, 310
Der Beobachter 203, 205
Der deutsche Ansiedler 111, 283
Der deutsche Reichsbote 113
Determinismus, ökonomischer (Fabri) 81,

121f., 126, 156, 193, 248, 404, 408f.,
425, 427, 505, 583

Deutsch-Afrikanische Gesellschaft s.
Afrikanische Gesellschaft in Deutsch-
land

Deutsche Bank 324, 326–328, 588
Deutsche Bergbau-Gesellschaft an der

Walfisch-Bai s. Deutsche Südwestafri-
kanische Gesellschaft

Deutsche Geographische Blätter 365
Deutsche Gesellschaft zur Erforschung

Äquatorial-Afrikas s. Afrikanische Ge-
sellschaft in Deutschland

Deutsche Handels- und Plantagen-
Gesellschaft der Südsee 290

Deutsche Kolonialgesellschaft, Berlin
(Ztschr.: Deutsche Kolonialzeitung) 26,
42, 48, 52, 165, 206, 240, 247, 267,
284, 296, 300, 304, 317, 366, 410, 473,
475f., 479, 484, 489f., 492–502, 514–
516, 529, 533, 538, 542f., 547, 555,
557, 559–563, 565, 567, 569, 571,

559–563, 565, 567, 569, 571, 574–576,
580, 582–585, 587, 591, 593

Deutsche Kolonialgesellschaft für Süd-
westafrika 344, 415, 417–419, 421,
499, 510, 516, 522–524, 551

Deutsche Kolonialzeitung s. Deutscher
Kolonialverein, Deutsche Kolonialge-
sellschaft

Deutscher Exportverein, Berlin 488
Deutscher Handelstag 182, 201, 259, 265,

280, 303
Deutscher Jachtverein 289, 303
Deutscher Kolonialverein, Frankfurt, Ber-

lin (Ztschr.: Colonial-Politische Corre-
spondenz, Deutsche Kolonialzeitung)
26, 48, 52, 170, 180, 208, 234, 240,
247, 267, 283f., 286f., 289–318, 323,
326, 329, 331, 333, 350, 363, 386,
389f., 392f., 397, 400, 403, 406–411,
416f., 420f., 429, 437, 452–454, 460,
463, 466f., 471–479, 484–502, 505,
557, 574–577

Deutscher Schulverein 184, 488
Deutscher Verein gegen den Mißbrauch

geistiger Getränke 451
Deutsche Seehandels-Gesellschaft 199,

358, 430
Deutsche Südwestafrikanische Gesell-

schaft 336, 342, 344, 415, 418
Deutsch-Ostafrika s. Ostafrika
Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft 26,

243, 246, 251, 279, 415, 417, 420f.,
448, 455, 461–468, 470, 475f., 478–
494, 501, 505, 510, 516, 519, 526–530,
533–541, 547, 551, 554, 560, 562, 567,
569, 571, 586

Deutsch-Ostafrikanische Plantagengesell-
schaft 526

Deutsch-Südwestafrika s. Südwestafrika
Deutz AG 242, 246
Diskontogesellschaft 182, 250, 290, 324,

326–328, 335, 342, 344, 353f., 360,
362, 416–418, 430, 434, 482, 588

Dubreka-Gebiet 309
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Einwanderung, Zuwanderung 40, 45, 589
Eisenbahnbau: Afrika, Südamerika (Dis-

kussion um, Werbung für) 47, 68, 72,
155, 262, 273, 306, 322, 331, 337, 342,
419, 482, 530, 543, 588

Elektrizitäts-AG (ehem. Schuckert & Co)
246

Emin-Pascha-Bewegung, -Diskussion,
-Expedition, -Komitee 26, 462, 469,
477, 483, 515f., 529, 560–562

›Erhaltung des Deutschtums‹ in Übersee
(s.a. Exportförderung durch Auswande-
rungsorganisation, Siedlungskolonisa-
tion) 26, 42, 46, 111–113, 115, 120,
143, 181, 183, 252, 256, 259, 270,
298f., 587, 589, 591f.

Erweckungsbewegung 65, 157, 375, 383,
506

›Erziehung zur Arbeit‹ (s.a. Mission) 44,
154, 425f., 428f., 433, 435, 437f., 449,
455, 463, 467, 476

Evangelische Allianz 108, 283, 532, 584f.
Evangelische Diaspora-Konferenz 280
Evangelische Gesellschaft für die prote-

stantischen Deutschen in Amerika,
Barmen 26, 111, 113, 115, 280, 283,
330, 383

Evangelische Gesellschaft für die prote-
stantischen Deutschen in Nordamerika,
Langenberg 111

Evangelische Kirchenzeitung 56f.
Evangelischer Verein für deutsche Prote-

stanten in Nordamerika, Bremen 111
Expansion, informelle (Begriff 11f., 15), s.

Auswanderungsorganisation, Kapital-
export, Siedlungskolonisation

Expansion, formelle (Begriff 12) s. Kolo-
nialexpansion

Expansionspropaganda: Formen, Techni-
ken, Organisation 27, 34, 39, 42, 161–
164, 181, 228, 237f., 253f., 262–268,
271, 277–304, 313, 363, 397, 407–410,
471–500, 591

Export (Ztschr.) s. Centralverein für Han-
delsgeographie und Förderung deut-
scher Interessen im Ausland

Export, überseeischer 78, 239f., 254–258,
261, 267, 272–274, 295, 299, 308,
347f., 408, 450–453, 456f., 593
Schutzgebiete 408f., 426, 448–459,
481f., 514f., 586

Exportförderung durch Auswanderungsor-
ganisation, Siedlungskolonisation (s.a.
dort) 42, 49, 113, 172, 181, 259f., 272–
274, 306, 310, 490, 574
durch Kolonialexpansion 27f., 151–
154, 241, 258f., 289, 307f., 316f.,
330f., 409f., 424, 490f., 515, 579, 586

Falkland-Inseln 158
Fernando Po 353, 358, 387
Fertigwarenindustrie 26, 42, 242, 267,

273, 321f., 409, 573, 578, 586
Fliegende Blätter aus dem Rauhen Hause

67, 75
Flottendemonstrationen

deutsche 99, 220f., 223, 225, 232, 339,
415, 478
englische 97, 99, 107

Flottenfrage in der Expansionsdiskussion
101, 131, 290, 499

Foreign Office 97, 99, 103, 108, 220,
222f., 226, 228, 231, 234f., 337, 342,
432, 529

Frankophobie 87f., 101, 117, 119f., 148,
193

Freihandel, Freihandelsexpansion, -lehre
99, 129, 131, 164, 174, 185, 196, 200f.,
205, 208, 241, 246, 248f., 259f., 265,
313, 388, 415, 460, 482

Freisinnige Zeitung 558

Gabun 173, 347, 350, 353, 358
Gelsenkirchener Bergwerks-AG 242
Genossenschaften: Assoziationsvorstel-

lungen, Siedlungs- und Konsumgenos-
senschaften 82f., 85, 122, 204f., 262f.,
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291, 331f., 352, 518, 573, 575, 578,
588, 590

Geographische Gesellschaft, Hamburg
178, 243, 349

Geographische Nachrichten s. Centralver-
ein für Handelsgeographie und Förde-
rung deutscher Interessen im Ausland

Geographischer Verein, Leipzig 180
Germania 558
›Germanisierung‹: informelle Expansion

durch (s.a. ›Neudeutschland‹-Pläne) 24,
42, 110–113, 115, 120, 149, 169, 197,
206, 275, 321, 328, 471, 573

Gesellschaft für deutsche Kolonisation
(Ztschr.: Colonial-Politische Korre-
spondenz) 26, 48, 267f., 279, 284, 302,
304, 313, 386, 392, 410, 413, 420f.,
444, 461f., 471–498, 501f., 505, 515,
569f., 574, 586

Gesellschaft für die deutsche-evangelische
Mission im Amerika, Bremen 111

Goldküste 94, 105, 439
Grenzboten 187, 189, 233, 387
Griechenland, griech. Frage 422
›Gründerjahre‹, ›-krise‹ 120–123
Guinea-Kompanie 250f., 320, 250, 352–

359, 362f., 385
Gustav-Adolf-Verein 111, 280, 303, 383
Gutehoffnungshütte 242

Hamburger Colonisationsverein von 1849
26, 42, 182, 203, 246, 251, 272, 283,
330–333, 575, 586–588, 590

Hamburger Nachrichten 315
Hamburgischer Correspondent 260, 558
Hamburg-Südamerikanische Dampf-

schiffahrtsgesellschaft 587
Handelskammern (Industrie- und Han-

delskammern) 242f., 246, 253, 258–
260, 265, 280, 283, 291–293, 298, 300,
303, 316–318, 361, 363, 492, 500, 534,
569

Handelskapital: Objekt der Expansions-
diskussion, Adressat der Investitions-
werbung (s.a. Exportförderung, Inve-

stitionswerbung, Kapitalexport, See-
städte) 27, 42, 47, 78, 80, 83, 95, 152,
174, 283, 258, 284, 313, 317, 336, 420,
430, 482, 491, 514f.

›Handelskolonien‹: Expansionsdiskussion
145, 151–153, 173, 197, 201, 207, 238,
240, 258, 274, 285, 289, 297f., 307f.,
310, 317f., 351, 403, 406, 414, 424,
462, 471, 490, 573, 578, 586

Hanseatische Kolonisationsgesellschaft
332, 558

Hanseatische Land-, Minen- und Handels-
gesellschaft für Deutsch-Südwestafrika
419, 501

Heinrichshütte, Au a.d. Sieg 242
Helgoland-Sansibar-Vertrag 226, 455,

499, 563, 567–570
Herman. Gesellschaft für deutsche An-

siedlung in Südamerika 331, 334, 357

Ideologischer Konsensus (Wehler) 39–41
Imperialismus s. Wirtschafts-, Sozialimpe-

rialismus
Import: überseeischer, aus den Schutzge-

bieten 78, 80, 105f., 146, 151, 174f.,
213, 218, 225, 268, 308, 310, 328, 332,
347–349, 352, 409f., 424f., 435, 437f.,
441, 448–454, 458, 518, 578, 593

Industrialisierung 68, 78–80, 84, 90, 127,
276, 280, 311, 349

Industriekapital: Objekt der Expansions-
diskussion, Adressat der Investitions-
werbung (s.a. Exportförderung, Inve-
stitionswerbung, Kapitalexport) 27, 42,
78, 80, 83, 95, 152, 238, 262, 278, 284,
323f., 330, 336, 347, 420, 430, 479f.,
491, 496, 515, 518, 576, 591

Innere Mission 65, 67, 71–73, 75, 77, 81–
83, 110–112, 114, 122, 276, 280, 573

Investitionswerbung für Überseeprojekte
27, 282f., 295f., 320, 322, 329, 344,
363, 385, 415–417, 421, 461, 466, 473,
479, 481, 573, 575

Jaluit-Gesellschaft 551
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Java 437

›Kaiser-Wilhelms-Land‹ s. Neuguinea
Kamerun 94, 316f., 347–350, 356–365,

Schutzgebiet 361, 385f., 391, 415, 421,
424, 426, 428, 431f., 434, 439–441,
443f., 447, 449, 452–455, 458, 463,
469, 551

Kaoko-Land- und Minengesellschaft 419
Kapitalexport, überseeischer (s.a. Investi-

tionswerbung) 12f., 23f., 27, 42, 47,
142, 174, 262, 270, 277, 307, 322,
324–327, 352, 518, 551, 575, 578, 591
Südamerika (s.a. Siedlungskolonisati-
on) 322–332, 489, 574f., 580, 586, 588,
591
Schutzgebiete 327, 342–344, 415–421,
461, 474f., 479–484, 514, 518f., 526f.,
543, 551, 554–559

Kapland, -kolonie 97, 100, 109, 211, 214,
217, 222f., 225, 325–337, 342

Key-Inseln 287
Kharaskhoma-Syndikat 338
Kirchenpolitik 25, 33, 36, 43, 122, 369,

373, 509, 543f.
Klein-Eloby s. Corisco-Bucht
Kölner Bergwerkverein 246
Kölnische Zeitung 115, 165, 167, 185–

189, 194, 199, 202f., 207, 212, 217,
226f., 239f., 238, 256, 260f., 268–270,
274, 294, 326, 339, 341, 343, 345, 383,
385, 408, 469, 478, 480, 520, 532, 557,
562

Kolonialamt: Kolonialabteilung im Aus-
wärtigen Amt, Reichskolonialamt 11,
34, 51, 148, 287, 469, 517, 519f., 524,
549f., 552f., 557f., 562–564, 579f.,
584f.

Kolonialbewegung, deutsche (seit
1878/79)
Begriff 30, 34f.
Organisationen: Interessenverbände,
Propagandaorganisationen s. Central-
verein für Handelsgeographie und För-
derung deutscher Interessen im Aus-

land (Kongreß für Handelsgeographie
und Förderung deutscher Interessen im
Ausland), Deutsche Kolonialgesell-
schaft, Deutscher Kolonialverein, Ge-
sellschaft für deutsche Kolonisation,
Verein für Handelsgeographie und För-
derung deutscher Interessen im Aus-
land, Verein für Kolonialpolitik, Verein
zum Schutz deutscher Interessen im
Ausland, Westdeutscher Verein für
Colonisation und Export, s.a. Allge-
meiner Deutscher Kongreß zur Förde-
rung überseeischer Interessen, Allge-
meiner Deutscher Verband Sozial-
struktur, Mitgliederbestand (s.a. einzel-
ne Organisationen) 17–19, 25–28, 34–
36, 39–41, 47f., 52–54, 161, 165, 240f.,
252f., 263, 267f., 272f., 284, 290,
295f., 303, 315, 317, 356, 363, 374,
389–392, 405f., 408, 410, 421, 430,
433, 451, 468, 482, 486–489, 494, 498,
505, 526, 553–560, 562, 564, 569,
577f., 582–584
Überseeprojekte, -unternehmen s. Alto-
Uruguay-Companie, Deutsche Berg-
bau-Gesellschaft an der Walfischbai
(Deutsche Südwestafrikanische Gesell-
schaft), Deutsch-Ostafrikanische Ge-
sellschaft, Guinea-Companie, Herman.
Gesellschaft für deutsche Ansiedlung
in Südamerika, Misiones-Projekt, Mos-
samedes-Projekt, Paraguay-Projekt,
Südamerikanische Kolonisationsgesell-
schaft, Transozeanische Bank

Kolonialbewegung, englische 271, 279,
303

Kolonialbewegung, holländische 279, 411
Kolonialexpansion, formelle: Diskussion

um 24, 28, 36, 47f., 99, 104f., 129, 164,
171, 180, 185, 189f., 200, 205f., 214,
226, 239, 259, 263, 270f., 290, 295,
301, 310, 317f., 564, 573f., 592

Kolonialpolitik, ›-programm‹ Bismarcks:
Schutzbriefvorstellungen, -system (s.a.
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Primat der kontinentalen Sicherheits-
politik) 26, 28, 38f., 41, 52, 239, 340–
344, 355, 386f., 391f., 397f., 404f.,
413, 518–564

Kolonialpolitik Caprivis 51, 419, 563, 567
Kolonialpolitik, -expansion, englische

97f., 102f., 109, 145, 211–230, 271,
340f., 349, 356f., 460, 522, 561, 567f.

›Kolonialprogramm‹ Fabris von 1889 25,
520, 550–553

Kolonialrat 287, 553f.
Kolonialverfassung, -verwaltung (s.a.

Schutzgebiete, Schutzbriefgesellschaf-
ten, -system) 25, 281, 438, 520, 550f.,
553, 558, 565, 575

Kolonialdiskussion, -projekte vor 1879
98–105, 119f., 268

Kolonialwirtschaft s. Arbeitskräfterekru-
tierung, Export, Import, Kapitalexport
in die Schutzgebiete, kolonialwirt-
schaftliche Unternehmen, Plantagen-
wirtschaft, Schutzbriefgesellschaften,
Schutzgebiete, s.a. Kolonialbewegung:
Überseeprojekte

Kolonialwirtschaftliche Unternehmen s.
Deutsch-Ostafrikanische Plantagenge-
sellschaft, Hanseatische Land-, Minen-
und Handelsgesellschaft für Deutsch-
Südwestafrika, Kaoko-Land- und Mi-
nengesellschaft, Otavi-Minen- und Ei-
senbahngesellschaft, Schantung-
Bergbau-Gesellschaft für Kiautschou,
Westafrikanische Pflanzungsgesell-
schaft Victoria, Westdeutsche Handels-
und Plantagengesellschaft, s.a. Schutz-
briefgesellschaften

Kolonisationsunternehmen: Südamerika s.
Hamburger Colonisationsverein von
1849, Hanseatische Kolonisationsge-
sellschaft, Herman. Gesellschaft für
deutsche Ansiedlung in Südamerika,
Rio Grande Nordwestbahn- und Sied-
lungsgesellschaft, Santa Catharina-
Eisenbahn-AG, Südamerikanische

Kolonisationsgesellschaft, s.a. Kolo-
nialbewegung: Überseeprojekte

Konakry 309
Kongo-Konferenz, -Akte 398, 403, 413,

444, 450–452, 457, 460, 462, 467, 469,
482, 530f.

Kongreß Deutscher Volkswirte 133, 189,
200–203, 209, 248, 259, 309

Kongreß für Handelsgeographie und För-
derung deutscher Interessen im Aus-
land, Erster 183, 202f., 222, 237, 241,
249, 265, 275, 321, 577

Konjunkturelle Entwicklung 40, 42, 45f.,
49, 78f., 120, 123, 126, 135, 137, 170,
273, 278, 387, 558f., 591f.

Konservative, konservative Parteien 25,
88, 124, 260, 388f., 395–397, 403, 471,
475, 513, 540, 557–559, 564,

Konservativer Klub, Berlin 471
Konsulate, Konsulatswesen
Krieg 1866 86, 98, 113
Krieg 1870/71 130, 138, 159
Kriegsziele, koloniale 1870/71 119, 290
Kriminalität, Kriminalstatistik: Expansi-

onsargument 157, 159, 197, 254
Krisenangst, -bewußtsein (s.a. Revoluti-

onsfurcht) 25, 64, 73, 86, 117, 126,
130, 161, 171, 255, 592

Krisentheorien, expansionistische 27, 47,
49, 117, 125–127, 163f., 170, 185, 592

›Kultivation‹, tropische (i. Ggs. zu sub-
trop. ›Kolonisation‹) 174f., 178, 248,
250, 286, 307f., 323, 349, 353, 406,
414, 417, 431, 470f., 490

Kulturkampf 33, 124, 216, 422, 442, 505,
516, 530, 532

Landwirtschaftsrat 332, 334
Linksliberale, linksliberale Gruppen, Par-

teien 82, 88, 124, 196, 198f., 260, 308,
388f., 391, 394–397, 408, 513, 556

Losinsel 310

Mac-Kinley-Bill 586
Madagaskar 153
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Malthusianismus 136–139, 168, 170, 192
Mansfeldische Kupferschiefer bauende

Gesellschaft 419
Marine, -stützpunkte (s.a. Flottendemon-

strationen, -frage) 99, 101, 108, 131,
148, 224, 387, 391, 399, 432, 478, 527,
551f.

Materialismus, -streit 56–59, 73f., 156,
194, 511

Misiones-Projekt des Westdeutschen Ver-
eins für Colonisation und Export 312,
328

Mission in den Schutzgebieten 36, 422,
442f., 445f., 547

Mission, katholische 443f., 452, 530, 532,
547

Missionsauffassungen, koloniale 28, 36,
51, 104

Missionsgesellschaften, evangelische
Basler Mission 94–96, 105, 111, 434,
439–441, 445
Norddeutsche Mission 374, 433, 444,
451
Rheinische Mission 25, 28f., 34, 43f.,
47f., 51, 53, 59, 80, 93–112, 188, 190,
194, 204, 206, 211–229, 234, 244f.,
335–338, 340–345, 365, 369–383, 395,
398f., 430, 434–438, 440, 445, 451,
455, 506–508, 511, 516, 522, 524, 593
Sonstige Missionsgesellschaften,
-vereine 108, 432f., 444, 446

Missionsgesellschaften, englische 154f.,
432f., 439f., 446

Missions-Handels-AG, Barmer 95–97,
100, 102–107, 153, 188, 204, 211–218,
222–224, 226, 232–234, 242, 259, 287,
335–337, 339, 341, 345, 348, 355,
372f., 375

Missionskonferenz, Bremer Kontinentale
113, 369, 381, 429, 433–435., 439,
445, 452f.

Mission und ›Erziehung zur Arbeit‹ 28,
153, 429–441, 445

Mission und Kolonialpolitik, -wirtschaft
(s.a. Missions-Handels-AG)

Mitteilungen des Allgemeinen Deutschen
Verbandes s. Alldeutscher Verband

Mittelstand als Adressat der Expansions-
propaganda, Träger des Kolonialenthu-
siasmus (s.a. Kolonialbewegung: Sozi-
alstruktur) 34f., 41f., 47, 182f., 239f.,
243, 254, 276, 302, 347, 413, 420, 471,
475, 480f., 495f.

Mozambique 107
Molukken 101
Monroe-Doktrin 148, 197, 275
Mossamedes-Projekt der Gesellschaft für

deutsche Kolonisation 444, 472

Nationale (Einheits-) Bewegung: ideologi-
sche Transformation der nationalen in
die koloniale Bewegung

Nationalismus, nationalideologischer Ex-
pansionismus 86, 113, 117, 127, 145,
151, 163, 168, 173f., 198, 234, 238,
249, 255, 387f., 394, 413, 474

Nationalliberale, Nationalliberale Partei
54, 124, 196, 199, 228, 269, 290, 314,
361, 388f., 392f., 395–397, 400, 466,
473, 475, 513, 516, 540, 555, 557–559,
564

National-Zeitung 20, 187–190, 197, 270,
558, 561f.,

Naura 446
Nederlandsche Coloniale Vereeniging s.

holländische Kolonialbewegung
›Neudeutschland‹-Pläne, -Vorstellungen

(s.a. Expansion, informelle, ›Germani-
sierung‹) 110–112, 147–149, 169f.,
275, 310, 573, 589f.

Neue Preußische (Kreuz-)Zeitung 99
Neuguinea 101, 153, 158, 250, 324, 335f.

Schutzgebiet 347, 421, 430, 434–442,
446, 463f., 466, 470, 482

Neuguinea-Kompanie 415, 417, 431, 434–
438, 445f., 455, 466f., 510, 551

Neukaledonien 158
Nias 370
Norddeutsche Allgemeine Zeitung 562
Norddeutsche Bank 326
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